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Zürich, 
Druck und Verlag von Friedrich Schultheß. 
1866. 


Sechstes Bud. 


Bom Ausbruch, des Bürgerkrieges bis nad) Aufhebung des Bundes- 
vertrages von 1815 und zur Annahme dev Bundesverfaflung von 
1848. (Herbft 1847 bis gegen das Ende von 1848.) 
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Erfter Abſchnitt. 


Die öffentliche Stimmung. Der Exekutionsbeſchluß der Tagfagung. Die Mani: 
fefte. Stärke und Aufftellung beider Heere. Dufour’s bedächtiger Kriegsplan. 
Der Kriegsrath der Sonderbundsfantone; ihre Defenfive. Die beiden Heer- 
führer. Die Sonterbundätruppen auf dem St. Gotthard. Freiburg Fapitulirt. 
Mari der Tagfagungstruppen gegen Zug und Luzern. Expeditionen des Sons 
derbundes in die Kantone Aargau und Teffin. Kapitulation von Zug. Kampf 
vor Gififon. Einnahme Luzern's und Beſetzung der übrigen Sonderbunds- 
fantone. Ende ded Krieges. (Dftober und November 1847.) 


Im Augenblide der Trennung der Stellvertreter der beiden 
Hauptparteien, in welche die Eidgenoffenichaft feit länger ber ge: 
fpalten, lag das Vorgefühl bevorftehenden ſchweren Unglüdes 
gleich einem Alp auf Jedermanns Bruft. Leſe, vergegenmwärtige 
man fich jene gewaltigen Nedeftüde, mit denen die Angreifer wie 
die Angegriffenen, legtere mit befonders glüdlihem Aufwand einer 
auf tiefe innere Ueberzeugung gegründeten Eloquenz, ihre polis 
tifche Stellung vor dem In⸗ und Auslande, vor Mit: und Nach— 
welt zu rechtfertigen und zu verantworten bemüht waren: und 
man wird die Ueberzeugung gewinnen, daB ed mit dem Kriege, 
mit dem Bürgerfriege, bitterer Ernft war, und daß der Krieg, in 
gewiffer Beziehung, ſich den früheren Religiondfriegen in gleicher 
Eigenfchaft anfchloß. In beiden politifchen. Lagern a deßhalb 
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eine unverkennbare Beſtürzung vor der Lage, die man ſich gegen- 
feitig gefchaffen; die Ahnung einer in ihren innern föderalen wie 
äußern internationalen Folgen unermeßbaren Kataftrophe waltete 
vor; redliche Gemüther, zumal in den höhern Kreifen der Ges 
jelfchaft, waren namentlih beforgt um den freien Beftand der 
Eidgenoffenfchaft, fürchteten unheilbare innere Zerrüttung im Ges 
folge der bereits eingeleiteten Kriegsoperationen. Allgemein fah 
man die Eriftenz von Taufenden im Bolfe bedroht, viele Magi- 
firate indbefondere in Folge der großgezogenen Aufregung und 
Erbitterung in ihrem Leben und Eigenthbum gefährdet; Befürd- 
tungen von dem, was die Rache in Zeiten heftigen Bürgerfrie- 
ges Gräßliches vermöge, gehörten nicht zu den müßigen Erfin— 
dungen. Dieß war die Stimmung im Umfange der ganzen Eid- 
genofjenfhaft in den legten Oftobertagen des Jahres 1847. Jetzt, 
nah Jahrzehnten, ift es ſchwer, wenn nicht unmöglich, fich in 
diefelbe zurücdzuverfegen; der Verlauf der Kriegäbegebenheiten war 
ein wefentlich verfchiedener von dem, welchen man feitens beider 
Parteien ſich vorgeftellt hatte; wenige Wochen reichten hin, um 
dad brüderliche Band, welches ein letzter Verfuch für Aufrecht— 
haltung der Regalität nach der firengen Auslegung des Bundes: 
vertraged vom Jahr 1815 um die VII Kantone gefchlungen 
hatte, ein Verſuch, dem die lebhafteften Sympathien ihrer poli- 
tifhen Gefinnungsgenoffen fo mie die ängftliche Aufmerkfamfeit 
der Fonfervativen Autoritäten im übrigen Europa zugemendet 
waren, ohne erhebliches Blutvergießen aufzulöfen; der beforgte 
längere, allgemeine und bartnädige Bürgerfrieg nahm bald die 
Geftalt eines Erefutionsmarfched von einem Obern gegen Unter- 
gebene anz umnverhoffte Erfolge fürzten ihn ab; eine politische 
Reaktion in den VII Kantonen, unter militärifhem Schub her 
beigeführt, folgte der Erefution auf dem Fuße, und nach weitern 
wenigen Monaten war ein neues politiſches Staatögebäude für 
die Schweiz aufgeführt, das formell ald Mittelglied zwiſchen der 
Zerfahrenheit abgenugter, darum unhaltbar gewordener Staaten- 
bündelei und eined unvolfsthümlichen Einheitsſtaates ſich dar- 
ftellte, thatfächlich aber der umerfchöpflihe Born einer verhäng- 
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nißvollen Zentralität wurde. So kam es, daß man bald wieder 
freier aufathmete und höchſtens nur noch die beſcheidenen Klagen 
der Ueberwundenen anzuhören hatte. Allein dieſes unerwarteten 
Ausganges ungeachtet, war jene Lage und Stimmung bei Aus— 
bruch des Krieges, wie wir ſie oben geſchildert, nicht weniger 
eine traurige Wahrheit. Wir müſſen uns daher bei Beſchreibung 
der Tagesbegebenheiten ganz in dieſelbe zurückverſetzen. 

Die in Bern zurückgebliebene Mehrheit der Standesgefandt- 
fchaften fette am 29. Dftober, nach dem Austritt der Gefandten 
der. VII Stände, in gebrüdter Haltung ihre Berathungen ale 
Tagfagung noch kurze Zeit fort, nachdem fie bei Beginn der 
Sigung von ihrem Präfidenten Ochfenbein vernommen, daß er 
für Mitbeforgung der Kanzleiarbeiten den proteftantifchen Pfarrer 
MWeyermann, der den Freifchaarenzug unter dem genannten Och- 
fenbein mitgemacht, zugezogen habe. Unpafjend war dieß eben 
nicht, denn im Grunde hatte diefe Tagſatzung das feiner Zeit in 
Fallimentszuftand gerathene fFreifchaarengefchäft übernominen, 
welches unter gewichtigerer Firma und unter gefäligerer Form 
die Niederlage am Trient und an der Emme zu rächen hatte. 
Zu folhem Zweck und um die inneren Blößen der übernomme— 
nen Aufgabe zu deden, nahm die Ständemehrheit, wie wir ſchon 
im vorigen Bande gefehen, den Mantel der formellen Legalität 
für fih in Anſpruch. In erwähnter Sigung traf die Tagſatzung 
nod einige Ernennungen für den eidgendjfiichen Generalftab, ver- 
nahm ein Schreiben ded Standes Neuenburg gegen das Aufge- 
bot der dortigen Truppen und befchloß nachträglich die Bereit- 
haltung der gefammten Neferve-Milizen in den Kantonen der 
Mehrheit. Am 30. Oktober abermalige Berfammlung : jenes 
fhriftlich eingelegte Begehren der Regierung von Neuenburg, fie 
von der Bolljiehung des an fie ergangenen Befehls, auch ihre 
Truppen unter das eidgenöffifche Kommando zu ftellen, zu ent- 
binden, wurde erwogen und abgemwiefen. Am 4. November end- 
lich fchritt die Tagſatzung zur Faſſung des VBollziehungsbefchluffes- 
Er wurde in feierlicher Sprache vom Berichterftatter der befannten 
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Siebener-Borberathungsfommiffton * eingeleitet mittelft audführ- 
licher Crinnerung an die neueren Vorgänge, melde die nun- 
mebrige Berwidelung herbeigeführt haben, namentlich an das ver: 
letzende Manifeft der Sonderbundsftände, vom 29. Oktober. 
Neuenburg und Bafelftadt mwiderfprachen allein, doch fruchtlos. 
Die Tagfagung befchloß die Ausführung der bereitd am 20. Juli 
verfügten Auflöfung des Sonderbundes mittelft Anwendung der 
bewaffneten Maht und beauftragte den Oberbefehlähaber „der 
eidgenöffifchen Truppen“ mit der Vollziehung, unter Anzeige an 
fämmtlihe Kantonsregierungen. Zur Begründung war das-oft 
vernommene Sündenregifter der unglüdlichen VII Kantone vor⸗ 
angeftellt: daß fie nämlich jenem Befchluß die Anerkennung ver- 
fagt, vor» und nachher außerordentliche militärifche Rüftungen ge— 
troffen, Feldbefeftigungen aufgeworfen, Waffen und Munition aus 
dem Ausland bezogen, einem zweiten Befhluß vom 11. Auguft, 
der den Randfrieden gebot, fich mwiderfegt haben, daß fie den Re— 
präfentanten der Tagfakung den Zutritt vor den Großen Räthen 
und den Landsgemeinden verfagt, die Veröffentlichung ihrer Pro« 
flamationen, in Quzern unter Strafandrohung verboten, dann die 
Bermittlungsvorfchläge abgelehnt, Tagſatzung und Bundesftadt 
verlaffen und durch folchen Aft in Verbindung mit den militäris 
[hen Rüſtungen ſich gegenüber der .Eidgenoffenfhaft in offenen 
Krieg verfegt haben. Für die Berechtigung zum Kriegezug fußte 
fi endlich die Tagfagung auf ihre Pflicht, den eigenen Befchlüf- 
fen Nachachtung zu verfihaffen und dem „die innere und äußere 
Sicherheit der Eidgenoffenfhaft bedrobenten Zuftand enigegen- 
zutreten.“ Gleichzeitig ward eine Erflärung an das Schweizer 
volf und ein Aufruf an das Heer erlaffen (4. November), aus- 
führlihe Ausarbeitungen, zu denen die'erften Tage dieſes Monats 
verwendet worden. Das erfte diefer Aftenftüde ift cine Staates 
fchrift, die in ihrem einen Theil bis auf die Klofterfrage zurück— 
fehrt und den Ständen der Oppofition den Vorwurf macht, daß 
fie ungeachtet der vermittelnden Erledigung derfelben im Grunde 
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ihon ‚Ende 1843 den Sonderbund geftiftet; dann erinnert, daß 
aller Mahnungen ungeachtet die Jefuiten in den vorörtlihen Kan— 
ton berufen, die Urheber der fpätern Ereigniffe (des erſten Preis, 
fhaarenzuged) mit maßlofer Strenge verfolgt, dadurch dem zwei- 
ten WFreifchaarenzuge gerufen worden. Die Deklaration führt im 
Fernern in's Gedächtniß zurüd, wie die Tagſatzung den Lands 
frieden wiederhergeftellt, die Einfälle der Freifhaaren „entfchie- 
den“ * mißbilliget und alle von den Sonderbundäftänden vers 


langte Garantien gegen wiederholte Weberfälle gegeben habe; fie 


behauptet, daß deffen ungeachtet „der Sonderbund“ fortwährend 
jene Angriffe ald Dedmantel feiner Eriftenz, feiner politifchen 
Berechtigung und feiner immer fihrofferen Ausprägung benupt 
habe, bi8 am 20. Mai 1847 die Maske gefallen und die offene 
Erklärung erfolgt, daß der Sonderbund zum Widerfland gegen 
alle Tagfagungsbefchlüffe beftimmt fei, welche derfelbe nicht als 
rechtmäßig anerfenne. „Inzwiſchen hatte der Yefuitenorden es nicht 
verfhmäht, über den Leichen der Gefallenen und auf die Gefahr 
der tiefiten Zerfplitterung unſeres Vaterlandes in den Vorort Zus 
zern einzuziehen.“ Dann folgten abermalige Klagen über die Rü— 
flungen der angefeindeten Kantone. Wir übergehen, was zur Be- 
weisführung für die formelle Berechtigung der Tagfagung gefagt 
wurde, namentlich für ihre Allmacht zur Enticheidung jeglichen 
Streites über die Kompetenzen der Tagfapung mittelft einfacher 
Stimmenmehrheit, befanntlih eine Allmacht und eine Befugniß, 
melche namentlich in wichtigen Fragen zwei der mächtigften Kan- 
tone, Bern und Waadt, von jeher beftritten, wohl auch verlacht 
hatten, wann oder weil ihr Intereffe oder auch bloß ihre poli- 
tifche Eigenliebe ed zu erheifchen fchien. Gegen das Ende jener 
Erklärung der Tagfagung ift gefagt: „Der Kampf, welchen die 
Eigenofienfhaft gegen aufrührerifche Bundesglieder zu führen hat, 
ift fein Kampf von zwölf gegen fieben Kantone, feine Unter- 
drückung der Minderheit dur die Mehrheit, fein Krieg gegen 


* Lieblingdausdrud Kern's, fo oft er Zweideutiges, oder vielleicht „ent 
ſchieden“ Unmwahres über die Lippen brachte oder dem Papier überantwortete. 


barmlofe Bundesbrüder. Nein, ed ift ein Kampf der Eigenofien« 
haft und der rechtmäßigen Gewalten berfelben gegen die Partei, 
welche den Sonderbund geftiftet, großgezogen und mie eine 
Matter an das Herz der Eidgenoffenfchaft gelegt bat, auf daß fie 
dasfelbe vergifte. Nicht harmlofe Völker haben dieſes gethan; es 
ift diefelbe Parlei, welche deren Unwiſſenheit unter demofratifchen 
Formen pflegt und unter dem Aushängefhild der Religion zu 
felbftfüchtigen Zwecken ausbeutet, diefelbe Partei, welche fchon im 
Sabre 1813 fremden Armeen die Pforten eröffnete, * welche den 
freifinnigen und in feiner Weife bundeswidrigen Berfaffungen 
vom Jahr 1831 die Garantie verweigerte, welche mit unermüd- 
lihen Umtrieben an der Neaftion arbeitet, welche den Jura und 
andere Theile der Schweiz agitirte, im Aargau eine ultramontane 
Empörung erzeugte und nach Wallis, Freiburg, Schwyz und Lu- 
zern die Jeſuiten berief, deren Bundesgenoffe und Werkzeug fie 
ift.“ Man fieht, daß diefe Schrift je mehr und mehr in den Ton 
eines leidenfchaftlichen Zeitungdartifeld ausartete, und daß abge- 
fehben von den politifchen Grundfägen, welche die Urfantone mit 
ihren zunächft Befreundeten befolgten, ihnen Heuchelei und ander- 
weitige Schlechtigfeit vorgeworfen wurde, der fhwachfinnigen und 
bodenlofen Aeußerung nicht zu gedenken, daß die Partei „Bun 
deögenofje und Werkzeug der Jeſuiten“ ſei. Im gleichen Sinn 
ift die Proflamation an das Heer gefchrieben, doch mit mehr 
Geift und jener feden Frifche, die dem Berfafjer, Drucy, eigen 
war. Wir lefen in derfelben: „Die Feinde ded Vaterlandes fu- 
chen den Glauben zu verbreiten, man habe Euch in’s Feld ge- 
rufen, um die Souveränetät der Kantone ded Sonderbundes zu 
vernichten, um ihre politifchen und religidfen Freiheiten zu zer- 
fiören, um fie zu beugen unter dad Joch tyrannifcher Mehrheis 
ten; Euere Aufgabe fei ed, die Bundeseinrichtungen umzuftürzen, 
eine Einheitöregierung zu gründen, ja die Grundlagen der ges 
fellfhaftlihen Drdnung felbft zu untergraben. Gehäffige Berleums 


* Darüber, wer im Jahr 1798 die Schweiz den Franzoſen überlieferte, 
wird Müglich gefchwiegen. 
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dungen ſind dieß. Ihr ſeid berufen, dem Bundesvertrage, der die 
Verfaſſung der Schweiz iſt, Achtung zu verfhaffen . . . 5° 
und weiter: „Euere Aufgabe wird fein, jenen Unruhen ein Ende 
zu machen, welche man in der Abficht erregt hat, um die durch 
unfere Väter erworbenen und in den Berfaffungen der ſchweizeri— 
ſchen Kantone niedergelegten Grundfäge der Freiheit, der Gleich- 
beit vor dem Gelege, und der Gerechtigkeit zu unterdrüden oder 
zu verfälfchen,* und zum Schluß das fromme Gebet: „Der Gott 
der Heerfchaaren wache über Euh, Er flärfe Euere Herzen, ers 
feuchte Eueren Geift, ftähle Eueren Körper und ſtehe Euch im 
Kampfe beil Gott erhalte dad Baterland und fegne unfere 
Sache!« Diefer Schluß paßte für beide friegführenden Theile. 
Wichtiger ald diefe Papiere waren die Soldaten. 50,000 Mann 
waren bereitö in Folge Beichluffed vom 24. Dftober aufgeboten, 
in Wirklichkeit wurden es 52,315 Mann, dazu die Neferve mit 
ungefähr 30,000 Mann, in einzelnen Kantonen auch Landwehr. 
Das Marimum des aufgeftellten Tagſatzungsheeres betrug 98,861 
Mann mit 172 Gefhüsen (16. November). Bon den letzten Ta— 
gen Dftoberd an wurde die äußere Schweiz zum weiten Heer- 
lager. Die Thätigfeit der Militärbehörden war eine entfprechende 
und rühmliche. Mit Ausnahme eines Theils der Fatholifhen Mi— 
lizen fanden die Aufgebote Feine Hinderniffe. Die Stimmung der 
Mannfchaft war den Forderungen der Difziplin angemefjen, je- 
doch ernft. Diele glaubten und beforgten (und fie waren zu die- 
fer Anfiht berechtiget), daB es heiße, blutige Kämpfe abfepen 
werde. Dufour ftellte zunächfi das Erefutiondheer in ſechs Divi- 
fionen auf, die erfte (unter Oberft Rilliet) auf der äußerften Rech- 
ten von Sferten über Vivis bis Laufanne; die zweite (Burf- 
hardt) zwifchen der Aare und der Emme, mit dem Hauptquartier 
in Bern; die dritte (unter Donats) zwifchen der Emme und der 
Wigger (Hauptquartier Solothurn); die vierte (unter Ziegler) 
zwifchen Wigger und Neuß, Hauptquartier Aarau; die fünfte 
(unter Gmür), von der Neuß bis rückwärts nach Winterthur und 
binauf nah Rapperſchwyl, mit dem Hauptquartier Zürich; die 
ſechste Divifion, unter Zuvini, follte die Kantone Teſſin und 
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Graubünden befegen und hatte das Hauptquartier in Bellinzona. 
Bon diefen Linien aus follte, fo lag es im Plane des Oberbe- 
fehlshabers, in Fonzentrirtem Marſch zunächft das ganz verein- 
zelte Freiburg genommen, dann Luzern mit den Urkantonen und 
Zug umzingelt und angegriffen, weiter Wallis beſetzt und über: 
wunden, endlich und während obiger Kriegsoperationen die füds 
öftliche Schweiz, die Thäler Graubünden® und Teffind, gegen 
einen Einfall der Sonderbundstruppen fichergeftellt werden. Außer 
den genannten Infanterie-Divifionen waren noch drei Artillerie- 
und eben fo viele Kavalleriebrigaden aufgeftellt. 

Bevor wir übergehen zu den Friegerifchen Anordnungen der 
VII Stände haben wir noch in Kürze ihrer aftenmäßigen Recht- 
fertigung zu erwähnen. Die erfte derfelben war die unmittelbar 
vor dem Austritt aus der Tagſatzung an das Protokoll gegebene 
Erklärung. In diefer führen fie an: daß eine der Würde und 
den Rechten der eidgenöffiihen Stände angemeffene Berathung 
in der Tagfapung nicht mehr beftehe, die XII Geſandtſchaften 
der Mehrheitöfantone in geheimen Konferenzen befchließen, mas 
man nachher zum ZTagfapungsbefhluß erheben wolle, die Be— 
rathung in der Tagſatzung zu einem bedeutungslofen Spiel her- 
abgefunfen fei. Seien die Formen übrigend auch kränkend, fo 
finden fie fih gleichwohl nur durch den Inhalt der Befchlüffe zu 
dem angefündigten Schritte veranlaßt. Der Beſchluß zur Trups 
penaushebung von 50,000 Mann (24. DOftober) habe eine an- 
dere Beflimmung, ald der Wortlaut befage: Handhabung der 
Drdnung, Herftellung derjelben und die Wahrnehmung der Rechte 
des Bundes. Unordnungen beftehen feine in den Kantonen; es 
herrfche im Ganzen Ordnung und Gefeplichkeit; zur Herftelung 
diefer bedürfe es alfo nicht 50,000 Mann. Es handle fich viel 
mehr um die Belriegung der VII Kantone; wenn nicht, „wozu 
denn die Aufftellung von Armeedivifionen in Waadt, in Bern, 
in Solothurn, Aargau, Zürich, Teffin? Das aufgebotene Trups 
penforps ift eine gegen die VII Kantone in's Feld gerufene feind- 
liche Armee. Der Oberfommandant hat bereitd Auftrag, mit der- 
jelben zu handeln; der Kriegsbeſchluß ift alfo gefaßt, und jeder 
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Augenblick kann uns den Ausbruch des fluchwürdigen Bürger— 
krieges verkünden. Wir müſſen daher ſcheiden, da Diejenigen, 
welche geſchworen, im Glück und Unglück als Brüder und Eid— 
genoſſen mit uns zu leben, das Schwert gegen uns gezogen ha— 
ben.“ Folgte noch eine kurze Erinnerung an die befriedigenden 
Anerbietungen, welche fie bei den legten Vermittlungskonferenzen 
gemacht. Das zweite jener Aktenſtücke ift dad ebenfalls vom 29. 
Dftober datirte Manifeſt. In demfelben wird zunächft die von 
den Sonderbundsfantonen feit dem Streit über die Klofterfrage 
geltend gemachte Rechtsanfiht über Bedeutung und Tragweite 
des Bundesvertrages, indbefondere Über den Umfang der fanto- 
nalen Souveränetät in ſcharfer Logik audeinandergefeßt, dann bei- 
gefügt: „ein ungerechtered Machtgebot, ald das einer Mehrheit 
von zwölf Ständen, eine Vereinigung einer Minderheit von 
Ständen zu Bertheidigung ihres Gebieted und ihrer Souveräne- 
tät mit Waffengewalt, durdy Bürgerkrieg auflöfen zu wollen, giebt 
es feines, kann ein ungerechtered nicht geben. Ein ſolches Macht: 
gebot will fogar das Recht der Selbiterhaltung und Nothwehr, 
welches jedem Menſchen, ja fogar dem Sklaven zufteht, gleichbe⸗ 
rechtigten fouveränen Ständen rauben! Diefed Machtgebot will 
. in der freien Eidgenojjenfchaft die Defpotie einer alle einzelnen 
Souveränetäten verfchlingenden Mehrheit einführen und mit Waf- 
fengewalt, mit den Schreden und Gräueln ded Bürgerfrieges 
durchfegen.“ Das Manifeft ergeht ſich fodann in der ganzen 
Reihenfolge der nach der Minderheitsanficht durch die Mehrheit 
verübten Rechtöverlegungen, vom Klofterftreit hinweg bie zu dem 
Beihluß vom 20. Juli 1847, und nennt indbefondere ald deren 
fhwerfte den Eingriff in das der Souveränetät inwohnende Recht 
der Kantone, die Lehrer und GSeelforger nach eigenem Grmeffen 
zu wählen. „Eine fünfhundertundvierzigjährige Erfahrung erhärtet 
die Wahrheit dieſes Satzes. Nur eine ſchnöde Gewaltthat fann 
darum Fatholifchen Ständen verbieten wollen, einen von der all 
gemeinen Kirche anerfannten und gutgeheißenen Orden zu beru- 
fen und zu behalten und aus ihm Lehrer und Seelforger zu 
wählen.“ Und endlich heißt es in der Urkunde: „Ihr habt uns, 
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o Eidgenoſſen, wie wir Euch, feierlich geſchworen: „„im Glück 
und Unglück als Brüder und Eidgenoſſen miteinander zu leben“«, 
Haben wir diefen Schwur nicht gehalten? Wann haben wir 
Euered Glüdes und nicht gefreut, wann Euer Unglüd nicht ge— 
theilt? ließen wir Euch nicht ungehindert Eure Freiheit und Eure 
Rechte genießen? Eure Obrigfeiten aber beraubten mitten im 
tiefen Frieden durh Gewalt unfere katholiſchen Inſtitute und 
hoben fie gar aufl...... „Ihr habt und, wie wir Euch, ges 
ſchworen, „„Alles zu leiften, was Pflicht und Ehre von treuen 
Bundeögenoffen fordert.“ Nennt uns eine Bundespflicht, welche 
wir gegen Euch nicht erfüllt! Eure Obrigfeiten aber fegen ihre 
Machtgebote an die Stelle der Bundespflichten, fie unterflügen 
unfere Randeöverräther, fie ſchützen die Theilnehmer am Meuchel- 
morde, fie haben feinen Schuß für unfere harmlofen Mitbürger, 
fie fchmeiden und den Verkehr ab, fie rauben unfer Eigenthum, 
fie umgarnen unfere Grenzen, fie erklären und in Euerem Na» 


men den Krieg..... Endlih: „Mit dem Bewußtfein des 
Mechts leiften wir Widerftand, mit dem Bewußtſein des Unrechts 
greift Ihr und an..... « Der Stoff ift meifterhaft durchgeführt. 


Daher jchnitt das Manifeft da und dort ein, Eine Verordnung 
der Regierung von St. Gallen (vom 1. November) nennt das» 
felbe in Betracht, daß es „die frechften, ärgften Befchimpfungen 
und DBerleumdungen® gegen die übrigen eidg. Stände und deren 
Obrigfeiten enthalte, ein „Xibell®, befiehlt deffen Beichlagnahme 
und verbietet den ganzen oder theilweifen Nachdrud des Mani- 
feſtes in öffentlichen Blättern oder befondern Abdrüden, 

Der Zagfagung gegenüber ſaß in Quzern der Kriegsrath der 
fieben Kantone: Schultheiß Siegmwart, ald deſſen Präfident, 
Landammann Spihtig für Obwalden, Landeshauptmann Zelger 
für Nidwalden, Landammann Binzenz Müller für Uri, Oberft- 
fieutenant Müller für Schwyz, Landsfähndrich Andermatt für 
Zug. Später, ald Einzelne der Genannten ald Offiziere zu ihren 
Korps abzugeben hatten, traten für Uri Landammann Schmid, 
nachher Landammann Lauener, für Schwyz Landammann Hol- 
dener, für Zug Landammann Boffard, dann Hegglin, endlich der 
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greife Landammann Keiſer ein; von Freiburg Major Reynold, 
aus dem Wallis Oberſt Zenkluſen. General v. Salis-Soglio 
wohnte mit berathender Stimme bei, eben ſo, ausdrücklich be— 
rufen, einigemal der Oberſt Franz v. Elgger, der überaus thätige, 
intelligente und der übernommenen Aufgabe treu ergebene Chef 
des Generalſtabs. Herrſchte Eintracht uud Unterordnung unter 
den Lenkern der Politit an der Tagfapung gleichwie im Haupt- 
quartier ihres Oberbefehlshabers, fo war ein Gleiches von dem 
gegnerifchen Kriegsrathe nicht zu fagen. Zeigten ſich Holdener, 
Lauener und Spichtig, auch Schmid von Uri, charakterfeft und 
entfchloffen, fo waren hinwieder andere Mitglieder von Schwäche 
oder Unentfchloffenheit nicht frei. Es fehlte die dem vorgeſteckten 
Ziel fih ganz hingebende Opferwilligkeit nnd Eintracht; und die 
Engberzigfeit, vornemlich durch die Sorge für den eigenen Kan— 
ton fundgegeben, gewann Epielraum; es gebrach zudem an jener 
Willenskraft, welche dem Ernft der Rede auch unter ungünftigen 
Umftänden die alle Hinderniffe vor fich niederwerfende That fol- 
gen läßt. Zwei große Maßnahmen, die vielleicht den Sieg des 
Wehr oder Schubbundes der VII Kantone hätten herbeiführen 
fönnen, wurden nicht getroffen: Die Aufftelung der militärifchen 
Diktatur, und die Ergreifung einer vafchen, rechtzeitigen Offen: 
five. Beide wurden unterlafjen ; auch alddann noch, als die größte 
Gefahr, der Uebermacht der Tragfagungstruppen zu unterliegen, 
bereitö herangetreten war, tagten die vielföpfigen politifchen Be— 
hörden über Fragen der PBertheidigung; fo der Landrath von 
Zug, der am 30. Oktober fein Verharren bei dem Schupbünd- 
niß nur unter der Bedingung zufagte, wenn die mitverbündeten 
Stände die nöthige Hülfe zur Bertheidigung feiner Grenzen ge— 
währten, fomit der rein militärifhen Entfcheidung diefer ftrater 
gifhen Frage eigenwillig vorgriff. Der Kriegsrath hatte zwar 
anfänglich dem General nöthige Vollmachten ertheilt, behandelte 
aber fpäter die Militärfragen und deren Einzelheiten felbft, un» 
eingeden?, daß lange Erörterungen, Meinungsverfchiedenheiten, 
fomplizirte, bedingungsvolle oder halbe Befchlüffe, Vertrauen und 
Erfolge von vornherein ſchwächen und gefährden. Nebenhin woll- 
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ten fth auch Freiburg und Wallid von jeher nicht mit nöthiger 
Dpferwilligfeit einem einheitlichen Willen unterwerfen. Daß vom 
militärifchen Diktator, bei welchem wir die erforderlihe Sad: 
funde und Entfchloffenheit vorausfegen, fodann die Offenſive 
hätte ergriffen werden follen, das hat der Berfaffer bei vielen 
Unterredungen mit erfahrnen Männern zu vernehmen gehabt. 
Aber die Sonderbundsftände verfäumten ſolches; fie verfäumten, 
die Vereinigung der übermächtigen Streitkräfte der Mehrheit zu 
verhindern durch Ergreifung der DOffenfive, indem fie fich recht: 
zeitig vorwärts in das aargauifche Gebiet zwifchen die Züricher 
und Berner geworfen hätten. Nachdem dieß unterlaffen worden, 
lag die Beforgniß nahe, daß Kanton nah Kanton werde abge- 
löst und erdrüdt werden. Die Schuld, die Offenfive verfhmäht 
und die bloße Defenfive vorgezogen zu haben, wird dem Ges 
neral beigemeſſen; Siegwart und die zwei Umer, Schmid und 
Vinzenz Müller, au Emanuel Müller von Uri, damald Res 
gierungsrath von Luzern, waren mehr für angriffäweifes Ber» 
fahren eingenommen *. Wenn übrigens die Defenfive übermog, 
fo fann der Kundige nicht überfehen, daß, fofern jene Unter- 
laffung wirklich ein entfcheidender Fehler war, folcher wenigftend 
nicht allein der Unfähigkeit oder der Unentſchloſſenheit beizu- 
meſſen ift. Die vorherrfshende rechtliche Anfiht unter den Häup- 
tern der Sonderbundsftände von länger her war, dad Recht werde 
von den Gegnern niedergetreten; diefem Verhalten haben fie, die 
Berlepten, die Einfprache der Bundeswidrigfeit entgegenzufegen ; 
wird diefe anerkannt, fo fann man gegenfeitig wieder in Frieden 
leben; wenn nicht und will man vollfireden, jo feßen fie Ge— 
walt der Gewalt entgegen. Schon in diefer Gedanfenfolge war 
dad Syftem der Defenfive ausgeprägt. Das Volk der Sonder: 
bundaftände ging mit diefer Anficht einig und mar gegen einen 
Angriffökrieg geftimmt. Aber Wichtigered fam hinzu. Bekanntlich 
hatten von Zeit zu Zeit die Großmächte dur ihre Gefandten 
über die inneren Zerwürfniffe in der Schweiz fih vernehmen 


* „Der Bürgerkrieg in der Schweiz, von 3. B. Ulrich“, Einſiedeln 1850, 
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laffen; die Gefandtichaften einzelner derfelben fanden in näherem 
Verkehr zu den bedrohten Ständen; fie anerfannten, bald in 
diefer bald in jener Form, daß das bundesmäßige Recht auf 
ihrer Seite fei, und ließen die Audficht wenigſtens auf diplos 
matifhe Unterftügung durchbliden, falld die fouveräne Epriftenz 
jener Kantone wirklich angegriffen würde. Hier lag eine mittel- 
bare Nöthigung oder doch Mahnung zur Einhaltung der Defen- 
five, die nur alddann bedeutungslos geweſen wäre, wenn die VII 
Kantone, in ſtolzem Selbfigefühl oder in vorfichtiger Erwägung, 
felbft die Sympathien und die internationale Zuftimmung aus— 
ländifcher Regierungen fich hätten verbitten wollen. Die Defenfive 
verftanden übrigens die Sonderbundsfantone bis auf's Aeußerſte, 
d. h. ed war mehrfach ausgefprochenes Vorhaben, felbft im Fall 
der Vertreibung aus Luzern, den Bertheidigungsfrieg in den 
Thälern des Hochgebirges fortzufepen. Diefe Betrachtungen ges 
hören mit zur Gefchichte. 

Wie in der vorörtlihen Hauptftadt, fo machte auch auf den 
Landfchaften Bern's und Luzern's der feierliche Austritt der Ges 
fandtfchaften der VII Stände und ihre Durchreife nach der Heimath 
großen Eindrud auf das Volk. Es rief in feiner einfachen Sprade: 
„Seht geht der Krieg lost. Bernhard Meyer eilte, ohne Raft, 
voraus, und traf am 30. Dftober früh Morgens in Luzern ein; 
die andern folgten Mittags, nach ruhigem Nachtlager in Efcholz« 
matt. Der Kriegsrath ließ unverfchoben gefammte Truppen mit 
Inbegriff der erften Landwehr in die Linie einrüden, und bot 
nachträglich die zweite Landwehr auf. Bon Wallid ber waren 
ſchon früher zwei Bataillone auf den zentralen Kampfplag ge- 
fordert worden. Am folgenden Tag, 1. November, belief fich der 
Effeftivbeftand der regulären Truppen auf 29,544 Mann mit 74 
befpannten Gefhügen. Den ganzen Landfturm aller fieben Kan- 
tone berechnete man zu 49,411 Mann, jedodh nur inner den 
Grenzen des betreffenden Kantons verwendbar. Die fünf innern 
Kantone zählten an Auszug und Landwehr zufammen 20,678, 
an Landfturm 27,343 Mann; Freiburg hatte 5469 Mann Mi- 
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lizen, 10,066 Mann Landfturm; * Wallis: zählte an erftern 
3427 Mann, an Landfturm 12,000. Das Heer diefer Verbün—⸗ 
deten, mit oder ohne Landſturm gerechnet, zerfiel, zu ihrem Uns 
glüd, in drei Theile, die fich gegenfeitig nur unter den größten 
Schwierigkeiten hätten vereinigen fünnen. Wirflih fand eine 
folhe Bereinigung nur bezüglich jener zwei Wallifer Bataillone 
ftatt, die theild nach Luzern, theild zur Theilnahme an dem An— 
griff auf Teffin beordert wurden, von dem allernächft die Rede 
fein wird. Die geregelte Eintheilung des Sonderbundäheeres in 
vier Divifionen, wovon zwei zur Dedung von Schwyz, Zug und 
Luzern mit den zwei rüdliegenden Kantonen Uri und Unterwal— 
den, die dritte für Freiburg, die vierte für Wallis beſtimmt wa— 
ren, ließ die vorhandene gefährliche Zerfplitterung der Kräfte fort- 
beſtehen. 

Bevor zur Erzählung der kriegeriſchen Ereigniſſe übergegangen 
wird, mag ein Wort über die beiden Heerführer am Platze ſein, 
die dad Eigenthümliche darbieten, daß die Gruppe der Zwölfer— 
Stände, obwohl vom Radikalismus getrieben, fi) einen General 
wählte, der im Allgemeinen, und unter den fchmweizerifchen Pro- 
teftanten zumal, als ein Konfervativer galt, die fieben Fatholifchen 
Kantone hinwieder ſich einen Proteftanten zum Oberbefehlshaber 
erfieöten. 

Wilhelm Heinrih Dufour ift urfprünglich Genfer, zu Kon- 
ftanz im Sabre 1787 geboren, war daher, beim Antritt feines 
Kommando's ein Sechöziger. In feiner Jugend war Genf un- 
freiwillig ein Theil des franzöfifchen Reiches, Dufour daher 
Franzoſe; in diefer Eigenfhaft wurde er Polytechnifer und In— 
genieur» Offizier in Frankreich, in welchen beiden Stellungen er 
fih hohe technifche Begabung erwarb. Der zweite Sturz des er- 
ften Kaiferreiched ward Beranlaffung zu feiner bleibenden Rüd- 
fehr in die Schweiz. In feinem Heimathlanton wurde er mit 
der Stelle eined Dberingenieurs betraut; zur Eidgenoſſenſchaft 


* So Elgger und Ulrich in ihren Schriften. Maillardoz aber berechnete den 
Landfturm von Freiburg nur zu höchſtens 7000 Mann, 
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trat er zuerft ald Hauptmann im eidg. Genieftab in Beziehung. 
General Finsler hatte dem eidgenöffifchen Wehrweſen durch Ein- 
führung des Militärreglements von 1817 feinen nothiwendigen 
Aufſchwung gegeben; dad fam auch dem noch jungen Hauptmann 
Dufour zu flatten, dem bald die Leitung der Milttärfchule in 
Zhun anvertraut wurde. Diele Stellung verlieh ihm nüglichen 
Einfluß und Popularität bei den dem Milizdienfte fich widmen- 
den jüngern Männern der Schweiz zugleich. Im Jahr 1827 er- 
ftieg Dufour den Grad eines eidgenöſſiſchen Oberften; vier Jahre 
fpäter (1831) fehen wir ihn ald Chef des Generalftabs unter 
General Guiguer "bei Anlaß der damaligen Gadres- Aufftellung 
. zu allfälig nöthiger Bertheidigung der neutralen Stellung der 
Schweiz; endlich erfeßte er Finsler'n als Oberftquartiermeifter 
der Eidgenoſſenſchaft und brachte in diejer Stellung das von 
jenem mit fpärlihen Mitteln begonnene Werk der trigonometri= 
[hen und topographifchen Aufnahme des Schmweizergebietes, theils 
mit erhöhten eidgenöffiihen Krediten, theild durch die eigene ad» 
miniftrative und finanzielle Bethätigung der Kantone zur Bol- 
lendung. Auch ald militärifcher Schriftfteller erwarb er fih Ruhm 
über die vaterländifche Grenze hinaus. Politiſch trat er nur fel- 
ten in bedeutfamer Stellung auf, fo im Winter von 1830 auf 
1831, ald die Ummälzung in Franfreih auch in der Schweiz 
gezündet hatte. Gleichviel, ob in militärifcher oder politifcher 
Stellung, hatte Dufour jeweilen das Geichid, feiner Wirkfamkeit 
das Gepräge rein patriotifcher Gefinnung aufzudrüden. Er war 
und blieb ald Ehrenmann zudem allgemein geachtet. Den Wag- 
niffen der radikalen Partei der Schweiz fremd geblieben, mar 
feine Wahl für die Tagſatzung nicht nur eine Nothwendigkeit, 
fondern das Klügfte, was fie thun konnte. Standen wirkliche 
Erfolge in Ausficht, jo war Dufour die befte Garantie für die- 
felben. Darüber ift das Nöthige Schon früher gefagt worden *. 
Der Oberbefehlähaber der Sonderbundsfantone, Johann Ul- 
rich v. Salis-Soglio, gehörte von Haus aus einer Kriegerfamilie 


* Band Itt. S, 551. 
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an. Auch er machte feine Lehrzeit in auswärtigem Dienft, na- 
mentlich in Baiern, nahm als Reiteroffizier in den Jahren 1813 
und 1814 Theil an den Schlachten und Gefechten von Hanau, 
Brienne, Barsfür-Aube, Arcis, la Fere Champenoife und andern. 
Nah 1815 diente er in einem Schweizerregiment in Niederland, 
fpäter ala Küraffier-Oberft im niederländifchen Nationalbeere. In 
die Schweiz zurüdgefehrt, ward er ald Oberſt in den eidg. Stab 
ernannt. Der Wallifer Handel vom Jahr 1844 brachte ihn in 
nähere Beziehungen zum Vorort Luzern unter Siegwart, über- 
lieferte ihm aber gleichzeitig dem Haß der radifalen Partei. Seine 
ganze Erfcheinung verfündete den muthigen, tapfern Soldaten, 
ja den Haudegen; gegenüber Dufour: hatte Salis die reiche Bes 
kanntſchaft mit dem Schlachtfeld und dem Schlachtgewühl vor- 
aus; dabei war die Anficht, daß er in Bezug auf theoretifche 
und ftrategifche Befähigung feinem Gegner nachſtehe, eine ber 
rechtigte. Wer Ihm vertraute, baute viel auf fein ritterliches We- 
fen und Gefchid. Der Ausgang des Krieges hat alle gute Meinung 
von ihm todtgefchlagen. Nur eine Stimme finden wir zu Gunften 
von Salis *, diejenige feines intellektuellen Leiterd, des Yürften 
Friedrih von Schwarzenberg. Es nahm diefer Ausländer aus 
unzweideutigem Intereſſe für die Sache der Fatholifchen Kantone 
perfönlihen Antheil an dem Kriege **, gleichwie ſolches einige 
angefehene Schweizer aus proteftantifchen und fatholifchen Kan⸗ 
tonen thaten: fo Zeerleder v. Steinegg, Tſcharner und v. Gou- 
moend, alle drei von Bern, St. Denis de Senarclend, von 
Waadt, Merian aus Bafel, Heinrich v. Dießbach aus Freiburg ***, 


.* Siehe „Die Schweiz und die Jefuiten in den Jahren 1846 und 1847. 
Bon Dr. 3. A. Morig Brühl. Gleiwitz, 1848." Die gleiche Schrift fpricht auch 
anerfennend von der „meifterhaften Kriegführung“ Dufour’s, mit dem Zuſatz: 
„einem tafchern, jüngern, zugreifenden General gegenüber hätte der Sonderbund 
wohl mehr Chancen gehabt.‘ 

** In den lebten Tagen des Kampfes war er Generaladjutant des Ge: 
nerals v, Salis, 

*x* Merian und v. Dießbach nahmen feinen Sold an, fondern begnügten 
fih mit den Pierdrationen. 
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diefer Adjutant des Generald von Salis; Oberft Pasqual v. 
Tſchudi aus Glarus ald Landiturm- Kommandant von Luzern; 
Graf Joſeph v. Traverd aus Graubünden, ald Adjutant des —* 
viſionärs Abyberg. 

Trotz der Ungleichheit der Streitkräfte, trotz der Sheilung 
derjenigen der VII Stände und der ſchwierigen Lage der Iegtern 
in Bezug auf Herbeilhaffung von Lebensmitteln, Geld und allem 
andermeitigen Kriegsbedarf, ſah doc glei bei Beginn ded 
Kampfes das fchmweizerifhe Volk deifen Ausgang noch ald einen 
ungewiffen an. Vorübergehend hob fih diefe Stimmung zu Guns 
ften der Sonderbundsfantone, ald Oberftlieutenant Gmannel 
Müller, derfelbe, den wir oben ald Mitglied des Kriegsrathes 
genannt, mit 400 Mann und 4 Gefchügen am 3. November 
die Zeffiner Grenze überfhritt, das Hofpiz auf dem St. Gott: 
hard, dann am 5. zwei dominirende Punkte vorwärts beſetzte, 
während bier und in Airolo bereits die teifiniichen Vorpoſten 
ftunden, um, dem Befehl des Generald Dufour gemäß, durd 
Befegung des Thales von Urfern Uri von Wallis abzufchneiden, 
das leptere ſonach gänzlich zu ifoliren, wie es Freiburg ohnehin 
ſchon durch feine Lage war. Es war jene Waffenthat, welche 
zwei jungen Offizieren das Leben Eoftete, fein Abgehen von der 
früher befprochenen Defenfive, fondern nur das unerläßliche Mit: 
tel, die Möglichkeit derfelben auf dem ganzen Sonderbundägebiete zu 
behaupten. Der augenblidliche Jubel über ſolchen ausnahmsweiſen 
und glüdlihen Angriff, der mit gutem Grund dem Exekutions— 
beichluß der Tagſatzung voranging, war bald verraucht. In im— 
pofanter Ruhe und Regelmäßigkeit vollführte Dufour die Um— 
jingelung: ded Kantons Freiburg, der nad feinem mwohlberechne: 
ten Plan zuerft fallen ſollte. Oberft v. Maillardoz, der Kom— 
mandant von Freiburg, hatte es feinerfeitd® an ausgezeichneten 
Bertheidigungsanftalten nicht fehlen laſſen; die Freiburger Mi— 
lijen waren an fi gut unterrichtet und Fräftige Truppen, das 
Dffizierforpd zum Theil in fremdem Kriegsdienft eingeübt. Zahl: 
reihe Berhaue und wohl angebrachte Minen und Feldbefeftigun- 


gen (Dufour felbft bezeichnet in feinem Bericht die BE 
Die Schweiz. IV. 
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Stellungen als einfihtsvoll gewählt) follten die Gegenwehr un- 
terflügen. Ein zahlreicher Randfturm bedrohte den Angreifer mit 
den Schwierigkeiten des Fleinen Krieges. Allein Eines fehlte, was 
Freiburg dringend gewünfcht und ängftlich erwartet hatte, eine 
Diverfion zu feinen Gunften von Wallis ber. Um fo unfchwieri- 
ger war die Aufgabe für Dufour. Auf den 12. November ord- 
nete er die alljeitige Truppenfonzentration vor Freiburg an, zum 
Hauptangriffe über die Anhöhen, melde mweftlich die Stadt be— 
grenzen; Abends mar diefe bereits völlig eingefchloffen; im In— 
nern derfelben herrfchte Beftürzung; Milizen und Landfturm des 
proteftantifchen Bezirks Murten hatten fi dem Dienft entzogen ; 
fo fand fich der Kommandant wefentlich geſchwächt, denn von 
der früher angegebenen Truppenftärfe fielen einige Zaufende aus. 
Aus den übrigen verbündeten Kantonen ber waren Regierung 
und Kommandant ohne alle fichere Nachricht und ſelbſt mittelft 
vieler Nefognofzirungen Tonnten nur ſchwankende Gerüchte ein: 
geholt werden. Maillardoz fah ſich daher genöthiget, auf Aus- 
fälle zu verzichten, mährend Schultheiß Med das Gegentheil 
wollte; es ftritten fih nämlih in Freiburg wie in Quzern die 
Magiftraten und die Generale um jede einzelne militärifche 
Dperation. Nur der Geift der Truppen war ausgezeichnet, wäh— 
rend mit wenigen ehrenhaften Ausnahmen die Herren in ſchwar— 
zer und in bunter Uniform, nachdem fie die Unvermeidlichkeit 
des Krieges, nach mehrjähriger Frift zur Ueberlegung, einmüthig 
anerkannt und feierlichit proflamirt hatten, vor den Gräueln des— 
felben zurücichredten, als fie ihn beftehen follten. Bon Murten 
aus fandte Dufour in der Naht vom 12. auf den 13. die Auf: 
forderung zur Uebergabe nach Freiburg hinein; hierauf verlangte 
der Staatsrath durch das Organ ded Kanzlerd Bonderweid Wafr 
fenftillftand, der bi8 zum 14. November früh 7 Uhr bewilliget 
wurde. Das war der Anfang des Endes. Der Staatsrath, voll- 
zählig verfammelt, berieth nun die Rage der Dinge in Anwe— 
fenheit von fieben zugezogenen höhern Offizieren. Auf die Frage 
ded Standeshauptes, ob erfolgreicher Wirerftand geleiftet werden 
fönne, erwiderte der Kommandant: fruchtlod habe er auf Dir 
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verfionen von Luzern und Wallis her gehofft; eingefchloffen und 
von überlegenen Streitkräften angegriffen, würde Freiburg ohne 
Ausfiht auf Erfolg unterliegen ; übrigens werde er ald Soldat 
feine Schuldigfeit tun, menn der Staatsrat den Kampf be- 
fehle. Bon den übrigen angefragten Offizieren ſprach fih nur 
eine Minderheit bedingungd- und rüdhaltlos für die Verthei— 
digung auf das Weußerfte aus. Inzwiſchen wurde der Waffen- 
ſtillſtand mehr durch Zufälligfeiten und Mißverftändniffe, als 
durh bewußten Zreubruch bei der Nedoute von Bertigny ger 
brochen oder unterbrochen *, was, ein nußlofes Gefecht herbei— 
führte, bei welchem die Truppen der Tagfagung nicht nur eine 
Niederlage, fondern auch namhaften Berlurft erlitten. Die Stim- 
mung der Regierenden in. der Stadt wurde hiedurch nicht geho— 
ben, wohl aber ftieg der Muth und die Begeifterung der Trup— 
pen. Sie bereiteten fih, nach Weife der alten Schweizer, durch 
Gebet und andere fromme Uebungen auf den folgenden Tag zur 
Schlacht vor. Die Regierung aber fandte, ald Ergebniß der 
früheren Beratbung mit den Militär-Häuptern, während der Nacht 
zuerſt einen Parlamentär um Verlängerung des Waffenftillftan- 
des und als derfelbe nichts ausrichtete, den Stadtiyndic Philipp 
Ddet und den Ndvofat Müßlin zum Kapitulationsabihluß an 


* Den Bruch des Waffenftillftandes will faut beidfeitigen widerfprechendert 
Berichten Fein Theil verfhuldet haben. Nach forgfältiger Unterfuchung und Ver 
gleitung der Berichte findet der Verfafer die größere Schuld auf Eeite des 
eidg. Divifionsfommando’s und der ihm untergeordneten Truppenführer. Jenes 
machte den Waffenftiliftand Fund, aber ließ bereits ertheilte, der Waffenrube 
widerfprechende Befehle beftehen, welche zu Konflikten führen mußten, ja be 
ftätigte folche jogar durch einen Privatbrief (Rilliet berichtet dieſes felbft, Seite 
25 feiner Schrift „Fribourg, le Valais et la premiere division“); die ein 
zelnen Truppenführer aber engagirten, unter Entwicklung bedeutender Streit: 
fräfte, ein fehr ernfihaftes Gefecht, dem fie bei gutem Willen durch geregelte 
Bethätigung von Parlamentären hätten vorbeugen fünnen. Sie wurden durch 
Berlurft von 7 Todten und 50 Verwundeten ſchwer geitraft. Der Bericht von 
Dufour felbft fpricht in einem Tone, der einer Mißbilligung gleichfommt. „Die, 
jer Berlurft ift jehr zu bedauern“, fagt er, „da er völlig unnötbig wart, 
Daber war er „von diefem Greigniß ſchmerzlich berührt”. 
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Dufour ab. Bedingungen: Rücktritt vom Sonderbund, Entlaſſung 
geſammter Mannſchaft, wogegen die eidgenöſſiſchen Truppen im 
Laufe des 14. die Stadt beſetzen, die Sicherheit der Perſonen 
und des Eigenthums garantiren und die Behörden in der Er— 
haltung der öffentlichen Ordnung kräftig unterſtützen werden; 
Fragen, welche nicht in den Bereich der Militärchefs fielen, wur— 
den dem Entfheide der Tagſatzung vorbehalten. So fiel Frei— 
burg; feine Mannfhaft und Volk liefen nach Kundwerdung der 
Kapitulation fih in maßlofer Erbitterung vernehmen und entleerten 
ihren Groll vor Allen auf den Schultheißen Fournier und den 
Oberbefehlshaber v. Maillardoz; Lebterer ermangelte nit, dem 
Dberft Rilliet, fobald diefer ſich einquartiert hatte, einen Beſuch 
abzuftatten *. Die Stadt wurde am 14 Nov. Nachmittags beſetzt. 
Die Häupter flohen. 

Während Dufour Freiburg umſchloß, war man ſich in Lu⸗ 
zern und Wallis deffen bewußt, was, nicht fo faft und allein für 
Freiburg, als zu Rettung” Aller, zu gefchehen hätte. Ralbermatten, 
der Kommandant für Wallis, verlangte dringend Vollmacht vom 
dortigen Staatdrath zu einem Ausfall gegen Waadt und gleich- 
zeitig erließ der Kriegsrath in Luzern eine Mahnung an die 
Wallifer Regierung zu demfelben Zweck; aber diefe verweigerte 
vor der Hand die Vollmacht, in Folge deffen Kalbermatten durch 
Eingabe einer feierlichen Verwahrung alle Verantwortlichkeit für 
die Folgen von fich ablehnte; die Vollmacht ward erft gegeben, 
als Freiburg bereitd von den Tagfapungstruppen befekt war. 
Allein nicht nur den Ausfall nach dem Kanton Waadt betrieb 
der Kriegsrath, fondern auch eine Diverfion von Luzern aus, 
dem bedrängten Freiburg Luft zu machen. Nachdem vorangehend, 
zu befferem Schuß der eingenommenen Bertheidigungslinie, die 
Brüden an der Sihl und bei Sind, jene verbrannt, diefe ge= 
jprengt, gleichzeitig in Kleindietwyl der Drittheil einer Züricher 


* S. die ſchon angeführte Schrift: „Fribourg, le Valais et la pre- 
miere division, par L. Rilliet-de Constant. Berne et Zurich, 1848“ 
S.42, 
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Kompagnie mit allen ihren Offizieren gefangen genommen, dann 
viel und lang über einen Zug auf gegnerifches Gebiet, mie über 
die Richtung, in welcher er flattzufinden hätte, gehadert worden, 
entfchloß fich der General v. Salid, vielfach gedrängt, und in 
Folge eines ausdrüdlichen Beſchluſſes des Kriegsrathes vom 7. 
Rovember, der endlich die Offenfive in der nördlihen Richtung 
zu ergreifen befahl, zu einer Expedition in das fatholifche Aar- 
gau, „weil er dort auf die Sympathien der katholiſchen Bevöl- 
ferung rechnen Fonnte*, im Gegenfab zu einem von Elager an- 
gerathenen Marfh über St. Urban gegen Langenthal, zum An- 
griff auf die Kantonirungen der dritten Divifion, eine Stellung, 
welche Elgger viel ſchwächer erachtete, als jene der vierten Di- 
vifion, in deren Bereich fih das Freiamt befand *. General 
Salis wollte, jeinem Plan gemäß, am 12. November Muri er— 
reichen und einnehmen, rüdte zu diefem Behuf, von zwei Civil: 
fommifjären begleitet, mit einer Hauptfolonne von Gififon her 
durh das Reußthal vor; von Higfirch her follte ſich eine andere 
Kolonne unter Elgger über den Lindenberg in Muri mit erfterem 
vereinigen; Seitenfolonnen von Schongau und von Münfter aus 
(legtere zu einem Seitenangriff auf das Kulmerthal beftimmt) 
follten die Bewegung unterftügen; Geſammtmacht, ungefähr 6000 
Mann. Salis rüdte am 12. mit fünf Bataillonen und verhält- 
nißmäßigen Spezialmaffen bis zu den Hügeln von Muri= Egg, 
eine Biertelftunde vor Muri vor, fand dortiged Gelände mit 
ftarfer gegnerifcher Truppenmacht befept, war feit mehreren Stun- 
den ohne Nachricht von der zweiten, Elgger'ſchen Kolonne ger 
blieben, glaubte deßhalb auf Erfolge verzichen zu müflen und 
und befahl den Rüdzug. Zu der Bereinigung genannter Kolonne 
mit jener von Salid war ed nicht gefommen. Nuploje Gefechte 
zu Ridenbah und Muri-Egg, jeitend der Kolonne Salis, und ein 


* Dufour begte die gleiche Anſicht; er fagt über den Gegenftand: „glüd: 
licher Weife richtete der Sonderbund feinen Angriff nicht nach dieſer Seite“, 
gegen Langenthal; und ein anderer Offizier feines Heeres hat jchriftlih zuge 
ftanden, daß er einen Angriff in diefer Richtung erwartete, und beforgte, Do— 
nats werde geichlagen und veriprengt werden. 
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gleiches in Geltwyl, welches die Kolonne Elgger auf ihrem Marſch 
zur Einnahme jenes aargauiſchen Dorfes beſtand, brachten einige 
Mann beiderſeits auf die Liſte der Todten oder Verwundeten. 
Elgger hatte darüberhin den doppelten Verdruß, daß ein Theil 
feiner Mannſchaft, es waren Walliſer Kompagnien *, das Heil 
in der Flucht fuchten, er felbft, am Erfolge verzweifelnd, gleich 
dem General v. Salis, und fihon mehrere Stunden vor ihm, 
den Befehl zum Rüdzug ald das Gerathenfte anfehen mußte. 
Mit ihm vereinigte fih zu gleichem Zweck die Nebenfolonne St. 
Denid, von welcher zwei Kompagnien die Grenze Luzern's zu 
überfchreiten fich gemweigert. Tags darauf überfielen Truppen der 
Divifion Ziegler die Zuzernifchen Dörfer Schongau und Müns- 
wangen, in unrühmlichem Zug. 

Der Einfall in das Freiamt war eine Schredenspoft für 
die Regierung im Aargau. Sie erließ augenblidlich einen ängft- 
lichen Hülferuf an den Vorort. Dufour, der eben vor Freiburg 
fand, angegangen fich zu beeilen und den übrigen Theil der 
Eidgenofjenihaft nicht zu vergeffen, ließ fich indeffen nicht aus 
der Faſſung bringen, zählte auf feine vierzig Bataillone, die in 
den Kantonen Zürih, Yargau und Bern den Sonderbundätrups 
pen gegenüber ftanden und befchränfte fich darauf, den Divifiond- 
fommandanten Wachfamfeit und nöthige Gegenwehr zu empfehlen. 
Nicht fo ruhig vernahm das Volk der rückwärts liegenden Kan— 
tone die erften Nachrichten von dem Ausmarfch der Sonder: 
bundstruppen in den politifch und fonfeffionell befreundeten Theil 
von Yargau. Es gerieth in die höchfte Aufregung; Hoffnung auf 
der einen, Unmuth nnd Beforgniß auf der andern Seite, ver- 
riethen fich, je nach den politifhen Sympathien, auf eines Jeden 
Gefihtszügen. Die Erbitterung unter den Parteien wuchs; Siege, 
auch nur vorübergehende, feitend der Sonderbundstruppen erfoch- 


* Ein Theil der Wallifer Truppen war unzuverläffig; das hatte Adrian 
v. Eourten jhon vor deren Abmarjch aus dem Wallis wahrgenommen. Er er 
Eärt jolches in einem Bericht an den Staatsrath aus Blatten bei Malters, 
vom 16, November, zur Abwehr eigener Verantwortlichkeit. 


ten, würden, wie aus den wahrgenommenen Anzeichen zu fehließen 
mar, zu jchweren Berfolgungen ihrer Gefinnungdgenoffen geführt 
haben. In Luzern war man während ded Zuges auf das Höchſte 
gefpannt; der Spannung folgte Verwirrung und Niedergefchlagens 
heit, ald ungünftige Berichte von der Kolonne Elgger ber, na— 
mentlih von ihrer theilweiſen Auflöfung, einliefen. Der Kriegs— 
rath, fei ed aus diefem Grund, oder fonft dur Beforgniffe über 
die Folgen feiner Dffenfive geängftiget, fandte Abends dem Ges 
neral den Befehl zum Rüdzug, der folhen übrigens, wie jchon 
erzählt worden, bereits ergriffen hatte. Diefe Zwifchencreigniffe 
indgefammt, verbunden mit dem bald nachher befannt gewordes 
nen Wall von Freiburg, machten auf Truppen und Volk, nicht 
minder auf die Regenten, einen niederfchlagenden Eindrud. Defjen 
ungeachtet waren ſie alle auf Fortfegung des Kampfes bedacht. 

Das Hofpiz auf dem St. Gotthard war noch immer von 
den Sonderbundätruppen befegt. Einen Verſuch des Divifionärs 
Luvini, fih des Urferenthald zu bemächtigen, fchlugen fie (8. 
November) tapfer zurüd. Aber nicht bloß um die Behauptung 
jenes Poſtens handelte es fich. Der General, der Kriegerath und 
die Wallifer Regierung waren über eine Erpedition im Gebirgs— 
land übereingefommen. Eine Abtheilung Wallifer Truppen unter 
Adrian v. Courten follte über den Nufenen-Paß nah dem Kan- 
ton Zeffin vordringen, gleichzeitig eine Kolonne Urner von der 
Höhe des’ Gotthardpaffes jenen die Hand reichen und dann ges 
meinjam mit ihnen gegen Bellinzona vorrüden, eine dritte Ab— 
theilung unter Vinzenz Müller über Oberalp und Difjentis vor- 
dringen und dadurch Graubünden lähmen. Rechtzeitig mit ähn- 
lihen Projekten im Norden der Kampfeslinie ausgeführt, hätte 
das Unternehmen Erfolg bieten mögen. Allein hier war die ohne— 
hin ſchwache und verfpätete Offenfive theils mißglüdt, theild fonft 
aufgegeben. Auch der Zug nah Graubünden blieb aus; gleich» 
wohl ward jener in die untern Theile ded Kantons Teifin hinab 
unternommen. Am 17. November marfchirte Emanuel Müller 
mit 1700 Mann und 4 Gefhüsen dem Feind entgegen, warf 
ihn vor fih hin, nahm Airolo, bei welchem Anlaß die ganze 
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Kanzlei, au Hut, Degen und Epauletten des Divifionärs Lu— 
vini, in die Hände der Sieger fielen, auch eine Anzahl Gefange- 
ner gemacht wurden. Schreden und Verwirrung bemächtigten fich 
der Zeffiner, und unaufhaltfam flohen fie hinab dur das lang- 
geftredte Livinerthal bis an die Moefabrüde. Die Regierung in 
Bellinzona, überrafcht und beſtürzt zugleich, ließ das allgemeine 
Aufgebot ergehen, verfäumte aber auch die Anftalten zur Flucht 
niht. Der Kommandant der Sonderbundstruppen, Gmanuel 
Müller, der am Abend des 17. Airolo, Nantovalle und Madrano 
befegt hatte, rückte in den folgenden Tagen über Faido und Gior- 
nico bis Biadca vor und erwartete hier das Nachrüden der 
MWallifer und ſchweres Gefhüg von Luzern ber zum Angriff auf 
Bellinzona. Statt ſolche doppelte Berftärfung zu erhalten, ſah 
er am 22, die Graubündner unter Mihel mit den an der Moefa 
verfchanzten Teffinern fich gegenüber, fand deßhalb gerathen, mit 
feinem Corps den Rüdmarfch in die Pofition von Faido und 
Dazio anzutreten, erhielt dort den Befehl vom Oberfommando 
zu völligem Rüdzug auf dad Hofpiz, verbunden mit der An— 
weiſung, die entbehrlichen Truppen an dad Hauptheer nach Lu- 
zern abzugeben. Berlauf und Ausgang diefer Erpedition zeigen, 
dag auch fie eine verfpätete war. Emanuel Müller und feine 
Truppen ernteten gleihwohl die Ehren diefer Tage; auf Lupini 
und die Teffiner hinmieder ergoß fich reichlicher Spott und Hohn. 
Das war aber auch der einzige Gewinn von dem in diefen Ge- 
birgslanden unter allen Umftänden, vornemlich aber zu der bereits 
eingetretenen Winterdzeit, mühfeligen und gefahrvollen Kriegd- 
zuge. 

Die entfcheidenden Greignifje rüdten heran. Unmittelbar 
nach der Einnahme von Freiburg ließ Dufour den Theil feiner 
verfügbar gewordenen Truppen zum Angriff auf Luzern und die 
benachbarten Sonderbundsfantone abgehen, und traf ähnliche 
Maßnahmen, wie früher gegen Freiburg. Er felbft verlegte fein 
Hauptquartier von Belfaux nah Yarau und leitete von hier aus 
die weitern Operationen. Er wies den vier zu ihrer Ausführung 
beftimmten Divifionen fo wie der Berner Refervedivifion unter 
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Ochſenbein* auf den 20. November die neuen Standquartiere 
an, bewilligte Rafttag auf den 21., und gedadhte am 22. den 
Angriff auf die Kantone Zug und Luzern zu eröffnen. Es follte 
in verfchiedenen Richtungen zumal gefchehen: durch das Entlibud 
über Schüpfheim, die. Bramegg und weiter über Schachen oder 
Malters; über Willisau, Ettiswyl und Ruswyl an die Emmen- 
brüde; über Surfee ebenfalld nah der Emmenbrüde und nah 
Inwyl an der Neuß; aus den Kantonen Zürich und Yargau 
ber auf ‚beiden Seiten der Reuß gegen Giflfon ; endlich 
von der Sihlbrüde gegen Zug, und von Cham über Meyerd- 
fappel und Wdligenfhwyl gegen Luzern. Den anrüdenden 
Heerfäulen gegenüber waren die Truppen des Sonderbunds am 
rechten Ufer der Emme und der Reuß von Malters bis Gififon, 
Honau und Meyeröfappel aufgefiellt. Sie hatten verfchiedene 
Erdaufwürfe für die Artillerie , Laufgräben für Infanterie-Auf- 
ftellung und Berhaue in den Wäldern und Gehölzen angebracht. 
Sie ftellten fih in gut gewählten Pofitionen auf und erwarteten 
jo den Feind an der Emme und an der Reuß am 23. Novem- 
ber. Unterdeffen herrfchte in Zug Mißtrauen und Oppofition. - 
Entfchlojjen hatte noch. Anfangs November die Negierungsfom- 
miffton für den Fall der Noth die Verlegung ihres Sitzes nad 
Oberägeri befchloffen und vom Kriegdrath in Luzern die Mit- 
theilung erhalten, daß er in gleihem Sinn, auch bei Luzern ge- 
Ichlagen und von dort vertrieben, den Kampf dennoch fortiegen 
würde; aber mit jedem Schritt, den die Ereigniffe vorwärts rüd- 
ten, wuchs die Muthlofigkeit und die egoiftifche Sorge für lo- 
fales Intereſſe. In Anbetraht einer ganzen Neihe von Unan- 
nehmlichfeiten des Krieged wurden am 20. Abends Landichreiber 
Sylvan Schwerzmann und Rathsherr Schmid von Baar an das 
Kommando der fünften Divifion entjendet, „um bei demfelben 
Aufihlüffe über die Sachlage zu empfangen.“ Bon Oberſt Gmür 
in Affoltern erwirften fie Waffenftillftand, wurden im Uebrigen 

* Ochſenbein, obwohl Präfident der Tagſatzung, wollte fih die Satisfat- 


tion nicht nehmen faffen, den Weg nach Ruzern zum zweitenmal zu machen, 
dießmal mit mehr Meberlegung, ald im Jahr 1845. 
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an den General nah Aarau gemwiefen und fapitulirten mit dem— 
felben auf Ratififation hin, was bei den Truppen der Tagfabung 
manchen Soldatenwig bervorrief. Vergebend mahnten am 22, die 
inzwifchen von Luzern herangeeilten Abgeordneten des Kriegs— 
rathes, Staatäfchreiber Bernhard Meyer und Landammann Rei- 
fer, zum Feſthalten; vergebend mahnte der Kriegsrath ſelbſt noch 
fchriftlih zu Verwerfung der Kapitulation; vergebens ſprach auch 
Schmerzmann, der inzwifchen in amtlicher Sendung auch in Lu— 
zern geweſen mar, gegen fein eigen Werk: 93 Mitglieder des 
Landrathes ftimmten für Genehmigung, 21 für die Berwerfung; 
33 enthielten fih der Abftimmung (22. November). Der Wort: 
laut der Kapitulation verpflichtete den Kanton zum Rüdtritt vom 
Sonderbund und zur Herftellung der nothwendigen DVerbindun- 
gen bei Sind und an der Sihlbrüde, unter Vorbehalt des Rück⸗ 
griffes für die Koften des Neubaues auf die Schuldigen. General 
Dufour feinerfeits verhieß Handhabung von Ruhe und Ordnung, 
fo wie Sicherheit von Perfonen und Eigenthum. An diefem Tage 
fonzentrirte Salid den größern Theil feiner Truppen auf dem 
rechten Ufer der Neuß und der Emme. Die Vertheidigung der 
Reuplinie übernahm er felbft, jene der Emme übertrug er dem 
Dberft Elgger. 

Empfangenem Befehl gemäß rüdten die Divifionen Du— 
four's am 22. November gegen Luzern vor, Dchfenbein mit 8000 
Mann, und 18 Geſchützen durch dad Entlibuch, nicht ohne zwei— 
tägigem tapferem Widerftand, vornemlich bei Schüpfheim, zu be- 
gegnen *, die zweite und dritte Kolonne unter geringeren Schwie- 
rigfeiten. Die friegerifchen Hauptaftionen fielen der vierten und 
fünften Divifion zu, welche längs den Ufern der Reuß und von 
Cham ber den Feind auf den Linien von Giſikon und Udligen- 
ſchwyl nah Luzern zurüdzudrängen hatten. Die Sonderbunds- 
truppen unter Salis hatten die Bofitionen von Gififon und Hv- 
nau, dann jene vom Rooterberg und von Meyeröfappel inne; 
ed waren ihrer 3400 Mann mit höchftend 16 Geſchützen; ihnen 


.* Dufour felbft bezeichnete diefe Gegenwehr als „hartnädig“. 
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gegenüber ſtanden die Truppen der Tagſatzung, 24,000 Mann 
an Zahl, unterſtützt durch ſechs Batterien, welche nebſt 6 Zmölf- 
pfünder- und ebenfoviel Vierundzwanzigpfünder = Haubiken vor 
Honau, Giſikon und Meyeröfappel in Berwendung famen. Am 
23. November wurden zunächſt in einem längern Gefecht von 
drei Stunden Honan und die Höhen ded Rooterberges unter be— 
barrlicher Gegenmwehr eingenommen, dadurch der Kampf auf die 
Stellung bei Gififon zurüdgedrängt. Durch Honau ber rüdte die 
Artillerie mit der Borhut der Brigade Egloff gegen Giflfon vor. 
Es entipann fih auch hier ein Gefecht von längerer Dauer. Die 
Sonderbundstruppen ftanden hinter ihren Feldverſchanzungen und 
vertheidigten fich gegen den mit Uebermacht andringenden Feind 
durch ein wohl unterhaltenes Feuer, zwangen die Batterie, welche 
den Angriff eröffnet hatte, zum Rüdzug, brachten ein Infanterie 
bataillon von Appenzell A. R. zum Wanfen, fo daß es hinter 
nahe liegende Häufer zurückwich, fette eben fo flarf einem Aar— 
gauer Bataillon zu, welches nur mittelft befonderer Anftrengung 
der höheren Offiziere zum Ausharren gebracht wurde. Solcher 
augenblidlihe Bortheil fonnte indeß feine dauernde Wirkung 
haben. Die Lüden der Infanterie wurden durch nachrüdende Ba- 
taillone wieder ausgefüllt; eine Zwölfpfünderbatterie von Bern 
iprengte heran und nahm eine günftigere PBofition ein, als die- 
jenige Batterie innegehabt, welche den erften Angriff gemacht 
hatte; von der Höhe herab, auf der Honauer Seite, unterftüßt 
durch zwei andere Batterien, die jenfeitd der Neuß bei Dietwyl 
aufgeftellt waren, eröffnete fie ein heftige® euer; noch zwei an— 
dere Batterien folgten zur Unterflügung diefes zweiten Angriffes. 
Die Luzerner Wrtillerie that von ihrer Schanze aus noch das 
Mögliche. General v. Salid war perfönlich dabei, wurde leicht 
verwundet und mußte fih zum Berband in das Wirthshaus bei 
Gifiton führen laffen. Der Kampf wurde gleichwohl fortgefegt, 
doch von nun an ohne Ausfiht auf Erfolg. Für die erwähnte 
Quzerner Batterie fowie für die Giſikoner Brüde fehlte ed an 
der nöthigen Infanterie Bededung, ebenfo an der erforderlichen 
Reſerve. Der Kommandant der Batterie requirirte Beides, aber 


— 28 — 


vergeblich. Uebrigens hätte ſie ohnehin bald der Uebermacht wei— 
hen müſſen. Unter dieſen Umſtänden, ungefähr um 3 Uhr Nach— 
mittags, befahl General v. Salis den Rüdzug, zuerft nach Root, 
fpäter nah Ebikon, endlich in die Stadt Luzern felbfl. Es war 
ein allgemeiner, da auch die Infanterie, welche früher vor Oberft 
Ziegler auf den Berghöhen gewichen, die ihr gebliebenen Poſi— 
tionen verlaffen mußte, um nicht von der Rüdzugslinie abge: 
ihnitten zu werden, und da auch diejenigen Sonderbundstruppen, 
welche fiegreich gegen die anftürmenden Feinde die Bofition bei 
St. Michaelöfapelle behauptet hatten, aus gleichem Grunde zum 
Rüdzug gendthiget waren. Gefechte bei Buonad und Meyers- 
fappel auf der andern Seite des Rooterberged bewiefen zwar den 
Eifer beidfeitiger Truppen, doch folgte auch hier eine rückgängige 
Bewegung in die Ebene zwifchen Immenſee und der Tellenfas 
pele. In der Stadt Luzern und Umgegend lagen in der Nacht 
vom 23. auf den 24. November bei 20,000 Mann theild regu— 
läre Truppen, theild Landflurm. Die Borpoften befebten die Um— 
gebungen in weitem Kreis von Adligenſchwyl bis Littau hinüber- 
Die Tagjagungstruppen ftanden auf der Linie von Meyeröfappel 
an über Udligenfhmwyl und den Rooterberg bis auf die Felder 
vorwärts Root. Ihre übrigen Divifionen waren bid an die Emme 
vorgerüdt, nur Ochfenbein war noch weiter rüdwärts im Dorf 
Entlibuh. Dufour rüdte mit dem Hauptquartier von Yarau über 
Muri bis Sind vor. Sn beidfeitigen Heeren war man für den 
‚ folgenden Tag (24. November) auf erneuerten Kampf gefaßt. 
MWeithin durh die Nacht verfündeten brennende Häufer und 
Scheunen die Gräuel ded Krieges. 

In der Stadt Luzern erfuhren der Regierungdrath und der 
fiebenörtige Kriegsrath am 22. das Einrüden der Tagſatzungs— 
truppen; fie befchloffen gemeinfam: „fofern die fatholifhen Trup— 
pen nicht Stand halten könnten, fih in die Urfantone zurückzu— 
ziehen, um den Kampf fortzufegen®. Folgenden Tages begannen 
die Mitglieder beider Behörden die Anftalten zu diefem Rüdzug; 
die fchlimmen Nachrichten vom Kriegsſchauplatz her braten Eile 
in diefelben. Eine Proflamation der Regierung an das Bolt 
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wurde vorbereitet, fpäter, von Flüelen aus (23. November) er- 
laffen. Der Kriegsrath ertheilte dem General v. Salis einen letz⸗ 
ten Befehl wörtlih im Sinne obigen Beſchluſſes. Nahe 6 Uhr 
Abends fuhr der Dämpfer, auf welchem ſich Schultheiß Sieg- 
wart mit mehreren andern Regierungdräthen, nebft dem Staatds 
fchreiber Bernhard Meyer, Sekretär des Kriegsrathes, gefammelt 
hatten, von Luzern ab. Ammann, der von den Radifalen ge- 
fürdtete und gehaßte Verhörrichter, rettete fih eine Stunde ſpä— 
ter durch die Flucht nah Nidwalden. Salid deutete den nur bes 
dingt lautenden Befehl zur Uebergabe der Stadt ald unbedingt 
maßgebend. Oberſt Elgger wollte das Gegentheil, Fortfeßung des 
Kampfes in der nicht ungünftigen Stellung, rafchen muthigen 
Angriff nah der nöthigften Nachtruhe früh Morgen? am 24. 
November, in vier Richtungen, die er ſachkundig bezeichnete. Ger 
wichtige Stimmen unterfüßten ihn, unter ihnen der wackere 
Dberft und Landammann Schmid von Uri. Das verlangten auch 
die Truppen, fo jene bei Zittau, nad Ausſage des Oberlieutes 
nants Friedrich Grivelli, der in den feurigften Worten verlangte, 
daß, gleihmwie das Landvolk es freudig thue, fo auch die Etädte, 
auf die Gefahr, Haud, Hab und Familie zu opfern, das Aeußerfte 
zur Bertheidigung vorfehren follten. Salis aber lehnte beharrlich 
ab und ein Rathſchlag freiwillig verfammelter militärifcher Haupt- 
perjonen bewies zwar guten Willen, führte aber doch nicht zu 
dem einzigen Beichluffe, welcher die Ehre der Magiftraten und 
der Krieger des Sonderbunded zu retten, das ihrem eigenen 
Bolf gegebene Wort zu löfen, die vor der ganzen Schweiz, ja 
vor Europa verfündeten feierlihen Verſicherungen einer muth— 
vollen, Gut und Blut hingebenden Bertheidigung zu erfüllen 
vermocht hätte. Jetzt gab auch Elgger nah. Er fandte einen Par— 
lamentär an Dufour ab, mit dem Begehren um Waffenftillftand ; 
der General lehnte ihn ab, empfahl freiwillige Webergabe und 
als Zeichen derfelben die Aufpflanzung der „eidgendffifchen Fahne“ 
auf einigen Thürmen der Stadi. Der Stadtrathb vermittelte 
beides. 


Am 24. rüdten die Truppen der Tagfagung ein, nachdem 
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jene des Sonderbundes in allen Richtungen entlaſſen worden 
oder ſich ſelbſt aufgelöst hatten. Am genannten und am folgen- 
den Tag hatte die Stadt Ruzern 24,000 Mann einzuquartieren. 
Diefe unverhältnigmäßige Anhäufung mar zwecklos und Fonnte 
vom Obergeneral nicht gerechtfertigt merden *. Außerhalb der 
Stadt gleihe Anhäufung; denn auf den 24. Abends war in- 
zwiſchen auch Ochſenbein von Entlibuch her über die Bramegg 
bis Kriens marfchirt, auf welchem Zug er in Malters bei den 
Gräbern der im Jahr 1845 gefallenen SFreifchärler drei Ehren- 
falven hatte abfenern lafjen. Die Luzerner Regierung, in Altdorf 
angefommen, fah bald, daß jeder Verſuch, ihre Autorität zu be- 
haupten, fruchtlos fein würde und löste fi) vollends auf. Mit- 
genommene öffentliche Gelder übergab fte der Obhut der Regierung 
von Uri. Eine legte Konferenz von Abgeordneten einzelner. Urs 
fantone am 25. November, an der auch General v. Salis theil- 
nahm, überzeugten die Unglüdlichen, daB jeder weitere Wider- 
ftand vergeblich wäre; Obwalden hatte die Theilnahme an der 
Konferenz abgelehnt. Maßloſer Jubel der fiegenden Partei durch 
die ganze Schweiz gab fund, daß man noch wenige Wochen zus 
vor auf fo mwohlfeilen Sieg nicht gerechnet hatte. In der Stadt 
Luzern felbft artete er ſeitens der radifalen Partei in völlige 
Ausgelafienheit aus. Nach dem Einzuge der Truppen kamen aud 
die vom Leuenmordsprozeſſe her befannten Anton Müller, Joſeph 
Bühler, Benanz Reinhardt und Andere nad Haufe zurüd. 
Mährend diefer Vorgänge Fapitulirte Lachen, jchlug man ſich 
(24. November) unterhalb der Schindellegi, wurden Wollerau und 
Dfeffifon von den Tagfagungstruppen beſetzt, blieb Oberſt und 
Landammann Abyberg, der Divifionsfommandant der Schwyzer 
Truppen, welche ungeachtet empfangener Nachricht von der Ueber- 
gabe Luzerns ihre Kampfluft behauptet hatten, in feiner Stellung 
zu Arth, ohne in diefer oder jener Richtung Wefentliches zum 


* Mad würde man von einem Befehlshaber im Auslande fagen, welcher 
eine Hauptftadt von 500,000 Einwohnern mit 1,200,000 Soldaten an einem 
Tage überſchwemmen würde?! Das wäre mathematifch genau das gleiche Miß— 
verhäftniß, wie in Luzern. 


- 1 — 


Gelingen der Randesvertheidigung beizutragen *, und waltete zu- 
legt thatfählih ein Waffenftillftand für die beidfeitigen Truppen 
dieß⸗ und jenfeits Küßnacht. 

Unmittelbar nad Beſetzung Luzerns forderte Dufour die 
Regierungen von Schwyz, Uri und Unterwalden zur Unterwerfung 
auf. Aldbald erfchienen in feinem Hauptquartier Abgeordnete von 
Unterwalden ob und nid dem Wald, dann von Schwyz, und 
fchloffen mit dem Oberbefehlshaber, der nun in Luzern fein 
Hauptquartier hatte, nad) eingeführtem Formular die Kapitular 
tionen ab (25. und 26. November). Abweichend von den früher 
abgefchloffenen Verträgen diefer Art verheißen diefe neuern, nebſt 
Sicherheit der Perfonen und des Eigentums auch die Erhaltung 
„der öffentlichen Ordnung“. Ob mit letzterem Ausdruck gewiſſer⸗ 
maßen die Garantie der wirklichen verfaffungsmäßigen Ordnung 
gemeint war, darüber enthalten die Mittheilungen aus jener Zeit 
feine Auffchlüffe. Da indeffen der folgende Artikel in der Schwy— 
zer Kapitulation, ähnlich derjenigen von Freiburg, alle ſich er- 
hebenden politifchen Fragen dem Entfcheide der Tagſatzung unter 
ftellt, fo lag dad Schickſal auch diefer Kantone ganz in der Hand 
der fiegenden Mehrheit. Der Große Rath von Schwyz ratifizirte 
am 27. November. Die Kapitulation von Uri folgte mit der 
Formel der Landräthlihen Genehmigung am 28. November. Sie 
enthält den befondern Artikel, daß der der Regierung von Uri 
übergebene Theil der Teffiner-Beute zurüczuerftatten fei. Bis zum 
folgenden Tag war dad Gebiet aller drei Urfantone befegt. 

So hatten fih innert dem furzen Zeitraum eines Monats, 
vom Tage des Austritted der Sonderbunds » Gefandifchaften an 
gerechnet, Freiburg, Luzern mit den Urfantonen und Zug, der 
früher befämpften abfoluten Mehrheitäherrfchaft unterworfen. 


* Ihm wird won feinen Verbündeten beionders zur Zaft gelegt, daß er am 


23. November vor oder während den Gefechten bei Meyeröfuppel und Umge- 


gend verfäumt babe, von Arth ber mit der Schwyzer Hauptmacht auf jenen 
Kampfplag zu ziehen, welcher der enticheidende geworden. S. „Beiträge zur 
Geſchichte des Innern Krieged von 1847, von einem Luzerneriſchen Miliz = Offi« 
zier“. Baſel, 1848, 
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Noch ſtand Wallis aufrecht. Der kräftige Wilhelm von Kal- 
bermatten fommandirte,, gerüftet zum Angriff wie zur Wehre. 
Die Truppen dieſes Kantons waren feit dem 19. Oftober in drei 
Brigaden eingetheilt unter den Oberften Xaver v. Coratrix, Adrian 
v. Courten (der jedoch zum Kampf nach Luzern abzugehen hatte), 
und Ignaz dv. Werra; das waren der Reihe nach zugleich die 
drei militärifchen Repräfentanten von Unter, Mittel- und Ober: 
Wallie. Bon der gefammten Wallifer Truppenmacht: waren feit 
Ende Dftober nahe an 6000 Mann, faum zum dritten Theil 
Milizen, das Uebrige Landſturm, in dem unterften Theile von 
Wallis, von: Martinah bid hinab nah St. Gingolph am Gen- 
ferfee, aufgeftellt. Der Staatsrath war gutgefinnt, doch nicht von 
jener unerfchütterlichen Feſtigkeit, welche den Befehlähaber aus- 
zeichnete. Kalbermatten war, um Freiburg zu retten, gerüftet zum 
Ausfall in den Kanton Waadt * und gedachte folchen mit we— 
“ nigftend 4000 Mann audzuführen, unter Borausfegung, daß 
Maillardoz feinerfeitd auf Chatel St. Denis marfhire. Maillar- 
doz aber beharrte dort in feiner vorgefaßten Meinung, den Feind 
hinter den Freiburger Feldſchanzen zu erwarten, wie ed vierzehn 
Tage fpäter Salis bei Luzern gethan. Am Borabend der gleich- 
wohl vorbereiteten Expedition erhielt der Wallifer Kommandant, 
dem inzwifchen Vollmacht zu derfelben ertheilt worden, die Kunde 
von Freiburgs Fall; von nun an war auch Kalbermatten auf 
die Defenfive beſchränkt. General Dufour feinerfeits erließ am 
21. November an die Regierung die Aufforderung zur Ueber: 
gabe; mit einem bewaffneten Angriff auf Walliß aber zögerte er, 
in kluger und wohlmeinender Berechnung, ungeachtet der Unge— 
duld der MWaadtländer, der Wallifer Flüchtlinge und des Divi- 
fiondfommandanten ARilliet felbft, fo-lang als möglih. Bald 
nachher traf in Wallid die Nachricht von der Befegung Luzerns 
ein, beftätiget durch die lebendigen Zeugen derfelben, die in Ober 
wallis angefommenen flüchtigen Mitglieder des fonderbündifchen 


* Das beftätiget Nilliet in feiner Schrift: Fribourg, le Valais et la 
premiere division ©. 77. 
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Kriegsrathes. Der Staatsrath begann zu wanfen, berief den Gro— 
Ben Rath und diefer ertheilte, unter beharrlihem Widerſpruch v. 
‚Kalbermatten’s, Vollmacht zur Unterhandlung für die geforderte 
Uebergabe (28. November). Außerhalb der Grenze war inzwifchen 
Nilliet angefommen, ungeduldig, den Marſch in das ihm mwohl- 
befannte Wallis zu eröffnen, und unabläffig getrieben durch eine 
zahlreiche Schaar von Flüchtlingen, die feit dem Tage von Trient * 
auf die Herrfchaft der Minderheit über die Mehrheit harrten, und 
fhon am 8. November ihre bewaffneten Dienfte angetragen hat- 
ten, dann auf Empfehlung des Divifionärd felbft durch den 
Kriegsrath zu Bern in eidgenöffiihen Sold genommen worden. 
Bereit am 1. November hatte das Komite diefer Freifchaar eine 
fehr verführerifch abgefaßte Adreffe an das Wallifer Volk erlaffen, 
welche dafielbe unter Anderem vor den trügerifchen Hoffnungen 
auf das Ausland mit den propbetifhen Worten warnte: „hr 
werdet Euch felbft überlaffen bleiben; das möget Ihr ald gewiß 
annehmen!“ Moriz Barman war Präfident des Komite’d, auch 
Haupt der Flüchtlinge in jeder Nüdfiht; zugleich befleidete er 
die Stelle eined Generaladjutanten des Divifionärd. Diefe Frei— 
fhärler waren fo hißig, daß fie, ald Dufour immer noch zauderte, 
auf eigene Fauſt in den Kanton eindrechen wollten, was ihnen ' 
ein drohendes Abmahnungschreiben feitend des Divifiondfom- 
mandanten einbrachte. Am ungeduldigften von allen war der 
Staatdrath von Waadt, deffen Mitglieder in Gefammtheit im 
Hauptquartier zu Aigle erfchienen und verlangten, daß dem 
drüdenden Zuftand der Dinge ein Ende gemacht werde. Rilliet 
bereitete wirklih den Angriff auf den folgenden Tag (29. No— 
vember); er follte auf mehreren Punkten der Linie zwifchen St. 
Gingolph, St. Moriz und Lavey flattfinden. Aber während der 
Nacht wurden in Folge jened Großrathäbefchluffes die Wallifer 
Mannſchaften entlaffen. Kalbermatten hatte für den Fall, daß 
der Große Rath fih zur Kapitulation oder auch mur zur 
Einftellung der Bertheidigungsoperationen entfchlöffe, für welch 


* Dergleiche Band III, Seite 142. 
Die Schweiz. IV. 3 
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legtere er, Kalbermatten, früher unbedingte Vollmachten erhalten, 
bereitö die Demiffion in feiner doppelten Gigenfchaft ald Ober: 
fommandant der Truppen und ald Mitglied des Staatsrathes 
eingegeben (27. November). Nachdem der-Fall dann wirklich ein- 
getreten, zog er fich mit dem Ausrufe: „meine Laufbahn ift ge- 
ſchloſſen!« nad Martinach zurüd, und im Hauptquartier Rilliet’3 
trafen Heinrih Ducrey und Anton Ludwig de Torrente als 
Standeöbevollmächtigte zur Unterhbandlung und zum Abſchluß 
der Kapitulation ein. Genannte beide Männer batten jener Min- 
derheit des Großen Nathes angehört, welche feiner Fonferwativen 
Richtung beharrlichen Widerftand entgegenftellte. Rilliet machte 
fi den nedenden Genuß, die Abgeordneten zunähft in Sous— 
vent, einer Befigung von Moriz Barman, zu empfangen. Der 
Kapitulationsabfchluß felbft fand in Ber ftatt am 29. November 
Bormittagse. Die Regierung war fo mürbe geworden, daß fie 
Bollmaht zum unbedingten Abſchluß gegeben hatte, falld ein 
Ratififationsvorbehalt Anftoß erzeugen würde. Diefer Umftand 
blieb jedoch dem Kommandanten Nilliet unbekannt. Die Ratifi— 
fation feitens ded Staatsrathes folgte noch gleichen Taged. In 
der Kapitulationdurfunde wurde die Zahl der Offupationstruppen 
auf höchſtens 8000, das Uebrige in Uebereinſtimmung mit den 
früheren Kapitulationen feftgefegt. Mit dem 30. November er- 
folgte der Einmarfh und die Beſetzung des Landes. 

Der kurze Krieg zwifchen den beiden großen Parteien der 
Schweiz foftete die Kantone der Mehrheit 74 Zodte und 377 
Verwundete; jene der Minderheit 50 Zodte und 175 Verwun— 
dete, unter jenen 14 Perſonen, die wehrlos umgebracht wurden, 
eine Anzahl Freiburger, die in gleicher Weife ihr Leben verloren, 
nicht gerechnet. In den Gefechten bei Giſikon, Honau und Root 
am 23. November wurden von den ins feuer gefommenen fieben 
Batterien (ded Tagfapungsheeres) 378 Schüffe gethan, was auf 
eine Batterie 54, auf ein einzelnes Geſchütz 131/, Schüffe bringt *. 


* Botſchaft des Bundesrathes zum Entwurf der neuen Militärorganifation, 
vom 25. April 1849. 
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Der „ Sonderbund * war nun aufgehoben und aufgelöst; 
die Magiftraten der VII Kantone, die ihn zum Schuß bundes⸗ 
mäßiger Rechtſame gefchloffen, waren flüchtig oder hatten ſich, 
erdrüdt vom eigenen Gram und vom Unmillen des Volkes, der 
nach einer Niederlage nicht ausbleibt, in ihre Heimath zurückge— 
zogen; die Sefuiten waren verjchwunden, ihre Erziehungshäufer 
und Wohnungen von fanatifirten Milizen befegt; die Tagſatzung 
hatte feine Gegner mehr; die mißfälligen, bekanntlich fehr übers 
wiegend geweſenen, Mebrheiten in den Sonderbundsfantonen 
fanden fih zum Stillfhweigen verurtheilt; die Volksſouveränetät 
in denfelben, Garant einer ungefälfchten Demokratie, war dar- 
niedergeworfen und der Beweis geleiftet, daß jene vielgepriefene 
Bolkdfouveränetät in den Augen der Mehrheitöherrfcher der 
Schweizer nur dann Geltung hatte, wann fie derjelben zu ihrer 
eigenen Erhebung auf die Regentenftühle bedurften. 


Zweiter Abſchnitt. 


Erſte Ereigniffe in den Sonderbundsfantonen nad deren Beſetzung. Das Schid- 
fal der Häupter. Der Uebermuth und die Unthaten eines Theild der Tagſatzungs— 
truppen. Flucht und Zerftreuung der Zefuiten. Die Nevolutionirung der VII 
katholiſchen Kantone unter den Aufpizien der Nepräfentanten der Tagſatzung. 
Ihre Neu» Konftituirung. (Winter von 1847 
auf 1848). 

Mit der Befegung der Sonderbundsfantone änderte ſich ihre 
ganze Rage. Sie waren eroberte Provinzen und erfuhren ſolches 
thatſächlich. Die früheren Staatshäupter mußten zum größern 
Theil durh Flucht oder verborgenen Aufenthalt vor ſchweren 
Mißhandlungen fih retten; eben fo einzelne höhere Offiziere. 
Siegwart, Bernhard Meyer, v. Elgger, dann die wenigen aud- 
ländifchen Offiziere, welche in den Reihen der Sonderbundätrup- 
pen gedient hatten, flüchteten über die Furfa und den Simplon 
nah Italien; Siegwart hatte 70 Franken Baarſchaft mitge- 
nommen; in Brig angefommen, hatten er und feine nächſten 
Freunde noch ein paar Franken für Dedung ihrer Bedürfniffe. 
Dagegen blieben General von Sonnenberg, Oberft (Schultheiß) 
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Rüttimann, der treu bei feiner Divifion audgeharrt, und der 
Kriegskommiſſär Zünd in Luzern zurüd. General Salis hatte 
fi) am 24. früh über Winkel und Unterwalden nad Uri bege- 
ben. Schultheiß Fournier machte fich unfichtbar; er mußte ans 
gemeſſen finden, längere Jahre im Kanton Genf fih aufzuhalten, 
bevor er an die Rückkehr in die freiburgifhe Heimath denken 
fonnte. Die Häupter der übrigen Kantone wurden entweder 
unmittelbar nach dem Einzug der Tagfakungstruppen, oder bald 
nachher, durch revolutionäre Bewegungen aus den Aemtern ver- 
drängt. Augenblidlich herrſchte Gewalt und Anarchie überall. 
Die Iodenden und mwohlklingenden Berfiherungen der Tagfagung 
und ihres Dbergenerald gingen nit in Erfüllung; eben fo we— 
nig wurden feitend der Sieger die dur die Kapitulationen 
eingegangenen Verpflichtungen erfüllt. Dufour’d Gefinnung war 
zwar, fo weit es feine Stellung erlaubte, parteilos; aber von 
Allem, was er vermöge ſolch befjerer Gefinnung gewünfcht und 
erwartet haben mochte, geſchah das gerade Gegentheil; denn er 
überfah, den politifchen, vor Allem aber den Fonfeffionellen Fa: 
natismus in. Anfchlag zu bringen, der feit Jahren gegen die fa- 
tholiſchen Kantone in Wort und Schrift, vor Allem aus durch 
eine Unmaſſe von radifalen Zeitungen, mit welchen die Schweiz 
überſchwemmt war, und von zahlreichen boshaften Flugfchriften, 
welche jeden Sinn für Recht und Toleranz auf lange hin unter: 
graben hatten, angefaht worden. In Freiburg begannen die 
Gräuel, um ſich fpäter der Neihe nach in einigen der andern 
befegten Kantone zu wiederholen. Echon die Beſetzung von Freie 
burg am 14. November mit einer Meberzahl von 12- bis 15,000 
Mann war militärifcher Uebermuthb und den Anordnungen des 
Dbergenerald widerfprechend. Diefe Eigenmadt fällt dem Oberft 
Nilliet zur Zaft, der, nach eigenem Geftändniß, feinen Truppen 
für bewiefenen Kampfedeifer oder fonftiges gutes Verhalten „diefe 
Sutiöfaftion® gewähren wollte *. Der Bürger wurde mit Ein- 
quartierungen überladen; Konfervative mußten ihre politifche 


»Rilliet, am a. O., Seite 40. 
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Gefinnung durch ſtärkere Einquartierungslaſt büßen, als Jene, 
ſo der Umwälzung günſtig. Von den Truppen wurde ſodann 
in der Stadt im ausgedehnteſten Maßſtabe wiederholt, was ſie 
ſchon auf der Landſchaft verübt hatten: Plünderung und Raub. 
Zu den Truppen geſellte ſich das wilde Element der politiſchen 
Flüchtlinge nebſt unbekanntem ehrloſem Gefindel *, welche ver- 
eint die politiſchen Gefangenen befreiten, deren erflärlihe Hetze— 
reien die proteſtantiſchen Soldaten noch mehr fanatiſirten, als 
fie es ſchon waren. Der 15. November war Zeuge einer Maſſe 
von Schandthaten, gegen deren volle Erzählung fich die Feder 
firäubt. Das Kanzleigebäude, Sigungslofal des Staatsrathes, 
in welchem ſich deſſen gebliebene Mitglieder zum legten Mal ver: 
- fammelten, wurde geftürmt **; die Anmwefenden mußten ſich durch 
die Flucht retten (fo Schultheiß von Forell), oder wurden miß- 
bandelt. Wehnliches gefchah in den Wohnungen von Schultheiß 
Fournier und Andern. Bornemlih aber entlud fih die Wuth 
gegen die Priefter ***, die Kirchen und die Gebäude der geift- 
lihen Orden, und zwar von Seiten der in den leßtern einquar- 
tierten Truppen felbft; vor Allem in den Penfionatd- und Kol— 
legiumdgebäuden der Sefuiten. In denfelben waren drei Ba- 
taillone Infanterie, eines von Bern, die andern zwei von Waadt, 
einguartiert. Ihre Aufführung ift in wenigen, aber gewichtigen 
Worten erzählt. In der Kapelle „der heil. Engel® wurden Al— 
täre und Tabernafel umgemworfen, die Reliquien des hl. Gau: 
- dentius aus dem Schrein geriffen, zerftreut und mit Füßen ges 
treten, die heiligen Dele geftohlen, die Meßgewänder aus den 
Schränken gehoben, in der Kapelle, auf Gängen und Treppen 


* Tillier: „Geſchichte der Eidgenoffenfhaft während der Zeit des fos 
geheißenen Kortfchrittes”; Band HI; Bern, 1855. 

** Dur eine Bande von gewejenen Flüchtlingen oder andern Freibur: 
gern; Bundestruppen waren nicht dabei. Dberft Bontems führte im Jahr 
1852 dieſe Thatfache im Nationalrath an mit dem Beilage: er babe fpäter das 
Haupt der Bande feftnehnen laffen, 

**x* Tillier erzählt theils bloße Mißhandlungen, theild auch die Ermordung 
eines Prieſters; leßtere gefchah auf dem Lande. 
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hin⸗ und hergeworfen. In der Bibliothek wurden die Glas: 
ſchränke mit Gewehrkolben eingeſtoßen, dann die Bücher theils 
eingepackt, theils zum Fenſter hinausgeworfen. In den Mufif- 
fälen wurden vierzehn Fortepiano's zertrümmert, die große Trom⸗ 
mel durch einen Sprung eingerannt, die übrigen Inſtrumente 
ebenfalls zerſchlagen. In den Kleiderzimmern der Zöglinge (laut 
dem dem Verfaſſer vor Augen liegenden Inventar wohl audges 
ftattet, denn die 5- bis 600 Zöglinge gehörten zum guten Theil 
vornehmen Familien ded Auslanded an), wurde der reiche In— 
halt geplündert und von den Soldaten als gute Priſe behandelt. 
Auch Gemälde, Kelche und andere Silberwaaren wurden wegge⸗ 
fchleppt. Nichts blieb unverlegt. oder, unangegriffen; auch. das 
Bureau des Vorſtehers diefer berühmten, mit dem Bertrauen 
von. Taufenden: von Vätern beehrten Erziehungsanftalt wurde er- 
brochen , deffen Korrefpondenz umbergeftreut. Man fchäßte den 
in diefem Inſtitut allein angerichteten Schaden auf Fr. 200,000, 
die bübifche Zerftörung an den muflfalifchen Inftrumenten allein 
zu 5035 Franken. Raubſucht und brutale: Zerſtörungsluſt über- 
boten fih. Ein einziger mwaadtländifcher Offizier. wagte Miß— 
billigung, richtete aber nichts aus. Es iſt daher nichts meniger 
ald auffallend, wenn damald und fpäter nacherzählt wurde, daß 
einzelne der geftohlenen Objekte von Werth. in den heimathlichen 
Wohnungen von Offizieren gefehen worden feien. Das Urtheil 
der Gefchichte ift demnach Fein zu hartes, wenn fie fagt: daß 
das genannte Gebäude, den Militärobern bewußt, der Plün- 
derung preißgegeben wurde. Aber nicht bloß. das Eigenthums— 
recht wurde mißachtet; die. Perjonen waren. ed nicht. minder; die 
noch anweſenden Bewohner des Haufes wurden ald Gefangene 
behandelt und durften ohne befondere Bewilligung. weder ein- 
noch ausgehen. Die aufgeftellte Wache war gegen diefe, nicht 
gegen die Plünderer gerichtet *. Gleiche Zerftörungd- und 

* Die Vertreibung der Jeſuiten aus. Freiburg und die oben erzählten Ne 
benumftände gaben Anlaß zu nachträglichen Betrachtungen und Mittheilungen 


über Umfang, materielle Bedeutfamkeit und Vermögen ihrer dortigen Anftalten, 
Es waren deren zwei: das Kollegium und das Penſionat; erftered war den 
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Plünderungswuth im Seminar und im Ligorianerkloſter. Im 
Lyceum erlitten das Naturalien- und das phyſikaliſche Kabinet 
und die Münzenſammlung bedeutende Verlürſte. Nicht beſſer ging 
es in den Kirchen. Beſoffene Soldaten verhöhnten in prieſterlicher 
Kleidung die heiligen Handlungen; die geweihten Gefäße wurden 
entehrt, hierauf geftohlen, die Altäre befudelt, die Tabernafel er: 


broden. 
Solche Ereigniffe fprechen durch fich felber; fie verurtheilen 


unnachfichtlih Diejenigen, denen Gewalt und Macht gegeben 
war, fie zu verhindern, und welche dazu auch die rechtliche Pflicht 
hatten. Dem Divifionsfommandanten Rilliet fehlte faum eine 
der für fo hohe Stellung erforderlihen Eigenfchaften, am We- 
nigiten eine durchgreifende Energie. Er entwidelte fie aber erft, 
als es zu fpät war, durch den ftrengen Tageöbefehl vom 16. 
November, in dem er erflärte, daB „die Zeit der Nachſicht nun 


Jeſuiten von der Regierung übergeben; das andere die Schöpfung einer Gefell: 
Ihaft von Aktionären, die fih um den Wohlftand von Freiburg vielfeitige Ver- 
dienfte erworben haben. Gaullieur in feiner Schrift: „La Suisse en 1847; 
Genöve 1838,” behauptete, daß dem Kollegium ein Bermögen von 2 Millionen 
Franken an Grundbefig und Kapitalien zuftatten gelommen ſei. Gretineaus$oly 
in feiner „Histoire du Sonderbund‘“, offenbar befjer unterrichtet, bringt eine 
genaue Berechnung, nach welcher der Reinertrag der dem Kollegium feitens des 
Staated zugemwiefenen Dotation (inbegriffen einen direkten Baarbetrag von 
Fr. 1200 aus der Staatätaffe) zu Fr. 15,500 fich ftellt, aus welcher Summe 
der Unterhalt der Gebäude und die Suftentation von dreißig Vätern der Ge: 
jellfchaft, nebft mehrerm Anderm, beftritten werden mußte, fo daß es auf jeden 
diefer Herren durchfchnittlich nur Fr. 300 auf's Jahr traf, eine Summe, mit 
welcher weder Univerfitätäprofefioren noch Primarlehrer vorlieb nehmen würden. 
Das Penfionat beftand für fih und machte felbftverftändlich reichlichen Gewinn, 
von welchem der Ueberſchuß durch die Aktionäre, nach Befriedigung ihrer Zins— 
anfprüde, den Statuten zufolge für verfchiedene wohlthätige Zwede beflimmt 
war und verwendet wurde, Die Jeſuiten felbit blieben arım, aber die Stadt zog 
große pekuniäre Vortheile aus ihren Anſtalten. Gretineau berechnet die in 
Folge ihres Beftandes durch Fremden-Affluenz, Aufenthalt der Eltern und Auf 
wand der Zöglinge alljährlich in Umlauf gefommene Baarſumme auf mehr denn 
eine Million Franken, und weifet den Vorwurf Gaullieur’s, es fei der meifte 
Bedarf für jene Inftitute aus dem Ausland bezogen worden, ald unbegründet 
zurüd. 
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vorüber fei und daß jeder dem Heer Angehörige, der feine Pflich- 
ten verlegen werde, nach der ganzen Strenge der Gefepe beftraft 
werden foll;“ dann erflärte er die Stadt in Belagerungszuftand 
und ließ an allen Kirchthüren Befehle anfhlagen, wonach jeder 
Militär, der an Kirchen, Ordenshäufern, Aultusgegenftänden, 
Spitälern, an der Sicherheit der Perfonen und des Eigenthums 
fich vergehe, feftzunehmen fei. Die flattgefundenen Schandthaten 
fchob er vornemlih auf die Bernertruppen, als nicht zu feiner 
Divifion gehörend; aber die Waadtländer waren, wie wir gefehen 
haben, auch dabei. Um übrigens deren Schuld möglichft zu 
mildern, warnte er in feinem Tagesbefehl vor den Hetzereien 
jener „falfhen Freunde“, melde die Armee zum Werkzeug ihres 
perfönfichen Grolled mißbrauchen. Er überfah dabei, daß es 
feine Pflicht gemwefen wäre, die „falſchen Freunde® und die Trup- 
pen zugleich zu rechter Zeit im Zaum zu halten. Rilliet er- 
nannte auch eine Unterfuchungsfommiffion zur Ermittlung der 
Verwüſtungen und anderer Eyzeffe; fie arbeitete bis 18. Dezem- 
ber. Die große Zahl bei ihr eingegangener Klagen und Rekla— 
mationen blieben unberüdfihtigt, wie aus dem fpätern Bericht 
des ehemaligen Oberſtkriegskommiſſärs Schinz über die Kriegs- 
foftenrechnung zu erfehen ift*. Dufour, von dem Gefchehenen 
in Kenntniß gefegt, fprach feinen bittern Unwillen darüber aus, 
und verordnete, weitergehend als der Divifiondfommandant, das 
friegsrechtlihe Einfchreiten gegen die Schuldigen, Alles doc 


* Nilliet entfchuldiget ſoviel möglih die Soldaten und bemerft: er 
hätte feine Erzählung „pikanter“ machen fünnen durch Mittheilung der wirfli- 
hen Urheber der „desordres”. Aber auf dem Titelblatt feiner Schrift glänzte 
das Motto: „La verite, rien que la verite”. Warum ſchwieg er über diefe 
„Urheber ? Einzelne Soldaten felbft fagten beichämt: „nous n’oserons plus 
retourner chez nous“. Alles S. 50 der oft zitirten Schrift. Deßgleichen ver: 
fichert Rilliet, daß er die Protofolle der Unterfuchungsfommiffion eingefehen und 
daß der Inhalt derfelben Manchen zum Schweigen bringen würde. Aber troß 
eined Motto's machte er ihn nicht befannt (S 53). 
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nicht ohne den Ueberwundenen einen unverdienten Fußtritt zu 
geben *. Es find feine Strafurtheile bekannt geworden **, 
Nur Muger Vorſorge anderwärts ift es zu verdanken, daß 
nicht noch mehr Unheil fich ereignete. In Montet bei Stäfie 
am MNeuenburger See hielt die Fatholifche Frauengenoſſenſchaft 
du Sacré - Coeur feit Jahren ein Penfionat für die Erziehung 
von Töchtern aus den höhern Ständen, das wie andere Häufer 
des gleichen Frauenordens in und außer Frankreich fichtlich ge- 


* Dufour ſchrieb nämlich an Rilliet in der Antwort auf die Verichte über 
die ftattgefundenen „desordres*: „il n’y manque que le meurtre, mais 
nos ennemis auront soin de Py ajouter.“ 

Die Gräuel in den Zefuitengebäuden zu entfhuldigen, verftiegen ſich Blätter 
aus dem radikalen Lager zur Verbreitung der Lüge: „man babe im Jefuitens 
Mofter einige taufend Stridfe mit Ring und Hafen gefunden, die feinen andern 
Zweck baben konnten, als die guten lieben Eidgenoffen, wenn man fie einmal 
in der Gewalt gehabt, daran zu hängen.“ Basler Zeitung, vom 27. November. 
Croͤtineau⸗Joly in feiner „Histoire du Sonderbund, 1850“, macht fi über 
die Auffchneiderei luſtig und gibt zu verftehen, daß die vorgeblichen Erdroffelunges 
werfzeuge nichts anderes geweien, ald Seile oder Stride, deren ſich die Zög— 
finge zu ihren gumnaftifchen Uebungen bedient haben mochten. 

** Milliet bemerkt in feiner Schrift. dad berübre nicht ibn, ſondern die 
Militärjuftiz, verfichert übrigens, daß in Folge der Verwendung des Oberften 
Kurz eine große Zahl igeraubter) Gegenftände zurücgegeben worden fei. Sein 
Berhalten tritt übrigens in das fchlimmfte. Licht in Kolge eines in fpätern Jah— 
ven zwifchen ibm und Julian Schaller eingetretenen Zerwürfniffes. Es wurde 
in Felge deffen kund, daß Rilliet, der parteilos feine militärifhen Pflichten zu 
erfüllen gebabt hätte, ftatt deilen, nach feiner Ernennung zum Divifionär, fi 
in intimfte Verhäftniffe zu dem Führer der Aufftändifchen, Zulian Schaller, 
und deffen politiichen Freunden geftellt und daß Schaller dem Freund Rilliet 
im enticheidenden Zeitpunkt geichrieben hatte: „Laſſen Sie dem Unwillen der 
eidgenöffifchen Truppen gegen ZJefuiten, Pfaffen und ihre Anhänger freien Lauf. 
Sie haben unfer Volk zu einer ſolchen Stufe viehiſcher Dummheit gebracht, daß 
ihm nur das Unglück die Augen öffnen fann.” Schaller befannte fi in offe 
nem Brief an Oberft Rilliet zu jolcher Korrefpondenz, erinnerte darin den letz⸗ 
tern an jene Zufammenfünfte und jepte bei: „Damals ließen Sie fich ganz in 
unferm Sinne aus; Sie überboten unjern Zorn und verfpracdhen unter Anderm, 
einige Bomben auf das Jefuitenneft genannt Penfionat, fhleudern zu faflen, um 
es in Aiche zu legen.” Im Weitern habe er,. Rilliet, mit ihm eine geheime 
Korrefpondenz für die Dauer des Feldzuges verabredet; aus allem Dem gehe 
zur Genüge hervor, daß er Theilnehmer an den Sandlungen geweſen, die er 
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dieh *. Durch waadtländiſches Gebiet gänzlich von Freiburg ab- 
gefchnitten, fahen fi die Frauen in Montet allen zu beforgen- 
den Unbilden des Krieges ausgeſetzt und entfchloffen ſich daher, 
auf den Rath des Biſchofs von Laufanne, zu guter Zeit audzus 
wandern (15. Oktober). Mit Hinterlaffung weniger Ordens 
glieder zur nöthigften Hut des Haufes verfügten fie ſich zunächſt 
nach Genf und lösten, durch die Ereigniffe gezwungen, die blühende 
Anftalt auf. Die proviforifche Regierung von Freiburg wollte 
nachhin fi der Befigung bemächtigen, welche jene Frauen inne- 
gehabt: allein die offizielle Einfprache der franzöfifchen Regierung 
verhinderte fie an ſolchem Frevel gegen das Eigenthumsrecht. 
Im Wallis ging es ähnlich her wie in Freiburg. Dort 
kommandirte wieder Rilliet, dem die in Freiburg erlebten Gräuel 
noch in friſcher Erinnerung hätten ſein ſollen. Gleichwohl hauste 
die rohe Mannſchaft der eidgenöſſiſchen Okkupationstruppen dort 
nicht viel beffer, namentlich zu Brig; aus den ZTodtenfapellen 
von Naterd und Glis fchleppten die Soldaten Todtengebeine weg 
und heizten damit den Dfen, obwohl ed an Hol; nicht fehlte. 
Mit Prügeln und Steinen warfen fie die Fenfter an der Kirche 
des Frauenklofterd ein; fie madfirten fih mit Ordenskleidern 
oder firchlihen Gemwändern, hielten in foldher Bermummung lär- 
mend und heulend Prozeffionen, trugen einen befoffenen Solda- 
ten, unter Nachäffung des Kirchengefanges, gleih einem Heiligen- 
bilde herum; fie unterließen mit einem Worte nichts, was das 
berechtigte religiöfe Gefühl der Fatholifchen Bevölkerung des Lan- 
des tief verlegen mußte. Im Innern ded Jeſuitenkollegiums ber 
trugen fie ſich nicht beijer, ald die Truppen in Freiburg. Viel— 


nun mißbilligen und auf Rechnung Anderer fchreiben wolle. (Aus dem Brief 
Schaller’ an Oberft Rilliet, datirt Bern, 28. November 1850). Die beiden 
Bertheidiger der Humanität, Bildung und Aufklärung geriethen dann nod in 
ernftern Hader; es drohte ein Duell ; aber gute Freunde vermittelten Alles fo 
gut, daß fich Beide weiter fein Leid zufügten und die ſchmutzige Wäfche von 
dann an im engern Kreife der Familie wuſchen. 

* Genannte Frauengenoffenihaft hatte es unter dem Schupe des Biſchofs 
P. T. Denni errichtet. 
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mehr überboten fie diefelben noch. Sie hieben einem großen Kru⸗ 
iifie den Kopf ab und fugelten diefen auf dem Boden herum ; 
ungeachtet ausdrüdlicher an die Thüren angefchlagener Verbote, 
fhlugen fie die Keller und Bibliothefthüren ein, verdarben, zer 
flörten und plünderten, mas ihnen in: die Hände fiel; felbft die 
Inſtrumente im phyſikaliſchen Kabinet verfehonte ihre Zerftörungd- 
wuth nicht. Mit dem Feuer gingen fie fo fhlecht um, daß meh- 
rere Male zum Lölchen geflürmt werden mußte. Aber diefes Lö— 
[hen mar ihnen nicht genehm, bis der Kommandant endlich 
drohte, fie jammt dem Haufe verbrennen zu laſſen. Die nämli- 
hen Helden ftießen in. jenem Saale des v. Stodalper’fchen 
Schlofjes, in welchem ſich die Familienarchive und Familienbil- 
der befanden, die Thüren ein und raubten Papiere und Perga- 
mente aller Art; * fie zerflörten und plünderten auch in andern 
Theilen des Haufed. Diefer Unfug. wurde fo ſchamlos betrieben, 
daß ein. Brigadeoberfi gendthigt war, die Pakete auf der Poſt 
öffnen zu laffen, um der verdächtigen Verſendungen von allerlei 
Gegenftänden von Werth, filberner Services, Damenfchmudfachen, 
u. dgl., habhaft zu werden. Selbft ein großer Käſediebſtahl wurde. 
entdedt, dann freilich wieder gut gemacht. Manche perfönliche 
Mißhandlungen liefen nebenbei; namentlich waren die Vorfteher. 
der. Stadt, welche für die öffentliche Drdnung nicht minder ale: 
für die Verpflegung des Militärs zu forgen hatten und wirklich 
forgten, felbit förperlihen Mißhandlungen ausgeſetzt und in Le- 
bendgejahr. Das Alles gefchah nicht etwa in der Aufregung. des 
Einmarſches oder von Gefechten, fondern zur. Zeit ruhiger Okku— 
pation, alſo nad Abſchluß der Kapitulation. Als Schuldige 
bezeichnen die dem Berfaffer vorliegenden fchriftlichen Mittheilun- 


* Ein Soldat, David Ghalenet, deponirte hierüber: er habe die Papiere 
im Haufe der Barone in Brig in feiner andern Abficht weggenommen, ald um. 
fie den Regierungsräthen in Bern zugeben zu lafjen, welche ihnen an einer Ber: 
ſammlung im Gaſthaus zum Bären dafelbft empfohlen hatten, „weder Prieſter 
noch Klöfter, noch Barone zu verfchonen“. (Aus der „Aktenfammlung betreffend 
das Kollegium und die Stiftungen der Klöfter in Brig, von 1648 bis 1851", 
im. Staatäarchiv von: Wallis.) 
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gen zwei Bataillone aus Genf und Waadt, die wie den Bür— 
gern, fo auch ihren militärifchen Obern Troß boten. Selbft Of- 
figiere nennen fie, welche Sefretäre erbrachen und fich der Ge- 
meinheit fehuldig machten, denfelben vertraute Familienforrefpon- 
denzen zu entheben. Mit Anerkennung fprechen dagegen die glei— 
chen Berichte von dem Verhalten ded Brigade-Öberften Beillon. 
Auch in Bifp und Leuf wurden ftrafbare Frevel verübt. 
Entrüftet über die Gräuel in Freiburg hatte Dufour in fei- 
nem Tagesbefehl vom 22. November vor dem Einmarfch in den 
Kanton Luzern feinen Truppen zugerufen: „Uchtet die Kirchen 
und alle Gebäude, welche dem Gottesdienft geweiht find! Nichts 
befledt Eure Fahne mehr, ald Beleidigungen gegen die Religion. 
Nehmt alle Wehrlofen unter Euren Schuß, gebt nicht zu, daß 
diefelben beleidiget oder gar mißhandelt werden. Zerftört nichts 
ohne Noth, verfchleudert nichts!“ Das waren Worte in den 
Wind gefprohen. Was Kneipe und fchlechte Zeitungen feit lan— 
gem empfohlen hatten, das galt. War ed jahrelang diefen beiden 
Bildungdmitteln vergönnt geweſen, jeglicher Art Mißhandlung 
auf politifhe Gegner herauf zu beſchwören, ja felbit den zu po— 
litifhen Zwecken verübten Meuchelmord zu befhönigen: fo ift 
es erflärlich, daß allerlei Rohheiten nun maffenhaft zum Durchs 
bruch famen, und daß auch Dufourd, dem Stadtrath von Lu— 
jern gegebenes fhriftliches DBerfprechen, die „Sicherheit der Per: 
fonen und des Eigentbums“ handhaben zu laffen, nicht in Er- 
füllung ging. In diefer Stadt wurde in den Häufern von Sieg. 
wart und Elgger und mehrerer anderer angefehener Perſonen 
Alles zerftört; in Kunſtkabinete, Kramläden, Wirthſchaften, über; 
all wurde eingedrungen, mo etwas zu holen war. Koftbare 
Stod- und Tafıhenuhren, deßgleichen baared Geld aus den Kram- 
fäden, wurden geftohlen, andere Gegenftände, felbft köſtliche Le— 
bensmittel, der Zerftörung preisgegeben. Ein Trupp Soldaten 
drang in ein Wirthshaus ein, in welchem fie Alles, was nicht 
wegzufchleppen war, zertrümmerten, den Wein aus den Fäſſern 
auf den Kellerboden ablaufen ließen ; Aehnliches in andern Wirthe- 
häufern. Nur die wirklich angegebenen Eigenthumsbefchädigun- 
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gen erftiegen eine anfehnlihe Summe; Biele Eigenthümer hüteten 
fih aus Furcht vor Klagen und Anzeigen. Neben allem dem 
wurden auch in Luzern gegen das auedrüdliche Verbot des Ober: 
befehlöhaberd Gräuel der fraffeften Intoleranz verübt, unter An- 
derm in einem Haus ein Kruzifig verlangt, diefes dann zu Bo- 
den geworfen und zerftampft. Die Schuldigen waren Berner 
und Bafellandfchäftler. Borangehend dein firafwürdigen Beneh— 
men der Truppen hatte ein Theil der Bewohner von Luzern 
jelbft übel gehaufet. Als das Verſchwinden der gefeglichen Re— 
gierung alle Bande gelöfet, gingen die Anhänger der frühern 
Ordnung kopfhoch, mißhandelten die Gegner, öffneten gewaltfam 
die Gefängniffe, befreiten politifhe und Militärgefangene und 
wollten felbft gemeine Berbrecher in Freiheit fegen *. Wurde 
die Stadt Luzern durch die Truppen hart mitgenommen, fo war 
ed die Landſchaft noch mehr, doch zumeift noch mährend der 
Dauer des Krieged und vor der Einnahme der Stadt. Schwel- 
gereien in den zwei Frauenklöſtern zu Rathhauſen und Efchen- 
bah, Rachehandlungen der ehemaligen Bernifchen und anderer 
yreifchärler, welche entweder unter den Milizen fich befanden oder 
im Gefolge derfelben dur das Land zogen; Plünderung, Zer— 
förungen, Erpreffungen, Brandlegungen, zumal bei der Divifion 
Ochſenbein, bei legterer auch Frevel in Kirchen und an gotteös 
dienftlihen Gegenftänden (in Efcholzmatt und im Kapuzinerflo- 
fer bei Schüpfheim), füllen die Blätter der Gefchichte jener Tage 
aus; theilweife reichten diefe Unordnungen auch über den Tag 
der Mebergabe von Luzern hinaus **), Eine damald aufgenom- 


* Bericht der proviforifchen Regierung an den Großen Rath, 17. Dezem: 
ber 1847. 

** S. die Schrift: „Die Schidfale der Landſchaft Entlibud in Novem⸗ 
ber des Jahres 1847“. Schaffhaufen, bei Hurter, 1850. Die in diejem Büch- 
fein mit allen Zeichen der Wahrhaftigkeit erzählten Gräuel find weder einer Ent- 
ſchuldigung, noch viel weniger einer Rechtfertigung zugänglich; der Verfaſſer 
deifelben flellt der Indisciplin auf dieſem Entlibucher Zuge Ochienbein’s den 
Feldmarſchall Wellington entgegen, der bei dem Einmarfch in Frankreich im 
Winter 1813 den erften unter feinen Truppen vorgefommenen Raubverfuch mit 
dem Strange beftrafte- 
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mene Schadenſchatzung brachte Fr. 562,622. 78 Rp., die Klö— 
ſter St. Urban und Rathhauſen ungerechnet. Im Kanton Lu— 
zern gingen 39 Gebäude in Flammen auf. 

Im Jeſuitenkollegium von Schwyz wiederholten ſich theil— 
weiſe die Vorgänge von Freiburg; kein Theil des Gebäudes in 
ſeinem ganzen Innern, der nicht ſchwer beſchädigt oder vollends 
zerſtört worden wäre. Darüberhin vergriff ſich die fanatiſche 
Wuth der Beſatzungstruppen an dem Leichnam des ein Jahr zu— 
vor geſtorbenen Rektors P. Drach, eines Schweizerbürgers aus 
dem Aargau, ein Frevel, der kurz zuvor auch an dem Leichnam 
eines Laienbruders in Stäfis (Kanton Freiburg) verübt worden. 

Es dient zu etweldher Erholung, melden zu können, daß die Be- 
ſetzung von Einfiedeln frei blieb von rohen Erzeffen im dortigen 
Klofter. Bon der Bevölkerung des Fleckens, damals noch in 
übelverftandener Oppofition gegen das Klofter befangen, wurden 
die Zagfagungstruppen mit Jubel aufgenommen; diefe felbft be- 
ftanden zum Theil aus Fonfervativen Katholiken (unter andern 
folhe von St. Gallen), die nur mit höchſtem Widerftreben den 
Feldzug mitgemacht hatten. So erklärt fi die wohlthuende Er: 
fheinung. Das leidliche Gefhid mußte indeffen das Klofter mit 
ſchweren Geldopfern erfaufen. 

In folder Weile hatte man ſich nicht bloß des Sonder- 
bundes, fondern auch der Jeſuiten entlediget. Die Mitglieder 
des Ordens retteten fich zu guter Zeitz; eben fo ward Fürforge 
- für ihre Zöglinge getroffen, für diejenigen Frankreichs, welche in 
Freiburg gewefen, durch den franzöfifchen Botfchafter. Dede und 
verlaffen, theilweife zerftört waren nun die Gebäude des gefürdh- 
teten Ordens in der Schweiz. Mit der gewaltfamen Austreibung 
ihrer Bewohner ſchloß fih die Wirkfamkeit der dem Fatholifchen 
Bolt in mehreren Kantonen „durh ausgezeichnete Paſtoration 
und mufterhaften Lebenswandel theuer gewordenen Sefuiten® *,. 
ſchloß fih die Wirffamfeit der Kollegin und Penfionate zu 


* Beiträge zur Gefchichte des innern Krieges in der Schweiz, von einem 
Luzerniichen Miltz. Offizier. Baſel, 1848, 
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Freiburg und Stäfis, des Kollegiums und Noviziats in Brig *, 
ded deutfchen und franzöfifchen Kollegiums in Sitten, ded Kols 
legiumd zu Schwyz und des unter die Leitung der Väter Je— 
fuiten geftellt gewefenen Priefterfeminard von Luzern. Der bes 
troffenen DOrdensmänner waren 274. Sie flüchteten unter mans 
cherlei Drangfalen (Folge der harten Jahreszeit und der politi— 


* Die Zejuiten-Anftalt in Brig war eine Stiftung der Familie v. Stod- 
alper dafelbft aus dem Jahr 1648, unter Beiftand und? Mitwirkung der Stadt 
und ded Zehnen Brig und der übrigen öftlichen Zehnen, des Biſchofs und des 
‚ Kapitels von Sitten und anderer Wohlthäter. Die urfprüngfihe Organifation 
und Dotation von 1648 und den nächftfolgenden Jahren war zu fechs Pro- 
fefforen berechnet, denen zulammen (Fr. 400 für einen berechnet) ein jährliches 
Einfommen von Fr. 2400 angewiefen wurde, womit fich die befcheidenen Pa⸗ 
tres begnügten. Nach der Aufhebung des Jejuitenordens im Jahr 1773 wurden 
acht Väter Piariften zur Zeitung der verwaisten Erziehungs-Anftalt berufen. Noch 
vor der Wiederherftellung des Ordens dur Pius VIL, ſchon im Jahr 1803, 
bezogen die Zefuiten, damals ald „Pöres de la Foi“ befannt, wieder ihr Rolle: 
giumsgebäude nebft Kirche zu Brig. Die Zahl der dortigen Ordensglieder, 
die Novizen inbegriffen, ftieg bis gegen 100 an, die der Studirenden auf 150 
bis 200; nach der Errichtung des Penflonates in Freiburg trat etwelche Ver: 
minderung in der Zahl der leptern ein. Gleichzeitig mit der Rückkehr der Je— 
juiten nach Brig wurde dur den Landshauptmann von Auguflini ihre Ein- 
führung aud in Gitten vermittelt, doch mit geringerer Lehrerzahl; eine befon- 
dere Konvention vom Jahr 1805 regelte namentlich, ihre Verhältniſſe zu Sitten, 
In Brig und Sitten blieben jene Ordensmänner bis 1847 unangefochten. Ihre 
Anftalt wurde von der Staatöbehörde felbft in jener düftern Periode geichüpt, 
während welcher das Wallis als Simplon » Departement zum napoleonijchen 
Reichskoloß gehörte, laut Beſtimmung eines Laiferlichen Defretes vom 26. Des 
jember 1810: „Les trois Colleges de Brigue, Sion et de St. Maurice 
sont conservés“; und: „les maisons religieuses de femmes et hommes 
sont conserv6s et continueront à jouir de leurs revenus.” SKaijer Na— 
poleon I, wollte ausdrücklich, daß das jenen Anftalten zudienende Eigenthum 
und die bezüglichen Stiftungen ungefhwächt geachtet werden. Nach den bes 
fannten Defreten von 1848 wurde von Seite der Hauptftifter, der Familie 
Stodalper , gegen Anhandnahme der Güter des Briger Kollegiumd durch den 
Staat, Einfprache erhoben; ebenfo im Jahr 1851 gegen die Verfteigerung der: 
jelben; da dann Niemand zum Kaufe erſchien, fo blieb der Statusquo. Der 
Staat behielt die Güter in feinen Händen, unterbaltet dagegen das jept von 
Weltprieftern beforgte Kollegium. 
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fhen Aufregung) nah Savoyen und Piemont, und vertheilten 
fi) von dort aus, oder auch unmittelbar, nach Defterreih (Ober: 
Öfterreich und Galizien), Frankreich, Belgien, England (Stony- 
hurft), auch nach Amerifa; 152 aus jener Gefammtheit, aljo 
die Mehrzahl, waren Schweizerbürger aus fünfzehn verfchiedenen 
Kantonen und gehörten Familien an, welche jest noch in großem 
Anfehen ftehen. Sie hatten nichts ald das nadte Leben geret- 
tet *. Die Freiburger Ordensvorfteher hatten ihre 80 Novizen 
nach Haus entlaffen. Als diefe fpäter nach Iſſenheim im Elfaß 
wieder einberufen wurden, ftellten fie fi alle insgefammt wieder 
ein. Der Aufihwung der Sefuiten-Anftalten in einzelnen Thei- 
len Deutſchlands ift die nächſte Frucht der Vertreibung der In— 
haber aus den fchweizerifchen Inſtituten. 

Im Erzählten vernehmen wir die Vorboten der nun ein- 
tretenden allgemeinen politifchen Reaktion. Zwei Gebote hatte 
die Tagfagung jden Megierungen der VII Kantone auferlegt: 
Rücdtritt vom Sonderbund, Ausweifung der Jefuiten mit Auf: 
hebung ihrer Anftalten. Ein Mehrered hatte fie nicht verlangt; 
ja fie verwahrte fich vielfach gegen alle Beforgniffe und Zula: 
gen, als ob die Eouveränetät und autonomifche Selbftftändig- 
feit der VII Kantone gefährdet fei. Wolgerecht hätten die Re— 
gierungen der legten auf fortgefegte Anerkennung feitend der 
Bundesbehörde Anſpruch gehabt. Allein folche zu gewähren, lag 
nicht in der Abficht der glüdlichen Lenker der Schidfale der Schweiz ; 
fie wurden unterftüßt durch die unaudweichlichen Folgen des Krie- 
ges. Indem die Regierungen nur unvolftändig, oder gar nicht, zu 
mannhafter Gegenwehr fehritten, und fih mit ungünftigen Ka- 
pitulationen abfertigen ließen, verfielen fie dem verdienten Miß- 
trauen des eigenes Volkes, das fie in feiner gewohnten Sprache 


* Wenige Monate nachher wüthete die Verfolgung auch in andern Staa: 
ten gegen die Jejuiten. Darüber ſchrieb Profeffor Dr. Buß in Freiburg i. B.: 
„Wir können dieſes Hin» und Hertreiben der BVerfolgten nicht in allen Ländern 
fchlldern : es iſt ein durch feine graufame Monvtonie edelhaftes Bild.” Siehe 
deſſen Schrift : „Die Gefellichaft Jefu, ihr Zweck, ihre Sapungen, Geſchichte u. ſ. w. 
Mainz, 1853, Zweite Abtheilung, S. 1433. 
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„Berräther® nannte; mit dem Vertrauen mar die Kraft zu res 
gieren dahin und ohne diefe der Fortbeitand der biäherigen Re— 
gierungen nicht möglih. Eine Rekonftituirung, oder doch die 
Neuwahl aller höhern Behörden, war daher eine durch die Um— 
ftände felbft gebotene, mindeſtens fehr wünſchbare Maßnahme. 
Indeſſen hätten die erforderlichen Verfügungen da, wo die Mehr- 
zahl der Mitglieder noch anweſend war, diefen felbit zugeftanden 
und fie wären auch durchführbar geweſen ohne jene unberechtigte 
Reaktionspolitif, welche im Schooße der Tagfagung maßgebend 
war. In diefer Behörde waren dreierlei Meinungen vertreten: 
die revolutionäre, vornemlih durch Druey, der mit fchneidender 
Geradheit und Dffenbeit den Sturz jener Regierungen und die 
Revolutionirung ‚der Kantone nad dem Programm des äußerften 
Radikalismus wollte und befürwortete; die Sophiftif in den 
Formen und im Schein der Legalität, repräfentirt durch Furrer, 
Dr. Kern und Gleichgefinnte; die Legalität in Wahrheit, ale 
deren Redner in der Regel die Gefandten von Neuenburg und 
Bafel auftraten. Die Mittelgruppe machte Mehrheit, da Drucy 
fih bei den Abſchlüſſen nicht immer ifoliren fonnte; allein es 
wurde Sorge getragen, daß. ſolchen Befchlüffen der Drucy’fche 
Sauerteig nicht fehle. In diefem Syſtem lag der Sturz aller 
fieben Regierungen vorbereitet. Die Mittel zu deſſen Durch— 
führung waren, je nach Verhältniß, um fo gemwalttbätiger und 
empörender, je weniger zahlreich die radifale Minderheit in jedem 
der Kantone war, welche allen Erforderniffen und Grundregeln 
der Demokratie und der Volksſouveränetät zumider, ja im höch— 
ften Widerſpruch zu der politifchen Grundlage, auf welcher die 
Behörden der XII Stände felbft fi befanden, zur Herrfchaft 
gebracht werden wollte. Studirte Schlauheiten famen auch vor, 
doc, ſo, daß man fie mit Händen greifen fonnte. Mit den Ur- 
fantonen verfuhr man im Ganzen weniger unglimpflid, ald ge 
gen die andern Kantone. Durch diefe einleitenden Worte erfläs 
ren ſich die gefchichtlihen Thatfachen, die num zu berichten find. 

Freiburg Fam zuerft an die Reihe. Dufour hatte durch den 
Kapitulationsvertrag Namens der Eidgenofjenfchaft die Pflicht 
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übernommen, „den Behörden mit bewaffneter Hand zur Aufrecht- 
haltung der öffentlichen Ordnung Unterftügung zu leiften.“ Ein 
folgender Artikel fagt: „follten fih Schwierigfeiten erheben, welche 
niht in den Bereich des Militärchefs fallen, fo enticheidet die 
Tagfagung darüber." Die Abfaffung diefer beiden Vertragspunfte 
war dem zweideutigen Weſen der herrichenden Mehrheit der 
Tagfagung ganz angemefjen. Mit der „öffentlichen Ordnung“ 
glaubte man moch nicht gejagt zu haben, daß Tie „verfaflungs- 
mäßige“ verftanden fei. „Schwierigkeiten“ politifcher Art fonnte 
der Obergeneral nach Belieben in den Schooß der genannten 
Behörde legen. So war mit fchönen Worten nah den Einen 
Vieles, nah den Andern nichts garantirt. Thatfächlich lief es 
auf das Leptere hinaus, und das hatte man eben gewollt. Nach 
dem Einzuge der Truppen gedachte der Staatdrath zuerft feine 
Gewalt in die Hände einer außerordentlichen Kommiſſion nieder- 
zulegen ; im ſolche bezeichnete er Charles, Müplin, Froſſard, Folly, 
Johann Landerjet, Noyer und Bondallazz fie lehnten das Man— 
dat ab mit Hinmweifung auf die Inkompetenz des Staatdrathes 
zu diefem Echritt. Nun befchloß er die Einberufung des Großen 
Rathes, machte aber gleichzeitig Anfrage an Dufour, wie weit 
er nah $ 5 der Kapitulation auf die Unterftügung der bewaff- 
neten Macht zählen fönne. Bevor die Antwort einlangen fonnte, 
wurde der fchon erzählte aufrühreriihe Sturm auf dad Staats— 
rathegebäude gewagt und durchgeführt, welcher die Mitglieder 
zerftreute. Die bewaffnete Macht hatte demjelben unthätig zus 
gefehen. Unterdeſſen war die Tagſatzung verfammelt (15. No- 
vember), fandte mit den dehnbarften Snitruftionen drei Reprä— 
fentanten in den Kanton ab: Stodmar aus Bern, Reinert aus 
Solothurn, und Grivaz aud Waadt. Abends, nicht ohne die 
nöthigen Inſpirationen feitens der Häupter empfangen zu haben, 
gab Dufour aus Bern die füßfaure Antwort: unter den Frei— 
burgifchen Behörden habe er allerdings Feine andere verftanden, 
als jene, mit welcher er die Kapitulation abgefchloffen, und der 
er gerathen, die Gewalt in die Hände des Großen Rathes nieder- 
zulegen ; feine Abficht fei aber nicht gewefen, diefe Regierung zu 
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garantiren. Beigefügt war noch an Rilliet, daß allfällige Volks— 
verſammlungen an öffentlichen Orten nicht zu dulden wären, 
Sp war die äußere Form der Revolution durch die eidgenöſſi— 
ihen Autoritäten felbft ffizzirt. Genau fo, wie die in Bern ge: 
fchriebene Skizze lautete, fo hatte etwas früher, am 15. Nach— 
mittag, bereitd die Ausführung flattgefunden. Nilliet meldete 
unmittelbar nachher die TIhatfache dem Zagfapungspräfidenten, 
erfuchte um Verhaltsbefehl und gab gleichzeitig zu verftehen, 
welcher der beiden Regierungen er feine Gunft zuwenden werde. 


Flüchtlinge und andere Parteimänner verfammelten fih im Saale 


des Theater und begannen hier die Auflöfung der öffentli- 
hen Ordnung, derjenigen Unterftügung gewiß, welche die Buns 
deöbehörden für deren Erhaltung gelobt hatten. Es follen 
500 Mann gewefen fein laut den Berichten der Repräfentanten, 
obwohl der Raum faum 300 faffen fonnte; Bauern feine dabei, 
fie gehörten an diefem Tage nicht zum Volk; Viele der Anwe— 
fenden trugen „das Gepräge der Niedrigfeit und Gemeinheit“ *. 
Diefe erlauchte Verſammlung, durd den Profurator 2. Bils 
lard (älter) geleitet, gab nun das Geſetz an der Stelle der 
17,000 ftimmfähigen Bürger des Kantons, an der Stelle des 
fouveränen Volkes. Sie fahte ed ab im Style des berüchtigten 
franzöfifchen Wohlfahrtsausſchuſſes **, deffen leptinftanzlicher An- 
wendung nichts fehlte als die Zugabe des gefchliffenen Lehrmeiſters, 
den die Franzofen heute noch Guillotine heißen ***. Man ver 


* Tilier, Band II. S. 52. 

** „Wohlfahrtsaus ſchuß“ wurde damals von den Tagherren in Bern felbft 
auch die Siebner- Kommilfion genannt, welche Bejchlüffe und Proflamationen 
gegenüber dem „Sonderbund“ zu entwerfen und auch fonft Stodf und Steine 
aus dem Weg zu räumen hatte. 

*x* Die Kührer waren theilweile die gleichen, welche in einer am 18. 
Dftober 1847 der Tagjagung eingegebenen Petition die ftrengfte Vollſtreckung 
gegen den Sonderbund und die Jeſuiten, namentlich aber die Niederfchlagung 


des JanuarsProzeffes „mit feinen Epezial: Inquifitionen, feinen Ausnahmege: 


richten, feinen Spoliationen, feinen willfürlichen Formen und Vexationen, jeinen 
ungereihten GEinferferungen, feinen Proftribirien” verlangt hatten. 
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gleiche dieſe Ergüſſe eines racheſchnaubenden Terrorismus mit 
den in wohlgewählten Legalitätsformen ſchillernden, zum Theil 
auch ganz frommen Manifeſten und Proklamationen der Tag— 
ſatzung und urtheile, wie die Sieger gegen einen Feind gehan— 
delt, der die Gefälligkeit hatte die Waffen zu ſtrecken, bevor der 
Krieg nur einen ordentlichen Anfang genommen! Das Grün— 
dungsdekret für die neue Ordnung in Freiburg ſagt in den Er- 
wägungen: daß die Regierung, indem fie Verfaſſung und Bun- 
deövertrag mit Füßen getreten, ſich des Hochverrathed gegen das 
Baterland fchuldig gemacht; daß fie, nicht zufrieden, eine Fluth 
von Uebeln über den Kanton gebracht zu haben, die Szenen ded 
Blutes und der Unordnung fortzufegen fuche; daß ed daher drin- 
gend geworden, „den verbrecherifchen Plänen der unverbefjerlichen 
Feinde der Demokratie und der wahren Religion ein Ende zu 
machen“; daß in Folge der Abdanfung des Staatsrathed die 
Nothwendigkeit eingetreten fei, das Land vor den unberechenbaren 
Uebeln der Anarchie zu bewahren. Dann folgen die Beichlüffe 
felbft: der Große Rath fei aufgelöfet, eine proviforifche Regierung 
einzufegen , diefe mit der geleßgebenden , vollziehenden und ad» 
miniftrativen Gewalt ausgeftattet, auch berechtiget, nach Belieben 
die Juſtizbeamten abzuberufen oder beizubehalten; alle feit 9. 
uni 1846 (Tag des Beitritt zum Sonderbund) ergangenen 
Akte der gefeßgebenden und vollziehenden Gewalt, injofern fie 
zu dem politifchen Syftem der abgetretenen Regierung in Bes 
ziehung ftehen, jeien für null und nichtig erklärt; im Fernern 
feien alle Unterfuchungen wegen politifcher Vergehen faffirt, die 
betroffenen Bürger für den durch die DVerfolgungen erlittenen 
Schaden zu entfchädigen ; die proviforifche Regierung habe die 
Geſetze in Betreff des Hochverraths in Vollziehung zu bringen; 
endlich habe der Fünftige Große Nath zugleich als Fonftituirende 
und gefeggebende Behörde zu gelten. Durch diefe letztere Be— 
ftimmung allein wurde das fouveräne Freiburger-Volk in politi. 
Scher Beziehung für längere Jahre an Ketten gefchmiedet. In die 
proviforische Regierung wurden gewählt: Advofat Julian Schaller, 
Sohn des frühen Schultheißen; Chatoney von Murten; Leo 
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Pittet; Caſtella; Robadey; Wicki von Freiburg, und Broye aus 
Stäfis, als Kanzler Dr. Berchtold; alle zu den heftigſten Geg— 
nern der bisherigen Ordnung zählend, und, wie das Gründungs— 
defret, in der Auswahl der Mittel zum Zwecke keineswegs ängſt— 
ih. Um fo weniger nahmen die drei Repräfentanten der Tags 
fagung Anftand, diefe Regierung (Garant einer neuen Yera im Kan- 
ton Freiburg) ohne alle Umfchweife anzuerfennen. In treuer Nach: 
ahmung ihrer Kommittentihaft ermahnten fie jedoch die neuen 
Regenten, bei perfönlichem Vorſtand derfelben, ſich jeder Art von 
Refriminationen und Nachehandlungen zu enthalten und fich 
weifer Regierung des Landes zu befleißen. Kenner der damaligen 
fächlichen und perfönlichen Staatsverhältniffe Fonnten ohne Kopf- 
brechen vorausfehen, daß das Gegentheil, ja unendlich mehr ge— 
jhehen werde, als die Tagſatzung und ihre profonfularifchen Or— 
gane je werden verantworten fünnen. Nachdem die proviforifche 
Regierung in der Antrittsproflamation die „Durhführung des 
Prinzips der Gerechtigfeit, Aufrechthaltung der Grundfäße einer 
wahren Demofratie, Achtung vor den religiöfen Gefühlen, welche 
die Vorfahren erfüllt, alfo auch vor dem Kultus, dem man ans 
gehöre“, verheißen, ald Beweis ihrer Anhänglichfeit an die „Na- 
tionalreligion“ die freie Ausübung des Kultus garantirt, faßte 
fie den Ausweifungsbefhluß gegen die Jeſuiten mit einer Bes 
veitwilligfeit, die auch den befangenften Gegner derfelben ent- 
züden mußte. Sie verordnete: die Jeſuiten, dann die Korpo— 
rationen und Kongregationen für den Unterricht, welche diefem 
Drden affilürt find, find für immer aus dem Freiburger Ge- 
biete verbannt; diefe Maßregel beſchlägt, nebit den Sefuiten, die 
Ligorianer, die Marianer (fog. unwiffende Brüder), die Brüder 
der hriftlihen Lehre, die Schweftern vom heil. Joſeph, die 
Schweftern des heil. Vinzend von Paula, die Schweſtern vom 
heil. Herzen Jeſu; genannte Korporationen können fünftig unter 
feinem Vorwand fih im Kanton niederlaffen oder Eigenthum 
erwerben, noc öffentlichen oder Privatunterrichtsanftalten vor- 
ftehen ; die ihnen angehörigen PBerfonen haben den Kanton binnen 
dreimal vierundzwanzig Stunden zu verlaffen; alle ihre beweg— 
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lichen und unbeweglihen Güter fallen dem Staatövermögen an- 
beim und es fol deren Ertrag für den öffentlihen Unterricht 
verwendet werden; zu diefem Behufe wurden fie mit Befchlag 
belegt, und wurden, rüdmwirfend, alle Abtretungen oder andern 
belaftenden Berträge, die feit dem 15. Dftober * flattgefunden, 
ald ungültig erflärt (19. November). Die Bitte des Bifchofs 
von Laufanne, wenigſtens die Frauenklöſter beftehen zu laffen, 
wurde abgemiefen. 

Ein weiterer Befchluß feßte 82 freiburgifhe Staatsbürger 
wegen Hochverraths oder Theilnahme an demfelben in Anflage- 
ftand und belegte ihre Güter zum Theil mit Beſchlag (29. No- 
vember). Auf das verhängnißvolle Verzeihniß wurden gefeßt : 
die Mitglieder ded Staatörathes, die den Sonderbund geſchloſſen, 
und alle andern höhern Staatäperfonen, welche zur Ausführung 
mitgewirkt, fechszehn Männer, an ihrer Spike die Schultheißen 
Fournier und Wed; die Mitglieder des Großen Rathes, welche 
zur Genehmigung ded Sonderbundes oder zum Widerftande ger 
gen die Tagſatzungsbeſchlüſſe geftimmt, aufgeführt waren mit 
Namen fehdundvierzig; die Anführer der Truppenkorps (unter 
diefen Oberſt Maillardoz), die Geiftlichen, Beamten, Angeitellten 
und andern Perfonen, die den Bürgerfrieg vorbereitet oder unter— 
fügt. Die Angeflagten wurden ſämmtlich den Gerichten zur 
Beftrafung überwiefen, jene der erften Kategorie in der Ausübung 
ihrer politifhen Rechte eingeftellt ; darüberhin wurde der legtern 
Vermögen mit Befchlag belegt in gleicher rückwirkender Weife, 
wie ed gegen die Güter der vertriebenen religiöfen Orden ges 
ſchehen. 

Noch war der Kanton mit 20,000 Mann beſetzt. Unter 
dem Druck ihrer Bayonnete wurde, nach mehrfacher Abänderung 
bisheriger Wahlgetze, namentlich ſchamlos parteiiſcher Zerreißung 
einzelner früherer Wahlkreiſe, und unter Niederhaltung jeglicher 


* Der Tag, an welchem der fernere Widerſtand gegen die Tagſatzungs— 
mehrheit bejchloffen wurde. 
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freien Meinungsäußerung *, auf eine makrobiotiſche Amtsdauer 
von neun Jahren der neue Große Rath, zugleih Verfaſſungs— 
rath, gewählt. Die Beherrihung der Wahlen dur die amtlichen 
Werkzeuge der beftehenden defpotifchen Staatögewalt war eine 
fo vollitändige, daß nur 7 bis 8 Oppofitionsmänner, diefe vom 
deutfhen Bezirt, aus den Wahlmühen hervorgingen. Im bes 
züglichen Defret maßte fi die proviforifche Regierung felbft in 
Hinfiht der Amtsdauer des Großen Rathes die Fonftituirende 
Gewalt an. Nah dem gleichen Dekret präfidirte der von der 
Regierung ernannte Dberamtmann die Wahlverfammlung und 
entfhied mit vier von ibm bezeichneten Stimmenzählern die 
Wahlergebniſſe **. 

Diefer Große Rath, aus 64 unmittelbar gewählten und 10 
von ihm felbft zu wählenden Mitgliedern beftehend, verfanmelte 
ſich am 15. Dezember. Die Regierung erftattete demfelben Be- 
richt über ihre Amtöführung; fie wollte, jagt fie in demfelben, 
pein edled und neues Beilpiel einer wahren Demokratie geben, 
mild gegen die Schwachen, großmüthig gegen ihre Gegner, Feind 
von willführlihen Handlungen®, und jhloß ihn mit dem Aus— 
ruf: „möge die nun beginnende feierliche Seffion die demofra- 
tifhen Inftitutionen gründen auf Grundfäße der Humanität, 
der Ordnung und der Gerechtigfeet, der unfterblichen und heili- 
gen Grundlagen, die allein deren Dauer zu gemährleiften ver- 
mögen.“ Reiche Floskeln, glänzender Styl. Im Alltagsleben 
wie auf den Rathöftühlen waren die Verfaffer ſolcher Staats: 
fhriften gewohnt, in ihren Gegnern eben fo viele Tartüffe zu 
ſehen; die Gefchichte retorquirt diefe Bezeichnung auf fie jelbft. 
Der Große Rath beftätigte die proviforifhe Negierung als bleis 


* Selbſt angefebenen Männern, die feineswegs mit der früheren Regierung 
jomyatbifirt hatten, wie dem Alt-Staatörathb Charles, wurde bei der Wahlver: 
handlung auch nicht die gerinafte Bemerkung erlaubt. Mit Schimpfen und för 
perlichen Mißhandlungen verdrängten ibn die Wahlterroriften vom Plape. 

** Defret der proviforijchen Regierung vom 27. November 1847. 

„Bittfchrift an die Bundesverfammlung durch das Komite der Volksver— 
fammlung zu Pofieux“. Bern, 1852. 
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benden Staatsrath und ernannte eine Eilfer-Romiffion zur Ent- 
werfung einer neuen Berfaffung, Dr. Buffard und Page ala 
Gefandte zur Tagfapung. 

Schon die Freiburger Verfaffung von 1831 hatte eine wenig 
demofratifche Richtung ; wir nannten fie „eine Uebergangdverfaflung, 
die dem Bolfe nur fpärliche Rechte zumaf“ *. Die proviforifche Re— 
gierung und der nad) ihrem Willen zufammengefegte Große Rath 
waren, troß ihrer demofratifchen Schlagwörter, nicht geneigt, die 
Volksrechte zu erweitern. Gegentheils fchöpften fie aus der erften 
Berfaffung das Mittel, durch die zweite die hergebrachte Stabilität 
im Intereſſe !der radifalen Tendenzen zu beftätigen und reichlichft 
augzubeuten. Die neue Verfaffung, die unter ihrem Einfluffe zu 
Stande fam (4. März 1848), verleiht dem Volfe nicht das geringfte 
Recht des Entfcheides über Verfaſſung und Geſetze; das Wolf ift nur 
da, demüthia anzunehmen und anzuerkennen, was feine 64 Be- 
auftragte gemeinfhaftlich mit den 10 indirekten bringen ; der 
Große Rath ſelbſt ift alfo thatfächlich der Souverän ; eine Volks— 
fouveränetät in Freiburg gibt ed nicht. Die Amtsdauer ded 
Großen Rathes ſetzt die Verfaſſung, nah dem Willen der pro- 
viforifhen Regierung, auf neun Jahre feſt, jene des Staats» 
rathed nur aufacht Jahre, damit auch der Uebergang in die neue 
Legislatur ungefährlich für die Herrfcher verlaufen möge. Yür 
volle neun Jahre wird die Revifion der Verfaſſung unterfagt, 
aud für folgende Perioden möglichft erfchwert, indem fie nur 
mit zwei Drittheilen von Stimmen foll erfannt und nur von 
je fünf zu fünf Jahren in Antrag gebracht werden können; eine 
Betheiligung des Volkes wird auch für diefe fpätern Revifions- 
perioden nicht gewährt. Iſt die Verfaſſung möglichſt günftig für 
die moderne Seffelherrfchaft, fo greift fie um fo entſchiedener alte 
bevorzugte Stellungen an: fie fchafft die Majoratöberechtigungen, 
Subftitutionen und Fideifommiffe ab; fie verbietet für die Zukunft 
die Errichtung neuer „Familienſeckels und verordnet, daß die 
beftehenden nicht vergrößert werden dürfen. Eben fo durchgreifend 


* Band I. Seite 128. 


— 57 — 


lautet der Abfchnitt über Kirche und Schule: Welt- und Dr- 
densgeiftlichkeit. werden ausdrüdlih den Berordnungen und Ge- 
fegen des Staates unterworfen, den gewöhnlichen Gerichten uns 
terftellt und zu Leitung der Auflagen wie andere Bürger vers 
pflichtet, jegliche Vorrechte oder Jmmunitäten aufgehoben: die 
Güter des Bisthums, der Weltgeiftlihfeit und der Drdensgeift- 
fichfeit unter bürgerliche Verwaltung geitellt, die Kollaturen zu 
Staatd-Handen gezogen. Garantirt wurden zwar die beiden 
hriftlihen Konfeffionen, aber auch dem Kirchenrath des reformir- 
ten Kantonstheils cine Reorganifation angefündet; defjen Ber: 
richtungen wurden auf religiöfe Gegenftände befchränft, die Chor— 
gerichte (Ehegerichte) abgeichafft und deren Befugniffe den „ge: 
wöhnlichen® Behörden zugetheilt. Die Berfaffung erklärt den 
öffentlichen Unterricht unbefchränft ald Staatsſache, verbietet deſſen 
Mebertragung an religiöfe Korporationen, Gefelfchaften oder Kon: 
gregationen, unterfagt für immar die Wiedereinführung der es 
fuiten, Ligorianer und anderer vermöge des Defretö der provi- 
ſoriſchen Regierung vom 19. November 1847 aufgehobenen Ge- 
fellfehaften ; fie geht noch weiter, indem fie die Jünglinge, welche 
fünftighin bei Jeſuiten oder andern ihnen affiliirten Orden fich 
den Studien widmen würden, zur Bekleidung von bürgerlichen 
und Ffirchlihen Aemtern unfähig erflärt; fie fiellt alle für den 
weltlichen oder geiftlichen Unterricht beitimmten Güter unter aus— 
Schließlich bürgerliche Verwaltung, unterfagt auch jede Stiftung 
für milde Zwede, unter folleftivem Namen, obne Bewilligung 
ded Großen Rathes. Endlich wurde der Befuch der Primarfchu- 
len obligatorifch und unentgeltlich zugleich erklärt. Die Berfaf- 
fung verordnete die fchleunige Reviſion oder Bearbeitung aller 
Theile der Gefeggebung, führte die Gefchmwornengerichte für pein— 
liche, politische und Preßvergeben ein und fchaffte die Todesftrafe 
(vorbehältlich der Militärgefebe) ab. Den Gemeinden wurde die 
Aufnahme von Schweizerbürgern in ibr Bürgerrecht zur Pflicht 
gemacht, falls fie in Hinficht der Sittlichfeit und der Exiſtenz-⸗ 
mittel die vorgefchriebenen Garantien bieten. Abgefehen von 
einigen Berbefferungen, denen fie Bahn brach, war Tendenz und 


24 BR. 


Inhalt diefer Verfaffung fchlechtweg defpotifch ; fie trieb Kultur: 
defpotie in der gefährlicheren Bedeutung dieſes Worted und bei 
unverhehlter Abneigung gegen die Pflege religidfer Gefinnung 
und Intereſſen, fchuf die höchſt einfeitige und nah Erfahrung 
egoiftifche Ariftofratie der Intelligenz und eines ftarren Beamten- 
thums Gleihmwehl priefen neun Zehntheile der öffentlichen Blät- 
ter die Schöpfer dieſes Grundgeſetzes ald „freifinnige* Männer. 
— Die Urtheile über das adminiftrative und gefeßgeberifche 
Wirken der geftürzten Freiburger Regierung von 1831 bis 1847 
lauteten radifalerfeits ganz wegwerfend. Es verhält fih damit 
in Wirflichfeit aber wefentlich anders: es wurden während diefer 
Zeit für 2,001,450 Fr. n. W. neue Straßen und Brüden ge- 
baut, der Fond zu einem Kantonalfranfenhaus angelegt, welcher 
bald auf eine halbe Million anftieg, durch Vermittlung der Re— 
gierung Eriparnißfaffen in den meiften Bezirken errichtet, eine 
Unterftügungsfaffe für altersſchwache Schullehrer, ein Amortifa= 
tiondfond für den Loskauf der Feudalgefälle angelegt. Die Re— 
gierung befreite die Poft aus den Pächterhänden der Familie 
Fifher von Bern und übernahm deren eigene Verwaltung in 
Regie; fie führte gleiches Maß und Gewiht im Kanton ein 
durch den Beitritt zum eidgenöſſiſchen Konkordat über diefen Ge— 
genftand ; fie fchuf eine zentrale Gewerbefchule, promulgirte drei 
Hauptabtheilungen des bürgerlihen Geſetzbuches, gründete die 
Friedensrichterämter, erließ ein Gefep über das Strafverfahren, 
bereitete ein Forftgefeß vor, gründete ein Hypothefarfyftem und 
fchritt zur allgemeinen Kataftrirung des Landes. 

Hatte fih Zug vor der Kapitulation und Behufs derfelben 
viele Blößen und Schwachheiten zu Schulden fommen laffen, fo 
artete, was folgt, in mancherlei Rächerlichfeit aus. Man war 
höchlich verlegen, mie diefem Souverän die Wohlthat der nöthi- 
gen Dreffur für die zu fehaffenden neuen Zuftände der Schweiz 
zu geben fei. Dufour hatte fich bei Abfchluß der Kapitulation 
für die Erhaltung der alten Regierung günftig ausgefprochen ; 
fie erhielt auch ferner alle offiziellen Schreiben des Vororts und 
des eidgenöffifchen Kriegsraths unter dem herkömmlichen Titel. 
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Allein die Täuſchungen hielten nicht lange an; der Brigadier 
Bernold verbot die Verbreitung der Proflamation, mit welcher 
die Regierung vor dem Volke die Kapitulation zu rechtfertigen 
fuchte, obwohl diefe Schrift ganz harmlos und unverlegend lau— 
tete, und zwar ohne den „hinterliftigen Styl@ gefchrieben, wel— 
hen die Nepräfentanten laut fpäterm Bericht an ihr hatten fin- 
den wollen. Die Repräfentanten, Hoffmann und Hegetichweiler, 
zeigten dagegen in eigener Bekanntmachung an, daß fie zur 
„baldigften Herftellung geſetzlicher Zuftände“ von der Tagfagung 
gefendet worden; mie ſolches geſchehen folle, das fag noch in 
Erwägung. Hegetfchweiler fchrieb in Abmefenheit feines Kollegen: 
es habe fich noch nichtd geändert, „da einerfeits die eidgen. Reprä> 
fentanten ſich nicht völlig in der Stellung glaubten, Demonftra- 
tionen gegen die fortbeftehende Regierung zu beginnen, anderfeits 
die eidgenöffifche Partei im Kanton, troß vielfacher Ermuthigung, 
zu viel Bedenken trug, von fi aus die Initiative zu ergreifen 
und den günftigen Zeitpunft möglichft fchnell zu benugen.“ Die 
beiden genannten Mächte ſchoben ſich alfo gegenfeitig die heifle 
Aufgabe der Ummälzung zu. Die Oppofition, anfangs wenig 
zahlreich verfammelt, beſchränkte ſich auf die Beftellung einer ein— 
feitenden Kommifjion, um irgend einen Anſtoß von Seiten der 
Repräfentanten zu gewärtigen. Diefer blieb nicht aus. In ver: 
traulicher, jedoch amtlicher Unterredung mit dem Landammann 
Boſſard ftellten fie diefem den Rücktritt der Regierung ald unaus— 
weihlich dar und fprachen den Wunſch aus, daß die vom Kan- 
tondrath bereitö verordnete Einberufung ded Landrathes unters 
bleibe. Später wurde diefer Wunſch in ein Verbot umgewandelt 
(2. Dezember). Unter allen möglihen Proteftationen unterblieb 
nun die Verfammlung ded Landrathes. Die Logik der eidgenöſſi— 
ſchen Repräfentantichaft war eine ganz wohl bemeffene: fann die 
gefegliche Regierung nicht mehr regieren, fo fommt eine andere, 
d. h. eine Parteiregierung, und diefe wollte man jchaffen; wollte 
man eine neue gefesliche Regierung haben, }o hätte es nur 
eined Befehls der Mepräfentanten bedurft, daß die Landsge— 
meinde einzuberufen fei. Unter folhen Umftänden konnte und 
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mußte nun die Oppofitiondpartei, gern oder ungern, hervortreten, 
und erließ mit dreiundzwanzig Unterfchriften (an ihrer Spike 
Alt-Kantonsrichter ©. Adolf Keifer aus Zug) eine Einladung zu 
einer außerordentlichen Berfammlung auf dem Landsgemeindeplatz, 
unter Berufung darauf, daß die Nepräfentanten mit der Regie— 
rung in feine Verbindung getreten und folche anzuerkennen nicht 
bevollmächtiget feien; dazu Klagen, daß fie das Land in Schulden 
geftürzt, dad Vertrauen des Volkes verfcherzt habe, und daB es 
nothwendig geworden, eine Negierung zu beftellen, welche der 
Eidgenoffenfchaft genehm fein könne Boſſard proteftirte wieder, 
aber vergeblih. Die Berfammlung wurde (5. Dezember) 700 
bis 800 Mann ftarf gehalten, befchloß den Nüdtritt vom Son— 

derbund, die Anerkennung der Kompetenz der Tagfagung in der 
Frage der Jeſuiten, erflärte die beftehenden Behörden als aufge- 
löst und ernannte eine proviforifche Regierung von fünfzehn Mit- 
gliedern zur Herftellung der gefeglichen Ordnung, zur Abordnung 
einer Gefandtfchaft an die Tagſatzung und zur Revifion der Ber: 
faffung durch einen Verfaffungsrath von 65 Mitgliedern. So 
verfügte der fünfte Theil der ftimmfähigen Bürger in Abwefen- 
heit der übrigen vier Fünftheile. Boffard machte noch einen 
ſchwachen Perfuh zu neuer Verſammlung ded Kantondrathes, 
ftellte dießfalld Einfrage bei den Repräfentanten, erhielt aber von 
diefen abfchlägige Antwort, da die Gründe „ſich bis heute nur 
vermehrt haben, um die Berfammlung eines vorgebliden 
Kantondrathed nicht zuläffig zu machen.“ Statt deſſen folgte 
(7. Dezember) die Konftituirung der proviforifchen Regierung, 
ald deren Präfident Adolf Keifer gewählt wurde. Mit Diefer 
Wahl war die „Bahn der Unverſöhnlichkeit und einer rüdficht- 
lofen Barteiftellung“ betreten, fagt der milde und würdige Boſſard. 
Förderlichft folgte die offene Anerkennung der revolutionären Re- 
gierung feitend der eidgenöffiichen Behörde. Ueber dad Ganze 
laffen wir wieder Boffard fprehen: „Ihatjache ift ed demnach, 
daß in Zug ein in der Eidgenofjenfchaft bisher nie erlebtes Ver— 
fahren beobachtet wurde: die eidgendffiihen Repräſentanten, die 
fih fo nennenden Wächter und Befchüber ded Bundesvertrages, 


— 61 — 


anerkannten, ohne vorherige Begrüßung der Tagſatzung, die 
durch eine unberufene Volksverſammlung berufene Regierung. 
Unter dem Schutze der bewaffneten Macht verhinderte man die 
Behörden, ſich zu verſammeln und eine durch die Eidgenoſſen— 
ſchaft garantirte Verfaſſung wurde beſeitiget, ohne irgend welche 
Proteſtation zu berückſichtigens“. Am 9. Dezember ſandten die 
Repräfentanten dem Landammann die frühere Proteftation zurüd; 
die Abordnung der proviforifchen Regierung erfuchte ihn, unter 
Eröffnung, „daß er aufgehört habe, Landammann des Kantond 
Zug zu fein“, um die Rüdgabe der Infignien der Landammann- 
(haft, was gegen Proteftation abermals geſchah. Während die- 
fem Borgang war eine Kompagnie Teffiner Truppen vor dem 
Haufe des Landammanns aufgeftelltz endlich ſchickte die provifo- 
riihe Regierung dem verdrängten Landammann jene Verwahrung 
abermald zurüd. Bon nun an wurde der Kanton Zug vorläufig 
proviforifch regiert. Die bisherigen Häupter aber, die Landam— 
männer Bofjard, Keifer und Hegalin, nebft Landesfähnrich An- 
dermatt, wurden von den MRepräfentanten amtlich einvernommen 
über folgende Fragen: mer fi von Zug im fiebendrtigen Kriegs— 
rathe befunden habe; ob nicht die in Luzern befindliche Kriegs— 
faffe zu Gunften des Sonderbundes in Anfpruch genommen 
wvorden; ob Verhandlungen über ein vom Auslande bezogened 
Anleihen ftattgefunden; ob vom Auslande Waffen bezogen wor- 
den; was über Anftellung fremder Offiziere befannt feiz ob die 
Frage um Unterftüßung durch fremde Hülfe in Berathung ge- 
fommen; was in Zug von der Wegnahme der eidgenöffiichen 
Kaffe und der Verlegung der Schlüffel derfelben befannt fei. 
Als Hauptaufgabe ftellte fich die proviforifche Regierung die 
Wahl eines Berfaffungsrathes in ihrem Sinne; dad war weniger 
ſchwer in der Stadt, ald in den Landgemeinden; zur wirklichen 
gebietenden Mehrheit ſchwang fich die Partei der Reaktion nur 


* ©. „Geichichtlihe Erinnerungen und Beiträge aus den Zeiten der eidg. 
Offupation“, in der Neuen Zuger-Zeitung ven 1849, nad Wiflen des Verfaſ— 
ſerß durch Zandammann Boffard veröffentlicht. 
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durch eilf indirekte Wahlen hinauf. Was durch Einfhüchterung 
mittelft drohender Straf- und Entſchädigungsprozeſſe, durch In— 
fulten aller Art, durch ausnahmsmeife ftärfere Verlegung von 
Einquartirung auf die Männer der alten Mehrheit, durch Haus— 
arrefi gegen diefe und jene Männer von Anfehen nicht erzielt 
werden konnte, das bewirkte der Einfluß der Repräfentanten dur 
verlängerte Dffupation und fortgefegte Geltendmachung jener 
Politif, durch welche fie die alte Regierung aus Amt und Wirf- 
jamfeit verdrängt hatten. Langſamer ald fie felbft wünſchten, 
ging indeffen das Werk der Berfaffungsrevifion von ftatten. 
Erſt am 16. Jänner 1848 fonnte die neue Verfafjung dem Volk 
zur Genehmbaltung vorgelegt werden; von 4006 ftimmfähigen 
Bürgern betheiligten fi nur 1870 an der Berfammlung, und 
von diefen haben, des vielfeitigen Drudes ungeachtet, nur, 1205 
fih für Annahme ausgefprochen. Es verlegte das Freiheitsgefühl 
des Zuger-Volfes, unter Bayonnetten abftimmen zu müfjen. Die 
Berfaffung modernifirt das Kleine Gemeinwefen von Zug in 128 
Artifeln, Hebt das Inſtitut der Landsgemeinde auf, mit ihm die 
Grundlage der Demokratie; Ddieje felbit wird durch die „reprä— 
fentative® Ordnung erfegt, weßhalb dem Volk ein Recht zur Ab— 
ftimmung über die Gefege nicht verliehen, fondern das Recht 
der Gejebgebung ausfchließlih dem Großen Rathe zugeſchieden 
it. Die Geiftlichkeit iſt vom politischen Aftivbürgerrecht ausge— 
fchloffen; fremde Korporationen „geiftlicher oder weltlicher Natur® 
fönnen nur mit Bewilligung ded Großen Nathes Aufnahme im 
Kanton erhalten. Befonders bedacht ift die Förderung materieller 
Intereſſen durch vorgefhriebene Sorge für den Bau und Unter: 
halt der Straßen, dann jene des Grziehungswefens in allen 
feinen Abftufungen. 

In Quzern gedachte eine wenig zahlreiche unter Leitung von 
Dr. Adolf Hertenftein im Theater gehaltene Berfammlung die 
Umwälzung dieſes vorörtlihen Kantons in gleicher Weife aus— 
zuführen, wie es mit Erfolg in Freiburg geſchehen; fie ernannte 
einen Ausfhuß, welcher Vorfchläge für das Perfonal einer pro— 
viforifhen Regierung und dringendfte  Defrete in Bezug auf 


su BE 


Jeſuiten, Klöfter und ähnliche Aufgaben des Tages vorbereiten 
jollte. Der Stadtrath aber fam jener Handvoll Leute zuvor; er— 
ließ in Folge der befannten Exzeſſe einen Aufruf an das Bolf, 
in welchem für den Fall weiterer Verlegung der Perfonen und 
de3 Eigenthums angedroht war, daß der. Delagerungszuftand er— 
fannt und jeder Fehlbare vor Kriegsgericht geftellt würde; kon— 
ftituirte fih, mit Zuzug von ſechszehn Mitgliedern aus den übri- 
gen Yemtern des Kantons, ſelbſt ald proviforifche Regierung (ihr 
Präfident war Oberft Schumacher-Uttenberg, Vizepräfident Alt- 
Schultheiß Kopp) und gab hievon dem Dr. Hertenftein Anzeige. 
Diefer veranlaßte, diegmal vor dem Theater, eine zweite Volks— 
verfammlung, welche, aus ein paar hundert Bürgern beftehend, 
fh wenn auch ungern zur Anerfennung der erwähnten proviſo— 
riſchen Regierung herbeiließ, mit dem Anfinnen jedoch, daß fie 
unverfchoben die’ Sefuiten austreibe und die Mitglieder der ent- 
flohenen Regierung und des Großen Nathes, welche für Sonder: 
bund und Jeſuiten geflimmt, in Anflageftand verfege, im Uebri— 
gen aber allgemeine Amneftie gebe; Alles nach dem Rathe des 
Arztes Steiger, der, in den Kanton zurüdgefehrt, ald Hauptred- 
ner an der Berfammlung aufgetreten war. So leiteten die Auf: 
rührer und Freifchäärler von 1844 und 1845 ihre eigene Frei- 
Iprehung ein, unter Antrieb eined Mannes (Hertenftein’8), der 
mit großem Talent und umfafjender Gelehrfamkfeit im Webrigen 
viele von den Gigenfchaften eines franzöfifhen Sangcülotten hatte* 
und nebenbei ein Stück Trunfenbold war. Allernächft trafen drei 
Repräfentanten der Tagfagung, an ihrer Spige Dr. Kern, ein 
und festen ſich mit der proviforifchen Regierung in freundlichen 
Geſchäftsverkehr. Diefe aber erließ, ähnlich der Schwefterregierung 
in Freiburg, die obligaten Neaftionsdefrete: das bereitd mit 
Sequefter belegte Vermögen gefammter Regierungdräthe wurde 
unter Siegel gelegt, den Eigenthümern jegliches Verwaltungsrecht 


*Verfaſſer erinnert fih, daß Hertenftein anläplich der üblichen amtlichen 
Beier der Schlacht bei Sempach am 9. Juli 1832 an dem offiziellen Feftefjen 
einen Trinkſpruch ausbrachte, in welchen Winkelried mit Danton in anmuthige 
Parallele geſetzt wurde. 
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über dasfelbe entzogen, laut Wortlaut des Befchluffes wegen 
Entfremdung der eidgenöffifchen Kriegägelder und Epitaleffekten, 
fowie der Quzerner Staatskaſſe (30. November). Die proviforifche 
Regierung verordnete ferner, daß alle Bürger, welche vom 8. De- 
zember 1844 bis 23. November 1847 wegen politifcher oder rein 
militärifcher Berbrechen und Vergehen entweder ihrer bürgerlichen 
Ehrenfähigfeit verlurftig erklärt oder in Ausübung ihrer bürger— 
lichen Rechte eingeftellt worden, förmlich in ihre ehevorigen Rechte 
und militärifche Ehrenfähigfeit wieder eingeſetzt ſeien; fie verfügte 
für immer“ die Ausweifung des Jeſuitenordens und der ihm 
affiliirten Orden, nämlich der Urfulinerinnen und der „Schweitern 
der Borfehung® in Luzern und Surfee; ein folgendes Dekret der 
proviforifchen Regierung ſetzte alle Mitglieder des Großen Rathes, 
welche an den Beichlußfaffungen zu Gunften des Sonderbundes 
Theil genommen, ald der Berfaffungsverlegung ſchuldig, in Ans 
Hageftand, verfügte Befchlagnahme ihres Vermögens behufs Gel- 
tendmahung allfälliger Entfhädigungsaniprüche an diefelben, und 
fufpendirte fie im Aftivbürgerrecht, was ihnen für nächfte Groß- 
rathewahlen auch die Wahlfähigkeit entzog (4. Dezember), Alles 
in Widerfpruh mit dem Berantwortlichfeitögefeg vom 20. No- 
vember 1842, welches die feierliche Erklärung enthielt: „Der 
Große Rath als folder ift nur Gott und feinem Gemiffen ver: 
antwortlich”; durch weitern Beſchluß wurde die „religiös » politische 
Berbindung“, Ruswyler-VBerein genannt, mit allen ihren Komite’d 
und Kreidabtheilungen als aufgelöst erklärt. 

Dad waren die Vorbereitungen zu den neuen Großrathös 
wahlen, die auf den 11. Dezember angefeßt wurden. Noch lagen 
14 bis 15000 Mann Erefutionstruppen auf dem Naden des 
gedrüdten Volkes; was unter ſolchen Umftänden die Wahlfreiheit 
werth ift, das hatte man in Freiburg gefehen. In Luzern ging 
ed auf ähnliche Weife zu. Die Truppen mifchten fih an ein- 
zelnen Orten terrorifirend ein, fo die Bafellandichäfter in Rus— 
wyl; wo nöthig, machten die Radikalen durch Tumult gegnerische 
Wahlen unmöglih; dann legte man Eprefutiondtruppen ein und 
leitete durch diefes Mittel die Wahlen zu gutem Ende (Wäggis). 
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So kam es, daß auch die konſervativſten Gemeinden radikal 
wählten und die Minderheit im Kanton zur Herrſchaft gelangte. 
Mit Ausnahme eines einzigen Mitgliedes war der ganze Große 
Rath aus der alten Oppoſition gewählt. Er konſtituirte ſich am 
16. Dezember, wählte dad nun amneflirte Haupt der ehemaligen 
Freifhaaren, den Arzt Jakob Robert Steiger, zum- Präfidenten 
und [ud die eidg. Repräfentanten zur Sigung ein; denn Dr. Kern 
wollte nun zum Großen Rath von Quzern fprechen, nachdem ihm 
bei früherer Sendung der Kanton Schwyz nicht hatte Gehör 
Schenken wollen. Der rührige Repräfentant hielt wirklich eine Rede 
an die Behörde, die ein in den Praktiken der Zeit unbewander: 
ter Fremder ald ein untadelhaftes Mufter von Legalitätsfinn und 
Parteilofigkeit belobt haben würde, Kenner von Perfonen und 
Sachen dagegen nur als eine neue Auflage jener fchönrednerifchen 
Sophiftif hinnehmen, welche einem wohlberechneten Gewaltſyſtem 
die Färbung tugendfamfter Legitimität und Humanität aufzudrüden 
weiß. Nach einigen Ausfällen auf „die aktion, welche mit dem 
Namen der Religion frevelnden Mißbrauch getrieben, das getäufchte 
Bolf aber in den Tagen der Gefahr feinem Schidfal überlaffen 
hat“, rief der Repräfentant Kern aus: die Eidgenoſſenſchaft er- 
warte, daß nun an die Stelle verlegenden Troßes gegen Bundes- 
befchlüffe treue Erfüllung bundesmäßiger Pflichten trete und daß 
die Rechtöpflege im Kanton Luzern wieder dad werde, mad fie 
fein fole: „der Schuß der Unfhuld und des Rechtes, nie und 
nimmer aber ein Werfzeug politiichen Parteihaſſes, unedler Rache, 
oder leidenfchaftlicher Verfolgungsfucht.“ Den Beweis, daß nun 
Parteihaß und Berfolgungsfucht aufhören, leiftete die proviforifche 
Regierung noch am gleichen Tag, indem fie den Repräfentanten 
Meldung machte: daß gegen die Mitglieder des fieberörtigen 
Kriegsrathes ſowohl mit Bezug auf die Entfremdung der Kriege- 
gelder ald auch mit Rüdficht auf die Beziehungen des Sonder- 
bundes zum Auslande das Vorunterfuchungsverfahren eingeleitet 
fei. Das ift der Urfprung des berüchtigten fogenannten Landes— 
Die Schweiz IV, 5 
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verrathoprozeſſes*. In Bezug auf den erſten Punkt, die Kriegs— 
kaſſe, hatte die proviforifhe Regierung nah einem ihr fundges 
wordenen Anfinnen der NRepräfentanten gehandelt. In den fol: 
genden Sigungen beftellte der Große Rath die neuen Behörden, 
namentlich den Negierungsrath (als Schultheißen Jakob Kopp) 
und die fantonalen Gerichte, gab den Freifchärlern eine ergiebige 
Repräfentation in denfelben und ernannte Steiger und den Für: 
ſprech Plazidus Meyer zu Gefandten an die Tagfabung. Steiger 
war unzweifelhaft die willfommenfte Perfönlichkeit in Bern. Für 
Revifion der Kantonsverfaffung murde ein Ausſchuß von eilf 
Mitgliedern beftellt, im grellften Widerfpruch mit der Volksſou— 
veränetät und dem Wortlaut der Berfaflung felbit, laut welcher 
eine NRevifion ohne vorherige Anfrage an das Volk und deſſen 
Zuftimmung, die jährlich nur im Oktober eingeholt werden durfte, 
nicht zuläffig war, au im Widerfpruch mit jener Beſtimmung 
der Verfaſſung, welche die Revifion nur einem vom Volke ge 
wählten Berfafjungsrath anvertraute. _ 

Die Verfaffungsrevifion wurde bei ſyſtematiſchem Ausſchluß 
der einflußreihen Männer der biöherigen Mehrheit durchgeführt 
und bald zu Ende gebradht. Die neue Berfaffung war beftimmt, 
fo viel es fih thun ließ, ein Gegenftüd derjenigen vom Jahr 
1841 zu fein **; die in diefer gegebenen Garantien für die freie 
Kirche im demokratifhen Freiſtaat wurden entweder mit Still 
ſchweigen übergangen oder durch entgegengefegte Beflimmungen 
aufgehoben. So wurde zwar „die apoftolifche römifch = chriftfa- 
tholifhe Neligion als die Religion des Iuzernerifchen Volkes“ 
gewährleiftet und ihr der volle Schub ded Staates zugefichert ; 


* Ein Luzerner Kanzlift hatte den Denunzianten gemacht. Dieſer Menfch 
hatte fich nämlich im November 1847 Abichriften von Schreiben genommen, 
welche der Kriegsrath an den öfterreichiichen Geſandten erlaffen (unter Anderm 
auch eines folhen vom 15. November, von weichem fpäter die Nede fein wird), 
und wies fie nun der neuen Negierungäbebörde vor. Die Repräfentanten felbft 
nahmen davon Notiz, mifchten fich in die Sache, nahmen Verhöre mit dem De: 
nungianten auf, machten Meldung von dem Fund an den Vorort und über: 
mittelten ihm Abfchriften jener Schreiben. 

** Band II, S. 411. 
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dieſem gegenuͤber aber wurden alle jene Vorſchriften der frühern 
Verfaſſung geſtrichen, welche zu ſolchem Schutz gegeben worden 
waren, und darüberhin in einem Nachſatz die Jeſuiten und „ihre 
affiliirten Orden® ausgeſchloſſen; die früheren Garantien für den 
Fortbeftand der Stifte und Klöfter wurden weggelaſſen; dagegen 
wurden dieſe verpflichtet, jährliche Beiträge an das öffentliche 
Erziehungsmwefen und für geiftliche Zwecke zu leiften, die dann 
als Dermögensfteuer zu gelten hätten. Die neue Verfaſſung 
wollte zwar wieder Garantien geben für eine religiöfe Erziehung, 
fiherte aber den Einfluß der Kirche nur in fo weit zu, als es 
die Erhaltung der Glaubenslehre betreffe, verminderte die Zahl 
der geiftlichen Mitglieder im Erziehungsrath, entzog der Geift- 
lichfeit die eigene freie Auswahl derfelben, und ſtrich den früher 
garantirten freien Befuch ausmwärtiger Erziehungsanftalten. Machte 
fih der Staat in foldher Weife wieder zum Herrn von Kirche 
und Schule wie ehedem ſoweit es in theoretifchen Ausſprüchen 
- zuläffig fchien, fo wagten die neuen Machthaber dagegen nicht, 
die demofratifhen Errungenschaften zu vernichten, welche aus 
der Berfaffung von 1841 hervorgegangen ; die Möglichkeit jähr- 
licher DVerfaffungsrevifion oder doch eines dahin zielenden Be— 
gehrens, ſowie das Veto, diejes nicht bloß über Geſetze, fondern 
auch über Beichlüffe, Verträge und Konfordate, wurde beibehal- 
ten, ebenjo die unmittelbare Wahl gefammter Großräthe durch 
das Volk; aber in einem Punkt wurde beftmöglich die Seſſel— 
berrjchaft der zeitigen Machthaber dadurch garantirt, daß die In— 
tegralerneuerung mit der verhältnigmäßig kurzen vierjährigen 
Amtsdaner abgefchafft, dagegen die Erneuerung aller höhern Be— 
hörden zu Drittheilen von drei zu drei Jahren eingeführt wurde, 
was einer neunjährigen Amtsdauer nahezu gleichfam, thatſächlich 
viel weniger demofratijch ift, weil fchädliche Stabilität nur durd 
Ssntegralerneuerungen und kurze Amtsdauer gebändiget werden 
fann. Hatte fchon die Verfaſſung von 1841 der Geiftlichkeit ein 
politifches Aftivbürgerrecht verfagt, jo fonnten ſich die Schöpfer 
der neuen nicht verfucht fühlen, folches ihr wiederzugeben. Die 
Mehrheit der Stimmenden (12,131 von 17,700 anmefenden 
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Bürgern) genehmigte am 13. Februar 1848 diefe neue Ders 
faffung ; freiwillig oder gezwungen blieben viele Konfervative von 
der Abjtimmung fern. Die Berfaffungen, neu oder alt, waren 
übrigens zu diefer Zeit hohle Formeln; der Geift der Willkür 
vegierte. 

Glücklicher ald in den andern Kantonen ging die unaus— 
weichlihe Neaktion im Kanton Schwyz vorüber. In Bezug auf 
Politif hatte die Landsgemeinde von Rothenthurm den Sinn des 
Volkes audgefprochen ; an einer weit überwiegenden fonfervativen 
Mehrheit im Sinne der damaligen Regierung war nicht im 
Mindeften zu zweifeln; in Bezug auf die innern gefebgeberifchen, 
adminiftrativen und gerichtlichen Berhältniffe waren die Zuftände 
dagegen unbefriedigend und verwittert. Frühere Revifionsver- 
ſuche waren mißglüdt, hatten aber der Berfaffung von 1833 
die mangelnde Volksthümlichkeit und Produktivität nicht zu ges 
ben vermodht. Als ihr Hauptgebrechen trat hervor „die Unzahl 
der ohne inneren organifchen Zufammenhang beftehenden Kan- 
tond- und Bezirföbehörden und Beamteten, die daherigen großen 
für die Bezirke höchſt drüdenden Berwaltungskoften, der Mangel 
einer fräftigen Tantonalen Zentralgewalt“ *. ine Aenderung 
lag daher in den Bedürfniffen des Volks, wie in den Wünfchen 
aller praftifchen Männer. Der Magiftrat, der fie, unter Vor— 
ausjegung der nöthigen Unterflügung, mit Erfolg durchzuſetzen 
vermochte, war der frühere Landammann Nazar von Reding- 
Biberegg. Die ordentliche verfaffungsmäßige Regierungsfommiffton 
hatte am 14. Dftober ihre Wirkſamkeit eingeftellt, weil die mei— 
ſten Mitglieder entweder im Felde ftanden oder im fiebenörtigen 
Kriegsrathe faßen ; eine außerordentliche Kommiffion war an ihre 
Stelle gefeßt worden. Unmittelbar nach Genehmigung der Ka- 
pitulation (27. November) wurde zwar ein Antrag auf Integral⸗ 
erneuerung fämmtlicher Kantonalbehörden geftellt, blieb aber in 
Minderheit; dagegen wurden der außerordentlihen Regierungs- 
fommilfion fämmtlide dem Großen Rath, dem Kantonörathe, 

*Ulrich: Börgerfrüg, S. 6935 aus ter Eröffnungsrede des Yandanı 
mannd v. Neding im LVerfajlungsrath vom 23, Dezember 1847, 
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ſo wie dem Kriegsrathe zuſtehenden Vollmachten und Befugniſſe 
übertragen, von welchen fie ſofort durch zeitgemäße Aufhebung 
früher erlaffener Beichlüffe Gebrauch madhte. Ohne radikalen 
Unfug, der fich bezirksweiſe Luft machte, follte es aber doch auch 
im Kanton Schwyz nicht ablaufen. Im Bezirke Einfiedeln wal- 
tete feit 1846 eine vorherrfchend Fonfervative Regierung. Das 
lag der oppofitionellen Minderheit nicht recht. Sie verlangte tu- 
multuarifh den Rücktritt des Bezirksrathes und erlangte ihn; 
ein Ausſchuß der gefprengten Bezirks - Regierung trat an deffen 
Stelle. Zwei Tage fpäter (30. November) wurde, ebenfalls in 
ungefegliher Weife, zur Neuwahl der Bezirksbehörden im radi- 
falen Sinne gefohritten, mit Auftrag an den Bezirksrath, Alles 
anzuwenden, um eine befjere Ordnung der Dinge im Kanton 
herbeizuführen. Die übrigen Bezirke folgten, doch unter Ein» 
haltung gefeglicher Bormen, indem fie ihre beftehenden Behörden 
als proviforifh erklärten und Aufträge, für Revifion der Ver— 
faffung zu wirken, ertheilten. Diefe Erfcheinungen machten einen 
Zufammentritt ded Großen Rathes erforderlich ; er verfammelte 
ih, ohne Einfprahe von irgend woher, am 9. Dezember, er- 
theilte den biäherigen, ordentlichen und außerordentlichen, Re— 
gierungsfommifftonen die Entlaffung, beftellte eine proviforifche 
Regierung, an ihrer Spike Nazar v. Reding, verordnete die Ab- 
haltung einer außerordentlihen Kantonslandsgemeinde und zu 
diefem Behuf die Antegralerneuerung der Mitglieder der Kan— 
tonsbehörden durch die Bezirfögemeinden, und erflärte fich fchließ- 
lich feldft für aufgelöfet (LO. Dezember). Unterdeffen waren auch 
bier eidg. Nepräfentanten angefommen: Landammann Hunger: 
bühler von St. Gallen und Med. Dr. Heim von Appenzell A. 
R., deren erfter feine Sympathien und Wünfhe für eine der 
Ständemehrheit zufagende Staatäveränderung wenigftend nicht 
in der plumpen Weife zum Beften gab, wie die Nepräfentanten 
in einzelnen andern Kantonen, fondern vielmehr, laut eigenem 
Bericht an die Tagfagung, ald die „Führer der Unzufriedenen“ 
ihr Heil auf dem Wege einer großen Bolföverfammlung fuchten, 
diefelben zum Ausharren auf der Bahn der Berfaffungsmäßig- 
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keit und zu Ergreifung und Erſchöpfung der geſetzlichen Re— 
medurmittel® mahnte. In Rothenthurm verſammelte ſich das 
Schwyzer Volk ungefähr 5000 Mann ſtark. Abyberg und die 
übrigen alten Häupter waren nicht zugegen. Die Sonne von 
Morgarten war in Trauerkleid gehüllt. Dagegen ließ Repräfen- 
tant Hungerbühler fein Licht in einer Rede leuchten, die mit 
Frömmigfeit eingeleitet wurde, indem er alfo begann: „Seid 
mir gegrüßt, Eidgenoffen des Kantons Schwyz ! im Namen Jeſu 
Chrifti, im Namen Desjenigen, vor dem fih im Himmel und 
auf Erden alle Kniee beugen, und bei deffen Namen Ihr, Tiebe 
Eidgenoffen von Schwyz, Eure Häupter entblößt“. Die Lands- 
gemeinde wählte verfaffungsgemäß die Standeshäupter, Nazar 
dv. Neding zum Landammann, genehmigte einen Antrag des 
Großen Raths, durch welchen, einfach ald Folge vorangegangener 
Thatfahen, der Rüdtritt vom „Schußvertrag“ (Sonderbund) 
audgefprochen und die Erklärung abgegeben wurde, daß die 
Rantondgemeinde des Standes Schwyz den Tagſatzungsbeſchluß 
vom 3. September (betreffend Ausweiſung der Sefuiten) unbes 
fchadet feinen Konfeffiond- und Souveränetätsrechten anerfenne, 
derfelbe auch gegen den im Kanton Schwyz befindlichen Jeſuiten— 
und die ihm affiliirten Orden jederzeit gehandhabt werden folle, 
mit dem meitern Beifate: den Bezirken fei überhaupt die Auf- 
nahme geiftliher Orden ohne Bewilligung der oberften Kantons» 
behörde unterfagt. Defgleihen wurde die angetragene Totalre— 
vifion der Berfaffung den Bezirfögemeinden vorzufchlagen bes 
fchloffen, die abſolute Mebrheit der flimmfähigen Kantonsbürger 
(im Gegenfag der früher maßgebenden zwei Drittheile) zu ver- 
bindlicher Beſchlußfaſſung als fompetent erklärt und die Zahl der 
zu wählenden Berfaffungsrathömitglieder auf 33 feftgefegt. Die 
„abgetretene Regierung“ ging auch hier nicht ganz unangefochten 
durch, indem die Landsgemeinde befhloß, daß fie der Verant— 
wortlichkeit nicht entlaftet fei. Die Wahlen in den Großen Rath 
liefen nicht ohne bedeutende Aufregung ab und die zwei Haupt- 
parteien erfchienen in demfelben ungefähr in gleicher Stärke. Der 
Große Rath betätigte die proviforifche Regierung mit geringer 
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Abänderung und wählte zu Geſandten an die Tagſatzung den 
Dr. Diethelm von Lachen und Auguſtin Betſchart, welch letzterer 
kurz zuvor gegen die alte Regierung und die Jeſuiten eine Rede 
gehalten, die wie durch dide Unwiffenheit in Bezug auf den Or 
den, fo durch politifche Leidenſchaft fich auszeichnete. Der Bers 
faſſungsrath verfammelte fih am 23. Dezember, wählte fich den 
mit aflfeitigem Zutrauen umgebenen neuen Landammann zum 
Präfidenten, ließ fih dur einen engern Ausfhuß ein Berfafs 
fungsprojeft vorlegen, in welchem es weſentlich darauf abgefehen 
war, den überwiegenden Einfluß des alten großen Bezirkes 
Schwyz, der ſchon feit Langem her das Mißtrauen und die Eifer« 
fucht der andern Bezirke hervorgerufen und wach erhalten hatte, 
wenn nicht ganz zu brechen, doch zu ſchwächen, zu welchem Bes 
huf jener Bezirk in zwei neue Bezirfe (Schwyz und Arth) ger 
theilt wurde, behandelte den Entwurf vom 9. Jänner 1848 an 
in mehren Sitzungen und brachte ihn endlih am 23, gl. M. 
zur Abftimmung an die Bezirfögemeinden. Die Bezirke March, 
Einfiedeln, Küßnaht und Gerdau nahmen mit großer Mehrheit 
an; Schwyz, Wollerau und Pfeffifon dagegen -verwarfen. Die 
Annehmenden braten 5900, die Gegner 5550 Stimmen auf. 
Bei fo mißlihem Ergebnig wurde die Richtigkeit der Zählung 
angegriffen und eine neue vorgenommen, in Folge welcher der 
Berfafjungsentwurf mit 6215 Stimmen gegen 5844 verworfen 
wurde. Der Berfaffungsratb nahm dann fein eigen Werk in 
Revifion, ftellte den alten ganzen Bezirf Schwyz wieder ber, 
befeitigte die im erften Entwurf vorgefchriebene Abwechslung des 
Sitzes der Kantonsbehörden in den DOrtfhaften Schwyz, Lachen 
und Einfiedeln, wonach alfo die Ortfhaft Schwyz Metropole 
blieb, und vereinigte die zwei Bezirke Wollerau und Pfeffifon 
in einen Bezirk: „Höfe“. Die Kantons » Landdgemeinde war 
jchon im erflen Entwurf aufgegeben. Abweichend von der Ber- 
fafjung von 1833 garantirt diejenige von 1848 den Fortbeſtand 
der Klöfter und flellt fie unter den Schuß des Staates. Alfo 
abgeändert wurde die neue Berfajfung von der großen Mehrheit 
ded Bolfed angenommen (27. Februar) und förderlich in Aus- 


führung gebracht. Militärterrorismus wurde bei der Refonfti- 
tuirung diefes Kantond nicht angewendet; gefchäftiger war die 
politifhe Einmifchung Hungerbühler's ald Repräfentanten, dabei 
doppelzüngig, Außerlih den Grundfägen der Legalität huldigend, 
unter der Hand die Parteigelüfte der radikalen Oppofition ans 
regend, hätfchelnd und fördernd *. 

In Unterwalden nid dem Wald langten ald eidg. NReprä- 
fentanten.. Regierungsrath Dr. Schneider von Bern und Peter 
Bruggiffer aus Aargau an (30. November). Durch das Militär- 
fommando ließen fie die Proflamationen der Tagfagung amtlich 
veröffentlihen. Mit der Regierung wollten fie zunächſt in feine 
Berührung treten; Landammann Adermann, den fie in Privat- 
beſuch empfingen, vernahm die Eröffnung, daß eine Refonfti- 
tuirung der Behörden unerläßlich fei, die bisherige Regierung 
nur als proviforifch anerfannt werden könne Diefem fügte fich 
der Randrath, erklärte die Regierung felbft ald proviforifch und 
berief die Landögemeinde auf den 12. Dezember; ftatt an ge— 
wohnter Stelle zu Wyl an der Aa, wurde fie in der Hauptfirche 
zu Stanz abgehalten. Bereit waren Anträge auf Berfaffungs- 
reformen feitend einer Anzahl „freifinniger“ Landleute aufgetaucht, 
die jedoch zur Geduld verwiefen wurden. Die Landögemeinde 
faßte wie anderwärts die vorgefchriebenen Dbedienzbefchlüffe ges 
genüber der Tagfagung, wählte neue Häupter, zum Theil aus 
der Klaffe der „eidgenöffifh gefinnten“ Männer, den Landam- 
mann Wyrſch zum Gefandten an die Tagfapung. Den Reprä- 
fentanten wird nachgerühmt, daß fie weder unmittelbar felbft 
noch durch das Militär die Freiheit der Wahlgemeinden gehemmt 
haben. Zumuthungen feitens einer zahlreihen Dppofition zum 
Einfchreiten gegen die ihr mißfällige Wiederwahl des frühern 
Tagfapungdgefandten Fran; Durrer zum Bolizeidireftor wiefen 
fie von der Hand, obwohl mit deſſen politifhen Gefinnungen 
keineswegs einverftanden. Ohne Schwierigkeit erfolgte die Ent- 


* Ulrich: Der Bürgerkrieg in der Schweiz, S. 704, wo zu lejen: „Sun: 
gerbühfer liebte die Berftellung und bereitete manche Schwierigkeit im Stillen, 
wo er offen der Legalität das Wort ſprach.“ 
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werfung und Genehmigung einer neuen DBerfaffung und die Be- 
ftellung der Aemter nad Maßgabe derfelben. Die im Kampf ge- 
gen die Freiſchaaren erbeutete Kanone gab Nidwalden, „ald Be- 
weiß freundeidgenöffifhen Entgegenfommeng“, unbegehrt an die 
Regierung von Aargau zurüd. Wie Boffard in Zug, fo wurde 
bier Oberft Zelger von dem einen der Repräfentanten über Vor: 
gänge vernommen, aus welchen fpäter der fogenannte Landes— 
verrathsprozeß hervorging. 

Schneider und Bruggiffer wanderten, zur Einleitung ähnli— 
her Ummandlung, von Nidwalden nad Obwalden (3. Dezember) ; 
folgenden Tages ordnete dort der Landrath die Rekonftituirung 
der Landesbehörden an; eine amßerordentlihe Landsgemeinde, 
oben auf dem Landenberg gehalten, führte fie aus durch Neu— 
wahlen und durch Annahme mehrerer Abänderungen an der Ber: 
faffung, unter denen die Abfhaffung der Kebendlänglichfeit der 
höhern Amtsftellen hervorragt. Auch bier wurde ein Abgeordne- 
ter zur Tagfagung ernannt. Die Landsgemeinde ſchloß Reprä⸗ 
fentant Schneider mit einer Rede, durch welche er das gute Volf 
von Nidwalden zu belehren fuchte, daß ed grundlos feine Reli- 
gion, feine Freiheit und Rechte und feine Fantonale Selbitftän- 
digkeit in Gefahr geglaubt habe. Das Volk hörte mit entblöß- 
tem Haupte zu, fagen die Repräfentanten in ihrem Bericht an 
die Tagfagung. Das Lob freundlichen und parteilofen Beneh- 
mend ärnteten die Repräfentanten, vornemlih Dr. Schneider, auch 
in Obwalden. Es wird ihm nachgerühmt, daß er „die Sitten 
und Gebräuche und die Denfweife ded alten Stammvolkes der 
Eidgenofjenfhaft* zu würdigen verftanden habe; im Gegenfaß 
von Repräfentanten in andern Kantonen babe er unterlaffen, 
einen „fürmifcheren Fortſchritt“ einzufhlagen, die Verfolgungs- 
ſucht zu wecken und einer an fih fchwahen Oppoſition auf die 
Seffel zu verhelfen *. Aber auch die Repräfentanten waren mit 
dem Volk zufrieden; fie rühmen in ihrem Bericht, „daß das 
Bolt von Obwalden die Bahn zu Fortichritten in den biöher 


* rich, im angeführten Buch, S. 690. 


ftabilen ſtaatlichen Zuftänden gebrochen und den folgewichtigen 
Grundfag, fein Amt auf Lebendzeit zu verleihen“, aufgeftellt 
babe. Bon nun an ergriffen die jüngern Männer, Wirz und 
Hermann, das Ruder des Fleinen Gemeinwefend. Landammann 
Spihtig, einer der Stabilften unter den Stabilen, hatte ſchon 
vorangehend durch Eingabe an den Landrat die Entlaffung ver- 
langt und ſolche unter danfbarer Anerkennung feiner vielfachen 
Berdienfte erhalten. In befcheidener Stille und wohl nicht ohne 
Bangigkeit beobachtete oben am Fuß des Zitlid das Klofter En- 
gelberg die neuen Dinge in den untern Thälern der Urfchweiz ; 
durch DVerftändigung mit der Regierung von Obwalden und uns 
ter Zuftimmung des eidg. Konımando’8 hatte es ſich von der 
Dffupation losgekauft; unglüdlicher Weife aber beherbergte es 
einige Fatholifche Flüchtlinge aus dem Yargan ; als dieß zu Ohren 
der Repräfentanten fam, verlegten fie (der eine derfelben, Peter 
Bruggiffer, zählte zu den leidenfchaftlichiten Gegnern der Fatho- 
lifhen Konfervativen feined Kantons) eine Kompagnie Truppen 
in das Klofter *. 

Bom St. Gotthard herab waren in Altorf die Sonder: 
bundstruppen von der Erpedition nach Teſſin zurüdgefommen 
(24. November) ; gleichzeitig wimmelte es dafelbft von politifchen 
Flüchtlingen. Nach der Kapitulation verloren ſich beiderlei Gäfte. 
Die Regierung befchwichtigte durch Proflamation das Volk von 
Uri und empfahl ihm gewiffenhafte Erfüllung der eingegangenen 
Verpflichtungen. Dr. Trümpy von Glarus und Paul Migy aus 
Bern trafen am 4. Dezember als eidg. NRepräfentanten ein. Die 
verfaffungsmäßige Regierung wollten fie nicht als wirkliche nnd 
bleibende Regierung anerkennen, fondern verlangten von derfel- 
ben, wie ed anderwärts gefchehen, die Neubeitellung der Behör- 
den und zu diefem Zweck fchleunige Einberufung einer Lands— 
gemeinde. Unter der Hand waren fie bemüht, das in Uri „fpar- 
fam ausgeftreute liberale Prinzip zu unterftügen“ **, Gehorſam 

* Man vergleiche Hiermit die Alylgewährung an Schweizer und Ausländer, 
in den drei vorangegangenen Bänden diefer Gejchichte, und was noch in diefem 
vierten Bande bezüglich der Ausländer folgen wird, 

x*x Morte ihred eigenen Berichtes an die Tagſatzung. 
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wurde die Landsgemeinde einberufen und gehalten, welche die 
vorgeſchriebenen Widerrufe leiſtete, eine proviſoriſche Regierung 
von fünfzehn Mitgliedern zumeiſt aus den „ſparſam Ausgeſtreu— 
ten® wählte und die PVerfaffungsrevifion einleitete (12. Des 
jember). Aus den aldbald entworfenen Grundzügen der neuen 
Verfaffung waren folgende wefentliche Vorfchriften zu entnehmen: 
Abſchaffung der Lebendlänglichkeit der Amtöftellen ; Aufftellung 
eined Negierungsrathed mit periodifchem Austritt an die Stelle 
der Inſtruktionskommiſſion und der Vorgeſetzten-Aemter, melde 
mit einzigem Audfchluß derjenigen des Landammanng, des Statt: 
halterd und des Süädelmeifterd aufgehoben wurden; Deffentlich- 
feit der Verhandlungen, Abichaffung des geheimen Raths und 
ded geheimen Gerichtd; andere Einrichtungen im Finanzweſen. 
Eine zweite Landagemeinde genehmigte diefe Berfaffung (19. Des 
jember) und beftellte die neue Regierung mit dem ungewohnten 
Amtstitel. Ihr folgten die Wahlen eined neuen Landrathes und 
die Beftellung der Gefandtfchaft zur Tagſatzung. AU deſſen freu— 
ten fih die Repräfentanten ; fie freuten fich, daß „die freifinnigen 
Elemente geweckt, die ftabilften Männer befeitiget und der Grund 
zu einer beſſern Zukunft im Kanton Uri gelegt“ worden. So ihr 
Beriht an die Tagſatzung. Das Volk von Uri ließ fich, weil es 
mußte, die neuen Schlagwörter und Formen für einige Zeit ge- 
fallen. 

Wallis hatte die gleiche gemwaltthätige Umgeftaltung zu be: 
ftehen wie Freiburg; die Charaktere wie die Zuftände in diefen 
beiden Kantonen hatten viele Aehnlichfeit. Dort mie hier eine 
meit überwiegende Mehrheit von Bürgern fonfervativer Gefinnung; 
dort wie hier treue Fatholifche Gefinnung, die aller Verführung 
auf die Abwege einer glänzenden Srreligion ihr Ohr verſchloß; 
in Wallis wie in Freiburg übermundene Aufrührer, längere Zeit 
flüchtig oder in_den Gefängniffen; in Wallid und Freiburg ent— 
ſchloſſene Männer unter diefen, welche. ihr Ziel feſt im Auge und 
den Muth hatten, ed auch mit den gemagteften Mitteln zu vers 
folgen; dort wie hier eine unzufriedene Minderheit, auf welche 
die Häupter der Oppofition zählen fonnten, fall fie nur wieder 
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öffentlich aufzutreten im Falle ſein würden; im Wallis wie in 
Freiburg waren dieſe Häupter größeren Theils eingefleiſchte Geg— 
ner und Verächter der kirchlichen Zuſtände wie ſie ſeit Jahrhun— 
derten beſtanden, daher im ſchneidenden Gegenſatze zu den reli— 
giöſen Anſchauungen des Volkes; Wallis wie Freiburg ſollte das 
Geſchick haben, durch die gleiche militäriſche Kraft, den mehrge— 
nannten Oberſten Rilliet, zur Umkehr auf die Wege der ſchwei— 
zeriſchen Mehrheit getrieben zu werden. Entweder blieben dem— 
nach bei ſolchen Gegenſätzen im Wallis die verfaſſungsmäßigen 
Behörden trotz der Okkupation durch die Truppen der Tagſatzung 
in Beſtand und Anſehen, oder es konnte, falls dieß dem Trup⸗ 
penfommandanten und feinen Auftraggebern nicht genehm war, 
nur der bewaffnete Aufftand zu der erfehnten neuen Ordnung der 
Dinge führen. Diefer ließ wirklich nicht lange auf fih warten. 
Borangeeilt in den Kanton gegen den äußerlich verfündeten Wil- 
len des Divifionsfommandanten, wiedererfianden ald Korps und 
mit feinem alten Feldzeichen geziert, begannen die Sungfchweizer 
ihre Machinationen des Umſturzes unmittelbar nach Abfchluß der 
Kapitulation. Bon Monthey aus lud ihr Komite durch Aufruf 
vom 30. November, „dad Land von der troftlofeften Anarchie zu 
retten“, auf Donnerflag den 2. Dezember zu einer Bolfdverfamm- 
lung nah Sitten ein, zum doppelten Zwed der Wahl einer pro= 
viforifchen Regierung und amnderweitiger durch die fchivierigen 
Umſtände gebotener Befhlußfaffungen. Raſch zog dad Komite, 
»an der Spige eined Korpd von Freimwilligen® (deffen eigene 
Worte) nah Sitten *, warf fi vorläufig felbft zur proviforifchen 


* Rilliet weiß ſich bezüglich diefer Vorgänge faum mit Anftand durchzuwin— 
den. Er behauptet (S. 89 feines Büchleins), er habe den Oberft Barman mit 
einer Kompagnie Scharfihügen und einer Kompagnie Sappeurs befehligt, Sit: 
ten zu befegen, „um jeder möglichen Unordnung vorzubeugen“, gibt dann aber 
jelbft zu, daß die Freifhäärfer feinen Truppen zuvorgefommen, geziert mit 
dem eidg. Armband Sitten und das dortige Negierungsgebäude beſetzt haben. 
Was, muß ein auf Ordnung, Disziplin und gewiffenhafte Truppenführung noch 
etwas haltendes Volk von folder Kommandantichaft denken? Hatte denn Rilliet 
in feiner ganzen großen Divifion feinen andern Offizier ald einen Wallifer zur 
Bejegung von Sitten und feine Truppen finden können, welche wenigſtens fo 
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Regierung auf und lud den Stadtrath ſchriftlich zur Erklärung 
ein, ob er mit dieſem Vorgehen einverſtanden und geneigt ſei, 
gemeinſchaftlich mit dem Komite für die Handhabung der öffent- 
lichen Ordnung zu forgen. Es waren Pignat, Joris und Filliez, 
befannte Unterwallifer, die Unterzeichner diefes Afted. Der Stadt- 
rath antwortete ablehnend und ausweichend zugleich: das Komite 
anerfenne er nt; für Handhabung der öffentlichen Ordnung 
wolle er gemeinfam mit den Befehlshabern der eidgenöffifchen 
Truppen wirken. Bom Staatsrath, der verfaffungsmäßigen Re- 
gierung ded Kantons, nahm das Komite feine Notiz; der Kom— 
mandant der Freiwilligen umzingelte mit einem Detafchement das 
Rathhaus und forderte den Kanzler Allet zu deifen Uebergabe 
auf. Diefer lehnte fie ab und erklärte, er werde nur der Gewalt 
-weichen; an dem Vorhandenſein diefer war nicht zu zweifeln; 
Allet und die übrigen Beamten und Angeftellten verließen das 
Rathhaus, das nun fofort von den Jungſchweizern beſetzt wurde; 
daß fie nur der Gewalt gemwichen, bezeugte Joris urkundlich. In 
gleicher Weife und in Beobachtung ungefähr derjelben Entlaftungs- 
formen für den bisherigen Verwalter wurde die Staatäfaffe zu 
Handen genommen, diefe von Joſeph Torrent. So fanden fi 
die Kediten im Befige der Regierungdgemwalt, dem Staaterath 
und dem Stadtrath gegenüber. Am folgenden Tag war Feine 
Bolföverfammlung unter Leitung von Moriz Barman, dem die 
Doppelftellung zu Gunften fam, zugleich Adjutant des Divifio- 
närs Rilliet und Leiter der Reaktion, zugleih die rechte Hand 
des eidgendffifchen Erefutord und der Kopf der Berfchwornen zu 
fein. Die Zahl der Anmefenden wird zu 300 angegeben, unter 
ihnen 215 vom Flüchtlingsbataillon; über Sitten hinauf mar 
nämlich die Einladung zur Berfammlung nicht verfendet worden *. 


ſchnell marfchirt wären als die Freiſchäärler? und warum ließ er diefe nicht 
entwaffnen, nachdem er ihnen aeboten batte, fih am Tage vorber aufzulöfen? 
Seine bezüglichen Entjehuldigungen (Seite 90 am angeführten Ort) verzerren 
fich bis in's Lächerliche. 

* Wir fchöpfen aus fchriftlichen Aufzeichnungen eines Walliſers. Ulrich gibt 
aus ältern Mittheilungen die Zahl der Volfsverfammlung zu 1000 an. Delara- 
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Hier der volle Inhalt der von dieſer Verſammlung gefaßten Ume 
fturzbefchlüffe: Großer Rath und Staatsrath find ald aufgelöst 
erklärt; die. Immunitäten der Geiftlichfeit aufgehoben; geiftliche 
und bürgerliche Funktionen find fchlechterdingd unvereinbar; das 
Bermögen der Geiftlichfeit, der Klöfter und übrigen religiöfen 
Korporationen werden unter Oberaufficht des Staates geftellt und, 
je nad Bedürfniß, auch durch ihm verwaltet; die der Abtei St. 
Moriz und dem Klofter auf dem großen St. Bernhard zuftehen- 
den Pfarrpfrund-Kollaturen find denfelben entzogen; die Regie— 
rung wird über die Betheiligung der Klöfter und religiöfen Kor- 
porationen an den jüngften politifchen Greigniffen eine Unterfu- 
hung anordnen; der Große Rath ift befugt, diejenigen Klöfter 
und Korporationen aufjuheben, deren Fortbeſtand er mit der öf— 
fentlihen Ordnung ald unvereinbar erachten würde; von 1844 
an zu rechnen, werden die durch die politiichen Ereigniffe entitan- 
denen Kriegäfoften und daherige Schadloöhaltungen foviel thun- 
lid den Alöftern, den religiöfen Korporationen und denjenigen 
geiftlihen und weltlichen Perfonen auferlegt werden, die fie ver- 
anlaßt haben; die nach dem 1. Mai 1844 erlaffenen Geſetze, 
Beichlüffe und Urtheile, find, inbegriffen die politifchen Prozedu— 
ren, fammt ihren Folgen aufgehoben (sont mis au néant); das 
Öffentliche Unterrichts und Erziehungswefen wird, vorbehalten 
die der Geiftlichfeit in Bezug auf den Religionsunterricht zufte- 
henden Befugniffe, unter die Auffiht des Staates geftellt; im 
Laufe Dezembers fol zur Wahl eines Fonftituirenden Großen 
Rathes gefchritten werden; deſſen Amtsdauer ift, ohne Präjudiz 
für die folgenden Legislaturen, auf fünf Jahre feſtgeſetzt; die 
Großrathsmitglieder follen unmittelbar dur die Wahlverfamm- 
lungen und nad) dem in der Verfaffung vom 3. Auguft 1839 
beftimmten Zahlenverhältniß gewählt werden; die proviforifche 
Regierung wird den Umfang der Wahlverfammlungen nad) Kreis 
fen oder nach Zehnen feftfegen; der Große Rath foll fofort zur 
Wahl der Regierung fehreiten; in Gemäßheit des Tagfagungd- 
geaz, der aus Auftrag der Regierung von Waadt zugegen war, ſprach fich in 
einem jpätern Repräfentanten-Bericht über die Zahl gar nicht aus, 
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beſchluſſes vom 3. September wird der Orden der Jeſuiten im 
Kanton Wallis aufgehoben; die Verſammlung empfiehlt dem 
nächſten Großen Rath die unentgeltliche Einbürgerung derjenigen 
Bewohner von Wallis, „welche für die Vertheidigung der libera- 
len Sache die Waffen ergriffen haben.“ 

So lautete das Programm für die Zufunft der alten Re— 
publif Wallis. Für den Augenblid follte durch eine von der glei- 
hen Verſammlung beftellte proviforifhe Regierung von fieben 
Mitgliedern geforgt werden, an deren Spite Moriz Barman 
geftellt wurde. Gefammte Mitglieder waren aus dem Unterwallis 
oder Sitten gezogen, nur eined, Franz Kafpar Zenruffinen, aus 
dem DOberwallid (von Leuf); von drei Suppleanten war einer 
aus Martinach, die andern aus der Gegend von Eitten. Die 
Gemwählten wurden für die Folgen einer allfälligen Ablehnung 
verantwortlich erklärt. Diefer proviforifhen Regierung wurden 
überhin Vollmachten für beliebiges gefeggeberifches Einfchreiten 
in Fällen von Dringlichkeit ertheilt. 

Unterdeffen war Oberſt Rilliet in Sitten eingerüdt, zeigte 
wohlberechneten Unwillen, daß ein mit der eidgendififchen Arm» 
binde bewaffnetes Korps gewagt, die Regierung zu ſtürzen; mit 
der Sache felbft aber einverftanden, lenkte er diefelbe, ſoweit es 
von ihm abhing, in folder Weife, daß die legale Regierung nicht 
mehr bleiben Fonnte. Der Staatsrath beſchloß wirklich, feine Ge— 
walt in die Hände einer „proviforiihen Kommiffion“ von fünf 
Mitgliedern niederzulegen *, die fich unter den zehn von der 
Volksverſammlung beftellten Männern befanden; allein legtere 
ließen fi das nicht gefallen und ergriffen dad Staateruder in 
Bollzahl. Durch eine Proflamation vom 3. Dezember feßten fie 
das Bolf von ihrem Negierungsantritt in Kenntniß. Rilliet's 
Doppelrolle ift augenfällig: er donnerte mit Feder und Mund 
gegen das Vorgehen des Jungſchweizerkomite's, um den läftigen 
Borwurf von fich abzulehnen, daß Leute im eidgenöffiichen Sold 

* Protokoll der Sigung vom 3, Dezember; in demſelben rejervirt fich der 


Staatsrath alle Gewalt, falls die von ihm bezeichneten Mitglieder aus irgend 
welchen Gründen nicht in Funktion treten würden. 
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die Revolution gemacht; thatſächlich lag ihm das Geſchehene 

ganz recht. Was er noch zweifelhaft gelaſſen haben mochte, das 
ergänzten drei Repräſentanten der Tagſatzung, Franscini aus 
Teſſin, Delarageaz aus Waadt* und Dr. Frei von Baſelland, 
von Galeer aus Genf, Mitglted der fozialiftifhen Propaganda, 
als Sekretär begleitet. Diefe Repräfentanten fprachen unverweilt 
die Anerkennung der proviforifchen Regierung aus; fie zogen da= 
durch die eidgenöffifche Armbinde ald Werkzeug zur Revolution 
völlig zu Ehren. Stolz auf folhen Schuß, verkündete fih die - 
proviforifche Regierung in einer zweiten Anſprache an das Bolf 
als einzige rechtmäßige Oberbehörde (7. Dezember), nachdem fie 
bereitd drei Tage zuvor die verfaffungsmäßig gewählfen Präfiden- 
ten der dreizehn Zehnen abberufen und neue Regierungsftafthal- 
ter an ihre Stelle gefebt hatte. Unverſchoben erließ fie auch, in 
Bollziehung der Beichlüffe der Volksverſammlung, ein Dekret, 
das den Drden der Jeſuiten aufhebt, ihnen und ihren „Affilür- 
ten“ augenblidlih den Kanton zu verlaſſen gebietet und ihr im 
Kanton gelegenes Beſitzthum dem Staatövermögen einverleibt 
(9. Dezember); einen Monat fpäter wurde diefem Beſchluß Boll: 
zug verfchafft durch die Aufforderung an Jeden, bei ihm liegen- 
des Eigenthum der Sefuiten der Behörde abzuliefern, fowie an 
allfällige Echuldner derfelben, die betreffende Schuld genau an— 
zugeben. Die Sefuiten felbft hatten fogleih nach Abſchluß der 
Kapitulation den Kanton verlaffen und fich nach Stalien begeben. 
Auf den 16. Dezember wurden die Wahlen angeordnet, auf 
welche jedem Regierungsftatthalter ein wichtiger Einfluß dadurd 


* Delarageaz erfheint wie Barman in mehrfacher Stellung. Als Rilliet 
in Sitten anfam, traf er jenen Freund an, der ihm bemerkte, er fei bier nur 
„en curieux“. Im Repräfentantenbericht vom 8. Dezember fchreibt Delarageaz 
jelbft, er fei nah Eitten gekommen im Auftrag des Staatsraths von Waadt 
und er babe der „Volksverſammlung“ beigewohnt. Nachdem diefe dann unter 
folhem gewichtigem Beirath die Umwälzung des Kantond in Gang gebracht, em⸗ 
pfing er das Kreditiv als eidgenöffifcher Nepräjentant. Nebenbei figurirt Dela, 
rageaz mit dem Grad eines eidg. Oberftlieutenants als zum Stabe ter erften 
Divifion (Rilliet) gehörend, und doch konnte er ald curieux in Sitten umher: 
fpazieren, 
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eingeräumt war, daß er das geſammte Büreau vorſchlagen konnte: 
die bezügliche Verordnung ſchloß ausdrücklich die Geiſtlichen von 
jeglicher Wahlfähigkeit aus. Die Wahlen fielen in großer Mehr— 
heit zu Gunften der radikalen Reaktion aus. Mitglieder des Ton- 
flitwirenden Großen Rathes, welche ald Urheber des Widerftan- 
ded gegen die Tagfagung angegeben waren, wurden von den 
Berhandlungen der Behörde ausgefchloffen. Noch im Laufe Dezem— 
bers wurde die Revifion der Berfaffung durchgeführt. Die neue 
Berfafjung (vom 10. Januar 1848) erfcheint in der Hauptfache 
als eine Beftätigung der vom Revolutionsflub und von der pro— 
viforifchen Regierung aufgeftellten Staatsgrundfähe; daher wurde 
die in der Berfafjung von 1844 ausgeiprochene Garantie der 
Rechte der Welt- und Drdenögeiftlichfeit und des Beftandes der 
Kapitel und religidfen Korporationen, fowie die wirkſame Garan- 
tie für die religiöfe Erziehung der Jugend in den Kollegien von 
Sitten, St. Moriz und Brig, ausſchließlich durch Geiftliche, bes 
feitiget, dem Bifhof und der Geiftlichfeit das Nepräfentationd- 
und Stimmreht im Großen Rath entzogen, dagegen diejenige 
Beftimmung der Berfaffung von 1844 aufrecht erhalten, welche 
im Uebrigen die Geiftlihen von der Bekleidung mweltlicher Aem— 
ter ausfchließt. Es wurde demnach die Verfaſſung in religiöfer 
Beziehung auf Orundlagen geftellt, welche denjenigen der frühern 
Berfaffung jchroff entgegenftanden. Aber aud in einer andern 
Beziehung war fie dem Geifte des Wallifer Bolfes ganz zumider: 
während bis dahin die Zehnen oder Bezirke ſich durch felbitge- 
wählte Zehnenräthe, beziehungsmweife deren Präfidenten, vegierten, 
verlieh die neue Verfaſſung der Regierung die Befugniß, in jedem 
Bezirk einen von ihr felbit gewählten Präfekten (Regierungsſtatt— 
halter) aufzuftellen, entzog dem Volk das vorbehalten gewefene 
Recht der Abjtimmung über die Steuer- und Naturalifationsde- 
frete und machte alſo namentlih in Bezug auf Finanzfragen den 
Großen Rath fouveränz dagegen gab fie dem Volke das Necht, 
zu jeder Zeit eine Berfafjungsrevifion verlangen zu können. Die 
Repräfentanten der Tagſatzung belobten das Ergebniß und erach— 
teten, daB diefe neue Verfaſſung, in Verbindung mit den Säfulas 
Die Schweiz. IV. 6 
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tifationsmaßnahmen, dem Kanton Wallis in wenigen Jahren eine 
ehrenhafte Stelle unter den Kantonen einräumen werde, in wel— 
hen „die Demofratie fih im Fortſchritt befindet“ *, 

Diefe Verfaffung wurde mittelft Volksabſtimmung vom 
16. Januar 1848 zum Grundgeſetz erhoben durch 7916 anneh— 
mende gegen 664 verwerfende Stimmen (Bevölferung im Jahr 
1846: 81,524; Stimmfähige eben damald 20,360). Nahezu 
drei Fünftheile der Aftivbürger haben fih demnach der Theil 
nahme an der Abftimmung enthalten. Zwifchen all der obrigfeit- 
lihen Zhätigfeit von Fantonalen und füderalen Staats- und 
Milttärperfonen, welche oben erzählt ift, beluftigten fich die Be— 
faßungstruppen an der Aufrichtung eined Freiheitsbaumes in 
Sitten, den ein Volkshaufe dafelbft beharrlich haben wollte, und 
der erft bleibend verfchwand, nachdem ihn der Bürgermeifter der 
Stadt dreimal hatte entfernen lafjen. 


Dritter Abjchnitt. 


Die Tagfapung. Die Geldfragen. Die Kriegskoſten den fieben Ständen auferlegt. 
Erpreſſungs- und Spoliationsdefrete in Freiburg, Quzern, Wallis; kecke Griffe 
auf Kirchen: und Kloftergut dafelbit. Bejondere Kontribution der Stände Neuen- 
burg und Appenzell J. R. Vorgänge in einigen andern Kantonen bei Ausbruch 
des Krieges, während und nach demfelben. Der Aufrubrprozeß in St. Gallen. 
Der Sonderbundäfrieg ein Meligionöfrieg. (Bom Oftober 1847 
bis Frühjahr 1848.) 


Während dem Marſch der Zwölfer Armee und der Befegung 
der Sonderbundsfantone blieben die Tagherren verfammelt in 
Bern, hielten felten Sitzung, verhandelten mehr in vertraulichen 
Konventifeln den weitern Gang der Dinge je nah Maßgabe der 
täglich einlaufenden Berichte, ließen dann die tongebenden An— 
fichten durch die befannte Siebner-Kommiſſion in offizielle Form 
bringen und beftellten, fobald einer jener Kantone befegt war, 
die in denfelben abzufendenven Nepräfentanten, deren Wirkſamkeit 
bereit im vorangehenden Abfchnitt berichtet worden, empfingen 


* Bericht der Repräfentanten an die Tagfapung vom 20, Januar 1848, 
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ihre Korreſpondenzen und Berichte und ertheilten je nah Erfor⸗ 
derniß nachträgliche Weifungen und Befehle. Hatten die Gefand- 
ten der fiegenden Kantone noch wenige Wochen zuvor nicht ohne 
fehwere Sorgen auf die übernommene Aufgabe einer durch Waf- 
fengewalt auszuführenden Wiedervereinigung der aus den Fugen 
gegangenen Eidgenofjenfhaft ihre Blide geworfen: fo mochten 
fie fih jeßt vergnügt die Hände reiben über den fo mwohlfeilen 
Kaufed errungenen Sieg; die Freude wuchs zum Uebermuth und 
der Uebermuth machte fie hart. Für den Krieg hatten die Tage 
fagung mie die einzelnen Kantone viel Geld nothwendig; die 
legteren überließ die Bundesbehörde ihrer eigenen Einſicht; für 
die Bedürfniffe der Zentralfaffe aber hatte der Vorort fogleich 
nach dem erſten Aufgebot (27. Dftober) die vorfchußmweife Erhe— 
bung eines doppelten Geldfontingents bei den Kantonen (fr. 
1,243,180), und, da vorauszufehen war, daß diefe Gelder lange 
fam eingehen und wohl auch faum genügen würden, die Auf- 
nahme eined Anleihens von drei Millionen Schweizerfranfen bes 
Ihloffen; doch das lektere gelang nicht, da den Geldmännern es 
weniger an der Bertreibung der Jeſuiten ald um Sicherheit von 
Kapital und Zinfen gelegen war, die fie zur Zeit nicht vorhan— 
den glaubten. Es hatte deshalb vorläufig der Kanton Bern mit 
einem Darleihen von fr. Fr. 526,166. 66 Rp. der erfchöpften 
Bundesfaffe nahhelfen müffen *. Diefe Finanzverlegenheiten blei= 
bend zu ordnen, griff die Tagfagung zur Ausfchreibung einer 
‚Kontribution, gleich ald wäre ein internationaler Krieg ausge— 
fochten worden. Die Siebner Kommiffion hatte auch hierüber ihr 
Gutachten vorbereitet, und der eidgenöffifhe Kriegszahlmeifter 
Stämpfli, zugleich dritter Gefandter des Standes Bern, bei der 
einfhlägigen Verhandlung Interimspräſident der Tagfapung, be- 
gründete ed durch einleitende Nede: die Kommiffion fchlage vor, 


* Bern hatte fich hiezu in Zeiten in Bereitichaft gelegt, indem es mehr 
denn 2 Millionen Franken zur Führung des Krieges flüffig gemacht hatte. Es 
lieferte baar zu diefem Zwei, das eigene Geldfontingent von Fr. 300,000 nicht 
gerechnet, 2,126,795 Zr. 5 Rp. Baarſchaft. Wollte durch jene Vorfiht ein 
Krieg auf eigene Fauft, auch ohne Zwölfer-Mehrheit, möglich gemacht werden? 

6 * 


— 834 — 


daß die Koſten, welche der Eidgenoſſenſchaft „durch die Erefution® 
erwachfen, von Denjenigen getragen werden, welche diefe Maß— 
regeln hervorgerufen haben; der Antrag fcheine gerechtfertiget nach 
dem Grundfag, wer dad Geſetz breche, habe die Folgen des Bru- 
ches zu tragen und für den daraud entjtandenen Schaden Erfaß 
zu leiften; wie der Vorſchlag vechtlih begründet fei, fo genüge 
er auch den Anforderungen der Billigfeit; denn alle Mittel habe 
man verfucht, um die betreffenden Kantone von dem Sonder. 
bündniß abzubringen, aber nirgends habe man Gehör gefunden; 
im Weitern diene es zur Befriedigung „ded Nechtögefühle der 
Nation“, daB Diejenigen, durch deren Starrfinn jo viel Unheil 
entftanden, nunmehr auch die Koften tragen, wobei übrigend den 
betheiligten Kantonen vorbehalten fein müfje, „ihrerfeits wieder 
die Urheber des Aufruhrs zu belangen.“ Die Bertheilung auf 
die Kantone nach der Geldſkala werde vorgeichlagen, um allen 
daherigen Hader abzufchneiden. Einige Stände der Mehrheit 
erachteten: der Vorſchlag fei noch fehr milde; das Mecht würde 
erlauben, daß man die „Urheber der Rebellion“ auch noch die 
Hälfte jener Koſten tragen laſſe, welche den „bundeögetreuen® Kan— 
tonen zur Laft fallen. Bafel-Stadt widerfprach, wies auf die Un— 
erfhwinglichkeit der Summe gegenüber der Armuth mehrerer der 
betroffenen Kantone, auf die bereits eingetretene Erfchöpfung der- 
felben durch ihre eigenen NRüftungen; das geforderte Geld wür- 
den fie zweckmäßiger für die Augenderziehung und für Hebung 
der mangelhaften Rechtöpflege verwenden; durch die Kontribution 
würde die ohnehin fehwere Aufgabe der neuen Regierungen vol 
lend& unmöglich gemacht; nad dem glänzenden Sieg folle man 
einen aufrichtigen Frieden anftreben; dazu aber gehöre Nachficht, 
nicht Geld; der Nachſicht werde das Volk feinen Beifall nicht 
verfagen; auch die Gefchichte würde einft rühmlich ihrer gedenfen. 
Dem entgegneten die Freunde der Kommiffionsanträge: wenn 
auch nicht zu läugnen, daß die Tragung der Koften momentan 
drüdend falle, „fo werden die betheiligten Kantone an Erfahrung 
gewinnen; fie werden inne werden, wohin ed führt, fich geiftli- 
hen und weltlichen Yanatifern hinzugeben; fie werden die polis 
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tifhe Lehre daraus ziehen, daß man nicht ungeftraft in der Eid» 
genofjenihaft die Ruhe flören und das Panner des Aufruhrs 
gegen die Tagfagung pflanzen könne.“ Nach ſolchen und ähnlis 
hen Reden folgte der Beichluß vom 2. Dezember: Den fieben 
Kantonen find alle Koften auferlegt, welche der Eidgenoffenfchaft 
in Folge der Nichtbeachtung der Tagfagungsbefchlüffe erwachfen, 
„unter Vorbehalt ihres Rüdgriffs gegen Diejenigen, welche fie 
(jene Kantone) ald ſchuldig finden mögen“; für diefe Koften haf- 
ten bezeichnete Kantone ſolidariſch, unter ſich aber zahlen fie zur 
Gefammtfumme nah dem Berhältniß der Geldffala; auf Rech— 
nung haben fie bis zum 20. Dezember eine Million Franken zu 
bezahlen; den Reft, deffen Betrag die Tagſatzung nach genehmig- 
ter Schlußrechnung beftimmen werde, haben fie entweder ebenfalla 
baar oder in. guten Titeln zu entrichten; bis nach voller Zahlung 
habe die militärische Befegung fortzudauern; die fieben Kantone 
feien auch pflichtig, für allen Schaden Erfaß zu leiften, „der von 
ihren Truppen durch Plünderung und Zerftörung von Eigenthum 
verurfacht worden if“. Wie ed mit der Berantwortlichfeit der 
Kantone Neuenburg und Appenzell J. R. zu halten, welche ihr 
Mannihaftöfontingent nicht geftellt haben, werde die Tagſatzung 
fpäter beſtimmen. Der Beſchluß fiel Denen, welche keineswegs 
den Wortführern der Mehrheit durh Did und Dünn zu folgen 
gefonnen waren, aus zwei Gründen auf: wegen der außerordent- 
ih hohen Summe, welde auf die VII Kantone zu verlegen 
war, von denen mindeftend vier zu dem weniger bemittelten ge— 
zählt werden mußten, ſodann wegen der Provofation zur Nache, 
welche in demfelben lag. In erfterer Beziehung ward muthmaß- 
lich berechnet, daß die Kriegsfoften rund auf fr. 4,150,000 fiei- 
gen werden, Fr. 900,000 ungerechnet, melde die Sonderbundg- 
fantone feit den Kapitulationsabfhlüffen für die Berpflegung der 
Bundestruppen zu leiften hatten. Bei fpäterer Stellung der 
Hauptrehnung (1849) ftellte fih ein noch ungünftigered Yazit 
heraus, nämlich ein Koftenbetrag von Fr. 6,140,781. 51 Rp. 
alter Währung. Es traf Fr. 20. 85 Gent. neuer Währung auf 
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den Kopf*. Das fand man ſtark; denn der Krieg mar und blieb 
nicht die alleinige Folge der befannten Befchlüffe der verurtheilten 
Kantone, fondern einer langen Kette von Ereigniffen, Handlun- 
gen und Unterlaffungen, bei denen die flegende wie die unter: 
legene Partei betheiliget waren ; unbillig unter Anderm au 
darum, weil im Falle eines Nachlaffes der Betrag eines folchen 
nicht allein auf die zwölf Kantone der Mehrheit, fondern auf 
gefammte Eidgenoffenfchaft mit Inbegriff der fieben Kantone ver- 
legt worden wäre, diefe felbft alfo auch bei günftigerer Behand» 
fung mitbezahlt haben würden. Die Regreh- Eröffnung fodann 
war mindeftend ein Weberfluß. Die ehemaligen Sonderbunds- 
fantone mußten wie immer ald fouverän gedacht werden. Ber: 
möge diefer Souveränetät war ed ihre eigene Aufaabe zu ermä- 
gen, ob die vertriebenen oder verdrängten Magiftratöperfonen 
verantwortlich feien oder niht. Es mar nicht nöthig, folches 
ihnen zu fagen. Bereits hatte man aefehen, mit welcher Reiden- 
haft einzelne der proviforifchen Regierungen auf die ehemaligen 
Häupter und höbern Staatäbeamten herfielen, um fie für miß- 
fällig geführte mehrjährige Herrſchaft zur Strafe zu ziehen und 
für alle Folge „unfchädlih zu machen! War ein Einfchreiten 
der Tagfakung am Platz erachtet, fo hätte folches im entgegen— 
gefesten Sinne gefchehen follen, nämlich im Sinn der Anterven- 
tion gegen jede Verantmwortlichfeitserfläruna. Den Schurfen, der 
fih am Staatdeigentbum verareift oder feine Stelle für eigen- 
nügigen Gewinn mißbraucht, den treffe die ftrafende Hand der 
beleidigten und verlekten Republik, nicht aber den Ehrenmann, 
der in guten Treuen und unter fehweren Sorgen, Mühen, Un— 
annehmlichfeiten und felbft Gefahren Dasjenige vertheidiget, was 
er ala Necht des Gemeinweſens erfannt hat, dem er ald Magi— 


* Die Härte diefer Kontribution ftellte eine fpätere DVeraleichung zu Tage: 
Sardinien hatte für feinen im Jahr 1849 völkerrechtswidrig unternommenen 
Einfall in öſterreichiſche Lande und deſſen Kolaen eine Kontribution von 75 Mils 
fionen fr. Fr. zu bezahlen; das traf 17 Kr. 32 Gent. auf den Kopf, alfo an: 
ſehnlich weniger, ala den Sonderbundäfantonen auferlegt worden. Vergl. „Schwei⸗ 
zerſpiegel, von Baumgartner”. Zürich, 1851. 
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ſtrat ſeine Dienſte widmet. Die ſiegenden Häupter hätten ſich 
erinnern ſollen, daß ſie und ihre politiſchen Geſinnungsgenoſſen, 
von 1847 rückwärts gerechnet, Jahrzehnte lang für die Anhänger 
ihrer eigenen Tendenzen ſelbſt in erwieſenen Aufruhrsfällen je— 
weilen Amneſtie angeprieſen haben; fie hätten ſich erinnern ſol— 
len, welches Urtheil die ſogenannte „liberales Partei der Schweiz 
von Alters her und bis in die neueſten Zeiten herab über die 
früheren patriziſchen und ſtädtiſchen Regierungen vom vorigen 
Jahrhundert deßhalb gefällt hat, weil fie geglaubt hatten, zum 
Beten des Gemeinweſens in politifchen Prozeffen zu den Mitteln 
der Strenge greifen zu follen; auch fich vergegenwärtigen, daß 
das Vorgehen der Zwölfer » Mehrheit immerhin ein” Wagniß ge- 
wefen, wie dasjenige der Siebner » Kantone eine Selbftüber- 
ſchätzung, jenes Wagniß aber möglicher Weile auch hätte miß— 
lingen fönnen, und daß in diefem Falle ein Rüdgriff auf die 
Perſonlichteiten ihrer Regierungen, von denen ſich im Falle 
eines Sieges der Sonderbundskantone kaum eine auf den Seffeln 
erhalten hätte, ihrem eigenen härteſten Tadel und Widerſpruch 
nicht entgangen waͤre. 

Nach Erſcheinen jenes Tagſatzungsbeſchluſſes folgten ſich von 
nun an in den einzelnen der unglücklichen ſieben Kantone eine 
Reihe von Gewaltmaßregeln, zu denen theilweiſe ſchon voran— 
gehend von den proviſoriſchen Regierungen die Einleitungen ge— 
troffen worden. 

In Freiburg war bereits alles Vermögen der ausgewieſenen 
religiöſen Korporationen zum Staatsgut geſchlagen, waren die 
höhern Beamteten verantwortlich erklärt und mit einem Straf— 
prozeffe bedroht, ihr Vermögen mit Beſchlag belegt. Die pro— 
viſoriſche Regierung befchloß aldbald, eine‘ Rechnung über den 
Stand der Finanzen aufzuftellen, welche weitere außerordentliche 
Mapnahmen durch die Zahlen rechifertige, und brachte es, unter 
Anrechnung der an die Bundesfaffe zu bezahlenden Kontribution 
und allerlei Verwendungen und Schaden aus der unmittelbar 
vorangegangenen Kriegäzeit, auf eine Schuld von 21/, Millionen 
Franken, mit der ed in Wirklichkeit übrigens fo gefährlich nicht 
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ausſah. Wer ſoll dieſes Defizit bezahlen? fo fragte fie ſich ſelbſt 
und ihre geneigten Leſer am Schluß ihres Berichtes. Die Ant— 
wort gab fie in Dekretövorfchlägen an den Großen Rath, von 
denen der eine ein Zwangsanleihen von Fr. 300,000 zum Zweck 
einer Abſchlagszahlung an die Bundesfaffe, der andere eine ftarfe 
Kriegäfontribution auf die Förderer und Urheber ded Sonder: 
bundes beantragte. Der erfte Borfchlag fand Genehmigung feitend 
des Broßen Rathes (4. Januar); in Folge deffen wurden fünfund- 
fünfzig Männer und einige Frauen, Schultheiß Fournier an ihrer 
Spite, abfteigend mit Poften von Fr. 10,000 bis 2000 belegt, alle 
unter folidarifcher Haftung und mit der Drohung, daß, wenn 
nicht binnen zehn Tagen bezahlt wäre, die Schuldigen mit allei- 
niger Tragung der Koften des Unterhalts der Beſatzungstruppen 
belegt würden. Auf die Lifte wurde gefegt, wer Urheber oder 
Förderer „des Kriegs“ oder Anhänger der aeftürzten Regierung 
war, und zugleich Geld hatte; eine freiwillige Unterzeichnung 
murde gleichzeitig eröffnet, für alle Einzahlungen überhaupt ein 
Zins zu fünf Prosent und die Nüdzahlung auf Sahresfrift zu- 
geſagt. Der Borfchlaa für die Kriegsfontribution wollte die Ur- 
heber des Sonderbundes, einunddreißig an der Zahl, folidarifch 
mit Sr. 1,200,000 belegen, alle während zehn Jahren vom Af- 
tivbürgerrecht ausfchließen, die fünfzehn erften auf dem Verzeich— 
niß (Fournier wieder an der Spike und Defan Johann Peter 
Aeby ald zweiten) auf. ſechs Jahre des Landes vermweifen, den 
fchon früher verfügten Vermögensfequefter weiters beſtehen Laffen, 
das Kloiter la Part» Dieu aufheben. Der gleihe Vorſchlag be- 
abfichtiate den Biſchof und neun Klöfter zufammen mit Fr. 
460,000 außerordentlicher Krieasfteuer (contribution extraordi- 
naire) zu belegen; den Biſchof mit Fr. 20,000, das Klofter 
Altentyf (Hauterive) mit Fr. 400,000, die übrigen mit gerin- 
geren Summen. Deßaleihen follten, in Vollziehung früherer 
Ausſprüche der proviforifchen Regierung, alle geiftlichen Güter 
unter weltliche Verwaltung geftellt, der Fatholifche Verein aufge- 
hoben werden, und gedachte man fremden Geiftlihen ohne be- 
fondere Bewilligung des Staatsraths jegliche Wirſamkeit in Hin- 
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ſicht auf Seelſorge oder Erziehung zu unterſagen. Auf die Ge— 
meinden wollte man ferner eine außerordentliche Steuer von Fr. 
100,000 verlegen. Als rechtfertigende Erwägungsgründe werden 
im Eingange des Dekretsvorſchlages, abgeſehen von der Hand— 
lungsweiſe der geſtürzten Regierung, der Reihe nach aufgeführt: 
die beklagenswerthen öffentlichen Zuſtände überhaupt, die An— 
weſenheit vieler auswärtiger Geiſtlichen und der durch ſie in den 
Pfarreien veranlaßte Unfrieden, die unaufhörliche Einmiſchung 
der Geiſtlichkeit in weltliche Dinge durch den Mißbrauch der 
Kanzel und politifche Umtriebe aller Art, alles auf Anftiften des 
Biſchofs und in der Abfiht die bürgerlihe Autorität der Herr- 
ſchaft der Geiftlichfeit zu unterwerfen ; das Wirken des Fatholi- 
fchen Bereind, welcher, in Verbindung mit der fremden Propa- 
ganda, fih die Aufgabe geftellt hatte, „die Dligarchie und den 
Deipotismus wiederherzuftellen“ ; es wird in dem gleichen Akten— 
ftüde aefagt, daß bei mwaltender Krifis die Klöfter fchuldig feien, 
ihrem Stiftungssmede gemäß das allgemeine Elend erleichtern zu 
helfen, und daß es für die fünftige Ruhe des Kantons nothwen⸗ 
dig geworden, die geiftlihen Güter vor Perfchleuderung und 
Mißbrauch ficher zu ftellen (30. Dezember). So beabfichtigte 
man die Kirche mit der Schuld alles Unglücks, welches menfch- 
liche Leidenfchaft in beiden politifchen Ragern und die Macht der 
Umftände herbeigeführt, zu beladen ; das ſchien dem Bifchof zu 
viel. Er erließ unvermweilt eine VBorftellung an den Großen Rath 
(4. Januar), gab zu bedenken: ob ed nicht genug fei, vom Son- 
derbund zurüdgetreten zu fein, die Jeſuiten ausgemwiefen, unter Bor- 
wand der Affiliation mit denfelben mebrere religiöfe Wohlthätigkeits— 
und Erziebungdanftalten aufgehoben zu haben; — ob zu recht- 
fertigen fei, diefen ernften Mafnahmen ein Syftem von Feind- 
feligkeiten folgen zu laffen, welches die religiöfen Korporationen 
mit neuen Schlägen treffe und in die geiftlihe Wirffamfeit des 
Biſchofs eingreife. Schweigen fei ihm, dem Bilchof, gegenüber 
folchen Erfcheinungen nicht erlaubt; er habe feine Pflichten zu 
erfüllen, ohne fi um die äußern Kolgen feiner Schritte zu be— 
fümmern. Aber für fich perfönlich trete er nicht auf; er fei ber 
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reit, mit den befcheidenften Verhältniffen fich zu begnügen, wenn. 
nur die Rechte der Kirche und ihre Inſtitutionen gerettet werden 
und ihm die unabhängige Verwaltung des Bisthums verftattet 
bleibe. Er ftellte jchließlich folgende Begehren an den Großen 
Rath: daß er die religiöfen Inftitutionen achte und fih an ihrem 
Nechte nicht vergreife ; daß er die Ausübung. des bifhöflichen 
Amtes unbeeinträchtiget, der Geiftlichkeit die freie Verwaltung 
ihrer Güter laffe, wobei er Berftändniffe über allfällige Kontrole 
nicht ausfchließe, und daß bei der Berfaffungsrevifion für all 
fällige Regelung der Berhältniffe zwifchen Kirche und Staat der 
Konkordatsweg betreten werde. Wir haben bereits gefehen , wie 
wenig bei dem Abjchluß über die Verfaffung auf die Begehren 
des Biſchofs, ſoweit fie Grundſätzliches betrafen, eingegangen 
worden. Auch die eidgenöffifchen Repräfentanten waren mit dem 
Borgehen der proviforifchen Regierung nicht ganz einverftanden. 
Eines Theild wurden fie ungeduldig über den langfamen Gang 
der Geichäfte in diefem Kanton: „Alles hier erliegt jener ftumpf- 
finnigen Schlaffheit, mit welcher ein mönchiſches Regiment von 
Sahrhunderten her die Geifter gebannt hält“ * ; anderfeitd fonn- 
ten fie fich mit gewiſſen Borfchriften des oben befprochenen De- 
fretövorfchlages nicht befreunden und machten- deihalb den Gro- 
fen Rath auf feine Inkompetenz aufmerffam, Willfürftrafen über 
Angeklagte zu verhängen, welche weder einvernommen noch ab— 
geurtheilt worden, und zwar ohne ihnen irgend einen Nefurd an 
die Gerichte zu eröffnen, mit dem Beiſatz, wie verhängnißvoll 
ein Vorgehen in der Eidgenofjenfchaft wäre, durch welches eine 
Regierung, felbit Anklägerin, fih anmaßen würde, ohne Nichter und 
Recht, die Vorgängerin mit Bermögensdentzug und Landesverwei— 
ſung zu beftrafen. Aber auch über den Bifchof ließen die Nepräfen- 
tanten ihre Unzufriedenheit vernehmen. Sie bemerken, daß deffen 
Brief an den Großen Rath viel Auffehen hervorgerufen habe. „Die: 
fer unruhige Prälat, einer der vornehmften Anftifter des Kriegs, will 
durch jegliche Mittel den Fanatismus im Volke frifch anfachen; er 


* Ihr Bericht vom 4. Jänner 1848 an den Vorort. 
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bereitet der Regierung, vielleicht der Eidgenoffenfchaft, große Ver⸗ 
legenheitens. So fprahen die Repräfentanten, an ihrer Spitze 
Stodmar, ohme Zweifel der Berfaffer des Berichts. Das Kon- 
. tributiong-, in Wirklichkeit ein Spoliationsdefret, hatte inzwifchen 
noch die Prüfung eines Ausfhuffes zu beftehen ; ed ging aus 
derfelben zwar mit mefentlichen Veränderungen hervor, aber ohne 
daß die Anfichten und Näthe der Repräfentanten Berüdfichtigung 
aefunden hätten. Diefes abfchliehlihe Defret vom 20. Januar 
belaftet die Urheber und Förderer des Sonderbundes mit einer 
Kriegdfontribution von 1,600,000 Fr., überläht dem Staatdrath 
die Bezeichnung der Schuldigen und befteuert fie folidarifh, ent- 
zieht ihnen auf die Dauer von zehn Jahren das Aftivbürgerrecht 
und gibt der Regierung die oberpolizeifiche Befugniß, fie darüber: 
bin, falls fie fih Umtriebe genen die neue Drdnuna der Dinge 
erlauben würden, für beliebige Zeit aus dem Kanton zu vermei- 
fen, beftätiget auch die früher verhänate Permögendfequeftration. 
Bon der Aufhebung des Mlofterse Ta Part-Dieu wird Umgang 
genommen; dagegen beleat der Beichluß die MWeltaeiftlichfeit mit 
Fr. 60,000, zehn Mlöfter aufammen mit Fr. 750,000, an meld 
feßter Summe Altenryf 400,000, la Bart- Dieu 300,000 Fr. 
entrichten follen. Des Bifchofs aefchieht Feine befondere Erwäh— 
nung; dagegen wird die Regierung befuat erflärt, die Kontribu— 
tionspflichtigen aus der MWeltneiftlichfeit zu bezeichnen; auch diefe 
find folidarifch behaftet. Die Kontributionsbeiträge follen in drei 
Terminen, vom 1. März bis 1. Dezember 1848, erlegt merden. 
Alle übrigen Verfügungen betreffs der Geiftlichfeit und ihrer Güter 
verbleiben nach erftem Entwurf, obne irgendwelche Rüdfiht auf 
die Vorftellungen des Biſchofs. An der Spike des Dekret? mar 
eine allaemeine Amneftie andgefprochen, mit Ausnahme der vor- 
bezeichneten Fälle; die im Defret enthaltene Härte gegen die 
bürgerlihen Kontributionspflichtigen fuchte man dadurd zu ver- 
tufhen, daß man ihnen verftattete, entweder fich den PVerfügun- 
gen diefed Mufter-Amneftie= Defrets zu unterwerfen, oder aber 
binnen vierzehn Tagen Flagend vor die Gerichte zu treten. Das 
Ungeheuerlichfte, was ausgehedt werden Fonnte, war nun gefche- 
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hen. Diefed fogenannte Amneftiedefret zog den vielfachiten Tadel 
auf fih und vermochte auch den Rügen der radikalen Partei felbft 
nicht zu entgehen. Die gewährte Anrufung der Gerichte war eine 
blendende Phraſe; der Klagende hätte dem Staat gegenüber den 
Beweis führen follen, daB die Theilnohme an der Erlaffung der 
Großrathebefhlüffe für den Sonderbund ein Verbrechen nicht fei, 
während die oberfte Staatägewalt fie unmwiderruflih als ſolches 
erflärt hatte. Und wo war der unabhängige, parteilofe Nichter ? 
Standen ja doch die Gerichte unter der audgeprägteften Botmä- 
Bigfeit einer Regierung, welche bei ihrer Einfeßung die monftruofe 
Befugniß erhalten hatte, alle mipfälligen Inhaber von Richter- 
fiellen und. Beamteten der Rechtspflege abzuberufen und durd 
Kreaturen ded zur Herrfchaft gefommenen Parteiregiments zu 
erſetzen *. | 


* Am 28. Dftober 1869 hat die Finanzdireftion von Freiburg eine „Ber: 
gleichung ded Standes der freiburgifchen Staatsfinanzen in den Jahren 1847, 
1856 und 1860” veröffentlicht, welcher wir folgende Zahlen entnehmen: 

Die Kontribution, mit weldher die Tagfagung den Kanton Freiburg befaftete, 


erftieg im Ganzen die Summe von fr. Fr. 2,548,763. 37 

Davon gebt der fpäter bewilligte Nachlaß ab, von „nm 728,925. 36 

fo daß die außerordentliche Belaftung noch betrug fr. Fr. 1,819,838, 01 
Bon den Gebrandichagten des Sonderbundes 

bat die damalige Regierung eingehoben fr. Fr. 2,532,139. 02 


Hievon gehen ab unter dem Titel von Zinsbezahlung „ „ 384,762. 21 
So daf die von der Regierung bezogene Summe 


anzufchlagen ift auf fr. Fr. 2,147,376. 81 
Hiezu die außerordentliche Beſteuerung der 

Klöfter, in neue Währung übergetragen „ „  1.086,956. 52 

Sene der Weltgeiftlichkeit 86,956. 52 


zufammen Brandfchagungen fr. Fr. 3,321,289, 85 
Die Regierung hatte aber an die Eidgenoſſenſchaft 
nur zu bezahlen "„» „ 1,819,838. 01 
Es blieb ihr demnach ein Ueberſchuß von fr. Fr. 1,501,451. 84 Gent. 
Es ift ſchon aus diefer Zufammenftellung zu erſehen, daß feinerlei Finanz- 
noth vorhanden war. Fapt man ind Auge, daß der Kanton fpäter Dußende von 
Millionen auf die Eifenbahnen verwenden konnte, fo hätte er jedenfalls ohne 
erhebliche Schwierigkeit jene Fr. 1,800,000 bezablen fünnen, welche ihm von 
der Eidgenofjenihaft auferlegt worden, dieß um fo unzweifelhafter, ald nach der 
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In Lujzern, dem katholiſchen Vorort, deſſen Gefammtbevöls 
kerung nicht minder wohlhabend war, als jene von Freiburg, 
und deſſen Finanzſtatus von jeher ein günſtiger genannt werden 
konnte (abgeſehen von andern Vermögenstheilen ſtanden an Gül— 
ten und Obligationen 1,059,000 Franken zur Verfügung), wurde 
behufs Zahlung der Kriegsfontribution im gleichen Geift einge 
ſchritten wie in Freiburg. Allernächſt hatte die proviforifche Re— 
gierung für Herftellung des in Quzern verwaltet geweſenen Theile 
der eidg. Kriegsfaffe zu forgen; der daherige Defeft war zu 
221,777 Fr. 14 Rp. ermittelt, der vorhandene Saldo aus Altorf, 
unverfehrt wie er dorthin gefommen, nad Luzern zurüdgebracht 
worden. Die Mitglieder der frühern Regierung wurden unter 
folidarifcher Haftbarfeit verpflichtet, diefen Betrag innerhalb zehn 
Tagen an die Staatöfaffe zu entrichten, damit der geforderte Er— 
fa an die Bundesbehörde geleiftet werden fünne (24. Dezember); 
nebenhin wurden fie unter viel Gelärm wochenlang als „Kaffen- 
diebe“ mißhandelt und fürzere oder längere Zeit in Haft gehal— 
ten *, obwohl fie mit Ziffern nachwieſen, daß der Defeft durch 


erwähnten, durch allen wünichbaren Detail belegten Finanzüberfiht von 1860 
die Regierung von 1847 zur Zeit ihrer Auflöfung, nad Abzug alles Abzuzies 
benden, ein reines Aftivvermögen von fr. Fr. 4,946,510. 88 Gents., von wel- 
her Summe der weitaus größte Theil als rentabel ausgewieien ift, zurückließ. 
Die ganze durch die bombaſtiſche Erklärung der provijoriichen Regierung vom 
14. November 1847 verkündete Finanznotb hätte demnach mit einen vorüber: 
gehenden Anleiben von höchſtens zwei Millionen fr. Franken geftilit werden 
fünnen, für das die genüglichfte Dedung vorhanden war und, abermals höch— 
ftens, 100,000 Fr. an Zinjen zu bezahlen gewejen wären. Alle gehäffigen 
Griffe auf Kirchen und Kloftergut, fowie die maßloſen Erprefjungen aus Pris 
vatvermögen, welche man feiner Zeit ald traurige Notbwendigfeit zu ſchildern 
beliebte und geltend machen wollte, hätten daber gänzlich unterbfeiben fünnen, 
Wir entbeben dem gleichen Aktenſtück den Nachweis, da die Aufruhrbetheiligten 
vom 6. Januar 1847, die fogenannten Opfer der Sonderbundspolitif, fi im 
Ganzen eine Entfhädigung von fr. Fr. 146,831. 70 Gent. aus der Staatäfaffe 
verabreichen ließen. Die Gegenſätze find feicht herauszufinden. 

* Das gewejene Haupt der Republik, den Schultbeigen Rudolf Nüttimann, 
wies man in ein Gefängnißzimmer, das erft nach feiner Ankunft in demfelben 
von Unrath gereinigt werden mußte; der geweſene Vizepräſident (Statthalter) 
Siegwart wurde wegen ſolcher Veruntreuung Öffentlicher Gelder glei einem 
Schelm in aller Welt ausgejchrieben, 
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Baarſchaft, Werthſchriften und ſichere Guthaben gänzlich gedeckt 
ſei*. Zur Bezahlung eines Theils der dem Kanton auferlegten 
Kriegsfontribution ** wurde das DBermögen der geiftlichen Kor- 
porationen und Stifte für eine Million Schweizerfranfen in An— 
ſpruch genommen, an welche das Klofter St. Urban 500,000, 
das Stift Beromünfter 400,000, das Frauenklofter Eſchenbach 
60,000, Rathhaufen 20,000, das FFrauenklofter im Bruch eben- 
foviel, beizutragen hatte (Beſchluß vom 24. Dezember). Der Er- 
findungsgeift war auch hier nicht verlegen um die Motive: vers 
gebend habe man in und außer dem Kanton Geldaufbrücde zu 
machen verfucht; der Kanton aber müſſe möglichft fchnell feinen 
Theil Kontribution an die eidg. Kriegsfaffe bezahlen, um deſto 
beförderlicher der militärifchen Befeßung loszuwerden; zu der dem— 
nach durch die Nothwendigfeit gebotenen fchleunigen Herbeiſchaf— 
fung der erforderlichen Geldmittel könne der Adminiftrativbehörde 
die Befugniß um fo weniger beftritten werden, als derfelben durch 
das Erpropriationdgefeg aus viel untergeordneteren Rüdfichten 
des öffentlihen Wohld das Recht zu Zwangsabtretungen zuftehe; 
zudem fei die Regierung „an folche Inſtitute und Korporationen 
gewiefen, bei welchen neben verhältnigmäßig eheſt zu entbehren- 
den Leiftungen die größten DVermögensfummen in fogenannter 
todter Hand liegen.“ Mit diefer verfuchten Rechtfertigung follte 
die in den Difpofitiven des Befchluffes enthaltene Verſicherung 
beruhigen, daß den genannten Korporationen alle Rechte gegen- 
über dem Staate gewahrt bleiben. Befondere Abgeordnete der 
Regierung wurden beauftragt, denfelben den Beſchluß perfönlich 
zu eröffnen, d. h. mitzutheilen, daß es ernftlich gemeint fei und 
das Geld mit Beförderung herbeigefchafft werden müffe. 

Diefem erften Berfuche, für Zwecke und Bedürfniffe, welche 
die Geſammtheit zu befriedigen fhuldig war, Geld aus den 
Kaſſen mißfälliger geiftliher Korporationen herbeizufchaffen, folgte 
der Hauptichlag in einem Großrathäbefhluffe vom 3. Februar, 

* S. die Schrift: „Der Angriff auf die eidg. Kriegägelder in Luzern- 
Vom Obergerichtspräfident G. 3. Boſſard“. Anfangs 1848 erfchienen. 

** Dieſe erfte Rate betrug Fr. 433,000, 
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welcher die Geld-, Reaktions- und Rachegelüſte allzumal befrie— 
digen ſollte. Derſelbe verpflichtet die durch das früher angeführte 
Dekret der proviſoriſchen Regierung vom 4. Dezember 1847 in 
Anklagezuſtand verſetzten Mitglieder des ehevorigen Großen Rathes, 
»zur Sühnung ihres begangenen Unrechts“ eine ihrem Vermögen 
und ihren Familienverhältniſſen angemeſſene Summe an die dem 
Kanton verurſachten Koſten und Nachtheile zu bezahlen. Ausge- 
nommen wurden jene Großrathömitglieder, welche bei den Verhand— 
lungen über den Sonderbund in Minderheit geblieben waren. Der 
erwähnte Befchluß verpflichtet die Mitglieder ded geweſenen Re- 
gierungsrathes nicht bloß zum Erfag des mehr befprochenen Man 
co's in der eidg. Kriegsfaffe und des allfälligen Abgangd an 
eidg. Spitaleffeften, welche in Luzern aufbewahrt gemwefen, fondern 
macht fie überbin haftbar für die finanziellen Folgen verzögerten 
daherigen Erſatzes; bei Saumfal in Erfüllung daberiger Ber- 
pflichtungen tritt der Strafrichter ein und die Regierung ift in 
diefem Falle zugleich beauftragt, zur Liquidation des Vermögens 
der betroffenen Mitglieder des Regierungsrathes zu fchreiten; 
verhängnißvoll fpricht fodann der $ 3 wörtlich: „Diejenigen Per: 
fonen, auf welcdyen nad) bereits vorhandenen oder ſich ergebenden 
Inzichten der Verdacht ded Landesverrathes ruht, jollen unnach— 
fihtlih dem Strafrichter überwiefen werden“, und der $ 4: „die 
geiftlihen Korporationen des Kantone find und bleiben für die 
dem Kanton dur den Sonderbund erwachjenen Kriegäfoften und 
übrigen finanziellen Nachtheile behafter; das Maß ihres Beitrages 
wird ein zu erlaffendes Dekret bejtimmen“; die folgenden Beſtim— 
mungen des Beſchluſſes befchlagen die Geiftlichen, welche bei der 
Jeſuiten- und Sonderbundsfrage fih mit dem Staatswohl und 
mit ihren Pfarrgemeinden in Widerfpruch gefeßt, daber enimweder 
durd die kirchliche Behörde entjegt oder verfegt, oder, wenn diefe 
nicht einfchreite, dem bürgerlichen Strafrichter überwiefen werden 
follen; — die Beamteten, dann die Mitglieder ded Haupt: und 
der Kreiskomite's des Ruswylervereins, melde zur Strafe für 
rechtswidrige Begünftigung ded Sonderbunds, für alle daherigen 
finanziellen Nachtheile des Kantons ebenfalls verantwortlich erklärt 
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werden, daher einen noch zu beftimmenden Geldbeitrag bezahlen 
follen; im Weitern werden alle betheiligten Perfonen bis zur 
Erfüllung der ihnen auferlegten Verpflichtungen im Aftivbürger- 
recht eingeftellt, darüberhin auf vier Jahre unter befondere Polizei⸗ 
Aufficht geftellt; wegen Anderer, die das „Wühlen“ jet noch 
fortfegen würden, ward auf ein vorangegangened Defret vermie- 
fen, endlih, in allem Webrigen und gegen Sene, welche durch 
obftehende Vorfchriften nicht betroffen maren, „bezüglich der vor- 
gefallenen politifhen Greigniffe Bergefjenheit ausgefprochen®. 
Diefes Amneftiedefret war ganz geeignet, dem ſchon befprochenen 
Borgänger von Freiburg an die Seite geftellt zu werden. Es 
wirft alle hochklingenden Grundfäge, melde die alte „liberale 
Schule* einft gegenüber gefammten Patriziaten und fonftigen 
früheren Schweizerregierungen, nicht minder gegen geſammte mo— 
narchifche Potentaten der Welt, ald Kern und Hort aller bürger- 
lichen Freiheit und alles Bölferglüdes verfündet und gepriefen, 
über Bord *, indem es die ausgefuchtefte Willfür einer feines- 
wegs durch den freien unzweideutigen Willen der Volksmehrheit, 
fondern unter den Einflüffen von Gemwaltszuftänden, ind Leben 
getretenen inappellabeln oberften Landesbehörde an die Stelle der 
hundert politifchen und Nechtöformen fest, durch welche jene 
Schule verheißen hatte, Recht, Freiheit, Ehre und Bermögen der 
Einzelnen wie der Genofjenfchaften im Staate gegen alle Berge: 
waltigung ficher zu ftellen. Es ift dad angeführte Defret mit und 
neben jenem von Freiburg eine freche Sronie auf alle jene Grund» 
rechte, welche den Schweizern in den verfchiedenen feit 1831 ge- 
ſchaffenen Berfaffungen gewährt find; es liegt endlich in demfel- 
ben dad Bollmaß einer Partei-Anmaßung, welche für eigene Zwecke 
das Aſſoziationsrecht bis zum bewaffneten Einfall in organifirten 
Banden mißbrauhte, dann, zur Macht gelangt, die Mitglieder 
von Bereinen, welche durch Rede und Gebet ihren Anfichten über 


* Man erinnere ſich am die rühmlichen Beftrebungen der Führer der libe- 
ralen Partei in Zuzern für Durdführung der Trennung der Gewalten im Jahr 
1829, Band I. ©. 43, und Bd. II, S, 274 u. 275. 
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bürgerliche und religiöſe Angelegenheiten Geltung zu verſchaffen 
geſucht hatten, mit willkürlichen Geldſtrafen bedroht. 

Die in Luzern weilenden zwei eidgenöſſiſchen Repräſentanten 
beurtheilten das Dekret, wenn auch in andern Ausdrücken, doch 
keineswegs günſtiger. Sie beſchweren ſich in ihrem Bericht an die 
Tagſatzung über das gegen die Mitglieder des Großen Rathes, 
gegen die Ruswyler Vereinsmitglieder, dann gegen alle betroffe— 
nen Perſonen überhaupt eingeſchlagene Verfahren, „das jeder recht⸗ 
lichen Baſis ermangle® ; fie erinnern, daß im vorliegenden Fall eine 
fiegende Partei über eine gefallene zu Gericht fiße, und daß ihre 
Maßnahmen deßhalb, Angefichts defen, was der früheren Regie— 
zung in Folge ihres Einfchreitend gegen die Urheber der Ereig- 
niffe vom 8. Dezember 1844 und 31. März 1845 vorgeworfen 
worden, „fo fehr den Stempel politifcher Rache erhalten, daß da- 
durch der Hauptzweck, der gegenwärtig angeftrebt werden muß, 
nämlich die dauernde Pazififation des Landes, ungemein erfchwert 
wird®, Die Repräfentanten beklagten fchließlich, daß den von ihnen 
zur Zeit, ald der Beichluß noch bloßer Vorfchlag war, gegen den- 
felben gemachten Borftellungen fein Gehör gefchenft worden fei; 
fie wollten daher nicht ermangeln, die Zagfugung darauf aufmerf- 
fam zu machen. Allein dort nahm man es befanntlich nicht fo 
genau und ließ gewähren; e8 lag vielmehr in den Abfichten der 
einflußreichften Standesgefandten, die Reaktion fo gründlich durch— 
zuführen, daß jeder Gedanke an Widerftand gegen die herrfchend 
gewordene Mehrheit und ihre politischen Freunde in den über: 
wundenen Kantonen ein für allemal verftummen müffe. 

Wir übergehen zur Gruppe der Urfantone mit Zug; für fie 
war diefe Geldangelegenheit immerhin eine leichtere als für Luzern 
und Freiburg, weil legtere nad) der eidgenöffifchen Geldſkala im 
Berhältnig zu 15 Fr. auf ven Kopf, Zug nur zu 71/,, und die 
Urfantone vollends nur zu 5 Fr. zu bezahlen hatten *. Uri bes 


* Tagſatzungsbeſchluß vom 14. Juli und 20. Auguft 1838. „Offizielle 
Sammlung“ für das fihweizeriiche Staatsrecht, Band III, 1849. Es wurde 
per Kopf des Mannjchaftsfontingents gerechnet. 
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zahlte zu guter Zeit das erfte Betreffnig an die Kontribution; 
für den Reſt lieferte e8 eine Obligation des Haufes Ehinger und 
Comp. in Bafel ein, dur welche die gänzliche Tilgung in drei 
Terminen auf Ende der Jahre 1848, 1849 und 1850, nebſt Ber- 
zinfung zu 4 Prozent, gefihert war. Die Tagfagung erflärte fi 
hiermit zufrieden, 

Schwyz wie Uri hatte weder Staatövermögen noch Baar— 
haft in Kaffe; zu dem vor dem firengen Necht allein ganz 
mafellofen Entfhluß, die gefammte aus den Greigniffen erwach- 
jene Staatslaft auch auf die Gefammtheit der Befitenden, dieß 
nach gefunden Steuergrundfägen, zu verlegen, erhob ſich auch 
Schwyz nicht. Die Regierung pilgerte nach dem Klofter Einfie- 
deln mit dem fchriftlichen Erfuhen um 50,000 Fr., denn nit 
viel weniger war ald erſte Kriegsfoftenrate nach Bern zu liefern. 
Der Abt erklärte fich bereit zur Aushändigung von Pfanptiteln 
für eine noch höhere Summe. Allein dad genügte der provilori- 
hen Regierung noch nicht, und fie forderte nun 49,000 Fr. 
in Baar, unter Verantwortlichkeit für die Folgen, wenn nicht 
bezahlt würde. Das Kapitel fprach hierüber fein Befremden aus, 
negozirte gleihwohl in Zürih ein Anleihen von Fr. 50,000, 
half damit der neuen Staatögewalt aus der augenblidlichen Noth 
und beftritt nebenbei mit befter Geduld große Einquartirungs- 
foften, die laut einer Berechnung von fpäterem Datum fih auf 
Fr. 40,000 beliefen. Nach der erften Rate der Kriegskoſten folls 
ten weitere Fr. 200,029 an diefelben entrichtet werden; zu ihrer 
Dedung belegte der Große Rath das Klofter Einfiedeln mit 
einem Drittheil, die fieben Kantonsbezirfe mit den übrigen zwei 
Drittheilen; die Einzelbeträge follten in Werthfchriften erlegt wer— 
den; die Tagſatzung nahm jene des Klofterd an, verweigerte aber 
die Annahme der Nealfaution der fieben Bezirke. Auf Anfinnen 
der Negierung mußte fih das Klofter nun auch noch zur Dedung 
diefer zwei Drittheile entfchließen, wogegen der Staat fich für die 
betreffende Summe ald Schuldner erklärte und die Werthfchriften 
der Bezirke ihm ald Hinterlage überließ. Zu einigem Troſt em— 
pfing das Klofter die verdiente Verficherung der Regierung, daß 
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fie bereit fei, bei einer fpätern Bereinigung diefer Schuld und 
bei andern Steuererhebungen nur nah den Grundfäken des 
Rechts und der Billigkeit zu verfahren, keineswegs aber den Be- 
ftand des Klofterd zu verfümmern beabfichtige. Wie fernere Noth 
gehoben worden, davon fpäter. 

Obwalden Fonnte mit eigenen Schuldtiteln bezahlen; für 
den Betrag der Schuld übernahmen die vier Landammänner Wirz, 
Hermann, Imfeld und Michel perfönliche Haftung und empfin- 
gen dagegen ala Hinterlage jene Titel; gewährte fünf Jahres— 
termine zur Rüdzahlung, gegen Aprozentige Berzinfung inzwifchen, 
erleichterten dem Lande die Tilgung der Schuld. Auf ähnliche 
Meife wurde diefe Geldfrage mit Nidwalden abgethan. Zug be- 
zahlte mit eigenen Schuldtiteln, welche annehmbar gefunden 
wurden. 

In Wallis begegnen wir wieder einem Syftem von tadelnd- 
werthen Grpreffungen. Auf die Befchlüffe der „Volksverſamm— 
lung“ ſich fußend, verlegte die proviforifche Regierung eine Kriegs— 
fontribution von Fr. 200,000 auf die Veranlaſſer („les instiga- 
teurs®) des Widerſtandes gegen die befannten Tagſatzungs— 
befchlüffe; an jene Summe hatten, mit folidarifcher Haftbarfeit 
unter fi, zu bezahlen: das Hofpiz auf dem großen St. Bern- 
hard 80,000, die Abtei St. Moriz 50,000, die Staate- und 
Großräthe und andere Beamtete, welche „zur Rebellion“ gegen 
die Eidgenoffenfchaft getrieben haben, zufammen Fr. 20,000, der 
Biſchof von Sitten 20,000, das Kathedralfapital daſelbſt 20,000, 
der Kanonifus Andreas de Rivaz perfänlich 10,000, Alles mit Bors 
behalt der endgültigen Verlegung der Gefammtfumme der Kriegs- 
foften (9. Dezember). Im Grunde waren alſo die aufgezählten 
Poften nur eine Abfchlagszahlung. Die von aller Welt in Folge 
ihrer Hofpitalität beivunderten Bäter vom großen St. Bernhard, 
diefe Lebensſchirmer und Lebensretter von zahlreichen Wanderern, 
diefe lebenden Zeugen deffen, was die hriftlihe Charitas bei 
feftem Willen und gänzlicher Selbftentäußerung vermag, Inhaber 
und ausſchließlich berechtigte Verwalter eines aus den milden 
Gaben von Taufenden entftandenen, dem Hofpiz gehörigen Ver— 
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mögens, begriffen nicht, daß irgend ein ftatthafter Grund zu der 
angeführten außerordentlichen Befteurung vorwalte, die alle Eigen- 
fchaften einer Spoliation an fih trug *. Sie erhoben Einfprache 
und erregten dadurch den Zorn der Machthaber in Wallis, ihrer 
Vögte und Leiter aus dem Kanton Waadt, welche fih gern als 
berechtigte Dberherren von Unterwallid anfahen. Die Erbitterung 
wuchs, ald die proviforifche Regierung vernahm, dab die Väter 
vom St. Bernhard, die von der Humanität ihrer Gegner und 
Berfolger keinen vortheilhaften Begriff hatten, ſich anſchickten, 
einen Theil ihres Mobiliard nach dem fardinifhen Xoftathal in 
Sicherheit zu bringen: die Medaillenfammlung, die wichtigeren 
Gegenftände aus dem naturgefchichtlihen Kabinet und dem Mu— 
feum, die werthvolleren Werfe aus der Bibliothef, fo daß nur 
noch die gewöhnlichen Hausmobilien, Tiſch- und Bettzeug und 
das Küchengefchirr übrig blieben **. Die Regierung fandte nun 
eine außerordentliche Kommiſſion zur Inventarifirung alled inner: 
und außerhalb gelegenen Eigenthums des Hofpized ab, welche 
dasfelbe alsbald unbefugt mit einem Pifet Truppen in Befik 
nahm ***, Dort war noch eine Anzahl von jüngern Chorberren 


* Auf der Höhe deö Bergpaſſes, 7678 Fuß über dem Mittelmeer, fteht 
dieſes Klofter vequlirter Chorberren vom Auguftiner-Orden, von der Wallifer 
Regierung in offiziellen Aften „P’hospice du Grand-St.Bernard Montjoux* 
genannt, im J. 862 durch den heil. Bernhard de Menthon gegründet. Es ift 
die höchfte Wohnung der alten Welt. Die jährliche gaftfreundfiche Bewirthung 
der Durchreifenden koſtet gewöhnlich über 50,000 Franken, die aus dem Ber- 
mögendertrag und den Kolleften der Chorherren beftritten werden. Die nicht 
im Hofpiz des St. Bernhard befhäftigten Neligiofen verfehen den Dienft in 
einem von Napoleon I. auf dem Simplon begründeten zweiten Hofpiz und auf 
den dem urfprünglichen Stift inforporirten Wallifer Pfründen. Rilliet traf bei 
einem Beſuch drei folter Väter im Hofpiz auf dem Simplon an. Nah ihm 
hatte ed 20,000 Fr. an Rente aus Liegenfhaften in der Lombardei und einigen 
MWaldungen in Wallis (S. 103 der Echrift von Rilliet.) 

** Bericht der Repräfentanten an den Vorort, vom 21. Dezember, „Tout 
a été pille,“ meldeten diefe Herren. 

*** Rilliet klagt S. 104 feiner Schrift, daß die Detaſchemente, welche vom 
16. bis zum 23. Dezember auf den großen St. Bernhard verwendet wurden, 
gegen feine Befeble und von Solchen requirirt worden feien, welche dazu feine 
Befugniß hatten. 
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zur Berwaltung der Anftalt anmwefend, während die Obern, na» 
mentlih der Propft Franz Benjamin Yilliez, ſich bereitd nach 
Piemont geflüchtet hatten. Die Zurüdgebliebenen lehnten die 
Theilnahme am beabfichtigten Amtsgefhäft ab, verweigerten den 
Eingang in die Zimmer, deren Schlüffel fie zu Handen genom— 
men hatten, und gaben gegen das ungefegliche Verfahren eine 
Verwahrung ein, welche die Unterfchriften von fünfzehn Ordens— 
mitgliedern trägt. Die Unterzeichner fahen (nah dem Wortlaut 
dieſes Aktenſtückes) in der bewaffneten „Invafion® der Kommif- 
färe eine Berlegung des Domizild, eine Verlegung ihres religid- 
fen und bürgerlihen Charakterd, und eine ungerechte Befiger- 
greifung von einer feit 850 Jahren der Wohlthätigfeit gewid- 
meten Anftalt; fie verlangten, daß das Militär zurüdgezogen und 
das Stift in der freien Ausübung feiner religiöfen und gaft- 
freundlichen Pflichten erhalten werde (PBroteftation vom 17. Des 
zember). Betroffen über die pflichttreue Feſtigkeit diefer chrift- 
fihen Ordensmänner fahen fich die Kommiffäre um Berflärkung 
um. Sie fanden fie in den eidgenöffifchen Repräfentanten, ale 
deren energifcher Kopf Delarageaz zu nennen, der hinwieder feine 
Direktionen nicht fo faft von der Tagfapung ald von Seite des 
MWaadtländer Standeshauptes Drucy empfing. Druey aber war, 
wie die nunmehrigen Beherrfcher von Wallis, der Anftalt fchon 
von länger her gram, aus dem einfadhen Grund, weil die In— 
haber derfelben gleich der übrigen Geiftlichkeit fich mit dem ra— 
difalen Regierungsſyſtem, das die „Jungſchweizers unter den 
Fittigen von Waadt durchführen wollten, nie hatten befreunden 
fönnen. Hatten fie auch dermal Beforgniffe, fo lag der Grund 
nahe genug, und wenn fie werthvolles Eigenthum ihrer Anftalt 
in Sicherheit brachten, fo mochten fie wohl an die furz vorher 
in den Gebäuden der efuiten zu Freiburg verübten muthwilli— 
gen Zerflörungen und Plünderungen gedacht haben. Bon den 
MRepräfentanten waren zwei mit großem Eifer bei der Hand, Des 
farageaz und Frei; fie wanderten troß herber Winterdzeit zum 
Hoſpiz, trafen dort die gebliebenen Chorherren nebft einigen Die: 
nern, dann die drei Kommifjäre der proviforifchen Regierung, 
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mit der Aufnahme des Inventars befchäftiget. Die Stiftäher- 
ren beriefen fich auf ihre Ordenspflichten, machten bemerklich, 
daß man durch die Kriegskoſten ihnen die fortgefegte Ausübung 
derfelben unmöglih mache, und beriefen ſich im Webrigen auf 
die ihnen zuftehende freie Adminiftration. Die Repräfentanten 
wollten fie gegentheild beruhigen; träten fie auch in folge der 
erwähnten Maßnahmen in weniger günftige Stellung, fo würde 
fich diefe durch „ Ausplünderung * des Hofpizes nicht beffer ge— 
ftalten ; zudem feien fie zur Wegnahme feiner Eigenthümlichkei- 
ten durchaus nicht befugt. Die Chorherren beharrten bei ihrer 
Ablehnung und Verwahrung, die Kommiffäre aber wollten die 
Zimmer nicht mit Gewalt öffnen laffen, ohne vorher an ihre 
Negierung berichtet zu haben. Diefe fprah bald nachher ihren 
Willen aus. Sie befahl den Obern und übrigen Religiofen eine 
unverzügliche Rückkehr an ihren Sitz, Jedem, den es betreffe, 
die Zurückſtellung der enthobenen Effekten, den Schuldnern des 
Stiftes die amtliche Anzeige ihrer Schuldpoften bei dem Finanz- 
‚departement (22. Dezember). Einige Tage zuvor hatte die Re- 
gierung die Dazwiſchenkunft der fardinifhen Gefandtfchaft in 
Zaufanne zu dem Zwecke verlangt, auf daß ſowohl dad Perfonal 
ald das Eigenthum der Anftalt feiner Beitimmung zurüdgegeben 
werde. Die nventarifirung wurde übrigens vollendet, nachdem 
Zimmer und Schränfe auf ausdrüdlichen Befehl des Repräfen- 
tanten Delarageaz, fofern es mit Nahjchlüffeln nicht ging, mit- 
telft Beilen aufgefprengt worden. Früher ſchon hatte ähnliches 
gewaltfames Verfahren  flattgefunden in einem Afylhaufe zu Mar- 
tinah, welches zur Aufnahme Franfer oder alteröfchwacher Or: 
densmänner vom St. Bernhard beftimmt war. Als die Re- 
gierung fab, daß fie auf dem eingefchlagenen Weg vor der Hand 
nicht zu Geld fomme, erließ fie ein zweited Kontributiongdefret, 
welches, mit der wörtlich gleichen Begründung, wie das erfte, 
die Mitglieder der Weltgeiftlichkeit fonderbündifcher Gefinnung 
mit Fr. 50,000 belegte (24. Dezember). Die Regierung hatte 
nun bis daher im Ganzen 250,000 Fr. ausgefchrieben, jedoch 
nur ungefähr 50,000 empfangen ; die Proteftation der Religiofen 
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vom St. Bernhard wurde fortgefept; die Abtei St. Moriz ent— 
fhuldigte fih mit der Unmöglichkeit, die nöthige Baarfchaft auf 
zutreiben ; der Bifchof legte Einfprache ein: „non licet® (es ift 
Euch nicht erlaubt), fchrieb der Bifchof mit Beredtfamfeit und 
Würde zugleich, an die verfammelten Landesväter, nicht bloß in 
Betreff von Geld und Gut, fondern in Hinficht aller die geift- 
lichen Angelegenheiten berührenden Befchlüffe der befannten „Volks— 
verfammlung®, welche man nun zur bleibenden Geltung zu brin- 
gen gedachte *; der päpftliche Nuntius Maciotti unterflüßte die 
Beſchwerden des Biſchofs. Statt die Einwendungen der Ber 
fteuerten einer unbefangenen Prüfung zu unterftellen, griffen Res 
gierung und Großer Rath zu dem äußerſten Mittel; fie befchlof- 
jen im Grundſatz: dad bewegliche und unbemwegliche Vermögen 
des Bisſthums, des Domftiftes und der Nektoren an der Dom- 
kirche, des Seminariums, der Klöfter und übrigen religiöfen Kor: 
porationen zu Handen ded Staates zu ziehen, mit der Berpflich- 
tung für diefen, aus dem mit dem Staatövermögen vereinigten 
Kirhengut zunächft „die Mitglieder der obbezeichneten Klerifei 
gehörig zu befolden, die demfelben wirklich obliegenden Laften 
des Gotteddienfted zu tragen und für die Gaflfreiheit auf dem 
St. Bernhardöberg und dem Simplon zu forgen“; der Ueber: 
fhuß folle zur Tilgung der öffentlichen Schuld verwendet werden 
(At. Januar). Der Beihluß war, nicht ohne rühmlichen Wi- 
derfiand einer Minderheit von 36 gegen 42 Stimmen im Gro- 
Ben Rath zu Stande gefommen, übrigend wie Alles, was zur 
Zeit aus den Rathichlägen der proviforischen Regierung hervor— 
ging, wefentlih das Werk des Ungeflümd der Unterwallifer, 
welche für einmal die Herrfchaft über den Kanton übten und 
wiederholt fjelbft die Trennung ded Kantons begehrten, weil fie 
mußten, daß ohne Nüdfichten auf das Oberwallis das Land nicht 
zu regieren fei. Dffiziele Berichte bezeugen: es habe das Bolf 
jenen Beichluß mit 6522 gegen 1356 Stimmen genehmiget (16. 


* Schreiben des Bifchof3 Peter Joſeph de Preur an den Eonftituirenden 
Großen Rath vom 29. Dezember. Der Bilchof hatte fich zur Zeit des Trups 
peneinmarjches in das Hoſpiz auf dem Simplon zurüdgezogen, kehrte aber fpä- 
ter nah Sitten zurüd, 
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Januar), nachdem ihm durch Proflamation der Regierung in 
Grinnerung gebracht worden, daß 11/, Millionen Franken außer» 
ordentlicher Koften zu bezahlen feien, ‚mad 18 Franken auf den 
Kopf betragen würde; dem Bolfe waren nur ein paar Tage 
Zeit zur Meberlegung gegeben worden. In Folge unabläffigen 
Treibend der eidg. Nepräfentanten um Bezahlung fam, was vor= 
angehend im Grundſatz befchloffen worden, bald zur Ausführung. 
Der Große Rath verfügte zu diefem Zweck im Wefentlichen Fol- 
gended: Dem Bifchof wird für fih, feine Kanzlei und Aumo— 
nierd zufammen ein Gehalt von»7000 Franken zugefchieden, dem 
Domdefan ein folher von 1300, andern Würdeträgern und den 
Domherren ein geringeres Einfommen nad Berhältniß der Stel- 
lung, freie Wohnungen für Alle ungerechnet; der für obige Ge— 
halte erforderliche Gefammtbetrag fol, zu 4 Prozent Zins be— 
rechnet, Fapitalifirt werden ; die Kollaturrechte, welche bisher den 
Korporationen von St. Bernhard und von St. Moriz angehört 
haben, find ihnen entzogen und werden von nun an, auf vier— 
fachen Vorſchlag der meltlihen Behörde, vom Bifchof ausgeübt; 
die Hofpize vom St. Bernhard und vom Simplon, fowie der 
Drden, welcher fie beforgt, werden auf biöherigem Fuß beibehal- 
ten, unter Verpflichtung zur Eingabe eines vollftändigen Ver— 
mögensausweiſes und der Rechnung über die letzten zehn Ver— 
waltungsjahre, fo mie zu fernerer jährlicher Rechnungsſtellung; 
der gegenüber dem Jahresbedarf ſich ergebende Ueberfhuß fol 
zunächft zur Bezahlung der Staatsfchuld, fodann für den öffent- 
lichen Unterricht verwendet werden; im Kalle die Korporation 
fih diefen Bedingungen nicht unterzieht, wird der Staat den 
Dienft in beiden Hofpizen nad Gutdünfen andern Religiofen 
übertragen ; würde in Bezug auf den Vermögensausweis nicht 
binnen acht Tagen entfprochen und dadurd der Staat in die 
Möglichkeit gefeht, den Bermögensüberfhuß zu ermitteln, fo wird 
ein „Ueberfchuß gleichwohl ald vorhanden“ betrachtet und aus 
dem in den Kantonen Waadt und Wallis gelegenen Vermögen 
der Korporation erhoben; auf ähnlihem Fuß fol die Abtei 
St. Moriz behandelt werden, unter Reduktion der Zahl der 
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Mitglieder diefer Korporation auf zwölf, welche zur Beforgung 
einer in den Gebäuden der Abtei zu gründenden Unterrichtdan- 
ftalt verwendet werden fünnen; von den Frauenklöftern in Brig 
und Collombey fol jenes fortbeftehen mögen, das andere aber, 
dem deßhalb die weitere Novizenaufnahme unterfagt wurde, eins 
gehen ; die’ Kapuzinerflöfter in Sitten und St. Moriz bleiben 
unangefochten , unter der Verpflichtung , fich der Seelforge oder 
dem öffentlichen Unterricht zu widmen; der Beftand anderer Klö— 
fter in Wallis ift unterfagt; das Vermögen jener Pfarrpfründen, 
deren Rollatur bisher den Korporationen vom St. Bernhard und 
St. Moriz zuftand, ift ald Vermögen der betreffenden Gemein- 
den erklärt: unter Verpflichtung, den Pfrundinhabern einen firen 
Gehalt anzumeifen (29. Januar). Durch diefen Großrathsbeſchluß 
wurde alle Selbfiftändigfeit der betroffenen Korporationen ver: 
nichtet, ihr Vermögen, das Ergebniß taufendjähriger Stiftungen 
und Bergabungen, ihnen entzogen und willfürlich theilweife zu 
ganz abweichenden Zweden verwendet, die höhere Geiftlichfeit be- 
züglich aller öfonomifchen Berhältniffe in die Kategorie von 
Staatöbeamteten geftellt; firchliche und Wohlthätigfeitdanftalten 
endlich wurden auf die fnappefte Eriftenz und Wirffamfeit ver: 
wiefen. Die Mißhandlung des Stiftes vom St. Bernhard und 
feiner gemeinnügigen edeln Bewohner weckte vielfeitigen. Tadel 
in und außer der Schweiz; Montalembert ſprach ihn mit beredten 
Worten in der franzöfiichen Pairdfammer aus, * und die eng— 
liſche Preſſe ergoß eimermeife ihren Unmwillen über diefe Barbarei. 
Die Gehäffigfeit jener Maßnahmen überhaupt ftand zum vorge: 
fegten Zweck, foweit es die Geldfrage betraf, in feinem Berhält- 
niß; denn befieht man fich die Sache näher, fo handelte es fich 
gegenüber der Schweiz im Marimum um eine Summe von 
733,946 Franken, welche beigebracht werden follte, ** wovon ohne- 


* Nicht auffallend; denn die Regierung von Aranfreich allein hatte von 
1760 bis 1788, dann von 1816 bis 1847, eine Summe von fr. Fr. 236,718. 
75 618. an regelmäßigen Jahresbeiträgen an das Hofpiz bezahlt. 

** Schreiben der eidgenöffiichen Repräfentanten an den Vorort, vom 
5. Februar 1848. 
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Hin nur ein Theil in Baarfchaft zu erlegen war; allein es liegt 
augenfällig dor, daß auch altzeingewurzelte Antipatbien gegen die 
Kirche und gegen die in verfchiedenen Stellungen den religiöfen 
Zwecken dienenden Snftitute fich bei diefem Anlaß in eingreifend- 
fter Weife Luft machten. Die Geldfrage wurde im Laufe der 
nächften Zeit mit dem Vororte in ähnlicher Weife ausgetragen, 
wie feitend anderer Kantone, namentlich durch Verpfändung eines 
Theiles der fäfularifirten geiftlihen Güter. 

Der von länger her eingeleiteten Stellung von Neuenburg 
ift oben gedacht. In Betracht der mwefentlih Fonfeffionellen Be— 
weggründe der VII fatholifchen Kantone hatte es ſich nicht ver— 
anlaßt fehen fönnen, an den Berathungen und Abfchlüffen des 
Schuß- oder Sonderbündniffes Theil zu nehmen; es glaubte, 
feine proteftantifchen Anfhauungen wahren und jeden Widerſpruch 
zu denfelben, in welchen es fich durch engere Verbindung mit 
den Fatholifhen Kantonen verfegt hätte, meiden zu follen. An— 
derfeitd geboten der Negierung von Neuenburg ihre oft befun- 
deten Anfichten von der Inkompetenz ded Bundes in Angelegen- 
beiten jener Kantone und von dem guten bundesmäßigen Rechte 
derfelben, jich der Mittheilnahme an den Beichlüffen der Zwölfer 
Mehrheit zu enthalten. Die Regierung hoffte und wünſchte ein 
Drittes: in Bezug auf die thatfächlichen Entwidelungen und im 
Gegenfag zu einer Betkeiligung bei dem Kriege eine neutrale 
Stellung einnehmen zu fünnen * Als die Regierung Mitthei- 
lung von dem allgemeinen vorörtlihen Kreisfchreiben erhalten, 
welches die Kantone von dem Tagfagungsbeihluß vom 24. Ok— 
tober in Kenntniß ſetzte, berief fie fih in der Antwort auf ihre 
fundgegebenen Nechtsanfichten und ſprach die Erwartung aus: ed 
werde der Borort einjehen, daß es etwas wahrhaft Ungeheuer: 
liches wäre, fie zur Mitbethätigung an einem Kriege gegen Hans 
tone zu zwingen, welche in ihren Angen im guten Rechte ftehen ; 
“ „Sie felbft (der Vorort) würden eine Regierung verachten, welche 


* Schulze: „Die ftaatdrechtliche Stellung des Fürftentbums Neuenburg.” 
Jena, 1854. 
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ihre Weberzeugungen und ihre Gefinnungen bis zu diefem Grad 
verleugnen könnte. In dem bevorftehenden bedauerlihen Kampf 
ift unfere Stellung bereitd durch die früheren Vorgänge gezeich- 
net, es ift die Neutralitätz diefe Stellung fünnen wir nicht auf: 
geben." Solches wurde mit größter Offenheit zu Handen der 
Tagfagung gefihrieben (27. Oktober). Zahlreiche Abdrüde des 
Schreibend wurden an die Mitglieder ded gefebgebenden Rathes 
abgefendet, der fih am 29. unter Präfidium des Gouverneurs 
v. Pfuel wieder verfammelte. Bei diefem Anlaß hielt Fr. v. Cham; 
brier abermald eine jener Feuer und Meifterreden,, die ihres- 
gleichen in der Schweiz fuchten. Er fagte unter Anderm: „ein 
Angrifföfrieg ift der wichtigfte Akt im Leben der Völker; ihn 
führen für eine ungerechte Sache tft ein At, der die allgemeine 
Mißbilligung verdient; ein ungerechter Angrifföfrieg gegen Bun- 
desgenoffen und Brüder erfüllt dad Herz mit Entrüftung; einen 
Krieg diefer Art zur Unterjohung von Völkerſchaften führen, die 
ein Recht auf freie Religionsübung und Selbftftändigfeit haben, 
beißt fih vor der Gefchichte auf unaustilgbare Weife brandmar- 
fen.” Gr fagte weiter: „in diefem gottlofen Kampfe handelt es 
fih weniger um eine Frage des Kriegs, ald um Vernichtung.” * 
Mit gleicher Grundfäglichkeit fprach Pfarrer Guillebert, dad Haupt 
der proteftantifchen Geiftlichkeit, gegen Betheiligung bei dem Kriege 
und gegen jede Unterwerfung unter dahin zielende Befehle der 
Tagfasung. Wie der Führer des Rathes, fo war diefer felbit in 
gehobener Stimmung. Mit 73 gegen 12 Stimmen befchloß er 
Billigung der ftaatsräthlichen Politif, demnach fernere Einhal: 
tung der Neutralität und Ablehnung von militärifcher Bethei— 
ligung. | 
Inzwiſchen hatte die Tagfakung, wie mir oben gefehen, das 
bezügliche Begehren abgemwiefen und den Stand Neuenburg auf- 
gefordert, gleich andern fein Kontingent unter eidgenöffiiches 
Kommando zu fielen. Shrerfeits hatte die Negierung, welcher 


* „DI s’agit moins d’une question de’ guerre que d’une question 
de meurtre,* 
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feitend des eidgenöffifchen Kriegsrathes ein Aufgebot eigener 
Truppen und die Anzeige vom Einmarfch mwaadtländifcher Trup- 
penforps in neuenburgifched Gebiet zugegangen war, * noch ehe 
fie eine Beichlußfaffung der Tagfagung auf ihr Schreiben vom 
27. Dftober empfangen hatte, die in diefem enthaltene Prote- 
ftation in Kürze beftätiget. Letzterm Aft ließ der Staatsrath, in 
Gemäßheit der vom gefeßgebenden Körper gefaßten Schlußnahmen, 
ald Ermwiederung auf den Beichluß der Tagfagung vom 30. Df- 
tober eine wiederholte und ausdrüdliche Ablehnung folgen (1. 
November), erwähnte in diefem Schreiben, wie von allen Sei— 
ten her Zuftimmungsadreffen aus der Mitte der Bevdlferung ein- 
laufen, und bedeutete dem Borort: die gefaßten Befchlüffe feien 
nun einmal für Neuenburg eine Gewiſſensſache; würde ihnen 
feine Rechnung getragen, fo bliebe der Negierung von Neuen- 
burg nur übrig, die daherigen Folgen, welch’ immer fie auch fein 
möchten, auf fich zu nehmen. Indeſſen gab der Staatsrath doch 
Weifung für reglementarifhe Aufnahme und Berpflegung der 
MWaadtländer in den Neuenburgifchen Grenzdörfern; er that, was 
unter Umftänden möglich, ohne mit feiner eigenen Rechtsanſicht 
in Widerfpruch zu fommen. Bon nun an blieb die Regierung 
einige Zeit unbeläftiget; gefammte proteftantifche Geiftlichfeit wie 
die vier Bürgerfchaften brachten Zuftimmungsadreffen; Staats- 
rath Perregaug wurde, was auch fchon früher gefchehen war, nad) 
Bern gefendet, um im Verein mit dem Gefandten Galame der 
Regierung genauen Bericht über die Vorgänge in Bern zu er 
ftatten, überhaupt dort die Intereſſen des Standes Neuenburg zu 
vertreten. Bon Berlin, wohin der Staatdrath die Nefolutionen 
des gefebgebenden Körpers vom 29. Dftober mitgetheilt hatte, 
erfolgte ein offener Brief des Königs (19. November), durch wel- 
hen das Fürſtenthum ald ein während des gegenwärtigen Krie- 
ged in der Schweiz neutraled und unverletzbares Gebiet erflärt 


* Nilliet hatte laut Schreiben an Dufour eine eigentliche Beſetzung des 
Kantons Neuenburg gewünfht, denn dort fommandire Pfuel, und diefer fei 
Preuße. Aber Dufour verhinderte Alles, oder machte rücdgängig, was in dieſer 
Richtung ſchon eingeleitet war, Rilliet, in angeführter Schrift, ©. 5. 
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wurde, mit Befehl an den Gouverneur, ſolches an den Grenzen 
durch entiprechende Inſchrift auf dort anzubringenden Pfählen 
befannt zu machen. Diefe und ähnliche Vorgänge konnten indef- 
jen an der gegenfeitigen Stellung zwifchen der Bundesbehörde 
und der Regierung von Neuenburg nichtd ändern, da mittler- 
weilen die Ereigniffe zu Gunften der erftern fich gewendet hat— 
ten. Neuenburg hatte thatfächlidy feine Truppen nicht geftellt und 
die Taafagung war nicht im Falle ed zu zürmen, zumal Neuen» 
burg, vorfchußmweife wie andere Kantone, die Zahlung des aus: 
gefchriebenen Geldfontingentes leiſtete. Die befannte leitende 
Kommiffion war nicht in Verlegenheit, für die unterlaffene Trup— 
penitellung einen für die Tage der Tagſatzung nüglichen Erſatz 
audzumitteln; fie beantragte, dem Kanton Neuenburg eine Geld- 
buße nah großem Maßftabe aufzuerlegen. Die von Seite der 
Kommiffion vorgetragene Begründung führte bis auf die Ver— 
einigungsurfunde zwifchen Neuenburg und der Eidgenofjenfhaft 
zurüd. Diefe Urkunde fchreibe ausdrüdlih vor, daß der Kanton 
Neuenburg allen Beftimmungen ded Bundesvertrages, gleich den 
übrigen Ständen, beizutreten und denfelben zu befchwören habe; 
desgleichen fei aus derfelben klar zu entnehmen, daß, fobald eine 
eidgenöffifche Armee aufgeboten fei, auch Neuenburg fein Kons 
tingent zu liefern babe. Näff, Berichterftatter der Kommilfion, 
führte dann im Weitern auf die fo oft in Anipruh genommenen 
Art. I und VIII des Bundesvertraged zurüd und fuchte aus 
denfelben den Beweis zu führen, daß die Tagſatzung ganz inner 
den Schranken ihrer Befugniß handle, wenn fie Maßnahmen für 
die Handhabung von Ruhe und Ordnung im Innern treffe, denn 
jolche ſei einer der im Bundesvertrag ausdrüdlich bezeichneten 
Zwede des Bundes, und wenn fie zu ſolchen Zmeden ein Trups 
penaufgebet erlaffe. Habe aber die Tagſatzung befugt gehandelt, 
fo ergebe fich auch für jeden Kanton die Pflicht zur Mitwirkung. 
Ein Aufgebot zu erwähntem Zweck fei num jened vom 24. Ok— 
tober gemwefen , welches die gegenwärtige Erörterung hervorgeru— 
fen: jene erfte Truppenaufftellung fei verunlaßt gewefen „durd) 
wirflih ausgebrochene Unruhen und dur Unruhen, welche vers 
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fhiedenen Kantonen gedroht hätten. Im Kanton St. Gallen 
feien bei Anlaß einer Truppenaushebung wirklich einige Unord— 
nungen vorgefallen und die Stellung des Kantond Schwyz fei 
von der Art gewefen, daß für die Sicherheit und Integrität je 
ned Kantons ernfte Beforgniffe vollkommen ald gerechtfertigt ha— 
ben erfcheinen müffen. Der Kanton Aargau hinwieder habe einen 
Einfall in die Bezirke ded freien Amtes, von Seite ded Sonder: 
bundes, unter die möglichen, felbft wahrfcheinlichen Dinge zählen 
müſſen; daher habe fich die dortige Regierung veranlaßt gefehen, 
von den benachbarten Ständen die bundesgemäße Beihülfe in 
Anſpruch zu nehmen und von diefen die Aufftellung von Trup— 
pen zu verlangen. Agenten des Sonderbundes hätten die Gegen» 
den des bündnerifchen Oberlandes durchzogen, in der Abficht, 
auch hier Sympathien zu erregen und eine Auflehnung gegen 
die rechtmäßigen Gemwalten zu Stande zu bringen. Beforgniffe 
walteten aud im Kanton Waadt wegen Ueberfällen aus Frei— 
burg und Wallis, alfo daß auch hier hätten Truppen aufgeboten 
werden müfjen.“ Durch alle diefe Umftänte fei das bewußte Auf: 
gebot genügend als ein folches gerechtfertiget, das unter die an— 
geführten Bundesbeftimmungen falle. Nachdem nun vorliege, daß 
die andern Kantone dem Aufgebot Folge geleiftet, Neuenburg 
aber nicht, jo könne mefentlih nur noch die Frage entftehen, 
welche Vergütung Neuenburg zu leiften habe; zu einer folchen 
ſei ed fchuldig einerfeits, weil ed durch feine Weigerung den 
Sonderbund unterftügt, die Gefahr verftärkft, dadurch die Tag- 
fagung zu größerer Truppenaufftellung genöthigt habe, anderfeitd 
weil die Übrigen Kantone Opfer gebracht, von welchen Neuen- 
burg verfchont geblieben. Auf folhe Begründung wurde eine 
Entfhädigungsleiftung von Fr. 300,000 in Antrag gebradht. Zur 
Zeit diefer Berathung ftand man bald in der Mitte, des Dezem- 
bers; die fieben dem Kanton Neuenburg von länger ber befreun- 
deten Kantone lagen darnieder; Großthaten der Diplomatie, von 
denen fpäter die Rede fein wird, waren, ohne Zweifel gegen Er- 
wartung der Neuenburger Regierung, ausgeblieben: unter folchen 
Umftänden fand die Neuenburgifche Gefandtichaft angemeffen, in 
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wohl berechneter Befcheidenheit erneuerte Erörterungen über Fra— 
gen des Bundeörechtes zu unterlafjen; fie beſchränkte fih auf Be— 
richtigung einiger thatfächlihen Anführungen, die im Laufe der 
Berathung gefallen waren, und erklärte fhließlih, daß es ihrem 
Stande nicht befremdlih vorfomme, wenn die von ihm felbft 
übernommene Berantwortlichfeit für feine befannte Handlungs- 
weiſe durch Feſtſetzung einer Entfhädigung in Geld zur Aner- 
fennung gebracht werde. Auch über die Grundlagen zur Aus- 
rechnung der fraglihen Summe wollte fi der Gefandte Calame 
nicht einlaffen; nur bemerkte er, daß Fr. 300,000 ungefähr einem 
Gefammtjahresbüdget von Neuenburg gleihfämen. Nachdem dann 
in gewohnter Weife die andern Gefandtichaften auch gefprochen 
und viel gefprochen, beichloß die Tagfagung, in Genehmigung 
des Kommiffionalantrages: der Stand Neuenburg habe zur Sühne 
der Nichterfüllung feiner Bundespflichten bis zum 20. Dezember 
eine Summe von 300,000 Schw.-Fr. in Baarem oder in fichern 
Schuldtiteln zu entrichten. Diefe Summe fei zu Gründung eines 
Penfionsfondes zu verwenden, aus defjen Zinfen die „im Dienfte 
der Eidgenofjenfchaft“ Verwundeten, fo wie die Wittwen und 
Waifen der Gefallenen Unterftügungen erhalten follen (11. De— 
zember). Der am folgenden Tag verfammelte, ausnahmemeife 
durch Pfuel präfidirte, Staatsrath fand unangemefjen, die Lage 
des Landes durch eine Weigerung zu erfchweren und befchloß deß— 
halb, dem gefeßgebenden Körper die- Unterwerfung unter den Tag— 
fagungsbefchluß vorzufhlagen; nur ein Mitglied, Staatsrat 
Perregaux, flimmte nicht bei; er proteftirte gegen die ungewohnte 
Befteuerung und nannte fie einen Diebſtahl. Genannte Oberbe- 
hörde aber willigte einftimmig zur Zahlung ein. Diefe wurde 
bald geleiftet und zwar in Baar mittelft Darleihend aus der 
Berner Kantonalbanf, nachdem Stämpfli die angebotenen Werth: 
fchriften als in mehrfacher Beziehung nicht annehmbar erklärt 
hatte. | 
Bon Mitte Oktobers bis zur Zeit diefer Bußtage hatte fich 
die Stellung der neuenburgifchen Regierung, ihrer Häupter und 
Anbänger, in allen erheblichen Beziehungen zum Schlimmen ver- 
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ändert. Zur Beftreitung der vielen laufenden und außerordent- 
lihen Ausgaben mußten der Reihe nach noch mehrere Anleihen 
fontrahirt werden; während Anfangs November die Freunde der 
Regierung den Kopf hoch trugen und einen Ausgang, wie er 
fpäter eintrat, ald etwas Unglaubliches mochten angefehen haben, 
hinwieder die radifale Oppofition fih nur in gemeffener Form 
hatte vernehmen laffen, ward es allmälig im Gebirge, überhaupt 
in den Landesgegenden, welche dem fürftlihen Negiment gram 
waren, lebendiger; die Pelizei hatte vollauf zu thun gegen die 
Umtriebe und Organifationdverfuche diefer Partei; wie wenig fie 
ihr traute oder trauen konnte, beweifet ein Befchluß des Staats— 
rathes, das Poftgebäude in La Chaux-de-Fonds auf jeden Fall, 
und wenn ed auch nur für ein Jahr gefchehen Fönnte, bei einer 
auswärtigen Feuerverficherungsanftalt zu aſſekuriren; gegen eine 
in Umlauf gefeßte Petition um Erfüllung „eidgenöſſiſcher Pflich— 
ten® mußte er fich durch Befchlagnahme derfelben helfen. Bon 
der übrigen Schweiz her, aus den Sonderbundöfantonen, mußte 
der Staatsrath gleih nad) deren Beſetzung den in politifchen 
Berhäliniffen fo häufig als Großthat zur Anwendung fommen- 
den Undanf mit Stillfhweigen hinnehmen. Aus dem eigenen 
Land vernahm er Berichte von beabfichtigten Unterzeichnungen 
für ein den Deputirten der Oppofition zu verabreichendes Nas 
tionalgefchent, von einem Freiheitsbaum in Cornaux, von Un 
ruhen in Cote-aux⸗Fées, in Fleurier und in Ligniered. Eine Er- 
gebenheitdadreife der Sagnards an Pfuel vermochte den Eindrud 
folder Hiobspoften nicht zu ſchwächen. Es wurden mehrere Res 
gierungsfommiffäre, unter ihnen Perregaux, in die unruhigen 
Drtfchaften gefendetz die Geiftlichen in Locle und anderswo er- 
hielten Auftrag, die Schuljugend, welche mit eidgenöffifchen Fah— 
nen und fFreiheitölieder abfingend durch die Gaſſen z0g, feelforg- 
lich abzumahnen, Eine in Bern erfcheinende Zeitung, „la Suiffe“, 
warf einen heftigen aufregenden Artikel in's Land, ohne daß der 
Staatsrath, im Widerfprucd zu feinem dienfteifrigen Polizeidiref- 
tor, gewagt oder angemefjen gefunden hätte, die Berbreitung fol- 
hen Brennftoffes zu verbieten. inmitten diefer Vorboten noch 
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trüberer Zeiten ſchrieb Chambrier eine Denkfchrift über das bun- 
desrechtliche Berhältnig Neuenburgs zur Eidgenoffenfchaft und 
verlad fie im Staatsrath, der den Drud anordnete; die fich 
drängenden Ereigniffe mögen Urfache fein, daß derfelbe unterblieb 
oder höchſtens in journaliftifchen Bruchftüden ausgeführt wurde, 
Wie dem auch fei: das Schreiben half nichts mehr. Als zu den 
angeführten Zeichen der fleigenden Aufregung noch jener Sühne- 
befchluß der Tagſatzung und die geduldige Unterwerfung der Bes 
hörde hinzufam und wegen der trüben Sachlage hinzufommen 
mußte, fchienen die Tage der laut Verträgen und Konftitutiong- 
urfunde verfaffungdmäßigen Regierung Neuenburgs ihrem Ende 
zu nahen. Der Gouverneur v. Pfuel verabfchiedete fih (17. Der 
zember) vom amphibifchen Fürſtenthum. 

Appenzell= Innerrhoden mußte fi) ähnliche Buße gefallen 
faffen, wie Neuenburg. Zur Truppenftellung aufgefordert, erwie⸗ 
derte dortige Negierung, das Kontingent fei noch nicht „ſtreit⸗ 
fähig; wiederholt gemahnt fprach fie die Bereitwilligfeit aus, 
das erfte Kontingent unter der Bedingung zu ftellen, daß das- 
felbe mit den Truppen der fieben Konferenzftände „nicht in Be— 
rührung zu ftehen fomme*. Appenzell U. R. hätte eben fo gehan- 
delt, wenn feine Bevölferung Fatholifch gemwefen wäre. Jene Be— 
dingung indefjen wollte der Oberbefehlähaber nicht eingehen und 
fo ließ man das heitere Völklein thatfählih in Ruhe. „Zur 
Sühne“ wurden ihm nun aber au Fr. 15,000 zu bezahlen auf- 
erlegt, zu gleihem Zwecke zu verwenden, tie die Kontribution 
von Neuenburg; einen Monat fpäter war diefe Zahlungsangele- 
genheit bereitö berichtiget. 

Die Stellung von Bafel-Stadt in Bezug auf den Sonder- 
bundskrieg hatte einige Aehnlichfeit mit derjenigen von Neuen» 
burg. Die Grundfäge, welche in beidfeitigen Behörden vorherrfch- 
ten, waren die gleichen, nur in Neuenburg fchärfer ausgefprochen, 
weil hier die Regierung, im Falle eines für die Tagſatzung fieg- 
reihen Auöganges, die Ummwälzung ded Landes beforgen mußte. 
Die endlihe Schlußnahme des Großen Rathes von Bafelftadt 
wid dann aber von der Neuenburger Stellung ab (6. Novem⸗ 
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ber): Bafelftadt tadelte den eingefchlagenen Weg der Gewalt, 
hielt das Mittel gegenfeitiger Konzeffion für allein erſprießlich 
und wollte von der Billigfeit der Bundesbehörden erwarten, daß 
dem Großen Rath von Bafelftadt nicht zugemuthet werde, an der 
„feiner innerften Ueberzeugung widerftrebenden Bewaffnung Theil 
zu nehmen“, Getäufcht in diefer Erwartung fprach er die Webers 
zeugung aus, daß feinem Stande durch die Nöthigung zur Theil» 
nahme- am Krieg zu nahe getreten werde, wollte jedoch fchließlich 
und mit Rüdfiht darauf, daß eine Weigerung die traurigen Wir- 
ren im Vaterlande nur vermehren würde, fein gerechtes Gefühl 
unterdrüden und der Gewalt der Umftände weichen. Unter folcher 
dem Protokoll der Tagſatzung einverleibten Erflärung (11. No- 
vernber) hatte Bafelftadt feine Truppen „zum Bürgerkrieg“, wie 
ed den Kampf nannte, gleich den Mehrheitsſtänden hergegeben, 
dadurch mißbeliebige Verhandlungen vermieden, wie fie Neuen- 
burg und Appenzell J. R. über fich ergehen laffen mußten. 

Bor und während des Krieges war alle Aufmerkſamkeit dieß> 
und jenfeitd der Grenzen, welche beide friegführenden Parteien 
trennten, dem Gang der Kriegdereigniffe zugemwendet. Die Span- 
nung fonnte nur allmälig fi) heben. Wo Katholifen und Pro— 
teftanten in ftarfen Zahlen einander gegenüber fanden, batte fie 
ſtärker als anderswo fich geltend gemadt. In Genf hatte man 
Friedenspetitionen nicht bloß an die Tagfagung, Sondern auch an 
den Großen Rath zur Unterzeichnung unter den Katholifen in 
Umlauf gefeßt; von Theilnahme am Bürgerfrieg gegen ihre Glau— 
bensgenofjen in den fieben Fatholifchen Kantonen wollten fie nichte 
wiffen. Sollen wir gegen die Katholifen marfchiren? fragte ein 
Flugblatt, und antwortete mit einem dutzendfach begründeten 
„Nein!“ „Wir haben für und unfer gutes Recht, unfern Glau— 
ben, unfer Gewiffen, unfern Gott“. In Genf wie anderswo war 
Befchwichtigung nit anders möglih, ald wenn den Katholifen 
vertrauliche halboffizielle Zuficherungen gegeben wurden, daß man 
ihre Miligen nicht zu erwähnten Zweden verwenden werde. Fazy 
ließ es an foldhen nit mangeln, da eine Mehrheit für feine 
Herrschaft ohne Mitwirkung der Katholifen ganz unmöglich gewe- 
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fen wäre. Zu der vorherrfchenden Gefinnung ftand die Geiftlich- 
feit in Uebereinſtimmung; einzelne aus ihrem Kreife machten da- 
raus gar fein Hehl. In einem amtlichen Briefe des Pfarrers 
Moglia von Berfoir an den Maire auf deffen Nachfrage nad) 
einer am 10. Dftober gehaltenen Predigt meldete jener Priefter 
ohne Rückhalt was er vorgetragen: ein allfälliger gegen die fie- 
ben Kantone ausbrechender Krieg wäre ein ungerechter, unbilliger 
und gottlofer; Fatholifche Soldaten könnten daher einem zu deffen 
Führung gefhehenden Aufgebote nicht Folge leiſten; Treue der 
Berfafjung und Gehorfam gegen die Obrigkeit: fei man zwar in 
Allem fhuldig, was nicht gegen die ewige Gerechtigkeit verftoße ; 
gehe der Kaifer aber über das Gefeb Gottes, fo habe man ihm 
nicht zu gehordhen, fondern Gott zu geben was Gottes fei; fol“ 
ches fage er felbft auf die Gefahr hin, ind Gefängnig abgeführt 
“ zu werden. Dad blieb ihm nicht aus; er wurde in Haft geſetzt 
und mit fünftägigem Gefängniß geſtraft. Der Staatsrath vers 
Iangte feine Entfegung. Der Biſchof, zwar unzufrieden über den 
Priefter, daß er ohne vorheriges Einverftändniß mit feinen Amts» 
brüdern in erwähnter Weife aufgetreten, war doch weit entfernt, 
ſolches zu mißbilligen, fondern ſprach ihm über gefchehene Verur⸗ 
theilung feinen Glückwunſch aus und tröftete ihn, daß er gewür- 
diget worden, für die Sache der Religion zu leiden; das Anfin- 
nen ded Staatsrathes wies er ald unftatthaft zurüd. Im Kanton 
Waadt machte ſich die öffentlihe Stimmung in verfehiedenen Ab- 
ftufungen geltend. Nachdem jene Friedenspetitionen, von denen 
früher die Rede war, obwohl fie mehr denn 8000 Unterfchriften 
erhalten hatten, erfolglos geweſen, Kleine Schaaren von Katholi- 
fen, fo in Echallend, von den Mufterungen ausgeblieben, Einzelne 
die MWiderfeglichkeit mit Gefängniß abgebüßt hatten, änderte fich 
die Geftalt der Dinge, nachdem die Tagſatzung die zwei Befchlüffe 
zu allgemeiner Bewaffnung erlaſſen: Waadt, wie Bern, wurde 
ein großes Heerlager; die Oppofition verftummte; befonders ge- 
reizt und Fampfluftig waren die Truppen gegenüber von Neuen- 
burg, das fie gerne befegt haben würden, fampfluftiger noch gegen 
dortige Ariftofratie, ald gegenüber den Fatholifhen Kantonen, 
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wie Rilliet bezeugte. Ein fonfervatives Blatt mußte zu erfiheinen 
aufhören, denn Widerfpruch wurde auch in der mildeften Form 
nicht mehr geduldet. Ein befonderer Regierungsbefchluß verbot 
unter Strafandrohung die Verbreitung „falfcher Berichte" über 
die Kriegsereigniffe. Der Uebermuth der radifalen Maffen vergriff 
fih auch wieder an den religiöfen Berfammlungen der Anhänger 
. der freien Kirche; mie ehedem waren diefe der Gegenftand tumul- 
tuarifcher Angriffe und Zerftörungen, und ala ſich folche wieder- 
holten, griff die Regierung zu dem alten beliebten und bewährten 
Mittel, ftatt die Störer befugter Freiheit zur Ordnung zu wei— 
fen, die Geftörten und in ihrem heiligften Recht erlebten als 
Störer der öffentlichen Ruhe zu behandeln, indem der Staats- 
rath erneuert alle religiöfen Berfammlungen außerhalb der Staate- 
firche unter firengen Strafandrohungen verbot*. In Bern, wo 
allgemeiner Kriegseifer jede Rückſicht auf andere ald das politi= 
fhe Parteiintereffe zu überfchreien bemüht war und neben Aus— 
zug und Neferve 22,000 Mann Landmwehren in Kampf gerufen 
wurden, lud der Borftand des Erziehungsweſens die Lehrer zu 
freiwilligem Militärdienft, die Leßterinnen zur Hülfeleiftung in 
den Lazarethen auf. Ginige Tage nachher, nach Erlaß des Exe— 
kutionsbeſchluſſes feitend der Tagfagung, wurden fämmtliche Kan— 
tonallehranftalten bis auf Weiteres gefchlojfen. Jenen Aufruf 
erwiederte Friedrich Stettler, Profeffor der Staatswifjenfchaften 
an der Hochfchule in Bern, mit einem Schreiben an den Regie- 
rungsrath, in welchem er erklärte: der Auf einer höhern Pflicht 
halte ihn ab; rücfichtlofe Exekution des Auflöfungsbefchluffes 
ohne Scheu vor dem daraus entftehenden Bürgerfriege erfcheine 
ihm als ein ſchweres Unrecht. Sei auch der Sonderbund bundes- 
widrig, fo wurde er doch durch eine weit größere Bundeöverlekung 
veranlaßt und verdiene alfo wenigſtens Entfhuldigung. „Unter 


* Beichluß vom 24. November; theilnehmende Paftoren waren, wenn 
Waadtländer, mit Verweifung in ihre Heimathgemeinde, fantondfremde Geiftliche 
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ſolchen Umſtänden“, fo ſchrieb der charakterfeſte Mann am Schluß, 
„erfcheint das befchloffene militärifche Verfahren gegen unfere 
Bundeögenofjen ohne Beifpiel in der Schmweizergefchichte, und, im 
Gefolge des Bürgerfrieged, nach meiner innerften Ueberzeugung 
als ein ſchweres Unrecht am Bund der Eidgenoffenfchaft und an 
den erfien Gründern unferer Freiheit.“ Solche freie Sprace zog 
ihm längere Haft zu. Später wieder freigelaffen, fündigte Stetts 
ler, ald die Vorlefungen an der Hochſchule wieder eröffnet wur- 
den, auch die Fortſetzung der feinigen über allgemeines und bers 
niſches Staatsreht an, mit dem bezeichnenden Beifage: „Diejeni- 
gen über ſchweizeriſches Bundesftantärecht fallen nun, da diefes 
gewaltfam zerriffen, als einsweilen ohne Gegenftand, dahin.“ 
Der Regierungsrath Tieß ihn fofort ald Lehrer der Gefchichte ein» 
ftellen und übermwied ihn den Gerichten zur Beltrafung. Das 
Amtsgericht Bern aber erklärte durch Urtheil vom 24. Dezember 
die verhängte Einftellung ald nicht begründet, fprach den Pro— 
feffor von Schuld und Strafe frei, verfällte ihn jedoch wegen 
„muthwilligen“ Styls feiner Ausfündung in die Koften. Wurden 
in der Hauptftadt fo fprechende Mipfallensbezeugungen gegen die 
Megierungdgemwalt laut, fo ift es um fo weniger befremdlich, daß 
fi) große Unzufriedenheit im Jura regte. Die Regierung ver— 
nahm von unruhigen Bewegungen in den Aemtern Delöberg, 
Münfter und Freibergen, fo daß fie fich bewogen fand, gefammte 
dortige Gemeindsbehörden für die Handhabung der öffentlichen 
Drdnung verantwortlich zu erflären. Im Kanton Yargau mar 
der alte Zwiefpalt; auf der einen Seite, auf jener der Macht: 
haber, große Furcht vor einem Aufftand; daher trat die Negie- 
rung gleich Anfangs zur Zeit der erften Symptome des audbre- 
chenden Krieges mit einer Proflamation auf, in der fie dem Bolt 
ihre Wachſamkeit verfündete, bot felbft Truppen auf, mahnte So— 
lothurn und Bafelland zu getreuem Aufſehen; ald der Krieg 
wirklich befchloffen war, ließ fie fih vom Großen Rath allgemeine 
Vollmachten auf alle gedenkbaren Ereigniffe hin ertheilen. Auf 
Seite der Fatholifhen Gegner (denn wenn irgendwo in der 
Schweiz Katholiten und Proteftanten ſich in ſchroffer Weife ger 
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genüberftanden, fo war dieß der Fall im Aargau), glänzte ein 
Hoffnungsftern endlicher Befreiung von dem ſchweren Joche der 
Intoleranz, dem drüdendften, welches eine Bevölkerung treffen 
fann. Sie hofften diefe Befreiung von der entfchloffenen Tapfer- 
feit der VII Kantone; die Führer fammelten ſich in Quzern; eine 
Anzahl Milizpflichtiger Überging in die Sonderbundäfantone. Bald 
war auch der lebte Schimmer von Hoffnung für fie verloren. 
Die Regierung von Aargau, eingedenf, wie fie felbft Iuzernifche 
Flüchtlinge zum bewaffneten Einfall in ihren Heimathfanton un- 
terftüßt, glaubte jegt, gegen ihre eigenen Angehörigen, die fi 
in ähnliche Stellung wie jene verrannt, den firengen Ernft der 
Geſetze anwenden zu follen: auf ihren Befehl wurden Joh. Ner 
pomuf Schleuniger, Bezirkölehrer von Klingnau, Alt-Bezirksrich- 
ter Kaver Sutter von Sind, J. B. Baur, geweſener Klofterarzt 
von Muri, Großrath Kaver Wiederkehr, Hauptmann des reis 
ämter-Korps, ald zu welchem fich die Fahnenflüchtigen Aargau’s 
gefammelt und organifirt hatten, nebft 157 Milizpflichtigen im 
Amtsblatt zur Einbringung ausgefchrieben; diejenigen, welche im 
Klofter Engelberg, wo fie eine Freiftätte zu haben glaubten, ent- 
det worden, in Folge der Beſetzung des Klofterd verhaftet und 
nah Muri abgeführt. Im Großen Rath machte der Obergerichts- 
präfident Tanner Anträge auf Geltendmachung des Prinzips der 
größern Volkszahl bei der Bundesrevifion, damit die Mehrheit 
nicht mehr, wie ed in neuefter Zeit gefihehen, von dem Gutdün- 
fen der Minderheit abhängen müffe. 

In Zürich waltete ein feltfamed Gemifch von politifchen und 
religiöfen Rundgebungen: die Regierung und die Großrathämehr- 
heit verfolgte mit wohlberechneter Konfequenz ihre Angriffe- und 
politifhen Herrfcherplane; fie hatte zweierlei Gegner zu befäm- 
pfen, jene die ihr an der Tagſatzung mit dem Buchſtaben des 
Bundesrechts in der Hand entgegenftanden, dann jene andern, 
welche feit einigen Jahren nur mit Widerwillen entfcheidenden 
politifchen Einfluß und dad Staatsruder im Kanton Zürich fich 
entwunden fahen: ed waren dieß vornemlich die Konfervativen 
in der Stadt, vor Allem ein Theil der alten Bürgerfchaft und 
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wohl auch ein Theil der Geiftlichkeit. Die Sprache der Erftern 
batte lange hindurch die alte Herbheit und Entfchiedenheit bei- 
behalten; von irgend einer günfligen Wendung, welche der Krieg 
etwa bringen möchte, hofften auch fie eine ihnen zu gut kom— 
mende Reaktion; eine: eindringliche Schlappe im Freienamt, zu 
rechter Zeit den Truppen der Tagſatzung beigebraht, hätte zu 
vafhem Sturz der mißbeliebten Regierung führen mögen. Bon 
der Geiftlichfeit war ein Theil den Beftrebungen der Regierung 
ebenfalld abgeneigt, aus Gründen, die auf das Jahr 1839 zu: 
rüdführen oder mit der politifchen DOppofition der Großraths— 
minderheit zufammentrafen. Ald die Lage ernfter wurde, waffnete 
Zürich wie Bern im größten Maßftabe und fehte fich zunächft in 
Berfaffung, den Kanton St. Gallen mit anfehnlidher Truppen- 
macht eigentlich zu erdrüden, falld dem Widerftreben der dortigen 
fatholifhen Milizen ein wirklicher Aufftand gefolgt wäre. In einer 
Proflamation vom 1. Nov. erſchöpfte die Regierung, was an Klage: 
punften gegen Sonderbund und Jeſuiten aufzutreiben war, in- 
dem fie vom eigenen Volke unter Anderm fagte, daß es, „be- 
fannt mit der Beftimmung des Jefuitenordens, gegen den refor- 
mirten Glauben einen ewigen Krieg zu führen, befannt mit 
feinen alle Religion und alle Sittlichfeit untergrabenden Lehren, * 
laut und fräftig die Entfernung der efuiten aus der Schweiz 
verlangt habe; verfündete, warum fie gegenüber von St. Gallen 
gewaffnet, und daß fie fich auch bewogen gefunden habe, einzelnen 
Bezirken des Kantons Zürich felbft durch Truppenaufgebote jene 
Sicherheit gegen drohende Weberfälle von Seite ded Sonderbuns 
des zu gewähren, um welche namentlich einige Grenzgemeinden 
dringend eingefommen waren. Die Regierung unterfagte auch 
allen Rebendmittelverfauf nach den Kantonen Zug und Schwyz, 
nachdem fie wahrgenommen, daß Luzern gegen Aargau ein Gleis 
ches verfügt habe. Deßgleichen wurde von Zürich aus, wie es 
in allen übrigen Kantonen gefchehen war, kurz nachher in Boll- 
ziehung eined Befehls des Obergenerald aller Verkehr nach den 
Sonderbundskantonen überhaupt unterfagt. Bürgerwachen waren 
beftimmt, im ganzen Land für die öffentliche Sicherheit zu 
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ſorgen; ſie betrugen in der zweiten Hälfte Novembers 11,545 
Mann, von denen 4060 mit Gewehren bewaffnet. Das tägliche 
Dppofitionsblatt ftedte auch Hier wie in Waadt während des 
Krieges fein Schwert in die Scheide und verwandelte fih in ein 
„tägliches Bülletins; fpäter traten die Redaftoren ganz zurüd 
und das Blatt erfchien im alten Geift nicht mehr. Nach been» 
digtem Krieg erfolgten milde Sammlungen da und dort theild 
für die Verwundeten und SHinterlaffenen der im Kriege Getöd- 
teten aus dem eigenen Lager, theild auch für die Verunglüdten 
aus beidfeitigen Heeren zugleich. Im Kanton Thurgau trat Kern, 
wie Tanner im Yargau, erneuert für die Bundesrevifion auf, 
offenbar in der Abfiht, dab das Eifen gefchmiedet werde zur 
Zeit, da ed ihm noch warm ſchien. 

Nah den Meutereien von fünf Kompagnien in drei vers 
fchiedenen und fehr auseinander gelegenen Bezirken im Oftober 
1847 * rückte das ganze St. Gallifche Kontingent, auch Land- 
mehr, in die Linien ded Tagſatzungsheeres ein. Die gefehliche 
Drdnung im Kanton St. Gallen war fefter als je wieder in - 
allen Beziehungen gefihert. Seine Behörden hatten feit 1830 
mit eben fo viel Einfiht ald Glück alle Aufruhr: und Hochver- 
rathöprogeduren gemieden; den einzigen Fall, der vielleicht in 
einem andern Kanton zu einem langen und Mmeitfchichtigen Kris 
minalprozeß ausgefponnen worden wäre, fertigte die Regierung 
mit folchem Geſchick und fo raſch ab, daß er nicht die geringften 
politifchen Nachwehen zurüdlieg. ** Das Gleiche fonnte in Be- 
zug auf jene Oftoberereigniffe gefchehen, hätte die Regierung, von 
höherer Anfchauung geleitet, fich über die Parteien geftellt und 
mit den thatfächlihen Erfolgen im Großen Rath und an der 
Zagfagung zufrieden gegeben. Bon diefem Standpunkt aus wäre 
Niederfchlagung jeglicher Prozeffe, obwohl das Geſetzwidrige der 
bezeichneten Auftritte von Niemandem widerfprodhen wurde, das 
ftaatsflügfte gemwefen. Die Regierung fonnte fi) nicht dazu ent» 
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fchließen und radifale Parteihäupter ſchürten das Feuer. Die or- 
dentliche Großrathöfeffion vom November eröffnete Steiger mit 
einer Rede, in welcher der Regierung empfohlen ivurde, die Meu- 
terei dort aufzugreifen, wo die Ringe ihrer Kette anfangen; ein 
maßlofer Ehrgeiz habe fie angeftiftet. In gleichem Sinne hatte 
er zwei Wochen zuvor in einem gefandtfchaftlichen Schreiben aus 
Bern gegen die Regierung die Erwartung audgefprochen, daß der 
Meuterei mit aller Energie begegnet „und die wahren Urheber 
nicht aus dem Auge verloren werden‘, * Es follten, das war 
Wunfh und Ziel, die Häupter oder Führer, wie man die Män- 
ner von Einfluß im politifchen Sprachgebrauch nannte, als Schul: 
dige ermittelt werden. Die Regierung ging felbft in diefen Ge— 
danken ein und hat folches fpäter auch offen geftanden, waren 
ja doch die Parteiführer in und außer ihrer Mitte vom gleichen 
Streben belebt und unterfchieden fie fih nur durd ein ergiebi- 
gered oder geringered Maß von Leidenfchaftlichkeit und Thatfraft. 
Als die Regierung die Unterfuchung anhob, warnte fie die Kom— 
miffäre vor einer Riefenprogedur, ** befolgte aber ihren eigenen 
Rath nicht. Fünf bis ſechs Monate lang wurde inquirirt; mit 
dem in Folge der Siege der’ Tagfagung geftiegenen Uebermuth 
wuchs die Strenge; neben den ordentlichen Verhörrichtern und ein⸗ 
zelnen Bezirfdgammännern, welche ald Kommiſſäre verwendet wur⸗ 
den, traten felbft Mitglieder der Regierung in Funktion und 
übernahmen einzelne ald befonderd wichtig angefehene Partien 
der Unterfuhung, fo Regierungdratö Weder. Diefe verbreitete 
fih felbft über die politifhen Vorfälle im Oberrheinthal, welche 
der Wahlbewegung vom Frühjahr 1847 angehört hatten. Es 
wiederholte fih mit einem Wort, was im Aargau erlebt worden 
und was die Radifalen von St. Gallen felbft mit aller Parteis 
bitterfeit wenige Jahre zuvor an der Regierung von Luzern ges 
tadelt hatten. Bom Herbſt hinweg und im Laufe Winterd wurde 


* GBefandtfchaftsbericht des Staatäfchreiberd Steiger, vom 23. Oftober 
1847, an den Kleinen Rath. 

** Bericht des Kleinen Rathes an den Großen Rath über das Truppen- 
aufgebot im Oktober 1847, vom 3, November. 
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allmälig gegen fiebenundvierzig Bürger, unter diefen mehrere 
Männer von höherer Stellung und Bildung, bürgerliche Beamtete 
und fatholifche Geiftliche, die Friminelle Spezialunterfuchung vers 
hängt; es wurden einzelne von ihnen in längerer Haft von zwei, 
drei bis fünf Monaten gehalten. Wir nennen den Domherrn und 
Pfarrer Umberg von Slums, der mit dem größten Aufwand mi» 
fitärifcher Großthuerei unter Beizug eines Piquete Scharffhügen 
verhaftet und bei Elingendem Spiel der unvermeidlichen Blech: 
mufit abgeführt wurde, Domvikar Klaus in St. Gallen, Pfarrer 
Wäſpe in Walde, Cornelius Böſch von Jonſchwyl, die Gemeind: 
ammänner von Gommiswald, Utznach, St. Gallenfappel und Er- 
netſchwyl (Eicher, Hofftetter, Reymann und Eichmann), die jun- 
gen Auriften 3. 3. Böſch von Wattwyl und Joſeph Gmür von 
Amden, einer größeren Anzahl von angefehenen Perfonen nicht 
zu gedenken, welche mit oder ohne Haft vorunterfuchämweife, oder 
dann ald Zeugen, einvernommen wurden. Zu den beharrlich ge- 
führten. Partien der Unterfuhung gehörten jene über das Pers 
halten Umberg’s, fo wie die Einvernahmen über die Begangen- 
Ihaften des DOberften Breny. Eine ruhige Würdigung der vor- 
liegenden Hauptberichte * fördert zu Tage, was die Truppen 
gewollt und was die Ziviliften, Geiftliche inbegriffen, verfchuldet 
haben mochten. Ein Theil der aufgebotenen Mannfhaft war nicht 
eingeftanden oder wieder heimgegangen, fo daß anfänglich weder 
die Infpeftionen gehalten noch vollftändige Kompagnien zum Ab- 
marſch gebracht werden fonnten. DBeranlaffer diefer Erfcheinungen 
waren weſentlich die Verwandten und Freunde der Milizen und 
übrige Bolt, das fich bei folden Anläffen zu fammeln pflegt. 


* Bericht und Anträge des Kleinen Rathed an den Großen Rath über 
die aufrührerifchen Bewegungen in den Gemeinden Bütfchwyl, Schmerifon, 
Gommiswald und Mels, und über die in Folge derfelben geführten Kriminal® 
prozeduren; vom Mai 1848. 

Kurze Beleuchtung des Berichts und der Anträge des Kleinen Nathes (über 
Obiges); St. Gallen, 1848. 

Beiträge zum Berichte ded Kleinen Rathes betreffend die Oktober-Ereigniſſe 
von 1847. St, Gallen, 1848. Don Bezirksammann Guldin in Mels. 
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Guldin drüdt in angeführter Schrift ihre Stimmung am beften 
mit den Worten aus: „Bange Beforgniffe für die Weggezogenen 
und Kummer um die Wendung, melde die Ereigniffe nehmen 
möchten, die Scheu vor möglihem Kampf zwifchen Eidgenofjen, 
erregen und erfchüttern die Gemüther.“ Beizufegen ift, daB Volk 
und Milizen Abfcheu Hatten vor der ihnen zugemutheten Befrie- 
gung der fatholifchen Eidgenofjen. Nah wenigen Tagen war 
übrigend aller Widerftand von Bolf und Milizen verfchwunden. 
Die in Unterfuhung gezogenen Beamteten einzelner Gemeinden 
wollten die Theilnahme des Kantond am Kriege wenn möglich 
binden; über Mittel und Wege dazu wurden weder beftimmte 
Berabredungen getroffen, noch irgend melde Pläne entworfen, 
höchftend Einleitungen zu Berabredungen, die aber nicht ftattfan- 
den; als folhe Mittel kamen Volksverſammlungen, auch der 
Zandfturm zur Sprache; melde Richtung und Beflimmung dem 
feßtern zu geben, darüber hatte Niemand fih einen klaren Ge— 
danfen gemacht. Bon einer „proviforifchen Regierung“ ift zwar 
in vereinzelten Aftenftüden die Nede, aber ohne irgend melde 
Bethätigung, und ohne Berfuche zu folcher, die beftehende gefeb- 
liche Ordnung zu flürzen und durch Aufftellung einer „provifori- 
fhen Regierung” eine außergefegliche herbeizuführen. 3. 3. Böſch 
und Joſeph Gmür, in deren Perfonen man den mißfälligen 
fatholifhen Schweizer-Studentenverein und das „Gifttraut® vers 
folgte, welches diefe jungen Männer mit ihren Freunden aus der 
Münchener Schule in die Schweiz verpflanzen wollten, * hatten 
theild außerkfantonale Zeitungen zur Einrüdung von Artikeln bes 
nutzt und in denfelben die Ueberzeugungen und die Aufgabe ihrer 
Partei mit derfelben Wärme ausgeſprochen, die fie an ihren ra= 
difalen Gegnern wahrzunehmen gewohnt waren; aber felbft der 
Bericht der Regierung mußte aus jenen Artifeln und aus den 
zu Handen genommenen Privatforrefpondenzen der Angeklagten 
doch nicht mehrered herauszubringen, als daß fie „in hohem 
Maße zur Aufregung der Gemüther gegen die verfaffungsmäßige 


* Toggenburgerbote, 
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Drdnung beigetragen haben,“ obgleich in einem jener Zeitungd- 
artifel von Aufbietung des Landſturms die Rede geweſen, aber 
freilich ohne beftimmtes Ziel. Eben fo wußte gegen Oberft Breny 
jener Bericht nichts Anderes anzubringen, ald daß auch er „eine 
höchſt verdächtige Rolle” in diefer Angelegenheit gefpielt habe, 
Pfarrer Umberg endlich hatte in einer Predigt den evangelifchen 
Spruch behandelt: „Gebet dem Kaifer was des Kaifers ift und 
Gott was Gottes ift.“ Ueber die Tragweite dieſer chriftlichen Mas 
rime find befanntlih die Doktoren noch nicht einig geworden. 
Pfarrer Umberg erwiederte im Berhör, er habe das Thema nur 
grundfäglich behandelt, übrigens auch die Stelle des heil. Petrus 
angeführt, welche ungefähr laute: „Seid gehorfam Euern Herren, 
nicht nur den Guten und Milden, fondern auch den Wunder: 
lihen;® endlich dem Gewiffen eines Jeden das Benehmen in 
einem vorkommenden befondern Fall überlaffen. Seine wirkliche 
Einmifhung in die Politif war in gleicher Weife befchaffen, mie 
die vieler anderen Männer von Anfehen in den Bezirken, warm 
und entfchieden gegen die mehrjährige Befehdung der fatholifchen _ 
Kantone. Die Unterfuhung blieb im Wefentlichen bei den vor- 
genannten Kategorien ftehen. Die angeführte „Eurze Beleuchtung * 
aber erwähnt auch des „unermüdlichen Eifers, eine Mitfehuld in 
höhern Regionen zu finden“. In diefer Richtung fagt der amt- 
liche Bericht der Regierung mwörtlih: „Die Hauptfchuldigen, es 
ftent fih aus den Akten klar heraus, blieben theild im Hinter: 
grunde, theild zogen fie fich fofort, ald das Werk nicht gelingen 
wollte, wieder dahin zurüd, wo der Arm der Gerechtigkeit fie 
nicht erreichen fonnte. Als Urheber und Hauptfchuldige betrachten 
wir nämlich Diejenigen, welche feit Jahr und Tag das Volk 
durch alle die befannten Mittel gegen ihr eigenes beſſeres Wif- 
fen und Gemwiffen verführt, welche den gräßlichen Fanatismus 
durch ihre Heuchelei hervorgerufen und bis zur wilden Wuth ger 
fteigert haben.“ Diefe fogenannten „Hauptfchuldigen® waren alle 
im Land; man konnte fie täglich haben; wenn fie unangefochten 
blieben, fo gefhah es nicht aus Gnade oder aus Rüdficht, fon- 
dern weil fie ſich fireng inner den Schranken der Gefeglichkeit 
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gehalten hatten. Wo feine Verſchwörung, Feine Berabredung zu 
einem Aufftand, da hat eben die Juſtiz nichts zu fchaffen; und 
ſchreitet fie dennoch ein, fo findet fie nichts Anderes, als die vers 
einzelten und zufammenbanglofen Berirrungen oder Vergehen von 
Einzelnen, welche fchließlih nur zu einer Amneftie führen fön- 
nen. Die in neuerer Zeit verbreitete Behauptung, daß fchon feit 
dem Bisthumdbankfet * eine neue Regierung bereit gehalten wors 
den, ift eine bare Lüge. Die Stellung der fonfervativen Häupter 
war namentlich von jener großräthlichen Nachtſitzung an, die wir 
früher erzählt, eine gegebene: fie hatten unmittelbar nach derfel- 
ben mit einer Anzahl ihrer Kollegen (früh Morgens am 14. Of- 
tober) darüber Befprechung gepflogen; das Ergebniß war der 
Befund, daß, nad nunmehr erfüllter Pflicht, nichts zu verein» 
baren feiz felbft über die fehmierigfte aller Fragen, was zu thun, 
wenn die fatholifchen Milizen den Gehorfam verweigern würden, 
ging die Verſammlung mit der trodenen und feſten Erklärung 
hinweg, daß hierüber Nichts zu verhandeln fei. Mit folcher Ber 
fprehung und ihrem Ausgang hatten jene Männer nur ein gus 
tes Necht geübt und in ſchwerer Zeit auch eine ſchwere Pflicht 
erfüllt. No mehr: vorfommenden Falles waren fie die pflicht- 
treuen Organe der Staatögewalt, fo Guldin, ald er Wefentliches 
zur Herftellung der Disziplin unter den Milizen in Mels beitrug. 
Auch aus einem zu den Akten geflommenen Privatbrief des Dom- 
defans Greith ergab ſich das Gegentheil von dem, mad man 
fuchte, indem er bei aller Wärme für die Sache der Katholiken 
alle Beftrebungen für diefelben inner den „gefehlihen Schran- 
fen® zu halten empfohlen hatte. Da der amtliche Bericht der Re- 
gierung von imaginären „Hauptfchuldigen® fpricht, die ein halb» 
jähriger Unterfuch nicht zu entdecken vermochte, fo bat fich jenes 
Aktenſtück felbft ala bloße Parteifchrift bekundet; fie ift aber der 
tadelnswertheften eine, welche im Kanton St. Gallen herausge- 
fommen, weil fie unter amtlicher Firma erfchien und weil fie 


* Gehalten am Tage der Konfekration des Biſchofs Mirer, 29. Juni 1847. 
Bol. Bd, II, ©. 487, 
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Ungenannte, aber doch immer wieder jene „Hauptfchuldigen“, 
auf die man beinebend mit Fingern zeigte, ald Männer bezeich— 
net, die „gegen ihr befferes Wiffen und Gemiffen“ gehandelt und 
die „Heucheleit zu Hülfe genommen. Der Bericht ift von Weder 
verfaßt; auf die Regierung fällt die Schuld, denfelben nicht, vor 
der Ausftattung mittelft der Amtsunterfhriften, von unzuläffigen 
Zuthaten gefäubert zu haben. 

Hatte das Aufgebot, das Hin» und Herrennen der Kommiſ— 
farien, die Woche um Woche fih folgenden VBerhaftungen eine 
allgemeine Spannung hervorgerufen nnd genährt, fo beftand folche, 
von dem berührten Dftoberbefchluß hinweg, während des ganzen 
traurigen Winterd: der Parteihaß hatte feinen Gipfelpunft er- 
reicht; konſervative MWortführer waren der Gegenftand ſchwerer 
Snfulten und Drohungen gegen Sicherheit und Leben, melde 
nicht enden wollten. Proteftantifcher Fanatismus, der hoch auf: 
foderte, ließ das Schlimmfte gegen die fatholifche Kirche und ihre 
Diener beforgen; darum wurde durch pflichttreue Hand zu guter 
Zeit der Kirchenfchag der Kathedrale in Sicherheit gebracht, nach— 
dem auch der St. Gallifche Große Rath die Kriegstrommel hatte 
rühren laffen. Der Große Rath, im November ordentlicher Weife 
verfammelt, verfchob dringende und gleichgültige Gefhäfte auf 
fpätern Zeitpunft; inter arma silent leges, rief ein Kriegsmann 
aus; ein Antrag auf geeignete Verwendung, dab die Milizen 
katholiſcher Konfeffion nicht zum Angriff gegen die Fatholifchen 
Kantone verivendet werden, blieb unbeachtet. Auf Ende Dezem— 
‘ber wieder einberufen, wurde dießmal der Große Rath durch eine 
Mede des Fürſprechs Joſeph Hoffmann, von Rorſchach, eröffnet, 
die an jafobinifcher Aufrichtigfeit und Firchenfeindlicher Ausgelaf- 
fenheit, mit direkten Angriffen auf die bifchöfliche Curie von 
St. Ballen, Alles übertraf, was felbft die leidenfchaftlichite Preffe 
in diefen Tagen ded Jammers zu Tage gefördert hatte; der Vor— 
trag zog alle edleren Gefühle, welche die Katholifen allüberall 
belebten, mit trivialfter Ironie im Koth umher. Später folgten 
entfprechende Gewalthandlungen. Während proteftantifche Prediger 
nah Belieben und unangefochten die Kanzel und jede andere 
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Gelegenheit zu politifirenden Vorträgen in radifaler Richtung 
gebrauchen oder mißbrauchen mochten, wurden die Fatholifchen 
Priefter einer ausnahmsweiſen Juſtiz unterftellt und Konflikte 
mit der bifchöflichen Kurie herbeigeführt. Durch Kreisfchreiben vom 
29. September 1847 hatte der Biſchof von St. Gallen, gleich 
den andern Bifchöfen der Schweiz, Gebete für Erhaltung des 
Triedend angeordnet. Die Regierung gab zwar das Plazet, fchrieb 
jedoch einige Tage nachher dem Biſchof: willkommener wäre ihr, 
wenn er die Geiftlichen, welche mehr zur Aufregung der Gemüther 
ald zum Frieden beitragen, von ſolchem Verhalten abmahnen 
würde, widrigenfalld von Staatdwegen gegen fie eingefchritten 
würde. Der Biſchof verwies in der Antwort auf dad Gebahren 
der Gegner, erinnerte, wie die fatholifche Kirche in der Preſſe 
mißhandelt, geiftlihe und meltliche Katholifen bedroht werden, 
endlih auch an die folgereichen Fragen, melche zur Zeit die 
Schweiz bewegten; er verhieß übrigens, daß er ſolche Geiftliche, 
welche fich gegen die Staatöbehörde verfehlen würden, zur Drd- 
nung meifen werde. Nach einigen Monaten gab die Regierung 
ihrer Drohung Bollzug. Domkfapitular Frei, Pfarrer einer der 
volfreichften katholiſchen Kirchgemeinden (Altftätten), wurde wegen 
Kanzelmißbrauchs und ald gewefener Anführer eines fogenannten 
Wallfahrtözuges nah Rankweil bei Feldkirch, deplazetirt (26. 
Februar), d. h. durch einfachen Akt der Staatöpolizei, ohne Rich— 
ter und Recht und ohne irgend welches vorgängige Vernehmen 
mit der bifchöflichen Behörde, feiner Pfründe entfegt. Die wich 
tigfte Verfchuldung des Pfarrers Frei war wohl die, daß er in 
einer Predigt von „Scheinfatholifen“ zu fprechen gewagt habe, 
wie feine Ankläger behaupteten. Der Bifchof legte gegen das 
Berfahren im Allgemeinen eine wohl begründete Denkſchrift ein 
(18. März), die mit der Erklärung ſchloß, daß er das Gefchehene 
nicht anerkennen, die Pfarrei demnach nicht als erledigt anfehen 
könne. Gleichfalle erhob der Fatholifhe Adminiſtrationsrath 
Einſprache. 

Wie St. Gallen, fo hatte auch Graubünden feine konfeſſio— 
nellen Nöthen. Bedächtig und vorfichtig fonft in allen Dingen, 
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famen dortige Magiftraten dießmal doch mit ihrer eigenen Politik 
in Berlegenheit. Sie hatten den radikalen Schlagwörtern gegen 
„Sonderbund® und „Sefuiten“ Gehör gegeben und fi den Tag- 
fagungsbefchlüffen in bezeichneter Richtung angefchlofjen, ohne ge— 
nauer zu überlegen, wohin eine folche Politik endlich führen werde 
und müffe. Als dann der Kriegeäfturm herannahte, wollten fie 
verföhnend einfchreiten. Uebereinftimmend mit einer zur Zeit der 
Inftruftionsberathung im Oktober im Großen Rathe gemachten 
Anregung, entfendete der Kleine Rath, nach dem Ausfcheiden der 
VII Gefandtfchaften noch eine vermittelnde Abordnung dreier 
Männer (Brofi, Hösli und Joſeph a Marca) nah Zürih und 
in die Sonderbundsfantone. Sie wurden in Zürih und in Zug 
mit freundlichen Worten empfangen und man ſprach fi) an bei- 
den Orlen geneigt zum Frieden aus. Aber die Anfnüpfungspunfte 
fehlten. Broſi ging nur bis Zürich mit, und that wohl daran, 
denn von ihm war, wenn auch in fohonender Redaktion, der In— 
ftruftiondantrag zur Erefution geftellt worden, der dann Anklang 
gefunden. Bon den beiden andern Friedensboten ging Landrichter 
a Marca, begleitet von Boffard aus Zug, nach Luzern, befuchte 
neben Bernhard Meyer vor Allem den Schultheißen Siegwart, 
der von Andgleihungsfombinationen nichts wiffen wollte, auch 
den Nuntius, welcher gegentheild hoch erfreut über die Sendung 
dem Abgeordneten feinen Beifall zollte. Die Miffion blieb ohne 
Erfolg. Die Graubündner hatten aber noch die größere Sorge, 
den Frieden unter fich felbft zu erhalten und den innern kanto— 
nalen Bürgerkrieg abzumwehren. Die Katholifen Graubündeng, 
jenen der Urfantone und von Wallis lebens⸗, fittene und reli- 
giondverwandt zugleich, hatten von jenen Kantonen nicht nur den 
Krieg abwenden wollen, fondern waren auch ernftlich darauf be— 
dacht zu verhindern, ‘daß fie wenigftend nicht, im Widerfpruch zu 
ihrer warmen perfönlichen Weberzeugung , gegen ihre fatholifchen 
Bundesbrüder in’s Feld rüden müffen. Einzelne, wenn auch nicht 
zahlreiche Berfammlungen, wurden gehalten, fo in Ems und Tas 
vanafa, um da zu befprechen, wie die militärifche Bethätigung 
abzuwenden wäre. Aber die Reformirten mißtrauten, und fürdhs 
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teten Schlimmered von den Katholiken; fie hielten eine Verſamm— 
lung im Prätigau behufs Bewaffnung ihrer eigenen Bevölkerung, 
um gegen einen allfälligen Anlauf der Katholifen gehörig vor- 
bereitet zu fein. Die gegenfeitige Aufregung ftand fo hoch, daß 
ein einziger unfluger Schritt des einen oder andern Theild die 
bedauerlichften Greigniffe hätte herbeiführen können. Solches zu 
verhüten, traten dann fünf oder fehs Männer beider Konfeffio- 
nen in Ehur zufammen und gaben fih das Wort, vermittelnd 
auf Bermeidung des innern Bürgerfrieged zu wirfen. Die Ber 
börden waren mittlerweile im gleichen Sinne thätig. Das Cor- 
pus catholicum (die Gefammtheit der Fatholifchen Mitglieder ded 
Großen Rathes) erließ ein ehrerbietiges Gefuh an den Papft, 
durch vermittelndes Einfchreiten, namentlich allfällige Abberufung 
der Jeſuiten von Luzern, die Schweiz vor Krieg und Unglüd zu 
wahren, erfuchte auch den Bifhof von Chur um Mitwirkung zur 
Aufrechthaltung des Friedens im Kanton, und fprad durch feinen 
Präfidenten den Wunfh an den Großen Rath aus, daß, für den 
Fall eines Aufgeboted, die Katholifen von demfelben enthoben 
würden. Der Große Rath ermächtigte dann den Kleinen Rath, 
nach Umftänden zu handeln, namentlich eine ganz neue Truppen- 
eintheilung zu treffen. Syn Folge dejfen wurden zunächſt aus den 
zwei Scharfihügenfompagnien die Katholifen ausgefchieden, ald- 
dann erft jene Corps in’s Feld geſchickt, nach Zürich und weiter. Nadh- 
her folgte gleiche Ausscheidung in den drei nfanterie-Bataillonen. 
Dem Aufgebot aus dem Hauptquartier zu genügen, wurde dad 
erfte der reformirten Bataillone unter Kommando von G. Michel 
in’8 Oberland befehligt, um bis Somvig in der Richtung nad 
der Oberalp vorzurüden. Allein diefe Friegerifche Maßnahme traf 
dermaßen in's Herz der Dberländer vom Hochgericht Difentis, daß 
große Gährung entftand, dann die Regierung im Einverftändnuiß 
mit dem Oberbefehlshaber gerathen fand, das Bataillon in Ylanz 
fiehen zu laſſen; Beharren auf dem Plan, das Bataillon zu 
effeftivem Kriegsdienft gegen das Sonderbundsgebiet vorrüden 
zu lafjen, drohte zu thätlihem Konflikt mit ver fatholifchen Ober- 
länder Bevölkerung zu führen. Die Ueberwachung des Oberalps 
Die Schweiz. IV, 9 


u. 400, 


pafjed blieb einem Landjäger übertragen, was aber den brieflichen 
Verkehr von Uri her nicht hinderte, felbft ven Transport etwelcher 
Munition nach Tavetfch nicht, die dort jedoch nicht angenommen 
wurde. Inzwiſchen war eine dritte von mehreren Landes- oder 
Gemeinddabgeordneten befuchte Fatholifche Konferenz, zu gleichem 
Zwed wie die frühern Berfammlungen, in Bonaduz gehalten 
worden; aber vorangehend ſchon war mit Bewilligung Dufour’d 
von der Regierung beſchloſſen, daß höchſtens noch ein zweites, 
aus Reformirten gebildetes Bataillon in Dienft gerufen, ein nur 
aus Katholiken beftehended drittes Bataillon bloß auf Pifet ge- 
ftellt werden folle; auf ſolche Weife wurde jene Katholifenfon- 
fereng, mit der die Regierung in mittelbarer Verbindung ftand, 
beruhiget, ebenfo die übrige fatholifche Bevölkerung. Jenes zweite 
Bataillon Reformirter war um die Mitte Novemberd marſchfertig 
und erhielt feine Verwendung im Teffin gegen die Erpedition 
Emanuel Müllers, wohin zur Unterftügung fpäter aud das in 
Ilanz ftehende Bataillon ebenfalls befehliget wurde. Die Katho— 
lifen wurden gar nie in Dienft gerufen. Viel war die Rede ge— 
weſen von Bildung eines größern Freiwilligenkorpo; das Bor - 
haben fehrumpfte aber auf den Zuzug Weniger zufammen, welche 
unter Führung von Anton Michel fih am 23. November bei 
Meyeröfappel unter den Kämpfenden befanden. Der Zufammen- 
bang obiger Thatfachen ergiebt, daß die aftive Betheiligung Grau— 
bündens bei dem Kriege eine möglichft geringe gemwefen, und daß 
feine politifche Haltung, wie jene Genfd, von Seite Bernd und 
der übrigen Kriegäfreunde wefentlih nur dazu ausgebeutet wor=- 
den, mittelft deren Stimmgebung den Krieg mit ihren eigenen 
Truppen unter eidgenöffiicher Firma führen zu fönnen. Bon ra— 
difaler Seite wurde der Kleine Rath der Saumfal in Handhas 
bung der Sperre gegen den Sonderbund befchuldiget; der Große 
Rath ſprach ihn frei von Pflichtverlegung, wollte aber gefunden 
haben, daß er in genannter Beziehung mehr Kraft hätte entwideln 
jollen. Eine hochpeinliche Unterfuhung durfte auch in Bünden 
nicht fehlen; fie wurde gegen mehrere Katholifen geführt, die be— 
jhuldiget waren, zu dem Sonderbund in unerlaubtes Verhältniß 
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getreten zu fein, voran Landammann Arpagaus. Auch P. Theo: 
dofius Florentini wurde einverflochten, doch ohne Ergebniß. 
Aus der Maffe von Gefchriebenem und Gedrudtem, was 
über die Gefchichte jener Tage Aufichluß geben mag, drängt fi 
zur Beantwortung die Frage hervor: war der Krieg zwifchen Tag- 
fagung und Sonderbund ein Religiondfrieg oder war er es nicht? 
Der Streit wurde von den Einzelnen immerhin verfchieden auf: 
gefaßt; er hatte auch verfchiedene Zielpunfte. Im Hintergrunde 
winkte beabfichtigte Zentralität, das Idol aller Derer, denen die 
Schweiz in ihrer fantonalen Mannigfaltigkeit nicht zu Willen 
lebte; der Widerftand fam vielfeitig aus der Mitte der Ffatholifchen 
Bevölferungen und der fatholifhen Kantone zumal. Das machte 
fie mißbeliebt. Gegenftand der Befehdung waren aber auch die 
fatholifchen Inſtitutionen an und für fich. Wird der Kampf zwi— 
ſchen abweichenden Eonfeffionellen Syftemen mit den Waffen des 
Geiftes und in ehrlicher und anftändiger Weife geführt, fo ift er 
ein erlaubter; wird die Gewalt ald Bundesgenofje angerufen, fo 
ift er ein verwerflicher. Nur auf die Grundlage pofitiver Friedens⸗ 
ſchlüſſe hatten Katholifen und Proteftanten ſich früher vertragen 
können; die legte jener Friedensvereinbarungen, vom J. 1712, 
garantirte die Religiondfreiheit und den Beitand der Klöfter, ver- 
ordnete zudem, daß in Religiondangelegenheiten nicht das Stim— 
menmehr, fondern „gleiche Sätze beider Religionen” entfcheiden ; 
als Religionsangelegenheit mußte angefehen werden, was aud 
nur der eine Theil ald ſolche erklärte. Letztere Borfchrift insbeſon— 
dere hatten die Proteftanten für Erlangung voller Ebenbürtigfeit 
verlangt und errungen. * Bei wachſendem Einfluß wurde ihnen 
fpäter felbft zuwider, was fie für fich begehrt hatten, als fie glei: 
ches Recht auch den Katbolifen halten follten. Bei den Konfti- 
tuirungen von 1798 an wollte man gar nicht, oder möglichit 
wenig von religiöfen und fonfeffionellen Garantien hören; die 
Katholifen wurden mit Anregungen der Art zurüdgewiefen; bei 


* Geſchichte der ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft. Von J. Conrad Vögelin. 
Zweiter Band, zweite Abtheilung. Zürich, 1833, 
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Abſchluß des Bundesvertrages von 1815 brachten ſie es weiter 
nicht, als zur vielbeſprochenen Garantie der Klöſter; in allem 
Uebrigen waren ſie dem guten Willen allfälliger Gegner über— 
antwortet. Vom Jahr 1841 an wurde auch die gewährte und 
eidlich beſchworene Garantie der Klöſter verſagt. Zur Beſchöni— 
gung des Wortbruches wurde vorgeſchoben: die katholiſche Kirche 
könne beſtehen auch ohne Klöſter. Die Katholiken aber glaubten, 
ed liege an ihnen ſelbſt zu entfcheiden, was als zu ihren In— 
flitutionen gehörend anzufehen fei. Als fie nicht fchweigen woll- 
ten, griff man ihr während bald dreißig Jahren unangefochten 
geübtes Recht an, Drdendmänner aus der Gefellihaft Jeſu für 
ihre geiftlihen und meltlihen Schulen zu verwenden und ver- 
langte die allgemeine Ausweifung diefes Drdend aus der Schweiz. 
Die Katholifen behaupteten wieder: das fei ihre Sache, und zu— 
dem gebe der Bundesvertrag der Zentralgewalt nicht die mindefte 
Befugniß, über Schul: und Kirchenanftalten: zu verfügen: ſolches 
fei bezüglich beider Konfeffionen ausfchließliche Befugniß der fou- 
veränen Kantonalgewalt. Auch diefe Rechtsbehauptung wurde be— 
firitten: die Proteftanten fochten die Befugniß unter dem Titel 
an, daß der Sefuitenorden wefentlich die Befämpfung des Pro- 
teftantismug zur Aufgabe von jeher gehabt und noch habe. Sie 
vergaßen dabei. den Hauptgrundfag: daß der Kampf auf geiftigem 
Gebiete mit geiftigen Mitteln ein freier fein und bleiben müffe; 
au, daß die Proteftanten den Katholizismus genau fo lang be— 
fämpft haben, als diefer den Proteſtantismus, und daß in diefem 
Punkt fchlechterdings beide Theile gleich berechtiget fein müſſen. 
Im Widerfprud zu dem, was fie ein Jahrhundert früher felbft 
verlangt und durchgefegt hatten, maßten fie fi dann an, durd) 
Mehrheit die den Katholifen zuftebenden fonfeffionellen Berech- 
tigungen zu beflimmen, nad) Mehrheitö-Ermefjen diefelben zu be= 
grenzen, zu befchränfen, zu mindern oder vollends abzuerkennen. 
Um allfällige Zweifel über die Zuläffigfeit diefer Mehrheitstheorie 
zu befeitigen, wurden die Sefuiten ald Scheufale der Menfchheit 
in einer Weife und mit Behauptungen und Ausdrüden geſchil— 
dert, über die man für die Verbreiter felbft erröthen mußte. 
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Dabei vergafen die Proteftanten abermald, dab die Katholiken 
berechtiget gemwefen wären, mit gleicher Münze zu bezahlen, wozu 
nöthigenfall® der Stoff aus den Zeiten der Glaubensfpaltung 
unſchwierig zu finden geweſen wäre. Diefe Erfcheinungen im Zu- 
fammenhange auffaffend, waren die Katholifen berechtiget anzu- 
nehmen, daß es mit ihrer religiöfen Freiheit und ihrer fonfeffio- 
nellen Gleichberechtigung zu Ende gehe; deßhalb feßten fie ſich 
zur Wehre, als fie mit Händen greifen konnten, daß mit Waf— 
fengewalt werde durchgefeßt werden, was fie nicht gutwillig ge- 
währen würden. So fah den Kampf die weit überwiegende Mehr: 
beit der Fatholifchen Bevölkerungen aller Kantone an, vom öft- 
lihen Graubünden bis hinein zum meftlihen Genf, von Teffin 
bis nach Schaffhaufen, mit ihr der beträchtlichfte Theil der Geift- 
lichkeit. Für fie mar der Sonderbundäfrieg weniger eine politifche 
Fehde ala ein Religionsfrieg. * Die Fatholiihen Staatdmänner, 
deren Räthe fie entgegenzunehmen gewohnt waren, hatten das 
Ungläd, noch tiefer in die Kluft und in das Wefen des Kampfes 
hineinzufehen; neben der religiöfen Gefahr jahen fie die bürger- 
fich-politifhe vor fih: den drohenden Berlurft fantonaler Selbit- 
ftändigfeit; für fie war demnach der Krieg ein politifcher wie ein 
Religionskrieg zugleich. Bei den Proteftanten waren die gleichen 
Erfcheinungen fihtbar: in ihrer Bevölferung war ein tiefer Haß 
gegen alles Katholifche groß gezogen worden, fo daß es ohne 
Kataftrophe nicht mehr. ablaufen mochte. ** Stieg man in ihre 


* Bei den Truppen ſah es nicht anderä aus. Ein Freiburger Zandftürmer 
rief aus dem Gehölze bei jenem Gefecht, wovon oben Seite 19 die Rede geweſen: 
„Mort aux Hugenots”! Siehe Rilliet, S. 29. 

Auf dem Zuge der Divifion Ochſenbein's durch dad Entlibuch wurden von 
feinen Bemertruppen „mit beſonderm Eifer alle auf Kirche und Religion bezüg- 
lichen Gegenftände, vorzüglich die Erucifige, zerftört.“ (Aus der Schrift: „die 
Schickſale der Landichaft Entlibuch“ x.) 

** Der proteftantijche Alt-Regierungsratb Kaftbofer von Bern bezeugt in 
feiner „Zufchrift an den Bundesrath” vom 10. September 1849, in welcher er 
Amneftie zu Gunften der Sonderbundäfantone empfahl: „daß auch den Refor: 
mirten der Glaubenshaß nicht fremd war." Er erzählt: es feien „in einem 
reformirten Kanton noch unlängft den Schulkindern Katechismen ausgetheilt 
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höhern Regionen, fo fand man mobdernifirende Antipathien gegen 
den Katholizismus verbunden mit dem Nüdgedanfen, die Herr- 
haft der großen Kantone gegen die flörrige Minderheit durchzu— 
feßen und einer mehrern oder mindern Zentralifirung die Bahn 
zu brechen. Die proteftantifche Geiftlichkeit aber war zum größern 
Theil nicht weniger aufgeregt ald die fatholifche. Eine anfehnliche 
Zahl proteftantifcher Honoratioren in Zürich, Bafel, Neuenburg 
und andern Orten, welche gemwiffenhaft unterfuchten, ob die vor— 
geichlagenen „Mittel zum Zwed“ erlaubt feien, leifteten fo lang 
thunlich dem reißenden Strom Widerftand; ihre ifolirte Stellung 
fonnte aber über die wirkliche Natur des Kampfes jo wenig ent— 
fheiden ald umgekehrt die Fatholifchen Starfgeifter, welche im La— 
ger der radifalen Bartei ſtunden. So entſpann fih am Ende ein 
Bürgerfrieg, der in Beranlaffung und Zwecken wefentlich die be- 
dauerlihen Eigenfchaften eines Neligiondkrieged annahm; daß er 
in feinem Verlauf einen weniger blutigen Ausgang fand, als 
frühere Neligionsfriege, ändert die innere Natur des Kampfes 
nicht. Sophiftifhe Tüde in den Rathsſälen und in den politis 
fhen Aftenftüden wollte zwar den Kampf nur für die Entfals 
tung ſchweizeriſcher Nationaleinheit geführt haben ; aber das Bolfs- 
leben und die naturwüchſigen Neußerungen desfelben ftraften fie 
Lügen. Im entfcheidenden Zeitpunkt, nach Wiedereröffnung der 
Zagfagung in der zweiten Hälfte Oktobers, fchrieb die Winters 
thurer=Zeitung, redigirt von Oberſt Weiß: „Das flare Bewußt⸗ 
fein, daß der Kampf von unferer Seite für unfern religiös-pro— 
teftantifhen Glauben geführt werde, foll und in denielben ftürs 
zen heißen! In der zürcherifchen Gefchichte leuchtet uns ein Bei- 
fpiel voran, das wir nachzuahmen nicht unterlaffen dürfen, wenn 
wir des Namens der zürcherifch-reformirten Chriften würdig fein 


worden, in denen die Meffe ald eine „„vermaledeite Abgötterei““ erklärt wird“; 
nach „dem entjegfichen Mord” von Leu „erfolgten zur eier diefes Mordes in 
angrenzenden reformirten Gemeinden Freudenfeuer und Freudenfchüffe“, und er, 
Kaſthofer felbft, babe zu jener Zeit „unter einen Trupp reformirter Arbeiter 
die Aeußerung fallen gehört, daß das Mordinftrument, das gegen Leu gebraucht 
wurde, auf dem Altar der Kirche aufbewahrt werden follte.” 
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wollen. Zwingli fand auch feiner Zeit den Krieg gegen diefelben 
Kantone, die uns jegt feindlich gegenüberftehen, für unerläßlich. 
Er ſelbſt zog mit in den Kampf und fand bei Kappel feinen 
Tod. Sein Beifpiel diene und zur Nahahmung! So und defs 
halb ziehen wir in den Kampf!“ * Solchen und zahlreichen ähn- 
lihen Auslaffungen gegenüber finden wir fatholifcherfeits die 
Aufrufe zum Kampf für Erhaltung ihrer religtöfen und konfeſ— 
fionellen Rechte, die Bittgänge, die Wallfahrten, die Predigten. 
Der Unterfchied war nur der, daß die Proteftanten unangefochten, 
wie oben, fehreiben fonnten, daß die Katholifen dagegen, wenn 
fie für ihre Rechte und Anfprüche fehrieben, als „Heuchler, Bes 
trüger, Bolkdaufwiegler und Rebellen“ dem politifchen und Fons 
feffionellen Haffe der Gegner überantwortet wurden. Zwingli, fein 
Wirken und Andenken und feine Zielpunfte lebten aber nicht allein 
im Kopfe jenes Winterthurer yeldpredigers, fondern wurden auch 
zu Ehren gezogen nach dem für die Proteftanten fo glücklichen 
Ausgang ded Kampfes. Im Luzerner Zeughaufe lagen feit 316 
Jahren Helm, Schwert und Streitagt des Reformatord Zwingli, 
Ein Pertrauter der Regierung von Zürich ließ der proviforifchen 
Regierung von Luzern wiffen, daß man jene Gegenftände in Züs 
rich zu haben wünfche; wurden fie ald bloße antiquarifche Rarität 
oder als „Reliquie“ des eifrigen proteftantifchen Reformators 


* In diefem Sinn fchrieb fpäter felbft Dubs im „Landboten“ in einem 
Rückblick auf frühere zürcherifche Politif: „Es war doch eine traurige Zeit, ala 
Züri, feiner Gefchichte, feines Zwingli's, feiner Stellung ald proteftantifcher 
Borort vergeffend, für die Herftellung von Klöftern und zu Gunften der Jefuls 
ten inftruirte.” Im „Bund“ vom 19. März 1854 zu lefen. Jene Verſtöße zürs 
herifcher Politit wurden dann gut gemacht, zur vollen Zufriedenheit von Dubs: 
„raſch folgten fich der Krieg und der Sieg gegen den Sonderbund.“ 

Ein anderer Schweizer, welchen die neuere Zeit hoch geftellt hat, ſprach ſich 
ebenfalls in einer Weile aus, welche die oben entwidfelte Anfiht, es fei der Sons 
derbundstrieg in Entftehen und Entwidelung ein Religionäfrieg geweien, beitä- 
tiget. Als es fich in der Sigung ded Nationalrathes vom 16. Zuli 1850 um 
Förderung des proteftantifchen Lebergewichtes in der Schweiz durch Begünftie 
gung der gemifchten Ehen von Bundeswegen handelte, fagte Ochſenbein, 
dazumal Bundesrath: er faffe den jogenannten Sonderbundsfrieg nicht nur als 
einen politifchen, jondern als einen Bon fejjionellen auf. 
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gewünscht? Das Anfinnen trugen, mündlich und fchriftlich, auch 
der eidg. Divifionär, Oberft Ziegler, und der eidg. Repräfentant 
Bollier, der Regierung von Luzern vor. Sie entfprach bereitwillig, 
und Oberſt Ziegler brachte die Trophäe in die Heimath zurüd, 
Eine Abordnung der Regierung von Zürich verfügte fich zu ihm, 
in deffen Wohnung überreichte ihm, unter Kanonendonner, das 
wohlwerdiente Danffchreiben der Regierung für geleiftete Dienfte. 
Dann fuhr der biedere Oberft in Begleit jener Abordnung auf 
das Rathhaus, mo der Megierungdrath und eine Anzahl von 
Stahäoffizieren feiner harrten. Ziegler dankte für die ihm bewies 
fene Ehre: mit fehwerem Herzen fei er in den Kampf gezogen, * 
als aber der Beſchluß zu folhem gefaßt worden, habe er durch 
Annahme der ihm übertragenen Stelle andern Offizieren ein gu— 
tes Beifpiel geben wollen. Dann überreichte er das verbindliche 
Schreiben von Quzern nebft den Waffen des Gefeierten, welche 
Bürgermeifter Zehnder mit [hwungvoller Rede in Empfang nahm: 
ein fchmerzliches Gefühl fei es für jeden Neformirten und Zü— 
richer geiwefen, daß die Waffen Zwingli's an einem andern Ort 
ald da, wo er gelebt, gewirkt und fich dem Tode geweiht, ſich 
befunden haben; daher fei der heutige Tag „für und Alle“ ein 
Tag der Freude. Zwar verdanfe man diefes „welthiftorifche" Er— 
eigniß (die Rückkehr von Zwingli’s Kriegsrüftung) auch einem 
Siege mit Waffen, aber gleichwohl erjcheinen „diefe und fo 
theuern Zeichen" ald ein freimiliges freundliches Geſchenk Lu— 
zern’d. Aus der heutigen Freude Zürichs folle man übrigens kei— 
neswegs auf eine Verlegung ded Gefühle der Katholiken fchließen, 
denn Zürich habe ftetd die „Zoleranz“ zum Wahlfpruche gehabt 
und folhe auch im legten Kampfe bewährt. Hierauf übergab 
Zehnder „die Waffen” dem Präfidenten des Kriegsrathes, aus 
deifen Händen fie unter Militärbegleit und klingendem Spiel in 
das Zeughaus getragen wurden (15. Januar). An Luzern fchrieb 
Zürich zum Schluß Worte ded Danfes mit der Berficherung, 
Zürih habe die Gabe ald Zeichen dafür angenommen, daß die 


* Ziegler gehörte zu der Eonfervativen Oppofltion im Kanton Zürich. 


_ 117 — 


verfchiedenen Konfeffionen in der Eidgenoffenfchaft nicht über 
einander triumphiren, „Sondern ſich gegenfeitig anerfennen und 
achten follen.“ * Die Freude, welche Zürich bei obigem Anlaß 
zu Theil geworden, wollte e8 jedoch Andern nicht gönnen. Ein 
paar Jahre fpäter nämlich wünſchte die fatholifche Behörde in 
St. Gallen für das gefchichtlih merkwürdige Stiftsarchiv dafelbft 
eine Anzahl wichtiger Schriften zurüdzuerhalten, welche in Folge 
ded alten „Zwölferkrieges“ nach Zürich gefommen und feither dort 
aufbewahrt geblieben; wiederholt verwendete ſich die St. Gallifche 
Regierung für deren Rüdgabe, erhielt aber von der Regierung 
von Zürich eine ablehnende Antwort, ** indem fie dem Stande 
St. Gallen ein Recht auf die fraglichen Akten nicht zuerfennen 
fönne und die bezüglichen Dofumente auch für das dortige Staats— 
archiv nicht ohne Werth feien. *** 


Bierter Abjchnitt. 


Das Ausland gegenüber der Schweiz. Preußen ald Herr von Neuenburg und 
ala Großmacht. Papft Pius IX. und fein Nuntius in der Schweiz. Die Be 
ziehungen einzelner Gropmächte zu den Sonderbundsfantonen. Die Adreſſen 
aus dem Auslande an die Tagſatzung. Der Wiedereintritt der VII Kantone 
in diefelbe. Militärverhandlungen Allmälige Reduktion und Entlaffung des 
Tagſatzungsheeres. Dufour, der Gefeierte. Der Landesverrathsprozeß. 
(Bom Herbft 1847 bis Ende Kebruar 1848.) 


Mit begründetem Argwohn blidten die Kantone der Mehr: 
heit während dem Herannahen und der Entwidelung der be— 
dauerlichen Kataftrophe auf das Verhalten der Mehrzahl der Groß- 
mädhte; die Sonderbundsfantone festen allerlei Hoffnungen auf 
diefelben. Diefe und jene vergaßen, was eine mit verhältnißmäßig 
geringer Macht ausgeftattete republifanifche Bundesgenoffenfhaft, 


* Memorabilia Tigurina von 1840 bis 1850. Von Vogel. Zürich, 1853. 
** Schreiben des Kleinen Rathes von St. Gallen an den katholifchen 
Aminiftrationsrath dafelbft, vom 18. Auguft 1849 und 27. Januar 1851. 
*;x*x Es betrifft die Reklamation 70 bis 80 große Manuffripten-Bände, 
* denen die wenigſten irgend ein beſonderes Intereſſe für Zürich bieten 
nnen, 
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welcher ihre Selbftftändigfeit über Alles lieb und werth ift, ge- 
genüber großen und Fleinen Nachbarn zu beobahten hat, um 
jenes föftlichite aller Güter zu erhalten: daß nämlich die Glieder 
einer ſolchen Bundesgenoffenfchaft das Ausland weder trogig und 
übermüthig herausfordern, noch ihr Heil von demfelben erwarten 
folen. Das Lebtere ift den Sonderbundsfantonen widerfahren. 
Sie waren gewohnt, ihre Behauptungen und ihre Anfprüche ala 
ihr gutes Recht“ anzufehen. Die Großmächte fprachen fich bei 
allen Gelegenheiten in einem Sinne aus, der vorausfehen ließ, 
daß fie erhebliche Staatsveränderungen nicht zugeben, Greigniffen, 
welche folche nothwendig herbeiführen müßten, vorbeugen oder 
denfelben nach Umftänden thätlich entgegentreten würden. In den 
VII Kantonen fonnten ihre ſcharfen Auslaffungen vom Jahr 
- 1845 * nicht vergeffen fein, zumal fie im Sahr 1847 manche 
Beftätigung erhalten hatten. Nach ſolchen Eröffnungen waren die 
mit der Unterjohung bedrohten Kantone nicht nur veranlaßt, 
fondern felbft berechtiget zu glauben, daß die Großmächte ein Ein 
wirfen der Mehrheit auf die Minderheit, welches eine gänzliche 
Umgeftaltung der bundesrechtlihen Ordnung der Schweiz befor- 
gen ließ, auch nicht zugeben würden. Aber fie täufchten fi; fie 
vermeinten Kraft dort zu fehen, wo feine war; fie hielten für 
möglich oder als bereits vorhanden eine Verſtändigung unter den 
Großmädhten, welche jedoch ihr eigen Heil und die Garantien 
ihrer Macht und ihrer völferrechtlichen Stellung auf verſchiedenen 
Wegen zu fuchen gewohnt waren. Sie traten zum Zweck ihrer 
Rettung in nähere Beziehungen zu ihnen, während die Klugheit 
ihnen gebot, fich derfelben, auch wenn fie gefucht wurden, ge— 
radezu zu entfchlagen und die Mittel zur Wahrung ihrer Selbft- 
ftändigfeit ausfchließlich bei fich felbft, bei dem eigenen Volke zu 
fuhen. Der Berlauf der Ereigniffe zeigte bald, wie heilfam für 
die Sonderbundskantone eine foldhe das Ausland ausweichende, 
ftatt auffuchende Politik geweſen wäre. ** Gie hätten in diefem 
* Band III. S. 209; 214 bis 217; 253 his 255. 


*%* An dieſem Sinn fprah fih Montalembert in einer feiner berühmten 
Reden in der franzöfifchen Pairsfammer aus: „Was die konſervative oder katho— 
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Fall den Kampf mit den Waffen entweder nicht aufgenommen, 
oder dann aber folhen mit Ehren durchgeführt, ſelbſt auf die 
Gefahr hin, endlich doc zu unterliegen. Am Schlimmiten mußte 
e8 ihnen ergehen, wenn fie glaubten mit dem einen Fuß auf va- 
terländifhem Boden, mit dem andern im Ausland fliehen zu 
fünnen. 

MWie die VII Kantone, fo haben fih die Großmädhte ge- 
täufcht, indem fie zunächft glaubten, die radifale Partei werde nie 
fo weit vorrüden,, daß eine ernfte Dazwiſchenkunft im Intereſſe 
des europäifchen Macht: und Ruheſtandes, wie jene Mächte fols 
chen aufzufaffen gewohnt waren, nothwendig werden könnte. 

Aus allen diefen Frrungen zog die revolutionäre und radi- 
fale Partei der Schweiz ungeabnten Gewinn, den fie auch reich: 
lich auszubeuten gewußt bat. Ziehen die Anhänger und Bewun⸗ 
derer ihrer Schöpfungen auch die Lehre aus den damaligen Er- 
fahrungen, daß es doch nicht gut fei, mit dem Feuer zu fpielen, 
fo wird es der Schweiz zum Frommen dienen, gleichwie ihre fon- 
fervativen Gegner die Freundfchaft des Auslandes feit jener Zeit 
richtiger zu ſchätzen wiffen ala früher, 

Laſſen wir nun die Greigniffe fprechen. 

Die Repräfentanten der tongebenden Mächte hatten bereits 
feit Monaten verſchiedene Wohnfite: jene der öftlihen Mächte 
faßen in Zürich, die Gefandten der mweftlichen Staaten in Bern. * 
Diefe örtliche Trennung ſchon war Zeuge, wie fchwierig eine Ber: 
ftändigung unter ihnen über die Hauptfahe. Mit dem jungen 
Peel fonnten darüberhin die ernften Diplomaten Boid-le-Comte 
und Kaiferöfeld nicht am leichteften fortfommen; Morier aber, 
der zu Handen des britifchen Minifteriums in der erften Hälfte 
von 1847 feine Anfichten über die Schweizerzuftände in ein Mes 
morandum niedergelegt, hatte feinem Poften nur noch ein kurzes 
und letztes Erſcheinen gewidmet und, erbittert über Vieles, was 


liſche Schweiz angeht, ſo gebe ich ihr bloß den Rath, keine fremde Macht zu 
ihrem Beiſtand einzuladen, ſondern nur auf ſich ſelbſt zu zählen.“ 
* Band II, ©, 452 und 455, 
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er in Bern erlebt und erfahren, die Bundesftadt im Juni al. J. 
verlaffen, um, wie er fih ausdrüdte, diefed Land nie wieder zu 
fehen. * Preußen, durch Herrn. v. Sydow, einen perfönlih höchſt 
achtungswerthen Mann, vertreten, blieb theilmeife im Hintergrund, 
weil es fih, nad feinem Dafürhalten Wortführer des proteftan- 
tifchen Deutfchlande, kaum in eine aktive Stellung für Intereſſen 
begeben fonnte, welche nicht bloß internationale Bedeutung hat- 
ten, fondern den fünftigen Beftand der Fatholifchen Kirche in der 
Schweiz ebenfalld berührten. Rußland, noch immer durch Kru— 
dener repräfentirt, trat auch nicht in derjenigen entjchloffenen Weife 
vor, die man fonft am Kaifer Nikolaus zu fehen gewohnt war; 
diefer Monarch, das Haupt der „orthodorgen“ griechifch-fchigmati- 
hen Kirche, konnte eine befondere Neigung, bei den eingetrete- 
nen fonfeffionellen Kämpfen unter den Schweizern ſich auf die 
Seite der römifch-fatholifhen Minderheit zu ftellen, nicht in ſich 
fühlen. So waren denn die Großmächte in drei Gruppen ausge: 
fhieden, von denen die erfte, Defterreich und Frankreich, fih in 
den Vordergrund zu ftellen gezwungen mar, die zweite, Preußen 
und Rußland, fih auf formale Unterftügung der andern Mächte 
befchränfte, Großbritannien (fich felbit ifolirend) allen zufammen 
gegenüberftand, um allen möglichft viele Verlegenheiten zu berei: 
ten, eine Bolitif, im welcher Lord Palmerſton es fehon damals 
zu einer gewiffen Birtuofität gebracht hatte. Diefe neue Stellung 
nahm der britifche Minifter zur Zeit ein, ald Guizot und Bois— 
le-&omte fih durch ihr Unterfuhungsverfahren im Juli 
1847 ** bei den Mehrbeitäfantonen am meiften verhaßt gemacht 
hatten: er beglückwünſchte Ochfenbein zu feiner neuen Stellung *** 
und machte dadurch die Nachbarmächte und ihre Gefandten mit 
ihren Antipathien gegen den Mann, fein Syftem und feine po— 
litiſchen Freunde lächerlich. Die radikale Partei freute fich deffen, 
nicht minder der lebhaften Sympathien, welche ihr von der fran- 
zöſiſchen Oppofitionspartei her, die bereits ihre lärmenden Wahl- 
* D’Hauffonville in der Revue des Deux-Mondes, S. 476. 


** Band III. S. 495 und 496. 
*** D’Hauffonville, in oben erwähnter Sammlung. 
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reform=Banfete eingeleitet hatte, zu Theil wurden, und mit wel- 
her fih radikale Häupter der Echweiz in derfelben Bertrautheit 
bewegten, welche zwifchen Siegwart und der fonfervativen Diplo- 
matie beftand. So fehrieb Druey, an ein Banker zu Chalons 
geladen, zurüd: „Auf beiden Seiten ded Jura handle es fich 
darum, aus dem Gebiete der Ideen auf jenes der That zu Gun- 
ften der großen Prinzipien der Freiheit, Gleichheit und Brüder: 
lichfeit überzugehen.“ * Mittlerweile hatte Palmerſton mit Defter- 
reich jene Korrefpondenz gepflogen, von welcher wir bereitd Be— 
richt gegeben haben. ** 

Als die Tagſatzung das erſte Truppenaufgebot erließ, ftand 
die auswärtige Diplomatie, ihrer mehrjährigen fleifigen Schrei— 
bereien ungeachtet, den Ereigniffen unvorbereitet gegenüber. Jetzt 
war fie gezwungen, ein Lebenszeichen von fich zu geben. In Paris 
und bei den andern Mächten war dad Manifeft der VII Kan— 
tone mit einem Schreiben angefommen, welches Anerfennung ihrer 
nunmehrigen Sonderftellung erwartete. Bon militärifchen Maß— 
nahmen ganz abfehend, überging Guizot auf das Feld der Ber- 
mittfung. Durch feine Botfchafter in London, Wien, Berlin und 
St. Peteröburg ließ er eine ſolche mittelft Note vom 4. Novem- 
ber in Vorfchlag bringen; Grundlage derfelben follte die Ein- 
holung fchiedörichterlicher Entfcheidung des Papites über die Klo— 
ſter- und die Sefuitenfrage fein; im Uebrigen follte mit Abge⸗ 
ordneten der zweiundzwanzig Kantone in einer Konferenz auf 
deutfhem Boden, in Baden, die Herftellung des friedlichen Ber- 
hältniffe® unter denfelben für die Gegenwart wie eine Berftän- 
digung über allfällige fünftige Abänderungen der Bundesverhält- 
niffe verfucht werden. Bon Frankreich ging der Entwurf zu einer 
dießfalld an die Eidgenoffenfchaft zu erlaffenden gemeinfchaftlichen 
Note der fünf Großmächte an das britifche Minifterium. Diefes 
beeilte fi) mit einem Befcheide nicht und ließ der inzwifchen han- 
delnden Tagfagung Zeit zum Vorgehen in ihrer Weile. Oeſterreich 


* D’Hauffonville S. 483. 
#* Band III, ©. 541. 


— 12 — 


fieß feinen Gefandten Kaifersfeld auf eigenes Gebiet nah Bre- 
genz zurüdgehen (3. November). Als die radikale Preſſe diefen 
Schritt dahin deutete, daß Defterreich in Feinerlei Weife, weder 
zu Gunften des einen noch des andern der ftreitenden Theile, fich 
einmifchen, fondern vielmehr ganz neutral bleiben werde, ließ die 
Regierung durch vertraute Blätter ſolches widerfprechen: die auf 
den Ball der Abreife gegebene Erklärung habe einfach gelautet, 
„es werde der Gefandte im Augenblide des Bürgerfrieges die 
Schweiz verlaffen;* ferner: „der Repräfentant Defterreichd habe 
zwar nicht gefagt, daß feine Negierung mit den Waffen in der 
Schweiz interveniren werde, aber er erklärt, daß er niemals be— 
abfichtigte zu fagen, daß fie nicht interveniren werde.“ Solches 
lad man in den Zeitungen faum ein paar Tage vor der Ueber: 
gabe Freiburgs. Auch der ruffifche Gefandte wanderte über die 
Schmweizergrenze (4. November) und nahm fpäter feinen Sitz in 
Sranffurt a. M.; Krudener wie Kaiferöfeld hatten feltfamer Weife 
ihre Anzeige von diefer diplomatifchen Auswanderung dem Amts— 
bürgermeifter von Zürich gemacht. Der preußifche Gefandte über- 
ſiedelte nach Neuenburg. Ihnen folgte der franzöfifche Botſchaf— 
ter (17. November), nachdem er auf dad an General Dufour 
gerichtete Begehren um freied Geleit für feinen zweiten Sekretär, 
welchen er für amtliche Berrichtungen nach Luzern abgehen Laffen 
wollte, eine abfchlägige Antwort erhalten; Boid-le-Comte fete 
fi für einmal in Bafel feft, diefe Stadt ohne Zweifel ala halb 
neutral betrachtend. Das Alles follte hohen Ernft andeuten, 
machte Auffehen auf den Börfepläßen, erzeugte felbft Kriegsge— 
rüchte in der Weltftadt an der Seine, blieb aber im Ganzen 
wirkungslos in der Schweiz. Verbindlich antwortete Balmerfton 
auf den franzöfifchen Bermittlungsentwurf, aber weſentlich abwei- 
hend: vor einem wirklichen Vermittlungsakt müßten fich Die 
Großmächte über die Grundlage zur Vermittlung verftändigen ; 
bei folcher hätte man aber keineswegs von dem Standpunkt aus: 
zugehen, als befinde fih die Schweiz in Auflöfung oder habe fie 
die Neutralität verwirkt; ebenfo wenig wären jegt Verhandlungen 
über allfällige Abänderungen des Bundesvertraged am Platze; ed 
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handle fidy wefentlih nur um Sonderbund und Sefuiten; unums- 
gänglich ſei der legtern Entfernung ; über Andered würden fi 
die Kantone leicht verfühnen laſſen. Auf folcher Grundlage wäre 
England geneigt, den Parteien Anträge zu machen; deren all» 
fällige Ablehnung folle aber von feiner der Großmächte ald Ver— 
anlaffung genommen werden können, mit Gewalt einzufchreiten 
(16. November). So fuhte Palmerfton das Einjchreiten an fich 
zum hohlen Gerede zu machen, Frankreich und die übrigen Groß- 
mächte im beabfichtigten Vorgehen zu lähmen. 

Unterdeffen war das Sendfchreiben des Königs von Preußen 
an feine treuen Unterthanen von Neuenburg, deifen oben gedacht 
wurde, in der Schweiz angelangt. Auftragsgemäß brachte der Ge- 
fandte v. Sydow die Neutralitätdurfunde zur Kenniniß ded Bor- 
orts und gefammter übrigen Stände, mit dem bochgehaltenen 
Beifügen: „befeelt von dem Wunfche, nicht bloß diefem Theil 
der Schweiz Seinen föniglichen Schug angedeihen zu laffen, fon- 
dern der gefammten Eidgenofjenfchaft, zur Errettung von dem - 
Unbeile des Krieges, eine hülfreiche Hand zu bieten, hat ©. Ma— 
jeftät der König zugleich Seinen hohen Alliirten die Stadt Neuen- 
burg ald Bereinigungspunft für vermittelnde Verhandlungen vor- 
geichlagen und ſich dabei der zuverfichtlichen Erwartung hingege- 
ben, daß die fämmtlichen Kantonalregierungen und die Führer 
der Truppen die Neutralität des fouveränen Fürſtenthums Neuen- 
burg unbedingt refpeftiren werden.“ Zum Schluß wurde wars 
nend eröffnet: daß der König jede Verlegung diefer Neutralität 
als Friedensbruh und ald einen gegen ihn felbjt verübten Aft 
der Feindfeligkett betrachten müßte. Das fihrieb der preußifche 
Gefandte am 26. November, zwei Tage nach der Einnahme Lu— 
zern's, alfo zu einer Zeit, da der Krieg bereit? als beendigt an— 
geſehen werden fonnte. Am folgenden Tage nahm die Tagfakung 
jenen preußifchen Königsgruß in vorläufige Berathung; einzelne 
Standesgefandtichaften fprachen ihr Befremden darüber aus, zus 
mal die Tagfagung dem Kanton Neuenburg vielfahe Rückſicht 
getragen; zum Dank dafür erfcheine nun eine Mittheilung, welche 
die Ausübung der dem Bunde zuftehenden Rechte ald eine Feind» 
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ſeligkeit erkläte. Zudem enthalte die Note des preußiſchen Ge— 
ſandten Widerſprüche, indem ſie einerſeits Neuenburg für die 
Dauer der gegenwärtigen Wirren neutral erkläre, anderſeits an- 
gefirebt werde, das nämliche Neuenburg zum Sig einer inter 
venirenden Konferenz zu machen; zur Ehre von Neuenburg felbft 
aber müſſe gewünfcht werden, daß es in diejer ihm zugemutheten 
Stellung feine traurige Berühmtheit in der Geſchichte der Eid- 
genoffenfchaft erhalte. Galame, der Gefandte Neuenburgs, benahm 
fih mit bewährter Klugheit: er ließ fih auf den Gegenftand in 
feiner Weiſe ein, da die Note feitend des preußifchen Staatö- 
minifterd v. Werther dur dad Organ des Föniglihen Geſand⸗ 
ten unmittelbar an die Tagjakung gelangt, fomit dem Geſchäfts— 
bereich der neuenburgifchen Regierung entrüct fei. Die Tagſatzung 
erwiederte die Note im Wefentlihen mit Folgendem (2. Dezem- 
ber): Durch die Vereinigungsurfunde vom Jahr 1815 fei Neuen 
burg ald Kanton in den eidgenöffifhen Verband unter der aus- 
drüdlichen Bedingung aufgenommen worden, daß die Erfüllung 
aller Berpflihtungen, welche dem Stand Neuenburg ald Glied 
der Eidgenoſſenſchaft obliegen, die Theilnahme diefed Standes 
an der Berathung der allgemeinen Angelegenheiten der Schweiz, 
die Natififation und Vollziehung der Befchlüffe der Tagſatzung, 
ausfchließlih die in Neuenburg refidirende Regierung betreffen 
werden, obne daß dafür eine weitere Sanftion oder Genehmi— 
gung erforderlich fei. Folgerecht flehe dem Fürften von Neuen 
burg eine Einwirkung auf die bundesrechtlichen Verhältniffe zwi— 
[hen der Eidgenoffenfhaft und dem Kanton Neuenburg nicht zu 
und ed erfcheine die königliche Sanftion des befahnten Befchluffes 
ded gefeßgebenden Rathes, die daherige offizielle Mittheilung die= 
ſes föniglihen Aftes, dann die Zumuthung felbit, den Kanton 
Neuenburg als neutraled Gebiet anzuerkennen, ald vertragswidrige 
Einmifhung in die Angelegenheiten der Schweiz. Faſſe die Tag- 
fagung übrigens Bejchlüffe über die Verpflichtungen irgend eines 
Kantond, fo fei dieß nur die fompetente Ausübung eines ihr zu— 
ftehenden Rechtes; eine Feindfeligfeit fönne aus folhem Akt nicht 
entnommen werden. Was die Rechte des Fürften anbelangt, fo 
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habe die Tagſatzung folche jeweilen anerfannt und unbeeinträch- 
tiget gelaffen; gleichermaßen erwarte fie nun Anerkennung der 
ſelbſtſtändigen Stellung der Eidgenoffenfchaft in vorwürfiger An- 
gelegenheit. Gleiche Grundfäge feien bereits in dem vorörtlichen 
Schreiben an den preußifchen Gefhäftsträger, vom 7. Septem- 
ber 1833, ausgefprochen worden. * Die beabfichtigte Vermittlung 
anlangend, liege fein Gegenftand einer foldhen vor, da die bewaff- 
nete Vollziehung der Tagfagungsbefchlüffe gegen den Sonderbund 
beendigt fei, die fieben Kantone ſich denfelben unterworfen has 
ben; der Keftigkeit der Bundesbehörde und dem guten Geifte der 
Truppen fei es gelungen, Geſetz und Ordnung wieder herzuftels« 
len; aber auch abgefehen hievon beharre die Eidgenoſſenſchaft 
auf ihrem Necht, felbitftändig ihre Angelegenheiten zu ordnen, 
zumal e8 fich im gegebenen Falle weder um Verwicklungen mit 
andern Staaten, noch um einen Krieg einzelner Kantone gegen 
andere, fondern um die Anwendung der Bundesgewalt gegen ein— 
zelne renitirende Bundesglieder gehandelt habe. In der Berathung 
diefer Antwort fielen manche ernfte Worte, unter Anderem diefe: 
„Wollte man die Schweiz zum Herde von diplomatifchen Kon: 
ferenzen machen, fo würde die nämliche Armee ſich erheben, welche 
foeben die widerftrebenden Kantone fiegreih zum Gehorfam ges 
gen die Bundesgemwalt zurückgeführt habe.“ 

Während die Kanzleien von Guizot und Palmerfton fich mit 
der Abfaffung von PVermittlungsentwürfen abmüheten, äffte der 
genannte Lord das franzöfifche Minifterium fammt dem übrigen 
Europa. Noch in den legten Tagen Dftoberd mar Robert Peel 
zu Bois-le-Comte gefommen, zeigte ſich ungehalten über die Ras 
difalen und fragte, ob nicht gemeinfam_gebandelt werden könnte, 
um die Unterdrüdung der Sonderbundsfantone ** zu verhindern. 
Peel erlaubte ſich bei diefer Unterredung felbit höchſt ungeziemende 
Urtheile über die Kantone der Mehrheit, [halt fie in mehrfacher 
Auflage als Feiglinge (poltrons) und bedeutete dem Stellvertreter 
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Frankreichs, daf ein Wort von ihm entſcheidend wirken würde. * 
Zu gleicher Zeit fchrieb Bunfen, der preußiſche Gefandte in Lon— 
don, an den dortigen franzöfifchen Gefandten, Herzog v. Broglie, 
wie er den Lord Palmerfton fehr eingenommen vom Kampfe ge— 
funden, der in der Schweiz auszubrechen drohe, wie derfelbe das 
Bedauern audgefprochen, daß feine wohlgemeinten Borfchläge von 
den Sonderbundäfantonen nicht angenommen worden, und end- 
lich gefragt habe, ob denn nicht noch etwas Gemeinfhaftliches 
zur Verhinderung des Blutvergießens gefchehen fünne. De Bro- 
glie erftattete über diefe fromme Unterredung Bericht an Guizot: 
er befinde fih ohne Snftruftion über das unerwartete Anfinnen 
von PBalmerfton, die Gefandten der andern Mächte ebenfo; es 
werde vier Wochen erfordern, bis fie alle inftruirt fein werden, 
ein Ginfchreiten fih gewiß verfpäten. Als dann Guizot wenige 
Tage fpäter feinen Vorſchlag an die Großmächte ergehen ließ, 
den Palmerfton am 6. November empfing, ließ diefer Frankreich, 
wie oben mitgetheilt worden, zehn Tage auf Antwort warten und 
gab überhin eine folche, welche die Abficht, jegliche die Tagfagung 
hemmende Einwirfung zu verhindern, an der Stirne trug. Sei— 
nen Zwed noch beijer zu erreichen, nämlich die militärifchen 
Operationen in der Schweiz gegen die Sonderbundsfantone zu 
ſchnellem Abſchluß zu bringen, dagegen die Unterhandlungen in 
London zu verjchleppen, um diefe durch jene zu vereiteln,, trieb 
jein Geſchäftsträger Nobert Peel ntervention in einer Weiſe, 
wie fein anderer auswärtiger Gefandte es gewagt; er ließ durch 
den anglifanifchen Gefandtichaftsfaplan Temperly dem General 
Dufour unmittelbar und zu guter Zeit fagen, „ſchnell fertig zu 
machen.“ Deſſen rühmte ſich prahlend der noch junge Diplomat 
in einer ſpätern Unterredung mit Bois-le-Comte. ** 


* Bericht von Bois-le-Comte an Guizot vom 31. Dftober. D’Hauffonville 
in der Revue des Deux-Mondes, Oberft Nilliet in einem Artikel des Pro- 
gres von 1850 (Revue democratique) weiß nichts dagegen einzuwenden. 

** Die Thatfache wird übrigens von Niemanden wideriprochen,. Nilliet am 
angeführten Ort weiß fich nicht befjer zu helfen, als daß er die zubdringliche 
Thätigfeit Peel's für raſche Durchführung des Kriegs gegen die „pauvres 
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Während folcherlei unmittelbar auf dem ſchweizeriſchen 
Kampfplage gefhah, erwog Guizot die erwähnte Antwort Pal- 
merfton’d vom 16. November; er ließ Baden ald Konferenzort 
fallen und mwilligte für London ein; die Sache anlangend, wollte 
er auf eine andere Ausweifung der Sefuiten, als durch Vermitt— 
lung des Heil. Baterd, nicht eingehen, von der Tagfagung die 
Garantie für Aufrechthaltung der Kantonalfouveränetät in folcher 
Weife verlangen, daß Aenderungen am Bundesvertrag nur unter 
Zufimmung aller XXII Kantone getroffen werden könnten, vor 
Allem aber einen Waffenftillftand vermitteln. In Folge fehr 
gefhäftiger Unterhandlung zwiſchen Palmerfion und de Broglie 
kam endlich gegen Ende November der Entwurf einer gemein: 
Ihaftlichen Note zu Stande, melde an die Eidgenofjenfchaft er- 
lafien werden follte. Wefentlicher Inhalt derfelben: Den Kans 
tonen wird die vereinigte Vermittlung der fünf Mächte angetra- 
gen; fall Ddiefer Antrag angenommen wird, foll fofort ein 
Waffenftillitand zwifchen den Kämpfenden ftattfinden und bis zum 
Ende der angehobenen Unterhandlung dauern; in diefem alle 
fol unverfchoben eine Konferenz, aus einem Bevollmächtigten 
jeder der fünf Mächte, nebft einem Abgeordneten der Tagſatzung 
und einem ded Sonderbundes bejtehend, zufammentreten; die 
Grundlage zur Verſöhnung foll die Befeitigung Desjenigen fein, 


braves gens“ ald bedeutungslojed „tripotage* bezeichnet. Im gleichen Athem- 
“zuge gibt er den Einfluß Peel’s in jenem Momente zu, indem er beifügt: „si 
la Suisse en a profite, elle serait insensée de fonder sur ces faits 
une esp6rance de concours pour l’avenir.* — Rilliet bemüht fich übrigens 
in feinem Aufjaß, der Anficht Glauben zu verihaffen, daß die Einwirkung aus— 
wärtiger Diplomatie in Bezug auf den Gang des Krieges, namentlich die früheren 
Warnungen und Infinuationen von Franfreih umd England, bedeutungslos ge 
weien. Der Grund früherer Verzögerung des Krieges habe einfach in dent Im: 
ftande gelegen, daß die Geſandtſchaften von St. Gallen und Graubünden ohne 
Vollmacht zur Exefution gewejen. Ohne diefen Umftand bätte eö feine Berta: 
gung gegeben und würde der Krieg ſchon im September eröffnet worden fein. 
Man fieht, daß auch ohne die giiderfpännigteit der St. Galler Miligen in 
Bütſchwyl und Mels der Krieg gegen die VII Kantone eine befchlofiene 
Sache war. 
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worüber fich jeder Theil befhmert: Entfernung der Jeſuiten und 
Aufhebung des Sonderbundes auf der einen Seite, Garantien 
gegen Wiederholung von Freifchaarenzügen und gegen Berlegung 
oder Umſturz der Kantonalfouveränetät auf der andern Geite. 
Zur Ausführung diefed Programms enthält der Entwurf folgende 
vier artifulirte Borfchläge: erſtens follen die fieben Kantone ſich 
an den römifhen Hof wenden und demfelben die Frage unter: 
ftellen, ob nicht im Intereſſe des Friedens und der Religion felbit * 
den Sefuiten unterfagt werden follte, irgend einen feſten Sitz in 
der Schweiz zu haben, ihre gerechte und genügende Entſchädigung 
für ihr gegenmwärtiged Eigentbum an Häufern und Grundftüden 
vorbehalten ; zweitens folle die Tagſatzung fich verbindlich machen, 
die Unabhängigkeit und Souveränetät der Sonderbundsfantone, 
wie foldhe durch den Bundesvertrag gemwährleiftet find, in feiner 
Weiſe zu gefährden, fünftighin jeden von einem fFreifchaarenzug 
bedrohten Kanton fräftig zu ſchützen und feine neuen Artikel ohne 
die Einwilligung aller Bundesglieder in den Bundesvertrag auf 
zunehmen; drittens follen dann die fieben Kantone ihre beſon— 
dere Verbindung ſowohl förmlich als thatfächlich auflöfen ; vier- 
tens endlich follen, fobald die efuitenfrage nach oben vorge— 
fehener Weife erledigt fein werde, beide Theile ihre Truppen 
entlajfen und ihre gewohnte friedliche Stellung einnehmen. Pal— 
merfton unterzeichnete am 26. November. Um jedoch nad Um— 
ftänden und Belieben dem Uebereingefommenen Folge geben oder 
auch dasfelbe fallen lafjen zu fönnen, ließ er den eben in Eng— 
land fih aufhaltenden Botfchafter in Konftantinopel, Stratford 
Canning, in außerordentliher Sendung nah Paris und Bern 
abgehen. Bereitwillig und gegebener Zufage treu erließen dann 
Frankreich, Defterreih und Preußen durch ihre zur Zeit noch in 
Bafel, Bregenz und Neuenburg refidirenden Gefandten, alle uns 
ter dem 30. November, Bermittlungsnoten an die Tagfagung 
genau nad obigem Entwurf; Stratford Ganning aber, der am 
7. Dezember in Bern eintraf, von feinen weitwendigen Inſtruk⸗ 
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tionen Gebrauch machend, da mittlerweile gefammte fieben Kan— 
tone erobert waren, reichte die vorher einverftandene Vermitt— 
lungsnote nicht ein; er erwarb fih den Beifall der fiegenden 
- Stände, die Gefandtfchaften der andern Großmächte mußten die 
Belehrungen hinnehmen, welche die Tagfakung ihnen in reich« 
lichem Maße alsbald fpendete. Ihre Mitglieder wußten, daß es 
Abſicht gewefen, die Noten, wie an die Tagſatzung, fo auch an 
den Präfiventen des fonderbündifhen Kriegsrathes zu erlaffen, 
demnach letztern als berechtigte Partei gegenüber der Tagſatzung 
anzuerkennen. Solches hob Druey, der Berichterftatter, am Tage 
der Berathung ald Mißachtung der Grundfäße hervor, von wel« 
hen die Tagfagung in ihren Handlungen ausgegangen. Ueber: 
haupt verfäumte er nicht, in die Antwort dad Bewußtſein jener 
faft muthmwilligen Genugthuung bineinzulegen, mit welcher die 
Tagfagung Angefichtd der verfpäteten Brieftragerei der drei Ge— 
fandten auf ihre Thaten und Erfolge binbliden mochte. In der 
Antwort war gefagt: mit aller Danfbarkeit für die Sorgfalt, 
welche die hohen Mächte der Schweiz zu widmen geruhen, fönne 
diefe dad gemachte Anerbieten doch nicht annehmen, theild weil 
die Thatfachen, auf welche dasfelbe fuße, entweder überhaupt nicht 
beftehen oder au beftehen aufgehört haben, theild weil die vor— 
gefchlagene Vermittlung unvereinbarlih fei mit der der ſchwei— 
zerifchen Nation durch die Verträge in Europa eingeräumten Stel— 
lung und mit der Verfaffung der Eidgenofjenfhaftz man wolle 
vermitteln zwifchen Tagſatzung und Sonderbund; das fehe den 
Beftand zweier Friegführender Theile voraus; diefe aber feien 
nicht vorhanden; die fieben Kantone haben auf die fonderbün- 
difche Stellung verzichtet; ihre Truppen feien entlaffen ; der größere 
Theil des Bundesheeres ebenfalld; ein eigentlicher Bürgerkrieg 
fei-nicht geführt worden; es habe fi viemehr nur um bewaff- 
neten Bollzug gefaßter Bundesbefchlüffe für Auflöfung eines ver- 
fafjungsmwidrigen Bündniſſes (ligue) gehandelt, dad mit dem Be— 
ftande der Eidgenoffenichaft unvereinbar geweſen fei; folgte eine 
beredte Schilderung, wie jene Bundederefution vom beften Erfolge 
begleitet geweſen; zu vermitteln fei daher nichts mehr. Der übrige 
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Theil der Antwortnote behandelte dann den Fall, wenn fi 
Alles noch gegentheilig (wie vor der Erefution) verhielte: die 
Tagſatzung hätte eine DBermittlung auch dann nicht annehmen 
fönnen, denn der Sonderbund fei nur eine faktiöfe Minderheit 
in der Eidgenoffenfchaft gewefen, fönne daher der Tagſatzung 
nicht gleichgeftellt werden; die Kantone feien unter fih nicht un- 
abhängige Staaten, wie 3. B. Franfreih und Großbritannien, 
fondern die Glieder eines und desfelben Bundes; über der kan— 
tonalen Souveränetät ftehe jene ded Bundes, und der Art. VIII 
der Bundesverfaffung gebe der Tagſatzung dad Recht, mit einfa- 
her Mehrheit in allen Angelegenheiten zu entfcheiden, für melche 
nicht eine ausnahmsweiſe (größere) Mehrheit vorbeftimmt fei. 
Schmerzlih fei ed daher für die Tagfakung gewefen, aus den 
Noten zu vernehmen, wie die betheiligten Regierungen „einen 
Rebellen“ * der legitimen Behörde gegenüber ald Gleichgeftellten 
haben anfehen und anerfennen können. Schließlih wurde den 
intervenirenden Mächten zu Gemüthe geführt, daß die Ereigniffe 
in der Schweiz die Sicherheit der benachbarten Staaten keines— 
wegs beeinträchtiget haben; ihr Gebiet fei meder überfallen 
(envahi) noch auch nur bedroht, ihre Inſtitutionen und ihre Ruhe 
in feiner Weife gefährdet worden. In der von der Tagfagung 
bewährten Kraftentwicelung für Herftelung von Ruhe und Ord— 
nung in der Schweiz liege vielmehr die befte Bürgfchaft gegen 
die Gefahren, an welche man auswärts, durch unlautere Mit 
theilungen irre geführt, habe alauben wollen. Diefe Antwortnote 
wurde am 7. Dezember an Frankreich und Defterreih, am 11. 
an Preußen erlaffen. Anläßlich ließ der Vorort noch gleichen 
Monats in Paris die Abberufung des franzöfifchen Botfchafterg 
verlangen, ein Begehren, welches Guizot mit Unmillen mündlich 
abfertigte. Als jene Antwortnote erlaffen war, empfing die Tag- 
ſatzung Mittheilung vom Kreditiv des außerordentlichen britifchen 
Geſandten, Stratford Canning, deffen Anwefenheit fie alsbald 


* Diefer Ausdrud follte fi auf Siegwart, den Präfidenten des fonder- 
bündifchen Kriegsrathes, beziehen, 
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duch ein feftliches Mal feierte. Die Nolle diefes Diplomaten 
ſpielte fi in zwei Richtungen ab: einerfeits erfchien er gegen- 
über den grollenden andern Mächten ald Freund und Schutzherr 
der fiegenden Mehrheit in Bern, amderfeits erfchöpfte er ſich in 
menfchenfreundlichen Mahnungen an diefelbe, den Werth des 
Sieged durch Mäßigung und Milde gegenüber den Ueberwunde— 
nen feftzuhalten. Er legte feine Anfichten und Räthe in ein dem 


Tagfagungspräfidenten Ochfenbein übergebenes fchriftlihes Mer 


morandum nieder (15. Dezember), in deifen Schluß die Unter: 
laffung jeglicher Proffriptiond- und Konfisfationsmafßregel und 
größere Schonung in Bezug auf die Bertheilung der Kriegskoſten 
empfohlen ward. Da dann auch Palmerſton felbft (in einem 
Schreiben an feinen außerordentlichen Gefandten vom 18. De- 
zember) humane Thränen über die Rachebefchlüffe (the vindic- 
tive proceedings) der proviforifchen Negierungen von Freiburg 
und Luzern vergoß, war Stratford Ganning um fo mehr veran- 
laßt, feinen Mahnungen fortgefegten Nachdruck zu verleihen, was 
in mündlichen Unterredungen mit Ochfenbein und dur Ueber: 
gabe eines zweiten Memorandums an denfelben geſchah, in wels 
hem die Gewaltthaten und Gräuel, die im vorigen Abfchnitte 
erzählt worden, tadelnd refapitulirt und auch wohlgemeinte Erin» 
nerungen gegen Schwindeleien in Bezug auf die Bundesrevifion 
angebracht find (8. Jänner 1848). Ungeduldig über den Gang 
der Dinge erließ endlich der britifche außerordentliche Gefandte 
ein dritted Schreiben an den Bundespräfidenten, in welchem er, 
in veränderter Form, die früheren Klagen wiederholte und daran 
erinnerte, daB in mehrern der bejesten Kantone, Die unter der 
Auffiht eidgenöffifcher Kommiffäre geftanden, die Mitglieder der 
geftürzten Regierungen und die religiöfen Stiftungen von Be— 
Ihlüffen betroffen worden, welche man ald unvereinbar mit allen 
allgemein anerfannten Grundfägen von Recht und Freiheit ans 
sehen müßte, — aud, daß die maltende Stille feineswegs ala 
die Ruhe der wiederhergeftellten Ordnung, fondern nur als das 
etzwungene Schweigen der Demüthigung und der Berzweiflung 
angefehen werden könne; in beruhigenden Ausdrüden habe man 
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ihm Beſſeres verfprochen, mas aber bis jet nicht in genügendem 
Maß erfolgt feiz vor feiner Abreife erfuche er daher noch drin- 
gend um offene und genügende Zuficherungen. Ochfenbein enthob 
fih, diefe unangenehmen Wahrheiten der Tagfabung mitzutheilen; 
Stratford Canning reiste in einer Mißſtimmung ab, welche an 
diejenige Morier's erinnert; * der Präfident zeigte die Abreife des 
britifchen außerordentlihen Gefandten der Tagſatzung am 25. 
Januar an, rühmte diefes Diplomaten wohlwollendfte Gefinnun- 
gen gegen die Schweiz und fügte bei: daß er „die innern An- 
gelegenheiten derfelben fortwährend auf eine höchſt zarte Weiſe 
berührt habe.** Unter folhen zahlreichen Zartheiten Stratford Can— 
ning’® war unter anderm auch die, daß er dem Bundespräfiden- 
ten die Beforgniß zu vernehmen gab: es möchte die Schmeiz 
durh Duldung revolutionärer Umtriebe fremder politifcher Flücht- 
linge ihren Heimathftaaten noch manche ſchlimme Händel zuziehen, 
was Ochſenbein mit der Berficherung ermwiederte, ed würden die 
Bundesbehörden folches nicht mehr dulden. 

Während diefer Vorgänge in Bern verfäumte die Palmer- 
fton’fche Preife in London nicht, die Bermittlungsbeftrebungen der 
drei Großmächte in’s Kächerliche zu ziehen, und Rußland ſchwächte 
ihre Stellung mittelbar, indem es die Eingabe einer gleichmäßigen 
Note, wie die ihrige geweſen, unterließ. Allein die drei Mächte 
wollten ihr Vorhaben doch noch nicht aufgeben; nachdem Defter- 
reich und Preußen vorangehend (10. Dezember) einen DBerfuch 
gemacht, die Schweizerfrage felbft bei dem deutfchen Bundestag 
anhängig zu machen, ließ Guizot nach Empfang des ungemeffen 
weitläufigen Antwortfchreibens der Tagſatzung den Entwurf einer 
neuen Note abfaffen, in welcher die Vermittlung wegen ded nun 
nicht mehr beftehenden Kriegszuftandes aufgegeben, dagegen die 
Wahrung der Kantonalfouveränetät gegen drohende Webergriffe 
feftgehalten wurde. Palmerfton aber ließ fih nicht mehr ein. 
Defterreih und Preußen ihrerfeitd hielten die Sache für wichtig 


* Revue des Deux-Mondes; ©. 490. 
** Abſchied der Tagfagung von 18475 IL. Thl. 
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genug, um durch befondere Vertrauensmänner in Paris ein er— 
giebigered Einverftändniß, als bisher ftattgefunden, zu erzielen; 
jenes fandte den Grafen Colloredo, dieſes den General v. Ra- 
dowig (einen Katholiken) nah Paris. Die Gefandten der „drei 
Mächte, bisher zerftreut, fammelten fih in Neuenburg, dem früher 
von Preußen bezeichneten Konferenzort. Im Auftrag ihrer Höfe 
verfländigten fie fich zu einer neuen Borftellung an die Tag: 
fagung und fandten folhe unterm 18. Januar ab. In derſel— 
ben werden die von der Tagſatzung in der Note vom Dezember 
entwietelten Theorien auf Grundlage der Verhandlungen und Ab— 
Khlüffe von 1814 und 1815 einer einläßlihen Prüfung unter- 
ftellt; die drei Gefandten bemühen fih darzuthun, daß die damals 
der Schweiz gewährten Vortheile und Vorzüge in Wechfelbeziehung 
ftehen zu der Aufrechthaltung der Grundlagen der fchmeizerifchen 
Bundesorganifation und wollen diefe beharrlih in ſolcher unge— 
ſchwächter Rantonalfouveränetät finden, daß der Bundesvertrag 
ohne Zuftimmung aller Kantone nicht verändert werden dürfe. 
In Uebereinftimmung biemit erklären fie der Tagfakung zu Han— 
den der Eidgenofjenfhaft wörtlich: „1. daß die Rantonalfouveränes 
tät nicht als beftehend anerfannt werden fann in jenen Kantonen, 
welche durch die Truppen anderer Kantone militärifch befegt find, 
und unter dem Drude von Maßregeln fliehen, von denen jene 
Belegung begleitet iſt; 2. daß der Schmweizerbund, als in regel- 
mäßiger und traftatmäßiger Lage fich befindend, nicht eher wird 
angefehen werden können, als bis die erwähnten Kantone, ihrer 
völligen Unabhängigkeit wiedergegebeu, ihre Regierungsbehörden 
frei werden haben beftellen können; -3. daß die Rückkehr auf den 
militärifchen SFriedensfuß in allen Kantonen die nothwendige 
Bürgſchaft ihrer mechfelfeitigen und allgemeinen Freiheit ift; 
4. daß feine Beränderung in der Bundesafte gültig gemacht wer— 
den kann, es fei denn unter einftimmiger Genehmigung aller 
Staaten, welche den Bund bilden.“ Würden diefe Grundfägße 
feine Anwendung finden, fo fähen fih jene Mächte berechtiget 
wie veranlaßt, früher zu Gunften der Schweiz übernommene 
Dürgihaften als fuspendirt anzufehen und fürder, in den Ver— 
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hältniffen zur Schweiz, nur mehr das Wohl ihrer eigenen Län- 
der zu Rathe zu ziehen. Die Berathung der Tagfabung war 
abermal eine feierliche; Furrer entwarf und vertheidigte in münd- 
lichem Bortrag die Antwort. Andere Mitglieder der Tagſatzung 
hieben fcharf ein auf die Journal-Artifel und Reden, welche aus— 
wärts, zumal in Frankreich, die Ereigniffe in der Schweiz zu 
Bunften der Sonderbundsfantone und gegen das zu ihren Laften 
eingehaltene Berfahren der einfchneidendften Kritit unterworfen 
hatten. Die Antwortnote, ausführlich und ohne verlegende Zus 
thaten abgefaßt, ift mwefentlich der Begründung des Hauptfahes 
gewidmet, daß, wenn auch die Integrität und der Fortbeſtand 
der XXII Kantone ald durch die Transaktionen vorn 1815 garan— 
tirt erfcheinen, hinwieder dadurch der freien inneren Regelung 
der Nechtöverhältniffe zwifchen den Kantonen unter fih und der 
Bundesgewalt fein Abbruch gethan worden fei, die Frage ber 
Bundesrevifion demnach außer den Bereich der internationalen 
Grörterungen zwifchen der Schweiz und den WienersKongrepflaaten 
geftellt fei (15. Februar). Die einläßlichfte Rede im Sinn diefer 
Antwortnote hielt Kern; * letztere ift zu einer Zeit erlafjen, als 
die ehemaligen Sonderbundsfantone bereit3 wieder ihren Sig in 
der Tagſatzung eingenommen hatten; von ihnen war eö vornem— 
ih Buffard, der ald Gefandter von Freiburg die Zurüdweifung 
jener ausländifchen Ansprüche mit großem rhetorifchem Aufwand 
und zugleich mit feharfer Beweisführung beantragte, daß die 
Mächte felbft, zur Zeit der Wiener-Kongreßverhandlungen und im 
Laufe derfelben, keineswegs beabfichtiget hatten, der Eidgenofjen« 
Schaft jene Befchränfung ihres innern Bundeslebens aufzuerlegen, 
welche die Kolleftivnote ald die Grundlage desjelben geltend ma— 
chen wolle. Den drei Mächten folgend gab fpäter der ruffifche 
Gefandte eine ähnliche Note ein, die noch weiter ging als die 
bereits beſprochene, indem fie bei waltender Sachlage die fernere 


* Die Kolleftionote von Defterreih, Franfreih und Preußen in den Ans 
gelegenheiten der Schweiz. Beantwortet durch die Tagſatzung am 15. Februar 
1848 und beleuchtet durch das Votum des eriten Gejandten von Thurgau. 
Zürich, 1848. 


— 15 — 


Anerkennung ſchweizeriſcher Neutralität von Seite Rußlands auf- 
fündete (13. Februar); die eidgenöffifche Antwort lautete in glei- 
hem Sinne, wie jene an die andern Mächte. Hier fchließen die 
offiziellen Verhandlungen, ſoweit die Tagſatzung damit behelligt 
war. Die Kontinentalmächte wollten jedoch den Gegenftand nicht 
fallen laffen und verabredeten, unter Einwirkung der außerordent- 
lihen Unterhändler Colloredo und Radowitz, auf den 15. März 
1848 eine Konferenz ohne Zuthun, Begrüßung und Theilnahme 
von England, zur Behandlung der Schweizerfrage. * 

Während Palmerfton in Mittheilungen zu Handen aller 
übrigen Mächte die Entfernung der Jefuiten an die Spitze feiner 
Entwürfe ftellte, fo fand im Dezember 1847 der General der 
Jeſuiten, P. Johann Roothaan, angemeffen, an den Nuntius und 
die Gefandten der übrigen Mächte in der Schweiz eine Denf- 
ſchrift zu richten, um die in die gleichzeitige Politif der Schweiz 
eingeflochtene Sache feines Ordens objektiv darzulegen. Er wies 
den Vorwurf, als fei die Gefellichaft Jeſu die Urfache des Bürs 
gerfriegs, als unftatthaft zurück. Nichts fei grundloſer als folche 
Beihuldigung. Seit 1805 und 1814 feien die Sefuiten in Wallis, 
feit 1818 in Freiburg, feit 1836 in Schwyz geweſen im Genuß 
voller Anhänglichfeit des Fatholifchen Volkes, unangefochten von 
den Proteftanten; von jedem politifchen Einfluß haben ſie ſich 
fern gehalten. Im J. 1841 feien fie auch in Luzern begehrt 
worden. Nie feien die Obern der Gefellfchaft zögernder verfahren, 
einem Ruf zu folgen. Erſt ald Jahre nachher der Papſt den 
Wunſch ausgefproden, dab dad Seminar in Quzern der Gefells 
haft Jeſu übergeben werden möge, erft dann habe der General 
den Befehl gegeben, in der Sache vorzugehen und zum befannten 
Bertragsabihluß mit Luzern zu fchreiten. Einmal die fieben Vä— 
ter dort, um lediglich die Theologie zu lehren, dad Seminar zu 
leiten, zu predigen und Beicht zu hören mit Genehmigung Ted 
Bifhofs und unterworfen den Gefegen des Landes, fei ed auch 
ihre Pflicht gewefen zu bleiben und vertragsmäßige Obliegenhei- 


* D’Hauffonville in der Revue des Deux-Mondes, 1850; ©. 49, 
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ten zu erfüllen. Unmöglich fei der Gefellfhaft gewefen, die Hin— 
gebung, die Ueberzeugungen, die Bitten der Fatholifchen Kantone 
zu täufchen. Würden fie fi) übrigend auch zurückgezogen haben, 
fo hätten fie nur ihre Pflicht verlegt, ohne den Sturm zu be— 
ſchwören; dadurch wären nicht nur alle Prinzipien gefährdet, fon- 
dern die Radifalen nur noch feder gemacht worden. Jene Prin— 
zipien feien: die Kantonaljfouveränetät und die religiöfe Freiheit. 
Die Austreibung der Jefuiten würde beide verlegen, und da feine 
einzige Thatſache gegen die Jefuiten aufgebradht worden, fo er- 
fcheine fie in allen Rüdfichten ald eine Ungerechtigkeit. Sie habe 
zur Folge die dem gemeinen Recht der Nationen widerftreitend- 
ften Wirkungen: die Verbannung von Bürgern aus ihrem Vaters 
land, die Spoliation und den Ruin ihres Vermögens, der Leiden 
der Fatholiichen Bevölkerungen, ihre religiöfen Gefühle verlegt, 
die Kirche verfolgt zu fehen, nicht zu gedenken. * Für ſolche 
Sprache hatte die Diplomatie Fein Verſtändniß. 

Der Schweizerhändel wegen wurde auch Papſt Pius IX. 
vielfah in Anfpınd genommen. Die fonfervativen Proteftanten 
hätten gar gerne gefehen, wenn diefer Kirchenfürft dem Unfrieden 
durch Zurüdberufung der Jeſuiten, namentlih aus Luzern, ein 
Ende gemadht hätte. Sie lebten nämlich, die Natur des Radi— 
falismus verfennend, in der irrigen Meinung, man würde ald- 
dann in der Schweiz wieder ganz ordentlich leben Fönnen. ** Daß 
auch europäifche Staatömänner diefer Anficht nicht fremd waren, 
geht aus ſchon Mitgetheiltem hervor. Wie die Graubündner 
Katholifen über diefen Gegenftand ſich audgefprochen, wurde oben 


* Dr. Buß, a. a. O., ©, 1421 u. ff. 

** Bluntfchli zumal war es, der fich durch Schritte für jenen Zwed Luft 
zu machen juchte. Er hatte mit politifchen Freunden aus den Zürcher Konfer: 
vativen den Plan gefaßt, durch eine inzwifchen abgefaßte Denfichrift und perſön— 
liche Schritte eines Unterhändlers in Rom eine entipreihende Erklärung feitend 
des heil, Vaters dafelbft bervorzurufen, Roſſi, der Kardinal-Staatsfehretär 
Sizgi. der Kardinal Driofi und der P. Bentura, folten die Vermittler werden. 
Es war dieß ein eitler Verfuch, dem die Erfolglofigfeit fchon in feinen Anfängen 
vorausgejagt werden Eonnte. 
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erzählt. Aus den Sonderbundsfantonen gingen abweichend ſchrift— 
liche Wünfche bei dem heil. Vater ein: er möge auf die Begehren 
um Zurüdberufung der Jejuiten aus der Schweiz nicht eingehen; 
ein folches Zugeftändniß würde nur die Duelle noch mebrerer 
Forderungen an die Katholifen fein. Der Papft ließ fich überhaupt 
auf feinerlei Begehren ein. Die Antwort lautete: der heil. Stuhl 
babe befchloffen, in diefer ganzen Frage ſich paffiv zu verhalten. * 
Als in Rom vor den Augen des heil. Vaters der Fall Ruzern’d 
durch politifche Kundgebungen (einen Kadelzug vor die Wohnung 
des jchweizerifchen Konfuls dafelbit) gefeiert wurde und diefe De— 
-monftration in der Hauptitadt der fatholifhen Welt und ander« 
wärts in einer mit den päpftlichen Gefinnungen unvereinbarlichen 
Weiſe befprochen und bemweihraucht wurde, ließ der Papft dur 
das offizielle „Siornale di Roma“ folche Auslegung mißbilligen 
und verfünden, wie fehr die gefeierten Greigniffe in der Schweiz 
ihn betrübt hätten, und wie er in denfelben nur eine Niederlage 
der Katholifen anf Koften „der von und befannten heiligen Re— 
ligion® erblide (7. Dezember). Pius IX. rügte den Triumph der 
vodifalen Partei in Rom über den Ausgang ded Sonderbunde- 
frieged auch in einer Allofution nahe am Schluß des Jahres 
(17. Dezember). Das Wort des Kirchenoberhauptes war aber 
nicht Sedem genehm. Als die Gefinnungen des Papſtes auch noch 
in populärer Schrift befannt gemacht wurden, zerftörten die Auf- 
rührer die Druderei, aus welcher das mißfällige Büchlein hervor- 
gegangen. Aehnlich wie in Rom war die Niederlage der Son- 
derbundsfantone von den Gegnern der fatholifchen Kirche in 
Florenz gefeiert worden; es ſammelte fih ein Zug, der feine 
Freude über das Ereigniß dem proteftantifchen Pfarrer dafelbft 
(einem Genfer) fund gab, der jedoch, feinerfeits Maß zu halten 
hatte, weil er mit feiner religiöfen Genofjenfhaft ſich der beſon— 
dern Protektion Preußens erfreute. 

* „Sancta Sedes, in tota hacce qusestione passive se habere, de- 
erevit.“ Buß: Die Gefellihaft Jefu. Zweite Abtbeilung. ©. 1420. 

Das ausführliche Schreiben der VII Kantone an Pius IX., auf welches 


obige Antwort erfolgte, findet fich in der „Histoire du Sonderbund“, von 
Crétineau⸗Jolh; Bd. IL, S. 170 u. ff. 
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Peinlich war die, wenn auch furze, Kriegszeit befonders für 
den päpftlihen Nuntius. Die Snftruftionen, welche er vom heil. 
Stuhl empfangen, mwiefen ihn zu Vermeidung jeglicher Verwide- 
lung an; demgemäß bat er fih aud jeder Einmifchung in die 
politifhe und Kriegäfrage enthalten. Gerüchte, wie das, er habe 
Fahnen der Sonderbundstruppen geweiht, waren aus der Luft 
gegriffen; er führte darüber Klage bei Schultheiß Kopp, verlangte 
und erhielt von ihm ein Zeugniß, daß jene Vorgabe ganz falfch 
fei. Bei dem Herannahen der Kataftrophe verließ er Luzern und 
begab fich nach Altorf (21. November); als dann die Mitglieder 
der Luzerner Regierung mit Gefolge dort angefommen, verließ- 
er auch Altorf wieder (24. November) und begab fih nad Beden- 
vied und Stanz. Nachdem er vernommen, daß die Truppen der 
Zagfagung in Ruzern eingerückt, entichloß er fich zu unverweilter 
Rückkehr in feine Nefidenz (25. November), fchiffte nah Winkel 
hinüber, wurde dort vom Truppentommandanten Karlen feinem 
Range gemäß empfangen und nach Luzern begleitet. Der Divi- 
fionär Ziegler gab ihm, auf fein Begehren, in der Perfon eines 
Dffizierd eine Sicherheitswache. Bald nah Ankunft in Luzern 
fattete der Nuntius dem General Dufour offiziellen Befuh ab. 
Die Vorgänge in mehreren Sonderbundäfantonen ließen übrigens 
auch ihm nicht fehweigen. Durch Note vom 27. Dezember an 
die Zagfagung führte er im Auftrage Pius IX. Klage über jene 
Beſchlüſſe proviforifcher Negierungen, welche gegen die fürmliche 
Einfprache der Bifchöfe religiöfe Korporationen und andere fromme 
Inſtitute aufzuheben fih anſchickten und rechtmäßig eingefegte 
Pfarrer aus ihren Pfarreien vertrieben hätten, auch über die von 
eidgendffiihen Milizen in einigen Kirchen der gleichen Kantone 
verübten Safrilegien und andere Gräuel. Der heil. Vater, fagte 
er, der fih in die im Laufe der jüngjten Zeit in Behandlung 
gewejenen politifhen Fragen nicht eingemifcht, habe die ihm als 
Kirchenoberhaupt obliegende Pflicht, über jene Gewaltthaten feine 
Mißbilligung auszufprehen, nicht unerfüllt laffen können. Ohne 
in das Gefchehene näher eintreten zu wollen, lege er Namens des 
heil, Stuhles Berwahrung ein gegen alle durch jene Defrete ver- 
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übte Eingriffe in die Rechte desfelben, Verletzungen, die fih auch 
gegen den Bundesvertrag verftoßen, und empfehle er nöthige 
Einmwirfung, auf daß erwähnte Verfügungen zurüdgenommen 
werden. Die Tagfakung widmete diefer Beſchwerde ihre Auf- 
merffamfeit am 14. Januar durch die Befchlußnahme, in dies 
felbe nicht einzutreten, foldhe daher auch unerwiedert zu lafjen. 
Der Anlaß wurde übrigens von den Standesgefandten mehrfeitig 
zu Widerflagen gegen den Nuntius felbit ausgebeutet; es wurde 
ihm vorgeworfen, daß, „ald die Eidgenofjenfchaft zur Herftellung 
des Öffentlichen Friedens die Waffen ergriffen, er keineswegs zur 
Berföhnung gemahnt, fondern die Bevölkerung wegen der heiligften 
Güter in Sorge verfegt und bei öffentlichen Inſpektionen dad Mi— 
fitär zum Kriege, alfo zum Ungehorfam gegen die rechtmäßige Bun- 
desgemwalt angefeuert“ habe. * Vollends erging ſich der Zorn der 
Machthaber über das Verhalten der Jeſuiten in neuerer und älterer 
Zeit, obwohl der Nuntius fih gehütet, ihrer zu erwähnen. Auch 
wurde vorübergehend die Frage erörtert, ob die Schweiz fürder 
noh eine Nuntiatur dulden folle;z und, da man einmal in gutem 
Zuge war, wurde felbit die Abberufung anderer ausmwärtiger Ge: 
fandter, ald Friedensftörer, in Anregung gebracht. 

Wie mit der Taglagung, fo verhandelten einige der aus— 
wärtigen Gefandten, namentlich der öfterreichifche und der fran— 
zöfliche, vor und während des Krieges auch mit den Sonder: 
bundafantonen und deren Häuptern, mit Schultheiß Siegwart 
vornemlich. Es ift unmiderfprochen, daß genannte Kantone, für 
fie ihre Wortführer, die materielle Hülfe ausländifher Staaten 
an Kriegämaterial und Geld angefprohen und zum Theil aud 
erhalten haben. Als die Kluft zwifchen beiden Parteien der 
Schweiz ſich erweiterte, verwendete ſich Siegwart bei der öfter: 
reichifchen Gefandtichaft theild um ein Anleihen an Baar, theils 
um Kriegsmaterial. Das Ergebniß in eriterer Beziehung ift bes 
fannt. Kaiferöfeld eröffnete folhes am 8. November 1846 mit 


* Diefe Klage konnte fich fchlechterdings auf nichts Anderes ala auf die be: 
deutungslofe Angabe beziehen, der Nuntius habe einft einer Militärparade zugefehen, 
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dem Beifage: Defterreich werde niemals zugeben, daß genannte 
Kantone bei einem Angriff die Selbftftändigfeit verlieren; es fei 
in feinen daberigen Maßnahmen mit Preußen und Rußland ein- 
verftanden; der Beitritt von Franfreih und England werde zu— 
verfichtlich erwartet, Alles jedoch unter der Borausfegung, daß 
die VII Kantone den bidher eingefchlagenen Pfad bundesrecht— 
lichen Verhaltens auch in Zukunft unverbrüchlich beobachten und 
ihr Bündniß als ein Defenfivbündniß ſtets betrachten, audge- 
nommen, wenn ein Angriff auf diefelben wirklich erfolge, in 
welchem Fall nach militärifchen Regeln gehandelt werden möge. * 
Der Kriegsrath, dem inzwifchen diefe Mittheilung vorgelegt wor— 
den, Sprach feinen Danf für das gemährie Anleihen aus, in Folge 
deffen die öfterreichifche Gefandtichaft eriwiederte, „daß die in 
feinem Schreiben fundgegebenen Zuftimmungen für Recht, Bun— 
destreue und völferrechtliche Verpflichtungen nur die lebhaftefte 
Befriedigung finden Fönnen® (3. Februar 1847). ** Die Ber: 
wendungen des Schultheißen Siegmwart waren übrigens noch von 
weiterem Umfang; er verlangte Geld nicht nur von Defterreich, 
fondern auch von Frankreich und Rußland, Waffen und Munition 
von Franfreich und Defterreich; Teßtere beiden Gegenftände wurden 
von beiden, zwar keineswegs in bedeutendem Map, gewährt; *** 
Hülfe an Geld lehnten Frankreih und Rußland ab. Auch vers 
wendete er fih um eine militärifche Kraft zur Leitung allfälligen 
MWiderftanded. 7 In diefem Umftand mag die fpätere Anmefenheit 
des Fürften Friedrich v. Schwarzenberg in Luzern ihre mittelbare 
Beranlaffung gefunden haben. Anderweitige Intervention oder 
Hülfe hat Siegwart nicht betrieben; er wünfchte einzig die öffent- 

* J. B. rich, der Bürgerkrieg in der Schweiz; der Verf. der zitirten 

Schrift beruft fich feinerfeits auf das Protokoll des Luzerniſchen Regierungss 
rathes vom 13. November 1846. 

** In der eben angeführten Schrift. 

*#* Zu den Verwendungen bei Frankreich und Defterreich um Ueberlaffung 
von Waffen ift auch die vom Kriegsrath ausgegangene Sendung des Staate- 
ichreiberd Bernhard Meyer im November 1846 an bie jardinifche Negterung zu 
rechnen, welche die käufliche Ueberlaſſung von 2000 Gewehren zufagte. 

+ Aus Privatmittheilungen. 
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liche Erklärung feitend der Mächte, daß fie, gegründet auf die 
Wiener Kongreßurfunde vom 20. März 1815, nicht zugeben 
werden, daß die Souveränetät einiger Stände von der Mehrheit 
der übrigen Kantone feindlich angegriffen werde, Fürſt v. Metternich 
ſchien hiezu geneigt zu fein, Bois-le-Comte wollte nicht; man 
babe ſchon genug gefprochen und gefchrieben, „nous ne’parlerons 
plus, nous agirons“, meinte der Franzoſe. Wie fih dann im 
Dften und Weften die beiden Kabinete über die heiflen Schweizer: 
Angelegenheiten abquälten, ift bereits vorangehend mitgetheilt 
worden; ebenfo, daB Bois-le-Comte ganz in Webereinftimmung 
mit obigem Ausſpruch den Schultheißen Siegwart zu veranlaffen 
fuchte, das bewaffnete Einfchreiten der Großmächte zu verlangen. 
Als die Sachen fo weit gediehen waren, erftattete Siegwart 
Bericht an den Kriegsrath der VII Stände. In Uebereinftimmung 
mit feiner Anficht befchloß jene Berfammlung, ein Interventions— 
begehrten keineswegs zu ftellen, fondern fich auf einfache Mitthei- 
lung des Manifeftes vom 29. Dftober und auf das Begehren 
zu beichränfen, daß die von den VII Kantonen eingenommene 
Stellung als die bundesrechtlihe möchte anerfannt werden. * 
Kaifersfeld mußte erft nah Wien fchreiben, um antworten zu 
können. Endlich gab er einen Beicheid, in welchem ausgefprochen 
ift, daß, „falld gegen die fieben Stände Beichlüffe gewaltſam voll- 
zogen werden follten, welche deren Souveränetät in wefentlichen, 
ihr dur den Bundesvertrag keineswegs entzogenen Punkten zu 
nichte zu machen beftimmt find, der Kaifer feinen Anftand nehmen 
würde, erflären zu laffen: daß nad, feinem Dafürhalten nicht die 
fieben Stände es feien, „welche an die Grundfeften des eidgenöf- 
ſiſchen Staatsgebäudes, wie jelbed Europa anerfannt hat, die 
zerftörende Hand anlegen, nicht fie, auf denen die Berantwort- 
lichkeit für die Folgen Laftet, welche das unheilvolle Beginnen für 
dad gemeinfame jchweizerifche Baterland haben wird" (11. Nos 
vernber). Auch Bois⸗le⸗Comte erließ eine Antwort fchon am 

* Schreiben des Kriegsrathes der VII Kantone an die Gejandtichaften 


von Defterreih, Frankreich, Preußen, Rußland, England und Spanien, vom 
31, Oftober 1847, 
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6. desſelben Monats, einen nichtsſagenden Hofbeſcheid: der 
Miniſter (Guizot) habe die Mittheilung empfangen und ihn 
aufs Neue des Intereſſes verſichert, welches die Regierung 
Sr. Majeſtät an der Sache des Rechtes und der geſeßlichen 
Drdnung und an der Wiederherftellung des Friedens nehme, fo 
wie der feften Abficht, feinerfeitd das Mögliche dazu beizu— 
tragen. * „Was mich betrifft“, fügte der Botfchafter bei, „der 
ich bei jedem der XXII Kantone affreditirt bin, werde ich fort- 
fahren, mit jedem derfelben die Beziehungen zu unterhalten, zu 
welchen mich fowohl der Inhalt meiner Beglaubigungsfchreiben 
als das Prinzip der Kantonalfouveränetät ermächtigen.“ ‘Dem 
Kriegdrath der fieben Kantone ift das bedeutungslofe Schreiben 
Übrigens gar nie zugefommen; Siegwart felbft empfing ed erft 
in Form einer Abfchrift, nachdem er als Flüchtling die Furfa 
paffirt hatte, Bon den übrigen Gefandten lief feine Antwort ein. 
An Kaifersfeld erging ein Rückſchreiben, in welchem, unter Ber 
danfung der „wohlmollenden Anerkennung“, die „Bemerkung“ 
ausgefprochen wurde, „daß der mächtige Kaiſerſtaat Defterreich 
in Folge Anerkennung unferer rechtlichen Stellung nicht er- 
mangeln werde, diejenigen Maßregeln beförderlichft zu ergreifen, 
welche geeignet find, und vor der drohenden Unterdrückung zu 
fihern, und uns in umferer rechtlichen Stellung zu erhalten“ 
(15. November). Ein Interventionsbegehren zu ftellen, dazu 
fonnten fich die Mitglieder des Kriegsrathes auch bei jenem 
Anlaß nicht entſchließen; jener fchüchtern ausgeſprochene Wunſch 
aber ging befanntlich nicht in Erfüllung. Bei wachfender Roth 
wurde die Frage der Intervention im Kriegsrath abermald an- 
geregt; Fürft Schwarzenberg war bei der Berathung zugegen; 

die große an Einmüthigfeit grenzende Mehrheit war auch dießmal 
gegen ein Interventionsbegehren (20. November); zwei Tage fpäter 
ſprach fih die Regierung von Luzern, von Siegwart über den 
Gegenftand angefragt, in gleihem ablehnendem Sinne aus. Mit 
Obigem fchloffen fih die Verhandlungen des Kriegsrathes über 


* „Tout ce qui d&pendra de lui pour y concourir.* 
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erwähnte Frage. * Eben um diefe Zeit fand der erzählte Brief- 
wechfel zwiſchen Guizot und Palmerfton flatt, der den erftern 
nicht wenig bemühte; in folder Noth fandte der redliche Dok— 
trinär, welcher die auswärtige Politik Frankreichs zu leiten hatte, 
den Hrn. Hamont, Auditor bei feinem Minifterium, eigens nad 
Luzern, um den Stand der Dinge in Augenfhein zu nehmen. 
Er fam am 22. November Abendd dort an und hatte Unter» 
redungen mit Siegwart und Bernhard Meyer. Aus den Reden 
des Sendlings fchien der Wunfch des franzöflfhen Minifteriums 
hervorzugehen: es möchte Luzern mit den noch übrigen Verbün— 
deten den Kampf bis auf das Aeußerſte führen, damit das Mi- 
nifterium Zeit gewänne, feine Maßnahmen zu treffen; Hamont 
‚kehrte über die Furka und Wallis zurüd. ** Es war dieß der 
letzte bedeutſame Schachzug von Guizot gegen Palmerfton, welcher 
fih inzwifchen auf die Seite der Tagſatzung geftellt und jenen 


* Eben fo wenig als die Mitglieder des Kriegsrathes, Hatte deſſen Se: 
fretär, Bernhard Meyer, von Intervention wiffen wollen. Wegen Waffenan- 
faufes in Turin anwejend (November 1846) ward er perlönlich von König Karl 
Albert empfangen, der ihn befragte, ob er fremde Intervention wünfche. Meyer 
antwortete: „Nein, Stre! ich bin Schweizer, und wünfche feine ſolche; was ich 
wünfche, ift, daß man Waffen und Geld und geben möchte, wo wir dann felbft 
mit der Revolutiondpartei in der Schweiz fertig werden wollen.‘ 

** Diefe Sendung ift beftätiget durch den Bericht der eidg. Repräfentanten 
im Kanton Wallis an den Vorort, vom 12. Januar. Diejelben fprehen in 
diefem Aktenſtück noch von einem zweiten Agenten, der vom franzöſiſchen Mint 
fterium nach Luzern abgeordnet worden fei; allein da fie felbft geftehen müffen, 
defien Namen nicht genau angeben zu fünnen, und zudem die ganz irrige Nach- 
richt geben, jener Agent habe dem Schultheißen Siegwart auf der Flucht in 
Andermatt (dad müßte am 25. November gewejen fein,) die Note der fünf Mächte 
mitgetheilt, welche erft am 30. gl. M. expedirt wurde, jo Fann diefer Theil 
jenes amtlichen Berichtes kaum auf biftoriiche Genauigkeit Anfpruch machen. 
Immerhin ift man verfucht, demfelben die Beftätigung zu entnehmen, daß fran- 
zöfifcherfeitd die Sonderbundstantone beſtens zum Ausharren gehept worden 
feien, und daß folche Heßeret von übereifrigen Agenten es war, welche von Zeit 
zu Zeit die trügerifchen Hoffnungen auf auswärtige Hülfe in einzelnen Hitzköpfen 
der Sonderbundöfantone aufrecht erhielt. Im fpätern obergerichtlichen Urtheil 
von Luzern über den fogenannten Landesverrathsprozeß wird jener zweite Send- 
ling, der viel Geklatſche machte, Lafenetre genannt. 
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mit ſchönen Worten abzufertigen gewußt hatte. Nebft dem früher 
erwähnten Geldanleihen bezog der Sonderbund, ald Geldnoth in 
feiner Kaffe eingetreten war, vorfchußweife 50,000 franz. Franken 
von dem Erzherzog-Vizekönig Rainer in Mailand (23. No— 
vember); da diefer Baarbetrag, wie das Datum zeigt, nicht 
mehr nach Luzern gebracht werden konnte, ſorgte Siegwart, bald 
nachher als Flüchtling in Mailand angekommen, für Rückgabe 
an den Darleiher. 

Den ſcharfen Urtheilen gegenüber, welche die Tagfakung 
bald in diplomatifchen Noten, bald von den Tribünen der frans 
zöfifchen Kammern und von der fonfervativen Prefje der größern 
Staaten ringdum, wichtige englifche Blätter eingerechnet, über 
ihre gegen die Somderbundsfantone eingehaltene Politik und 
über das Verhalten der neuen Regierungen derjelben fich gefallen 
laſſen mußte und die fie nicht immer glücklich widerlegte *, er— 
ſcholl zu gleicher Zeit der laute Jubel der Freimaurerei allüberall, 
der „liberalen“ Kammerredner dieß- und jenfeit des Rheins, der 
oppofitionellen Tagespreſſe in den deutichen Staaten zumal, der 
Zaufende und abermal Taufende, welche fich die Sefuiten, hatten 
fie auch in ihrem Leben noch feinen gefehen, vom Halfe fchaffen 
wollten, aller Freunde eingreifender Reformen im weiten Deutfch- 
land, und vor Allem derer, denen die friegerifche Frifche der Tag— 
fagung und das fummarifche Verfahren, mit welchem fie unüber- 
windlich gehaltene Gegner zu Boden geblafen hatte, ald lockendes 
Beifpiel für Geltendmachung ähnlicher Thatkraft erfchien. Soldyer 
Jubel mußte fich einen Ausdrud geben. Die Tagfagung wurde 
aus Nah und Fern mit zahlreichen Adreffen begrüßt, die ihr 
Dank und Zufriedenheit für ihre hehre Kraftentwicelung be— 

* In der Note an die Großmächte vom 7. Dezember wird unter Anderem 
verfichert, daß die eidg. Truzpen in jenen Kantonen als Freunde aufgenommen 
worden und wejentlich beftimmt feien, Perfonen und Eigenthum der Sonder: 
bundsführer gegen die Rache ihrer ehemaligen Parteianhänger zu ſchützen, wäh- 
rend notorisch die übermüthig gewordenen Anhänger der Minderheiten die Urs 
heber der Gräuel waren, über welche ſich die Schweiz zu ſchämen hatte, und 
ſelbſt die Truppen fich ſchwere Vergeben gegen Perfonen und Eigenthum haben 
zu Schulden kommen lafjen, 
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zeugten; ſo durch Beifallsbriefe von Mannheim, Heidelberg, 
Karlsruhe, Konſtanz und Stuttgart (hier Römer an der Spitze) 
und andern zahlreichen. Städten und Ortſchaften in Baden, 
Württemberg, Rheinbayern, aus Frankfurt a. M., Braunſchweig, 
Leipzig, Dresden, Königsberg, Parid, Havre, Marfeille, Brüfjel, 
Zurin und Bergamo, ‚London, Smyrna; auch aus manchen 
Orten der Schweiz, zumal aus dem Kanton Neuenburg. Manche 
der ausländifhen Adreſſen waren mit milden Gaben zu Gunften 
der verunglüdten Krieger oder ihrer Hinterlaffenen begleitet. 
Warm mie die Köpfe der Geber, lauteten ihre Briefe. In der 
Adreffe aus Lahr (vom 20. November) lefen wir wörtlih: „Ich 
will der Freiheit eine Gaffe machense! „alfo rief vor bald fünf 
Sahrhunderten einer Euerer tapferen Väter, und wie fein Hel- 
denruf unter feinen treuen Eidgenofjen Tampfbegeifternd mieder- 
ballt, fo tönt auch heute wiederum von den Alpenfirften Euere 
Loſung zu dem Kampfe wider die Macht der alten Finfterniß, 
und weithin durch Europa’s fernfte Gauen ſchlägt der Beifalld- 
fturm und die ftille Theilnahme aller beffern Geifter Euch ent⸗ 
gegen.“ Und weiter: „Darum begrüßen auch wir mit freudiger 
Begeifterung die Feuerzeichen einer hellern Zeit, die von Eueren 
Bergen flammen, und jauchzen Euerem ruhmgekrönten eidgenöf- 
fifchen Banner unfern fernen Siegesjubel.“ Eine Adreffe aus 
Frankfurt a. M. verficherte: „An den Erfolg ded unvermeidlich 
gewordenen Kampfes knüpfen fich die Sympathien, die Befürch— 
tungen und Hoffnungen der europäifhen Gefellihaft“ (15. No- 
vember); und die Leipziger fchrieben der Zagfakung am 4. Der 
zember: „Das Schweizerolf hat ih — — — — — — erhoben, 
wie ein Mann; es wird die Ehre feiner Berge und feiner Ge— 
ſchichte retten, feine und Aller Fortfchrittsfeinde zerſchmettern und 
der Freiheit die Stätte bewahren, von der aus fie einft ihren 
Segen breiten wird über uns und alle gefnechteten Völker“; an 
der Spike der zahlreichen Unterzeichner dieſes Briefed ift die Un— 
terfhrift von „Robert Blum, Buchhändler und Stadtverordneter“ 
zu leſen. Und von Freiburg im Breisgau fchrieb man: „Der 
‚Firne ewig frifcher Hauch wird hinüberwehen in den unbewegten 
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Sumpf mattherzigen Völkerlebens, — das Alphorn wiederhallen 
in fremden Bergen; — es fei die Bofaune zum Auferfiehungstag 
entfchlafener Nationen!“ Auch Quinet und Michelet, damals 
volföthümliche Profefforen am College de France, ließen ſich 
aus Paris vernehmen (12. Dezember): „Väter, Ahnen und 
Lehrmeifter der republifanifchen Freiheit, der Regierung der Zus 
funft, fahret fort, der Welt die wahre Tradition derfelben zu 
erhalten! Im Namen der „Brüderlichkeit jedoh war eine 
ernfte Warnung beigefügt, nicht in die Fußſtapfen des einftigen 
revolutionären Schreckensſyſtems („de la terreur“) zu treten. 

Wie man im Ausland mit den Kantonen der Mehrheit 
fpmpathifirte und Unterflügungen für ihre Krieger einfandte, fo 
gefchahen ähnlihe Sammlungen für die verunglüdten und armen 
Katholifen der Sonderbundsfantone in Rom, in Franfreih, in 
Baden, Preußen und Baiern; in der Schweiz geſchah befonderd 
das Erftere; es empfing nämlich die Tagſatzung Fr. 70,000 von 
Schweizern, Fr. 6400 vom Auslande. 

Die Tagfagung, mit Ausnahme kurzer Neujahräferien, uns 
unterbrochen in der vorörtlichen Hauptftadt verfammelt, hatte in 
diefen Tagen die Freude, Boten gefammter Stände in ihrer 
Mitte zu fehen: vom 29, Dftober an waren fieben Standesfeffel 
unbefeßt geblieben; der Reihe nad rüdten nun die nen erwählten 
Gefandtfhaften der VII Stände ein: Unterwalden und Freiburg 
am 23. Dezember; Luzern, Uri und Wallid am 10., Schwyz 
am 20., Zug am 28. Jannar. Ihre Gefandten und Wortführer 
gehörten zum Theil der äußerften Oppofition gegen die frühern 
Gemwalten in ihren Kantonen an, daher ihr erfted Auftreten das 
Gepräge maßlofer Reaktion trug; andere befliffen fich kühleren 
und weniger vorgreiflichen Verhaltens. Die Einen legten ſchwer⸗ 
gewichtige politifche Glaubensbefenniniffe in das Protokoll nieder, 
die Andern befchräntten fih, Flüger, auf nöthige Eröffnungen, 
welche der Augenblid ihnen auferlegte. Die Gefandifchaft von 
Unterwalden ſprach für beide Landestheile Freude und Dank für 
die ihr gewährte günftige Aufnahme aus, gab auch ausdrücklich 
-zu Protokoll, daß fich ihr Stand dem Befchluß wegen Ausweifung 
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der Jefuiten unterziehe. Der Gefandte von Freiburg, Buffard, 
war eben derjenige, den wir früher ald den einfchneidendften 
DOppofitionsredner gegen die Sonderbundöbefchlüffe kennen ges 
lernt; er benutzte deßhalb den Anlaß, in Erinnerung zu bringen, 
mit welch geringer Mehrheit in Freiburg feiner Zeit jene Be— 
fchlüffe gefaßt worden, wies bin auf die verfchiedenen bereita 
gefaßten Vollziehungsbeſchlüſſe, als eben fo viele Beweiſe der 
Anerkennung der von der Zagfakung in Bezug auf Sonderbund 
und Jeſuiten getroffenen Berfügungen, erklärte im Weitern, ohne 
daß dafür irgend eine verpflichtende Beranlaffung vorlag, die Be— 
reitwilligfeit Freiburgs zur Bundesreviſion, für welche er die volle 
Selbfiftändigkeit der Schweiz gegenüber dem Ausland in Anfpruch 
nahm, indem er fagte: wie die Schweiz den politifhen Berän- 
derungen benachbarter Völker fremd geblieben, fo fei fie auch be— 
rechtiget, für fich die gleich freie Bewegung zu verlangen: „nicht 
die Zahl der Millionen Einwohner beftimmt die Nechte eines 
Volkes; jedes unabhängige Volk beſitzt dasfelbe Recht, gleichviel 
welches auch der Umfang feines Gebietes ſei.“ Bon diefem Geifte 
belebt, werde dad Schweizervolf jegliche Intervention zurüdweifen 
und ſich diejenigen Inſtitutionen geben, „welche die Ideen einer 
vorgefchrittenen Demokratie * erheifchen.“ Der Redner überfah 
hierbei, daß der Kanton Freiburg ed war, der, neben den Ur- 
fantonen, feit 1831 am hartnädigiten das ftreng ftaatenbündliche 
Prinzip fefthielt, und daß er auch in feinem fantonalen Leben 
von demofratifchen Einrichtungen eine ungemein ſchwache Dofis 
zu fi genommen hatte, Alles nicht aus Schuld der Jeſuiten, 
fondern , weil es in Freiburg, wie in Waadt, felbit die foge- 
nannten liberalen Staatdmänner anders nicht gut fanden. Für 
Luzern fprach Steiger: er erinnerte an die Stunde des Rüdtrittes 
der VII Kantone und wie Bernhard Meyer damals alle Berant- 
wortfichfeit auf die Mehrheit geworfen. „Wie Spreu im Winde®, 
fuhr er fort, „fo ftob der Sonderbund vor der eidgenöffiichen 
Fahne auseinander, und vereitelt waren alle auf Anardhie im 


%* „D’une d&mocratie avancce,* 
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Innern und Unterflüßung von Außen geftellten Berechnungen 
desfelben.“ Auch er wies fodann auf die bekannten Befchlüffe 
der neuen Luzerner Behörden hin, welche felbft weiter gingen 
als die Tagfagung vorgefchrieben hatte, erklärte die Bereitheit 
zur Bundesrevifion und zur Abwehr fremder Einmifchung gegen 
diefelbe. Uri wünfchte „über die leidige Vergangenheit den Mantel 
der Bergefienheit deden zu fünnen“, und theilte Befchloffenes 
gegen Sonderbund und Sefuiten mit, die Letztern betreffend „je 
doch unbefchadet den übrigen Fonfeffionellen Rechten." Wallis 
verficherte nebft dem Gebotenen die Geneigtheit zur Bundesre- 
vifion, doch unter Ratifikationsvorbehalt, und ſprach fich ebenfalls 
gegen fremde Intervention aus. Schwyz gab einfach die befannten 
Befchlüffe zu Protofol und verficherte die Mitwirfung zur Bun- 
deörevifion, doch unter Feſthaltung des Grundfages, daB jede 
Abänderung des Bundesvertraged die Zuftimmung aller verbün- 
deten Kantone erheifhe. Zug wie Wallid in Bezug auf diefen 
Punkt. 

Der eidgenöſſiſchen Kanzlei gab die Tagſatzung wieder ein 
Haupt in der Perfon des früher zum Staatöfchreiber ernannten 
Johann Ulrich Schieß von Appenzell A. R., indem fie ihn zum 
Kanzler beförderte. Im eidgenöffifhen Generalftab gingen große 
Peränderungen vor: die drei Divifionsfommandanten Donats, 
Burkhardt und Ziegler nahmen und erhielten ihre Entlaffung; 
fie glaubten, ihrer militärischen Pflicht und Ehre ein volles Ge— 
nüge gethan zu haben, indem fie, im Widerfpruche mit ihren 
rechtlichen Ueberzeugungen, einen Krieg glüdlih durchzuführen 
geholfen, welcher weiter geführt, als fie geahnt haben mochten. * 
Mißbeliebige Stabsoffiziere, die in irgend einer Form zu erfennen 


* Biegler gab in feinem Nücktrittöfchreiben unumwunden zu verftehen, daß 
er feine Luſt Habe, ein zweites Mal gegen feine Ueberzeugungen in’s Feld zu 
ziehen. Dabei tadelte er die Streichung mehrerer ausgezeichneter Offiziere des 
Generalftabes, die Mißhandlung verfchiedener Perfonen und Korporationen der 
Sonderbundsfantone, das berausfordernde Wefen gegen das Ausland, und fand 
dad Heil der Schweiz nur in einer allgemeinen Amneftie und vollen Anerkennung 
der freien Meinungsäußerung tür die Genoffen jeglicher Partei. 
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gegeben hatten, daß fie mit dem friegerifchen Vorgehen der Tag- 
fagung nicht einig gehen, wurden geftrichen, fo Oberft Breny 
von St. Gallen, Oberftlientenant Alfred v. Rougemont aus Neuen- 
burg, die Majore Julius Correvon von Waadt und Ludwig 
Aubert von Genf. Ochfenbein, der früher geftrichene, wurde num 
zum eidgenöffifchen Oberft brevetirt. Neu in die Zahl der, Oberften 
wurde auch der Italiener Allemandi (nun in Lieftal verbürgert) 
aufgenommen.* Der Stab fand fih durch ſolche und vorans 
gegangene Ähnliche Maßnahmen von Fonfervativen Elementen 
größerntheild gefäubert. Um das Sahr 1830 waren noch die 
Ariftofratie und die in auswärtigem Dienft gebildeten Offiziere 
im eidgendffifhen Stabe vorherrſchend; achtzehn Jahre fpäter 
fehen wir „die Grünen“, fo nannte der fhmeizerifche Milizfoldat 
die eidg. Staböoffiziere, faft ausfchließlih aus dem Lager der 
Radifalen gezogen. Auch die Frage der Kontingentäzuftände fam . 
zur Sprache. Die im Feldzug gemachte Erfahrung hatte gezeigt, 
dab das Kontingent von Appenzell J. R. nicht brauchbar gemefen 
wäre; daher die Einladung an diefen Halbfanton, ibm von nun 
an die nöthige Inſtruktion anaedeihen zu laffen. Auch Grau— 
bünden und Teffin mußten bei diefem Anlaß Urtheile des Kriegs— 
rathes über ihre Kontingente ergehen laffen, welche ihre reglemen- 
tarifche MWehrbaftigkeit in Zweifel ftellten. Die Gefandtichaft von 
Graubünden entgegnete mit Berufung auf bewährten Eifer für 
DOrganifation, Inſtruktion und Bewaffnung und auf den zu 
Gunſten Teſſins ausgeführten Marfch an die Moeſa; fügte dann 
zur Rechtfertigung ihres Kantond auch bei, daß fzine „Regierung 
mit einer Partei zu kämpfen babe, melde die Erfüllung eidge- 
nöffifher Pflichten ftet3 zu hemmen fuche.® ** Teſſin rühmte feine 
Aufgebote, neben denen ſich felbft Freiwillige in's Feld geftellt 
hätten. Gute politifche Freunde nahmen beide Kantone in Schuß, 
fo daß ein Abfchluß unterblieb und der Gegenftand an den Kriegs— 
rath zurückgewieſen wurde. 


* Gleich nach Ausbruch der Revolution, alſo wenige Monate ſpäter, trat 
er in den Dienſt der proviſoriſchen Regierung in Mailand. 
** Abſchied von 1847, II. Theil, S. 28. 
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Nach Belegung aller fieben Kantone befchäftigte fi die 
Zagfagung wiederholt mit der allmähligen Entlaſſung des Heeres, 
Zwar wurde ed im Laufe Winterd da und dort noch ala Preſ— 
fiondmittel benugt, wenn entweder die Kontributionszahlungen 
nicht binnen vorgefchriebenem Termin eingingen oder die politifchen 
Umgeftaltungen nicht raſch vorrüdten; doch fühlte die Tagſatzung, 
daß Reduftionen mit Beförderung eintreten müſſen; fchon am 
10. Dezember ermächtigte fie den Borort, nah Maßgabe der 
aus den befegten Kantonen eingehenden Repräfentanten-Berichte 
zur Berminderung der Truppen zu fchreiten, den General zur 
theilweifen Entlaffung der aufgeftellten Stäbe. Am 9. Februar 
wurde befchloffen, die Offupationdtruppen bis auf einen Dritt- 
theil zu vermindern, dann der große Generalftab entlaffen. An 
das Heer erließ die Tagfagung eine belobende Proflamation; fie 
erinnerte mit Anerkennung an die langen und befchwerlichen 
Märfche und an die verfchiedenen Gefechte gegenüber von Schwei⸗ 
zern, welche „tapfer wie hr, aber verirrt waren“, und wie die 
Schweiz durch Mitwirfung des Heered „ihren Ruhm verjüngt, 
ihren Namen geachtet gefehen und wieder einen ehrenvollen Rang 
unter den Nationen eingenommen. Ihre Unabhängigkeit ift mit 
einem neuen Schupwalle umgürtet worden.“ Die Proflamation 
fagte den Truppen felbft noch, daß fie die Perfonen und das 
Eigenthum ihrer Gegner, „die Tempel und Altäre, die religiöfen 
Gebräuhe und ihre Diener“ geachtet; ihr guter Ruf könne durch 
einige Unordnungen nicht gefchwächt werden. Zum Schluß: „Die 
eidgenöffifche Armee hat fih um das Vaterland hoch verdient ge- 
madht“ (22. Jänner). Dem General Dufour wurde der Danf 
des Vaterlandes durch befondere Urkunde zu erkennen beſchloſſen, 
mit Uebergabe eines Ehrenfäbeld und eined Geſchenks von 40,000 
Schmweizerfranfen (10. Jänner). Dufour feinerfeitd vergabte 4000 
Franken zu Gunften der Berwundeten beider Theile. Der Kanton 
Genf fchenkte ihm ein Stüd Landes zur Erweiterung feined Land 
ſitzes. Bern und Teſſin ertheilten ihm das Ehrenbürgerrecht, Teffin- 
überhin den Titel eined „Pacificatore“. Die glüdlihe Durchs 
führung feiner Aufgabe hatte Dufour zum gefeierteften Mann 
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der Eidgenoffenfchaft erhoben; Lieder und Bilder bezeugten feinen 
Ruhm; Frauen von St. Gallen ſchenkten ihm einen Armfeffel, 
den ſchmucke Arbeit ihrer eigenen Hände zierte. Damit das Nät- 
rifhe in diefem Jahre des Ernftes nicht fehle, befchenkte Joſeph 
Pfluger aus Solothurn die Tagfagung mit einer in Gyps ges 
formten Gruppe, welche die Bewältigung des Sonderbundes zu ver- 
finnbilden beftimmt war. „Als Repräfentant der Eidgenoffenfchaft, 
welche die vielköpfige Hydra des Jeſuitismus zernichtet, fteht Ge- 
neral Dufour, das Panner der Eidgenoffenfchaft fhmingend, auf 
dem Naden der Ueberwundenen, und mit der andern Hand hebt 
er einen Repräfentanten der zurückkehrenden Kantone in der Ges 
ftalt eined Schweizerhirten zur Eidgenoffenfchaft empor. Bergeb- 
lich ſtreckt die Hyder ihre Zunge nad dem Befreier und fucht 
in der lebten Zudung die Lenden des Hirten zu umftriden. Un— 
ter dem linken Fuße der Statue hält ein wüthender Sefuit einen 
Spiegel in der Hand, mit dem Worte: „„Religiondgefahr““, und 
rings um den Sodel find die Wappen der 122/, Kantone ans 
gebracht, die zur Auflöfung des Sonderbunds geftimmt hatten.“ * 

Mar der Krieg gegen die Sonderbundsfantone in den Augen 
Vieler das Mittel zur Herftellung der nöthigen föderalen Eini- 
gung gewefen, fo erfchien er hinmwieder vielen weniger edeln Gei— 
ftern als das Mittel zur Stillung politifher Rachſucht. Die 
Theilnehmer an den früheren Freifchaarenzügen litten am meiften 
an diefer Krankheit. Ein folder, Großrath Weingart von Bern, 
war ed, der in dortiger Inſtruktionsbehörde den Antrag ftellte, 
an der Tagſatzung ein ftrafrechtliches Einfchreiten gegen Diejenigen 
zu veranfaffen, melde ſich des Landesverraths gegen die Eidge- 
nofjenfhaft oder der Veruntreuung ihrer öffentlichen Gelder, des 
eidg. Kriegsfonds, ſchuldig gemacht, gegen alle übrigen Bethei- 
figten hinwieder Amneftie eintreten zu laffen. Zu jenem Zmed 
hatten bereitö in einzelnen Sonderbundsfantonen Einvernahmen 
ftattgefunden, die Hauptbetroffenen aber waren flüchtig. Nichtach- 
tend auf den Widerfpruch des beredten Anton v. Tillier, der die 


* MWörtlih aus dem Abfchied der Tagfagung von 1847, II, S. 231, 
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Gefahren ſolcher Verfolgungen aus der Geſchichte der alten und 
der neuen Republiken ſchilderte, ging der Große Rath von Bern 
auf den Antrag ein und feine Geſandtſchaft trug ihn an der 
Zagfagung vor. Dort unterlag er der Vorberathung jenes oft 
genannten Siebener-Ausfchuffes, der feit Ende Juli 1847 alle 
Hauptfragen aus dem Groben herausjuarbeiten und ihre Beant- 
wortung genießbar zu machen hatte, Yurrer, der Berichterftatter, 
nahm den objektiven Ihatbeftand des Anrufend fremder Inter— 
vention durch die Führer des Sondesbundes als vorhanden an; 
er verwies auf die gefhehenen „Waffenfendungen und Geldipen: 
dungen,“ auf gewiſſe Aktenftüde, die in Luzern und in Wallis 
aufgefunden worden; zweifelhafter fhien ihm das einzufchlagende 
Berfahren: er wollte ein .Spezialgericht vermeiden, daher konnte 
er auf Einfchreiten ſeitens der Tagſatzung nicht abflellen, da der 
Bund eine andere Straffompetenz nicht habe, ala jene in Mili- 
tärfällen; an ein eidgen. Kriegägericht laffe fih der Yall aber 
auch nicht verweifen. Eben fo wenig wollte die Kommiſſion 
einfah gefammten Kantonen das ftrafrechtliche Einfhreiten im ger 
gebenen Falle empfehlen, da fie beforgte, daß nicht in,allen Kan— 
tonen Strafgefege beftünden, melde fih auf den Fall anwenden 
ließen. Sie fand jedoch, daß „glüdlicherweife" das Strafgefek- 
buch von Luzern „Verbrechen gegen die Eidgenofjenfchaft“ vore 
gefehen habe. Da nun Luzern zudem als der Gerichtäftand des 
begangenen Verbrechens erfcheine, von dort das erheblichfte cor- 
pus delicti datire, fo erachte die Kommiffion, daß Luzern den Pros 
zeß in feinem ganzen Umfang gegen alle betheiligten Perfonen 
zu führen habe. Es fand diefe Anfhauung Beifall, daher der 
Beſchluß gefaßt wurde (14. Februar), durch welhen mit Berufung 
auf die Alten, aus denen fih mit „hoher Wahrfcheinlichkeit® er- 
gebe, „daß der Kriegdrath des ehemaligen Sonderbundes oder 
einzelne Mitglieder und Beamtete desfelben zur Unterftügung des 
bewaffneten Widerftandes gegen Bundesbeichlüffe die Interven— 
tion des Auslandes angerufen“ haben, dann in Erwägung, daß 
ſolche Handlung ſich als Landesverrath darftelle, die vaterländi- 
ſchen Intereſſen aber der Tagſatzung die Pflicht auferlegen, „ge 
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gen die Urheber und Mitjchuldigen eine gerichtliche Unterfuhung 
zu veranlaffen, daß im Uebrigen die Beruhigung des Paterlan- 
des dringend erheifche, alle andern bei dem Bündniffe der fieben 
Kantone Betheiligten nicht weiter zu verfolgen, — der Stand Lu—⸗ 
zern eingeladen wurde, „eine gerichtliche Unterfuchung gegen dies 
jenigen Perfonen einzuleiten, welche des Landesverrathes verdäc- 
tig find, und feiner Zeit der Tagſatzung über das Refultat 
Bericht zu erſtatten,“ unter gleichzeitiger Empfehlung an die ches 
maligen Sonderbundäfantone, mit Ausnahme der bei dem Lanz 
desverrathe betheiligten Perſonen eine möglichft umfaflende Am— 
neftie eintreten zu laffen. Luzern übernahm bereitwillig den Auf— 
trag. Die Amneftie aber gab viel zu fprechen. Es fam in der 
Berathung das berüchtigte Amneftie-Defret von Freiburg zur 
Sprache, welches Drucy, der Waadtländer Gejandte, entfchuldigte, 
die Gefandten von Bafelftadt und Neuenburg dagegen einer-fchar- 
fen Kritik unterftellten. Erfterer rief aus: „Männer, welche nad 
ihrer Ueberzeugung und in guten Treuen in verfaffungsmäßigen 
Behörden geſtimmt oder dem Befehle derfelben Folge geleiftet 
haben, ihres Vermögens zu berauben, fie mit Weib und Kind an 
den Bettelftab zu bringen, das nennt man Amneftiel Der Ans 
theil des Kantond Freiburg an den Kriegäfoften wird zu 
Fr. 1,600,000 berechnet, und fein Großer Rath befchließt die 
Erpreffung von Fr. 2,410,000.° Gegen ſolche Anfhuldigungen 
erhob fich der Freiburger Buffard, zugleich Profeffor der Rechte: 
jenes Freiburger Dekret verftoße fich in feiner Weile gegen die 
Negeln der Gerechtigkeit. Die Tagſatzung felbft wolle auch die 
Zandesverräther verfolgen; darum könne fie nicht tadeln, wenn 
nun auch der einzelne Kanton gegen die Strafbaren einfchreite, 
zumal das Verbrechen des Hochverrathed verfchiedene Grade zus 
laffe. Zum Schluß rief er aud: „Das Freiburger Volk und feine 
Magiftraten weifen mit Unmillen jene Anfchuldigungen gegen die 
Gefühle der Gerechtigkeit, fchonender Rückſicht (delicatesse) und 
der Humanität zurüd, die fie immer befannt haben und von 
denen fie fich nie entfernen werden!“ Die Tagſatzung hatte auch 
die Deruntreuung der eidgen. Kriegägelder in ihre Berathungen 
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gezogen; da jedoch befannt war, daß der für diefelben verant- 
wortlihe Kanton Luzern ſchon eingefchritten fei, ging fie. über 
den Gegenftand ohne Verfügung hinweg. Zwei Tage fpäter ſprach 
die Tagfakung ihre zweite Vertagung aus (16. Februar). 


Fünfter Abfchnitt. 
Die Bundesrevifion wieder aufgenommen. Gänzliche Entwaffnung. Das Ende 
des Sonderbundskrieges der Anfang der Umwälzung von halb Europa. Stalien, 
Frankreih, Deutichland in Gährung. In Frankreich Wiedererftehung der Re 
publif, Metternich geftürzt. , In Defterreih und Preußen die abfolute Gewalt 
gebrochen. Neuenburg demokratifirt. Die April-Berfammlung der Tagfagung. 
Das fardinifche Allianzbegehren abgelehnt. Die Sendung Luquet's. Freifchaaren- 

züge aus der Schweiz nach Italien und Deutfchland. 

(Februar bis April 1848.) 

Bon den Tagherren gingen die Einen nach Haufe, die An- 
dern blieben in Bern; es waren diefe die Mitglieder der Bun» 
desrevifiondfommiffion. Die Hinderniffe waren nun gehoben; 
man Tonnte vorgehen, und auch diejenigen Kantone der Mehr: 
beit, welche bisher fih nur ungern angefhloffen oder vollends 
Einrede gemacht hatten, durften fchicklich nicht mehr zurüdbleiben, 
nachdem durch ihr Zuthun ein Heer von nahezu hunderttaufend 
Mann im Felde dem Bundesvertrage bereitd die Sterbeglode ge- 
läutet hatte, Bei veränderten Umftänden ſchwoll die Kommiſſion 
von vierzehn auf dreiundzmwanzig Mitglieder an; unter den neu 
bhinzugefommenen find vornämlich Steiger für Luzern und Buffard 
für Freiburg zu nennen; unter allen war nur einer jener Män— 
ner wieder zu finden, von welchen im Jahr 1832 der erfte Bun— 
dedentwurf audgegangen, Munzinger. * Es hatte die Tagſatzung 
gut gefunden, jedem ganzen oder halben Kanton eine Stellver- 
tretung in der Kommiffion zu bewilligen, fo daß diefe in Wirk: 
lichkeit nur eine verkleinerte Tagſatzung war, doch mit dem gün— 
fligen Umftand freierer Bewegung in den Berathungen und bei 
den Abfchlüffen. Diefe Reviforen ſetzten fich fogleich nach der 
Bertagung der Tagſatzung zur Arbeit. Der Vorort Bern brachte 


* Band I, S. 335 und 336, 
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inzteifchen die Abfindungen mit den Kantonen bezüglich der Kon- 
tributiondzahlung zu gänzlichem Abſchluß und entlieh den noch 
im Dienft gebliebenen Reft des Bundesheered. Gegen Ende Febr 
ruar waren gefammte Schweizer Milizen wieder am heimifchen 
Herde und hatte das Waffengeklirr ganz aufgehört. 

Die Ruhe der Paragraphenarbeit für eine verbeſſerte Bun— 
dedafte wurde bald durch welterfchütternde Ereigniffe unterbrochen, 
Europa ftand ſchon länger ber auf glühenden Kohlen: die Re— 
gierungen waren ohnmächtig im Guten, ſchwach im Kampfe gegen 
die zerftörenden Elemente, die Völker ſchwierig und lüftern nad 
Selbftregierung , die Kediten unter den Demagogen in ununter« 
brochener Thätigfeit für gänzliche Ummwälzung der ftaatlichen Ein- 
richtungen, die Freunde befonnener Berbefferungen längft über- 
fhrieen. Stalien, Frankreich, Deutfchland mit Nebenländern hatten 
manche Läuterung und Reformen nöthig; aber im Hintergrunde 
ehrlicher Beftrebungen für diefelben grindte die Revolution. In 
Stalien mwühlte feit Jahrzehnten der Genuefer Joſeph Mazzini: 
fein Ziel war ein republifanifhes Stalien ohne Papſtihum und 
Kirche, frei von Fremdherrſchaft; zahlreiche unter wechfelnden For: 
men fich geftaltende geheime Vereine waren feine Werkzeuge. Papft 
Pius IX. repräfentirte wie fein Vorgänger das erhaltende Prin- 
zip; aber er hatte die Einfiht, daß die Provinzen ded Kirchen» 
ftaates in Verwaltung und Rechtöpflege umfafjender Verbeſſerun⸗ 
gen bedürftig. Er betrat mit Umfiht und Wohlwollen die Wege 
der Reform; bereitö freute fih das Volk, ihn als feinen Wohl: 
thäter begrüßen zu können. Jahrzehnte langem gerichtlichem Ein- 
fchreiten gegen die Störer der öffentlichen Ordnung und die Kom— 
plottefchmiede ließ er die Amneftie folgen. Um fo ungehemmter 
und ungefcheuter erhob nun die Revolutionspartei ihr Haupt; fie 
brachte Aufregung unter das Volk, gewöhnte die Maffen an brau— 
fende Demonftrationen angeblich zu Ehren des gefeierten Fürften, 
viß fie durch Rede und Schrift zu ftürmifchen Forderungen, die 
der Papft nicht erfüllen konnte. Hatten Mazzini und feine Ges 
nofjen das Volk gewonnen, fo arbeiteten höher Geftellte in den 
ihnen ebenbürtigen Regionen der Gefellichaft, fo Vinzenz Gios 
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berti, welcher durch feinen „Jeſuiten der Neuzeit“, eine Schrift, 
die reißenden Abfag fand, einen großen Theil der zahlreichen Prie- 
fterichaft in den Strudel der Umwälzung hineinzog. Gelehrte 
und Staatsmänner, neben Andern D’Azeglio, fchrieben Programme 
für ein fünftiges felbitftändiges, national regiertes Stalien. Was 
in diefen Richtungen wirkte, galt nicht für Rom und den Kirchen- 
ftaat allein, fondern für die ganze Halbinfel, vom Aetna bis an 
die Alpen hinan. Wirflih brad in Sizilien der Aufruhr gegen 
die königliche Regierung in Neapel aus; in den Provinzen. des 
Königreichs diesjeitd der Meerenge flieg die Gährung: der König 
fuchte Rettung in Gewährung einer Reprälentativverfaffung (Ende 
Jänner). Der Papft glaubte fie in theilweifer Anftellung von 
Raien-Miniftern zu finden und mußte fih noch auf ernftlichere 
Veränderungen in der gefanımten Staatsordnung vorbereiten, die 
in der unter'm 14. März verfündeten Verfaſſung (Statuto) geltof- 
fen wurden. Der Großherzog von Toskana folgte dem Beifpiel 
von Neapel. Der König von Sardinien berief die Häupter der 
Reform zur Staateverwaltung und leitete jene Politif ein, die 
bald zum Kriege mit Defterreich führte. In öfterreichifch Stalien 
erfuhr die Regierungsgewalt die fprechenditen Zeugen vielfacher 
Unzufriedenheit, namentlich allgemeinen Deutſchen-Haſſes; ſelbſt 
Dffiziere und Soldaten wurden meuchlingd angegriffen; Radepfy 
mußte in Lombardo-Venetien das Standreht verfünden (22. 
Februar). 

In Frankreich freute fih Ludwig Philip noch immer feiner 
parlamentarifhen Dligarchie. Aber die endlofen Kammerkämpfe, 
welche nicht bloß die wirklichen Schäden. der Regierung an den 
Tag förderten, fondern auch alle Achtung vor der Autorität unter- 
gruben; eine theild revolutionäre, theils irreligiöfe Preffe, welche 
den Sinn für gefeglihe Ordnung und chriſtliche Moral ab- 
ſchwächte; giftige Befehdung firchlicher Inſtitutionen, welcher die 
Regierung felbft nicht fremd blieb; Schlechtigfeiten in den höhern 
Regionen der Gefellfhaft und wachſende Berfommenheit im Pro— 
letariat: diefe und manche andere Urfachen hatten das Staate- 
gebäude ſchon ſchwer erfchüttert, Die dynaftifche Oppofltion warf 
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ed vollends zu Boden. Das Minifterium Guizot zu flürzen und 
die Gewalt in eigene Hand zu nehmen gab fie das Loſungs— 
wert: Wahlreform. Das fing Feuer; die gefammte Wählerfchaft 
zählte damals in Franfreih nur 2—300,000 Bürger. Mit dem 
Parteiprogramm durchzudringen wurden große Neformbanfete in 
mehreren Städten veranftaltet, an denen fich die reinsrepublifanifche 
wie die rohsrevolutionäre und fommuniftifhe Partei * mitbetheis 
ligte. Bald wuchs die Bewegung den Urhebern über die Köpfe; 
manche erjchrafen felbft über den Erfolg: denn fie, die nur eine 
Minifterialveränderung gewollt hatten, fonnten nun bald fehen, 
daB das Volk über einer wirklichen Regierungdveränderung brü- 
tete, die Radifalen vollendd eine ganze Umwälzung der gefell- 
Ihaftlihen Ordnung anftrebten. Aber ein Einlenfen war nicht 
mehr möglih. Die Regierung verfündete polizeiliches Einfchrei- 
ten. Ueber den wirren Erörterungen traten Volförotten in den 
Gaffen auf; die reguläre Militärmaht wurde zum Widerftand 
aufgeboten; es ſetzte Straßenkämpfe ab, denen die Nationalgarde 
in verdächtiger Neutralität unthätig zuſah; ed wurde die könig— 
lihe Reſidenz erftürmt. Am 24. Februar war der König auf 
der Flucht nah England, Frankreich als Republik proflamitt. 
Guizot und fein beharrlich projeftirted Einfchreiten in die Ange: 
legenheiten der Schweiz lagen begraben unter den Trümmern der 
Juli-Monarchie. In den folgenden Märztagen war München in 
Aufftand, das bayeriſche Minifterium geftürzt, volle Prehfreiheit 
und die Beeidigung des Heeres auf die Verfaſſung erftürmt, 
König Ludwig I. vom Schauplag abgetreten und in Folge förm— 
liher Ihronentfazung durh Marimilian IL. erfeßt. In Defter- 
reich brach das Metternich'ſche Negierungsiyitem und der greife 
Staatöfanzler wurde zur Abdanfung und zur Flucht gezwungen; 
Kaifer Ferdinand verkündete der luſtigen Hauptftadt die Aufhe— 
bung der Zenfur, die Errichtung einer Nationalgarde, die Er- 


* Lamartine: Histoire de la r&volution de 1848. Er felbft nennt das 
Banket von Dijon „revolutionär“, jened von Autun „Eommuniftifch”, Erſtes 
Buch, XVII. 
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laſſung einer „KRonftitution“; die Wiener ſchwammen im Ueber— 
maß von Errungenfchaften. Auch die preußifche Militärregierung 
in Berlin verlor im Laufe weniger Tage Macht und Anfehen zu— 
gleich, nachdem fie fih gegen ungeftüme Forderungen flürmender 
Mafjen in der Hauptftadt vergeblich durch wiederholte Straßen- 
fämpfe zu erhalten gefucht. Durch ganz Deutfchland wogte der 
Drang nah Ummwälzung und zentraler Geftaltung, zu welchem 
Zweck fih in Frankfurt a. M. bereits ein Borparlament verfam- 
melte. Die in den befannten Adreſſen an die Tagſatzung aus— 
gefprohenen Wünſche und Hoffnungen waren glänzend in Er- 
füllung gegangen. PBielfah hörte man den Ausſpruch: die 
fiegreihe Befämpfung ded Sonderbundes und die Rath- und 
Thatlofigfeit der Mächte gegenüber feinen Gegnern habe den 
Fugen Drleaniden den Thron gefoftet, in den deutfchen Landen 
der Revolution gerufen; gewiß ift nur, daß die Bewegung gleich- 
zeitig alle Völker durchzuckte, die Erplofion und ihre Folgen in 
der Schweiz die bereits vorhandene Aufregung im Auslande ftei- 
gerten, mie umgekehrt fich die radikale Schweizermehrheit durch 
das Bewußtiein weitverbreiteter Sympathien in den andern Staa— 
ten gehoben fand. Schon vorangehend hatte die europäifche Agi- 
tationspartei große Hoffnungen auf einen Bruch in der Schweiz 
gefegt. Schon um die Mitte von 1847 fehrieb der „Fränkiſche 
Merkur“ in einem auf die Schweizerwirren bezüglichen und aus 
der Schweiz eingefendeten Artikel: 

»Das Blut, dad wir im Bürgerkrieg vergießen, 

Wird durch Europa’d matte Adern fließen.“ 
Einftimmend in diefe blutlechzende Sprache nahmen die deutfchen 
Aufrührer feinen Anſtand, die Unterdrüdung des Sonderbundes 
ald das Signal zur allgemeinen Völfererhebung zu verfünden, 
Freiligrath, einer der Hofdichter der Revolution, fang oder reimte 
damals: * 


* Siehe: „Die neueften denfwürdigen Ereigniffe in Baris, Münden, Wien 
und Berlin; nebft dem neueften Gedichte von Freiligrath. Ulm; 1848. 


— 19 — 


»Im Hochland fiel der erfte Schuß — 
Im Hochland wider die Pfaffen ! 

Da kam, die fallen wird und muß, 
Fa die Lawine fam in Schuß — 
Drei Länder in den Waffen ! 

Mad. weiter wird: — noch harren wir! 
Doch wird’? die Freiheit werden! 
Die Freiheit dort, die Freiheit hier, 
Die Freiheit jebt und für und für, 
Die Freiheit rings auf Erden! 

Im Hochland fiel der erfte Schuß, 
Und die da niederdonnern muß, 
Die Lavine fam in’d Rollen !* 

Der erfte Schuß, der von Paris ber fiel, die Republifani- 
firung von Frankreich, führte unaufgefhoben zur längſt vorbe- 
reiteten Ummälzung in Neuenburg. Dort regierte der Staate- 
vath noch fo gut e8 gehen mochte. Eine ftehende Truppe, 300 - 
Mann ſtark, in Neuenburg einfafernirt, war für Aufrehthaltung 
der Drdnung in Bereitihaft. Der Winter verlief unter Bangen 
und Sorgen, wie fie gewöhnlich großen Kataftrophen vorangehen, 
indem die Negierung bald gegen rothe Mützen, bald gegen Um— 
züge mit eidgenöffiihen Fahnen und Armbändern und andere 
Vorzeichen des Aufftandes einfchreiten mußte. Am 26. Februar 
Abends langte in Neuenburg die Nachricht von der Parifer Re— 
volution an. Am folgenden Tag begann das Aftionsfomite in 
Lahaurdefonds die ohnehin fehon vorbereiteten Geifter in Bewe— 
gung zu bringen. Die Menge verlangte dad Recht der Mitbe- 
wachung des Rathhaufes. Am 28. kam Alerander v. Chambrier 
ald Regierungsfommiffär dafelbfi an. Mit dem Bertheidigungd- 
fomite berieth er nöthige Schutzmaßnahmen, ald eben von Kocle 
her die Nachricht eintraf, daß dort ſchon die „NRepublif® gefiegt. 
Nun berannte das Volk, bereit? in Waffen, das Rathhaus und 
jwang dem Schugfomite die Verpflichtung ab, fih alles Wider: 
ftandes zu begeben. Es wurde, ald Zeichen des Aufftandes, die 
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eidgenöffifhe Fahne aufgepflanzt, Chambrier feftgenommen und als 
Geifel zurücdbehalten. Wirklich hatte Locke fih [hon am 29. Mor: 
gend erhoben und „die Republif“ proflamiıt. Am gleichen Tage 
wurden im Traversthal die Anhänger der Regierung entwaffnet 
und die Nepublifaner warteten nur noch auf das Zeichen der 
Einnahme Neuenburgs durch die Montagnards, um gleichfalls 
dorthin aufzubrechen. Unterdeffen bereitete der Staatsrath mög— 
lihen Widerftand. Nachdem aber das fonft treue Locle gefallen, 
aus den Berner- und andern nachbarlichen Gebieten die Ankunft 
zahlreicher Freifchaaren drohte, und der gefunde BVerftand Jedem 
fagen mußte, daß das Fleine vereinzelte Fürftentbum dem mora- 
liſchen Eindrud der Ummälzung in Frankreich zu widerftehen une 
vermögend fei, war der erfte Gedanke unter den Notabeln, fid 
auf die Sicherung und Bertheidigung von Perfonen und Eigen- 
thum zu befchränfen. Der Staatsrath aber fann auf Widerftand, 
erteilte der Mannfchaft in den treuen Ortſchaften Marfchbefehle, 
entjendete die Kühnften unter den Zivil- und Militärhäuptern 
in die Thäler hinauf zur Anordnung der Gegenwehr und zum 
nachherigen Kampfe gegen die Infurgenten. Er empfing zahlreiche 
Beweife von Treue. Weitere Ueberlegung und eine Befprechung 
mit dem Stadtrath rief den Beichluß hervor, auf den Wider: 
ftand, der in den Augen menigftens der Mehrheit nur zu frucht- 
lofem Blutvergießen hätte führen fönnen, zu verzichten. Der 
Staatsrath entließ das Schupbataillen, der Kanzler Favarger 
wurde mit Berichten nach Berlin, Friedriih v. Chambrier nad 
Bern entjendet,- um dort die eidgenöffifhe Garantie anzurufen 
und vorörtliches Einfchreiten gegen jeden bewaffneten Zuzug aus 
andern Kantonen zu Gunften der fogenannten „Patrioten® zu 
verlangen. Allein, 1831 mar vorüber. * AU dieß ging am 29. 
Februar Can diefem Tag hielt der Staatsrath feine lebte Sigung) 
und in der folgenden Nacht vor. Am 1. März Morgens ftan- 
den die Häupter der Nadifalen von Lachaurdefonds und den 
übrigen Landestheilen im großen Bergdorf an der Spitze einer 
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Volksverſammlung und beftellten eine proviforifche Regierung 5 
deren Präfident war Alexis Marie Piaget, Advokat, bisher Mit: 
glied des gefeggebenden Rathes und Haupt der ſchwachen Oppo— 
fition in demfelben. Noch am 29. Dftober, in jener denfwür- 
digen Sitzung des gefebgebenden Rathes, hatte er die Verfiherung 
gegeben: „der auf der liberalen Dppofition ruhende Verdacht fei 
ungerecht; fie fonfpirire nicht; ihr einziger Zweck fei, durch die 
bereit3 beftehenden Inftitutionen die möglichen Berbefferungen zu 
erzielen.“ Unmittelbar nad der Wahl der proviforifchen Regie 
rung fegte fich Friedrih Courvoifter, der im 5%. 1831 an der 
Ueberrumpelung ded Schloffes in Neuenburg Theil genommen, 
im J. 1847 Adjutant Ochfenbein’d im Sonderbundsfrieg gewe— 
jen, jegt Kommandant der Inſurgenten, in Marſch nach der 
Hauptftadt, von woher eine Abordnung von Bewohnern die Nachs 
richt brachte, daß er ohne MWiderftand einziehen fönne, und zus 
gleich um Abwendung jeglicher Exzeffe erfuchte. Abends zog die 
Kolonne, mit zwei Kanonen, deren fie fih auf dem Wege in 
PBalangin bemäcdhtiget, 81200 Mann ftarf, unter denen 2 bie 
300 Berner, die vom St. Immer⸗-Thal her eingebrochen, in Neuen- 
burg ein; die proviforifche Regierung nahm Befig vom Schloß; 
die Infurgenten wurden bei den Bewohnern einquartirt. Am 
2. März proflamirte die proviforifche Regierung die Republik, 
entfeßte die verfafjungsmäßige Obrigkeit, ließ die anmefenden 
Staatsräthe de Chambrier, de Perrot, de Perrgaux, de Wesdehlen 
und Galame, nachdem fie die Unterzeichnung einer Abdanfungs- 
urfunde verweigert, verhaften und unter Militärbededung in das 
Schloß abführen, verfündete im Weitern die Wahl eines Ver— 
faffungsrathed durch das Volk zu Entwerfung einer neuen Ver— 
faffung. Der Vorort Bern hatte unterdeffen, ald Antwort auf 
dad bundesgemäße nterventiondbegehren, den Regierungsrath 
Dr. Schneider und Oberrichter Migy ald eidgenöffifhe Kommif- 
ſäre abgefendet. Diefe trafen erft nach der Berhaftung der Mit- 
glieder des Staatsrathed ein, fehten fi Namens des Vororts 
und mit ausdrüdlicher Vollmacht deöfelben aldbald mit der pro> 
viforifchen Megierung in Verbindung und verhandelten mit ihr, 
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wie mit einer ſolchen, welche die volle Legalität für fich habe. 
Der preußifhe Gefandte v. Sydow legte Namens des Fürften 
bei den Kommiffarien zu Handen des Borortd Verwahrung für 
deffen Rechte wie gegen die Verhaftung der Staatsräthe ein, 
verlangte deren Freilaffung, und verließ, nachdem diefe Schritte 
ſich als vergeblich herausgeſtellt, feinen mehrmonatlihen Sitz 
Neuenburg. Der Vorort hatte ihm geantwortet, daß die obwal— 
tende Frage eine rein eidgendffifche fei und daß er fih demnach 
Namens der Eidgenoffenfchaft gegen jede Einmifchung der preußi- 
fhen Gefandtfchaft verwahre; denn dem Volke von Neuenburg 
ftehe wie jedem andern das freie Konftitwirungsrecht zu. An die 
Gefchäftsträger in Parid und Wien gab der Vorort Bericht vom 
Gefchehenen und Inſtruktion für ihr Verhalten in gleichem Sinn. 
Das Defret der proviforifhen Regierung, welches die Einführung 
der Republif verfündet hatte, fette auch alle Bürger, „welche dad 
Opfer der Regierung gewefen,“ wieder in ihre Rechte ein und 
erklärte alle gegen fie verhängt geweſenen Berfolgungen für polis 
tifche Vergehen als null und nichtig. Deßgleichen verlängerte es 
die Berfallzeit der Handelswechſel, je nach ifrem Berfalltag, um 
vierzehn bis zwanzig Tage und annullirte alle gerichtlichen Betrei- 
bungen, welche vom 28. Februar bis zum 2. März gegen Bür- 
ger, die die Waffen ergriffen oder Verrihtungen bei den Komi- 
te's der proviforifchen Regierung ausgeübt hatten, angehoben 
worden, für fo lange, ald die Betriebenen im Dienfte der Res 
publif fiehen werden. So wurde felbft das Privatrecht eingeftellt, 
um willfährige Theilnahme am Aufftand zur Einführung des 
neuen öffentlihen Rechtes zu belohnen. 

Der preußifche Gefandte hatte in feinem Schreiben behaup— 
tet, daß der Aufftand nur das Werk der Minderheit, nicht aber 
der Mehrheit geweſen; das möchte auch kaum bezweifelt werden, 
wenn man fich erinnert, daß die republifanifche Partei nicht mehr 
als zwölf ihrer Anhänger in den gefeßgebenden Rath zu bringen 
gewußt hatte. Wirklich hatte die proviforifhe Regierung ein 
ſchweres Stüd Arbeit, um das neuenburgifche Volk allerwärts 
zur Unterwerfung unter die ufurpirte Gewalt zu bringen. Die 
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Unterbeamten verfagten der neuen Regierung ihre Zuftimmung, 
fo lange fie vom Fürften ihres Eides nicht entlaffen feien ; das 
Bolt von Balangin und la Sagne verweigerte ebenfalld die An- 
erfennung; den im Lande umber wandernden eidg. Repräfentans 
ten begegnete man mit dem Ruf: „Es lebe der König!“ obwohl 
fie erklärten, daß jede Gegenbewegung den Ginmarfch eidgenöf- 
ſiſcher Bataillone zur Folge haben würde ; die eidgenöffifche Fahne, 
ald Zeichen des Aufftandes und einer nicht gewünfchten neuen 
Drdnung, wollte das Volk entfernt wiffen; vor Allem war die 
Geiftlichkeit der Ummälzung abhold. Vom aufgebotenen Miliz: 
fontingent erfchien nicht die Hälfte. Brutalitäten feitend der repus 
blifanifchen Partei vermehrten die Mikftimmung, indem ihre be— 
waffnete Macht in der Stadt Neuenburg wegen bloßer unbedeu- 
tender politifcher Aufrufe und Gefänge auf wirkliche oder vermeinte 
„Ropaliften® Feuer gab, zwei am Gelärm ganz unfchuldige Mäns 
ner tödtete und ein Weib veriwundete. 

Als der Vorort von diefem Zuftand der Dinge Bericht ers 
hielt, waren die Kommiffarien bereits zurüdgefehrt. Da dann 
die proviforifche Regierung noch immer nicht feften Fuß zu faſſen 
vermochte, troß Drohungen und Gewaltanwendung und troß der 
von einem Berner Offizier fommandirten mobilen Kolonnen, mit: 
telft deren die Unterwerfung der Landgemeinden betrieben wurde, 
[chritt der Vorort zur Niederhaltung jeglichen Widerftandes felbit 
ein. Er bejtellte ein neued Kommiffariat in den Perfonen des 
Staatsrathd Blanchenay von Waadt und des Oberrichterd Migy, 
des nämlichen, der fchon an der erften Sendung Theil genommen, 
und ließ vier Bataillone Waadtländer und Berner Milizen auf 
das Piket ftellen. Der Bezirk La Sagne wurde mit 1000 Mann 
und einer halben Batterie militärifch befegt, dann entwaffnet, fo 
auch andere fonfervative Gemeinden; aus mehreren wurden Geifeln 
ausgehoben, diefe im Bergichloß Travers, gegen den Willen des 
Privateigentbümerd und ohne auf deſſen Proteftation zu achten, 
als Gefangene untergebraht. So wurden die Leute durch Ge— 
walt für die „Freiheit“ gewonnen. Während ganz Deutfchland. 
um Aufhebung der Zenfur fehrie und die Preßfreiheit dort ihre 
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Triumphe feierte, führte die proviforifche Regierung von Neuen- 
burg die Zenfur ein, jedoch nur gegen ihre wirklichen oder vers 
meinten Gegner. Sogleich nad dem Sturz der alten Regierung 
mußte der „Constitutionnel Neuchätelois“, ein Blatt, das ihr 
Bertrauter gewefen, in Ermangelung eined Redaktors aufhören, 
während zwei neue republifanifhe Zeitungen angefündigt wurden. 
Das freie Wort nun nicht vollends einzubüßen, gründeten kon— 
fervative Männer den „Neuchätelois“, deffen muthige und felbft- 
fändige Sprache der neuen Regierung bald unbequem fchien; 
deßhalb unterfagte fie durch Ordonnanz vom 21. März fein wei— 
tered Erfcheinen und erließ im fchneidenden Gegenſatz zur gefal- 
lenen Regierung , welche der Preffreiheit feinen Eintrag gethan, 
ein Berbot an alle Buchdruder, ihre Preffen für den „Neuchä- 
telois* zu gebrauchen, überhaupt irgend etwas ohne Erlaubniß 
zu druden. Das Komite mußte fih auflöfen und ftatt der miß- 
fälligen Zeitung konnte nur noch ein farblofes Bülletin erfcheinen. 

Eine faft unvertilgbare Anhänglichkeit an die untergegangene 
Drdnung beurfundete die Bürgerforporation der Stadt Neuenburg 
mit ihrem Stadtrath; Beltand und Haltung derfelben waren eine 
ununterbrochene, lebendige Proteftation gegen das neue Regiment; 
ihr Einfluß, ihr Reichthum Gegenftand der Furcht und des Haf- 
ſes jeitend der neuen Regierung. Die Wahlen in den Berfaffungs- 
rath ftanden bevor; der Stadtrath befchloß, fo lang er des ge- 
fhmorenen Eided vom Fürften nicht entbunden fei, ſich der Be— 
theiligung an den Wahlen zu enthalten. Diefer legte Aft der 
Treue und des Muthes führte feinen Sturz herbei. Die provi- 
forifche Regierung ftellte die Stadtbehörden ein, verbot ihnen 
mweitere amtliche Berrichtung, legte Kaffen und Archive der Bür- 
gerfchaft unter Siegel und gab ihr eine proviforifche Verwaltung 
(24. März). 

Die Royaliften enthielten fih beinahe überall der Theilnahme 
an den Wahlen für den Verfaffungsrath, fo daß er einfeitig nur 
die republifanifhe Partei repräfentirte. Der Berfafjungerath ver- 
fammelte fih unter Glodenflang und Kanonendonner am 5. April. 
Ein feierlicher Gottesdienft follte in der alten Kollegialkirche, welche 
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ſeit dem 1. März geſchloſſen war, abgehalten werden; da ſich zu 
ſolchem fein einziger neuenburgiſcher Geiſtlicher herbeilaſſen wollte, 
wurde ein Berner gerufen. Piaget eröffnete die Verſammlung 
mit einer Rede, welche beſtmöglich die Revolution rechtfertigen 
ſollte, die Mitglieder des Staatsrathes untreuer und ungeſchickter 
Verwaltung beſchuldigte und gegen den unerhörten „incivisme“ 
der alten Beamteten ſich erhob, welche faſt ohne Ausnahme, 
manche unter Aufopferung ihrer und ihrer Familie ökonomiſchen 
Exiſtenz, die Anerkennung der neuen Regierung für ſo lange ver— 
weigert hatten, als ſie nicht von ihrem Fürſten des Amtseides 
entbunden ſeien, eine Pflicht- und Eidestreue, die wirklich zu den 
Seltenheiten gehört und von der gewöhnlichen Menſchenklaſſe ent⸗ 
weder nicht verſtanden, oder vollends verlacht wird. Widerſpre— 
chen konnte dem Redner Niemand; denn Jene, welche es am 
beſten hätten thun können, die Staatsräthe, ſaßen noch immer 
gefangen, und die Preßfreiheit war nur für die Inhaber der Ge— 
walt, für die republikaniſchen Tyrannen und ihre Anbeter, vor— 
handen, für die übrigen Staatsbürger geknebelt. Am gleichen 
Tag, als Solches in Neuenburg vorging, erließ der König von 
Preußen aus Potsdam einen offenen Brief an die „Neuenbur- 
ger; er dankte ihmen für bewiefene Treue, verficherte fie feines 
fteten und aufrichtigen Wohlwollens, fügte jedoch bei, daß der 
gegenwärtige Zuftand Europa's ihm nicht erlaube, ſolches werk: 
thätig fundzugeben; der Entfchluß feiner „getreuen Unterthanen“, 
fih der Theilnahme an den Gefchäften unter einer Behörde zu 
enthalten, die fie nicht ala gefeglich anfehen Fonnten, fei zwar 
nur zu billigen, indem er ihnen wirklich zur Ehre gereiche; allein 
im Intereſſe des Vaterlandes, mie in ihrem eigenen, glaube er 
fie ermächtigen zu follen, von nun an ausfchließlich die Lage und 
das Glück des Landes in's Auge zu fafjen, obne ſich dur bis— 
berige Berhältniffe zu ihm, dem König, als gebunden zu eradh- 
ten. Mit dem Borort werde er fich über die Angelegenheiten 
ded Landes in's PVernehmen ſetzen. Bon nun an hielt fich die 
royaliftifche Oppofition für befugt, fih an den Gefchäften zu bes 
theiligen. Am 13. April wurden die Staatsräthe und die im 
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Schloß Travers figenden Geifeln freigelaffen. Der Verfaffungs- 
rath beeilte fih mit Entwerfung der Verfaſſung. Ein „patrio— 
tiſchert Berein wurde gegründet, dem zunächſt die Aufgabe zu- 
fiel, die Bürger für dad neue Regierungs- und Berwaltungs- 
foftem vorzubereiten; diefer hatte freie Hand. Als aber eine 
Petition mit 2319 Unterfehriften die unvermeilte Wiederherftellung 
der Preßfreiheit verlangte, damit nicht länger zwei radikale Zei— 
tungen allein auf die öffentlihe Meinung zu wirken berechtiget 
feien, ging die Berfammlung darüber zur Tagesordnung. Im 
Berfaffungsrath wurde der Entwurf mit allen Stimmen, eine ein- 
zige audgenommen, genehmiget. Er wurde den Bürgern zur Abs 
flimmung vorgelegt (30. April), mit ihm aber auch ein Befchluß, 
welcher den Verfaſſungsrath auf vier Jahre ald erſten Großen 
Rath des Kantons erklärt. Die Fonfervativen Häupter machten 
in geheim gedrudten Flugfchriften die Gründe zur Verwerfung 
fund; die Leiter der neuen Ordnung ließen mittelft nöthigen 
Geldfpenden Hunderte von abwefenden Bürgern (aus Befangon, 
Genf, St. Immerthal, Sferten, Murten) zur Stimmgabe für die 
Berfaffung nah Haufe fommen, warfen an einzelnen Drten, fo 
in St. Aubin, in Couvet und in St. Sulpice, die einflußreichen 
Männer in's Gefängniß und bedrohten Andere. Nach diefen Bor- 
bereitungen fonnte befannt gemacht werden, daB die Berfaffung 
mit 5813 gegen 4395, der Berfaffungsrath ald Großrath mit 
5487 gegen 4679 Stimmen genehmiget worden fei. Aus diefen 
Zahlen fann man fchließen, von welchen Gefinnungen die Mehr: 
heit der Bürger am 29. Februar, zwei Monate früher, belebt ges 
wefen. Nah den Abflimmungen wurden die neuen Gefangenen 
in freiheit gefeßt und der „Neuchätelois* fonnte ungehindert 
wieder erfcheinen. Bon nun an wurde die eine Hälfte des Vol— 
fe8 durch die andere regiert; denn die 4679 Bürger, welche für 
die Verwerfung des Verfaſſungsrathes ald neuen Großraths ge- 
flimmt, hatten in diefer Behörde nur einen einzigen Abgeordne— 
ten, und die aus der fremde hergeeilten Neuenburger, welche 
die Mehrheit bei beiden Abftimmungen bilden geholfen, ungefähr 
800 an Zahl, liefen nach verrichteter Arbeit wieder davon. Der 
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in ſolcher Weife entitandene Große Rath ernannte die fieben Mit- 
glieder des Staatörathes, ald erſtes Mitglied wieder Piaget; als 
befanntere Namen neben ihm Jeanrenaud Beffon (gewefener Prä⸗ 
fident des Verfaffungsrathes), Aimé Humbert und Johann Sted- 
Die Verfaffung fchließt fih im Wefentlichen an die andern neuen 
Berfaflungen an, mußte aber eben deßhalb tief in alle Verhält- 
niffe einfchneiden. Mit Aufhebung aller alten Torporativen Ber: 
haltniffe wurde der Kanton in ſechs neue Berwaltungs- und Ger 
richtöbezirke eingetheiltz die Verfaſſung wurde für alle Korpora- 
tionen ohne Ausnahme ald alleiniged Grundgefeß erklärt; alle 
Vorrechte und Freiheiten, politifche und polizeiliche Befugniffe, 
die nicht durch die neue Verfaffung ſelbſt feftgeftellt find, wurden 
aufgehoben ; ed wurde die Verwaltung der Gemeindegüter unter 
Staatsaufficht geftellt, dem Gefeh die Bildung von Munizipalis 
täten (Einwohnergemeinden) vorbehalten, die Aufhebung aller 
Feudalgebühren und die Einführung eines neuen Abgabenfyftems 
vorgefchrieben. Die Berfaffung gewährte Glaubendfreiheit und 
öffentlihen Kultus, nicht bloß den chriftlihen Befenntniffen, fon- 
dern auch für die ifraelitifhe Glaubensgenoſſenſchaft, unterwirft 
aber alle Befenntniffe, fo weit es die Temporalien betrifft, der 
Auffiht der Regierung, daher ein Gefeb über die Berhältniffe 
zwifchen Staat und Kirche in Ausficht geftellt und feftgefebt wurde, 
daß diefe Organifation nie geiftliche Korporationen aufftellen dürfe, 
welche unabhängig von der öffentlichen Gewalt wären; eine freie 
proteftantifche Kirche wurde nicht gewährt; eben fo wurde feſtge— 
feßt, daß feine religiöfe Korporation, ohne ausdrüdlihe und zu— 
gleich miderruflihe Bewilligung des Großen Rathes, fih im 
Kanton niederlaffen könne; das Letztere traf die Katholifen. Das 
Vermögen der Kirche, alfo gefammter proteftantifcher Pfründen, 
wurde dem Vermögen ded Staates einverleibt, dem hinwieder 
die Salarirung der Geiftlichen überbunden ward. Im Amt ftehende 
Geiftliche wurden von der Wählbarkeit in den Großen Rath aus— 
geſchloſſen. Die Berfaffung garantirt, doch unter unbeitimmten 
Borbehalten, die Unterrichtöfreiheit. Für Preß- und politifche 
Dergehen führt fie das Schwurgericht ein. Den Schweizern aus 
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andern Kantonen verleiht fie nicht bloß die freie Niederlaffung, 
fondern auch das politifche Stimmrecht, fofern fie feit zwei Jahren 
im Kanton ein Gtabliffjement haben. Die ganze Schweiz mar 
hoch erfreut, daß die widerwärtige Doppelftellung Neuenburgs 
endlich aufgehört habe, Ueber die Mittel, durch melche diefes 
Ziel erreicht worden, bleibt dad Urtheil ein offenes. 

Die Ereigniffe in den Nachbarftaaten ringsum führten den 
Vorort auf das Feld der auswärtigen Verhältniffe und zur Be— 
meſſung der nun einzuhaltenden Politif. In ferupulöfe Sorgen 
für dynaftifche Legitimität wollte er ſich nicht einlaffen; durch 
Kreisfchreiben an alle Kantone (28. Februar) gab er fund, daß 
Ichmweizerifcherfeitd das freie Konftituirungsrecht jeder Nation zu 
achten, damit aber jede Einmifchung vermieden und die ftrengfie 
Neutralität einzuhalten fei, womit fich die Kantone im Allgemei- 
nen einverfianden erklären Ffonnten. Nur Waadt machte Aus: 
nahme, indem dortiger Staatsrath erachtete, daß die Schweiz für 
allfälligen ernften Konflikt zwifchen demofratifcher und fürftlicher 
Gewalt in Europa fih die Allianz ‚mit andern Bölfern vorbe- 
halten follte. Das war Druey's Stimme. Nah Maßgabe des 
Kreiöfchreibend trat der Vorort unbedenflih in geſchäftliche Be— 
ziehungen zu der neuen Regierung in Frankreich, die wirkliche 
Anerkennung jedoch der Tagſatzung felbft vorbehaltend. Die bis- 
ber fo lauten auswärtigen Gefandten verftummten und verſchwan— 
den. Boidrle:-Comte trat ab, wünfchte in Stille feine Privatan— 
gelegenheiten in Bern zu ordnen und bat zu diefem Zwecke bei 
dem Vorort, um nöthige Aufenthaltsbewilligung; der Vorort be— 
 willigte gnädig und unbeanftandet dem Gefallenen das „Aſyl“ 
auf Schweizerboden. Graf Reinhard, bisher erfter franzöfifcher 
Botichaftsfekretär, trat in die Fußſtapfen feines einft republifa- 
nifchen Vaters, huldigte der neuen Regierung und übernahm die 
Beforgung der Gefandtfchaftsgeichäfte bis auf Weitered. Später 
langte General Thiard ald Botfchafter der Republif an und wurde, 
ald dem Umſchwung der Zeiten günftig, mit Freuden empfangen. 
Für Morier wurden die legten Förmlichkeiten feines Scheidend 
erfüllt, indem das Rückberufungsſchreiben einging, der junge 
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Robert Peel aus der Stellung eined proviforifchen Gefchäftsträ- 
gerd in jene des wirklichen übertrat. Der preußifche Gefandte 
v. Sydow weilte nad feiner Abreife von Neuenburg in Bafel. 
Mit der Neutralität nahmen es die Nadifalen in Bern und ans 
derswo nicht fo genau wie der Vorort: jene von Bern feierten 
die Wiedergeburt der franzöfifhen Schwefter-Nepublit mit 101 
Kanonenjhüffen, beehrten, den Großrathöpräfidenten Niggeler an 
der Spibe, ihren freundlichen neuen Botfchafter mit einem Fadel- 
zug; deßgleichen beglüdwünfchten die Schweizer in Paris in feier 
lihem Zug mit der eidgenöffifhen Fahne den dortigen Minifter 
der auswärtigen Angelegenheiten, Lamartine; für diefen machte 
fi) Ende März der eidgenöffiihe Oberft Huber-Saladin in Bern 
zu thun, um ein vertrauteres Verhältniß zwiſchen Franfreih und 
der Schweiz einzuleiten. Cine zeitweilig im Elſaß eingetretene 
Mipftimmung gegen die Juden, die in Thätlichkeiten ſich fund 
gab, erregte Bejorgnig wegen Störung der Ruhe an der fran- 
zöfifchen Grenze; folcher zu begegnen, bot der Borort ein Berner 
Bataillon und vier Kompagnien ded Bundesfontingented von 
Bafelftadt auf. 

In öſterreichiſch Oberitalien reichte Radetzky mit feiner Ver: 
fündung des Standrechted nicht mehr aus, nachdem in Wien die 
Häglichfte Ohnmacht der Regierung zu Tage getreten. Am 17. 
März verlieh der Erzherzog-Vizekönig die lombardifche Hauptfladt5 
vom folgenden Tag an wüthete während fünf Tagen der Auf— 
ftand gegen die Militär- und Zivilherrfchaft von Defterreich, def 
fen tapfere Truppen, nach verzweifelter Wehre gegen verzweifelten 
Angriff, die Stadt verlaffen und fich hinter die Mincto Linie zu— 
rüdziehen mußten. Auch Venedig erhob ſich und beftellte wie 
Mailand feine proviforifche Regierung. Die Regierung von Teffin 
bot alöbald, zur Dedung der Grenzen, zwei Bataillone Infan— 
terie nebft Spezialmaffen auf, die der Borort nun auch in den 
Cold der Eidgenoffenfchaft nehmen mußte. Der Borort feiner 
ſeits entfendete den Oberſt Luvini ald feinen Vertrauensmann 
zur Wahrung der vaterländifchen Intereſſen nad) Mailand; durch 
den ſchweizeriſchen Konful Reynold dafelbft ließ er unbedenklich 
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mit der improvifirten Regierung amtliche Gefhäftsverbindung ans 
fnüpfen; das Gleiche that der Vorort von fih aus durch un— 
mittelbare freundliche Antwort an die proviforifche Regierung von 
Benedig, die ihre Konftituirung angezeigt hatte. Störungen des 
nahbarlichen Verkehrs an den Grenzen der Lombardei fürchtend 
ftellte Graubünden fein ganzes Kontingent auf Pifet und der 
Vorort gab ihm eventuell einen eidgenöffifchen Befehlshaber. 
Die Ereigniffe indeffen wuchſen an Ernft. Unmittelbar nach dem 
Falle Mailands ftellte fih König Karl Albert von Sardinien an 
die Spite der nationalsitalienifchen Bewegung und überfiel, ohne 
Kriegserklärung an Defterreih, mit 45,000 Mann feiner Truppen 
die Lombardei, deren Städte er, dem nach Verona ſich zurück— 
ziehenden Radetzky folgend, beſetzte. Der Eidgenofjenfhaft trug 
er, mit Hinweifung auf die Bölferbeftrebungen in Frankreich, 
Deutfhland und Stalien, eine Allianz an, als deren unmittel- 
bare Folge die Schweiz ein Heer von 30,000 Mann hätte auf- 
ftellen, 20,000 davon unmittelbar zum Befreiungsfampfe hätte 
hergeben follen. So verftand man im Ausland die vorörtliche 
Neutralität, und nicht ganz mit Unrecht, denn der Drang zu 
abenteuerlicher Betheiligung bei den ausländifchen Aufftänden 
war in der Schweiz durch die Deflamationen der Preffe und 
Bereindverfammlungen längft großgezogen worden. Es war dieß 
die Zeit, da in allen Ländern Italiens die dreifarbige National- 
fahne flatterte, der Papft felbft, gedrängt durch die revolutionäre 
Partei, zwar feine regulären Truppen wie die neu organifirten 
Korps von Freiwilligen in den „heiligen“ Krieg gegen die öfter- 
reichifche Fremdherrfchaft ziehen ließ, eine Kriegserflärung gegen 
Defterreih aber zu erlafen, als dem Fürften des Friedens nicht 
ziemend, beharrlich ablehnte. Crotti di Goftigliole, bisheriger Ge— 
fandter von Sardinien in der Schweiz, wurde abberufen und 
durch Generalmajor Rackhia erfegt; diefer war der Ueberbringer 
jenes Allianzvorfchlages. 

Biel Auffehen machte um diefe Zeit ein angeblih von der 
Hand Siegwart's überfchriebenes Blatt Papier, welches für den 
Tall eined Sonderbunds-Sieges zur Schwächung radifaler Ten: 
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denzen das Projekt einer neuen Gintheilung der Schweiz, die 
Namen der Häupter der in den Kantonen aufzuftellenden provi- 
forifhen Regierungen, die Verwendung der zu erhebenden Kriegs- 
fontribution und Aehnliches fol enthalten haben. Die auf dem 
Blatt Genannten verbaten fih, zum Theil öffentlich, die Vor— 
ausfegung einer Betheiligung. Abgefehen hievon follten wichtige 
Aftenftüde über den Sonderbund in Altorf gefunden worden 
fein. Der Borort requirirte fie dur den eigend abgeordneten 
Regierungsrath Funk; ald der Landrat (18. März) ablehnende 
Antwort gab, bedrohte der Vorort den Kanton Uri mit neuer 
militärifcher Befegung durh 3000 Mann. So machte ſich damals 
die Deipotie eine Gaffe. Der Fund war gleichwohl fehr unbe- 
friedigend. Darum ging Luzern nicht ohne Verſtimmung in den 
Zandesverrathöprozeß ein; die Regierung verlangte vom Borort 
Bezeihnung eines Unterfuchungsrichtere oder wenigftend die Zus 
fiherung der Koftenvergütung aus eidgenöffifcher Kaffe. 

Im Hinblid auf die wichtigen europäifchen Ereigniffe über: 
haupt, dann erwägend, „daB um den Preis der Rombardei oder 
um die Freiheit der italienifchen Staaten ein europäifcher Krieg 
beinahe unvermeidlich erfcheine®, berief der Vorort die Tagfagung 
auf den 13. April wieder ein. Sie empfing Bericht über die 
neueften Vorgänge und trat alsbald in die waltenden Tages— 
fragen ein. In Savoyen waren in Folge der Friegerifchen Politik 
des Königs Gelüfte nach einer Bereinigung mit Frankreich wach 
geworden oder die Negierung von Genf fchien folche wenigftens 
zu beforgen. In Folge deffen ftellte fie die Anfrage an den Bor: 
ort, ob es nicht angemefjen wäre, laut vertragsmäßigem Recht 
Chablais und Faucigny zu befegen. Der Vorort wollte mit ver: 
trauteren Augen fehen und fandte den bernifchen Regierungs— 
rath Revel zur Berichterftattung nad Genf. Was diefer ver- 
nahm, beichränfte fih darauf, daß augenblidlih Beſorgniß 
waltete, e8 würden zahlreihe Rotten favoyiicher Arbeiter, welche 
aus Frankreich zurüdgefehrt waren, in Chambéry die Republif 
ausrufen, daß fich die Arbeiter jedoch wieder zerftreut hätten und 
für den Augenblid fein Grund zu wirklihen Beforgnifen vor- 
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liege. Wohl aber habe der Staatsrathäpräfident in mehrern 
Unterredungen auf die Nothwendigfeit aufmerkſam gemacht, die 
Neutralitätsinterefien der Schweiz durch Befegung genannter 
Provinzen zu wahren. Genf fehe dieß für fo dringend an, daß 
ed unter Umftänden die Beſetzung von fi) aus mittelft der be- 
reitd? von ihm aufgebotenen Truppen vornehmen würde. m 
Schreiben. von Genf (vom 30. März) war noch befonderd be— 
tont, daß eine foldhe Belegung Anlaß gäbe, jene Provinzen, 
getrennt vom übrigen Savoyen, von einer Kundgebung zu 
Gunften von Franfreih abzuhalten und hinmwieder für eine Bers 
einigung mit der Schweiz zu gewinnen. Im Schooße der Tags 
fagung führte Genf im Weitern an (17. April): „Die Neutra— 
lität der angeführten Provinzen babe für den Kanton Genf 
feineswegs nur untergeordnete Bedeutſamkeit; vielmehr müſſe 
jene wohlthätige Beftimmung des Wienerfongrefjed für den 
zwifchen zwei mächtigen Staaten eingefeilten Kanton Genf ald 
ein L2ebensprinzip, als die Frage über Eein oder Nichtjein be- 
tradhtet werden. Bon der Behauptung jener Neutralität hänge 
auch die Behauptung der Selbftftändigfeit des Kantons Genf 
ab und damit fiehe in Zufammenhang die Frage: ob Genf fort- 
während einen integrirenden Beftandtheil der ſchweizeriſchen Eid- 
genoffenichaft ausmachen oder ein Spielball der Nachbarftaaten 
werden folle. Nicht weniger fei aber auch dabei der Kanton 
Wallis intereffirt; denn ohne eine fefte Handhabung der Neu- 
tralität in Chablaid und Faucigny würden die auswärtigen 
Armeen immer verfucht fein, ihren Einmarfh in Stalien durch 
die Alpenpäffe des Simplon oder des St. Bernhard zu bewerk⸗— 
ftelligen.“ * Das Recht zu der beantragten Maßnahme fei aus- 
gewiejen, durch den Einmarſch des Königs von Sardinien in 
die bisher öfterreichifche Tombardei der Casus belli wirflih vor— 
handen. Zürich, von manchen andern Ständen unterftügt, wider- 
ſprach: zur Zeit liege noch fein Grund vor, die genannten far: 
dinifchen Provinzen zu befegen, und, follten felbft Berhältniffe 
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eintreten, welche ein entgegengefebtes Verfahren empfehlen würden, 
wäre ed weder Sache ded Vororts, noch viel weniger eines 
einzelnen Kantons allein, fondern nur der Tagfakung, die Ber 
fegung zu befchließen. Aber legtere gienge zur Zeit nicht an, denn 
die Borgänge in Savoyen gehören keineswegs unter den Begriff 
eines Krieges, fondern vielmehr nur unter denjenigen von innern 
Unruhen; in die Angelegenheiten eined andern Staates aber dürfe 
die Schweiz, in Gemäßheit der von ihr angenommenen Neutras 
Ktät&politif, nicht eintreten. Diefe Anficht fand Beifall und mit 
einer Mehrheit von ſechszehn Ständen wurde mitteljt Tagesord- 
nung über den Genfer Antrag hinmweggefchritten. Die von Genf 
wegen erwähnter Savoyer Unruhen aufgebotenen Truppen hatte 
der Vorort früher fchon in eidgenöſſiſchen Sold genommen. Leb- 
hafte Erörterungen rief der fardinifche Allianzantrag hervor. Das 
Schreiben des fardinifhen Abgeordneten (vom 6. April) machte 
aufmerffam, wie die Nationen Europa’s in eine neue Aera eins 
getreten, von nun an ihre natürlichen und berechtigten Intereſſen 
ihr einziged Geſetz fein können; wie Frankreich und Deutſchland 
bereitö in diefem Sinne ein Beifpiel gegeben, die Schweiz nicht 
zurüdbleiben könne; wie ihre nunmehrige Stellung mehr als je 
anrathe, in die .innigften Beziehungen zu Stalien zu treten; es 
erinnerte an das traurige Schidfal der Republif Venedig, welche 
am Schluffe des vorigen Jahrhunderts als Opfer des Neutrali- 
tätöfyftemes gefallen fei. Daher jener Antrag, unverfchoben ein 
Aufgebot von 30,000 Mann zu maden, davon 20,000 Mann 
in's Feld rücken zu laffen und eine gleich flarfe Referve für den 
Befreiungsfrieg in Bereitfchaft zu fegen. Der Welten der Schweiz 
war zur Zeit von verderblihem Taumel ergriffen; heißblütige 
Bolitifer in den übrigen Theilen des Vaterlandes hatten eben« 
falls feinen Klaren Einblid in die Gefahren der Zeit. Solche 
Stimmung erzeugte Gedanken und Pläne von weithin ragenden 
Bölferverbrüderungen und einer allgemeinen Nepublifanifirung 
der europäifchen Staaten. Die hinter dem allgemeinen Umfturz 
fauernden Kriege zwifchen den Großftaaten um Machtgewinn nad) 
allen Seiten wurden dabei nicht in Nechnung gebracht. Andere 
Die Sqhweiz. IV, 13 
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blieben nüchterner und wurden durch dieſen erſten, ohnehin uns 
gefchict angelegten Berfuh, die Schweiz in die großen Welt- 
händel hineinzuziehen, an ihre einzig richtige Politik erinnert. 
Die Erörterung wurde daher eine lebhafte und freimüthige zu— 
gleih, und damit fie das legtere in Wahrheit fein könne, wurde 
gefchloffene Sitzung angeordnet; eine Kommiffionalprüfung follte 
Gewähr für ruhige Abwägung aller. Berhältniffe und zugleich 
dem zu faffenden Beichluffe Gewicht nad) Außen verleihen. Bon 
der Friedendpartei wurden zunächft gewilfe Stellen in der far- 
dinifchen Note, aus welchen gefchloffen werden mochte, daß die 
Schweiz erft jebt zu theilnehmender Gefinnung für andere Völker 
reif geworden, mit Unmillen zurüdgemwielen ; folhe Sympathien 
feien ihr von jeher eigen gewefen, daher ed wahrlich Fürften- 
dienern übel anftehe, der freien Eidgenofjenfchaft Lehren zu er 
theilen. Die Sache anlangend wurde ernftlich gewarnt vor Eins 
mifchung in den Strudel der europäifchen Welthändel, wurde 
auf die Nothivendigfeit ftrengfter Neutralität bingewiefen, „ſelbſt 
in den Tagen, wo man verfucht fein möchte, ein Fräftiges 
Schiweizerwort in. der allgemeinen Politif mitzufprechen und das 
neu errungene Gewicht zu Gunften der Freiheit in die Waag- 
ſchaale au legen“; ed wurde erinnert an den immerhin zweifel» 
haften Ausgang des faum begonnenen Prinzipienfampfes, dann 
an nöthige Rüdfiht auf die Stimmung ded Volkes im eigenen 
Lande; haben auch die Bürger „vor wenigen Monaten mit Ber 
geifterung fich erhoben und der Welt ein denfwürdiges Beifpiel 
der Aufopferungsfähigfeit gegeben, fo dürfte dagegen die Auf- 
forderung, auf ausländifchen Kampfplägen und für ausländifche 
Intereffen zu flreiten, nicht mit gleicher Bereitwilligfeit hinge— 
nommen werden.“ Ohnehin bedürfe das Volk nachhaltiger Ruhe. 
Für dad angebotene Schug- und Trutzbündniß dagegen wurde 
angeführt: die Neutralität fei gut bei Kämpfen des Auslandes, 
welche die fchmeizerifchen ntereffen nicht berühren. Lagen die 
Fürften Franfreih8 und Deutſchlands mit einander im Kampf 
um gLändererwerb, dann fei die Neutralität der Schweiz voll- 
fommen gerechtfertigt geiwefen. Wenn aber die Schweiz dad näm— 
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liche Intereffe mit andern Staaten theile, dann habe auch die 
Neutralität ihre Schranken, dann fei die Schweiz berufen, aus 
ihrer Paffivität herauszutreten und thatkräftig in dem Wettkampf 
mitzuwirken; wenn abfolutiftifche Staaten vereint die aufftreben- 
den Keime der Freiheit in Italien mit brutaler Gewalt darnieder- 
treten wollten, wenn das erwachende Deutfchland in feinem Ent» 
wicklungsprozeß aufgehalten, wenn die Defpotie eine chinefifche 
Mauer gegen die freien Staaten errichten wollte, dann fei ed an 
der Zeit, zu Gunften der Freiheit, zu Gunften der bedrohten 
Völker mit den Völkern und gegen ihre Dränger in 
den Bund zu treten. Die Sache der Demokratie, um die ed fi 
dermalen handle, habe zuerft in der Schweiz ausgefochten wer— 
den müſſen; die Prinzipien, welche jebt die Welt bewegen, feien 
von ihr, der Schweiz, ausgegangen, daher fie um fo meniger 
zur Sfolirung befugt. Dieß das Wefen der Erörterung in der 
Vorberathung. In Folge KRommiffionalberichtes wurde fie mit 
noch mehrerer Einläßlichkeit gepflogen; die Gegner der Allianz 
hoben insbefondere noch hervor: daß ein Bündniß mit Sardinien 
nichts Anderes wäre, ald eine Kriegserflärung gegen Defterreich, 
die Abfichten Frankreichs gegenüber von Stalien unbekannt feien, 
daher die Möglichkeit eintreten fünnte, daß die Schweiz Defter- 
teich und Frankreich zugleich zu Feinden haben würde; daß die 
Politit des Haufes Savoyen im Allgemeinen nicht geeignet fei, 
Bertrauen einzuflößen, der König Karl Albert auch noch wenige 
Proben feiner Zuverläffigfeit abgelegt habe, daher auch, abge 
fehen von Grundfägen, der fonfrete Fall keineswegs geeignet 
fei, ein Aufgeben der Neutralität als rathſam erfcheinen zu laffen. 
Mebenhin tauchte auch noch die Meinung auf, den Gegenftand, 
ohne dermaligen Enticheid, zu vorläufiger Inſtruktionsertheilung 
an die Kantone zu weiſen. In die Kriegstrompete blied vornemlich 
Druey, der Gefandte von Waadt; er war der Hauptredner für 
die Allianz, für den Krieg mit dem aufftändifchen Stalien gegen 
Defterreih, und wäre es nach feiner Meinung gegangen, fo 
würde ſich die Schweiz fopfüber in die verhängnißvolliten Unter 
nehmungen geftürzt haben. Er ſprach mit einer Ueberfchwänglich- 
13* 
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feit, welche die geduldige Tagfagung nur ihm verftattete und die 
jedenfalls alles Maß überfhritt. Im Laufe der zmeimaligen Bes 
rathung mochte ihm übrigens klar werden, daß, wenn es aud) 
feine ſchwierige Aufgabe gewelen, Konfeffion gegen Konfeffion 
im Innern der Schweiz in den Krieg zu jagen, die ſchweize— 
riſchen Bataillone dagegen nicht fo leicht zum Kampf für aus- 
ländifche Händel aufzubringen feien. Er ließ ſich daher endlich 
noch in’d Markten ein und wollte fih zufrieden geben, wenn 
man auch nicht fofort eine eidgenöffifche Armee aufbiete und auf 
das Kriegstheater in die Lombardei ſchicke, jondern eventuell nur 
Freiwillige für den Feldzug anwerben ließe, Dem Waadtländer 
Drucy gegenüber ftanden vornemlih Munzinger, Ochfenbein und 
die beiden St, Galler Gefandten Näff und Steiger, für firenge 
Neutralität und Abwendung aller Gefahren, welche ihr Aufgeben 
im Gefolge hätte. In den Anfhauungen DOchfenbein’d war im 
Laufe weniger Wochen eine wefentliche Veränderung vorgegangen; 
er, der früher der revolutionären Propaganda hingegeben fchien, 
trat jegt in den Beziehungen zum Ausland auf die Seite kon— 
fervativer Politif und entwidelte dabei, wie wir Tpäter bewährt 
fehen werden, Energie und Klugheit zugleih. Fünfzehn Stände 
vereinigten fich, der fardinifchen Negierung eine ablehnende Ant- 
wort zu geben; ed waren Bern, Zürich, Luzern, Uri, Schwyz, 
Unterwalden, Glarus, Zug, Solothurn, Baſel, Schaffhaufen, 
Appenzell, St. Gallen, Aargau und Thurgau. Die Berhandlung 
hatte fo nüglich gewirkt, daß auch die Minderheit ihre Ehre in 
einem Verſchiebungsantrage zu retten fuchte. Der Borort erman— 
gelte übrigens nicht, im Ablehnungsfchreiben an den fardinifchen 
Gefandten feine Regierung der Tebhaften Theilnahme der Schweiz 
»an dem heldenmüthigen Erwachen der Völker Staliens® zu vers 
fihern (25. April). 

Die Zagfagung erhielt auch Kenntniß von den offiziellen 
Mittheilungen fritend der proviforifchen Negierungen von Mai- 
land und Benedig, die Pflege des bezüglichen diplomatifchen 
Berkehrs dem Ermeſſen des Vorortes anheimftellend, und ohne 
von fih aus Beichlüffe zu faffen. Aus Mailand war Ludwig 
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Prinetti ald außerordentliher Abgeordneter angekommen; von 
feinem Kreditiv nahm der Vorort doh nur eine Abfchrift ab. 
Die vorörtliche Behörde benahm fich in allen Richtungen in folcher 
Weife, daß bei einem möglichen Umfchlag der Ereigniffe ihr nicht 
voreilige Anerkennung ausmärtiger neuer Staaten-Organifation 
vorgeworfen werden könne. ine Ausnahme hievon machte fein 
Abgeordneter Quvini, welcher fih ala Freund und Nathgeber in 
die vertrauteften Beziehungen zur proviforifchen Regierung in 
Mailand fegte, und, Üübereinflimmend mit Druey, die Schweiz zu 
eingreifender politifcher und militärifcher Betheiligung für das 
infurgirte Stalien zu treiben bemüht war. 

Es ift bereitd mitgetheilt, daß der Vorort der Tagfakung 
eine nähere Erklärung über das internationale Verhältniß der 
Schweiz zu Frankreich vorbehalten habe. Eile hatte die Sache 
nicht; Bürger General Thiard hatte bereitd am 12. April feine 
Kreditive abgegeben und war vom Vorort und Volk beſtens auf- 
genommen, ja außergewöhnlich gefeiert worden. Indeſſen wollte 
Genf nun doch einen beftimmten Enticheid hervorrufen; Fazy 
beantragte im Namen diefed Kantons die förmliche „Anerkennung 
der franzöfifchen Republif®, der fodann die Ernennung eines 
Gefhäftsträgerd in Paris zu folgen hätte. Dieſe Stelle war 
nämlich feit dem zu Ende Novembers 1847 erfolgten Tode des 
biedern und dem Baterlande treu ergebenen Georg v. Tſchann 
aus Solothurn erlediget und ihre Verrichtungen wurden zeite 
weilig von dem Sekretariat beforgt. Auch über jenen Haupt— 
antrag waren die Meinungen getheilt und trat der roma— 
nischen Hitze die deutfche Nüchternheit entgegen. Genf meinte, 
da in Frankreich die Republik bereit? allgemeine Zuftimmung 
gefunden, fo fei ed an der Zeit, feitend der Gidgenofjens 
Ihaft die Sympathien für den Nachbarftaat, welcher ihr durch 
feine gleichartigen Snftitutionen näher gebraht worden, durd) 
eine ausdrüdlice Anerkennung des neuen Regiments Fund zu 
thun. Dem entgegen beantragte Zürich, die Schweiz möge er: 
Hären: „fie babe von jeher das Selbftfonftituirungdreht aller 
Staaten anerfannt und werde diefen Grundfag auch auf Franf- 
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reich, ſobald es ſich Fonftituirt habe, anwenden; inzwifchen ſei 
fie bereit, den diplomatifchen Verkehr mit Frankreih in durchaus 
freundfchaftlicher Weife fortzufegen.* Es war nämlich Frankreich 
zu diefer Zeit noch nicht förmlich Fonftituirt, fondern der dieß- 
fällige Entfheid der Nationalverfammlung vorbehalten. In der 
Berathung wurde viel über die Frage theoretifirt, inmieweit ein 
Staat für berechtigten Beftand der Anerkennung anderer Staaten 
bedürfe; dabei wurde die praktiſche Anfiht audgefprochen, fo 
wenig als die Schweiz ſich veranlaßt fehen würde, eine derartige 
Anerkennung einzuholen, eben jo wenig werde die franzöfifche 
Republif darauf befondern Werth zu fegen im Falle fein. Nach» 
dem der Antrag Genf3 die nöthige Stimmenzahl nicht erhalten, 
vereinigten fich gefammte anweſende Standesftimmen zu folgen- 
der Formel: in faktifcher Anerkennung der franzöfifchen Republik 
den Vorort zu beauftragen, mit der franzöfifchen Regierung in 
freundfchaftlichen offiziellen Verkehr zu treten und folches ihr auf 
angemefjene Weife mitzutheilen (20. April). 

Am öftlihen Ufer ded Luganeſer See's, gegenüber von Qu- 
gano und in geringer Entfernung von diefer Stadt, liegt das 
lombardifhe ZTöpferdorf Campione mit 250 Einwohnern, auf 
der Landfeite ganz von teffinifhem Gebiet umgeben. Die Bürger 
von Campione erjuchten durch die Bermitilung des Staatsraths 
von Zeffin die Einverleibung in diefen Kanton. Die Gefandt- 
haft desfelben unterftüßte das Begehren, denn fo lange Cam— 
pione nicht fchmweizerifch werde, fönne fremde Mannfchaft den See 
von Morcote nach Porlezza feiner größten Länge nach mit einer 
bemannten Flottille Durchftreichen, ohne daß die Teffiner fich eines 
folhen Durchgangs erwehren könnten. Die Tagfagung vernahm 
da8 Begehren mit Beifall und beauftragte den Borort mit den 
erforderlichen Unterhandlungen. 

Anfangs des Jahres war der Nuntius Maciotti noch in der 
Schweiz; Klagen waren allerdings gegen ihn erhoben worden, 
aber fie hatten nie irgend eine genügende Begründung erhalten ; 
vielmehr hatte er mit Umfiht und Ruhe fein Amt verwaltet; 
felbft während der wirren Zeiten vor und während dem Sonders 
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bundäfrieg war ſeinerſeits nichts gefchehen, was bei Behörden und 
Volk der Eidgenoffenfhaft hätte Anftand finden mögen. Des 
Auftrages, gegen gefchehene Eingriffe in kirchliche Rechte Ber: 
wahrung einzulegen, hatte er fich mit aller möglichen Mäßigung 
entlediget. Gleichwohl war die Stellung des Nuntius eine mehr 
ald mißbeliebige geworden; ergriffen durch die Kriegsereigniffe 
und die unmittelbaren Folgen derfelben gegenüber der Kirche, 
auch aus Gefundheitsrüdfichten, erbat er fih und erhielt er von 
feiner Regierung einen Urlaub auf mehrere Monate. Noc bevor 
er denfelben antreten Eonnte, traf der heilige Stuhl Anordnung 
zu einer befondern Sendung nad der Schweiz für nähere Um- 
ſchau über die Lage der Dinge. In der Eigenjchaft eined „außer- 
ordentlihen Abgeordneten des heiligen Stuhlse traf in der 
Schweiz ein Mann ein, defjen Erfcheinen augenblidliched Auf: 
fehen wedte. Es war der noch junge Monfignore Johann F. O. 
Luquet, Biſchof von Hefebon in part., ein Franzoſe aus der 
Champagne, im Parifer Seminar für die auswärtigen Miffionen 
gebildet. Derfelbe langte am 24. Januar über Genf in Luzern 
an, pflog dort mit dem Nuntius nöthige Unterredung. Diefer 
gab hierauf dem Vorort, den Bifhöfen und Aebten der Schweiz 
amsliche Kenntniß von der außerordentlihen Sendung, reiste am 
7. Februar nah Rom ab und ließ feinen Auditor Bovieri in 
der Eigenſchaft ald Gefchäftsträger zurüd. * Die Sendung Zus 
quet’d gründete fih auf ein päpftliches Breve vom 28. Dezember 
1847; er knüpfte alabald Verbindungen mit geiftlichen und weltlichen 
MWürdeträgern an, erfuchte um Mittheilung der nöthigen Dokumente 
zur Berwirklihung der wohlmollenden Abfichten Sr. Heiligkeit, 
mifchte ſich rathend und vermittelnd in die Zerwürfniffe zwifchen 
den Staatöbehörden von Wallid und den dortigen Kirchen» und 
Kloftervorftänden über die befannten Spoliationsbefhlüffe ein, ** 


* Am Jahr 1850 wurde Maciotti zum Hofprediger des Papftes ernannt, 
und hörte damit auf, Nuntius in der Schweiz zu fein. Der Bundesrath erhielt 
amtliche Anzeige. | 

** Seine jehriftlihen Eingaben und Vorfchläge find vom 6. Mai 1848, 
fanden aber bei der Regierung feinen Eingang. 
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fuhte ebenfo VBerftändigung einzuleiten über gleiche Gegenftände 
in Freiburg und Luzern, und überreichte, mit päpftlichem Kreditiv 
vom 1. März verfehen, am 9. April dem Vorort eine Note, die 
in wortreiher Ausführung wefentlih Folgendes enthielt: er fei 
gefommen, um eine haltbare Verftändigung zwifchen der fatho- 
liſchen Geiftlichkeit und den ſchweizeriſchen Regierungen einzus 
leiten; über vergangene Zerwürfniffe und Schmerzen wolle er 
einen Schleier werfen; die „fatholifche Geiftlichfeit“, „der er- 
habene PBontifer*, die er vertrete, beabfichtigen ein gemeinſames 
Vorgehen auf dem Wege des Fortfchrittd, den die Kirche fo oft 
im Laufe der Jahrhunderte den Völkern gebahnt habe; man wiſſe, 
daß frühere Zuftände der Aufldfung nahe ftehen, mit der Zeit 
ganz werden weichen müffen. Bei folher ganz veränderter Sachs 
lage werde die Kirche, in ihrem Wefen immer gleih, ohne Be- 
denfen auf die im Werden begriffene foziale Umgeftaltung ein- 
gehen, ja ſolche bereitwillig unterflügen. Die Kirche halte fi 
nicht ausfchließlih an irgend eine menfchliche Einrihtung gebun- 
den; habe fie lange die Wohlthaten der Mächtigen genoſſen, fo 
fei fie auch bereit, im Gegenfage den großen Grundfag völliger 
Trennung zwifchen Kirche und Staat anzuerkennen; bereits habe 
fie e8 im jungen Amerika gethan. Die Schweiz betreffend, werde 
die Kirche beweifen, daß fie die Bedürfniffe der Gegenwart zu 
erfaffen wife. Am Schluffe beantragte Luquet ald „Grundlagen 
der allgemeinen Berftändigung zwifchen dem heiligen Stuhl und 
der Eidgenofjenichaft“: 1. abichließliche Löfung der Anftände be- 
züglich der Klöfter mit Rüdficht auf das zur Zeit waltende Be- 
dürfniß und auf die befondern Verhältniſſe jedes Kantons; 2. Bes 
richtigung der Gircumfeription der Bisthümer, wo ein befonderes 
Bedürfniß der Bevölferungen folche zu heifchen ſcheint; 3, Unter: 
fuhung, ob nicht in Bezug auf die Wahlart der Bifchöfe und 
anderer geiftlicher Würdeträger und Benefiziaten eine Aenderung 
in folder Weife einzutreten hätte, daß auch die niedere Geiftlich- 
feit etwelchen Einfluß auf die Wahlen üben fönnte, wobei man 
gleichzeitig dem heiligen Stuhl wie den Regierungen das Mittel 
wahren würde, unmwürdige und folhe Männer fern zu halten, 
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welche ungeeignet wären zur Erhaltung des Wohlvernehmend 
zwifchen Kirche und Staat; 4. Ausgleihung der Anftände in 
den betreffenden Kantonen bezüglich der Immunitäten, der Güter 
und der Dotation der Geiftlichfeit; 5. Erhaltung oder Neugrüns 
dung von Anftalten für Heranbildung einer aus dem Lande 
felbft gezogenen fittlihen und wohlunterrichteten Geiftlichfeit; 
6. allfällige Aenderungen in der beftehenden Difziplin bezüglich 
der Mifchehen, der gebotenen Feiertage u. f. w. Die Tagfakung 
empfing Mittheilung am 14. April, rathfchlagte darüber in Kürze 
und überwies die Eingabe an die wegen des fardinifchen Allianz— 
anerbietend beitellte Kommiſſion. Katholiten und Proteftanten, 
Männer beider politifchen Parteien, waren gleich erftaunt über 
diefe Erfcheinung; betroffen waren jene Katholiken, welche Fahr: 
zehnte lang die Rechte der Kirche mit Treue und Ueberzeugung 
vertheidigt hatten und nun beforgen zu müffen glaubten, daß 
dieß Alles in einer unglüdlihen Abfindung zum Opfer würde 
gebracht werden. Ihre Befugniffe wurden bald und noch zu 
guter Zeit gehoben. Luquet wurde abberufen unter ernften Vor— 
würfen über feine Handlungsweife, da folhe weder den Gefin- 
nungen des heiligen Stuhld noch den erhaltenen Inftruftionen 
entfprechend gemwefen; ed ward ihm auch auferlegt, vor feiner 
Adreife fowohl dem Vorort ald den betreffenden Ständen anzu— 
zeigen, daB die feinerfeitd gemachten Anträge nur ald feine (Lu— 
quet's) Privatanfichten, feineswegs aber ald die Gefinnungen des 
Papftes anzufehen feien.* Ququet verfhwand in der Stille aus 
der Schweiz, nachdem er zuvor an die Regierungen von Luzern, 
Thurgau und Teffin gegen die vorgenommenen Klofteraufhebungen 
Proteftation eingelegt hatte. Am 10. Juni war er durch Uri über 
das Gebirge nad) Stalien zurüdgereifet. Die Kantone erhielten Ans 
zeige hievon durch vorörtliches Kreisfchreiben vom 12. gl. M. Der 
von Luquet begangene Mißgriff beftand in der übereilten Eins 
gabe jener Note, ftatt allen folhen Schritten vorgängig zunächſt 
an feinen Auftraggeber Bericht über die Lage der Dinge zu er 


* Hiftorifchepolitiiche Blätter; Band XXI. 1848, 


— 202 — 


ſtatten und nähere Inſtruktionen einzuholen. Ein zweiter Miß- 
griff lag in der Abficht, durch Anrufung der Zentralgewalt den 
nöthigen Drud auf die Kantone zu raſchem Eingehen in feine 
Politik zu üben; er überfah, daß Firchliche Angelegenheiten aus- 
fchließlih der Kantonal-Souveränetät angehörten. Weber feinen 
Entwurf fand ein Kommiffionalbericht nicht flatt und es haben 
fi weder die Tagfagung noch die Kantone in denfelben einges 
laffen. Daß Luquet den aufgetragenen Widerruf geleiftet, dafür 
liegt nichts vor; wohl aber erfchien unter feinem Namen im 
Fahr 1853 eine ausführliche Flugfchrift, welche feine Wirkfamfeit 
hätte rechtfertigen follen, und aus der man zum Ueberfluß noch 
vernimmt, daB Luquet auch noch den Agitator für italtenifche 
Intereſſen machen zu follen geglaubt bat.* Die Flugſchrift läßt 
fih darüberhin noch in allerlei Schilderungen von Hochgeftellten 
ein, mit welchen Ququet fih in Verkehr geſetzt hatte. ** Sie ift 
ein Gemiſch von Richtigem und Unrichtigem, von Wahrheit und 
Irrthum, von alten und neuen Beziehungen der Kirchengewalt 
zu der Verwaltung der Staaten, von brauchbaren und ganz uns 
anmwendbaren Projekten zur Abänderung verfchiedener Firchlicher 
Berhältnifje in der Schweiz, und liefert zugleich einen reichlichen, 
aber ernitere Charaftere anwidernden Anefdotenfhmaus mit tadelns⸗ 
werthen Indiskretionen aus Unterredungen mit Jedermann, was 
Alles die Nothwendigfeit und die Bedeutung der, vorlauten, 
übereilten und größern Theile® ganz unpraftifchen Amtöthätig- 
feit der „außerordentlihen Abgeordneten“, fo wie die Verfehrt- 


* Lettre a N. S. Pere le Pape Pie IX sur l’etat de la religion 
catholique en Suisse, par Mgr. Luquet etc. Fribourg, 1853. 

** (58 ift darin unter Anderm von Dr. Steiger in Luzern gefagt, dem 
er dur Julian Schaller vorgeftellt worden: „Ich traf ihn (Steiger) fo übel 
geftimmt al möglich, voller Bitterkeit, Vorurtheile und verfehrter Grundfäße; 
kaum wollte er die Möglichkeit allfälligen Nutzens anerfennen, den eine Ver: 
ftändigung mit dem heil. Stuhl für Luzern haben Fünnte. Faßt man die Gut: 
mütbigfeit, die auf feinen Zügen ausgeprägt tft, in’s Auge, fo erftaunt man, 
in diefem Manne folche GSefinnungen anzutreffen. Das ift wahrhaft der Typus 
der aus den Univerfitäten hervorgehenden antirdmifchen Deutfchen diefer — 
lichen Gegenden.” | 
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heit des frühern Verhaltens der Fatholifchen Partei in der Schweiz, 
die er ald „exageres catholiques“ behandelt, beweifen fol, wobei 
er keineswegs einzufehen fcheint, wie fehr er fich durd grobe 
Unfunde der Berhältniffe lächerlich gemacht habe. Die gefchehene 
Rüdberufung gefteht Luquet übrigens auch felbft ein, fo wie 
dad ihm eine Mißbilligung (desaveu) geworden fei. Das wefent- 
liche Verdienſt an Luquet's Enthüllungen ift das eigene Ges 
fändniß, welches er feiner „Lettre“ an den Papſt voranfchidt: 
daß er fi in Hinficht der gegen die radikale Partei der Schweiz 
einzufchlagenden Handlungsweife ganz geirrt, daß auch das befte 
Recht von ihren Häuptern nichts zu hoffen habe, und daß er 
perfönlich der Sendung nicht gewachfen geweſen. Noch vor feiner 
Abreiſe Hatte die römische Curie in offizieller Zeitung kundgegeben, 
dab Luquet indbefondere der Klöfter halber zu feinen Konzeffionen 
ermächtigt feiz feine Inſtruktionen feien auch in diefem Punkt über- 
einftimmend mit den unerfchütterlihen Grundfägen des heil. Stuhls. 

Der Borort hatte während ded Winterd ſchwer Geld aus— 
gegeben. Die für den innern Krieg bereit beftrittenen oder noch 
ausftehenden Zahlungen wurden zu Fr. 5,845,056. 30 Rp. be- 
rechnet, und nach Prüfung der Zentralfafje ftellte fich ein Geld- 
bedarf von mehr denn drei Millionen Franfen heraus. Die Tag- 
fagung genehmigte den vorörtlichen Profpektus zu einem Anleihen 
von Fr. 3,300,000 und ermächtigte den Vorort zu Dedung der 
Gläubiger mittelft fauftpfandrehtlicher Hinterlegung von Schuld- 
titeln bid auf den Betrag von Fr. 4,000,000. Die alte Schweizer: 
natur fprach fich auch bei diefem Anlaß aus; denn das Borhaben 
fand auch feine Gegner, welche die Beſorgniß ausfprachen, daß 
diefed Anleihen der erfte Schritt zur Kontrahirung einer National» 
ſchuld fein möchte, „ein Uebel, vor welchem die Tagfagung die 
Eidgenoffenfhaft zu bewahren berufen fei.“ Glarus empfahl die 
Anbahnung von Unterhandlungen mit der neuen lombardifchen 
Regierungsbehörde zur Einleitung günftigerer Handelöbeziehungen. 
Die Gefellfchaft des Dampfſchiffes „UIndustriel*, welches im 
vorigen Herbft für Kriegäzwede in Befchlag genommen worden, 
hatte von der Tagſatzung Entfhädigung verlangt; diefelbe wies 
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das Begehren an gütliche Unterhandlung, und, fall® diefe ver- 
geblih wäre, an den Entjcheid der Fantonalen Gerichte von 
Waadt. Die Berfammlung vernahm auch Bericht über die ein- 
gegangenen Liebesgaben für die Opfer des Feldzuged von 1847. 
Sie beliefen fih im Ganzen auf Fr. 105,638. 33 Rp., wovon 
Fr. 75,186. 60 Rp. zu Gunſten der Hülfdbedürftigen aller 
Kantone, ohne Rückſicht des politifchen Lagers, welchem fie an— 
gehört. Die Tagſatzung vertagte fih am 22, April, zum drittens 
mal, auf den 15. Mai. | 

Die fardinifche Allianz war abgelehnt; allein die Minder- 
heit der Tagfagung hatte vor und während der Derhandlung fo 
friegdluftig gefprochen, daß der Trieb zur bewaffneten Bethei— 
ligung bei dem Aufftand Staliend da und dort in’d Volk über- 
ging, fremde Unterhändler zur Bildung von Freifchaaren auf 
Werbung eintrafen. Schon früher und unmittelbar nah den 
Mailänder Märztagen z0g Jakob Ciani* mit 250 Mann Teſſiner⸗ 
ſchützen nach Como und fließ von dort aus mit einem größern 
italienifhen Korps zum Heere; ** Prinetti, der Abgeordnete der 
proviforifchen Regierung von Mailand, warb offen für gleichen 
Zweck in den Kantonen Bern, Waadt und Genf, leitete zu diefem 
Behuf Privat:Kapitulationen ein oder ſchloß folhe auch förmlich 
ab. Die Abfiht war, ein größeres Korps, felbit bis auf 3000 
Mann zufammenzubringen. Der Erfolg blieb hinter den Wünfchen 
zurüd; gleichwohl fpudte das Unweſen der Freifchärlerauzüge das 
ganze Frühjahr hindurch. In Sitten war Monate lang ein 
MWerbebüreau unter dem Befehl des Waadtländer Majord Bor— 


* Ehemals italieniſcher Flüchtling, dann Bürger und Großrath von Teffin, 
auch Geſandter dieſes Kantons an der Tagfakung. 

** Diejer Freifchaarenzug von Teffinern nad Italien hat in fpätern Jahren 
offizielle Beglaubigung erhalten. Der wirkliche Kommandant der Teffiner während 
des Feldzuged war Natal Bicari, von Agno, feither Staatsrath des Kantons 
Teffin. Als die Neyierung des neuen Königreichs Italien die Verleihung einer 
Ehrenmedaille an Diejenigen beichloß, welche fich bei dem „Unabhängigfeitäfrieg‘‘ 
von 1848 betheiliget, wurde fie auch jenem Führer mit 118 Teffinern zu Theil. 
Es geſchah hierüber amtliche Eröffnung feitens der italienifchen Regierung in 
Zurin an Pioda, den fchweizerifchen Gefandten dafelbft (Frühjahr 1865). 
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geaud. Eben dafelbft proffamirte das Departement ded Innern 
am 26. März: „Das italienische Volk bat die öfterreichifche Armee, 
welche fo lange die Lombardie unterdrüdte, vernichtet. Diefes 
Ihöne Land hat fih von feinen Feſſeln losgeriffen. Du bift alfo 
dahin, D lebte Hoffnungsquelle des abgeftorbenen Sonderbunds !!! 
Ehre dir, biederem und freifinnigem Volk von Italien.“ Genfer 
und Waadtländer waren in Mailand mit der eidgenöffifchen 
Armbinde eingezogen. Aber nicht bloß Kriegäbedarf an Mann- 
Ichaft, fondern auch an Waffen und Munition wurde geliefert, 
Aus dem Zeughaufe von Bern wurden vier ftattlihe Sechs— 
pfünder durch Vermittlung der Teffiner Regierung an die Mais 
länder verfauft, weiter an diefe 200 Stuger, Pulver im Betrage 
von Fr. 36,000; für ein paar Taufend Kaputröde war wenigftend 
Unterhandlung gepflogen worden. Der Eifer in Bern mwar ein 
fo vielfeitiger, daß darüber zwei Fraktionen der radikalen Partei 
in lauten Hader geriethen, Ochfenbein feine fonftigen Freunde 
Stämpfli, Niggeler und Andere als „Auslandspartei® denunzirte, 
Waadtländer Kanonen, in Begleit der italienischen Tricolore, 
durch das Wallis befördert, erichienen ebenfali® auf den lombars 
difchen Kriegäfeldern.* Der günftige Anlaß wurde auch zu mafjen- 
haften Privatverfäufen von Waffen in das infurgirte Stalien 
benugt. 

Für Zuzug zu Gunften der Revolutionirung Staliens waren 
die Schweizer nicht minder thätig geweſen alt die Staliener felbft. 
Für Zuzug zur Republifanifirung von Deutichland wirkten die 
Deutfchen mefentlih allein; aber einzelne Kantonsregierungen 
und der Vorort felbft ließen gewähren oder leifteten nur Schein— 
widerftand. In der Schweiz war ſchon länger her die deutfche 
Propaganda zu erwähntem Zwede thätig, Biel ihr Hauptſitz; 
fie hatte vornemlich Freunde in Bern. Bon Paris aus erging 
im März der Ruf zur allgemeinen Bewaffnung der deutſchen 
Arbeiter und zum gemeinfamen bewaffneten Einbruh in die 

* Aus der Schrift: „Die politische Scheidung im Großen Rathe und die 


neue Auslandöpartei.” Bern, 1848. Und aus radifalen Zeitungen, welche ganz 
offen Tag um Tag bezügliche Nachrichten lieferten. 
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deutfchen Lande. Beder und Andere folgten in Biel, erließen 
einen offenen Aufruf zur Bildung einer deutfchen Legion von 
500 Mann, die fih mit den aus Frankreich heranziehenden 
Schaaren vereinigen follte, beftellten einen Kriegsrath von fieben 
Perfonen, breiteten ihre Fangarme über die übrigen Theile der 
Schweiz aus, fo weit ihre Verbindungen reichten (Ende März). Der 
preußische Gefandte führte amtliche Befchwerde bei dem Vorort; 
diefer antwortete mit Berweifung auf das befannte Kreiäfchreiben 
vom 28. Februar, in welchem er Wahrung der völferrechtlichen 
Stellung gegenüber dem Ausland zur Richtfchnur gegeben, fchritt 
aber ernfthafter nicht ein. Die Regierung von Bern als folche 
mahnte zwar ab, mit Erinnerung an das Gefeß gegen die Frei— 
ſchaaren vom Jahr 1845, ergriff aber das einzig wirffame Mittel 
der Fortweifung der Schuldigen nicht; ihre Verwandtſchaft zu 
den „Rafjauern® und ihrem Anhang war noch zu neu.* So 
fonnte fich der Mißbrauch ſchweizeriſchen Gaftrechtes nach Belieben 
breit machen. Soldhem Unfug von jeher abgeneigt und in der 
Abfiht, jeglicher Gefährdung der Eidgenoffenihaft, welche ihr 
aus folhem Treiben erwachfen fönnte, zu begegnen, verlangte die 
Regierung von St. Gallen nöthiges Einfchreiten des Vorortes, 
widrigenfalld auf Einberufung der Tagfakung Bevadht genommen 
werden müßte; fie fprach ungeſchminkt ihre Anficht aus: das von 
Biel ausgehende Beginnen fei ein frevelhafted und vertrage fich 
weder mit den Rechten eines felbiiftändigen Staated, noch mit 
feinen völferrechtlichen Verpflichtungen, noch mit der Neutralität 
der Schweiz, noch mit ihren heiligften Sintereffen. Dem Schreiben 
Nahdrud zu geben, fandte St. Gallen ed allen Mitftänden in 
Abſchrift. Luzern und Schwyz unterflügten das Begehren. Der 
Dorort antwortete fehlagfertig und gereizt, und verbat fih den 
mahnenden und zurechtweifenden Ton, zumal er feiner Pflicht 
wohl bewußt fei, ließ fich jedoch auf den Gegenftand felbft nicht 


* Die Partei, welche in Bern 1846 an das Staatöruder gelangte, nannte 
das Volk bezeichnend die „Naffauer”, mit Anfpielung auf die Brüder Sell aus 
Raffau, von denen befonders der jüngere, Wilhelm, einen großen Einfluß in 
Bern geübt, 
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ein. Solches wäre aber um ſo nöthiger geweſen, als durch die 
Preſſe ſelbſt die Nachricht lief: die Regierung von Bern werde 
den Deutſchen die erforderlichen Militär-Inſtruktoren beigeben, 
ein Gerücht, über welches die Regierung von St. Gallen nähere 
Erkundigung einholte. Beder zog ungehindert nach Bafel; dort» 
bin folgten ihm über Solothurn und Neuenburg einzelne Schaaren 
je bis zu 50 Mann ſtark, in beliebter Bloufenkleidung. Bon 
Mannheim her aber reiste der badifche Republikaner Heder über 
Rheinbaiern, Elfaß und die Schweiz nach Konftanz, gab von 
dort aus das Zeichen zum Aufftand, brach in die badifchen Lande 
ein, machte dort einen feden Aufſtandsverſuch zur Republifani- 
firung des Großherzogthums, unterlag aber mit feinen Genoffen 
Struve und Weißhaar den feitend der badifchen Regierung zu 
Hülfe gerufenen Bundestruppen aud den Nahbarftaaten, der 
Unbeholfenheit und Verwirrung feiner eigenen Anhänger und der 
Abentenerlichfeit der Unternehmung an fih. Schaffhaufen, Aar—⸗ 
gau und Bafel fahen fih zu Truppenaufgeboten veranlaßt, um 
nöthigfte Grenzwache zu halten, was Alles die Eidgenofjenfchaft 
große Summen foftete, da fih die Tagſatzung verpflichtet fühlte, 
betreffende Truppen jeweilen in eidgenöſſiſchen Sold zu nehmen. 
Solche Aufgebote machten viel Auffehen, konnten aber die Polizei 
nicht erfeßen. Ungehindert hatten Heder und Struve in jenen 
Tagen des Aufftandes und noch vor Niederlegung der Waffen 
‚auf Schweizerboden zu Rheinfelden fih zu nöthigen Nathfchlägen 
zufammenfinden, dann von dort mit ihren Leuten wieder auf 
deutfchen Boden hinüberziehen können. Ald der große Sturm 
vorüber, flüchtete Heder nah der Schweiz, haujete ſich gemüthlich 
bei einem Regierungsrath von Bafelland ein, Struve feste fich 
im Biröfeld feſt; beide gaben auf Schmweizerboden Zeitungen her— 
aus, die feinen andern Zwed hatten ald die Nevolutionirung 
Deutſchlands; Becker Fehrte ungehindert nah Biel zurüd und 
trieb wieder, was er vorher getrieben. Die zwei Blätter von 
Heder und Struve leifteten an der äußerſten Schtweizergrenze 
gegen Deutfchland, was ein Zeffinerblatt im Süden gegen Stalien. 
Dem Allem fepten die fehmeizerifchen Behörden nichts entgegen, 
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als jene Foftbaren Truppenaufgebote, nach deren Beendigung der 
Unfug von Neuem wieder anfing, und feitend der Regierung von 
Bern die forreftionelle Strafeinleitung der Bieler Führer, welche 
die Stumpfheit folher Waffe längft fannten. In der Schweiz 
war man, wie erfichtlih, über die Zuläffigfeit ſolcher Umtriebe 
getheilter Meinung : die große Mehrheit im Volke mar ihnen 
nicht geneigt; eine Minderheit fympathifirte. Die Volksmeinungen 
mögen frei fein. Aber wenn die Behörden gefprochen haben, follten 
fie auch Wort halten. Noch am 15. Februar hatte die Tagſatzung 
in ihrer Antwort auf die befannte Kollektivnote fich bitter bes 
ſchwert, daß die Anklage erhoben worden, „als ob die Schmeiz 
der Sig einer Propaganda fei, welche auf den Umſturz der relie 
gidfen, fozialen und politifchen Fundamente der Staaten hin— 
arbeite"; die Tagſatzung hatte damals feierlich „gegen eine ſolche 
grundlofe Zulage“ proteftirt, und beigefegt: „die Magiftraten 
der fchmeizerifchen Kantone wiſſen nichts von einer ſolcher Pro- 
paganda; fie fennen auch Feine Flüchtlinge, welche durch ftrafbare 
Umtriebe das Aſyl mißbrauchen. Es ift der ernftlihe Wille der 
Behörden, folhen Tendenzen entgegen zu treten, welche eben 
fowohl dem eigenen Lande, ald fremden Staaten Verderben be- 
reiten.“ Die Tagfagung aber und die ihr zunächſt fichenden 
Behörden haben ihre Pflicht gegen das eigene Vaterland nicht 
erfüllt und die dem Ausland gegebenen Verſprechen nicht ge— 
halten. Weniger unehrenhaft und unredlih wäre die Politif 
Druey's geweſen, ald folder Widerfpruch zwifchen Wort und 
That. 
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Die Bundeärenifionsfommiffion; ihr Entwurf einer neuen Bundesverfaffung ; 
deifen Aufnahme in den Kantonen, Die Wiederverfammlung der Tagfatung. 
Grenze und Neutralitätsverhäftniffe; die Kriegs: und die Friedenspartei abermal 
im Kampf begriffen. Sturm gegen die Schweizerregimenter in Neapel. Funf, 
legter Präfident der Tagſatzung. Der Entwurf der Bundeöverfaffung in den 
Händen der Tagfagung. Maſſenhafte Klofteraufbebungen in Luzern, Freiburg, 
Thurgau und Teſſin. Schluß der Tagſatzung. 
(Februar bis Juni 1848.) 


Fünfzehn Jahre und darüber waren verftrichen, feit der erfte 
offizielle Entwurf einer neuen Bundesafte den Eidgenoffen vor 
Augen gelegt worden, Vielen der Gegenftand des lauteften Wider: 
willens, weil er die kantonale Selbftftändigkeit erheblich befchräntte, 
eine eigene exefutive Bundesbehörde mit wichtigen VBerwaltungs- 
befugniffen fchuf, den Keim, wie fie fagten, zur Zentralifation 
der Schweiz legte,* nach der Meinung Anderer ein ungenügliches 
Machwerk, weil er nur die Repräfentation der Kantone, nicht auch 
jene des Volkes gewährte. Ein Jahr nachher wurde der Entwurf 
dur die Zagfagung, d. h. durch die Standesvoten, in füdera- 
liſtiſchem Sinne gefhwäht, dann verworfen. Im Jahr 1840 
wurde eine erfte amtliche Anregung zur Aufftellung einer National- 
ftellvertretung neben jener der Stände gemacht, gelangte aber 
nicht zur Ehre der Anerkennung. ** Die Zeit war inzwifchen 
reif geworden zum Entſcheid der Frage: ob im Wefen der alte 
Föderalismus beizubehalten, oder der eben erwähnte Schritt zur 
eingreifendften Umgeftaltung der bundesrechtlihen Ordnung -zu 
wagen fei. Würde die Tagfagung fhon im Auguft 1847 die 
Berathung wieder angehoben haben, fo wäre unftreitig höchftend 
ein matted Zwölferprojeft zu Stande gefommen, welches fo wenig 
durchzudringen vermocht hätte, als frühere Total- und Partial- 
entwürfe, Anders ftanden die Dinge ein halb Jahr fpäter, nach— 
dem die Zentralgewalt über die Unantaftbarfeit der Kantonals 
fouveränetät einen weltbiftorifchen Sieg erfochten. Doch gab diefe 


* Vergl. Band I. S. 366 und 367. 
** Band II. S. 399 und 340, 
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ihre Sache noch nicht auf und fand wieder Freunde unter ſolchen, 
welche zur Zeit der Kriſis ihr feindlich gegenüber geſtanden. 
Die Reviſionskommiſſion berieth unter Vorſitz des Bundes- 
präfidenten Ochfenbein; auf deffen Ruf hatten ſich einundzwanzig 
Mitglieder eingefunden. Abgeordnete für Appenzell U. R., das 
fi) nur ungern zu der bedenflichen Arbeit herbeiließ, und für 
Nidwalden, traten erft fpäter ein. Appenzell 3. R. blieb vermöge 
feiner patriarhalifchen Politif ganz aus. Neuenburg verharrte an- 
fänglih aus Grundfag bei feiner Negation; nad) der Ummälzung 
fonnte es wegen Abgang gehöriger Konftituirung nicht mitwirken. 
Im Kreife der Kommiffion erfehienen einzelne, vom Präfidenten 
der Tagſatzung bezeichnete oder berufene, Erfagmänner. Sie be 
gann ihre Berathungen (17. Februar) mit der Frage, ob Deffent- 
lichkeit der Situngen zu gewähren oder nicht; fie entfchied fich 
für das leßtere, wohl wiſſend und zugebend, daß es bei Deffent- 
lichkeit der Sigungen ohne Prunfreden nicht ablaufen würde. 
Eine Minderheit war da, welche der Kommiſſion gerne die Außen- 
feite und den Glanz eines Verfafjungsrathes gegeben hätte und 
fhon darum für öffentlihe Verhandlungen fprah. Die Kom— 
miffion fchied fih in vier Seftionen, deren jede befondere Fächer 
vorzuberathen hatte; der Präfident bezeichnete ihre Mitglieder; 
ihn felbft ftellte die Berfammlung an die Spipe der erften Sef- 
tion, welche vorausfichtlih die „allgemeinen Grundfäge“ zu ents 
werfen hatte.* Weiters wurden mit Berüdfichtigung der beiden 
Hauptfprachen zwei Redaktoren ernannt: Kern von Thurgau und 
Druey von Waadt. Mit Benugung und Ergänzung des erften 
Schema’s, welches im Jahr 1832 zur Grundlage der Berathungen 
gedient hatte, entwarfen jene Redaktoren das neue Schema, eine 
Skizze des Berathungsftoffes, Nachträge fih vorbehaltend. Neu 
auf demfelben erfchienen die Fragen über Regulirung der „kon— 
fejfionellen Berhältniffe" und über das „Unterrichtsweſen (Hoch 
ſchule)“; dann „Verbot oder Befchränfung der Militärfapitula- 
* Protokoll über die Verhandlungen der am 16. Auguft 1847 durch die 


Tagſatzung mit der Revifion des Bundeövertrages von 1815 beauftragten Kom» 
miſſion. Verfaßt von Kanzler Schieß. 
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tionen.“ Das Schema war auf eine Totalrevifion berechnet, Das 
Mitglied von Baſel, Rathsherr Fürftenberger, widerſprach einer 
folhen und hielt bloß theilmeife Revifion des Bundesvertrages 
für vorzüglicher; nach den Vorgängen von 1832 und 1833 rufe 
man mit einem vollftändigen und durchgreifenden Projekt einer 
Fluth von Brohüren, ohne die Aufmerffamfeit des Volkes für 
die Hauptfache zu gewinnen. Fürftenberger empfahl, ſich auf die 
nöthigften Punkte zu befehränfen, ala welche er zunächit bezeich- 
nete: die Feſtſetzung des Reviſionsmodus, namentlich derjenigen 
Zahl von Kantonalflimmen, durch welche Veränderungen im Bunde 
gültig befchlofjen werden können, dann ded Repräfentationäver- 
hältnifjes der Kantone an der Tagfagung, d. h. der ihnen anzu- 
weifenden Stimmenzahl, Anderem unvorgegriffen; fodann follen 
die aus den Berathungen hervorgehenden Entwürfe fowohl in 
der Tagfapung als in den Großen Räthen der Kantone einzeln, 
getrennt, zur Abftimmung gelangen, damit nicht allfälliger Wider« 
wille gegen eine DBerbefferung die Annahme einer andern 
bindere. Theilweife in Uebereinſtimmung mit diefer Anfiht warn 
ten andere Mitglieder vor Ueppigkeit im Entwerfen: dad Projekt 
von 1833 fei nicht aus dem Grunde verworfen worden, weil es 
zu wenig eingegriffen, fondern weil ed der großen Mafje des 
Bolfes zu viele und ungewohnte Neuerungen enthalten; man 
folle den Bund von 1815 zur Grundlage nehmen; derfelbe fei 
keineswegs jo ungenügend, ald man bisher behauptet; habe man 
doch unter der Herrfchaft dieſes Bertraged im Jahr 1833 die 
Sarnerkonferenz, im Jahr 1847 den Sonderbund überwinden 
und die Ausmweifung der Jefuiten durchführen können; man folle 
fih daher auf ein möglichft geringes Maß von Vorſchlägen be- 
fchränfen : nähere Beltimmung der Souveränetätäverhältniffe 
zwifchen den Kantonen und dem Bund, Weglaffung des Klofter- 
artifeld, Regelung deſſen, was die freie Niederlaſſung, die An— 
erfennung beider Konfeffionen und die Garantie der Kantons— 
verfafjungen betreffe. Solcher Mäßigung oder Zaghaftigfeit wurde 
widerfprochen: der Tagfatung und dem Volk müffe man, unbe: 
fümmert um den Erfolg, ein möglichſt vollftändiges Projekt 
14 * 


— 12 — 


vorlegen; die großen Prinzipien müſſen durchgefochten werden, 
namentlich die Frage des Zweikammerſyſtems, alfo neben der 
Ständerepräfentation auch jene des Volkes. Wenn zum Lobe 
ded dermaligen Bundes angeführt worden, daß die Tagfakung 
die Kraft gehabt, gewiffe illegale Bündniffe aufzulöfen und ver- 
derbliche Kongregationen zu befeitigen, fo dürfte diefe Erfahrung 
eher ald Vorwurf gelten, daß es unter jenem Bertrage möglich 
geworden fei, Bereinigungen zu fihließen, welche den Beftand der 
Eidgenofjenfchaft wiederholt in Frage ftellten, und Kongreyationen 
aufzunehmen, welche zu den bedauerlichften Zerwürfniffen Veran— 
laffung gegeben. Noch fchärfer Sprach fih die Meinungsverfchieden- 
heit aus, ald von den Kühnften empfohlen ward, mit der Ger 
fchichte ganz zu brechen, die Bundesfouveränetät an die Spipe 
des Gebäudes zu ftellen, die Wahrung der Gefammtintereffen 
ausfchließlih einer aus Wahlfollegien hervorgehenden Bolförcprä- 
fentation anzuvertrauen und zwar mit Aufgeben einer gleichzeitigen 
Ständerepräfentation neben dem Bolfärathe. Diefer Meinung wurde 
entgegengeftellt : Bundes- oder National-Souveränetät obenan ger 
ftellt führe geraden Weges zum gefürchteten Einheitsſyſtem; folches 
zu vermeiden, müffe man vielmehr die gefchichtliche Entmwidelung 
zur Grundlage nehmen; die Gefchichte aber lehre, daß Die XXII Kan-— 
tone als eben fo viele urfprüngliche Souveräne anzufehen feien, 
welche num neuerdings zu einem Bunde fich vereinigen und von 
ihrer Souveränetät fo viel und nicht mehr abtreten, ald fie zum 
Beiten der Gefammtheit nothiwendig erachten; in folcher weifer 
Abgrenzung liege der Zweck der Bundesrevifion. Die dee, die 
neue Schiveiz aus einer a priori angenommenen National» oder 
Bundeshoheit herauszufonftruiren, brachte ed nur zu vier Stim— 
men und unterlag fomit dem gefchichtlichen Föderativgrundfag. 
Damit war übrigens nur fo viel entfchieden, daß man an der 
Spitze des Ganzen die XXII Kantone ald die Grundlage der 
neuen Bereinigung bezeichnen wolle, nicht aber die Frage der 
Nepräfentation felbft, die erft fpäter ihre Löfung fand; vorläufig 
jedoch hatte das föderale Element ſich ald das vorherrichende 
ausgewieſen. Wie begreiflih war die Beflimmung, in wie weit 
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den fonft fouveränen Kantonen das Recht zu Bertragsabfchlüffen 
mit dem Ausland und unter fich gelaffen werden möge, eine der 
wichtigeren. Bald war die Kommiffion einig darüber, daß den 
Kantonen unterfagt fein folle, politifche Verträge fei ed mit dem 
Ausland, fei es unter fich abzufhließen. Eine Mehrheit vereinigte 
fih auch zu dem Verbot der Militärfapitulationen; es wurde bei 
der Berathung die Schattenfeite diefer Verträge und ihrer mora- 
lifchen und volfäwirthichaftlihen Folgen mit großem Aufwand von 
Beredtfamfeit gefchildert, nicht ohne befondern Bezug auf die grund- 
fägliche Gegnerfchaft zwifchen der Republik und dem monarchifchen 
Abfolutismus; „ed empöre das Nationalgefühl“, wurde gefagt, 
»daß die Schweiz, welche nicht davor zurüdgebebt fei, zu Her- 
ftellung der Ordnung, der politifchen und geiftigen Freiheit einen 
innern Krieg zu beftehen und Hunderttaufende von Bürgern zu be- 
waffnen, fich anderſeits hergebe, in fremden Ländern den Abfolu- 
tismus in diefer oder jener Form mit Bayonnetten zu fchügen, 
und die Völker, welche für ihre unveräußerlichen Rechte fämpfen, 
in der Knechtſchaft darniederzuhalten.* Schwach nur widerfprachen 
die wenigen anders Geſinnten: der angebornen Kriegäluft der 
Schweizer müſſe ein Feld der Thätigkeit geöffnet werden; gefchehe 
es nicht durch ordentliche Militärfapitulationen, fo trete Schlims 
mered, das ungeregelte und ungeficherte Dienftverhältniß der 
Mannschaft ein ohne den Schutz heimathlicher Offiziere und 
vaterländifcher Obrigkeit. Bon Verbot des individuellen Militärs 
dienftes im Auslande war feine Mede, eben fo wenig von einer 
Abänderung ded Statusquo, fondern die Beſchlußfaſſung be— 
ſchränkte fih einzig auf die Vorfchrift, daß fämmtlichen Kantonen 
verboten fei, fünftighin Militärfapitulationen mit ausländifchen 
Staaten einzugehen. Ein Verbot von anmdermweitigen Vertrags— 
abjchlüffen zwifchen den Kantonen und dem Ausland wurde ans 
fänglich nicht audgefprochen, fondern nur die Verpflichtung, die 
Verträge der Bundesbehörde zur Genehmigung vorzulegen; in 
jpäterer Berathung erlitt jedoh die Souveränetät der Kantone 
in diefer Rüdficht wichtigen Abbruch zu Gunften der Bundes- 
hoheit. Dei Behandlung der Mittel für die Handhabung der Drd» 
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nung im Innern und der zu diefem Zwed den Kantonen zu 
gewährenden Garantien mar die Erinnerung an die vielen fans 
tonalen Ummälzungen und Aufftände der jünaften zwei Jahr— 
zehnte, dann an die Zwietracht, welche die jeweilige Intervention 
der Eidgenoffenfchaft erzeugte, noch ganz lebhaft; man wollte 
diefem unfichern Zuftand der Dinge ein Ende machen, brachte 
jedoch das wahre Gegenmittel, allfeitige redliche Anerkennung der 
verfaffungdmäßigen Ordnung und der verfaffungdmäßigen Mehr: 
heiten, nicht zur Sprache. Neues wurde nicht befchloffen, wegen 
der Garantie der Kantondverfaffungen der Inhalt des -Entwurfes 
von 1833 angenommen, ebenfo in Bezug auf die gleichzeitige 
Garantie der Rechte des Volkes, neben denjenigen der Behörden. 
Noch ftand in den Tagen diefer Berathungen das neuenburgifche 
Doppelverhältniß aufrecht, weßhalb Beftimmungen vermieden 
wurden, welche den Kanton Neuenburg gehindert hätten, dem 
neuen Gnttourf beizutreten. 

Ausführliche Berathung veranlaßten die fonfefftonellen Ver: 
hältniffe, insbefondere die Klöfter (23. und 24. Februar). Die 
Anfihten waren anfänglich getheilt; die Einen wollten, mit Rück— 
fiht auf vorangegangene trübe Zeit, den Religiondfrieden ges 
bieten und mit allen Mitteln des Bundes fchüben; fie klagten, 
die Katholifen hätten es beffer in den evangelifchen Kantonen, 
als die Evangelifchen in den Fatholifchen; es müffe daher eine 
angemefjene Ausgleihung der DVerhältniffe gefucht werden. Die 
Gegner wollten feine folche Fonfeffionelle Garantie in die Bundes- 
verfaffung aufnehmen ; mit dem Bundesbefchluß gegen die Sefuiten 
fei das nöthige geſchehen; wollte man mehrere Einmifchung, fo - 
müßten ſich die Bundesbehörden felbft mit den „Lehrbüchern“ 
der einen und der andern Konfeffion abgeben; befler fei, diefes 
ganze Gebiet den Einflüffen der Zeit anheimzuftellen und es bei 
Streihung des Artifeld XII vom Fünfzehner Bertrag (Aufhebung 
der Garantie der Klöfter) bewenden zu laffen, „indem derfelbe zu 
mannigfachen Fatalitäten Beranlaffung gegeben“. Mit überwiegen- 
der Mehrheit wurde die Garantie beider Kulte in allen Kantonen 
unter Borbehalt der Rechte des Staates hinſichtlich der öffent 
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fihen Ordnung und des Friedens ausgeſprochen. Zweck diefes 
Beichluffes war zwar mehr, die bisherige Glaubenseinheit in den 
fatholifhen Kantonen zu brechen, ald ein allgemeines Syſtem 
tadellofer gegenfeitiger Duldung und vollftändiger Gleichberech- 
tigung einzuführen; allein im Befchluß lag doch der Keim zur 
Reziprozität, zur allmäligen Einführung des fatholifchen Kultus 
auch in allen Theilen der proteftantifchen Schweiz. Für die Wieder: 
aufnahme eines Artifeld zu Gunften der Klöfter, wie der bid- 
herige Art. XII, wenigftend der Wefenheit nach, ergaben fih nur 
drei Stimmen; die Mehrheit gedachte der Oppofition, welche der— 
ſelbe ſchon in den Sahren 1814 und 1815 hervorgerufen, be- 
zeichnete die Kloftergarantie ald ein Werk der Bemühungen der 
päpftfihen Nuntiatur und feßte bei: die Eidgenofjenfchaft ald 
jolhe babe Fein Intereſſe, ob Klöfter in den Kantonen bejtänden 
oder nicht; die Fortexiſtenz diefer Korporationen hänge aljo ledig- 
li von dem Ermefjen der Kantone felbft ab; ein Mißtrauen 
feitend der fatholifchen Kantone gegen die Eidgenoffenfchaft, auch 
wenn jener Art. XII weggelaffen werde, wäre nicht gerechtfertiget, 
denn bisher feien nur von den Kantonen Klöfter aufgehoben 
worden und die Eidgenoffenfchaft habe nur mit Widerftreben ſich 
mit diefer Angelegenheit befaffen müffen. 

Bon den Redaktoren der Kommiffion wurde die Errichtung 
einer fchweizerifchen Hochichule in Berathung gelegt; wollte man 
ſolche auch nicht geradezu befchließen, jo wäre doch die Einleitung 
ju diefem Unternehmen auf dem Konfordatswege zu treffen. Der 
Gedanke fand Unterftügung aus allgemein politifchen und, wie 
manches Andere, auch aus fonfeffionellen Gründen. Es wurde 
gefagt: daß die fchmeizerifche Jugend fih auf fremden Univerfi- 
täten mit Ideen vertraut mache, welche zu den heimathlichen Ber- 
hältniffen häufig im Widerſpruche ftehen, was dann nicht wenig 
dazu beitrage, daß das Ausland in der Eidgenofjenfchaft jeweilen 
dienfigefällige Anknüpfungspunfte gefunden habe. „Die Erfahrung 
lehre insbefondere, daß die Fatholifchen Theologen im Ausland 
fih entnationalifiren, und die verderbliche Wirkfamkeit eines Theile 
dieſes Klerus komme größtentheild auf Rechnung der verfannten 
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oder gering gefchägten Nationalität; eine fehmweizerifche Gefammt- 
hochfchule werde in diefer Beziehung vortheilhaft einwirken.“ 
Die Gegner wendeten ein, daß. auf dem Konkordatswege jeden- 
falld nichts GEntfprechendes zu Stande gebracht werden Fönne, 
fhon wegen der Verfchiedenheit der Intereſſen in Beziehung auf 
Dertlichfeit, Glaubensbefenntniß und Sprache, und da ohnehin 
in mehrern Kantonen bereit? Hochfchulen beftänden, melche die 
betreffenden Kantone faum aufgeben werden; überhaupt falle in 
Betracht, daß im In- und im Auslande bereitd genügende An— 
ftalten für wifjenfchaftliche Ausbildung beftehen. Widerfprachen 
Einzelne der Univerfität, fo brachten fie hinwieder die Errichtung 
eines allgemeinen fchmeizerifchen Lehrerfeminard auf die Bahn, 
„damit ſämmtlichen Kantonen die Möglichkeit gegeben wäre, durch 
tüchtige, vaterländifch gebildete Lehrer ein beftimmted Maß des 
Wiſſens und der edlern Bildung im Volke zu verbreiten.“ Die 
praftifche Ausführbarkeit einer folhen Anftalt wurde widerfprochen. 
Es ergab fih eine ſchwache Mehrheit für Errichtung einer Hochs 
Ichule auf dem Wege des Konkordated mittelft eines Beitrages 
aus der Bundeskaſſe. 

Mit großer Einläßlichfeit wurde die „freie Niederlaffung“ 
der Schweizer behandelt. Umftändlich hatte fchon der Entwurf 
von 1833 fie gewährleiftet, aber wohl zum Mißfallen eines großen 
Iheild der Schweiz. Das Thema war volfathümlich bei Vereinen 
und Gelagen, weniger in den Rathsſälen der Regierungen und 
der Gemeinderäthe, am wenigften in den fommunalen Bürger: 
verfammlungen. Auch dort, wo die freie Niederlaffung bereits 
feit länger dur Konfordat gefichert war, fehlte in manchen, 
befonders gewerblichen Beziehungen die Gleichftellung der ſchwei— 
zerifchen Niedergelaffenen zu der Fantongbürgerlihen Bevölkerung. 
Die Abneigung gab ſich bei dDießmaliger Verhandlung abermals 
fund; namentlich machte Fürftenberger von Bafel Einſprache: 
dortige Stadt fei zwar keineswegs engherzjig gegen Schweizer, 
das bemeife die große Zahl von 2500 Niedergelaffenen- (fchwei- 
zerifche und fremde zufammen), welche fchon im Jahr 1843 dort 
geweſen; aber Bafel trage Bedenken gegen eine allgemeine Ber: 
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pflichtung, beſonders im Hinblid auf den Niederlaffungsvertrag 
zwifchen der Schweiz und Franfreih. Diefe Anfchauung fand 
menig Unterftügung, um fo mehr der angeregte Ausfchluß ſchwei— 
jerifcher Sfraeliten vom freien Niederlaffungsrecht. „Es würde in 
manchen Kantonen“, fo hieß ed, „al ein wahres Unglüd be- 
tradhtet werden, wenn das freie Niederlaffungsrecht auch auf diefe 
Klaffe ausgedehnt würde, wenn mithin die Gemeinden gezwungen. 
werden könnten, den Juden, gleich den übrigen Schmweizerbürgern, 
ein Domizil zu gewähren.“ Bereitd „hätten die Siraeliten den 
gürcherifchen Bezirk Regendberg in der Nachbarfchaft der aargauifchen 
Judengemeinden Endingen und Lengnau, in der Weife torturirt 
und durh Wucher ausgefaugt, daB die Gefehgebung wohl noch 
auf ernftere Mafregeln gegen das daherige«Unweſen bedacht fein 
müſſe“. Solches kann fein Anderer gefagt haben, ald der Bürger- 
meifter Furrer, Mitglied für Zürih. Dem Ausſchluß gegenüber 
wurde der Antrag auf gleihe Behandlung der Juden mit den 
Chriften geftellt, „weil fie nie auf eine höhere Stufe der Sitt- 
licheit gelangen fönnten, fo lange fie ftetd als Heloten behandelt 
würden“. Diefer Antragfteller war fein anderer ald der aarganifche 
andammann FreisHerofee, der gleiche, der die Proben feiner 
Toleranz und Humanität durch brutale Austreibung ſcommer hrift- 
liher Klofterfrauen abgelegt. Mit fiebzehn Stimmen, alfo beinahe 
einhellig, wurde freies Niederlaffungsrecht für die Schweizerbürger 
„beider Konfeffionen“, mit Ausschluß der Juden, befchloffen Aber 
auch bezüglich gewiffer chriftlicher Schweizer wurde eine Ausnahme 
feftgefeßt, die nämlich, daß die in ein funtonales Bürgerrecht neu 
aufgenommenen Ausländer das Necht der freien Niederlaffung in 
andern Kantonen erft nach Ablauf von fünf Jahren anfprechen 
dürfen. 

War ſchon die Frage der Niederlaffung an fih vom größten 
Belang, fo trat nun die fonftituirende Verſammlung in eine noch 
weit überwiegende ein: welche Nechte follen dem ſchweizeriſchen 
Niedergelaffenen zufommen? war der Entwurf vom Jahr 1833 
in diefer Beziehung nicht zu bedächtig oder zu engherzig? Sener 
Entwurf ſchon war fehr freigebig ; er verlangte nur die unerläß- 
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lichſten fchriftlihen Ausweife; er verbot, den Riedergelaffenen mit 
irgend einer Bürgfchaft oder mit irgend welchen andern befondern 
Laften zu belegen; er nahm Bedacht, daß ihm nur eine mäßige 
Kanzleigebühr abgenommen werden dürfe; er verlieh den Rieder- 
gelaffenen gleiche Rechte mit dem Kantonsbürger in Beziehung 
auf jegliche Gewerbäbetreibung und auf Erwerbung vori Liegen- 
fchaften; er unterfagte den Gemeinden, die Riedergelafjenen aus 
andern Kantonen mit höhern Steuern und Leiftungen an die 
Gemeindeausgaben in Anfpruch zu nehmen, ald die Niederges 
laffenen aus dem eigenen Kanton. Das fchien den Einen zu viel, 
den Andern zu wenig. Frei⸗Heroſee tadelte die im Entwurf mittel 
bar enthaltene Ausfchließung der ſchweizeriſchen Niedergelaffenen 
von der Ausübung der politifchen Rechte; wolle man ihnen diefe 
Rechte nicht fhon von Bundes wegen förmlich einräumen, fo 
fole man doc die Entwidelung in diefer Richtung nicht hemmen 5 
Aargau babe bereits die Initiative ergriffen, indem es den Nieder: 
gelaffenen die Ausübung der politiichen Rechte vollfommen zu- 
geftanden, andere Kantone, fo Bern und Bafel-Landihaft, gewähr⸗ 
leiften Gleiches gegen Reziprozität. Es wurde geantwortet: nad) 
dem Entwurfe bleiben die Kantone frei, jened Recht zu gewähren, 
daher die Klage nicht begründet. Eine entfcheidende Löſung diefer 
Trage erfolgte am gleichen Tag (25. Februar) noch nicht. Ein» 
läßlih wurde dagegen die Frage erörtert, ob den Niedergelaffenen 
wirklich die freie Grunderwerbung zugefichert werden folle. Die 
Abgeordneten für Waadt und Genf griffen fie an. Bezüglich der 
Schweizer hätte jene Gewährung feine Bedenken, wohl aber wegen 
der Franzofen in Folge des Niederlafjungsvertraged mit Frank— 
reich. „Der Andrang von Franzofen werde von Jahr zu Jahr 
größer und es ftehe zu beforgen, daß diefelben nicht nur die 
größern Zweige der Induſtrie, ſondern auch den Grundbeſitz zum 
Nachtheile der Schweizer an ſich ziehen werden.“ Die ſchon be— 
ſtehenden Begünſtigungen für die Franzoſen ſeien ohnehin Lod- 
ſpeiſe genug; „dieß wirkte aber ungeheuer nachtheilig nicht nur 
auf den Wohlſtand, ſondern auch auf die Nationalität der Schweiz. 
Ein wahres und behagliches Nationalgefühl könne ſich nur da 
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entwiceln, wo auch der Grund und Boden das Eigenthum des 
Volkes fei und wo es fih in feinem Abhängigkeitöverhältniffe 
von den Fremden finde.“ Darauf wurde erwiedert: die Befug- 
niß zur Grunderwerbung fei ein Hauptattribut der freien Nieder: 
laffung ; ohne fie würden die Niedergelaffenen nur Proletarier 
fein; Beforgniffe für die Induſtrie feien überflüſſig; im äußerften 
Tal fünnte man jenen Niederlaffungdvertrag auffünden. Nach 
folcher Abfertigung von Waadt und Genf wurde noch den fathos 
lifchen Kantonen vorgeworfen, daß dort bisher im bloßen Intereſſe 
„dee Magnatenthums der Grunderwerb durch Niedergelafjene unters 
* fagt geweſen; „damit das Volk felbft gegen die Niederlaffung mit 
Örunderwerbung eingenommen werde, habe mun zu dem Kunft- 
griffe Zuflucht genommen, daß man erklärt; es fomme die Re— 
ligion in Gefahr, wenn Bürger aud andern Kantonen, nament 
lich Proteftanten, fich anfiedeln und Grund und Boden erwerben 
dürfen;* aber „nicht die Religion, fondern das höchft materielle 
Intereſſe der Familien oder Magnaten werde bedroht, und diefem 
Egoismus fei ed zuzufchreiben, wenn in jenen Kantonen bedeu- 
tende Kräfte ungenügt bleiben und der öffentliche Wohlftand da— 
durch verfümmert werde.“ Die drei romanischen Mitglieder (Zeffin 
hatte fih zu Waadt und Genf gefellt) blieben in Minderheit 
und ed wurde vielmehr die freie Grunderwerbung mit anders 
weitigen anneren Hauptbeftimmungen des ältern Entwurfes durch 
fünfzehn Stimmen gutgeheißen. 

In Bezug auf verfchiedene Rechtsverhältniffe fchloß fich die 
Kommiffion an den Entwurf von 1833 an und namentlich. fand 
nach wiederholter Prüfung die Vorfchrift Anklang, daß fämmtliche 
Kantone die Angehörigen der andern Kantone in Abfiht auf 
Gefeggebung und gerichtliches Verfahren den Angehörigen des 
eigenen Kantons gleichhalten follen. Noch beftand das bloße Kon 
fordat zur Berminderung oder Abwehr der Heimathlofigkeit. Die 
Berfammlung erklärte fih fait einftimmig für wörtlide Annahme 
des bezüglichen Artifeld im ältern Entwurf, d. h. für Aufhebung 
der Heimathlofigfeit durch verpflichtendes Bundesgeſetz. Ueber das 
Alylrecht der Kantone war man bald einverflanden: es wurde 


nicht in Frage geftellt; allein der Erneuerung von Konflikten, 
wie fie früher zwifchen der Bundes und der Kantonalgewalt über 
die Frage entftanden, ob erftere berechtiget fei, gegen den Willen 
einzelner Kantone vuheftörende ausländifche Flüchtlinge wegzu— 
mweifen, wollte man vorbeugen;* in diefem Sinn wurde dem 
Bunde die Oberpolizei gegenüber den einzelnen Kantonen einges 
räumt durch den Ausſpruch: „dem Bunde fieht das Recht zu, 
Fremde, welche die innere oder äußere Sicherheit der Eidgenoffen- 
haft gefährden, aus dem ſchweizeriſchen Gebiete wegzuweiſen.“ 

Reihlih hatte der Entwurf von 1833 die Hebung des 
Militärweiend bedaht. Nachdem ein fo umfaffender Gebraud vom 
Bundesheer gemacht worden, war gleiche Stimmung noch vor- 
herrſchend. Einzelne wollten noch weiter gehen, felbft die In— 
firuftion gefammter Truppen den Kantonen abnehmen und auf 
den Bund übertragen. Es wurde folches tapfer befämpft: die 
Inftruftion werde beifer von den Kantonen bejorgt ald dur 
den Bund; diefer müßte überall hin Inſtruktoren fenden, welche 
weder gleichen Eifer noch gleiche Befähigung befäßen. Bisherige 
Ergebniſſe feien ganz zu Gunften der Kantone, und verhältniß- 
mäßig fei in feinem Zweige ded Staatshaushalted mehr geleitet 
worden, ald im Militärfah. Die Inftruftion durh den Bund 
würde auch Eoftfpieliger ausfallen, ald es biöher der Fall ge: 
wefen; die Kantone leiften überhaupt wohlfeiler als der Bund, 
gleichmwie die Privaten vortheilhafter Gewerbäanftalten betreiben 
als die Staatöverwaltung. Noch ein Nachtheil: entziche man den 
Kantonen die Snftruftion der Truppen mit der vorzugsweiſen 
Ueberwahung und Leitung des Militärweſens, fo verlieren dies 
felben auch Luft und Neigung, für die Aeufnung der Zeughäufer- 
und die Anfhaffung von Kriegsmaterial zu ſorgen; leßtere gefchehe 
aber nah Erfahrung wohlfeiler durch die Kantone als durch den 
Bund. Aber auch für das Volk träte größere Beläftigung ein: 
in den Kantonen habe man diejenige Jahreszeit zur Inſtruktion 
ausgewählt, in welcher die wichtigiten Arbeiten des Landmanns 
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entweder abgethan oder noch nicht begonnen geweſen feien. Eine 
ſolche Rüdficht aber werde der Bund nicht walten laffen, meil 
er fein Inſtruktionsperſonal fortwährend in Thätigfeit werde er— 
halten müflen. Das bisherige Syitem fei ſowohl nationaler als 
mohlfeiler. Beſchwichtigend wiefen Andere auf die Vortheile, 
welche wenigſtens die Zentralifation des Unterrichtd der Spezials 
waffen böte. Wirklich ergaben fih dann Mehrheiten für die Ueber: 
tragung der Inftruftion ded Genie, der Artillerie und Kavallerie 
an den Bund; daß Gleiches auch für Infanterie und Scharffhügen 
gefchehe, wurde fait einhellig verworfen. Mit Erinnerungen an 
die Patriziatögarnifon von Bern und an die Thätigfeit der Stans 
deötruppe von Bafel zur Zeit des dortigen Bürgerfriegs wurde 
die Vorfhrift gegeben, daß Fein Kanton oder Halbfanton mehr 
als 300 Mann fiehender Truppen halten dürfe; „der Bund müffe 
Schuß gewähren, auf daß nicht durch Anwerbung von Söldnern 
und Aufftellung einer ftändigen Truppenmacht gewiſſe reaftionäre 
Tendenzen verfolgt werden fünnen.* Mit begründetem Mißtrauen 
in die Zufunft befchloß die Verfammlung auch, daß der Bund 
nicht berechtiget fein folle, ftehende Truppen zu halten. 

Die Kantone waren müde der fruchtlofen Konfordatsverfuche 
für Regelung des Zollweſens. Es wurde daher in der Kommiſſion 
der Antrag geftellt, dem Bunde dad Recht zur Einlöfung aller 
fantonalen Zölle zu geben, dadurch die Zentralifation der Zölle 
und deren Berlegung an die Äußere Grenze der Schweiz einzus 
leiten. Vielſeitiger Beifall folgte, doh mit Warnungen gegen 
Zollſätze, welche die Induſtrie ruiniren würden, und mit For—⸗ 
derung eines Entfhädigungsmaßftabes, welcher auch denjenigen 
Kantonen gerecht werde, welche foftbare Straßen gebaut, ohne 
ihre Benugung mit ſchweren Zöllen zu belaften. Diefe Entſchädi— 
gungsfrage gab noch viel zu fprechen und zu rechnen, bis endlich 
ein billiger Maßftab zu derfelben aufgefunden fihien. Anläßlich 
fam auch die Frage der Konfumogebühren, deren Befeitigung fo 
oft in frühern Jahren angeitrebt worden, zur Erledigung; Bern 
und feine gleich intereffirten Genoffen ſiegten mit großer Mehrheit, 
indem der Bezug genannter Gebühren von geiftigen Getränken 
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auch ferner geſtattet, ja nunmehr durch die Bundesverfaſſung ſelbſt 
zu gewähren beſchloſſen wurde. Das Zollweſen führte zu den Han— 
delöverträgen; in theilweifer Aufhebung von ſchon Abgefchloffenem 
wurde nöthig gefunden, dem Bund allein das Recht zum Abſchluß 
derfelben zuzuerkennen, jedoch mit Ausnahme der Verträge über 
nachbarlichen Verkehr, Salz und Getreide. Beifall fand der groß. 
artige Gedanke, den Bund bei wichtigen öffentlichen Werken zu 
betheiligen; aber verfchieden beurtheilt wurde die Frage, ob er 
felbft bauen, felbit handelnd einichreiten, oder nur unterftügen 
folle; das erſte wurde ald gefährlich bezeichnet, da dann die Kan- 
tone die Hände in den Schooß legen würden, auch fonft ala un— 
thunlih, da dem Bunde die finanziellen Mittel nicht zuftehen 
würden, nah allen Seiten ded Bedürfniffed gleichzeitig einzu— 
ſchreiten. Nach wiederholter Berathung überwog die Anficht, den 
Umftänden nicht vorzugreifen, fondern dem Bund frei zu laffen, 
nah Ermeffen öffentliche Werke felbft zu errichten oder bloß kan— 
tonale Unternehmungen zu unterjtüßen. 

Bon hohem ntereffe waren die Verhandlungen über das 
Poftwefen. Solches war nach dem Grade der Ausbildung noch 
ein neues Inſtitut; urfprünglich wurde e8 von Privaten, Familien 
und Korporationen betrieben; in Glarus hatte man deßhalb noch 
vor faum einem Menfchenalter eine „reformirte® und eine „fa- 
tholifche“ Pot; * in Bern und Schaffhaufen war ehedem die 
Poft lange in den Händen angefehener Familien; in Zürich und 
St. Gallen war fie Schoßfind der „faufmännifchen Direftorien“. 
In den meiften Kantonen wurde die Poft dann zur Staatdanftalt 
erhoben und es wurden überrafchende Nefultate gewonnen. Im 
Fahr 1848 hatten eigene Poftverwaltungen nach ihrem ganzen 
Umfang die Kantone Zürih, Bern, Luzern, Glarus, Freiburg, 
Solothurn, Bafelftadt, St. Gallen, Graubünden, Aargau, Teffin, 
Waadt, Wallid und Neuenburg. In Genf war nur die Briefpoft, 
nicht aber auch die Mefjagerie Monopol des Staates. Verpachtet 
war das Poſtweſen der ſechs Kantone Uri, Schwyz, Unterwalden, 


* Protokoll der Reviſionskommiſſion, S. 61. 
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Zug, Bafelland und Thurgau, und zwar an Zürih die Poſt 
von Urt, Unterwalden, Zug und Thurgau, an St. Gallen jene 
von Schwyz, an Bafelftadt jene von Bafelland, an Luzern jene 
von Uri. * Die Pot von Schaffhbaufen war der Thurn- und 
Taxis'ſchen Poftverwaltung ald Erblehen abgetreten. ** Appenzell 
hatte feine obrigfeitlichen Pofteinrichtungen. Ungeachtet des Eifers 
und der Sahfunde der meiften genannten fantonalen DBerwals 
tungen ließen die Pofteinrichtungen doch noch fehr viel zu wünſchen 
übrig. Eröfterte Poftunterhandlungen mit den großen Nachbar— 
flaaten, in Paris und Wien, die lebte noch mehr als frühere 
Borgänge, hatten die hohe Wünfchbarfeit der Zentralifation diefes 
Berwaltungszweiged herausgeftellt, wenn auch die Ergebniffe der 
Wiener Konferenzen vom Jahr 1847 gerechte Anerkennung fanden. 
Auh die unaufhörlihen Poftfehden der Kantone im Innern, 
Folgen ihrer Konfurrenz-Stellungen, wurden ald Grund zur 
Zentralifation angeführt, mit dem Nachweiſe, dab das Publikum 
bei beftehender Ordnung noch manches zu wünfchen habe, wie 
denn 3. B. ein Brief von Genf nach der öftlihen Schweiz beinahe 
jo viel koſte, ald ein folcher von Konftantinopel eben dorthin, 
weil auf dem erſten fieben verfchiedene Fantonale Boftadininiftra- 
tionen ihren Gewinn machen wollten. Die Gegner der Zentra- 


* Es find bier Zürich und Luzern ala Poftpächter von Uri genannt; es 
betraf dieß die Urner Briefpoft, welche jene beiden größern Kantone gemeinfam 
gepachtet hatten, | 

** Vergl. Bd. II, S. 14 und 15. Der Vertrag ift vom 22. Dfteber 1833. 
Als „VBefiger und Eigentbümer der erblehenbaren Poften im Kanton Schaff— 
haufen“ haben ihn unterzeichnet Franz v. Meyenburg-Stodar, Konrad v. Peyer 
und Friedrih Stodar v. Neuforn. Er überließ die Poften an Thurn und 
Taris „pachterbweife” auf die Dauer von 25 Jahren und weiter, wenn nicht 
6 Monate vor Ablauf diefer Zeit Auffündung erfolge. Einer fünftigen Bentra= 
lifation der Poften war Rechnung getragen: „Eine frühere Auflöſung Diefes Ber: 
trages foll aber dann ftattfinden, wenn eine Zentralifation der ‘Boften im Um— 
fange der ganzen Eidgenoffenichaft zur Ausrübrung jollte gebracht werden.“ In 
einem Nebenvertrag war die Kaufjumme zu Gt. 180,000 (nicht bloß Gl. 175,000) 
beftimmt. Der Große Rath von Schaffhaujen ratifizirte durch eine Beſchluſſes— 
form, vermöge welcher er felbft das „Kantonspoſtregal“ dem Fürften als ein 
„wahres Erbieben” überläßt. 
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fifation führten an: daß manche Kantone nicht in der Lage feien, 
auf die aus dem Poftregal bezogenen reichlichen Einkünfte zu vers 
zichten; daß eine zentrale Poftverwaltung ein Heer von Beamten 
erfordere, auch ihre Bedürfniffe an Material theurer werde be— 
zahlen müffen als lokale Verwaltungen. Vermittelnd wurde be— 
merkt, man folle in dad Vorhaben eingehen, aber an die Kan— 
tone volle, nicht bloß jene partielle Entfhädigung leiften, welche 
ihnen der erfte Bundesentwurf vom Jahr 1832 zugefichert hatte. 
Sm Laufe der Verhandlungen zeigte Negierungsrath Böfchenftein 
für Schaffhaufen an, daß in dem Pachtvertrage mit Thurn und 
Taxis die Wiedereinlöfung des dortigen Poftregald vorbehalten 
worden fei. Die Zentralifation wurde mit 14 Stimmen nad 
Mafgabe des erwähnten ältern Entwurfes und gegen volle Ent- 
Ihädigung der Kantone beichloffen. 

In der Schweiz fuchten zu jener Zeit drei Münzſyſteme fih 
geltend zu machen: das deutfche, das franzöfifche und ein ein- 
heimifched. Die Zentralifation wurde nicht widerfprochen; über 
den anzunehmenden Münzfuß dagegen entitand der ermartete 
Streit und die öſtliche Schweiz namentlich wollte auch jebt noch 
von dem fchon im Entwurf von 1832 empfohlenen franzöfifchen 
Münzfuß nichts wiſſen. Es blieb daher nur übrig, entweder auf 
die Zentralifation zu verzichten, oder fie nur im Grundfag auszu— 
fprechen, die Beſtimmung des Münzfußes der Bundesgefehgebung 
zu überlaffen; das leßtere beliebte. In gleicher Weife wurde Maß 
und Gewicht ald Bundesſache erklärt, dann die Fabrikation und 
der Berfauf des Schießpulvers zu Handen des Bundes mono- 
polifirt. I 

Bereits achtzehn Tage lang hatte die Kommiffton gearbeitet 
und noch war die Hauptfahe nicht unter Dad: das Wefentliche 
der Bundedorganifation, die Stellvertretung. Der Kampf zwifchen 
den großen und fleinen Kantonen wurde am 6. und 7. Mär 
gefochten. In der Verſammlung fehlte nur Oberft Rilliet von 
Genf. Die längft erfchöpften Gründe für und wider die Beibes 
haltung der gleichen Nepräfentang wurden abermals vorgetragen: 
für die erfte Anficht der Grund, daß das Wefen einer Eidgenojjen- 
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haft die Handhabung der Souveränetät der einzelnen Glieder 
erheifche, für die Handhabung der Souveränetät aber die Gleich- 
berechtigung in der Stimmgebung nothmwendig fei, jegliche Ab» 
weichung zum Einheitöftaat führen werde; für Die zweite Meinung 
die Behauptung, daß größere Leiftung auch mehrered Etimm- 
recht bedinge und daß es unzuläffig fei, länger ein Syftem zu 
dulden, bei welhem die im Volke zu Kraft und Leben gelangten 
politifhen Anfhauungen in der oberften Bundesbehörde nicht zur 
Geltung kommen fönnen, fondern vielmehr durch die entgegen- 
ftrebende Ständercpräfentang, die thatfächlih nur eine Minderheit 
vertrete, niedergghalten werden. Auch Mittelfyfteme, abgejtufte 
Stellvertretung nah Klaffen, mit billiger Rüdfiht auf tie Be— 
völferung, famen zur Sprache. Den grundfäglichen Erörterungen 
ſchloſſen fih DBorwürfe von Wortbrücigfeit an; die Urkfantone 
und ihre Freunde erinnerten an die Proflamation der Tagſatzung 
vom 20. Dftober 1847, in welcher die feierlihften Verficherungen 
gegeben worden, daß ihre rechtliche Stellung im Bunde unan- 
getaftet bleiben werde, Verfiherungen, auf welche hin die Kapi— 
tulationen abgefhloffen worden, dad Volk jener Kantone fich der 
neuen Ordnung der Dinge zugewendet und zur Theilnahme an 
einer Bundesrevifion fich herbeigelaffen habe. Sie fanden Unter: 
ftügung in Männern, welche wefentlich zum Umfchwung beiges 
tragen, aber mehr im Handeln ald in neuen fonftitutionellen 
Formen ihre Erfolge zu erringen gewohnt waren. Neun Stimmen 
erflärten fich für Beibehaltung des gleihen Stimmrechts, nur 
eilf für eine Abänderung. So nah fanden fich die beiden neuen 
Parteigruppen. Der Schwyger und der Obmaldner Abgeordnete, 
Dr. Diethelm und Landammann Michel, ließen ausdrüdlich zu 
Protokoll geben, daß fie zu dem Beſchluſſe nicht geftimmt. Vier 
Wochen vorher wäre vielleicht auch jene ſchwache Mehrheit nicht 
erhältlich gewefenz fo verficherten Kundige, die mitten im Getriebe 
der Gefchäfte fanden. Indeffen war nun einmal der Wurf ges 
ſchehen. Außerhaib der Schweiz waren die Umwälzungen im Fluß; 
die zentraliftiihe Partei in der Schweiz regte ſich je länger je 
Die Schweiz. IV. 45 
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eingreifender.* Die Nationalrepräfentation machte Fortfchritte; 
am 19, März wurde ein nach der Volkszahl zu mwählender Re 
präfentantenrath, neben ihm, zu gleihmäßiger Berüdfichtigung 
ded Fantonalen Elements, eine Tagfakung von zweiundzwanzig 
Kantondgefandten, von denen jeder eine Stimme habe und 
welchen die Kantone nad Ermeſſen Snftruftionen ertheilen 
dürfen, vorgefchlagen; dazu ein Bundesrath als Vollziehungs— 
behörde; die abgeftufte Repräfentation war aljo fallen gelaſſen 
und das Zweikammerſyſtem vorgezogen worden, in dem Sinne 
jedoch, daß die Mitglieder beider Räthe gemeinfchaftlich berathen, 
zu getrennter Abſtimmung nur für folhe Gegenftände berufen 
würden, welche vom Standpunfte der Kantonaljouveränetät ala 
befonderd erheblich anzufehen wären. Der Vorfchlag mar zu ver- 
widelt, fonnte daher fih nicht behaupten, und nach wiederholten 
Berathungen wurde die Nothwendigkeit anerfannt, daß jeder der 
beiden Räthe geföndert verhandeln folle. Auffallender Weife ging 
mit 20 Stimmen der Antrag durch, den NRepräfentantenrath 
mittelft eine® Generaljfrutiniums fämmtliher Schweizerbürger 
wählen zu laffen. Mit der Tagſatzung zu bloß zweiundzwanzig 
Stimmen waren die Halbfantone nicht zufrieden; man wollte 
nun dadurch abhelfen, daß auch den Halbfantonen gleiches Stimme 
recht gegeben würde wie den ganzen Kantonen, und vermehrte 
die Stimmenzahl auf fünfundzwanzig; neue Berlegenheit: in 
folder Weife hätten die zwei Halbfantone von Unterwalden fo 
viel Stimmrecht ald Zürich und Bern zufammengenommen. Aus 
der Befprehung folder und ähnlicher Gebrehen ging endlich 
ein. Ständeratb von 44 Mitgliedern hervor, in den jeder Kanton 
zwei Abgeordnete zu wählen habe, mit Befeitigung der Inſtruk— 
tiongertheilung an Ddiefelben. Die ftete Wiederwählbarfeit der 


* Schärfer ſpricht fih Herr de fa Rive von Genf aus, in der Schrift: 
„Geneve et la Suisse en 1862; Berne 1852“: — — „le 24 Fevrier 1848 
intervint au milieu de cet enfantement difficile d’un nouveau Pacte. 
Des lors, le parti suisse fut effac& ou dominé; le parti cosmopolite, 
relégué jusqu’ä ce moment dans l’arriöre-plan, prit sa grosse voix; il 
ordonna, il fallut obéir.“ 
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Bundesräthe wurde angefochten, aber behauptete fich bei einer 
Mehrheit. Bei der Berathung des Bundeögerichtd wurden der 
Fury für Kriminalfahen Lobreden gehalten: „fobald die Völker 
von den Feſſeln der Tyrannei fich befreit, fei ein mefentliches 
Gewicht auf Einführung der Schmwurgerichte gelegt worden.“ 
Ueber den Sig der Bundesbehörden ging man vom ältern Vor: 
ſchlag ab; mit Rüdficht auf mögliche Umftände, welche eine Ber: 
legung des Bundesſitzes räthlih machen fönnten, fei ed ange 
meffener, diehfallfige Beftimmung dem Bundesgeſetz zu überlaffen. 

Im Borrüden der Berathungen wurden bie und da Anträge 
gebraht und angenommen, welche in frühern Situngen ohne 
beftimmtes Ergebniß befprochen worden oder nicht durchdringen 
konnten, fo der Antrag, den Niedergelaffenen die Ausübung der 
politifhen Rechte am Niederlaffungsort einzuräumen, gegründet 
darauf, „daß nur dann eine wahrhafte Nationalität fich entwickeln 
fönne, wenn der Schweizer überall feine politifchen Rechte aus— 
üben dürfe und in Diefer Beziehung nicht mehr auf die engen 
Schranken eines Kantons verwiefen werde.“ Der Beichluß wurde 
doch nur mit der ſchwachen Mehrheit von eilf Stimmen gefaßt 
(30. März). Diefer Tag war überhaupt für allerlei Nachlefe be— 
fimmt; ohne nähere Begründung im Protofoll wurde der Antrag 
genehmigt, daß nur Bürger weltlichen Standes wählbar ın den 
pRepräfentantenrath“ feien. Man durfte annehmen, nach dem 
früher Verhandelten werde man die Klofterfrage wenigſtens ruhen 
laſſen; allein cin Mitglied brachte den neuen Antrag, „alle Klöfter 
und Stifte in der Eidgenoffenfchaft aufzuheben“, denn diefe „In— 
flitute gehörten keineswegs zum Wefen der Konfefjion, fie hätten 
fih aber in der neueften Zeit ald den hauptfächlichiten Herd aller 
Umtriebe, aller Reaktionen gegen die Kantone erwieſen.“ Es 
wurde entgegnet, was auch fchon früher gefagt worden: es fei 
diefe Frage ganz dem Ermefjen der Kantone anheimzuftellen ; 
der Antrag blieb mit fieben gegen zwölf Stimmen in Minderheit. 

Die Berfammlung hatte endlich den gefammten Berathungs— 
ftoff erſchöpft; es wurde zur Hauptredaftion gefchritten und der 
aus derfelben hervorgegangene Gefammtentwurf vom 3. bie 
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8. April durchberathen. Einige Eigenthuͤmlichkeiten find noch 

auszuheben. Die „Volkskammer“, früher Repräfentantenrath ge- 
nannt, follte aus Gefammtabgeordneten der ganzen Schweiz be- 
ftehen; demnah hätte jeder Wähler an der Wahl aller Abge— 
ordneten Theil genommen und die Schweiz wäre nur ein 
Mahlfreis geweſen. Die Gefandten der Kantone in der „Ständes 
fanımer“ wären nicht für zwei unmittelbar nad) einander folgende 
Seffionen der Bundesverfammlung wählbar geweſen; Mißtrauens— 
votum gegen allfällige fantonale Stätigfeit. Für Bundesgefege 
und Bundesbefchlüffe wäre zwar grundfäglih die Zuftimmung 
jeder der beiden Kammern erforderlich. Allein e8 war die Aus— 
nahme beigefügt, daß wenn fich über einen von der Volkskammer 
gefaßten Beichluß in der Ständefammer während der Dauer der 
Seſſion feine Mehrheit ergebe, der Beihluß der Volkskammer 
gleihwohl in Kraft trete. Der „eidg. Staatdrath" follte aus bloß 
fünf Mitgliedern beftehen. Die Berathung über gefammte Artikel 
ging raſch vor ſich; man cilte. Es erfolgten Anläufe auf Er— 
rungenfchaften unitarifchen Einfluffes, fo gegen das politifche 
Stimmrecht der Niedergelaffenen, doch ohne Erfolg; in andern 
Punkten Abänderungen; das NRiefenffrutinium, nach welchem jeder 
Bürger berufen geweſen wäre, 120 Abgeordnete in den ſchweize— 
rifchen Volksrath zu bezeichnen, wurde befeitigt und der Grund— 
fa angenommen, daß nah Wahlfreifen zu wählen fei. Eine 
Mehrheit von eilf Stimmen fchloß die Regierungsglieder der 
Kantone vom Volksrath aus. Der Antrag, den „Bundesrath“, 
fo wurde die Vollziehungsbehörde fchließlich genannt, durch das 
gefammte Echweizervolf wählen zu laffen, wurde nur durd zehn 
gegen neun Stimmen, überwunden. Der Berfuh Dr. Steiger’s, 
Luſern zur Bundesftadt zu erheben, mißglüdte; ſolche Geſchenke 
werden nicht ziveimal angeboten. Dagegen fand die Zentralifation 
des gefammten Militärunterrichtes, in umftändlihen Vorſchlag 
umgearbeitet und unter Widerlegung früherer Einwendungen bes 
fürwortet, obwohl zu einer jährlichen Ausgabe von Fr. 1,150,000 
veranfchlagt, nunmehr den Beifall von 20 Stimmen; nad) Be— 
fiiedigung ter Kriegsmänner folgte noch jene der Scholarhen 
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durch den Befchluß, daß von Bundes wegen für Errichtung einer 
Gefammthohfhule und einer polytechnifhen Schule fo wie für 
Lehrerfeminarien geforgt werden folle. Der am 6. April beharrlich 
erneuerte Antrag, „die Klöfter, die Heerde des Aberglaubeng, des 
- Ultramontanigmus und der Reaftion“ aufzuheben, wurde aud 
fhon befanntem Grunde wieder abgelehnt. So fam der Entwurf 
der „Bundesverfaffung® (ed wurde endlich diefe grundfägliche 
Bezeichnung gewählt) am 8. April 1848 zu Stande und erhielt 
die Beglaubigung der dreiundzwanzig Kommiffiondmitglieder. Mit 
beleuchtendem Bericht der Redaktoren Kern und Druey wurde er 
den Kantonen zur Berathung und Genehmigung mitgetheilt. Die 
Kommiffion legte in jenem Beriht unummunden dad Geftändniß 
ab, daß der gänzliche Umfchwung der Dinge im Ausland wefent- 
fihen Einfluß auf das Ergebniß der Berathungen geübt und daß 
er dad Gefühl lebendig gemacht habe, es fei die Schweiz nun 
in Ausübung ihres freien Konftituirungsredhtes in feiner Weife 
gehemmt; dabei habe man fich jedoch keineswegs zur Einführung 
von Snftitutionen verleiten lajfen, welche mit dem fihmweizerifchen 
Nationalharakter unvereinbar wären. Der Bericht rechtfertigt dag 
nun eingeföhlagene Mitteliyftem zwifchen dem Unitarismus und 
der alten bloßen Allianz unter den Kantonen. Würde zur Zeit 
auch die Einführung des Einheitäfyftens gelingen, fo fönnte man 
es nicht behaupten. „Wird die Schweiz fpäter zum Einheitsſyſtem 
gelangen, oder, mit andern Worten, werden in derfelben in Zus 
funft flatt mehr oder weniger fouveräner Kantone nur noch Be: 
zirfe oder andere Territorialeintheilungen als Glieder eines orga- 
nifirten Körperd vorhanden fein? „Es ift möglich“, antwortet 
fih die Kommiffton felbft. Befonders hervorgehoben wurden im 
Bericht die Borzüge des neuen dualiftifchen Stellvertretungsſyſtems 
und wurde die Hoffnung ausgelprochen: die Mitglieder des Stände: 
ratlye8 würden jeweilen, wenn die Rechte der Kantone einer ernft- 
lihen Gefahr von Seite ded Nationalrathed ausgefegt wären, 
diefem einen wirkſamen Widerftand entgegenzufegen willen; ebenfo 
würde die Nationalrepräfentation den Ständerath zu überwinden 
die Kraft haben, falla er fich beigehen ließe, hartnädig und blind» 
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lings fih den gemeinfamen Intereſſen der Eidgenoffenfhaft ent 
gegenzufeben. Der Vorort Iud die Stände ein, bis 8. Mai ihre 
Gefandtfhaften über den Bundesentwurf mit nöthigen Inſtruk— 
tionen zu verfehen. | 
Die Zeit war furz zugemeffen; weniger Eile hätte dem Volke 
beffer gefallen; allein die Behörden mußten in die Sache eingehen, 
- um die Standesftinmen nah Möglichkeit zur Geltung zu bringen. 
Daher entwarf nun jede Fantonale Regierung ihre Anfichten über 
den Bundesentwurf und die Großen Näthe aller Kantone be— 
Sprachen in langen Sigungen denfelben ebenfalld. Doch hatte das 
Öffentliche Leben viel an Wärme und Beweglichkeit verloren; man 
hatte nun nicht mehr Parteifragen vor Augen, bei deren Ent- 
Iheidung die Leidenfhaften fih den freieften Spielraum ver- 
fhafften, fondern ſehr materielle Aufgaben zu löfen, welche in 
die fünftige Eriftenz jeded Kantons eingriffen. Bei den Mitglie— 
dern der Behörden war Grmattung fihtbar, im Bolfe, nament- 
ih in jenem der deutfhen Schweiz, Gleihgültigkeit; Viele 
meinten, es werde abermals leeres Stroh gedrofchen, die Schweiz 
[hlieglih beim Alten bleiben. Andere wiegten ſich nicht in diefer 
trügerifchen Hoffnung und machten vielmehr lange Gefichter gegen- 
über einem neuen Bund, den fie für fehr Foftfpielig angelegt an- 
jahen. Aber die Geſchicke mußten erfüllt, das längſt Begonnene 
zur Ausführung gebracht werden. So fihritten die Großen Räthe 
an's Werk und förderten eine reiche Mufterfarte von Anfichten, 
Wünſchen, Gegenanträgen und Proteftationen zu Tage, — mit 
Stimmgebungen für die Extreme, Einheitsftaat hier, alter Föde— 
ralismus dort, und für alle erfinnlichen Kombinationen, welche 
dazwifchen lagen. In der Weitjchweiz war ummälzerifhe Gefin- 
nung vorherrfchend, welche theilweife auf die Entfchlüffe der Be— 
hörden überging. Der befondern Zeichen der Zeit waren aud) 
wieder mandye wahrzunehmen. Im Großen Rathe von Bern be— 
anfragte Stämpfli, daß in der Bundesverfaffung auch auf Siche- 
rung des Staated „gegenüber der fatholifchen Kirchengewalt“ 
namentlich in Bezug auf die Bisthums- und Klofterverhältniffe, 
Aufhebung der Nuntiatur, Verbot der Jefuiten, das Verhältniß 
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der gemifchten Ehen Bedaht genommen werde; in jenem von 
Aargau wurde auf freie Niederlaffung auch der fraeliten abge: 
ftellt und auf das allgemeine Bundes-Oberauffihtsrecht in Er- 
ziebungsangelegenheiten, im Gegenfag zu einer eidgendffifchen 
Hochſchule; der Große Rath von St. Gallen verwarf den Aus- 
ſchluß der Geiftlichfeit aus dem Nationalrath, verlangte Garans 
‚tirung der gemifchten Ehen und empfahl insbefondere volle Re— 
ligionöfreiheit; im Gegenfag zu diefem Votum von St. Gallen 
entſetzte fich die oberfte Tandeöbehörde von Appenzell AR. vor 
folcher Freiheit und wollte, ächt fonfervativ, die vom alten Land» 
theilungsvertrag herrührende Glaubenseinheit im Sniereffe des 
Proteftantismus ungefhwäht behaupten. In politifcher Beziehung 
wollte in Schaffhaufen eine ſtarke Partei den vollen Einheitsftaat, 
da man dort das felbfiftändige und koſtſpielige Regieren für ein 
jo fleines Land ſchon damals befchwerlich fand, und wurde nur 
mit 40 gegen 29 Stimmen aus dem Felde geichlagen. Bern’s 
Großer Rath ftellte den Verfaſſungsrath in die erfte Linie. Zürich 
fonnte fih mit dem Zweikammerſyſtem nicht befreunden und 
ſuchte Schuß für fantonale politifhe und militärische Intereſſen 
in einem Veto, dad den Kantonen einzuräumen wäre. Thurgau 
nahm das Zweifammerfyftem an, wollte aber „für wichtige Fälle“ 
noch den freien Entfcheid der Kantone felbft vorbehalten. In 
St. Gallen machte Staatöfchreiber Steiger der radifalen Schule 
einen glüdlichen Krieg, indem er den von Hungerbühler für ders 
malige Revifion vorgefchlagenen Berfaffungsrath zu Fall brachte 
und eine Mehrheit von 69 gegen 68 Stimmen für das von ihm 
vorzugsmweife empfohlene Zweikammerſyſtem gewann, während er- 
wähnte Minderheit nach Antrag der Regierung nur einen Rath, 
ſolchen möglichſt im Berhältniß der Volfszahl gewählt, vorgezogen 
hätte. Die fonfervativen Katholifen machten ſolches Ergebniß 
möglich, indem fie, nach vieljähriger fruchtlofer Anftrengung für 
Handhabung garantirter Rechte, weiter Fein Bedenken haben 
fonnten, zur Neugeftaltung der Schweiz im vermittelnden Sinne 
mitzuwirken. Im Gegenfage zu den großen Kantonen, melde 
beinahe ohne Ausnahme fih die materiellen Opfer an Zöllen, 
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Poſten und ähnlichen Berechtigungen nicht ohme ergiebig verftärfte 
Stellvertretung wollten gefallen laffen und demnach den Stand- 
punkt des individuellen Vortheiles fefthielten, traten einzelne 
fleinere Kantone, wie Glarus und Zug, aus ihrer natürlichen 
Stellung, gaben aus freien Stüden die Fefthaltung des gleichen 
Stimmrechte auf und gingen auf ein abgeftufted Stimmrecht 
oder auf eine Doppelrepräfentation der Stände und der Nation. 
ein. Ehedem hitzige Sonderbunddfantone betraten gleichen Pfad, 
fo Wallis, dann Freiburg, welches der Zentralität möglichft ſich 
näherte und felbft für Aufftelung eines Verfaſſungsrathes Voll- 
macht gab. 

Während eben erzählter Berathungen hatte jene kurze Ver— 
fammlung der Zagfagung flattgefunden, über die fhon berichtet 
worden. Der Borort erachtete ihren abermaligen Zufammentritt 
fhon auf 11. Mat nöthig, da der Krieg zwifchen Defterreih und 
den italienifhen Staaten eine Wendung nahm, welche in feinen 
Augen eine Verlegung der fchweizerifchen Neutralität namentlidy 
von Seite genannter Großmacht befürchten ließ, zumal Berichte 
des Abgeordneten Luvini aus Mailand eingingen, laut welchen 
dortige Regierung einen Ueberfall der Lombardei mittelft Durch 
marſches öfterreichifcher Truppen über dad Engadin oder das 
Münfterthal beforge. Die Kantone waren bereitd fo tagſatzungs— 
müde, daß in der erſten Sigung die Gefandtfchaften von fünf 
"Ständen noch fehlten. Zum erftenmal erfchien eine Abordnung 
des republifanifchen Neuenburg, als fein erfter Gefandte der 
Staatsrath Jeanrenaud-Beſſon; diefer dankte in kurzer Rede für 
vielfeitig fundgegebene Sympathien, freute fih des Sieges, der 
zu Gunften der Unabhängigfeit ded neuenburgifchen Volkes endlich 
errungen worden, eines Sieges, der von jedem ſchweren Exzeß 
frei geblieben und Niemanden auch nur eine Thräne gefoftet habe. 
Im Perfonal der übrigen Gefandtfchaften gingen wie gewohnt 
einige Aenderungen vor. Bon Uri erfchien Alt-Landammann Karl 
Muheim ald erfter Gefandte. Wiederholt und bei allen Gelegen- 
heiten war verfichert worden, man werde die Kantonalfouveränetät, 
da wo fie auf befugtem Boden ftehe, anerkennen; ein erftes Recht 
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jedes Kantons war aber doch wohl, feine Abgeordneten nach Gut: 
finden zu wählen. Solches Recht von Uri wurde beftritten; Mus 
heim hatte der alten Regierung von Uri angehört, ala Gefandter 
derfelben das Manifeft der VII Kantone unterzeichnet und ftand 
num überhin in Verdacht, Mitglied ded Sonderbundäfriegdrathes 
gewefen zu fein. Zürich beftritt daher deifen Aufnahme und Zus 
laſſung zur vorgefchriebenen Leiſtung des Bundeseided. Der zweite 
Gefandte von Uri, Jauch, mies folhe Einmifhung in das freie 
Wahlrecht feines Kantons als unbefugt zurüd, ließ ſich aber um 
des Friedens millen zur berubigenden Protofollerflärung herbei, 
da Muheim jened Manifeft nur vermöge feiner Standesinftruf- 
tion unterzeichnet, am Sonderbundskriegsrath perfönlich feinen 
Theil genommen habe. Jetzt erft fand die Zulaffung des erften 
Gefandten ftatt. Auch nahträglicher Hader von früherer Seffion 
ber folgte, indem Dchfenbein, der erfte Gefandte von Bern, durch 
Protofollerflärung die durch Zeitungen der franzöftihen Schweiz 
gefhehene Beröffentlihung der Verhandlungen über den fardis 
nifhen Allianzvertrag, fo wie die bei diefem Anlaß verübte Ent: 
ftellung feines Votums bitter rügte. Teſſin fprach nachträglich 
hohen Tadel gegen das eingefchlagene Neutralitätäfyftem aus; 
diefer Kanton fah ed ald eine verfehlte Bolitif an, Freunde und 
Feinde gleich zu behandeln, und Fonnte die Rüdfihten, die man 
Defterreich trage, noch immer nicht verfchmerzen. In erfte Reihe 
trat num abermals die Berathung der zu treffenden Neutralitätd- 
maßnahmen. In Graubünden war eidgenöffifhes Kommando mit 
einer fleinen Zahl Truppen; zu unterfuchen war, welches die zei- 
tige militärifche Stellung Defterreichd, und ob in Folge derſelben 
Siherheitmaßnahmen zu treffen feien. Ruhiger ald Luvini hatte 
die Regierung von Graubünden gefchrieben, daß nah den Ber 
rihten ihrer Grenzfommiffäre im Engadin und im Münfterthal 
Befürhtungen, ald wollte ein Durchmarſch durch diefe Gebiets: 
theile von den Defterreikern erzwungen werden, zur Zeit feinen 
Grund haben; der eidg. Kriegsrath aber hatte bereits feinen Bes 
fund zu größern Aufgeboten abgegeben. Die Berfammlung war 
in erfter Berathung getheilt: die Einen beriefen fih auf die 
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»geſunde Politif“ des öſterreichiſchen Kabinets, welche eine fo 
unbefonnene Verlegung des ſchweizeriſchen Gebietes nimmermehr 
erwarten Tafje, zudem auf die ohnehin ſchwierige Lage diefes 
Reiches, das fich eben in einem Auflöfungsprozeffe befinde, end- 
ih auf die Thatfache felbit, daß feine Vorbereitungen zu dem 
beforgten Durchmarfche wahrzunehmen ſeien. Andere Stände 
faßten die Sache ernfter auf; gerade Landeck, wo die öfter 
reichifchen Truppen ftehen, fei der Schlüffel zu den nach Stalien 
führenden Alpenpäffen; nun fei die Militärftraße über das Stilffer- 
joch wahrfcheinlich in ſolcher Weife befchädiget, daß fie für den 
Durchmarſch der Truppen faum mehr gebraucht werden könne; 
‚um fo näher liege die Berfuchung für Defterreih, einen andern 
Durchpaß zu erzwingen; wie ed mit der Anerkennung der Neu— 
tralität feitend der großen Mächte ftehe, wiffe man von Kurzem 
her und zur Zeit fei noch ganz ungewiß, welcher Politif man 
fih von Seite Defterreichd zu verfehben habe. Mindeftend fei das 
ber Borficht nöthig. Einzelne Gefandtfchaften benußten den An— 
laß, um die befannten militärifchen Zuzüge in die Lombardei, 
von denen die öffentlichen Blätter Tag um Tag ganz freimüthig 
Bericht gaben, zu tadeln und in Frage zu flellen, ob nicht Schritte 
gegen diefe Freifchärlerei einzuleiten feien. Zur Unterfuchung der 
ganzen Sachlage wurde ein Ausfhuß beftellt. In eidgenöſſiſchem 
Sold ftanden damals für Grenzwachdienft zwei Bataillone nebft 
Spezialwaffen in Zeffin, eben fo viel in Graubünden, zwei Ba- 
- taillone Snfanterie in den Kantonen Zürih und St. Gallen als 
Referve; vier Kompagnien an der weftlichen Grenze in Bafel. 
Der Ausfhuß wog alle Tagederfcheinungen forgfältig ab, konnte 
aber wirkliche Gefahr nirgends erbliden, daher auch Feine Ver— 
anlaffung zu irgend welchen außerordentlihen Maßnahmen. 
Rügend gedachte er dagegen des Berfuches, in einzelnen Theilen 
der Schweiz bewaffnete Korps für den Dienft der Lombardei zu 
organifiren, und der Schwäche der Regierungen, welche zugeben, 
daß Militärpflichtige in ihrer Kantonaluniform über die Grenze 
jichen. Die Kommilfion brachte Anträge im Sinne ihres Be— 
richtes: Statusquo in Bezug auf die Truppenaufitellung ohne 
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weitere Aufgebote, doch Worbereitung für alle Fälle dur ein- 
weiteres Anleihen, und Berbot der Werbung und Bildung be— 
waffneter Korps zu ausmwärtiger Hülfeleiftung. Die Kriegd- und 
die Friedenspartei gerieben abermald in Hader über die einzu- 
Ihlagende Politik. Druey hatte einen geiftig Fräftigen Genoffen 
am erften Gefandten von Freiburg, Dr. Buffard, gefunden, der 
die Berathung der Kommilfionsvorfchläge mit heißem Tadel dars 
über eröffnete, daB das von Sardinien angetragene Bündniß fo 
unüberlegt von der Hand gewieſen worden fei, dann auf die 
Merbungen überging und auffallend fand, daß man, nahdem 
Sahrzehnte Yang den Kantonen frei gelaffen worden, Militär: 
fapitulationen im Intereſſe ded Abfolutismus abzufchließen, nach— 
dem man felbft Privatfapitulationen geduldet habe, jene von Salis- 
Zizerd zu Gunften des heil. Stuhles im Jahr 1832, nun im 
Widerfpruh zu folhen Vorgängen die Schweiz abfchließe und 
auswärtigen Staaten, welche fih in politifhe Befreundung zu 
ihr ftellen wollen, ein Mißtrauensvotum gebe. Um diefe An- 
ſchauung auch der Nahmwelt aufzubewahren, gab Buffard eine 
Erklärung zu Protofoll, laut welcher das Heil der Schweiz nur 
mittelft einer Politif zu finden war, welche im geeigneten Augen» 
blick ihr Schwert in die Waagſchale geworfen hätte. Andere 
Gefandtfchaften bemühten fi in hohem Eifer, dem Freiburger 
und feinem politiihen Freunde die Nachtheile ſolcher Kriegsbe— 
theiligung darzuftellen; fie fagten ihm Alles, nur Eines nicht, 
was auh am Plage geweſen wäre: Buſſard und andere feurige 
Redner feined Schlaged mögen „für den heiligen Krieg“ (fo 
hatten jene die Revolution genannt) felbft vorangehen und ihre 
Tapferkeit Angefichtd der Kanonen bewähren. Das von der Kom- 
miffion angetragene Verbot der Werbungen vertheidigten die Ge- 
ſandten von Zürich, St. Gallen, Aargau, Solothurn und Bern, 
mit lebhafter Schilderung der Nachtheile des Reißlaufens: der 
Schweiz würden dadurch militärifche Kräfte für den Fall ent- 
jogen, daß fie felbit darüber verfügen wollte; im Innern würden 
Parteiungen und förmliche Sonderbünde entftehen, indem hier 
für die Lombarden, dort vielleicht für Defterreich geworben würde; 
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die Reißläufer ſelbſt würden durch falſche Vorſpiegelungen ge— 
täuſcht, ihrem ordentlichen Beruf entfremdet; laut Berichten des 
ſchweizeriſchen Konſuls in Mailand befänden ſich bereits manche 
Zuzüger in hülfloſem Zuſtand. Ueberhin ſeien die Werbungen 
unter den Augen der Behörden nichts anderes als eine mittel— 
bare Kriegserklärung gegen Oeſterreich. Verbiete man, wie es im 
neuen Bundesentwurf geſchehen, den fernern Abſchluß von Mili— 
tärkapitulationen nach der einen Seite hin, ſo ſolle man ſie auch 
nach der andern Seite mißbilligen. Bern (noch führte Ochſenbein 
das Wort für dieſen Stand) ſprach insbeſondere auch bei dieſem 
Anlaß für ſtrenge Handhabung der Neutralität; unter keinen Um— 
ſtänden ſolle die Schweiz ſolche aufgeben, es wäre denn, daß ihre 
Unabhängigkeit von Außen her angegriffen würde, in welchem 
Fall ſie dann allerdings auch in Reih' und Glied zu treten hätte; 
mit ſtarken Zügen ſchilderte Ochſenbein das Verderbliche des Reiß— 
laufens, das im Grunde nichts Anderes ſei, als der Verkauf von 
Blut und Leben um ſchnödes Geld. Waadt und Genf mider- 
fprachen mit fpigigen Zungen: der Kampf in der Lombardei fei 
eine Lebendfrage für die Schweiz, von feinem Ausgang ihre eigene 
Unabhängigkeit bedingt; nie habe ſich früher eine Mehrheit in 
der Tagfagung bilden fönnen, um ein Verbot der zu Gunften 
der Defpoten beabfihtigten Militärfapitulationen audzufprechen; 
jest aber, dascd fih um Werbungen für die Sache der Bölfer 
handle, fei die Tagfakung ſchnell mit einem Verbot bei der Hand. 
Dem Wort durch die Ihat Haltung zu geben, erzählte der Ges 
fandte von Waadt ohne Rüdhalt, daß vor Kurzem eine Kolonne 
Freiwilliger aus feinem Kanton abgezogen fei, andere Kolonnen 
folgen werden, und mit Hohnlächeln gab er zu verftehen, daß fich 
Waadt dem allfälligen Verbot des Zuzuges nah Stalien nicht 
unterziehen würde. Genf inäbefondere griff die Neutralitätsfreunde 
bei ihrer empfindlichften Seite an: ihm erfcheine unbegreiflich, 
wie man jegt die Zuzüge nad der Rombardei hindern wolle, 
während fo zu fagen die ganze neuefte Gefchichte der Schweiz 
ein Ergebniß der Freifchaarenzüge fei und mancher nunmehrige 
Gefandte an der Tagfagung feinen Sig dur die Freifchaaren- 
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züge errungen. Auch Fazy gab durch Hohnlachen zu verftehen, 
daß man einem Verbot die kantonale Willfür entgegenftellen 
würde. Gegen den Schluß der langen und bittern Erörterungen 
entwaffnete Ochfenbein feine Gegner mit der Meldung: er habe 
fürzlih den lombardifchen Gefandten gebeten ſich zu erklären, ob 
die Lombardei gefonnen fei, fih als Republik zu Eonftituiren und 
an die Schweiz anzufchließen; auf beide Fragen fei beftimmt und 
ablehnend geantwortet worden. Der Beichluß der Tagfagung 
lautete: Die in den Kantonen Graubünden und Teffin bereitd 
aufgebotenen Truppen follen unter dad Kommando eines Divi- 
ſionärs geftellt, jene in den Kantonen Zürih und St. Gallen 
wieder entlaffen werden; die Kantone find eingeladen, „die nöthie 
gen Maßregeln zu ergreifen, damit auf ihrem Gebiet feine Wer: 
bungen von freiwilligen behufs ausmärtiger nicht kapitulirter 
Militärdienfte jtattfinden, und daß die Bildung bewafineter Korps 
zu auswärtiger Hülfeleiftung unterbleibe“ (13. Mai, in Kraft 
getreten den 15. gl. M.). Prüft man den politifhen Kampf 
diefer Tage noch etwas näher, fo fieht man auf Seite der Kriegs— 
partei die romanifchen Kantone ohne Ausnahme, auf Seite der 
Neutralität die deutfche Schweiz; denn zu Freiburg, Tejfin, Waadt 
und Genf gefellte fih im Laufe der Erörterung auch Neuenburg, 
wenn auch zahmer auftretend als feine nächſten Nachbarn; felbft 
Wallis, in welchem feit der jüngften Ummwälzung das franzöfifche 
Element das Ruder führte, war vom Taumel nicht frei, hatte 
daher feine Neigung, fih zu den Neutralen zu ſchlagen, und 
behielt fih das Protokoll offen. 

Diefe Grenzangelegenheiten nahmen die Tagfakung nod 
längere Zeit in Anfpruch, weil die Zruppenbewegungen in Tirol 
noch andauerten, auf der einen Seite des Stilfferjoches italienische, 
auf der andern öfterreichifche Streitkräfte fich befanden, die Kriegs— 
operationen in der lombardiſchen Ebene ihren Fortgang hatten, 
Allein die Lage wurde zuſehends noch weniger gefährlich als fie 
früher war; auch trat an der nördlichen Grenze der Schweiz wies 
der ein gewiffer Ruheſtand ein; es wurden daher die Truppen 
in Teffin iheilweife, jene in Bafel gänzlich entlafen (26. Mai). 
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Wenige Tage nachher geftand der mehrerwähnte Ausſchuß fid 
felbft und der Tagfagung, daß eine wirkliche Gefährdung fchweize- 
rifhen Gebietes nicht beftehe, und es wurde, zur Erleichterung 
der Milizen und der Einwohner, wie „zur Schonung der ohne: 
hin ftarf in Anspruch genommenen eidgenöffifchen Kaffe“, die voll— 
ftändige Entlafjung aller Grenztruppen auch in Graubünden und 
Teffin beichloffen .(6. Juni), diefer Beſchluß dann felbft gegen- 
über der Einfpradhe von Graubünden beftätiget (16. uni). 

Der badifhe Aufitand war für einmal begwältiget; feine 
Führer weilten in der Schweiz. Die großherzoglihe Regierung 
verlangte allernähft von den Nahbarfantonen Zürich und Bafel 
deren Auslieferung; beide fchlugen fie ab, handelten aber im 
Uebrigen verfchieden. Bafel befahl die Internirung der Flücht— 
finge, Zürich unterließ fie. Der großherzogliche Gefandte fchrieb 
hierauf an die Tagfagung felbft, klagend, „duß fi ein großer 
Theil der flüchtig gewordenen Rebellen der Schweiz zugemwendet 
und von dort aus feine verbrecherifche Thätigkeit“ fortfege. Daher 
dad Begehren, daß fie von den Grenzen entfernt werden, mit 
einem Beifage, der beforgen ließ, daß jene Judividuen von Baden 
als heimathaverlurftig würden behandelt werden. In der Tagfagung 
wurde auch bei diefem Anlaffe üblihermaßen die Theorie und die 
Praxis Hinfichtlich des Afylrechtes verhandelt, ein wirklicher Be— 
ſchluß nicht gefaßt, fondern die Beantwortung dem Ermeffen des 
Bororts anheimgeftellt, der dann im Allgemeinen heimifches Recht 
wahrte, aber auch Berfiherungen gab, welche hätten erfüllt werden 
follen. Anläßlich beantragte Solothurn, gegenüber von Baden und 
Defterreih die Auslieferungsverträge aufzufünden, da in beiden 
Berträgen unter den Berbrechen, welche die Auslieferung bedingen, 
Hochverrath und Aufruhr aufgezählt feien. 

Bon der radikalen Partei der Schweiz waren die fapitulirten 
Regimenter in Neapel fchon länger her ungern gefehen; die Ab— 
neigung fteigerte fih, als Italien fih gegen die Fremdherrſchaft 
erhob und jene Truppen ald das einzig übrig bleibende Bollwerk 
für die Erhaltung der monarchiſchen Ordnung angefehen werden 
Fonnten. Mit der Berfündung der VBerfaffung vom 10. Februar 
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war die Ruhe Neapeld nicht gefichert; die revolutionäre Partei 
verlangte allüberall mehr, den Umfturz des Thrones felbft. Sie 
bedurfte nur eines Borwandes und fie mochte auch Erfolg hoffen, 
da der Uebergang in die fonftitutionelle Ordnung die Kraft der 
Regiernng bereits gelähmt hatte. Am 15. Mai follten die Kam- 
mern eröffnet werden; aber die Umfturzpartei, geleitet von den 
Heftigften aus der Nationalgarde von Neapel und unterftügt 
durch bewaffnete Anhänger aus den Provinzen her, wollte feine 
Pairs-, fondern nur eine Volkskammer dulden und fand aud 
die Eidesformel für die Abgeordneten nicht nad ihrem Ge— 
Ihmad. Barrifaden erhoben ſich; es wogte der Kampf in der 
Tuledoftraße; die treuen Schweizer eilten zur Unterflüßung der 
Zandestruppen aus den Kafernen herbei, fiegten und ftellten die 
Drdnung und Ruhe her (15. Mai). Der König verhieß zivar 
durh Anfprache vom folgenden Tag die Aufrechthaltung der 
Berfaffung, nahm aber einige feitherige Zugeftändniffe zurüd, 
löste die Nationalgarde auf, entwaffnete die Hauptftadt, ſetzte 
ein neues Minifterium ein und rief die zur Theilnahme am 
Krieg gegen Defterreih nach Oberitalien entfendeten Truppen 
zurüf. Die vier Negimenter hatten dur ihre Dienft- und Eis 
deötreue zwar den guten alten Ruf bewährt, den fie mit einem 
Dpfer von 28 Todten und 194 PBerwundeten (unter beiden 
Klaſſen Gefallener waren viele Offiziere) erfauften, zugleich aber 
fih ihr Todesurtheil gefprochen. Die der italienifchen Revolution 
befreundete Partei in der Schweiz, abgewiefen mit ihren Allianz- 
wünfchen, vernahm mit Ingrimm, welche Stüge die Schweizer 
tegimenter ihren verhaßten Gegnern geweſen. In ihren Augen 
waren fie „Henker der Freiheit“ geworden und hatten ſich des 
Schweizernamens unwürdig gemacht. Genf ftellte den Beſchluſſes— 
antrag an die Tagfagung: die mit Neapel in Militärfapitus 
lationen ftehenden Kantone zur Zurücdberufung ihrer Truppen 
einzuladen. Fazy entwicelte diefes Anfinnen in längerer heftiger 
Nede: die aus öffentlihen Blättern und aus Privatmittheis 
lungen hervorgehende Behauptung, daß jene Truppen nicht bloß 
mit brutaler Gewalt die Erhebung des neapolitanifchen Volkes 
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niedergefchmettert, fondern ihre friegerifche Ehre durch Plün— 
derung, Raub, Mord und Brandftiftung verlegt und dadurd 
aud die Ehre der Eidgenofjenfchaft bloßgeftellt hätten, gewinne 
immer mehr an Beſtand und ein Schrei des Entfehend durch— 
dringe ganz Italien, welches die Schweiz treulofer Politit und 
des Undanks anflage. Im ganzen zivilifirten Eurepa werde man 
nicht befjer von ihr denken. Solchen Anfhauungen gegenüber 
habe die Tagſatzung die Pflicht der Kundgebung, daß die Schweiz 
noch jtetöfort in den vorderften Reihen der Freiheit ftehe und 
daß fie die Handlungen jener für die Sache des Deſpotismus 
angeworbenen Soldateöfa auf das Entjchiedenfte mißbillige. Die 
Schuld auf die frühern Schweizerregierungen abzuladen, welche 
die Kapitulationen abgefchloffen, gehe nicht anz die politischen 
Berträge müffen fi nach den Umftänden richten, diefe aber feien 
ganz amdere geworden, indem die Kapitulationen dem nunmeh— 
rigen Geifte der Zeit durchaus widerfprechen. Das Bundesrecht 
fam, in den Augen des Redners, auch bei diefem Anlaß nicht in 
Betracht; folihed aber bejtand darin, daB der Abſchluß von Militärs 
fapitulationen mit dem Ausland den Kantonen zuftehe, unter 
Vorbehalt, daß fie weder dem Bundesverein noch verfaflungs- 
mäßigen Rechten anderer Kantone zuwider feien und deßhalb zur 
Kenntniß der. Tagfagung gebracht werden mußten. Diefe Kennt- 
nißgabe und Prüfung mar längft erfolgt und die bezüglichen 
Kantone ftanden im guten Recht, die Kapitulationen beizubehalten. 
Daher fand der Antrag von Genf mehrfeitigen Widerftand. Die 
betheiligten Kantone waren Zuzern, Uri, Unterwalden und Appen- 
zel J. R. für das erfte, Freiburg und Solothurn für das zweite, 
Schwyz und Graubünden für das dritte, Bern für das vierte 
Schmweizerregiment in Neapel. Die Urfantone widerfprachen und 
für fie ftellte Uri den förmlihen Antrag, in den Gegenftand 
überhaupt nicht einzutreten, „weil die Kapitulationen Sache der 
Kantone feien.“ Dabei ſetzten fie voraus, daß die Schweizertruppen 
in Neapel nichts Anderes gethan, ald was die Pflicht ihnen ge— 
boten. Auch die andern Kantone, melde fih von den überfchwäng- 
lichen Sympathien für die italienische Revolution frei erhalten 
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hatten, gingen in diefe Anficht ein, wenn fie auch bedauerten, 
daß die Truppen in die pflichtige Stellung gedrängt waren, für 
einen Herrfcher gegen ein Volk aufzutreten. Munzinger ging noch 
weiter und gab offen zu verftchen, daß er auf die freiheitlichen 
Beftrebungen der neapolitanifhen Ummälzungdmänner nichts 
halte. Aber Drucy ließ fich durch Freund Munzinger nicht ab» 
fchreden und überbot den Antrag von Genf; dem Antrage des 
legtern folle noch beigefügt werden: „die Schweiz erkläre ihre 
Sympathien für die Sache der Befreiung Staliend von der 
Fremdherrfchaft und daß fie demgemäß auch handeln werde; zu 
- dem Ende fei der Beihluß vom 15. Mai gegen die Truppen- 
werbungen nah italien zurüdgenommen.“ Der Neuenburger 
Gefandte hielt einen Bortrag, der hinwieder alle übrigen übers 
bot; er fohien zum Voraus die behaupteten „Unthaten® ale 
Mahrheit anzunehmen und wollte von diefer Anficht nur ab- 
gehen, fall das Gegentheil bewiefen würde. Bern mollte die 
Kapitulationen fofort fündigen laſſen, dann der Eidgenoffenfhaft 
gegenüber den Negimentern diejenigen Berpflichtungen über: 
birtden, welche die Regierung von Neapel zu ihren Gunften ein- 
gegangen; emdlih alle Schweizer in auswärtigem Kriegsdienft 
zurüdberufen. Bern beabfichtigte durch feinen Antrag, den Offi— 
zieren und Soldaten alle pefuniären Vortheile zu fichern, auf 
welche fie nah den Kapitulationen Anſpruch haben mochten. Die 
Mehrheit befchloß: das am 15. Mai feitend der Negimenter 
eingehaltene Benehmen einem genauen Unterfuch zu unterftellen 
und eine Unterbandlung für Auflöfung der beftehenden Kapitus 
lationen einzuleiten (30. Mai); das waren die feidenen Hand» 
fhuhe, welche der Gefandte von Thurgau den rauben Händen 
von Genf und Waadt angelegt. Der Vorort entfendete den 
Staatsrath Franſcini von Teffin und den Standesbuchhalter 
Collin von Bern zu jenem Unterfuh nah Neapel. Frankreich 
hatte fih empfehlend für Auflöfung der Regimenter eingemifht. 
Unterdeffen gab fih in mehreren itafienifchen Städten großer 
Unmuth gegen die Schweizer fund, dem die eidgenöffiichen Kon» 
fuln faum zu fienern vermochten. Bern ftellte die Werbung ein, 
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Die vier Regimentöoberften widerfprahen in fürmlichem Bericht 
die ihren Truppen gemachten Zulagen und ermiderten diefelben 
mit der Erflärung: daß ihre Negimenter feineswegs für den Ab— 
folutismus, fondern für die von dem Könige gegebene, vom 
Bolfe mit Jubel empfangene, auch von den Schweizertruppen 
feierlich befhmworene Verfaſſung nah Eid und Pflicht gefochten 
hätten. Großes Auffehen machte die der Tagfagung am 30. Mai 
durh den Präfidenten Ochfenbein gemachte Anzeige, daß laut 
Mittheilung Prinetti’s von Frankreich her eine aus etwa 4000 
Mann beftehende Kolonne zur Republifanifirung der Lombardei 
in Stalien einzubrechen gedenfe. Am einen Tag habe Prinetti 
Zurüdweifung diefes bewaffneten Zuges an der Schweizergrenze 
- verlangt, am folgenden Tag diefed Begehren zurüdgenommen. 
Spätere Berichte aus Paris gaben Beruhigung, daß dad Bor- 
haben, wenn auch nicht aufgegeben, jedenfalld nicht zu bedroh— 
licher Ausführung gelangen werde. 

Joſeph Hyacinth Barman, aus Wallid *, wurde von der 
Zagfagung zum Gefhäftsträger in Paris ernannt (22. Mai). 
Auf Anregung St. Gallen’d wollte für die Wahrung der ſchwei— 
zerifchen Handelsintereffen in der Lombardei dem Oberften Luvini 
ein Sahverftändiger beigegeben werden. St. Gallen hatte hiefür 
den Flachöfpinnereibefiger Friedrich Züblin vorgefchlagen. Veran— 
lafjung dieſes Befchluffes war waltende Unzufriedenheit über un— 
zulängliche Abänderungen am ehemaligen öfterreichifchen Zolltarif 
in der Lombardei. Bald nachher ftand die Tagſatzung felbft von 
ihrem Vorhaben wieder ab, da mittlerweile Luvini einige Er- 
leichterungen hatte melden können; diefer Abgeordnete felbft Fehrte, 
unzufrieden über den Verlauf der Dinge in der Lombardei, wo 
durch Volksabſtimmung die Republif verworfen und der Anfchluß 
an Piemont erflärt worden, in die Schweiz zurüd (20. Juni). 
Der eidgenöffiihe Kriegszahlmeifter Stämpfli wurde unter Ver— 
danfung feiner Dienfte entlaffen, nachdem er laut Kaffarehnung 
in den ficben Monaten vom 1. November 1847 bis Ende Mai 
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1848 aus Fr. 4,639,160. 78 Rp. Einnahmen für die Bewaff- 
nung gegen den Sonderbund die-Ausgaben derfelben beftritten, 
die Koften der feitherigen Grenzbewachungen gededt und einen 
feinen Saldo an die »öertriegötemmijjaniatälafe abgegeben 
hatte. 

Die Verhandlungen der Standesgefandtichaften wurden um 
die Mitte ihrer dermaligen Dauer auf feltfame Weife unters 
brochen. Ohne Rüdfiht auf gidgenöffifche Verhältniſſe Hatte Bern 
den Regierungswechfel vom 1. Januar auf 1. Juni verlegt; 
Ochſenbein's Präfidium erreichte demnah am 31. Mai feine 
Endſchaft; als fein Nachfolger erfchien am nächſten Tag Aleran- 
der Funk; diefen bezeichnet die Geſchichte ald den legten Präfi- 
denten der Tagfakung. 

Der Entwurf der Bundesverfaffung hatte noch die Kritik 
und Zeile der Tagfagung audzuhalten; das war etwas ganz 
Anderes, ald die freie Erörterung in der frühern Kommiſſion. 
Es Sprachen nun die fouveränen Stände. Bereit8 am 15. Mai 
hatten die Berathungen begonnen. Kern eröffnete fie mit der 
Hinweifung auf die hartnädiaften Gegner jeder Nevifiondarbeit: 
die Zollfrtage und das Repräfentationdverhältnig. Bor allem aus 
war zu entfcheiden, ob die Berfammlung überhaupt in den Bundes- 
entwurf vom 8. April eintreten wolle. Bern beftritt ſolches und 
verlangte, daß die Nevijion des Bundesvertrages einem Der: 
faffungsrath übertragen werde; Genf unterflüßte. Die meiften 
Andern gaben zu bedenken, dab Weiterungen verderblid wären, 
ein Berfaffungsrath die Grundlage des Föderalismus, auf welcher 
die Eidgenoffenfchaft beruhe, zeritören, der Anarchie und den 
twiderwärtigen Spaltungen wieder Thür und Thor öffnen würde; 
der Verfaſſungsrath fönnte nur im Außerften alle zugegeben 
werden, wenn nämlich durch die Berathungen der Tagjagung 
dad Merk der Bundesrevifion nicht beförderlih und befriedigend 
zu Stande gebracht würde. Bern und Genf blieben allein. Gleiches 
Schickſal hatte die wiederholte Mahnung von Bafelftadt, bei einer 
Partialrevifion ftehen zu bleiben, da die neuen Einrichtungen für 
das Volk der Eidgenofjen viel zu viel des Ungewohnten hätten 
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und ein Zollſyſtem in Ausficht ftehe, das dem allgemeinen Wohl 
nadhıtheilig werden fünnte. Die Mehrheit fhritt vor. Man trat 
zunächft in das Nepräfentationdverhältniß ein. Nah Maßgabe 
der von den Kantonsbehörden gegebenen Inſtruktionen ftellten 
ſich fieben verfchiedene Syfteme zur Auswahl in Reih’ und Glied, 
von denen jedes feine beredten Vertheidiger fand: 1) ein Natio- 
nalrath allein, vom Volk und nach der Volkszahl gewählt, ohne 
irgend welchen Einfluß und ohne irgend welche Bertretung der 
Kantone; verfochten von Aargau und Bern; 2) ein Nationalrath 
allein, doch mit dem Recht ded Veto für die Kantone, in wich- 
tigen Fragen; empfohlen von Zürih; 3) ein einziger Rath mit 
gemifchter Kantonal- und National-Vertretung, fo doß zwei Re— 
präfentanten von jedem Kanton, dann vom Volk auf je 30,000 
Seelen ein Repräfentant gewählt würde; vorgefihlagen von 
Wallis; 4) ein einziger Rath, abgeftufte Ständerepräfentation, 
fo daß die Kantone mit geringfter Bevölferung je zwei, jene mit 
der ftärfften Bevölferung je fechd, die Kantone in der Mitte je 
drei, vier oder fünf Nepräfentanten gehabt hätten; nur zwei Re— 
präfentanten hätten die Kantone unter 50000, ſechs Ntepräfen- 
tanten jene von 200,000 bis 250,000 Einwohnern; Stimmgebung 
ohne Inſtruktion, aber das Necht des Veto für die Kantone be- 
züglich der wichtigern Befchlüffe; hiefür Glarus und Graubünden; 
5) zwei Näthe, ein Nationalrat und ein Ständerath, Syſtem 
des Entwurfes vom 8. April, vertreten von Luzern, Solothurn, 
St. Gallen, Waadt und Genf (von lehterm, nachdem der Ber: 
faffungsratb verworfen worden); 6) alte Nepräfentation mit 
bieheriger Gleihberehtigung der Kantone: Tagfagung, vertreten 
durh Uri, Schwyz, Obwalden, Appenzell U R., Schaffhaufen 
(in erfter Linie); Nidwalden und Appenzell I. R. find beizuzählen, 
obwohl fie ſchwiegen; 7) eine Einheitsrepublif, von Schaffhaufen 
in zweiter Linie beantragt, wenn nicht das alte Bundesrecht bei- 
behalten werden wolle. Die Birtheidiger der alten Tagſatzung 
führten an: das von der Kommiffion beantragte Syſtem fei 
keineswegs aus einem wirklichen Volksbedürfniſſe hervorgegangen; 
in der uralten Heimath der Demokratie walte vielfach die Anficht, 
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es führe dieſes neue Syſtem nur viele Herren und große Koſten 
mit ſich, veranlaſſe Konflikte zwiſchen den oberſten Bundesorganen 
und führe mindeſtens zu einem Verſuch von Suprematie des 
Nationalrathes über den Ständerath; die Urkantone insbeſondere 
beriefen ſich auf die Geſchichte, wie ſie von Alters her auf die 
Gleichberechtigung gehalten, ſolche zweimal nur in Folge aus— 
ländiſcher Machtgebote (1798 und 1803) geopfert haben; wollen 
ſie nun wichtige Neuerungen ſich gefallen laſſen, wie die freie 
Niederlaſſung, freie Religionsübung, ſo ſolle man ſie mit Wei— 
terem verfchonen; nochmals erinnerten fie an die Oktober⸗Pro— 
klamation, ſowie daran, daß noch unmittelbar vor der jüngſten 
franzöfifhen Revolution die Beibehaltung der gleichberechtigten 
Repräfentation faft in der allgemeinen Anfiht des Schweizervolfes 
gelegen. Befonders lebhaft wurden das Ein- und das Zweilam- 
merſyſtem einander gegenübergeftelt; gegen das Letztere führten 
die Vertheidiger ded Nationalrathes au, daß es zu fomplizirt und 
zu foftipielig fei; daß der Ständerath den Kantonalegoidmus zu 
ſtark vertreten, das öffentlihe Leben nur hemmen und lähmen 
und Konflikte hervorrufen würde. Die Vertheidiger des Zweikam— 
merſyſtems dagegen fprachen die Beforgniß aus, daß ohne Stän- 
derath die Kantone, im Widerſpruch mit der Gefchichte und mit 
den politifhen Anfchauungen ded Landes, allmälig ganz vernichtet 
würden. Das Zweifammerfyftem wäre auch billiger als der einzige 
Nationalrat mit einem Veto der Kantone, da für Anwendung 
des letztern jeweilen die Großen Räthe einberufen werden müßten; 
überhaupt fand jenes Veto am wenigften Anklang. Die Redner 
diefer beiden Fraktionen zufammen erwiderten den Urkantonen 
gegenüber: ihre Berufung auf die Proflamation vom 20. Oktober 
1847 fei grundlos; die Tagfakung babe damald nur zugefagt, 
daß die Kantonalfouveränetät nicht aufgehoben, die gegenwärtige 
Drdnung der Dinge nicht mit Gewalt umgeftürgt werden würde. 
Für den Einheitöftaat führte Schaffhaufen an, daß die Vorurtheile 
gegen denfelben weniger in der Bevölkerung ald in den Taufenden 
von fantonalen Beamteten zu fuchen ſeien; fei einmal eine ihrer 
Aufgabe gewachſene Zentralregierung da, welche für die materiellen 
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Intereſſen zu ſorgen wiſſe und beſſere Juſtiz handhabe, ſo werde 
ſich das Volk bald mit der Einheit befreunden. Ohnehin würde 
das Zweikammerſyſtem nur die Uebergangsperiode bilden, um 
früher oder ſpäter dem Unitarismus dennoch Platz zu machen. 
Bei der Abmehrung erhielten alle außerhalb dem Kommiffional- 
entwurf ftehenden Anträge nur vereinzelte Stimmen, in Folge 
deffen das Zweilammerfyitem (Nationalratb und Ständerath 
neben einander) mit ſechszehn Standesftimmen den Sieg errang. 
Die Oppofition verfiummte für einmal und nachträgliche Zu— 
ftimmungen änderten das Ergebniß nicht. Es folgte nun artifel- 
weife Berathung des Entwurfes, von der Wefentliches hier Er- 
wähnung finden mag. 

Der Artifel 3, beftimmt der Zentralgewalt nöthige Zügel 
anzulegen, darum vielleicht der wichtigfte von allen, nachdem eine 
Nationalrepräfentation angenommen worden, erlitt nicht den ger 
ringften Widerfpruch. Bei dem Paragraph über die Verfaſſungs— 
garantie eiferte Zürich gegen jene Berfaffungen, welche allenfalls 
pein Verbot der Aufnahme von Schweizern einer andern chriftlichen 
Konfeffion in das Bürgerrecht enthalten“; Aargau ging noch 
weiter, indem es bei diefem Anlaß die völlige „Emanzipation 
der Sfraeliten, welche mit fo treuer und rührender Anhänglichkeit 
ihrem Glauben zugethban“, abermald befürwortete. Die beiden 
Anregungen blieben ohne Erfolg. 

Bei der Berathung, wie ed mit dem amtlichen Berfehr 
zwifchen den Kantonen und auswärtigen Staatsregierungen zu 
halten, brachte Waadt den Antrag, dab Unterhandlungen und 
Verträge über Firdliche Angelegenheiten zwifchen den Kantonen 
und dem Heil. Stuhl als Unterhandlungen mit dem Ausland 
anzufehen und zu behandeln, mit andern Worten der Souveränetät 
der Kantone entrüdt feien. Waadt wolle ſich zwar nicht: in kirch— 
liche Angelegenheiten mifchen, allein der Fall fei immerhin denkbar, 
daß durch Verträge folcher Art die politifchen Intereſſen und 
Rechte der Eidgenoffenfchaft oder der Kantone bloßgeftellt würden. 
Uri verlangte gegentheild, daß kirchliche Unterhandlungen aus— 
drüdlid von der Bundesvorſchrift über Verträge ausgenommen 
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werden. Nur Dbmwalden und Appenzell J. R. flimmten bei. Der 
Antrag von Waadt Fam nicht zur Abftimmung. Bern beantragte, 
„daß fünftig nur ein Nuntius weltlichen Standes ald Abgeordneter 
Roms bei der Eidgenoffenfchaft zugelaffen werden folle®. Wohl 
möge Rom für NRegulirung Firchlicher Berhältniffe einen Priefter 
nach der Schweiz entjenden, der Gefandte dagegen, welcher Staat 
gegen Staat zu vertreten habe, müſſe Laie fein. So werde es 
in England gehalten. Der Nuntiatur falle es hauptfählih zur 
Laft, daß feit Jahrhunderten die Eidgenofjenfhaft durch Zwie— 
fpalt gelähmt, daß fo viel Blut in Bürgerfriegen vergoffen 
worden fei. Freiburg ging meiter: e8 empfahl Aufhebung der 
Nuntiaturz größere Zentralifation in Sachen des Kultus über- 
haupt; namentlich folle der Bund das Necht erhalten, Firchliche 
Mürdenträger, deren Befugniffe fich über dad Gebiet verfchiedener 
Kantone ausdehnen, in ihren Verrichtungen einzuftellen und an 
die Gerichte zu leiten, den kantonalen Rechten in gleihen Sachen 
unbefchadet; Verbot der Aufnahme neuer religiöfer Orden oder 
Genofjenfhaften; Gemwährleiftung der gemifchten Ehen. Uri, Ob— 
walden und Appenzell 3. R. legten abermald Einfprache ein. 
Bern und Freiburg blieben allein; Gleichgefinnte vertröfteten 
auf den Artikel, welcher den firchlichen Frieden unter den Kon— 
feffionen fichern foll. Die Militärfapitulationen gaben abermals 
Stoff zur Erörterung. Appenzell A. R. wollte dad Verbot fireichen 
und den Gegenftand einfach der Souveränetät der Kantone ans 
heimftellen. Waadt hinwieder wollte wenigftend der Eidgenoffen- 
ſchaft das Recht zum Abſchluß von Militärkapitulationen vors 
behalten, zugeftandenermaßen zum Zwede, politifchen Sympathien 
für das Ausland thatfächlih Folge zu geben. Es war dieß 
mittelbar eine neue Empfehlung der Werbungen für die Lombardei. 
Neuenburg fand in diefem Vorfchlag ein zweifchneidiges Schwert, 
dad man unter Umftänden „gegen und und unfere Freunde® 
wenden Fönnte, Beide Anträge wurden verworfen. 

Die Verhandlung war nun bis zum Militärwefen vorgerüdt. 
Bern griff bier in die michtigften materiellen Fragen zugleich 
eins es hielt den Entwurf in Bezug auf Militär, Zölle und 
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Poften für unzureichend, finanziell gefährlih für die Kantone, 
weil dem Bund große Koften überbunden würden ohne An— 
mweifung genügender Mittel zu deren Dedung, wolle man nicht 
ein drüdendes Mauthſyſtem aufftellen. Bern beantragte deßhalb 
vollftändige Zentralifation des Militärwefens, inbegriffen die 
Anfhaffung und Unterhaltung des Kriegszeuges, mit Anerbieten 
feinerfeits, der Eidgenoffenfhaft bezüglihe Suuveränetät nebft 
dem auf fr. 911,000 gewertheten Material zu überlaffen, ferner 
vollftändige Zentralifation ded Zoll- und Poftwefend, ohne Ent— 
fhädigung an die Kantone, jedoch gegen Uebernahme der Haupt- 
firaßen von Seite des Bundes. Es wurde bei diefem Anlaß eine 
Berechnung vorgelegt, nach welcher, auf Grundlage des Kommiſ— 
fionalentwurfed, die Einnahmen der Bundesfaffe an Zinfen der 
Kriegsfonde, Ertrag ded Pulvermonopols, Grenzgebühren, Zöllen 
und Poften Fr. 3,440,000, dagegen die Ausgaben an Berwal- 
tungsfoften der Bundesbehörden, für höhere Erziehungsanftalten, 
Militär und gemeinnüßige Unternehmungen, dann an Entſchädi— 
gungen für Zölle und Poften, Fr. 6,500,000 betragen hätten, 
fomit ein Ausfall von Fr. 3,060,000 zu deden gemwefen wäre. 
Die Aufgabe erfchien ald eine fehr ernfle, zumal von den Kan— 
tonsbehörden unter fich fehr abweichende Inſtruktionen ertheilt 
worden waren. Man beftellte deßhalb am 20. Mai zur Prüfung 
aller materiellen Fragen und zur wünfchbaren Vereinbarung über 
diefelben einen Neuner-Ausfhuß (Ochſenbein, Zehnder, Dr. Steiger 
von Luzern, Munzinger, Kern, Druey, Näff, Böfchenftein von 
Schaffhauſen, Fazy; Ochfenbein und Zehnder wurden fpäter durch 
Funk und Zurrer erfeßt). Die Zentralifationsluft ging weit: 
Solothurn beantragte, die Strafgefebgebung über Verbrechen, 
inbegriffen das Berfahren in Kriminalfahen, ausſchließlich dem 
Bund zujuerfennen; die Begründung wurde von den mangel- 
haften Leiftungen der Kantone in diefem Fach hergenommen. 
Bern und Freiburg unterftügten; erftered wollte auch ein eid— 
genöffiihes Handelsgeſetzbuch aufftelle ı laſſen; Freiburg, Glarus 
und St. Gallen waren beauftragt, auf Abfchaffung der Todes- 
ftrafe für politifche Verbrechen anzutragen. Die Uebrigen ver- 
langten Bedentzeit, 
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Bei Berathung der „freien Niederlaffung® wiederholten fich 
die Verhandlungen der Fonftituirenden Kommiffton. Aargau, 
unterftüßt von Waadt, Neuenburg und Genf, ſprach in langem 
philanthyopifhem Vortrag für Gleichberechtigung der Sfraeliten, 
die ſchönſten Hoffnungen auf fie bauend; die Gegner Famen 
auf deren Schacherhandel und Wucher zurüd und warnten neuer— 
dingd vor der Fluth franzöfifcher Juden. Die Urfantone mit 
Appenzell J. R. verbaten fih nochmals die freie Niederlaffung 
überhaupt. Kein Abänderungsantrag drang durch; der Entwurf 
wurde von großer Mehrheit genehmigt. Ueber die politifchen 
Rechte der Niedergelaffenen traten nochmalige Verhandlungen 
ein; der Entwurf gab ihnen überhaupt die politifchen Rechte in 
dem Niederlaffungsfanton ohne irgend welche nähere Bezeichnung, 
was darunter verftanden fei. Auf Antrag von Genf und St, Gallen 
erfolgte die nähere Beftimmung und Beichränfung, daß diefe 
Rechte in Bezug auf die eidgenöffifhen und Fantonalen Ange- 
legenheiten eingeräumt werden; fo blieb ihr Stimmrecht für 
Angelegenheiten der Gemeinden, feien e8 Einwohner: oder Orts— 
bürgergemeinden, ausgefchloffen. Zur Vermeidung aller Kollifio- 
nen mit dem Ausland wurde auf Antrag Zürich’8 bei diefem 
Anlaß befchloffen: daß fein Kanton einen Ausländer als Bürger 
annehmen dürfe, fofern diefer nicht aus feinem bisherigen Staats— 
verbunde auägetreten. 

Die Kultusfreiheit für anerkannte chriftlihe Konfeffionen 
und das Recht ftaatlicher Intervention für Erhaltung ded kon— 
feffionellen Friedens wurden abermald umfaffender Erörterung 
unterftellt. Solothurn fimmte für jene Kultusfreiheit, gab aber 
den Rath, jene flaatlihe Ginmifhung, gleichviel ob fie den 
Kantonen oder dem Bund oder beiden Theilen gewährt werden 
wolle, aus dem Entwurf wegzulaſſen; die "betreffende Stelle wäre 
dem Weſen nah nur eine Erneuerung des alten Art. XIL, 
welcher der Eidgenoffenfchaft fo manche Berlegenheit bereitet habe; 
jene Kompetenz wäre verführerifch, Leicht Fönnten fih die Bundes» 
behörden zur Einmifchung in die Fonfeffionellen Angelegenheiten 
verleiten laffen und es walte feine Sicherheit, daß ſolche jeweilen 
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dem Grundfaß des „Fortſchrittes“ huldigen würden. Nur Uri 
ging mit Solothurn. Appenzell beider Rhoden verlangte, daß der 
ganze Artikel, Kultusfreiheit inbegriffen, geftrichen werde; Außer: 
rhoden gab weitläufig feine Gründe: es gefchehe feinerfgitd nicht 
aus Animofität gegen die Fatholifhe Konfeffion, fondern auf 
Grundlage der gefchichtlichen Entwidelung; der Landtheilungs— 
vertrag von 1597 habe Frieden gebracht zwifhen den Reformirten 
und Katholifen im Kanton Appenzell, indem er jenen das äußere, 
diefen das innere Land zum Wohnfig anwies. Uebrigens fei man 
in Außerrhoden längft von der Anficht zurückgekommen, feine 
Katholifen im Lande zu dulden, und bereits befänden fich dort 
mehrere Hunderte derfelben; was aber „die freie. Ausübung der 
fatholifchen Konfeffion im Lande“ betreffe, fo fei die öffentliche 
Meinung in Außerrhoden einfach die: „es habe viel gebraucht, 
bis man aus einander geweſen; man wolle nun einmal bei dem 
bleiben, und die Ausübung der Konfeffionen nicht mehr ver- 
mengen“. So wollte Appenzell A. R. die Glaubenseinheit für 
fein. Gebiet erhalten; nur die Urkantone ſtimmten mit ihm. 
Appenzell A. R. rühmte fih gleichwohl der „Kultur und Tole— 
vanz“; die andern ſchwiegen hierüber. Bern empfahl die Ge— 
ftattung jeglihen Kultus, auch desjenigen der Iſtaeliten; die 
Eidgenoffenfhaft dürfe nicht dem türfifhen Großfultan nach— 
ftehen, welcher durch neueren Erlaß allgemeine Kultusfreiheit 
gefeglih gemwährleiftet habe. Ohne Erfolg. Auch diejenigen, 
welche jeder chriftlichen Konfefjion, fei fie bisher anerfannt ge- 
wefen oder nicht, den öffentlihen Kultus gewähren wollten, 
brachten es nur auf acht ganze Stimmen und eine halbe. Mit 
dem Seftenwefen fahre man nicht am beften, ſolches beweife 
Nordamerika. Der Gefandte von Waadt ergriff mit Befliffenheit 
den Anlaß, um befannte Vorwürfe wegen Berfolgung der dor: 
tigen „freien Kirche“ auf diefe ſelbſt zurüdzufchleudern: „der 
Staat habe allen Grund gehabt, gegen die Geftirerei einzu- 
fchreiten,, weil die Religion zum Dedmantel mißbraucht worden 
fei, um ungeftört den politifchen LKeidenfchaften zu fröhnen und 
dem einmal herrfchenden Syftem Oppofition bereiten zu können.“ 
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Die freie Kirche von Waadt hatte feinen Vertheidiger in diefer 
Berfammlung. Alle Gegenanträge unterlagen. Die Vorſchrift, 
wie fie im Entwurf enthalten, wurde dur die Stimmen von 
Bern, Züri, Luzern, Glarus, Freiburg, Bafel, St. Gallen, 
Aargau, Graubünden, Thurgau, Waadt, Wallis und Neuenburg 
qutgeheißen. Zürih hatte noch den wichtigen Antrag geftellt: 
„Kein Kanton darf durch Verfaſſung oder Geſetz Schweizer irgend 
einer hriftlihen Konfeffion für unfähig erklären, das Bürgerrecht 
zu erwerben.“ Solcher Antrag war gegen Fatholifche Ausſchließung 
von Proteftanten gerichtet. Aber es hätte auch proteftantifche 
Kantone getroffen. Deßhalb erhob fih Appenzell A. R. in fchrift: 
licher Eingabe gegen den zürcherifchen Antrag: des Guten fei es 
nun genug; freie Niederlaffung und freier Kultus für beide Kon— 
feffionen feien nun bewilliget. Dabei folle es fein Bewenden 
haben. „Es fteht dem Bunde fein Necht zu, den Kantonen zu 
befehlen: ihr müßt Schweizer einer andern Konfeffion ald Bürger 
aufnehmen. Das ift und muß Sache der felbftftändigen Kantone 
bleiben. Appenzell A. R. wird fih nie dazu verftehen, Katholifen 
ald Bürger aufzunehmen, und ebenſo gibt ed umgekehrt fatho- 
lifhe Kantone, die feine Neformirten ald Bürger aufzunehmen 
gefonnen find,“ 

Der Preßfreibeit halber fand Zürich's Vorſchlag Anklang, 
die Gefeßgebung gegen den Mißbrauch derfelben zwar der Kan— 
tonalfouveränetät anheimzuftellen, die alfo erlaffenen Beftim- 
mungen jedoch der Genehmigung ded Bundesrathes zu unter 
ftellen. Dem Bunde wurde dann auch noch das Recht zuerkannt, 
feine Behörden dur ein eigenes Strafgefeß zu ſchützen. Auch 
die „Freiheit der Redes wollte eine Anzahl Kantone garantıren; 
fie brachten e8 aber nicht auf das Streihmaß der zmölf Stim— 
men. Hingegen ergab fich eine Mehrheit für bedingte Gewähr: 
- feiftung des Bereindrechted, angetragen von Quzern, deſſen Regie 
rung kurz vorher den Ruswyler Verein unterdrüdt hatte. Bei 
dem Artikel, welcher die Kantone verpflichtet, alle Schweizerbürger 
in der Gefehgebung fowohl ald im gerichtlichen Verfahren den 
Bürgern des eigenen Kantons gleich zu halten, verlangte Zürich 
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freie Gefeßgebung bezüglich der Juden, da man in Zürich die 
Sfraeliten weder Grundeigenthum noch ein Pfandrecht auf frei- 
willige Verſchreibung erwerben laſſe. Andere antworteten be= 
Ihwichtigend: eine Ausnahme fei nicht nöthig, nachdem die 
Sfraeliten von der freien Niederlaffung ausgefchloffen worden. 
Bern verlangte ein Verbot aller Einheirathungsgebühren, machte 
jedoch fein Glüd damit. Nachdem der Seuche-Artifel abgethan, 
beantragte Zürich ein Verbot des Jeſuitenordens und feiner Affi- 
fürten in den Bund aufzunehmen. Es fand dieß Beifall: wohl 
beftehe, fo hieß es, ein jenen Diden verbietender Tagſatzungs— 
befchluß; allein ed könnte die Zeit fommen, da diefes Defret 
aus übel angebrashter Großmuth, aus fentimentaler Gefälligfeit 
zurüdgenommen würde. Der Kampf um die Eriftenz des Sefuiten- 
ordend in der Schweiz fei eine der Urfachen der gegenwärtigen 
Bundesrevifion, daher diefed Zeichen der Zeit in der Bundes— 
urfunde verewiget werden follte. Angenommen mit großer Mehr: 
heit; die Toleranz des Großtürken war fchon vergeffen. 

Ein Berfuh von Zürich, den Nationalrath weniger zahlreich 
zu machen, deßhalb nur auf je 30,000 Einwohner ein Mitglied 
wählen zu laffen, mißglüdte. Ebenfo ein Antrag von Freiburg, 
die Wahlfreife für deifen Wahl ohne Rückſicht auf die Kantonal- 
grenzen feftfegen zu laffen. Bei der Frage der Wahlfähigkeit wurde 
der Antrag erneuert, die Geiftlichfeit von derfelben nicht auszu- 
fchließen. Die Vertheidiger der Ausſchließung blicben jedoch feft, 
geftanden auch unummwunden, daß fie zumächft gegen den Fatho- 
lifchen Klerus gerichtet fei, behaupteten im Weiteren deren Noth— 
wendigfeitz „jeder Pfarrer in der kleinſten Gemeinde behaupte, 
gleih dem Papſte, den Dualismus zwifchen den Geiftlichen und 
Weltlihen, und gehe von dem Grundfag aus, daß, wie der Geift 
über die Materie erhaben fei, jo aud die Kirche über den Staat 
dominiren müſſe.“ Im Fluſſe der Reden wurde noch beigefügt: 
„auch die proteftantifche Geiftlichkeit habe fih von hierarchifchen 
Tendenzen noch nicht völlig frei maden fönnen, fondern bis in 
die neuere Zeit Strebungen fund gegeben, welche mit der allge 
meinen Volksfreiheit im Widerfpruche ftehen.* Für die Wähl- 
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barfeit "auch der Geiftlichen in den Nationalrat ergaben ſich nur 
ſechs und zwei halbe Stimmen. Uri verlangte vergebens, daß im 
Ständerath (Tagfakung) jeder Kanton nur durch ein ftimmendes 
Mitglied repräfentirr werde. Die Vorfchriften über die Thätigkeit 
der Bundedverfammlung gaben Anlaß zu mancherlei originellen 
Anträgen; Appenzell U. R. ſchlug vor, daß Bündniffe und Ver— 
träge mit dem Ausland, Kriegserklärungen und Friedensſchlüſſe, 
nahdem ſich die Mehrheit des Ständerathes und des Nationales 
rathes dafür ausgefprochen, auch noch der Sanftion ded Volkes 
unterftellt werden ſollen; aber Niemand pflichtete bei. Schaff- 
haufen, Bafelland und Appenzell U. R. wollten das Recht der 
Kantone retten, den Ständeräthen Inſtruktionen zu ertheilen. 
Allein die Inſtruktionen der andern Stände verlangten diefes 
Snftruftionsrecht nicht mehr; alfo blieb es bei dem Entwurf. 
Die Zahl der Mitglieder des Bundesrathes wurde von fünf auf 
fieben erhöht, auf Antrag von Aargau, unterftügt durch Thur— 
gauz die Mehrheit wollte auch, diefen beiden Kantonen die Aus— 
fit eröffnen, einen Sig im Bundesrath zu erhalten. Uri bean- 
tragte erfolglos, daß bei der Wahl des Bundesrathes auf eine 
angemefjene Repartition der Mitglieder auf die Kantone und 
nach den beiden Konfeffionen Bedacht zu nehmen fei. In Folge 
Bundeövertraged von 1815 war bis dahin die deutfche Sprache 
allein als die amtliche angeſehen; folches gefiel dem Kanton 
Waadt nicht; und auf deffen Antrag wurden die deutfche, die 
franzöfifche und die italienifhe Sprache in voller Gleichberech- 
tigung als Nationalfprachen des Bundes erklärt. 

Die Berathung über die Organifation des Bundesgerichtes 
brachte die bereitd erwähnten Anträge auf Zentralifation der 
Rechtspflege zum Entſcheid; die meiſten Stände fanden, daß die 
Annahme derſelben ein allzu ſtarker Schritt zum Unitarismus 
wäre; darum wurden verworfen die Anträge von Bern und So— 
lothurn auf Zentraliſation der Strafgeſetzgebung in Kriminal— 
ſachen; der gleiche Antrag von Bern in Bezug auf Befttafung 
politifcher Vergeben; ebenfalld der Antrag von Bern auf gemein- 
fame Geſetzgebung in Handelsfachen; endlich der Antrag diefes 
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Standes, für wichtigere Zivilfälle die Appellation an das Bundes— 
gericht zu öffnen. Annahme fand dagegen, mit fünfzehn Stim— 
men, das Berbot der Anwendung der Todeöftrafe „für politifche 
Bergehen“, 

Der Abfhnitt: Revifion der Bundesverfaffung, rief einen 
(bloß auf die Zufunft berechneten) Antrag St. Gallen’8 hervor, 
falls in Folge einer allgemeinen Abſtimmung die Mehrheit des 
Schweizervolfes fih im Gegenfaß der beiden Räthe für cine 
Revifion ausfprähe, die Revifion einem ſchweizeriſchen Ber: 
fafjungsrath zu übertragen; Bern, Yargau und Genf flimmten 
allein bei. 

Am 13. Juni fchriit die Tagſatzung zur Berathung der 
materiellen Fragen. Der Ausſchuß hatte in langen Unterfuchungen 
die Vorfhläge von Bern, Zölle und Poften ohne Entfhädigung 
zu zentralifiren, dagegen den Kantonen das ganze Militärwefen 
und die Hauptitraßen abzunehmen, ald unannehmbar erfunden. 
Auf Baſis des Entwurfes, jedoch mit einer bloßen Dreiviertel- 
entfhädigung für die Poften, hatte er auch ein Bundesbüdget 
entworfen, dad mit Fr. 3,150,000 Einnahmen eine gleiche Aus— 
gabe deckte; unter den Ausgaben ftand die allgemeine Verwaltung 
mit Fr. 300,000, das Militär mit Fr. 500,000, Unvorherge— 
fehenes mit Fr. 50,000. Fr. 50,000 waren zur Yeufnung des 
Kriegsfonds, Fr. 2,250,000 zufammen an Vergütungen für 
Poſten und Zölle angejegt. Eventuell berechnete der Ausfchuß 
für Univerfität, polytechnifches Inftitut und drei Zehrerfeminarien 
Fr. 400,000. Die Verhandlung brachte nichts Neues; Bern blieb 
ganz allein mit feinem Vorſchlag für vollftändige Zentralifation 
des Militärweſens. Harten Stand hatte der Schulartifel; acht 
Kantone mit Bafeljtadt; an ihrer Spike Zürich, wollten ihn ganz 
fallen laſſen, alſo weder Univerjität, noch Polytechnikum, noch 
Lehrerſeminarien; knapp mit zwölf Stimmen ging die Hochſchule 
durch; mehr Gunft erhielt die polytechnifche Schule mit vierzehn 
Stimmen, beide doch nur in dem befchränften Sinn, daß der 
Bund befugt fein foll, jene Anftalten zu errichten, wenn er es 
gut und möglih finde. Für Lehrerfeminarien ergaben fih nur 
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fieben, für die Beauffichtigung des gefammten Erziehungswefens 
durch den Bund nur zwei Stimmen (Zürich und Aargau mit 
Bafelland). Die Borfehriften für die Zentralifation der Zölle 
gingen verbeffert aus den Berathungen hervor, indem vorge 
fchlagen und angenommen wurde, daß fie, was namentlih den 
Tranfit befchlägt, fofort für den Umfang der ganzen Schweiz 
eintreten folle, und daß die alten Grenzgebühren mit den neuen 
Grenzzöllen zu verfchmelzen ſeien; den Kantonen ficherte man 
eine Entfhädigung von 4, flatt bloß 3 Batzen per Kopf zu. 
Ein legter Anlauf von Zürich gegen den Bezug von Konſumo— 
gebühren an den Kantonsgrenzen blieb auch dießmal erfolglos. 
Bezüglich Poſt- und Münzweſen blieb ed in der Hauptjache bei 
dem Entwurf. Die unbedingte Berechtigung des Bundes für 
Einführung gleihen Maßes und Gewichts erlitt Ginfprache; 
Zeffin empfahl das franzöfiihe Dezimalfyitem, Freiburg und 
Zürich hinwieder die in Folge Konkordates vom Jahr 1835 in 
einer Anzahl von Kantonen bereitd eingeführte Maß- und Ge— 
wichtdordnung; das erftere wurde verworfen. 

Noch ift zu melden, daß ein Antrag von Et. Gallen zu 
Errichtung einer allgemeinen Brandverfiherungsanftalt, ein folcher 
von Freiburg zu Gründung einer Nationalbanf, nicht zur Ans 
nahme gelangten; eben fo wenig die Anträge von Bein auf 
Garantie der gemischten Ehen, dann auf „Reorganifation der 
Bisthumsverhältniffe und insbelondere auf Aufhebung des Im— 
mediatverbältniffed der fchmweizerifchen Bisthümer und Klöfter“, 
Die Urfantone fprachen Verwahrung gegen die Verhandlung 
folder Gegenftände aus; Aargau hinwieder legte Proteft gegen 
diefe Berwahrung zu Protofoll. 

Auf ſolche Nachlefe folgte die lebte Feile in den Tagen des 
24. bis 27. Juni. Bei diefem Anlaß famen die politischen Miß— 
verhältniffe von Freiburg zur Sprache: bereits hatte es eine 
Berfaffung eingeführt, welche alle Souveränetät dem Großen 
Naıh übergab, dem Volke nichts übrig ließ, darüberhin eine Re— 
vifion der Berfaffung auf volle neun Jahre unterfagte und auch 
für die fpätere Zeit noch fehr erfchwerte. Die gleiche Verfaſſung 
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hatte aber die eidgenöffifche Garantie noch nicht erhalten Im 
Entwurf nun fand unter Anderm, daß nur foldhe Verfaſſungen 
die eidgenöfjiiche Garantie erhalten fönnen, melde vom Volk 
angenommen worden find und revidirt werden fönnen, wenn die 
abfolute Mehrheit der Bürger es verlange, mit dem Beifag, daß 
indeſſen diefe Borfchrift nicht rückwirken, fondern nur auf folche 
Berfaffungen Anwendung finden fol, welche nody nicht garantirt 
feien. Durch diefen Nachſatz mären die Freiburger Ufurpatoren 
gefchlagen geweſen; damit nun ein Rückſchlag nicht erfolgen, dad 
Freiburger Volk weder in erwähnter noch in anderer Beziehung 
feinen fouveränen Willen geltend machen fünne, fondern viels 
mehr wenigfiend für die neun Jahre mundtodt bleiben müſſe, 
wurde auf Begehren von Freiburg, unterftügt dur) Glarus und 
Quzern, die Menderung vorgenommen, daß jener Garantie-Artifel 
auf ſchon beftehende Kantonäverfaffungen nicht anwendbar 
fei. So entftand der Art. 4 der Uebergangsbeftimmungen. 

Die Schlußabftimmung über den ganzen Bundesentwurf 
brachte 131/, Stimmen für deffen Genehmigung unter Ratifi- 
fationdvorbehalt, nämlid jene von Zürich, Luzern, Glarus, Zug, 
Freiburg; Solothurn, Schaffhaufen, St. Gallen, Graubünden, 
Aargau, Thurgau, Wallid und Genf, nebit Bafellandfhaft. Waadt, 
Neuenburg, Bafelftadt und Appenzell A. R. befchränften fih auf 
das Referendum. Teffin fonnte fich nicht zuftimmend ausfprechen, - 
fondern beflagte fich vielmehr in einem Schlußwort über Ber- 
legung feiner materiellen Intereſſen. Schwyz verwarf. Bern Ichnte 
die Zuftimmung ab. Die Urfantone indgefammt nebft Appenzell 
FR. verwahrten, unter Verweigerung der Zuftimmung, „ihren 
hohen Ständen alle und jede religiöfen, politifhen und mate— 
tiellen Sntereffen®. In diefem Augenblid wiederholte Bern „in- 
ftruftionägemäß® den Antrag auf Aufftellung eines eidgenöffiichen 
Berfaffungsrathes, der abermald in Minderheit blieb. Noh mar 
nun eine Mehrheit auf fchnelle Abftimmung in den Kantonen 
bedacht und fhrieb vor, daß diefe fich über Annahme oder Nicht- 
annahme des Entwurfes bis 1. September auszjufprechen haben. 
Vergeblich hatte fich für längere Frift bis 1. Dezember Waadt, 
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unterftügt von Uri, Graubünden und Bafelland, verwendet. Der 
Bundesentwurf wurde in 80,000 Abdrüden dem Volk zur Kennt: 
niß gebracht. Die ordentliche Tagſatzung von 1847, die hinüber 
geragt in das Jahr 1848 und bis an die Schwelle ihrer Nach— 
folgerin, ſchloß am 27. Juni, in ihrer einhundertundeilften 
Sitzung. 

Was die Tagſatzung feierlich gegen den Fremdendienſt und 
zu Wahrung guter völkerrechtlicher Verhältniſſe gegen die Nach— 
barſchaft verordnet hatte, wurde leichtfertig mißachtet. Angeſichts 
der kantonalen Behörden von Zürich und Thurgau warb De— 
brunner eine ganze Kompagnie für die Lagunen-Republik; ſein 
Werbplatz waren die Kantone Zürich und Thurgau; Hauptquar— 
tier des venetianifchen Abgeordneten Canetti die Stadt Züri; 
wie nämlich die Lombardei ſich die füdmweftlihe Schweiz zur Ne- 
frutirung von Hülfsvölfern gewählt, fo wollte Benedig ſolche in 
der ſüdöſtlichen Schweiz fich verfchaffen. Die Zeit war günftig, 
Noth überall unter der Arbeiterflaffez die Werber bezahlten gut. 
Debrunner z0g mit feiner Mannfchaft ungehindert ab; thur— 
gauifche und zürcheriſche Polizei zog jeweilen den Kürzern. So 
fonnte der Hauptmann im Tiefenbrunnen bei Zürich feine Kom- 
pagnie ärztlich vifitiren und abmarfchiren laffen ohne Einfprache; 
man ließ ihm genau fo viel Zeit, ald zum Geſchäft nöthig war. 
Dann erſt erfchienen die Landjäger. Auf dem Dampfboot nad 
Slüelen traf er Schidfaldgenoffen, ganze Züge von Polen aus 
Frankreich fommend, ohne Zweifel Bruchſtücke jener Legion, von 
welcher oben die Rede gewefen. In Amfteg konnte die Schweizer 
Kompagnie nah einem Halt von zwei Tagen ungehindert ihren 
Marſch fortfegen. Angefommen in Magadino, gleiche Gunft. 
Zwei Tage weilte die Kompagnie dafelbft und zog dann, ohne 
Einfpradhe von irgendwem, über den Langenfee nah ihrer Ber 
flimmung ab.* So volljog man Tagfagungsbefhlüffe. Um dieſe 


* ©, „Die Erlebnifje der Schweizerfompagnie in Venedig. Bon Joh. Des 
brunner, Zürich und Frauenfeld, 1850.” 

Auch diejenigen Schweizer, welche unter Debrunner und andern Führern 
ten „Italienifchen Unabhängigkeitskrieg“ von 1848 mitgemacht, wurden im Jahr 


Die Schweiz. IV, 17 


— 258 — 


Zeit war noch immer Durchzug von Freiwilligen durch das Wallis 
in die Lombardei, bis man dort deren ſatt war und die Leute 
in's Elend geriethen. Die Zuziehung von Schweizern für die 
Lombardei war im Urſprung ſo ernſtlich gemeint, daß Oberſt 
Rilliet um Uebernahme eines Kommando's angegangen worden; 
die Unterhandlung hierüber zerſchlug ſich. Der Zentralausſchuß 
der Deutſchen in Biel rief öffentlich zur Reorganiſation der deut— 
ſchen Legion und betrieb das Gleiche durch geheime Ausſchreiben 
an die in den verſchiedenen Städten der Schweiz durch die revo— 
lutionäre Propaganda gegründeten Arbeitervereine; das Ein— 
ſchreiten der Behörden von Bern wurde mit kahlen Entſchuldi— 
gungen abgefertiget, dieſe von ihnen bereitwilligſt angenommen. 
Zu Hecker, dem Einfiedler in Muttenz, wie öffentliche Blätter 
den Flüchtling nannten, war Wallfahrt aus und durch Bafel; 
und in den aargauifchen Städten am Rhein, zu Laufenburg und 
Rheinfelden, wurden die Berfammlungen zu wiederholtem Einfall in 
Deutfchland erneuert; nicht ein einziger der Anftifter und Führer 
wäre landeinwärtd® oder landauswärts gewiefen worden; Die 
ſchweizeriſchen Behörden Tiefen ihnen bereitwillig den Spiel- 
raum, den fie für ihre Abfihten nöthig hatten. 

Die neue Bundesverfaffung war im Werden, aber der alte 
Bundesvertrag rechtlich doch nodh in Kraft, obwohl nad der 
Meinung Stettler's zerriffen. Was er noch galt, das zeigte mafjen- 
hafte Aufhebung von Klöftern im Frühjahr 1848, * Don der 
Regierung von Luzern war das Klofter St. Urban in Folge 
Befhluffed vom 24. Dezember für Beftreitung der Kriegskoften 
bereitd für nahezu Fr. 200,000 in Anfpruch genommen worden; 
ein weiteres Zwangsanleihen folgte, fo daß fich die Leiſtungen 


1865 von der Regierung in Turin ald bevechtiget erflärt, die oben befprochene 
Medaille zu erhalten, 

* Die in Band II, S. 208, erwähnte Schrift vom Jahr 1769 gegen die 
Klöfter ift von einem Dr, Pilat, aus Trient, verfaßt, welcher wegen feiner 
ſchlechten Schriften von dort vertrieben fich nach Chur geflüchtet hatte. So er- 


zählt Theiner in feiner „Befchichte des Pontififats Clemens XIV., erfter Band, 
1853”, | 
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des Klofterd innert ziwei Monaten auf mehr denn Fr. 800,000 
beliefen. Abt Pfluger war im Laufe diefer Zeit geftorben und 
der Konvent erhielt anfänglih Zufiherungen, die ihn hoffen 
ließen, unbehindert zur Wahl eines neuen Abtes fihreiten zu 
fönnen. Dr. Steiger hatte jedoch andere Abfichten. Im Großen 
Rath ftellte er den Antrag auf Aufhebung des Stiftes. Dagegen 
eingelegte fchriftliche Bitten von Prior und Konvent, fo wie die 
Berwahrungen des Biſchofs von Bafel und des außerordentlichen 
päpftlichen Abgeordneten Luquet, blieben ohne Erfolg; der Große 
Rath schritt zur Dermögend-nventarifirung, empfing von den 
Kommiffarien einen Bermögensftatus von fr. 2,955,195 und be- 
fhloß dann die Aufhebung des Klofterd St. Urban, zugleich jene 
des Frauenkloſters Nathhaufen, mit der Erklärung, daß „deren 
Vermögen zu Staatszwecken zu verwenden fei® (13. April. Auf 
1. Juli hatten die Drdendglieder ihren Wohnſitz zu verlaffen. 
Bergeblich hatte St. Urban eine freiwillige Gabe von Fr. 1,100,000 
zugefagt, um das Werk der Zerftörung abzuwenden. Bon Steiger 
waren im Laufe der Berhandlungen übliche Anflagen über die 
Gefährlichkeit des Klofters, nachtheiligen Einfluß auf die Moral 
und dergleichen behauptet worden; von Schultheiß Kopp murden 
fie auf fchlagende Weife widerlegt; derfelbe verwies im Weitern 
auf die in der neueften Kantonsverfaflung fowie im Bundeöver- 
trag audgefprochenen Garantien. Vergeblih. Auch das Wort greifer 
Magiftraten galt nicht, welche der fogenannten Sonderbundsregies 
rung von Luzern beharrlich gegenüber geftanden, nur die Zer- 
ftörungsluft der wieder erftandenen Freifchaaren-Partei. Fünfzehn 
Großräthe, unter ihnen Staatsanwalt Knüfel, legten mit Kopp 
Derwahrung gegen den Aufpebungsbeichluß ein. So fiel die Klofter- 
forporation St. Urban nach genau fiebenhundertjährigem Beftand, 
vorzüglicher Berdienfte, welche fie fih namentlich dur Gründung 
und Haltung eines Lehrerfeminard erworben, ungeachtet. Dem 
Volke von Luzern ftand noch das Veto zu Gebot. Damit ed 
nicht zu Stande komme, wurden die Oppofitionsblätter mit Bes 
fchlag belegt, die Mitglieder einzelner Komite’s, welche das Veto 
empfahlen, in Haft gefeßt, bis die Abftimmung vorüber war; 
17? 
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diefe brachte 11,190 Derwerfende gegen ungefähr 6000 Anneh— 
mende; aber da die Stillen und Abweſenden zu den lebtern 
gezählt werden mußten, die Gejammtheit der Stimmfähigen 
26,949 Bürger betrug, blieb das Beto in formaler Minderheit, 
obwohl es in 87 von 109 Gemeinden ergriffen worden. ‘Der 
prachtvolle Kirhenfhag wurde um Fr. 60,000 an einen Frank— 
furter Juden und an einen Parifer Silberhändler verfauft. Das 
Vermögen fämmtlicher übrigen Klöfter, auch der Stifte zu Luzern 
und Münfter, wurde unter Staatsverwaltung geftellt. Auch das 
Vermögen des Ruswyler Vereins und der Miffiondvereine, die 
alle aufgehoben worden, wurde zu Handen ded Staates einge: 
zogen und theild für die Armen der betreffenden Gemeinden, 
theild für kirchliche Zwecke verwendet. Ein mipfälliges Töchter: 
inftitut, weil von Lehrſchweſtern geleitet, wurde vom Regierungs— 
rath aufgehoben. 

Thurgau hatte feine Kriegsfoften zu bezahfen, war aber 
gleichwohl gierig nach dem Vermögen der Klöfter. Nach dem 
wohlfeilen Sieg über die VII fatholifhen Kantone wollte man 
ernten; den noch immer in Rechtöfraft beftehenden Bundeövertrag 
befhwor man eidlih an den Tagſatzungen, hielt ihn aber in 
Frauenfeld und in Weinfelden nicht. Im Einverftändniß mit den 
regierenden Herren im Großen Rathe ergriff der Kleine Rath die 
Snitiative und beantragte er die Aufhebung mehrerer Klöfter, 
wefentlic darauf geflügt, daß die in Ausficht fiehende neue 
Bundesverfaffung die Garantie der Klöfter nicht wieder über- 
nehmen werde, Ddiefelben fich überlebt haben und in das neue 
KultursZeitalter nicht mehr paffen. Nach diefem Vorfchlag wären 
fünf Klöfter aufgehoben worden; vier andere, unter diefen Fifchin- 
gen, hätten fortbeftehen mögen. Der Große Rath aber bewegte 
fih mit weniger Rüdhalt auf der Bahn des eingeleiteten Fort— 
fhrittes. Eine Kommiffiongmehrheit, Kern und Kreis voran, be- 
antragte die Aufhebung aller Klöfter, mit einziger Ausnahme des 
Frauenkloſters St. Ratharinenthal; dieſes hatte fih nämlich noch 
nicht überlebt, weil von feinem Vermögen ein zu 206,000 Gulden 
gewertheter Grundbeſitz im Großherzogtum Baden lag, der vor: 
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ausfihtlih von dortiger Regierung auf den Grund des foge- 
nannten Epavenrechtes infamerirt worden wäre. Friedlih und 
entgegenfommend vermied die Minderheit (v. Streng, Kappeler*, 
Ramfperger und Ludwig), mit Rückſicht auf die höchſt ungün— 
flige politifche Lage der Dinge, auf das Aeußerfte zu gehen und 
wollte fih mit der Rettung von Filhingen und des Kapuziners 
Flofters in Frauenfeld, neben St. Katharinenthal, zufrieden geben; 
auf erftere beide feßte die Fatholifche Bevölkerung hohen Werth, 
befonders auf Fifchingen, in folge feiner längft bewährten Be— 
thätigung für den höhern Unterricht und da die dortige Schule 
Bedürfnig für die Katholifen war. In diefem Sinn petitionirte 
die ganze fatholifche Bevölkerung (4013 von 4536 flimmfähigen 
Bürgern), ebenfo die gefammte Fatholifhe Weltgeiftlichkeit, doch 
diefe für die Erhaltung aller Klöfter, unterftügt durch eine Vor— 
ftellung des Biſchofs von Bafel. Vergeblich. Der falte Hau 
moderner Zivilifation und einige rafhe Handmehre gingen felbft 
über die befcheidenften Bitten der Fatholifchen Konfeſſionsgenoſſen 
zerfiörend hinweg und fprachen das Todesurtheil über gefammte 
Mannsflöfter: die bald taufendjährige Benediktiner-Abtei Filchin- 
gen, die Karthaufe Sttingen, das Chorherrenftift Kreuzlingen und 
das Kapuzinerflofter in Frauenfeld **, dann über die Frauenklöſter 
zu Feldbach, Dänifon, Münfterlingen und Kaldrain (28. Juni 
1848). Gnade fand nur St. Katharinenthal, das feither eine 
Erziebungsanftalt für verwahrloste jüngere Mädchen gegründet 
bat und mit Erfolg beforgt, der entwürdigenden Staatsvormund— 


* Kappeler hatte in der Yargauer Klofterfache und in der Jeſuiten- und 
Sonderbundshaße mit den Männern des ftrengen Rechtes gehalten; ftimmte auch 
jeßt noch für die mildern Maßnahmen in Bezug auf die Klöfterz; fpäter aber 
ſchwemmte der Strom der Zeit feine fonfeffionelle Unbefangenheit mit fich fort. 

* Dasjelbe war erft nach der Glaubensſpaltung in Folge eined Toleranz- 
verfommniffes entftanden, indem die regierenden Stände beider Konfeſſionen ſich 
vereinbarten, daß den Katbolifen die Errichtung jenes Kapuzinerflofters, den 
Reformirten dagegen der Bau einer eigenen Kirche in Rrauenfeld geftattet jet; 
fo berichtete eine Kommiffionsabtheilung an den Grofien Rath. Das Klofter 
nun ift aufgehoben, aber die reformirte Kirche befteht noch; das ift die Gleich» 
berechtigung der Katholifen gegenüber den Proteftanten! 
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haft ungeachtet, unter welcher es gehalten wird. Das Motiv des 
Aufhebungsgeſetzes behauptet wörtlich, „daß die Elöfterlichen An- 
ftalten dem Zwecke ihrer urfprünglichen Stiftung ſowie den An- 
forderungen und Bedürfniffen der Zeit im Allgemeinen nicht mehr 
entfprechen“; Vorwürfe über politifche Umtriebe oder moralifche 
Berfunfenheit wurden nicht gewagt. Die Aebte fertigte der 
Große Rath mit der bettelhaften Penfion von 1100 Gulden ab, 
auch die übrigen Penſionen waren befcheiden zugemeſſen; den 
fatholifhen Gemeinden ließ das Geſetz fofort 200,000 Gulden 
aus dem Kloftervermögen zugehen, gleihfam ald ob die Katho= 
fifen nichts Höheres Fennten und verehrten ald Geld. Gefammte 
acht aufgebobene Klöfter befahen damals laut Inventar ein Ber- 
mögen von 2,606.298 Gulden (5,525,351 franz. Franken); in 
Mirflichkeit ging es erheblich höher. Mit den Klöftern wurde 
gleichzeitig das Chorherrenftift Bifchofszell aufgehoben, deſſen 
Vermögen jedoh dem Fatholifhen Konfeffionstheil überlaffen 
wurde und nun theilmeife als Unterftügungsfond emeritirter 
fatholifcher Weltgeiftlichen verwendet wird. Gegen die Klöfter 
waren befonderd Kern und Gräflein aufgetreten, jener übrigens 
mit dem Firniß quter äußerer Form; einfeitig, onfeffionell be— 
fchränft und geldfüchtig Kreis und Negierungsrath Keller. Bon 
den Katholiken ftimmte Mehrhardt (ſchon in der Kommiſſion) 
für Aufbebung aller Klöfter. Theils im Laufe früherer Verbands 
lungen über Angelegenheiten der Klöfter und ihres Vermögens, 
theild zur Zeit des Aufhebungsaftes oder fpäter bei den Liqui— 
dationdgefchäften, find als VBertheidiger der Berechtigungen der 
Katholifen und ihrer Inſtitute muthig und beharrlich eingeftanden 
der Obergerichtspräfident Eder, Regierungsrath Stäheli, Verhör— 
richter Ammann, Regierungsrath v. Streng, Oberrichter Ram— 
fperger, diefer unter allen der jünafte Mitfämpfer, fpäter allmälig 
die Stellung eines Führer? der Oppofition im Großen Rath ein— 
nebmend. Diefe Männer, hellen und durchaus liberalen Geiftes 
in politifhen Dingen, wenn der Liberaliömus nicht zur Nieder- 
tretung pofitiven Rechtes und zu gemeiner und toleranzwidriger 
Befehdung der Fatholifchen Kirche und ihrer Anftalten mißbraucht 
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wurde, haben fich durch ihre Handlungsweife eine Anwartfchaft 
auf die Anerfennung nicht nur ihrer Konfeffionsgenoffen, fondern 
aller Derer erworben, welche dem Grundfaße: justitia regnorum 
fundamentum, nod nicht den Rüden zugefehrt haben. Der Aus— 
gang diefer Klofterangelegenheit gab den Schlüffel zu den Altern 
Berfügungen des Staats: Noviziatseinftellung und ftaatlihe Ver— 
mögensverwaltung, die unmahr ald im Intereſſe der Klöfter ges 
fchehen vor der Tagſatzung befhönigt worden waren.* Die Erb— 
Schaft des Kloftervermögend hatte der Große Rath, eventuell, 
Ihon durch feine Beichlüffe vom Jahr 1836 und dur Geſetz 
vom 6. September 1843 angetreten; diefed verordnete die Ver— 
wendung von liquid merdendem Kloftervermögen für Kirchen-, 
Schul- und Armenzwede im Allgemeinen; ein Biertheil davon, 
nicht mehr, folle den Katholiken zufallen. Fünf. Jahre fpäter, bei 
dem Aufhebungsaft, machte der Große Nath einen Einbrud in 
jened Gefeß, indem er, dem aargauifchen Vorbilde folgend, Gul- 
den 100,000 ala Aequivalent „für die bisher bezogene direkte 
Dermögend- und Militärfteuer“ vorwegnahm; bei der Ausrech- 
nung gegenüber den Katholiken zeigte fi der Staat fo karg wie 
möglich, indem er, beifpielöweife, die Gebäude in Münfterlingen und 
Kalhrain gar nicht, die Waldungen mit einer Summe anfepte, 
die um eine halbe Million Franken geringer war ala der Verkaufe: 


* Der „ Wächter”, ein Thurgauifches Blatt, fagte im Jahr 1855: „Wir 
haben die Klofteraufhebungsgeichichte in unferm Thurgau forgfältig ftudirt von 
jenem Moment an, da Bornhaufer „„um den Bengel nicht zu hoch zu werfen““, 
Staatöverwaltung begehrte, und da man auf Tagfabungen fich noch recht eifrig 
um das zeitliche und ewige Heil der Klöfter bemühte, bis zu der Zeit, da ber 
Staat in den längft erfehnten Befig des „„Erbes““ trat. Es hat und in der 
Serle wehe gethan mit anjehen zu müffen, wie von Anfang an Günfllinge mit 
den fetten Poften als Klofterverwalter ausgeftattet wurden, wie folche zwei— 
ſpännig zu Spiel und Trunf in die „„Stadt““ fuhren, während der Prälat 
zu einer Ausfahrt die gute Laune des Emporkömmlings fondiren mußte. Es tft 
notorifh, daß, ſeit der Staat die Klofterverwaltung an die Hand genommen, 
bis zu ihrer Aufhebung, im eigentlichen Sinne liederlich gewirthfchaftet wurde.“ 
Jener thurgauifche Tagesgefchichtichreiber urtheilt dann nicht beſſer über den 
ſpätern Verlauf der Dinge. 
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werth. So ſchmolz die Quarte der Katholiken auf franz. Franken 
865,672. 57 Rappen herab. Die übrigen Verwendungen nach 
Geſetz von 1843 für Pfrunddotationen (meiſt katholiſche, für 
welche ſich beſonders die Prieſter Meile und Meierhans verwen— 
deten), für das Schullehrerſeminar, die Kantonsſchule, die Ele— 
mentar⸗ und Sekundarſchulen, den Kantonsſpital, die Zwangs— 
arbeitsanſtalt und Anderes, erſtiegen annähernd die Summe von 
3 Millionen Franken. Zur Ausgleichung der Penſionslaſt hatte 
ſich der Staat 1 Million Franken ausgeſchieden. Die gewöhn- 
lichen Kirchenparamente wurden an die fatholifchen Kirchgemein- 
den unentgeltlich überlaffen; die Koftbarkfeiten, fehöne Altarleuchter, 
Kirchenlampen, Statuen und Heiligenbilder von vortrefflicher Ars 
beit, Monftranzen, Meßkelche, Reliquienfäftchen und Anderes, auch 
ein herrliches filbernes Kruzifig von Fifchingen, von 6 Fuß Höhe, 
wurde zu großer Trauer der Ratholiten dem Schacher übergeben. 
Triumphirend zogen die gewinnluſtigen ifraelitifchen Käufer mit 
den hoch erhobenen Abbatialftäben in den Gaffen von Frauenfeld 
umber (uni 1850). 

In den einträglichen Vorgängen von Thurgau fand Teffin 
Grmunterung zu Wehnlihem. Nachdem ein Gefeb vom 29. Ja— 
nuar 1847 den religiöfen Genoffenfhaften ein Zwangsdarleihen 
von 2. 182,000 auferlegt hatte, hob ein folgendes Gefeh vom 
30. Zuni 1848 vier Mannsklöſter in den drei Hauptftädten Lu— 
gano, Bellinzona und Locarno, und vier Frauenklöfter auf; es 
waren dieß die reichiten jener Genoſſenſchaften; ein Antrag, die 
Frage der Aufhebung dem Entfcheide des Papftes zu unterftellen, 
hatte nur 57 gegen 43 Stimmen auf fi vereiniget. Die zahl— 
reihen Gegenvorftellungen des Volkes fanden feine Berüdfich- 
tigung. Noch blieben zwölf Klöfter übrig. Es wurde befohlen, 
daß von den nicht aufgehobenen Frauenflöftern die einen den 
fechöten, die andern den fiebenten Theil ihres reinen Einkommens 
an die Staatskaſſe abzuliefern haben; die Zahl der noch zu dul— 
denden Religiofen und Nonnen in den nicht aufgehobenen Klöftern 
wurde auf 133. befchränft, die Aufnahme in das Noviziat für 
fo lange unterfagt, bis die Gefammtzahl unter obiger Ziffer 
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ſtünde; endlich wurde die Regierung ermächtiget, auf dem Wege 
der öffentlichen Verſteigerung zum Verkauf der Liegenſchaften der 
aufgehobenen Klöſter zu ſchreiten. Der Erlös aus denſelben wurde 
zur Tilgung der öffentlichen Schulden beſtimmt. Als Nachleſe zu 
obigen Beſchlüſſen iſt eine Verfügung der Regierung von Teſſin, 
vom Jahr 1852, anzufehen. Angeblich wegen unbefriedigenden 
Verhaltens in fittliher und politifcher Beziehung ließ fie aus 
mehrern Klöftern zufammen zweiundzwanzig Priefter und Laien- 
brüder ded Kapuzinerordens, von lombardifcher Herkunft, poli- 
zeilih ausweifen und an die Grenze abführen. Auf deren Klage 
trat die öfterreichifche Regierung für fie ein, verlangte entweder 
Wiederaufnahme der Vertriebenen in die Klöfter oder Anweiſung 
einer für ihren Unterhalt genügenden Tebenslänglichen Penſion, 
die Drohung beifügend, daß wenn nicht binnen vierzehn Tagen 
entfprochen würde, die faiferliche Negierung entfchloffen fei, die 
in der Lombardei weilenden Zeffiner aus ihrem Gebiet auszu— 
weifen Da dem Begehren mwirflich nicht mwillfahrt wurde, gab 
Defterreich feinem Entſchluß Folge. Der daherige Zwift zwiſchen 
der Schweiz und Defterreih, welcher einen längern Briefwechfel 
unter den beidfeitigen Behörden hervorrief, wurde durch Ueber— 
einfunft vom 18. März 1855 gehoben, laut welcher die Regie: 
rung von ZTeffin eine Averfalentihädigung von Fr. 115,000 zu 
Gunſten der vertriebenen Kapuziner zu leiften hatte, wogegen 
Defterreich feine Nepreffalie zurüdnahm und den Teſſinern auf 
feinem italienifchen Gebiet wieder freied Domizil gewährte. Eben- 
falld im Jahr 1852 wurden wieder mehrere Manndflöfter, unter 
ihnen jened der Benediftiner in Bellinzona, aufgehoben, dann, 
ungeachtet der Einfprache mehrerer Taufende von Bürgern, die 
Unterrihtsanftalten, welche unter ihrer Beforgung und Leitung 
geftanden, meltlihem Lehrerperfonal übergeben. Zu gleicher Zeit 
hob tie Staatöbehörde das unter dem Erzbifhof von Mailand 
ftehende Seminar von Poleggio und das unter Leitung des Bi- 
ſchofs von Como geitellte Collegium von Ascona auf. Ein kirchen— 
feindlicher Geift war da fchon lange vorherrichend. Als Hirten- 
briefe der genannten Bifchöfe im Frühjahr 1850 die Rückkehr des 
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Dberhauptes der Kirche aus dem Eril von Gaeta nah Rom 
durch ein Tedeum zu feiern anordneten, verbot der Rath des katho— 
lifhen Kantons jede Feierlihfeit unter Strafe von 20 bis 100 
Franken, von Pfarrern und von Gemeindsbehörden zu entrichten, 
welhe den Anordnungen ihrer geiftlichen Obern Folge leiften 
würden. 

Die Landgemeinde von Glarus verordnete (28. Mai 1848) 
den Ausſchluß der Sefuitenzöglinge von geiftlichen und weltlichen 
Aemtern, Lehrftellen inbegriffen. * Die Regierung von Bern hob 
die Mädchenfchule der Urfulinerinnen in Pruntrut auf und ver— 
ordnete, ohne Rüdjicht auf Stodmar’s Einfprache, daß in Zu— 
funft nur die vom Staat patentirten Lehrerinnen geduldet werden 
follen. Der Große Rath von Wallis befhloß Beibehaltung von 
vier Gymnafien, zwei franzöfifchen in St. Moriz und Sitten, zwei 
deutfchen in Sitten und Brig. Hinfichtlich der angeblich den Je— 
fuiten „affiliirten“ Schulbrüder in Sitten erklärte er: der Staat 
fei an den von der Stadt Sitten mit jenem Orden abgefchlof= 
fenen Vertrag nicht gebunden, und behalte fih vor, demfelben 
die ihm übergebene Normalfchule, wann es ihm beliebe, zu ent— 
ziehen. Katholiſch St. Gallen ftattete feine höhere Unterrichtd- und 
Erjiehungsanftalt (Gymnafium nebft Lehrerfeminar) mit nach— 
träglicher Dotation von 140,000 Gulden aus. 

In Neuenburg feste fih dad neue Regiment feſt; dem Prä— 
fidenten ded Staatsrathes ward ein Gehalt von Fr. 6000, den 
Mitgliedem ein folher von Fr. 5000 angemwiefen. Es hob die 
Akademie auf (17. Juni), aus Gründen der Finanz, auh um 
die Ariftofratie ded Geifted zu unterdrüden, ald deren Stübe die 
Akademie galt. Dreizehn Tage nah Erlaß des Dekretes hatten 
die Profefforen der Anftalt abzutreten; unter ihnen waren aner= 
fannte Gelehrte wie Agaffiz, Duboid de Montpereur, Fr. de 
Rougemont, Guillebert, Matile. Den im Großen Rath erhobenen 
Klagen über unbefriedigende Verwaltung antworteten die Mit- 
glieder der geftürzten Regierung durch einen umfafjenden Ver⸗ 


* ©. „Landsbuch ded Kantons Glarus“, Theil II, 1861, S. 330. 
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waltungsbericht über die Staatsfinanzen vom Jahr 1831 bis 
29. Februar 1848.* Man entnimmt unter Anderm aus dieſer 
Rechtfertigung, daß der ganze Staatshaushalt ein wohlfeiler war: 
Sahredausgabe 2. 370,000; der Gouverneur bezog 2. 10,000, 
der gefammte Staatsrath nur 2. 8000; direfte Steuern wurden 
feine erhoben; die Regierung beftritt ihre Ausgaben aus den 
Regalien, Monopolien (Poſten, Salz), Domanialerträgniffen, 
Zehnten, Grundzinfen und Uehnlichem. Sie wies einen Domänen 
Gtat von 2. 3,948,826 aus, daneben eine Staatefhuld von 
2. 1,121,378, zu deren Verzinfung jedoch feine außerordentlichen 
Steuern in Anfpruch genommen werden mußten. Nah Berlin 
ging nichts; das dem Fürſten zugefchiedene Ginfommen von 
Fr. 70,000 hatte diefer ganz für das Land verwendet, an Bei- 
trägen für die Berzinfung der Staatsfhuld, an Bergabungen für 
Kirhen, Schulen und Straßen zu Gunften der Gemeinden, für 
die Gehalte der Profefforen an der Afademie, zu Gaben an Ge— 
lehrte für Herausgabe von Werfen und wiſſenſchaftliche Reifen 
(8. 60,838), zu Stipendien für ftudirende Neuenburger auf den 
preußifchen Hochichulen, und für ähnliche allgemeine Zwecke; das 
Wenige, was erübrigte, wurde für die Nefrutirung des ftehenden 
Neuenburger Bataiklons in Berlin verwendet und überging alfo 
auch in die Tafchen der Landesfinder. Der klaren Rechnungd- 
ftellung ungeachtet wurden im Großen Rath Anträge gebracht, 
die Mitglieder der alten Regierung zum Erſatz von nicht unbe— 
deutenden Summen anzuhalten. 

Das fogenannte Amneftiedefret von Freiburg, vom 20, Ja— 
nuar, rief ſchwere Klagen hervor; die Regierung erließ (11. Fe— 
druar) eine Bollziehungsverordnung, welche die Kontribution von 
Fr. 1,600,000 auf nur zwanzig Perfonen, unter ihnen fünfzehn 
Familienväter mit einundachtzig Kindern, verlegte, mit Anſetzung 
einer Zahlungsfrift bis 28. Februar, innerhalb welcher fie. ein 
gerichtliche8 Urtheil verlangen mögen. Die Zwanzig gelangten 


* Expose sommaire de l’administration et de l'état des finances 
du pays, fait par les membres de l’ancien conseil d’etat. Neuchätel, 
1848 
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Beſchwerde führend an den Großen Rath, erklärten unter Be— 
rufung auf die bei der Beichlagnahme aufgenommenen Berbals 
prozejfe, daß ihr gefammtes Vermögen nur ungefähr Fr. 1,200,000 
betrage, die ihnen auferlegte Summe fomit ald gänzliche Ver— 
mögendfonfisfation erfcheine; fie behaupteten dabei ihre Unfchuld: 
die betheiligten Mitglieder des Großen Rathes haben in reinfter 
Ueberzeugung und Abficht geftimmt, feien auch laut Großrath3- 
reglement für ihre Stimmgebung in feiner Weife verantwortlich; 
die Mitglieder ded Staatsrathes hiniwieder haben nach verfaſſungs— 
mäßiger Pflicht nur die Beihlüffe der fouveränen Qandesbehörde 
vollzogen. Die Bollziehung des Kontributionsdefretes würde von 
der fhlimmiten Wirkung fein; daher fie Rüdnahme desſelben 
verlangen, widrigenfalls die Mehrheit der Petenten auf ein ge> 
richtliches Urtheil abftellen müßte. Der Große Rath verlängerte 
zuerft die Zahlungsfrift, ftellte dann die Vollziehung des Defreted 
ein und erließ dagegen einen Aufruf zu freiwilligen Beiträgen 
für Abtragung der Kriegäkoften (30. und 31. März), nachdem er 
zwei Tage zuvor die Aufhebung fämmtlicher Klöfter befchloffen; 
unter ihnen waren die Klöfter La Part-Dieu und Hauterive, 
welche zuſammen allein ein Bermögen von mehr denn 3 Mil 
lionen Franken befaßen, alfo wenigſtens doppelt fo viel, als die 
Kriegsfoften betrugen. * Es fiel deßhalb dem Volk auf, daß nod 
unmittelbare Beiträge für die Bezahlung der Kriegskoften geleiftet 
werden Sollten; gleichwohl gingen mehr ald Fr. 400,000, faft 
ausfchlieglih von Seite der Konfervativen, ein. Soldyes war dem 
Großen Rathe nicht genug; er verwarf am 20. Mai die frei- 
willige Steuer, erließ ein neues Amneftiedefret, das im Zu— 
fammenzug mit einer Bollziebungsverordnung vom 7. September 
1848 an Härte und Willfür die früheren Maßnahmen diefer 
Art noch überbot. Dur diefe Befchlüffe ift die Kriegäfontri- 
bution von Fr. 1,600,000 feftgehalten, die Zahl der Zahlungs— 
pflichtigen auf 214 Bürger und 139 Gemeinden feftgefebt. Sechs 

* Das Bermögen gejammter Klöfter, wie es 1848 geweſen, ift in einem 


dem Finanzdireftor unter'm 4. Juni 1859 erftatteten Bericht auf die Summe 
von Zr. 4,976,530. 19. Rp. n. W. angefchlagen. 
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Bürger, unter ihnen vier SFamilienväter, wurden auf fehs Jahre 
des Landes verwiefen, und mehr denn 140 Bürger im Aftiv- 
bürgerrecht eingeftellt, ohne irgend eine Spur von gerichtlichen 
Berfahren. Die einzige Familie Maillardoz war mit Fr. 200,000 
betroffen, Franz Wed, Bater von eilf Kindern, mit Fr. 182,000. 
Den Schultheißen Fournier, dem am 28. Februar 1847 nad 
glüclicher Ueberwindung des Januar-Aufftandes das Bürgerrecht 
der Stadt gefchenft worden, ließ die Gemeinde aus dem Bürger: 
tegifter ftreichen. 

In Yarau fchloß Heinrich zſchokke am 27. Juni ein langes 
und von Vielen gefeiertes Schriftſtellerleben; bei deſſen Beſtattung 
ließ ſich der Große Rath durch eine eigene Abordnung vertreten. 
Zur Zeit, ald man an der Tagfagung theilmeife Auffündung der 
Auslieferungsverträge mit Defterreih und Baden aus angegebenen 
politifhen Gründen zur Sprache brachte, forderte Aargau bei der 
lombardifchen Regierung die Auslieferung des Freiämtler's Wieder- 
fehr, der unter den Truppen des Sonderbunds gedient. Glarus 
verurtheilte feinen Mitbürger Pasqual Tſchudi, gewefenen Kom: 
mandanten des Landſturms zu Luzern, zu zehnjähriger Verban— 
nung aus der Eidgenofjenfchaft. In Wallis ſetzte man den Chor- 
herrn de Rivaz aus Sitten, der fih im Winter geflüchtet, nad) 
feiner Rüdfehr auf Schloß Majoria (die Meierburg) in Haft, 
von der er übrigens bald wieder entlaffen wurde. 

Eine allgemeine Handelö- und Geldfrifid und daherige 
Arbeiternoih rief das Einfchreiten. mehrerer Kantonsbehörden 
auf, fo jener von St. Gallen, Thurgau, Zürich, Aargau, Genf. 
In Zürich verlangten 750 Schweizerbürger die Wegmweifung von 
Arbeitern aus ſolchen deutfchen Staaten, von welchen verlautete, 
dab fie Schweizer weggewieſen hätten; jene Schweizerarbeiter vers 
langten au, daß von Seite des Staates Hffentlihe Arbeiten 
unternommen oder auch brach liegende Landesſtrecken angefauft 
werden, um die eigenen Angehörigen vor äußerfter Noth zu 
fhügen; der Regierungsrat gab verfehiebende Antwort. Im 
Yargau gedachte man von Seite des Großen Rathes mittelft 
eined Anleihens von einer Million Franken den Kleinen bes 
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drängten Pfandfchuldnern zu helfen. In Genf gab der Große 
Rath der Regierung einen außerordentlichen Kredit von Fr. 50,000 
zu Befhäftigung brodlofer Arbeiter. In St. Gallen hatten Kome 
miffionen der Regierung und ded Großen Nathes die Sachlage 
unterfucht: es wollten die Einen mittelft einer vom Staat zu 
gründenden Vorſchußkaſſe für Fabrifanten, Andere durch Anord— 
nung von Staatsbauten, wieder Andere mittelft direfter Staats— 
unterftügungen zu Gunften der Armen in den meiſt bedrängten 
Gemeinden, Abhülfe ſchaffen; felbft der Antrag war geftellt, bis 
auf den Betrag einer halben Million Gulden gegen Depofita 
von Pfandbriefen und Waaren Papiergeld mit Zmwangsfurd in 
Umlauf zu feßenz der Große Rath fam nach langer Erörterung 
zur Grkenntniß, daß er in foldhen Dingen zu ſchwach fei, und 
ließ die Krifis ihre natürliche Entwidelung abwarten. 


Siebenter Abfchnitt. 


Die letzte Tagſatzung der Eidgenoffenichaft. Der Nachlaß der Sonderbundss 
foften abgeichlagen. Deutſchlands Klagen über Flüchtlingstreiben, Munzinger 
als Grenzwächter im Kanton Teffin. Das Ende des Et. Gallifhen Aufruhr— 
prozefjes. Der Ausipruch der Kantone über den Entwurf der Bundesverfaffung z 
die Zagjagung bejchließt ihre Einführung. Lombardifhe Sperre gegen Teſſin. 
Zandesverrathöprozeß. Die Deportation des Biſchofs von Lauſanne 
und Genf. (Bon Mitte bis gegen Ende des Jahres 1848.) 


Die Schweiz und ihre Vorfteher waren tagfagungsmüde. 
Wir fehen daher einige der frühern Häupter, die Furrer, Drucy, 
Näff und Freisherofee, zu Haus ausruhend und durch andere 
Abgeordnete erſetzt; an der Spike der Tagfagung ſtand eine 
Abordnung von Bern, welche der revolutionären Partei Stämpfli 
in Sachs und Perfonenfragen manchen Sieg abgerungen hatte: 
Schſenbein erfchien als zweiter Gefandter von Bern, dem die 
Mehrheit gegenüber jenem andern Parteihaupt zugefallen war. 
Beharrlih auf feinem Poften war Kern geblieben, um wie immer 
die hohe Berfammlung gefahrlos durch die Klippen hindurchzu- 
rudern, denen fie häufig zu nahe fam, oder einem etwas fchad- 
haften Beſchluß den nöthigen Firniß von Anftand, Klugheit und 
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Legalität zu geben. Hungerbühler war für Näff als erſter Ge— 
ſandter von St. Gallen eingetreten und warb ſichtbar um Kredit. 
Funk, der Regierungspräſident von Bern, eröffnete die Tagſatzung 
am 3. Juli mit einer Rede, welche den Bundesentwurf ald eine 
Abfindung unter den verfchiedenen Sntereffen und Meinungen 
pried, die „vorerft wenigſtenss ald das Heilfamfte angefehen 
werden möge, empfahl ſchnell „die neue Brüde in den noch halt— 
baren Uferboden“ zu fchlagen, und hatte die Freude zu melden, 
daß „die Lage des gemeinfamen Baterlandes bei aller Unvoll- 
fommenheit und Gebrechlichkeit des alten Bundes und bei allen 
Erfhütterungen und Umgeftaltungen, denen mwir näher oder ent» 
fernter geftanden, fein düſteres Bild darbiete, gewiß ein weit er— 
freulichered als die meiften Staaten Europa’s“. Auch fah er, was 
Andere noch vermißten, daß die Schweizer bereit wieder unter 
fich verföhnt feien und alten Hader ſchon vergeffen hätten. Aus 
dem vorörtlichen Amtäbericht vernahm man, daß die Grenzbe- 
wahung im graubündnerifhen Münfterthal nicht ganz habe auf- 
hören können, daß die lombardifhe Regierung über eine an fi 
unbedeutende Grenzüberfchreitung durch Ziroler Freiwillige am 
Stilfferjoh Beſchwerde geführt, dann darüber nöthige Beſchwich— 
tigung und zugleich den abermaligen Ausdrud der Sympathien 
der Eidgenoffenfchaft für die Sache Staliend empfangen habe; 
daß in Folge des Erfcheinend der vereinigten italienifchen Flotte _ 
vor Zrieft der fchmeizerifche Handelsſtand dafelbft zu Wahrung 
feiner Intereſſen die vorörtlihe Berwendung in Anfpruch ges 
nommen, der Vorort deßhalb fih mit Schreiben vom 29. Juni 
an die föniglich-fardinifche und an die (neue) venetianifche Staats» 
regierung gewendet habez-daß endlich, während die Schweizer: 
Kommiffarien nach Neapel abgegangen, von dort her Paul Bers 
face ald außerordentlicher Gefandte des Königs beider Sizilien 
in Begleit des Oberften Brunner vom zweiten Schweizerregiment 
eingetroffen fei, um das Wort gegen die in befannter Weife an- 
gefeindeten Schweizerregimenter zu führen und über ihr Verhalten 
wahrheitgetreuen Auffhluß zu geben. 

Die Berhandlungen der Tagfabung ermangelten im All: 
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gemeinen einer höhern Bedeutung: die großen Fehden waren 
abgethan; eine Reihe von ſtreitigen Fragen, welche mehr die 
materiellen Intereſſen beſchlugen, konnten ihre Löſung durch die 
Vollziehung der neuen Bundesverfaſſung finden; das Ausland 
war mit ſich ſelbſt beſchäftiget und hatte zur Zeit die alte Schul— 
meiſterſchaft über die Grenzen der Bundesgewalt gegenüber den 
einzelnen Kantonen und über das Gelbftfonftituirungdreht der 
Schweiz, wenn nicht aufgegeben, doch in Wirklichkeit eingeftellt. 
Man fonnte daher der nöthigen Rırye pflegen und genoß fie mit 
einer gewiſſen Behaglichkeit. Es wurde das Kriegsleben foviel 
möglich zur Ruhe gewiefen, daher die Abhaltung des ordentlichen 
eidgenöfftfchen Uebungdlagerd abermals um ein Jahr verfchoben ; 
eine neue Armee-Eintheilung, welche der Kriegsrath entworfen, 
aufgegeben, und zur Zeit jede Vermehrung des eidgenöffifchen 
Generalſtabs, welche im entgegengefesten Falle nothwendig ge- 
wefen wäre, unterlaffen; das Büdget für die zentralen Militär: 
wie für die allgemeinen Bundesausgaben auf möglichft niedrigen 
Ziffern gehalten. Bei den Nechnungsverhandlungen fand fich, 
daß auf dem Berner Anleihen, welches die Eidgenoffenfhaft zur 
Führung des Sonderbundäfrieges abgefchloffen, ein Verlurft von 
Fr. 66,000 gemacht worden, da. die überlaffenen Werthpapiere 
zu ungünftiger Zeit verkauft werden mußten, und ed wurde bei 
diefem Anlaß erinnert, „daß bei der damaligen Erfhöpfung aller 
Kantonalfaffen nur die großmüthige Eröffnung der bernifchen 
Staatskaſſe aus großer Berlegenheit herausgeholfen und die 
Mittel zur Beftreitung der Unfoften des Feldzuges geliefert 
habe*. Die vom Präfidenten der Tagſatzung gerühmte „Ber: 
fühnung“ wurde unfihtbar, als bereitd angebrachte Gefuche der 
ehemaligen Sonderbundsfantone um Nachlaß der Kriegäfoften 
zur Berhandlung kamen. Die Gefammtheit diefer Koften war 
rund zu 51/, Millionen Schweizerfranfen angefchlagen, an melde 
Summe zu bezahlen hatte: Luzern Fr. 2,384,503. 77 Rp., Uri 
gr. 86,186. 87 Rp., Schwyz Fr. 259,518. 27 Rp., Obwalden 
dr. 78,845. 03 Rp., Nidwalden Fr. 65,118. 95 Rp., Zug 
dr. 173,157. 27 Rp., Breiburg Fr. 1,745,763. 19 Rp., Wallis 
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Fr. 733,546. 22 Rp. Ale hatten bereits Abfchlagszahlungen an 
Baar und an Titeln geleiftet, dann Mehrere von ihnen durch 
Kreisfhreiben an die Stände um Nachlaß erfuht; Alle wieder 
holten das Anliegen noch mündlich an der Tagſatzung. Konnte 
man damald und fann man jet, nah langen Jahren, der Ans 
ficht beipflichten, daß die Erfapforderung an die fieben Kantone 
eine maßlos harte war, jo war und blieb bemühend, daß die 
vortragenden Gefandifchaften einzelner der ehemaligen Sonder: 
bundsfantone, namentlich Quzern und Freiburg, den Anlaß zu 
leidenfhaftlichen politifchen Ausfällen gegen die geftürzten Regie: 
rungen ihrer Kantone, im Grund alſo gegen ihr eigen Volk, 
ausbeuteten und der fchlimmften Reaktion das Wort fprachen. 
Sp wollte Luzern eine Schulden und Perlurftrehnung von 
6 Millionen Franken geltend machen, Alles Folge der Politik, 
welche zum Sonverbundsfrieg geführt, und brachte jelbft in Ans 
fchlag, daß möglicher Weife jene Kantonsregierungen, welche ge- 
wifje Auslöfungsfummen für Loskauf der gefangenen Freifchaaren 
im Jahr 1845 zu bezahlen gehabt, folche zurüdverlangen wer- 
den; die gleiche Gefandtichaft einer Regierungsbehörde, welche 
notorifh nur durch Gemwaltmittel auf die Regentenftühle gehoben 
worden, fand es ganz am Plage, alle Schuld dem Bundesver- 
trag von 1815 zuzufchieben und ihn „eine politifche Lebensver— 
fiherungsanftalt der Regierungen gegen die Völker“ zu nennen. 
Freiburg fand die Urfache alles Unheild in dem „ehemaligen“ 
Kanton Neuenburg, der mit der heiligen Allianz geliebäugelt und 
die Schweiz der Gefahr preißgegeben habe, dem Ausland übers 
antwortet zu werden und das Schidfal Krafau’d zu theilen; an 
diefe Klage fnüpfte fich der Vorwurf zu Händen der Tagfagung, 
daß fie unterlaffen, den Widerftand Neuenburgs mit Gewalt zu 
brechen, vielmehr „aus Scheu vor dem Auslande® fich mit der 
Loskaufsſumme von Fr. 300,000 begnügt habe. Obwalden hatte 
die Schwachheit fih zu rühmen, daß es nad dem Tage von 
Giſikon der erfte Kanton gemwefen, der feine Truppen zurüdges 
zogen und die Kapitulation mit dem eidgenöfjiichen Oberbefehls- 
haber eingeleitet habe; und Uri machte unter Anderm geltend, 
Die Schweiz. IV. 18 
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daß es keine reichen Klöſter und Korporationen habe, auf die es 
greifen könnte. Zug klagte, wie das Sonderbundskommando „auf 
die wahnwitzigſte Weiſes wichtige Brücken zerſtört, Schanzen in 
den Wieſengründen aufgeworfen, das Land unter Waſſer zu ſetzen 
geſucht, Obſtbäume umgehauen und Forſte gelichtet habe, um 
unnütze Verhaue aufzuwerfen; ſolche Behandlung habe Zug „von 
angeblichen Bundesgenoffen“ erlitten; Zug wollte übrigens nur 
Nachlaß, infofern er auch den Andern bewilliget würde, und führte 
als fein Verdienſt an, daß dur die fchnelle Kapitulation des 
Kantons Zug der Widerfland gegen die Bundedautorität weſent— 
lich gebrochen worden fei. Schwyz wünſchte Nachlaß der erfien 
Rata und verhieß den Betrag unverweilt zur Berbefferung feiner 
Straßen zu verwenden. Die Nachlaßbegehren wurden befonderd 
von Glarus, Bafelland, St. Gallen und Thurgau befämpft; die 
Sieger ließen wieder einmal ihre fehwere Hand fühlen, wiefen 
auf ihr eigen Volk und feine Einbußen, die es aud Berfchul- 
den der VII Kantone erlitten, ftellten namentlih den 6 Mil- 
lionen die 12 Millionen entgegen, welche allein die induftriellen 
Kantone St. Gallen, Glarus und Appenzell während der fechözig 
Kampfestage eingebüßt, und wollten fchon in dem Zufammens 
gehen jener fieben Kantone für den Koftennachlaß einen neuen 
Sonderbund erbliden;* insbefondere warfen fie dem Kanton 
Luzern, für den fo große Opfer (Freiſchaarenzüge und Löſegeld) 
gebracht worden, Undankbarkeit vor; hatten die Gefandtfchaften 
jener ehemaligen Sonderbundäfantone in ihren Vorträgen den in 
denfelben „neuerwachten eidgenöfftfchen Geift“ gerühmt, fo wur— 
den jie num erinnert, daß man. diefen nicht zu hoch anfchlagen 
dürfe, da Uri noch fürzlich inftruirt habe, gewiſſen neuen Ber: 
fafjungen die Bundesgarantie aus dem Grunde zu verfagen, 
weil fie angeblih unter dem Drude eidgenöſſiſcher Bayonnete 
entftanden; da im Fernern einzelne neue Berfaffungen wieder 
die „intoleranteften Beftimmungen“ enthalten, oder, wenn dieß 
nicht der Fall jet, wegen „ihrer liberalen Richtung die Abftim- 


* Abſchied der Tagſatzung von 1848. Theil I, S, 62, 
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mung durch das Volk nicht auszuhalten vermöchten“. Bafelland 
hatte bemerkt: es finde fich eine reichgefüllte Kaffe in Einfiedeln; 
wäre es der Regierung von Schwyz Ernft zu bezahlen, fo würde 
fie das Klofter aufheben und das Geld nehmen. Es folgte eine 
faft einhellige Abweifung, da von den unbetheiligten Kantonen 
nur Genf nebft Bafelftadt und Appenzell 3. R. in diefer oder 
jener Weife etwelchen Nachlaß bewilligen wollten. 

Genf, von Bern, Freiburg und Bafelland unterftüßt, vers 
langte die Herausgabe eines Bülletin’3 über die Verhandlungen 
der Tagſatzung, damit das Volk fie vollftändig fennen lerne, 
wurde jedoch mit zwölf Stimmen abgewiefen. Eben derfelbe 
Kanton trug auf Vornahme einer außerordentlihen allgemeinen 
Schweizerifhen Volkszählung an, damit die Wahlen in den Na- 
tionalrath dem Berhältniß der Bevölferung genau entfprechen ; 
wurde ebenfalls abgelehnt, da die Mehrheit Feine Neigung hatte, 
ohne ausgewiefenes Bedürfniß Staatd- und Gemeindsbehörden 
mit diefem meitwendigen Gefhäft zu belaften. Zur Garantie 
lagen die neuen Berfaffungen der ehemaligen Sonderbundsfans 
tone vor. Jene von Quzern wurde von Zürich, Schaffhaufen und 
Bern angegriffen, wegen ausfchließlicher Gewährleiftung der 
„apoftolifchrömifch-fatholifchen Religion*; ed verftoße fich folches 
gegen die Zolerang und verlege die Proteftanten; ferner wegen 
einer andern Vorfchrift, welche befage, daß man römifch-fatho- 
fifcher Religion fein müffe, um das politifhe Stimmrecht aus— 
üben zu fönnen. Allein das pofitive Recht war entfcheidend, da 
die Verfaffung nichts dem Bundesvertrage Widerfprechendes ent- 
hielt; ein anderer Grund zur Garantie war der, daß man die 
neue Regierung von Luzern nicht im Stiche laffen wollte. Aus 
gleihen Gründen erfolgte auch die Garantie der andern neuen 
Berfaffungen, doch nicht ohne Widerfpruch bezüglich jener von 
Freiburg. Es wurden an derfelben der Abgang hoheitlicher Ges 
nehmigung feitens des Volkes und die unverhältnißmäßig langen 
Amtödauern getadelt; dadurch merde dem gefährlichften Feinde, 
dem Ultramontanismus, eine bedenflihe Waffe in die Hand ger 
geben, melcher nicht unterlaffen werde, auf folhe Berlegungen 
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der Volföfreiheit hinzuweiſen. Allein Freiburg ermwiederte: der 
eingefchlagene Weg ſei der allein mögliche geweſen; „eine Re— 
gierung im Geifte der Anforderungen unfered Jahrhunderts laſſe 
fich fonft nicht denfen®. Die Tadler, Schaffhaufen und Appen- 
zell A. R., gaben fich zufrieden, da der Zweck das Mittel zu 
heiligen fchien. Auch die BVerfaffung von Neuenburg lag zur 
Garantie vor. Bedenken, ob nicht die einfeitige Auffündung des 
Untertbanenverhältniffes zu Preußen Berwidelungen herbeiführen 
würde, ließ man nicht auffommen; habe früher Neuenburg das 
Recht der Selbfibeftimmung ausgeübt, ald es zu Anfang des 
vorigen Jahrhunderts den preußifhen König auf den erledigten 
Fürftenftuhl berufen, fo ftehe Neuenburg nicht minder im guten 
Recht, „wenn es gegenwärtig dad Haus Hohenzollern von dem 
bisherigen Negierungdrecht entbindes. Die Garantie erfolgte eben- 
falle. Die Gefhäftsordnung führte wiederholt zu dem „Verbot 
der Freifchaaren“; noch hatten Bafelland, Glarus und Appenzell 
A. R. dem befannten Tagfabungsbeihluß von 1845 nicht ent- 
fprochen. Da die Tagfagung feither die Aufgabe der Freifchaaren 
übernommen und in ihrem Sinn glüdlich gelöfet hatte, fo war 
dem Gegenftand feine Bedeutung mehr einzuhauchen; die Freunde 
der Legalität wollten inzwischen das fchöne Thema nicht aufgeben 
und erließen neue Einladung zur Folgſamkeit an die Wider: 
firebenden. Launig meinte der Gefandte von Bafelland, Dr. Frei, 
der Vorort hätte befjer gethan, „die ganze Affaire mit Still 
fchweigen zu überhüpfen", denn „die Todten folle man ruhen 
laffen® und „hohed Grad wächst ja gar lange fchon auf den 
Grabhügeln der fchmweizerifchen Freiſchaarens. Auch fünne man 
nicht wiffen, „ob nicht früher oder fpäter bald der eine bald der 
andere Kanton, vielleicht fogar die ganze Schweiz, in Lagen 
fomme, wo Freifchaaren mit offenen Armen empfangen werden“. 

Dad am 30. Juli 1847 für eine Anzahl von Ständen in 
Rechtskraft getretene Nachtragskonkordat behufs Ertheilung von 
Heimathrechten an Heimathlofe zur Vollziehung zu bringen, hatte 
der Borort den Großrathäpräfidenten Ken von Thurgau, 
Dr. Steiger von Luzern und Dr. Buffard von Freiburg als 
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Kommiſſarien beſtellt, deren Aufgabe es wurde, für die noch nicht 
eingetheilten Heimathloſen Heimath- und Duldungsrechte zu er- 
mitteln. Mehr Hoffnung als auf das Konkordat und auf die 
Kommiſſion ſetzte man auf die einſchlägige Vorſchrift der neuen 
Bundesverfaſſung. Die Verhandlung über die laufenden Zoll— 
angelegenheiten brachte wiederholt einen Antrag des Kantons 
Teſſin, ſämmtliche auf der Durchfuhr des Salzes laſtenden Zölle, 
Weg- und Brückengelder aufzuheben, zur Berathung; die Mehr— 
heit zog vor, dad Ergebniß der fünftigen Zollzentralifation abzu— 
warten. Dem gewefenen eidg. Staatöfchreiber Dr. v. Gonzenbach 
wurde ehrenvolle Anerkennung für feine Denkſchrift über die 
Handelöverhältniffe zwifchen der Schweiz und Defterreich. 

Nod war ein höherer Beamteter der Eidgenofjenfchaft von 
ariftofratifcher oder Fonfervativer Färbung übrig: Freiherr von 
Effinger-Wildegg, während zweiundzwanzig Jahren pflichttreuer, 
einfichtiger und allgemein geachteter Gefchäftäträger in Wien; 
der Regierung von Bern war er fhon lange mißfällig; es wurde 
daher der erfte Anlaß vom Zaun geriffen, jenen Diplomaten von 
feiner Stelle zu entfernen. Effinger hatte im Frühjahr auf Em— 
pfehlung der öfterreichifchen Staatskanzlei dem ehemaligen dfter- 
reichifchen Gefchäftsträger v. Philippsberg, der fih in Anger 
legenheiten des Sonderbunds bethätiget hatte, zur Reife durch 
die Schweiz nad Stalien einen Paß mitgegeben; in Mailand 
angefommen, wurde Philippsberg unter Zuthun Luvini's ver- 
haftet; man wollte in feiner Sendung etwas gegenüber der Lom— 
bardei Unfauberes entdedt haben; das Gehäflige diefed Umſtandes 
warf man auf den Gefhäftsträger v. Effinger zurüd, und obwohl 
er fih mittelft Berufung auf feine Inſtruktionen zu rechtfertigen 
mußte, war er doch beftimmt, ala ein Dpfer der Zeit zu fallen; 
Kern wurde an feiner Statt zum Gefchäftsträger in Wien er- 
nannt und begab fih am 20. Auguft, unter Vorbehalt freier 
Hand bezüglich feiner Amtsdauer, auf diefen Poften. Bern hatte 
angetragen, die Stelle in Wien aufzuheben und die fchmweizerifche 
Stellvertretung in deutfchen Landen nah Frankfurt zu verlegen. 
Da der Borort es nicht gerathen gefunden, Schritte für Einver- 
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leibung der lombardiſchen Ortſchaft Campione zu thun, ſo blieb 
ſie im alten mißfälligen Verhältniß, obwohl man fand, daß dieſe 
fremde Ortſchaft „To zu ſagen in das Herz des Kantons Teſſin 
geftellt fei®. Früheren Anträgen zufolge wurden die Auslieferungs- 
verträge mit Defterreih und Baden, infoweit fie auch für Aus- 
lieferung politischer Berbrecher angerufen werden könnten, ge 
fündet. 

Wie zu erwarten, hatte ed bei den frühen Klagen der 
deutfhen Nachbarn fein Bewenden nicht. Durh Note vom 
5. Juli führte der badifche Gefandte Beſchwerde, dab feitens 
der Flüchtlinge die feindliche Beunruhigung an der Schweizer 
grenze keineswegs aufgehört habe; vielmehr feien auf der ganzen 
Strede von Muttenz bis Kreuzlingen hinauf an vielen Grenz- 
orten Flüchtlinge geduldet, welche durch öffentliche Verſamm— 
lungen und Berbreitung aufrührerifcher Pamphlete der Fraffeften 
Art die Aufregung in den benachbarten badifchen Gemeinden 
unterhalten, andern Unfuges nicht zu gedenfen; SHeder und 
Weißhaar wurden ald Solche genannt, die fich dabei befonderd 
bethätigen; neuerdings wurde daher die Internirung, überhaupt 
ein folches Einfchreiten gegen die Flüchtlinge verlangt, welches 
für die Zukunft die nachbarlibe Ruhe fichere. Um eben diefe 
Zeit brachte Major v. Liel perſönlich ein durch den Präfidial- 
gefandten v. Schmerling unterzeichnetes Befchwerdefchreiben des 
deutfchen Bundestage® vom 30. Juni nah Bern, in welchem 
Schreiben geflagt wurde, daß feit dem April-Aufftand Heder und 
Genoffen: Heinzen, Mögling, Sigel, Refina, Kaifer und Andere 
den Aufenthalt in den Kantonen Bafel, Schaffbaufen und Thur- 
gau dazu mißbrauchen, einen neuen bewaffneten Einfall in das 
füdliche Deutfchland zu organifiren, weßhalb Auflöfung diefer 
Freifchaaren und Wegweifung ihrer Führer verlangt wurde. Ein» 
läplihe Kommijfionalunterfuchung folgte; der Vorort ließ fih 
Beriht von den Kantonen über die wirkliche Lage der Dinge 
geben. Die Grenzfantone ſchickten Ausweiſe, laut welchen alle 
gerügten oder amgedeuteten Vorfälle als unrichtig oder völlig 
ungefährlich erjchienen, oder gegen jeglichen Unfug gehörige 
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Polizei-Anordnungen getroffen worden feien. Diefe Nechtferti- 
gungen klangen hie und da feltfam, indem 3. B. Aargau eine 
in Caufenburg gehaltene PVerfammlung zugab, aber behauptete, 
daß dabei feine gefährlichen Dinge in Behandlung gekommen; 
man habe fich über die Errichtung eined demofratifchen Vereins 
pund über Militärfachen“ befprochen. Welcher Art Militärfachen 
ſolches geweſen, konnte man aus den im Terte vorgelegenen 
Organifationen und ARundfchreiben des deutfchen Zentralaus— 
Schuffes in Biel vom 27. März und 11. Juni entnehmen. Die 
Kommiffion berichtete im gleichen Geift, wie die Kantonsregie- 
rungen, und im Berlaufe der Verhandlung fiel manch heraus— 
forderndes Wort gegen die deutfchen Behörden, welche übrigens 
befanntlih die fchmeizerifchen Negenten in ihren Noten, Reden 
und Zeitungen zur Sonderbundgzeit ebenfalld nicht gefchont 
hatten. Die Tagfagung ließ beide Klagen ablehnend erwiedern, 
begründet auf den doppelten Umftand, daß der behauptete Afyl- 
mißbrauch nicht verübt worden, gegen einzelne flrafbare Hand» 
lungen aber, wie den Bieler Aufruf zur Bewaffnung, ftrafpoli= 
zeilihes Einfchreiten flattgefunden habe. rei von Bafelland 
benugte auch diefen Anlaß, um die Tagherren und die Zuhörer 
auf Koften Dritter in langer Rede zu unterhalten, in welcher er 
meiffagte, daß ganz Europa große Umgeftaltungen bevorftehen 
und „der Fürften letztes Stündchen“ gefchlagen habe. Mit ihrer 
Aufgabe für einmal zu Ende, vertagte fich die Tagfagung am 
legten Tage des Juli auf den 4. September. 

In Stalien hatte, feit König Karl Albert von Sardinien 
am 23. März; den Bölfern Oberitaliend verfündet, daß feine 
Truppen das lombardifchvenetianifche Königreich betreten „und 
den Schild Savoyens über die italienifche Tricolore halten“ werden, 
der Gang der Ereigniffe ganze Wendung gemacht. Im Laufe des 
Frühjahrs war der Aufitand ein allgemeiner geworden; eine provis 
forifche Regierung in Mailand, von der man anfänglich nicht wußte, 
ob fie zur Republik fih entfchließen oder zu Sardinien halten werde, 
regierte die Lombardei; eine republifanifche Regierung fehaltete in 
Venedig; Radetzky hatte fich in fein Feftungsgebiet zurückgezogen; 
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don Mittel- und Süditalien her waren die kriegeriſchen Schaaren 
zur Befreiung Oberitaliend bis an das Gebirge vorgedrungen 
und hatten unter General Durando Vicenza befebt. In den 
Augen Europa’d war Oberitalien für Defterreich verloren, und 
dortige diplomatifche Kreife hatten fich bereitd mit dem Gedanfen 
vertraut gemacht, menigftend die Lombardei aufzugeben und fich 
auf Wahrung der öfterreichifchen Intereſſen durch einen Handeld- 
vertrag zurückzuziehen. Aber Radetzky war nicht diefer Anficht. 
Er drang auf Berftärfung und erhielt fie. Nugent rüdte durch 
Friaul mit einem anfehnlihen Armeekorps in das weftliche 
venetianifche Gebiet vor und vereinigte endlich, den gegnerifchen 
Dperationsplan vereitelnd, feine Truppen mit jenen Radetzky's; 
Bicenza, wo fich die beiden römischen Schweizerregimenter, gleich 
jenen zu Neapel, tapfer und dienfttreu hielten, wurde genommen, 
das italienifche Mifchheer, welches dasfelbe befeßt gehalten, zer: 
ftreut. Radepfy ergriff dann die Offenfive gegen des fardinifchen 
Königs Heer felbft, warf dasfelbe in den Schlachtentagen ded 
24. und 25. Juli bei Cuftozza, zwang ihn zum Rüdzug, nahm 
am 5. Auguft Mailand durch Kapitulation und zog am folgen- 
den Tag mit 50,000 Mann wieder in diefe lombardifche Haupt- 
ftadt ein, während Karl Albert, dad „Schwert Italiens“ genannt, 
verwünfcht von den national gefinnten Stalienern, mit Schmad 
beladen in das ihm allzu gering geweſene Fleine Reich zurüd- 
fehrte, nachdem er fich durch Waffenftillftand vom 7. Auguft 
verpflichtet hatte, alles außerpiemontefiiche Gebiet zu räumen. 
Diefe Greigniffe waren entfcheidend in mehr als einer 
Richtung: der Schweiz ficherten fie den ungeſchwächten Befig- 
ftand in ihrem italienifchen Gebiet; denn wie die Förderer der 
italienifchen Einheit die Grenze Staliend bis an den Brenner 
hinaufftreden wollten, fo lag ihnen auch die Abficht nicht fern, 
fie bei guter Gelegenheit bi8 an den St. Gotthard und Bern- 
hardin hinan zu erweitern. Diefe Frage war nun außer Berech- 
nung geftellt. Eine andere Folge der Wiedereroberung der Lom— 
bardei durch Defterreih waren die mafjenhafte Anhäufung von 
lombardifhen und andern italienischen Flüchtlingen im Kanton 
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‘dem Aufftande zugemwendet hatten. Auf die Hiobspoſten von Mais 


land ber verreisten eilig der Berner Kantonskriegskommiſſär und 
ein dortiger Kinanzbeamter nach dem Kanton Teſſtn, um von 
Kriegäzeug und Munition, die für die Lombardei beftimmt ges 
weſen, aber noch nicht bezahlt fein mochten, zu retten was mög- 
ih. Die italienifhen Korps im Beltlin (e3 waren die Korps 
von Griffini und d'Aſpice), denen durch die öfterreichifchen Siege 
in der Lombardei der Rückzug abgefchnitten war, rückten mit 
Gepäck und Waffen, mehrere Taufende ſtark, mit 34 Kanonen 
und Haubigen in den Kanton Graubünden ein.* Dort wurden 
fie frei eingelaffen, während einige Wochen früher wenige Tiroler 
Jäger, welche muthmaßlih nur aus Unfenntniß der Grenze auf 
Schweizerboden gefommen, ald Gefangene behandelt und der 
Gegenstand weitfchichtiger amtlicher Erörterungen wurden. jene 
Staliener hieß man „Flüchtlinge“. Der größere Theil diefer 
Korps wurde nah dem Eintritt auf Schweizerboden entwaffnet; 
andere waren glüdlicher, fie behielten ihre Waffen auch auf diefem 
noch, fo eine waadtländifche Freifchaarenfompagnie, die bis Chur 
bewaffnet blieb und auch dort erft in Folge einer Meuterei gegen 
ihre eigenen Offiziere entwaffnet wurde. Einzelne Abtheilungen 
der „Flüchtlinge“ zogen mit flingendem Spiel in die bündnerifche 
Hauptftadt ein, fo 400 Mann am 24. Auguft. Die Offiziere 
trugen ihre Schleppfäbel und ließen ſich durch Milttärmufifen 
feftlihe Ehren erweiſen. Die Mannfchaft ließ man forpsweife 
beifammen und inftradirte fie fpäter in den Kanton Teffin. Die 
von Mailand her in den Kanton Tefjin übergegangenen Flücht- 
linge fchägte man zu 15 bie 20,000 Köpfen; auch unter ihnen 
waren bewaffnete Korps, die dad Schmeizergebiet ald das ihrige 
anfahen. Die Teffiner Regierung und Alles, was italienifh ge- 
finnt, war ob folcher Einwanderung in größter Beftürzung; jene 
bot unverweilt ein Bataillon Milizen auf, erftattete Beriht an 

* Man fand unter denfelben Stüde von Bern, Golotburn und Waadt, 


welche verkauft worden jein jelen, „weil fie nicht mehr das reglementarifche 
Kaliber hatten“, 
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den Vorort und verlangte, daß dasfelbe in eidgenöffifhen Sold 
genommen werde. Der Vorort hatte Grund, die Lage als jehr 
ernft anzufehen, da die Zeffiner und andere Schweizer mit ges 
fährlichfter Heißblütigkeit für die Ummälzung Italiens Partei 
genommen hatten. Der Vorort fand deßhalb eine firenge Ueber: 
wachung jenes Grenzkantons nothwendig. Er fandte Kommif- 
farien dorthin ab zur Sicherung gegen jedes weitere Unterfangen, 
welches der Schweiz hätte Berlegenheiten bereiten können, nament- 
lich zur Verhinderung von allfälligen Einbrüchen in die Lom— 
bardei. Zu foldher Grenzhut wählte er fich denjenigen Magiftraten, 
der am Entfchiedenften von Allen die Ichweizerifche Kriegs- und 
„Auslandspartei®, wie Ochjenbein die allianzluftigen Freunde der 
Staliener genannt, befämpft hatte, den Landammann Munzinger 
von Solothurn, in feinem Begleit den Landfchreiber Kathri von. 
Urferen. Munzinger war gewohnt, die Dinge in ihrer wahren 
Geftalt zu erfaffen und bei ihrem richtigen Namen zu nennen, 
ganz im Gegenfaß feiner Tagſatzungskollegen, die dem mancher- 
fei gegenüber dem Ausland verübten Parteiunfug durh Schön; 
färberei das unfchuldigfte Anfehen zu geben bemüht waren. Ber: 
mochte er den Zweck feiner Sendung nur unvollfommen zu 
erreichen, fo Fonnte es feine Schuld nicht gewefen fein. Mit jener 
Berfügung wurden diplomatifche Schritte bei Defterreich zu dem 
Zwede verbunden, daß dortige Angehörige ungehindert nah der 
Lombardei zurüdfehren mögen. Der Borort verwendete ſich hie— 
für bei dem öfterreichifchen Gefandten v. Kaifersfeld, der in- 
zwifchen in jeine frühere Refidenz Zürich zurüdgefehrt war, mit 
Erfolg. Unter wenig läftigen Bedingungen Fonnten die Flücht- 
linge zurüdfehren. Das erwähnte Einfchreiten ded Vororts war 
um fo nöthiger gewefen, ald franzöfifche Grenzbeamtete jene ita= 
lienifhen Flüchtlinge, welche durch die Schweiz über Bafel nad 
Frankreich ſich zurüdziehen wellten, wenigſtens in erfter Zeit an 
der Grenze bei Bafel zurückwieſen. Als die Kommiffarien in 
Zugano anlangten (15. Auguft), fanden fie dieje Kantonalftadt 
dermaßen mit Fremdlingen überfüllt, daß fie felbft faum Unter: 
fommen finden fonnten. Wie der Vorort verwendeten auch fie 
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fidy für Verminderung des Andrangd. Ihr Amt war ein ſchweres; 
Bandenchefd, unter ihnen Joſeph Garibaldi, wollten fich nicht 
an den Waffenftilftand kehren; Garibaldi führte in nächfter 
Nähe der Schmweizergrenze, am rechten Ufer ded Langenfee’s, den 
Krieg auf eigene Fauft fort; Andere in andern Grenzgegenden. 
&3 wurden auch Klagen laut, daß Herzog Litta und Graf Bors 
romeo in Teffin feit Wochen Mannfchaft gegen Defterreich ge 
mworben. Teffin war in den Augen des öfterreichifchen Kommans 
do’3 in der Lombardei der günſtige Sammelplak für alle jene 
Gegner, die nicht zu friedlichem Vernehmen zurückkehren wollten. 
Feldmarfhall Radetzky trat deßhalb felbft klagend bei der Regie 
rung von Teffin auf (19. Auguft), verlangte ungefäumte Ent: 
waffnung und Entfernung der den feindlichen Echaaren ange- 
hörenden Mannſchaft, Ausweifung der auf teffinifchem Gebiet 
befindlichen: Verfchwörer, Verhinderung oder Beftrafung feind- 
feliger Handlungen, die gegen Defterreich aerichtet wären, unter 
Androhung gänzlicher Verfehräfperre und Zurüdweifung der Tel: 
finer aus öfterreichifch Italien, falls nicht entfprochen würde. Die 
Megierung von Teffin gab befte Ermwiederung, verficherte nament- 
lich, daß die übergetretenen Truppenabtheilungen entwaffnet, dann 
theild nach dem Innern der Schweiz, theild nah Piemont ges 
wiefen worden. Der Vorort, bievon in Kenntniß gefegt, mahnte 
die Regierung von Teffin, Alles zu vermeiden, mas der quten 
Nachbarfchaft zumider wäre, aab hievon auch dem öfterreichifchen 
Gefandten Kenntniß und empfing hinmwieder von diefem Verfiche- 
rungen, daß nichts der Gefinnung Defterreich® entfernter fein 
könne, al® der freien und unabhängigen Schweiz zu nahe zu 
treten. Gegen Ende Auguſt's wurden die Schaaren Garibaldi's 
zerfprengtz fie fuchten nun ebenfalld Unterkunft in Teffin; diefer 
Umftand und theilweife Zurückdrängung der italienifchen Flücht- 
linge von der franzöfifchen Grenze her veranlaßten abermalige 
zeitweilige Anhänfung diefer Fremdlinge auf Teffiner Gebiet; es 
erfolgte dann etwelche Räumung feitend derfelben theild nach der 
Lombardei, theild nah Piemont hinüber. An der lombardifchen 
Grenze vom Teffin hinüber Bid oberhalb Bormio hatte der bes 
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waffnete Widerſtand gegen Oeſterreich aufgehört; von Garibaldi, 
dem verwegenſten aller Bandenführer, hieß es, er habe den Weg 
nach Frankreich eingeſchlagen. Der Vorort entließ unter ſolchen 
Umſtänden die Kommiſſarien am 3. September. Die ſchweizeriſchen 
Kaufleute, welche ſich ſtark bei dem Waffenhandel aus der Schweiz 
her zu Gunſten des Aufſtandes betheiliget, hatten ihre ſympathie— 
volle Geſchäftsthätigkeit für die geweſene aufſtändiſche Regierung 
nur mit dem Schrecken zu büßen, da in Folge dringender Ber: 
wendungen des fchmeizerifchen Generalfonfuld jene Waffen ala 
Privateigenthbum der Inhaber anerfannt wurden. 

Der Kanton St. Gallen hatte fich Jahrzehnte lang, indbe- 
fondere feit 1830, vor Berftößen gegen die verfaffungsmäßige 
Trennung der Gewalten forglich gehütet. Aber in diefen Zeiten 
der Klein- und Großrathöjuftiz, von den Freunden unabhängiger 
Rechtspflege Kabinetsjuftig genannt, follte auh St. Gallen dem 
durch die halbe Schweiz zur Geltung gefommenen Willfürfyftem 
feine Huldigung bezeugen. Die Regierung brachte an den Großen 
Rath den Antrag: über die aufrühreriihen Vorfälle vom Dftober 
1847 in den Gemeinden Bütfchwyl, Schmerifon, Gommiswald 
und Mels Amneftie, in Folge deffen Aufhebung der darüber ge: 
führten fiebenundvierzig Spezialunterfuchungen gegen Zivil» und 
Militärperfonen, fowie der Borunterfuhungen gegen die übrigen 
Militärperfonen unter folgenden Bedingungen augzufprechen: a. daß 
die zum Spezialunterfuch eingeleiteten Beamten drei Jahre lang in 
Ausübung ihres Aftivbürgerrechted eingeftellt ſeien; b. alle in 
Unterfuch gelegenen Perfonen die erlaufenen Prozedur: und Kom— 
miffariatsfoften zu vergüten haben, über deren Betrag die Kriminal- 
fommiljion, im alle des Refurfes der Kleine Rath, zu verfügen 
habe; daß c. jedem der Betheiligten unbenommen bleibe, innert 
vier Wochen „feine befondere Angelegenheit“ der richterlichen Be— 
urtheilung zu unterftellen; d. dem Kleinen Rathe „vorbehalten 
bleibe, gegen die bei dem Unterfuch als betheiliget zum Borfchein 
gekommenen Geiftlihen, Dffiziere und Unteroffiziere, abgefehen 
davon, ob fie an den Nichter gelangen oder nicht, „nad 
Maßgabe der von ihm zu ermittelnden Gefährlichkeit für die 
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Zufunft®*, die Entziehung des hoheitlihen Plazetd und die Ent» 
laffung aus dem betreffenden Offiziersgrade audzufprechen. Freunde 
ded Nechts und der gejeplichen Ordnung fragten fich, woher der 
Große Rath das Recht herleiten fönnte, an des Richters Stelle 
Männer, die vor feinen Richter geftellt worden, in dem wid 
tigften republifanifchen Ehrenrechte, dem politifchen Stimmrecht, 
einzuftellen und dadurd thatfächlich von den durch das Volk ihnen 
übertragenen Aemtern zu entfernen; woher er die Befugniß her- 
nähme, durch die Vollziehungs- und Verwaltungsbehörde Kris 
minalunterfuhungsfoften aufjuerlegen, eine Berrihtung, welche 
nah Geſetz nur der verfaffungsmäßige Richter zu üben hatte; 
woher die Befugniß, mit Umgehung des bürgerlichen Richters 
und der firchlichen Behörden, bepfründete Geiftlihe aus Amt und 
Würde zu vertreiben; woher die Befugniß, Offiziere, mit Um— 
gehung des Militärftrafgefeßes, als angeblid ftrafbar aus den 
Reihen der Milizen zu entfernen. Ohnehin hatte die erwähnte 
Kriminalunterfuhung einen eigenen Gang genommen: die Negies 
rung hatte ihren „Bericht und Anträge® dem Drud übergeben, 
in mehreren Zaufenden von Eremplaren und in zweiter Auflage 
als Flugſchrift im Lande verbreitet; in diefer Flugſchrift waren 
aber die dem Spezialunterfuh unterworfenen Bürger bereits in 
einer Sprache, die von dem üblichen Parteiidiom nicht ferne 
ftand, ald Aufrührer verurtheilt. Die Berathung erhielt daher 
wieder jenen feierlichen Ernft, mit dem die Oppofition in den 
unmittelbar vorangegangenen Jahren in allen erheblichen Fragen 
aufzutreten gewohnt war. Fürſprech Johann Joſeph Müller, bes 
redt, ſachkundig, unabhängig und muthig zugleich, ftellte dem 
Großen Rath den Antrag auf unbedingte Amneflie: dad Ges 
jchehene zu einem Aufruhr zu qualifiziren und nad der Strenge 
der Gefepe zu beurtheilen, fei durch die Umftände nichts weniger 
als gerechtfertiget; jene Oftoberereigniffe feien der natürliche Aus— 
fluß der religiöfen Anſchauung befannter öffentlicher Fragen ges 
weien, von einem Komplott feine Spur; nachdem man fo oft, 

* Berwandtfchaft mit dem Jakobinerthum in Franfreih, deſſen „loi des 
suspects“* durch alle Jahrhunderte hinab eine monftruofe Ungerechtigfeit bleibt. 
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ja in Fällen, die einer Ahndung zehnmal mehr bedürftig ge— 
weſen (Redner zählte die Agitationen, halbe und ganze Aufftände 
und Freifchaarengefchichten allüberall auf), Amneftie empfohlen 
und verlangt, wäre es feitend des Großen Rathes hohe Inkon— 
fequenz, felbe im angegebenen Falle zu verweigern oder mit Zu— 
thaten zu befchweren, die drückender feien ala richterliche Behand- 
lung. Nach Müller trat eine Reihe anderer Redner auf, die den 
Bericht einer lebendigen Kritik unterftellten, fo Guldin, Domdefan 
Greith, Zündt, Saylern, Müller von Schmerifon, Oberft Breny. 
Guldin zeigte, wie er felbit ald Bezirksammann gegenüber der 
Meuterei feine Pflichten für Handhabung der Ordnung beftend 
erfüllt; Zündt, wie fein Bezirk (Oberrheinthal) auch bei diefem 
Anlaß von der Gefeblichkeit ſich durchaus nicht entfernt habe; 
Saylern, wie auch im Bezirk Wyl nichts Komplottartiges vor— 
gefallen; Müller von Schmerifon, einer der am Schwerjten An— 
gegriffenen, daß die ihm gemachten Zulagen durchaus falfch 
feien. Ihnen gegenüber hatten Einzelne, wie Joſeph Hoffmann 
von Rorfchach, jene Ereigniffe mit den fchwärzeften Farben dar- 
geitellt und finftere Komplotte, von denen Parteiblätter fo oft 
gefprochen, ald baare Thatfachen ausgemalt. Hoffmann behauptete 
namentlich mit der ihm eigenen Kedheit: „alle einzelnen Vor— 
fallenheiten im Dftober berubten auf der gleichen verftandenen 
und verabredeten Interlage; man babe mit dem Sonderbund 
verbrecherifche Gemeinfchaft gepflogen und Verbindungen mit 
Aufrührern im Kanton Graubünden angefnüpft zum Umflurz 
der Regierung und der gefeglichen Ordnung im Kanton St. Gal- 
len; die Hauptfchuldigen aber habe man nicht herausgebracht, 
weil man zu fchonend verfahren. Ihnen antwortete Oberſt Breny 
in einer Meifterrede: Bertheidigung bedürfe es um fo weniger, als 
der Große Rath nicht Richter fein könne und folle; auch mwäre 
foldhe auf den Grund der Akten allein möglih. Sei von Am— 
neftie die Nede, fo hätten ganz Andere fie nöthig, als Jene, 
denen fie dermal gefpendet werden follte. Habe Hoffmann bes 
bauptet: man habe nur tie DBerführten, nicht die Führer; im 
ganzen Kanton fei der Landfturm organifirt gewefen, fo fordere 
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er jenen Redner auf, Perfonen und Thatfachen zu nennen, widrigen» 
falld bezeichne er ihn als Verleumder. Warum verfolge man die 
»Fäden“ nicht, wenn man der Sache fo gewiß fei? Gegen Ber- 
faffung und Geſetz fei überall hin durch eine Maſſe von Kom— 
miffarien inquirirt worden; das bedeutungslofe Ergebniß liege 
nun aber vor: das Wahre und einzig Richtige an der Sadıe jei, 
daß allerdings einige Gefegwidrigfeiten vorgefallen, aber durd 
und durch nur in vereinzelten Erfcheinungen, denen jeder innere 
Zufammenhang gefehlt habe. Ein Attentat gegen die Sicherheit 
ded Landes habe daher nicht vorgelegen. Wolle man fih aud 
nur erinnern, daß man früher weit entfernt gewefen, unbedingten 
Gehorfam zu predigen (Erinnerung an die Trotz-Adreſſe nad 
Aarau aus den höchſten Regionen, Klein» und Großräthen *). 
Das Gelärm und das Aufiehen rühre von einer Maſſe von Brief: 
trägen und Spionen, ihren unzuverläffigen, partetifchen und 
dienfigefälligen Darftellungen ber. Ihn perfönlich betreffend, ver: 
wahre er ſich gegen jede Zumuthung irgend einer Komplizität; 
tadelnswerth ſtehe dagegen die Unterfuchungsbehörde da, welche 
feinen achtzehmjährigen Schreiber für nichts und wieder nichts zehn 
Wochen in Haft gehalten, dabei ſechs Wochen lang unverhört 
gelaffen und mit dem weiſen Rath entlaffen habe, ja nicht zu 
fagen.** Der Redner beleuchtete fchließlich auch das angetragene 
firenge Berfahren gegen einzelne Dffiziere, die fih in frühern 
Ihlimmen Zeitläufen. ausgezeichnet bemwiefen haben. Ihm ant— 
worteten Feld, Zingg und Rohrer. Erfterer folgerte aus den viel- 
fach vernommenen Worten: „Stürmen“, „nah ©t. Gallen ziehen“, 
„proviforifche Regierung“, daß die Gefahr eine allumfalfende ge- 
weien, daher alles Einichreiten des Kleinen Rathed mehr ald ge- 
vechtfertiget fei. Zingg meinte, der Aufruhr habe fich über Tau— 
fende erftredt. Rohrer rüdte mit Verdächtigungen aus: die 
Geringeren feien eingeftet worden, die Andern nicht. Man wiſſe 


* Band II, ©. 457 und 458, 

** Mach Langem hatte endlich der Kleine Rath am 14. Aprit beichlofien, 
von einer Einleitung Breny's zur Spezialunterfuchung, wegen Verdachts von 
Hochverrath, zu abftrabiren, 
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ja, daß Breny geſagt: in einem halben Tag habe er den See— 
bezirk beiſammen. Ein Sturm von der konſervativen Seite der 
Verſammlung gegen dieſe Zulage unterbrach den Redner. Er fuhr 
fort: es liege in den Akten vor, daß Breny jene Aeußerung ge— 
macht. Darauf bemerkte Feld: wohl liege jene Aeußerung in den 
Akten, aber fie habe fich nicht erwahrt. Voll Unwillens über Bor: 
würfe erwähnter Art verlangte Joh. Joſ. Müller, daß die Akten 
zur-Berfügung der Mitglieder des Großen Rathes geftellt werden; 
er ergriff noch den Anlaß zu erflären, daß er an der früher be 
Iprochenen Berfammlung vom, 14. Dftober ebenfalld Theil ge 
nommen, laffe fi aber die Nachrede nicht gefallen, daß etwas 
Ungefegliche® an derfelben geſprochen oder verabredet worden; im 
gleihen Sinn Baumgartner. Mit 76 gegen 60 Stimmen wurde 
die nur bedingte Amneſtie befchloffen (2. Auguſt). 

Längſt ſchon war die Plazetirung bepfründeter Geiftlicher 
im Kanton St. Gallen Gegenftand der Einrede feitend der Kirche. 
Auf Deplazetirung waren jedoch die zahlreichen Gegner des Plazets 
nicht gefaßt. Das Verdienft diefer Neuerung gebührt der St. Galler 
Regierung vom Jahr 1848. Bereits war der fatholifche Pfarrer 
Frei in Altitätten in der Form der Plazetentziehung willfürlich 
abgefegt worden; gegen den konkreten Fall wie gegen die Zu— 
läffigfeit folcher Befugniß überhaupt lag eine Rekursſchrift des 
fatholifhen Großrathskollegiums vor. Der Große Rath behandelte 
den Klaggegenftand zugleich mit oben erwähnter Amneftiebedingung, 
welche die auägedehntere Anwendung der Deplazetirung voraus 
fegen ließ. E8 wurde nachgewiefen, daß derlei ausgedehnte Staats— 
gewalt felbft in Ländern nicht geübt werde, welche unbedingt 
jofephinifche Gefepgebung haben, indem überall Entfegungen von 
Bepfründeten nur im Einvernehmen mit der firchlichen Behörde 
gefchehen; im Weitern, daß ſchon gegenüber der refurrirenden 
weltlichen fatholiichen Behörde die flaatliche Kompetenz nicht vor: 
liege, indem der Staatsbehörde durch beftehende Geſetzgebung eine 
mehrere Befugniß nicht zugefchieden fei, al8 jene, durch den Aus— 
ſpruch des Plazets die ftaatliche Zuftimmung zur Wahl zu geben. 
Ein Doktor der Rechte, Landammann Stadler, war nicht verlegen 
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für einen Gegengrund: da die Deplazetirung im Geſetz nicht 
unterſagt ſei, ſo erſcheine ſie als erlaubt; übrigens handle es ſich 
nur um wenige konkrete Fälle und daraus folge noch nicht, daß 
man die fatholifchen Geiftlihen in Maffe von ihren Pfründen 
entfernen werde. Der Rekurs wurde durch die gefehloffene Mehr: 
heit des Großen Rathes abgemwiefen, dad von der Regierung an- 
gedrohte Verfahren gegen Geiftlihe und Offiziere gutgeheißen 
(3. Auguſt). Der Abfepung Frei's folgte feitend der Regierung 
ohne die geringfte Rüdficht auf die bifchöflihe Denkſchrift vom 
18. März diejenige des Pfarrerd Umberg von Flums und des 
Pfarrers Wäſpi von Walde; Pfarrer Fiſcher in Utznach, Pfarrer 
Sped in Benfen, Dompifar Klaus in St. Gallen, Kaplan Hafner 
in Altftätten und Vikar Zürcher dafelbft, Kaplan Zimmermann 
in Meld und Kaplan Stug in Sargand erhielten obrigfeitliche 
Verwarnung mit Androhung gleihmäßiger Deplazetirung, falls 
fie ſich bisheriger Umtriebe ferner fehuldig machen würden (27. Sep- 
tember). Der Span zwifchen der Regierung und dem Bifchof fand 
feine Erledigung durch fpätere freiwillige Refignation der Pfarrer 
Frei und Wäfpi auf ihre Pfründen. In Anwendung des foge- 
nannten Amneftiebefchluffes ftrih der Kleine Rath auch zwei 
Hauptleute ded Kontingented. In diefer Zeit wurde dur die 
Betriebfamkeit radifaler Führer eine wichtige Veränderung in 
fatholifhen Kollaturfachen eingeleitet und durchgeführt. Seit 
1813 ftanden die meiften Kollaturrechte in Folge fouveränen 
Großratböbefchluffes in der Hand des (weltlichen) Tatholifchen 
Adminiftrationdrathed. Seit Jahren war diefe Behörde fonfer- 
vativ befegt, daher man radifalerfeitd ein Ausfterben jener „frei. 
finnigern® Geiftlihen beforgte, mit Hülfe deren wenn nöthig 
ſelbſt Kriege gegen die Fatholifche Minderheit in der Schweiz 
eingeleitet werden fünnen.* Solcher Aenderung im Stande der 
Geiftlichfeit vorzubeugen, griffen jene Radikalen zum Mittel: 
bewußte Kollaturrechte in Aufhebung eines frühern Gefeges un— 
entgeltlich auf die Fatholifhen Kirchgemeinden überzutragen. Un— 
geachtet beharrlichen Widerfpruches der Fonfervativen Katholiken, 
* Band II, ©, 491. 
Die Schweiz. IV. 19 
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welche das Verfügungsrecht dem katholiſchen Rathskollegium vin- 
dizirten, übrigens ſich nicht ungeneigt erklärten, den begehrenden 
Gemeinden die Kollaturen unentgeltlich herauszugeben, ging der 
Große Rath in den Antrag ein und das Gewünſchte wurde zum 
Geſetz erhoben, dad am 10. Auguſt in Kraft trat. Selbftver- 
ftändlih Fonnte für die ehemaligen Pfäferfer Kollaturen, welche 
feit 1838 die Regierung ausübte, feine Ausnahme gemacht mer: 
den. Der Erfolg war der radikalen Klügelei nicht günftig, da 
qutgefinnte Fatholifche Gemeinden bei eintretender Pfarrvakatur 
in der Negel bereitwillig den Rath ded Bifchofes vernehmen. 
In Luzern blieb man bei der Einziehung des Klofterver- 
mögend nicht fiehen. Die früher befprochene Verurtheilung der 
Mitglieder des alten Großen Rathes zu einer Kontribution wurde 
ſechs Monate nachher durch neuen Großrathäbefchluß, vom 11. Aus 
guft 1848, zur Bollziehung gebracht. Er verpflichtete die betrof- 
fenen Großrathömitglieder wegen Berfafjungsverlegung und weil 
fie fih in offene Rebellion gegen das Baterland gejebt, in Ber 
tracht, daß fie den Kanton in große Schuldenlaft geftürzt, daß 
fie zwar nad firengrechtlichen Grundfäßen ftrafrichterlich verfolgt 
werden follten, „ed jedoch weder im Intereſſe ded Kantons noch 
der Beteiligten liegen kann, mit Strafprozeffen eine große Zahl 
von Staatsbürgern zu verfolgen“, Milde und Schonung indeijen 
nicht zum Nachtheile ded Landes eintreten dürfe, eine Gefammts- 
fumme von Fr. 313,500 a. W. zu bezahlen. In dem Beichluffe 
wird dann. jeder Einzelne tarirt nach feiner Schuld oder nad 
feinem Vermögen, oder auch nah dem Grade des Haſſes, den 
er auf fich gezogen, oder nach diefen verfchiedenen Faktoren zus 
fammengenommen: Mazzola zu Er. 20,000, Siegwart zu eben 
fo viel, Dr. Scherer in Hochdorf, der Freund des ermordeten 
Leu, zu Fr. 15,000, fein Bruder zu 10,000, Hautt zu 10,000, 
Zünd zu 8000, Bernhard Meyer, der nichts befaß als feinen 
ehrlihen Namen und eine brodlofe Familie, zu Fr. 1000. Bei- 
gefügt war, wem's nicht gefalle, der möge den Richter anrufen. 
Dr. Kafimir Pfyffer war mit dem Ausspruch nicht einverftanden, 
und hatte den Rath ertheilt, die Sache der Bergeffenheit zu über- 
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geben. Aus dem Wortlaut dieſes und des frühern „Amneſtie⸗ 
Defreted“ glaubten die Betroffenen die Folgerung ziehen zu dür- 
fen, daß fie num jedenfalld des Anklagezuftandes enthoben feien. 
Glücklicher ald die gefeglichen Magiftraten von 1847 waren die 
ehemaligen Quzerner Aufrührer der Jahre 1844 und 1845; auf 
1. November 1851 wurde ihnen die Rüdzahlung der erlegten 
Strafe oder Entichädigungdgelder, im Gefammtbetrage von 
Fr. 270,353. 74 Rp., zugefihert. Auch in andern Dingen 
wurde Reaktion geübt: Preß- und Freifchaarengefeße aus der 
jüngft vergangenen Zeit wurden dur den Großen Rath abge- 
ſchafft oder durch andere erfebt. 

In Wallis wurden die Bemühungen zu Beilegung der 
firhlichen Anftände nach der Abreife Luquet's fortgefegt. Der zu 
der Unterhandlung vom heiligen Stuhl bevollmädhtigte Abt von 
St. Moriz mwied dem Staatdraty am 4. Auguft nit nur fein 
Kreditiv, fondern auch eine Abfchrift der empfangenen Inſtruk— 
tionen vor; denfelben waren folgende Vorſchläge zu entnehmen: 
» Das Bisthum Sitten und die Abtei St. Moriz würden in cin 
Inftitut verbunden, die Abtei St. Moriz zu diefem Behuf ſäku— 
larifirt, der Biſchof aber hätte fünftig ſechs Monate ded Jahres 
in Sitten, fehs andere Monate in St. Moriz zu reſidiren; von 
den Chorherren von St. Moriz würden ſechs bei dem Bifchof 
bleiben, die übrigen penflonirt oder auf Pfarrpfründen verfegt. 
Das Kapitel von Sitten foll auf ſechs Domherren mit der Res 
fidenz Sitten befchränft werden. Die Kollatur der Pfründen von 
St. Bernhard überginge an den Biſchof auf Borfchlag von 
St. Bernhard; es ſetzte dieß den Fortbeftand oder die Wieder- 
herftellung des Stifted auf dem St. Bernhard voraus. Biſchof 
und Kapitel von Sitten erhoben gegen obige Anträge Einwen- 
dung bei dem Großen Rath; der Finanzvorfiand antwortete mit 
Berweifung auf die 1,882,730 Franken Staatsfhuld, die das 
Merk der Geiftlichkeit feizs am 9. Auguft verwarf dann der Große 
Rath einftimmig die Vorfchläge der römifchen Kurie, der Fortſetzung 
der Unterhandlungen unbefchadet, für welche auf dad Minimum 
einer Kontribution von 1 Million Franken abgeftellt wurde; Joris 
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war noch ungnädiger als feine Großrathskollegen; er beantragte 
die Aufhebung der Abteien St. Mori; und St. Bernhard. Das 
Klofter Engelberg, von feiner neuen Regierung um eine „freis 
willige“ Steuer gedrängt, bezahlte eine ſolche im Betrage von 
10,000 Gulden (Luz. W.). Der Große Rath von Schwyz ver- 
fügte am 30. Dftober zu endlicher Bereinigung der vorjährigen 
Kriegs⸗ und Okkupationskoſten, daß diefelben zu gleichen Theilen 
durch den Kanton und das Klofter Einfiedeln zu beftreiten feien, 
eine Verfügung, welche fich letzteres bereitwillig gefallen ließ. 
Diefe freundliche Verfländigung wurde in perfönlicher Unter— 
handlung zwifchen dem Landammann v. Reding und dem Präs 
faten eingeleitet; dem Klofter erwuchs hieraus eine Ausgabe 
von 229,000 Fr. a. W., wogegen es die Zuficherung empfing, 
daß deſſen Bermögen für die Steuern, melde zur- Dedung der 
andern Hälfte der Koften erhoben wurden, nicht in Anfprudy ge— 
nommen werden dürfe. 

Mit der Genehmigung und Einführung der neuen Bunded- 
verfaffung hatte Waadt, für diefen Kanton fein feuriger Gefandte, 
zaudern wollen. Die offiziellen Beweggründe diefed Verhaltens 
hatte er am 27. Juni der Tagfagung vorgetragen; darüber Uns 
zufriedene fahen den Grund anderswo; da fih Drucy nämlich 
wegen der Allianze und Kriegöfrage mit manden politifchen 
Freunden überworfen hatte, folle er nöthig gefunden haben, fih 
unentbehrlich zu machen als Derjenige, von defien gutem Willen 
die Einführung der neuen Bundesverfafjung abhängig fei; denn, 
ohne Waadt ließ fich diefelbe nicht denken. Auf ſolche Weife, fo 
meinten Jene, habe fih Druey den Weg in den Bundesrath 
gebahnt. Eine weniger perfönliche Erklärung ift die, daß Waadt 
überhaupt nicht zentralifationdluftig war und die Traditionen’ von 
1832 und 1833 noch keineswegs vergeffen hatte. 

Ganz abweidhend von dem zögernden Benehmen diefes weft 
lihen Kantons war dad Verhalten derjenigen Stände, welche 
den Kern der annehmenden Mehrheit an der Tagſatzung gebildet 
hatten; das Bundeshaus ſchnell unter Dach zu bringen, ihr ent« 
ſchiedenes Sinnen und Trachten. Zürich, Bern und Quzern nahmen 
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den Vortritt; die Regierung des ftändigen Wororted der ehe— 
maligen Eidgenofienfhaft der XIII Orte befchloß ſchon am 
13. Juli einhellig den Antrag auf Genehmigung des Entwurfs 
mit beigefügter Weifung für die Gefandtfhaft: die Bundesver- 
faffung als verbindlih für die ganze Schweiz erflären und zur 
Einführung fehreiten zu laſſen, fobald zwölf Kantone, welche zu- 
gleich die Mehrheit der ſchweizeriſchen Bevölkerung zählen, ihre 
Zuftimmung erklärt haben werden; der Große Rath ergriff rüftig 
das zweifchneidige Schwert und genehmigte einhellig mit 169 
Stimmen (der Abwefenden zählte man nur 28) Bundesverfaffung 
und Inſtruktion. An jenem Tag (21. Juli) Sprach Zürich's ehe- 
maliger Bürgermeifter, Konrad v. Muralt, für fih und aus dem 
Herzen von Taufenden die denkwürdigen Worte: „Nicht ohne 
Sorge zwar fehe er in die Zukunft, und des Präfidenten Er» 
öffnungsrede fei nicht geeignet geweſen, diefe zu zerftreuen; aber 
er flimme zu der neuen Bundesverfaffung, weil in derfelben alle 
Kantone wieder in Einen Bund, deſſen Beftimmungen ehrlich 
und bieder gehalten merden, vereiniget und dem bisherigen Reich 
der Willfür, das die Umftände nothwendig herbeigeführt, ein 
Ende gemadt merde; mit dem lebhafteſten Wunfche, daß die 
Schweiz nicht durch Verwerfung in vollftändige Anarchie geftürzt, 
fondern daß fie eine noch immer dauernde Weltfrifid mit Ehren 
beftehen werde; in dem guten Glauben, daß die Anzahl Derer 
gering fei, welche in dem jegigen Projeft nur eine Nothbrüde 
über den Rubikon erbliden; in der Hoffnung, daß die neuen 
Behörden mit Kraft und Würde die Neutralität behaupten und 
allen fozialiftifchen Gelüften mit Energie entgegentreten merden; 
in der Hoffnung endlich, daß gegen Alle gleiche Gerechtigkeit und 
Billigfeit geübt und der politifchen Leidenfchaft der Parteien ein- 
mal ein Ende gemacht werde.“ Jene Präfidialrede aber, von 
Alfred Eicher vorgetragen, hatte fih unummunden, wenn nicht 
„für die fofortige, doch allmälige Umgeftaltung der Schweiz, aus 
einem Staatenbund oder Bundesftaat, wie man will, in einen 
Einpeitäftaat? ausgefprochen, fodann im Entwurf alled Material 
für ſolche Unitarifirung der Schweiz nachgewiefen. „Wer follte 
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bezweifeln“, hatte diefer Redner gefagt, „daß nach dem Entwurf 
ein mächtiger Schritt in der Richtung auf einen Einheitsſtaat 
hin gefchieht? wer möchte bezweifeln, daß, wenn die nad dem 
Entwurfe dem Bund auf der einen und die den Kantonen auf 
der andern Seite anheimfallenden Befugniffe gegen einander ab- 
gewogen werden, die Waagfchale nicht etwa das Gleichgewicht 
häft, fondern fowohl betreffend die Zahl ald die Bedeutung diefer 
Befugniffe fich ganz und entfchieden auf Seite des Bundes hin- 
neigt?“ Aus dem Entwurf werde fomit nicht fo faft ein Bund, 
als vielmehr Ein Staat hervorgehen. Bern’d Großer Rath war 
in feiner Maffe gleich entfchieden für die Annahme, die, nad 
dreitägiger Verhandlung, während welcher die Tagfagung eier 
gehalten, am 19. Juli mit 146 gegen 40 Stimmen erfolgte. 
Zwei Parteien ftanden fich bier entgegen, von denen. die eine mit 
dem fehmeizerifchen Umwälzungswerk abfchließen, die andere, an 
ihrer Spitze Stämpfli und Stodmar, ſich deſſen Wechfelfälle für 
eine nach ihren Hoffnungen und Wünfchen ergiebigere Ausbeute 
noch auf einige Zeit vorbehalten wollte. Bemerkenswerth ift, daß 
diefe Minderheit, deren Häupter fich font vorzugsweiſe als gute 
National-PBatrioten vor dem Volk geltend machten, nun in ihrer 
DOppofition der Rantonalität fröhnten und die Verlürſte heraus- 
ftrihen, die den Berner Finanzen in Folge des Entwurfes auf: 
erlegt werden, für ein Werf, das ohnehin nicht genug politifche 
Fortfehritte enthalte. Für den Fall der Annahme durch die Mehr: 
heit gaben fie übrigens durch ihre Preſſe die Berfiherung, daß 
fie gegen die Einführung feinen Widerftand erheben, fondern 
gegentheild beftrebt fein werden, dad „wenige“ Gute, das in der 
Bundesverfaffung enthalten, möglihft fruchtbar zu machen. Der 
Mehrheit aber warf die Partei Stämpfli vor: fie habe unwürdige 
Mittel für die Annahme in Bewegung gefegt, im Falle der Vers 
werfung mit erneuertem Rücktritt Ochfenbein’d gedroht, dabei 
goldene Berge verſprochen, dem Einen Bern ald Bundesfig in 
Ausſicht geftellt, einem Andern mit der polytechnifchen Schule 
und der fchmeizerifchen Hochichule den Mund wäfferig gemacht, 
dem Dritten großartige Bundesunternehmungen, wie die Ent 
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fumpfung des Seelandes, verheißen; politifh genommen fei die 
jetzige Mehrheit doch nichts Anderes als die „Eonfervative“ Pha- 
lanr, fomit das Gefchehene nur der Anfang einer „Reaktion“. 
Eben fo raſche Gutheißung war fchon früher von Seite des 
Großen Rathed von Quzern erfolgt. 

Der Große Rath von Genf genehmigte, gegen zwei einzige 
Stimmen. In Solothurn gefhah ſolches, ohne Diskuſſion, durch 
80 von 91 Stimmen (20. Zuli); unter den Berwerfenden fanden 
fih frühere Standesgefandte aus der Dreißigerzeit, fo Viktor 
Glug-Blogheim und Dürholz. Die angetragene Theilnahme der 
niedergelaffenen Schweizer bei der Bolfsabftimmung wurde ab- 
gelehnt. Ein fonfervatives Blatt in Solothurn, das „Echo vom 
AJura®, ſchrieb für die Verwerfung: wegen drohenden Ueberge- 
wichtes der Proteftanten über die Katholifen bei Belegung des 
Bundesrathes und des Bundesgericht, megen mangelnder Be— 
flimmungen über den Bundesfis (die Bundesftadt follte nament- 
li verpflichtet werden, allen Mitgliedern des National- und des 
Ständerathes unentgeltlich Quartier zu geben); ferner wegen der 
Zentralifationen im Militärwefen, die in der Folge mit der Land— 
plage eines ftehenden Heeres gleichbedeutend fein werden; wegen 
des Berbotes der Militärfapitulationen, und endlih mit Hin- 
weifung auf die ungeheuern Ausgaben, mit welchen die Schweiz 
bedroht fein werde (Beamtenbeer und Verwandtes). 

In Appenzell A. R. genehmigte die Oberbehörde beinahe 
einhelig, mit Grlaffung einer empfehlenden Rathaproflamation 
ju Handen der Landsgemeinde; noch im Sommer 1847 hatte 
diefer Halbfanton von der Bundesrevifion nichts wiſſen wollen ; 
allein der folgende Winter hatte unter der regften Theilnahme 
von Appenzell A. R. treibhausmäßig die Pflanze zur Reife ge- 
draht. Der Landratb von Bafelland fertigte das Geſchäft in 
weniger ald einer halben Stunde dur beinahe einhellige An— 
nahme ab. Der Große Rath von St. Gallen genehmigte mit 113 
gegen 17 Stimmen; nur zwei Mitglieder fprachen: Baumgartner 
begründete feine Zuftimmung auf die gefchichtliche Entwidelung 
. der Bundesverhältniffe, aus welcher fih Zuftände ergaben, welche 
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über die Kantonalexiſtenz nach älterer Auffaſſung bereits den 
Stab gebrochen haben. Dabei ließ der Redner nicht unberührt, 
daß nah feiner Anſchauung die neue Stellvertretungsweiſe der 
Kantone diefen die nöthigen Garantien für Erhaltung ihrer Rechte 
nicht darbiete; der Ständerath fei ein großer Name, werde aber 
faum feiner Beftimmung entfprechen; ein wahres Gegengewicht 
gegen den Nationalrath und eine volle Sicherheit für den Aus— 
drud eines fantonalen Botums hätte man nur finden können in 
der Vorlage aller wichtigen allgemeinen Befchlüffe ded National 
rathes an die Kantone, damit fie in kurzer Friſt mit Ja oder 
Nein darüber abflimmen. Regierungsrath Falk, der Neftor der 
Berfammlung, hielt den ftaatenbündlichen Standpunft feft: wahres 
Bedürfniß der Abänderung fei nicht vorhanden; mit dem bis- 
herigen Bundesvertrage habe man ſich felbit gegenüber dem 
Sonderbund zu helfen gewußt; ein neuer Zuftand, mie ihn der 
Entwurf der Bundesverfaffung bringe, fei unannehmbar, weil 
er die Kantone ihres fchönften Flores beraube, fo zwar, daß fie 
im Grunde nichts mehr fein werden, ald große Verwaltungen; 
von allen Regalien bleibe ihnen nichts mehr übrig ald das Salz. 
regal; von den übrigen wichtigften Attributionen der Staats» 
hoheit behalten fie bloß die unheimlichften, Juſtiz und Polizei, 
Stod und Galgen. Die Frage, mie es zu halten, wenn nicht 
alle Kantone beiftimmen, ließ der Große Rath ungelöfet, nur 
gab er der Gefandifchaft den vorfichtigen Auftrag, für den Fall, 
daß fich bei der Einführung der Bundesverfaffung Schwierigkeiten 
ergäben, neue Inſtruktionen einzuholen. Eine Empfehlung an 
das Bolf hätte man gerne mitlaufen laffen; allein zu großer 
Erbeiterung der Berfammlung vernahm fie, der Kleine Rath habe 
fich über den Inhalt einer ſolchen nicht verftändigen können. Aar- 
gau’d Großer Rath genehmigte mit 172 gegen 5 Stimmen, jener 
von Graubünden einftimmig nad furzer Kommiffionalprüfung; 
dabei befchloß er eine dringende Empfehlung an das Volk, immers 
hin unter offener Hinmweifung auf die unvermeidlichen materiellen 
Nachtheile für den Kanton. Auch Schaffhaufen, Neuenburg, Bafel- 
ſtadt und Glarus nahmen beinahe einhellig an; in letzterm Kanton 
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hatte die Haushaltungskommiſſion den glücklichen Fund gemacht, 
daß der Kanton bei der Zentraliſation der Zölle und Poſten 
muthmaßlich gewinnen, in Beziehung auf das Militärwefen 
„weder gewinnen noch verlieren“. werde. In Thurgau ebenfalls 
Annahme ohne Schwierigkeit; doch hatte in diefem Kanton ein 
Mitglied die Klage gewagt, daß nicht unbedingte Gewiſſens⸗ und 
Lehrfreiheit gewährt werde. Der Große Rath von Zug zeigte 
“ unbedingte Willfährigfeit mit 37 gegen 20 Stimmen, hatte fich 
jedoch an feinem Souverän verrechnet. Spät erft gingen Waadt 
und Teſſin an die Arbeit, jenes am 24. Auguft mit 140 Stime 
men gegen 12 annehmend, der Große Rath von Teffin dagegen 
am 26. gl. M. den ftaatsräthlichen Antrag für Genehmigung 
mit 93 gegen 27 Stimmen verwerfend, eine Verwerfung, die 
am folgenden Tag in eine bedingte Annahme umgewandelt wurde; 
der Große Rath hielt nämlich die im Entwurf zugeficherte Zolls 
entfchädigung nicht für genügend zur Sicherung feiner materiellen 
Intereſſen und mollte fih demnach ausnahmameife Behandlung 
fihern; bei der Berathung rief einer der Unzufriedenen, Groß- 
rath Galli: „es wird vielleicht die Zeit kommen, wo wir und 
erinnern werden, daß wir Staliener find.“ Zuverläffigere Bereit: 
willigfeit zum Eintritt in die neue Schweiz bethätigte der Große 
Rath von Wallid mit 70 gegen 7 Stimmen. 

In Eemmer Stellung waren die neuen Regierungen der 
Urfantone. Ihre Verwahrung im Ernfte geltend zu machen, fam 
von feiner Seite in Anregung, und eben fo wenig erlaubte die 
Rüdfiht auf ihr Volk den Ausfpruch einer Genehmigung, welcher 
durch die öffentlihe Stimme als politifcher Selbftmord hätte er- 
klärt werden mögen. Der fantonsräthliche Beihluß von Schwyz 
lautete im Wefentlichen: da die Kantone der Eidgenoſſenſchaft 
fih dur einen Vertrag (vom 7. Auguft 1815) verbunden 
haben; da durch den Entwurf diefed Bertragsverhältniß 
fo wie die weſentlichſten Souveränetätsrechte der Kantone auf: 
gehoben worden; da aber der Kantondrath von Schwyz in Felt: 
haltung des föderalen Prinzips eine Grundbedingung für die 
Wohlfahrt der Schweiz erblide; da neben diefen Erwägungen, 
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allfällige Vorzüge des Projektes nicht maßgebend ſein können, 
der Kantonsrath ſich vielmehr verpflichtet erachte, für Wahrung 
der Souveränetätsrechte zu ſorgen: ſo ſei der Entwurf ohne 
Empfehlung zur Abſtimmung dem Volke vorzulegen. Solche 
Schlußnahme ſtand einer Verwerfung ſehr nahe; doch war ein 
Antrag auf förmliche Berwerfung in Minderheit geblieben; ebenſo 
ein anderer für Annahme. Die übrigen Urfantone und Appenzell 
SR. hatten feinen Grund, ein Mehreres zu thun ald Schwyz. 
Diefe Ueberficht fchließt mit Freiburg. Ueber die demofra- 
tifche Zegitimität dortiger Regierung find die nöthigen Aufichlüffe 
fchon gegeben. Der Große Rath ufurpirte ohne Bedenken die 
Staatsallgewalt auch in Bezug auf die Bundesverfaffung. Nach» 
dem im Großen Rath 51 gegen 6 Stimmen die Annahme aus» 
gefprochen hatten, -erfannten 41 gegen 15,-daß diefe Genehmigung 
Namens ded Bolfes, alfo trob des Volkes, Geltung haben, die 
Bundesverfaffung ihm nicht zur gutfindenden Annahme oder Ber- 
werfung vorgelegt werden folle. Alle Ariftofratie der frühern 
Zeiten ift durch diefen Akt der Freiburger Einundvierzig gründlich 
übertroffen und an den Schatten geftellt. Diefer gleiche Große 
Rath Hatte kurz vorher (4. Juli) keinen Anftand genommen, „in 
Erwägung, daß ſchon im Jahr 1781 und in den folgenden Jahren 
der Kanton Freiburg verfucht habe, eine defpotifche Herrfchaft (un 
rögime oppresseur) zu ftürjen; daß damals das Patriziat, wi: 
in einer neueren Zeit die Theofratie, über die Ruinen der öffent- 
lihen Freiheiten triumphirt habe; daß damals eine große Zahl 
ergebener Bürger für die Rettung des Baterlandes mit Vermögen, 
Freiheit und Leben eingeflanden find; daß die regenerirte Republik 
jet diefe edle Hingebung anzuerkennen, das Andenken an jene 
Dpfer zu rehabilitiren und ihren Nachkommen volle Genugthuung 
zu geben habe“, — zu befchließen: daß Peter Nikolaus Chenaug, 
J. P. Racaud, 3%. X. U. Caftella * nebſt achtzehn andern Ge— 


* Großvater des Staatsraths Andreas Gaftella, Mitglieds der Freiburger 
Regierung von 1848. Es liegt außer unferer Aufgabe, den Aufftand vom Jahr 
1781 zu befchreiben. Bishin war es biftorivgraphifches Herfommen, feine An: 
ftifter und Häupter zu vergöttern. Wir haben einen aufmerkſamen Blid geworfen 
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nannten und übrige Beiheiligte „fi um das Vaterland verdient 
gemacht haben®. 

In allen übrigen Kantonen, feinen einzigen ausgenommen, 
gelangte der Bundesentwurf an das Volf, unter Beeilung von 
Seite ſolcher, die auch die Behandlung in den Räthen felbft 
gefördert hatten. Das Ergebniß ift viel ungünftiger ald der Ent- 
fheid der Land« und Großräthe. In manchen Kantonen war die 
Theilnahme verhältnißmäßig gering; in Zürich betheiligte fich nur 
ungefähr die Hälfte, im Kanton Bern vollends nur der ſechste 
Theil der Stimmfähigen; in Solothurn blieben die Stimmenden 
ebenfall® unter der Hälfte, und die Annahme erklärten bei einer 
Anzahl von 15,011 Stimmfähigen nur 4599; günftiger dagegen 
ftehen die Ziffern im Aargau und im Thurgau, in erfierm Kan- 
ton wohl nur deßhalb, weil die Stimmgebung bei einer Buße 
von 1 bis 4 Schweizerfranken geboten ift, in St. Gallen nicht 
ſehr hoch trog der Guldenbuße gegenüber jedem ungerechtfertigt 
Abweſenden, welche Buße Schaffhaufen anläßlich auch bei fich nur 
einführte. Aus den fouveränen Gemeinden von Graubünden er- 


in den auf Befehl der damaligen Regierung veröffentlichten „Bericht von der 
verrätherifchen Zufammenrottung, welche wider die Stadt Kreiburg zu Anfang 
des Maimonathd 1781 ausgebrochen, von dem Großen Rath öffentlich bekannt 
gemacht, nach den Ausfagen der Schuldigen in ihren gerichtlichen Verhören, und 
nah dem Inhalt der fchriftlichen Arkunden, die er bei Handen hat; Freiburg 
bei Piller; 1781". Während Zichoffe in feinen „Schmeizerfands Geſchichten“ 
den Chenaux ald einen in allen Rüdfichten ausgezeichneten Mann fchildert, 
zeichnet ihn der genannte amtliche Bericht ald ein durch und durch verfummenes 
Subjekt, das felbft gegen feinen Vater die nächften Sohneöpflichten zu erfüllen 
unterlaſſen habe. „Caſtellaz“ wird im gleichen urkundlichen Aktenftüd ein „Hoch 
müthiger, ehrjüchtiger, rauer und bösartiger Mann“ genannt. Unter den vielen 
Vorgaben, durch welche die damaligen Infurrektionshäupter und ihre Helfer dis 
Volk der „alten Landſchaft“ zum Aufftand getrieben hatten, war auch die, daß 
feitend der Stadt-Obrigfeit „die Heilige katholiſche Religion in Gefahr ftehe“, 
weil (ohne allen Zweifel auf Empfehlung der Regierung) Papft Pius VI. einige 
Felertage abgefchafft oder auf Sonntage verlegt hatte; ſolche und ähnliche Dinge 
haben gewiß Julian Schaller und feine Freunde dem Großen Rathe von 1848 
nicht erzählt. Chenaux entging übrigens der Hinrichtung, indem ihn einer der 
Seinigen im Lanfe des Aufftandes ermordet hat, 
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gaben fih 54 annehmende gegen 12 verwerfende Nepräfentanz- 
flimmen, ohne Meldung der wirklichen Zahl der flimmenden Bür- 
ger. Offizielle Bedenken von fatholifch-firhlicher Seite ließen fich 
nur ein paar vereinzelte vernehmen, fo feitend der Geiftlichkeit 
des Kapiteld Baar im Kanton Zug, und auch außeramtliche Ein- 
wirkung der fatholifchen Geiftlichkeit auf die Abftimmung if, in 
Kolge der empfindlichen Eindrüde der Kriegsereigniffe, gänzlich 
unterblieben, im Gegenfaß zu deren Haltung in früheren Jahren. 
In einzelnen Mittellantonen fiimmte dad Volk bereitwillig und 
ohne alle Rüdgedanken zur Annahme, in verhältnigmäßig weit 
größerer Zahl als in den Kantonen von mächtigerem Umfang. 
In Glarus war die Annahme ein vaterländifches Felt der Lande- 
gemeinde; diefe war, 3500 Männer ftarf, doch immerhin weniger 
zahlreich als eine gewöhnliche Landdgemeinde, fo entjchieden ge— 
ftimmt, daß Gegner faum zum Worte fommen konnten, während 
die Vertheidiger des Entwurfes duch ein febhaftes „Unterftügt! « 
belohnt wurden. Der Landammann Senny, Borftand der Ber 
fammlung, hatte am Schluß feiner Eröffnungsrede die hoffnungs- 
vollen Worte gefprochen: „Der freie Glarner darf hoffen, daß 
mit Annahme der Bundesakte durch Glarus die lieben Mitftände 
von Appenzell und Zug und vielleicht noch einer der Kantone 
für das große Werk der Schliefung eines neuen Bundes unter 
den Eidgenoffen gewonnen werden könnten; darum gehe Glarus 
muthig als erfter rein demofratifcher Kanton voran“ (13. Auguft). 
Bei der Abftimmung erhob ein Einziger die Hand zur Berwerfung ; 
ein Hoc, des Landammannd zu Ehren der Eidgenoflenfchaft ſchloß 
den Souveränetätsaft. Der gehoffte Einfluß diefer Schlußnahme 
auf andere demofratifhe Kantone ging nur theilmeife in Erfül- 
lung, in Appenzell A. R., dieß ungeachtet einer Fonfeffionellen 
Schwierigkeit; folche lag im Artikel 44 über die freie Ausübung 
des beidfeitigen chriftlichen Kultus. Die bezüglichen Einwendungen 
der Gefandtfchaft find oben gemeldet. Die Obrigfeit ermangelte 
nicht, jenen Kultusartifel mit folgenden Worten zu empfehlen: 
„Haben wir auch ferner nicht dazu mitgewirkt, daß die Ausübung 
des hriftlichen Kultus, entgegen unfern bisherigen Gewohnheiten, 
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überall in „der Schweiz frei fein foll, fo fünnen wir dem Wunſch 
unferer Miteidgenofjen nachgeben, auch den Angehörigen des fatho- 
liſchen Glaubensbekenntniſſes, falld es, was wir bis jept nicht 
vorausfehen, nothwendig werden follte, den Gotteädienft in unferm 
Sande zu geftatten.“ Alfo befhwichtiget, nahm die Landagemeinde 
willig und mit großer Mehrheit an. Das Bolf in Zug dagegen 
verwarf mit 17830 gegen 803 Stimmen, gab alfo der neuen 
Dbrigfeit ein verdientes Mißtrauensvotum und leiftete den Ber 
wei, wie wenig ſich demofratifche Völker durch zudringliche Ein- 
miſchung für Beftellung ihrer Behörden die Köpfe zurechtfehen 
laffen. Bier Annehmende in Walchwyl hatte der Volkswitz „die 
vier legten Dinge* genannt. In Wallis erlebte man bei der 
Volksabſtimmung die gleiche Erfcheinung, dann wieder den alten 
Gegenfag zwifchen Ober- und Unterwallid, und überhin, nach der 
Zahl der Stimmenden zu bemeffen, eine geringe Theilnahme. 
Die Landsgemeinde von Uri verwarf mit etwa 1000 gegen 30, 
kne von Nidwalden mit ungefähr 1200 gegen 500 Stimmen, 
die von Obwalden einhellig, doch mit dem befchmwichtigenden Zu: 
fag, daß fie fih der Einführung gleichwohl unterziehen werde. 
Auch die Landsgemeinde von Appenzell-Innerrhoden verwarf in 
überwiegender Mehrheit, mit dem Nüdgedanfen übrigens, fpäter, 
den Umftänden nachgebend, der neuen Bundeöverfaflung gleich- 
wohl ohne Zögern fich anzufchließen. Im Kanton Zeffin hatte 
der Staatörath die vom Großen Rathe befchlofjene, nur bedingte 
Annahme an das Volk gebracht; aber auch diefe wurde in 25 
von 38 Kreifen verworfen, nur von 11 gutgeheißen; zwei Kreife 
haben nicht geftimmt. Noh ein Wort von Luzern: hier erlaubte 
ih der Große Rath eine Abftimmungsweife, die in allen neuen 
Demofratien der Schweiz längft zum Gegenftand der Mißbilli— 
gung und des Spotted geworden, in den alten gar nicht vor- 
kam. Einer Berwerfung durd das Volk gewiß, befhloß er, die 
ohne Entfchuldigung Abwefenden ald annehmend zu zählen. Da 
nun der Berwerfenden 11,191, der timmend Annehmenden nur 
ungefähr 6000 waren, fo half alle Ausſchmückung des wirklichen 
Grgebniffes nicht: eine ftarfe Mehrheit hatte thatfächlich verworfen, 
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Und wieder verfammelte fich die Tagfagung (4. September) ; 
fie ließ fi einen Kommiffionalbericht vorlegen über die Ergeb- 
niffe der Abftimmung und vernahm aus demfelben: der ſtimm— 
fähigen Bürger in der Schweiz mögen im Ganzen 437,103 fein, 
von denen ſich beiläufig 241,642 bei der Abftimmung betheiligt 
hätten. Um ſolches eben nicht ungünftige Ergebniß zu erhalten, 
zählte die Kommiſſion nicht nur Luzern wie dortige Regierung, 
fondern au) die Bevölkerung Freiburg ald annehmend hin- 
zu, dagegen freilich jene von Zeffin ald verwerfend, und er- 
mittelte in folder Weife: ungefähr 169,743 WERNE gegen 
71,899 Berwerfende. 

Nah Kantonen und Stimmenden gewinnt man folgendes 
Abflimmungsergebniß: | 
; angenommen: | verworfen: 


Sm Kanton Züri we 25,119 2,517 
» » Bern > 10, 972 3,357 
» » Luzern ».1 15,890 11,121 
» »  Solotbum , | 4,599 2,834 
>» Bafelfldt „ | 1,364 186 
»  »  PBalellan „ | 3,669 431 
» » . Schaffhaufen „ 4,272 1,107 
r » St. Gallen „ 16,893 8,072 
» » Margau » 20,699 8,744 
>» 2 Traum | 13,384 2,054 
» » Waadt » 15,933 3,535 
» » Neuenburg » 9,482 304 
» » Genf » 2,984 653 

140,862 44,915 
Hiezu fommen aus den Kantonen, 
welche in Mehrheit verworfen 
haben: 
von Schwyz 1,168 3,454 
» Zug 803 1,780 
» Wallis 2,751 4,171 


145,584 54,320 
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©o. weit reihen die audgemittelten Ziffern. Zu den Anneh— 
menden hat man noch zu rechnen die Bürger von Glarus, Appen- 
zell A. R. und Graubünden, zu den Berwerfenden jene von Uri, 
beiden Unterwalden, Appenzell J. R. und Teſſin, da beide Klaffen 
gar nicht oder nur ungenau gezählt worden find. Endlich fommen 
von den Annehmenden in Luzern ungefähr 9890, die gar nicht 
geitimmt haben, in Abzug, fo daß fich die Zahl der wirklich An- 
nehmenden diejed Kantons zu 6000 gegen 11,121 Berwerfende 
ftellt. Freiburg fällt ganz außer Berechnung, da das Volk zur 
Stimmgebung nicht zugelaffen worden. Immerhin ging aus der 
Zählung ald unzweifelhaft hervor, daß die Mehrheit der ftimmen- 
den Schweizerbürger und ebenfalld eine Mehrheit von Kantonen 
angenommen habe, endlic, daß die annehmenden Kantone eine über- 
wiegende Mehrzahl: der fchmeizerifchen Geſammtbevölkerung reprä⸗ 
jentirten. Nachzutragen ift, daß eine große Zahl Niedergelaffener 
in den Kantonen Bern, Solothurn, Bafel und Graubünden, 
ganz unberechtiget und ohne irgend wie durch die Behörden bes 
rufen worden zu fein, von ſich aus eine Abftimmung vornahmen ; 
das Ergebniß derfelben wurde von der Tagſatzung nicht berüd- 
fichtiget. | 

Es folgte der Beichluß der Tagſatzung vom 12. September, 
welcher die neue Bundesverfafjung als förmlich angenommen und 
ald Grundgefeb der fchmweizerifchen Eidgenoffenfchaft erklärt hat. 
Die Frage, ob der Beitritt aller Kantone ald nothwendig zur 
Einführung anzufehen fei, wurde mehr nur vorübergehend, ale 
gründlih und aus dem rechtlichen Standpunkt erörtert ; die That- 
fachen hatten ſchon zu weiten VBorfprung gewonnen und die vor- 
zunehmende Einführung wurde von Niemanden beftritten. jener 
Beihluß wurde mit allen Stimmen gefaßt, ohne Uri, Schwyz, 
Unterwalden und Zug, dann Bafelland und Appenzell J. R. 
Die Urkantone mit Appenzell 3. R. erflärten, daß fie aus reli- 
giöfen, politifhen und finanziellen Gründen verworfen haben, 
daher zu den Bollziehbungsmaßnahmen nicht mitwirken können. 
Für Zug mar diefer Bann gelöfet, nachdem die Mehrheit der 
Stände fih ausgeſprochen Die Gefandtihaft von Bafelland 
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war über die Frage der Vollziehung ohne Inſtruktion ge- 
blieben. 

Unmittelbar nad der feierlichen Abftimmung (12. Septem- 
ber) verfündeten 101 Kanonenfhüffe in Bern und Freudenfeuer 
auf Bergen und Hügeln weithin durd alle Gegenden des äußeren 
Schweizerlandes bis an die Geftade des Bodenfee’3, daß die 
Schweiz in eine neue Lebensperiode eingetreten. Die Urfchweiz ſah 
in der Stille zu. Die Tagfagung erließ einen zweiten Ausfüh- 
rungsbeſchluß. Sie beflimmte die Zahl der Mitglieder, melde 
jeder Kanton in den Nationalrath zu wählen habe; auf der Ta- 
belle fehen wir Bern mit 20, Uri mit 1 Abgeordneten angegeben, 
die übrigen Kantone mit Mittelzahlen größer oder kleiner je nad 
der Bevölkerung ; Total der Mitglieder 111. Den Kantonen blieb 
für die erfte Amtsperiode überlaffen, die ihnen zuftehenden Wahlen 
nad Ermeffen in einem oder in mehreren Wahlfreifen vornehmen 
zu laffen. Sie wurden angemwiefen, die Abordnung in beide Räthe 
mit Beförderung zu beftellen; auf den 6. November wurden dies 
felben nah Bern einberufen, wo die vorörtlihe Behörde ihnen 
die nöthigen Sigungslofale anzumweifen hatte; für die Mitglieder 
des Nationalvathes wurde ein Taggeld von Fr. 3 nebit Poftgeld- 
entfhädigung angefegt (Beihluß vom 14. September). Diefed 
Taggeld hatte eifrige Verhandlung hervorgerufen; man ftritt 
über mehr oder minder, fah in hohen Taggeldern dad Wahrzeichen 
der Demokratie; mit niedrigen Entfchädigungen leifte man nur 
der Ariftofratie Vorſchub; „es fei (aber) zu wünfchen, daß auch 
Arbeiter und Leute aus der Mitte des eigentlichen Volkes in den 
Nationalrath gewählt werden, da aus den Maſſen nicht felten 
die wahre praftifche Lebensweisheit hervortrete und ihre gefunden, 
nüchternen Grundſätze der Berbildung gegenüber geltend mache.“ 
Die fo ſprachen, hatten 10 Franken angetragen. Dem britifchen 
Gefhäftsträger Robert Beel, welcher in einer Privataudienz den 
Bundespräfidenten angefragt, ob die Eidgenofjenfchaft nicht Wil- 
lens fei, die neue Bundesverfaffung den Großmächten zur Ge 
währleiftung vorzulegen, gab der Bundespräfident Funk die 
verdiente verneinende Antwort; die Gewährleiftung der Bunded- 
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verfaffung liege einzig in dem Zutrauen des fchmweizerifchen 
Volkes. 

Der Tagſatzung waren noch andere Geſchäfte beſchieden. Der 
Regierung von Genf und ihren Getreuen war die Unbill ange— 
than worden, daß lithographirte Militärformularien, welche aus 
der Kanzlei des eidgenöſſiſchen Kriegsrathes hervorgegangen und 
an die Militärverwaltungen aller Kantone verſendet worden, mit 
den Namen weltlicher und felbft geiftlicher Honoratioren ausge— 
füllt worden; auch „Fazy, James“ fehlte nicht darauf. Die Tag- 
fagung ſprach über die Buberei einhellige Mipbilligung aus. 
Dufour gab feinen allgemeinen Bericht über „die Bewaffnung 
und den Feldzug von 1847° ein, mit Bemerkungen über die im 
Heerweſen wahrgenommenen Gebrechen. Die Tagfapung beftimmte 
die Unterflügungen für die im Sonderbundäfriege Berftümmelten 
oder Erkrankten, dann für Wittwen und Waifer oder andere 
nächfte Verwandte der im Dienfte Gebliebenen zu 40 bis Fr. 300 
für jeden Unterftügungs-, beziehungsweife Penfionsfall und wies 
zur Zahlung für das Jahr 1848 Fr. 40,000 an; die bleibende 
Regelung der Penfionen wurde einem fpätern Zeitpunfte «vorbe- 
halten. Jene Fondsanweiſung wurde felbfiverftändlih auf die 
Militärs befchränft, welche dem Tagfagungsheer angehört hatten. 
Ald Grundkapital, aus deffen Zinfen die Unterftügungen zu be— 
ftreiten, wurden die Bußengelder von Neuenburg und Appenzell 
ER. (Fr. 315,000), für etwaigen Ausfall die Kriegskaſſe an— 
gewiefen. Die im Feldzug Gefallenen, Berwundeten und Erfrant- 
ten wurden bei diefem Anlaß zu 690 Individuen angegeben. Die 
Zagfagung übernahm zu Laſten des Bundes die den Kantonen 
Graubünden und Teflin aus der jüngften Grenzbejegung erlaufenen 
Koften, ſprach auch die Geneigtheit zu Beiträgen für die Unter 
haltung der zahlreichen italienischen Flüchtlinge aus, welche bei 
jenem Anlaß in den Orenzfantonen und weiter einwärtd Aufe 
‚ nahme gefunden hatten, und verordnete die Inventariſirung des 
ihnen abgenommenen Kriegsmateriald®. Das Leptere lag dem Ges 
fandten von Teffin (Luvini) nicht recht; er hätte vorgezogen, 
daß dieſes Gefhäft den Regierungen der Grenzkantone allein 
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überlaffen worden wäre. Graubünden verwahrte allfällige dortige 
Rechtsanſprüche auf jene Waffen. 

Uber die höchſt unkluge Betheiligung der Teffiner und ihrer 
weftlichen Freunde bei dem italienischen Krieg follte der Tagfagung 
noch ganz andere Mühen und Berlegenheiten bereiten. Feld— 
marſchall Radetzky, öfterreichifcher Oberbefehlhaber in der Lom— 
bardei, war mit dem, was die Regierung von Teſſin fchrieb und 
that, nicht zufrieden und fah die Sachen ganz anderd an, al 
der Borort in jenem Zeitpunkt, in welchem er die Kommiffarien 
entlaffen zu fönnen glaubte. Radetzky flagte bei der Regierung 
von Teffin wieder unter'm 1. September: daß die zwei Dampf: 
boote auf dem Langenſee, deren ſich Garibaldi bemächtiget, 
für feindielige Zmwede auf teffinifchem Gebiet landen und um- 
laden, ohne daß von Seite der Kantondbehörde das geringfte 
Hinderniß entgegengefeßt werde; daß eine Schaar von 600 Bes 
waffneten, aus dem Kanton Teffin herfommend, die Mannſchaft 
Garibaldi's verftärft habez eine Menge Flüchtiger unaufbörlich 
in diefem Kanton Inſurrektions- und Angriffspläne gegen die 
Ruhe der lombardifchen Provinzen ſchmiede Er verlangte, unter 
Androhung von Repreffalien, Abhülfe gegen „alle diefe Umtriebe“, 
auch Freilaffung von 20 öſterreichiſchen Soldaten, welche von 
Saribaldi auf Teffiner Boden gefangen gehalten würden.* Die 


* Aus dem Schluß diefer Note müßte man beinahe folgern, daß Nadepfy 
zur Zeit, ald er die Klage führte, angenonımen babe, Garibaldi befinde fich im 
Kanton Teſſin, während die andern Klagen vorausfegen faffen: Garibafdi hätte 
fich noch auf öfterreichifchem Boden herumgetrieben. Der Gefchichtfchreiber kann 
diefe Widerfprüche nicht entwirren, da über die Hinz und Hermärfche Garibaldi's 
namentlih in den teifinifchen Berichten feine Zuverläffigfeit zu Tage tritt. Nach 
General Schönhald („Erinnerungen eines üfterreichiichen Veteranen aus dem 
italienischen Krieg” u. ſ. w Stuttgart 1852) kam Garibaldi aus Amerika nad) 
Mailand, wurde bier zum General ernannt. Mit zufammengerafftem Volk und 
einem Theil der Mailänder Mobilgarde z0g er in dem Augenblid von Mailand 
aus, wo bereit3 das pieimontefifche Heer in vollem Rückzug war. Nachher kehrte 
er um, warf ſich mit einem Ueberreſt der ihm treu gebliebenen Mailänder in 
den Kanton Teffin; von da ging er nach Piemont. Dann brad er in das Mai— 
ländiſche ein, wurde gefchlagen und entkam nach Luino, von wo er fich abermals 
in die Schweiz zog und fpäter Rom mit Tapferkeit und nicht ohne Geichid 
gegen die Franzoſen vertheidigte. = 
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Regierung von Teſſin beſtritt in der Antwort vom 5. September 
die Richtigkeit der Klagen, ſtellte die Hauptſache derſelben völlig 
in Abrede, reduzirte Anderes auf unbedeutenden Maßſtab; von 
jenen 600 Bewaffneten wiſſe ſie nichts; von Garibaldi als ge— 
fangen zurückgehaltene Oeſterreicher gebe es auch nicht; die Be— 
ſchuldigung revolutionärer Umtriebe weiſe ſie unbedingt ab. Die 
Tagſatzung vernahm Bericht über alle dieſe Vorgängez Mun— 
zinger, der geweſene Kommiſſär, rechtfertigte die Regierung von 
Teſſin und bezeugte, daß Alles vermieden worden, was dem Nach— 
barland Urſache zur Beunruhigung hätte geben können. Die Ge— 
ſandtſchaft von Teſſin behandelte das Verhalten Radetzky's als 
bare Plackerei und ſtellte frühere Begünſtigung von Umtrieben 
teſſiniſcher Reaktionäre durch die lombardiſchen Behörden in 
Gegenſatz.“ Die Tagſatzung trat nicht ſelbſt verfügend ein, und 
überließ „das Weitere dem Vorort“. Radetzky ſchrieb alsdann 
neuerdings klagend an die Regierung von Teſſin am 15. Sep— 
tember: daß bewaffnete Inſurgenten fortfahren, die an der Grenze 
ſtationirten öſterreichiſchen Truppen zu inſultiren und öffentlich 
die Abſicht zu einem Einfall kundgeben; daß im Kanton Teſſin 
aufrühreriſche Schriften in großer Zahl gedruckt werden und kein 
Mittel unverſucht bleibe, dieſe in die Lombardei einzuſchmuggeln; 
daß „der Republikaner“ jüngſt einen Artikel geliefert, „der von 
den infamften Invektiven und Berleumdungen ftroge, indem er 
das DOffizieröforpd feiner Armee eines niederträchtigen und räu— 
berifchen Benehmens beſchuldige“. Das beweife den übeln Willen 
oder die Kraftlofigfeit der Regierung, die täglich vorfommenden 
Seindfeligfeiten zw unterdrüden. Vom 18. September an werde 
er daher die ſchon früher angedrohten Nepreffalien in's Werk 
fegen, d. h. alle in den lombardifchvenezianifchen Provinzen 
wohnenden Teffiner ausmeifen, alle Boft- und Handeläverbindungen 
aufheben .und feine andern ald gefandtichaftlich vifirte Teſſiner 
Reifepäffe anerkennen. Der Staaterath von Teffin erwiderte fol- 
genden Tages: Zeitungsartifel, über welche der Regierung eines 


- %* Berg, Band III. S. 19 und 20. 
20 * 


— 308 -- 


freien Landes feinerlei Einwirkung zuftehe, feien feine Feinds 
feligfeiten; fie habe dad Bemwußtfein, alle internationalen Ber- 
pflihtungen erfüllt zu haben, proteflire daher gegen die ange 
drohten Maßregeln und werde der eidgenöffifhen Behörde Mit- 
theilung von dem Allem machen. Die Dinge geftalteten fih nun 
ernfthafter. Bei erfter Berathung in der Tagſatzung erklärte Genf: 
es fehe in der fraglichen Note eine Kriegserflärung des Diktators 
in der Lombardei; daher feien Verhandlungen mit dem öfter: 
reihifhen Minifterium nöthig und inzwifchen follte eine ftarfe 
Truppenzahl auf das Piket geftellt werden. Mittlerweile hatte Ra- 
desfy vollzogen, den Befehl zur Ausweifung der Teffiner gegeben 
und hinwieder Neueinwandernde an der Grenze zurückweiſen laſſen. 
Zahlreich gelangten die Unglüdsbotfchaften an Borort und Tag- 
fagung. In Wien hatte Kern bereits feine Verrichtungen ala 
Gefhäftsträger begonnen, gab und empfing freundliche Worte in 
Menge in feinem Verkehr mit dem Minifter des Auswärtigen, 
Freiherrn v. Weſſenberg. Nach flattgefundener Kommiffional- 
prüfung trat die Tagſatzung zum zweitenmal über den Konflikt 
ein; die Kommiffion gab den Befund ab, dab es allerdings 
fehr zu bedauern wäre, wenn die Beſchwerden auf beflimmte 
Thatfahen geftügt würden; allein aus den Akten gebe nicht her—⸗ 
vor, daß die Stellung der Schweiz zu dem Nachbarlande durd) 
die Flüchtlinge fompromittirt worden; offenbar ſchöpfe Radetzky 
nicht immer aus den beften Duellen; übertrieben feien die Be— 
fhmwerden über die Preſſe; wolle der Feldmarſchall die deutiche, 
felbft die öſterreichiſche Preſſe mit der teffinifchen vergleichen, fo 
fönne das Urtheil nicht zu Ungunften der letztern ausfallen. Aber 
felbft den Fall angenommen, dab die Befchmwerden begründet 
wären, flünden die ergriffenen Repreſſalien außer allem Berhält- 
niß zu den eingeflagten Handlungen. Anläßlich wurde von ein- 
zelnen Standesgeſandtſchaften bitter von der Unbill gefprochen, 
welche Defterreih der Schweiz durch die befannte Unterftügung 
des Sonderbunded mit Geld und Waffen angethan habe. Ber 
ſchluß vom 21. September: dur den Vorort bei der faiferlichen 
Regierung nachdruckſamſt Beichwerde gegen die Maßnahmen Ra- 
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detzky's zu erheben und auf deren umverzügliche Aufhebung zu 
dringen, zur Wahrung der fchmweizerifchen Intereſſen zwei Reprä- 
fentanten nah Teſſin abzufenden und denfelben eine Brigade 
Truppen zur Verfügung zu ftellen. In vorgefchriebenem Sinn 
ging eine ausführliche Befchwerdenote des Vororts an das Mi- 
nifterium des Aeußern nah Wien ab (23. September). Als 
Repräfentanten mwählte die Tagfagung den Landammann Mun- 
zinger und den Regierungsrath Alfred Eicher von Zürich. Nach— 
träglich beantragte Teſſin ald Gegenmaßnahme die Unterbrechung 
ded gefammten Poſtverkehrs mit den lombardifchvenezianifchen 
Provinzen, indem die bloße Unterbrehung gegenüber von Teſſin 
nur diefem Kanton zur Laft falle, dagegen jene Provinzen ihren 
Verkehr frei über den Splügen fortfegen können; die Gefandt- 
haft diefed Kantond murde aber nahdrüdlich zur Geduld und 
mit ihrem Antrag, der der Schweiz nur viel gefchadet hätte, 
nichts aber nüßen fonnte, zur Ruhe gewiefen. Ein neues Schrei- 
ben des badifchen Gejandten vom 9. September verdeutete dem 
Borort, daß deffen Antwort auf frühere Befchwerden wegen der 
Flüchtlinge die großherzogliche Regierung keineswegs erbaut habe; 
die Regierung beharre bei ihrer Anfchauung über das Unzuläffige 
der befannten Umtriebe und müßte unter Umftänden zur Selbit- 
hülfe jchreiten. In Deutfchland war mittlerweile der Bundestag 
zu Grabe getragen, eine neue Zentralgewalt gefhaffen und Erz- 
berzog Johann, „mit Land und Bolf der Schweiz wohl be- 
kannt“, wie er felbft fchrieb, zum Reichsverweſer bejtellt worden. 
Er beglaubigte den Franz Raveaux ald Gefandten bei der Schweiz; 
die Ariftofratie machte fich darüber Iuftig, daß diefer neue Diplo— 
mat früher Gigarrenhändler gewefen. Ueber das Verhalten der 
Schmweizerregimenter in Neapel am 15. Mai fandten Frandcini 
und Collin völlig entlaftende Berichte. 

So viel über die Fehden mit dem Ausland; auch die inneren 
Anftände wurden aufgewärmt. Quzern gab Bericht, daB es die 
Unterfuhung gegen die des Landesverraths Verdächtigen dem 
DOberrichter Müller aus Aargau übertragen, der mit Fürſprech 
Welti ald Aktuar feit mehreren Wochen in Thätigfeit fei. Dem 
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Stande Schwyz, welcher durch Kreisfchreiben vom 12. September 
die Niederfchlagung des Prozeſſes gewünſcht und empfohlen hatte, 
wurde mit 17 Stimmen ein Abfchlag gegeben; es wurde ihm 
unter Anderem geantwortet: „die Behörde könnte ed vor der 
Nation nicht verantworten, wenn fie, ohne die Sache näher zu 
fonftatiren und die Schuldigen möglichft zu ermitteln, über Klagen 
fo gravirender Natur hinweggehen wollte“. 

Die Traftanden waren erfchöpft. Im Widerfpruch zum Ans 
trage von Teffin und Genf, welche die Tagfagung Angefichts der 
Zerwürfniffe mit Defterreich und der noch unentfchiedenen Frage, 
ob in DOberitalien eine Verlängerung des Waffenftillftandes oder 
erneuerter Krieg folgen werde, in Permanenz erklären wollten, 
befchloß die Tagfagung ihre Vertagung (22. September). Sie 
trat nie wieder zufammen. 

Fünf Zahrhunderte lang, mit nur furzer Unterbrechung, 
hatten die Glieder der Eidgenoffenfchaft durch perfönlichen Zu— 
fammentritt von Standesboten befprochen und verfügt, was ges 
meine Wohlfahrt inner den Schranken der Bünde zu erheifchen 
fhien. Dad waren die eidgendffifhen Tage, die Tag- 
fagungen. Die nun gefertigten Repertorien über ihre Verhand— 
lungen find die fihriftlihen Zeugen ihrer ſchwierigen Thätigfeit; 
ein halbes Jahrtauſend lang wurde unter diefer Staatöform die 
Freiheit und Selbitftändigfeit der Eidgenoffenfchaft gewahrt. Es 
ift in neuerer Zeit viel Hohn über das Inſtitut der Tagfagung 
ergangen. Ein Bolf foll aber nie undanfbar fein. Was die Tag- 
fagungen etwa verfchuldet haben mochten, das fällt den Kantonen, 
ihren Regierungen und ihrem Volk zu Laſten, legterem, in wie 
weit in ihm felbft der fogenannte „Dertligeift“ je am flärkften 
ausgeprägt war. Die Gründe, um deren willen die neuen Bundes» 
formen gefucht wurden, find in diefem Geſchichtbuch ausführlich 
angegeben und vielfeitig beleuchtet worden. Es ift nur zu wün— 
hen, daß die Wirkſamkeit der neuen Behörden Anlaß gebe, fie 
nach Sahrhunderten noch als die Wahrer und Erhalter ſchwei— 
zerifcher Freiheit und Unabhängigkeit zu preifen. Eingedenk fol 
man übrigens der alten Lehre fein, daß für das Wohl eines 
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Volkes republifanifche Tugend ergiebiger ift ala die beftgefünftelten 
Staatdorganifationen. 

Mir ftehen nahe dem Eintritt in die neue Zeitz doch find 
zuvor noch einige bedeutfame Greigniffe zu erzählen. In Franf- 
furt a. M., der deutfchen Reichshauptſtadt, loderte am 18. Sep 
tember der Aufftand gegen die neue Reichsgewalt hoch auf, und 
gräuelhafte Mordfzenen befledten Ehre und guten Namen des 
deutfchen Volfed; am gleichen Tage und an den folgenden gaben 
zahlreiche Bolföverfammlungen in den füdmweftlihen deutfchen 
Staaten ihre unzufriedene Stimmung ebenfalld fo laut ald mög- 
ih Fund. Eben jept wurde es wieder lebendig unter den deut- 
fchen Flüchtlingen in und bei Bafel und weiter rheinaufwärts, 
Sie brachen von Bafel auf über die Grenze, organifirten in 
Lörrach eine proviforische Regierung, verfündeten die Republif 
und traten den Marfch in der Richtung nach Freiburg an. Guftav 
Struve, Heinzen und Blind flanden an der Spige des tollen 
Unternehmens; Heder war abmwefend. Dem Aufbruche war un— 
mittelbar in dem von Struve zu Bafel herausgegebenen „deut— 
ſchen Zufhauer“ ein Mahnlied vorangegangen, das aljo begann: 

„Stürmet ihr Gloden, ernſte Mahner, 

auf zum Kampf Republikaner, | 

auf zum Kampf für Deutſchlands Heil! 

In die Brut gefrönter Würger, 

in das Neft verthierter Bürger 

werft der Rache Donnerfeil! 
Die Dekrete der proviforifchen Regierung der „deutichen Repu— 
blif® Struve’s führten das Motto: „Wohlftand, Bildung, Frei- 
heit für Alle“, Alles Güter, welche den „verthierten Bürgern“ ganz 
wohl zu flatten gefommen wären. Eines derjelben bob alle auf 
Grund und Boden haftende „mittelalterliche Laften“ auf; ebenfalls 
alle an Staat, Kirche und adelige Grundherren zu bezahlenden 
andern Abgaben; eine progreffive Einfommendfteuer (wobei die 
Unbemittelten leer ausgehen follen) follte jie erfegen; alles Grund» 
eigentbum von Staat und Kirche proviforifh an die Gemeinden 
übergeben. AU das durchzuführen wurde das ganze Volk aufge 
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boten und das Kriegsgefeb verkündet. Die großherzoglich badifche 
Regierung warf diefen Nepublifanern ftehende Truppen entgegen, 
auch Bürgerwehren bewaffneten fich ; die Aufftändifchen wurden in 
Staufen gefihlagen, die Führer, unter ihnen Struve, gefangen 
genommen und in den Gefängniffen zu Raftatt zur Ruhe ge- 
bracht. Gründung, Leben und Hinfcheid diefer Republif nahmen 
die vier Tage vom 21. bis zum 24. September in Anſpruch. 
Lauter denn je Flagte man nun in den Regierungäfreifen Deutfch- 
lands gegen die Schweiz über verwerfliche Begünftigung folcher 
Greigniffe durch Duldung und Hätfchelung der Flüchtlinge. Ra— 
veaur, der Reichsgeſandte bei der Schweiz, der inzwifchen im 
Frankfurt gewefen und dort mit den „Linfen® gehalten, eilte 
nah Bern zurüd, brachte dem Borort eine Note, welche die 
Adreffaten grob fanden, und in der die Beftrafung der fchul- 
digen Beamteten, denen der Unfug zur Laſt fallen möge, Ent- 
waffnung und Wegweifung der Flüchtlinge, oder, wo folched ges 
feglih nicht anginge, wenigſtens Internirung derfelben verlangt 
wurde, unter fchließlicher Androhung von Selbfihülfe Es ift 
nämlich zu bemerken, daß die verfprengten Mitglieder der pro- 
viforifchen Negierung, die nicht gefangen worden, fich eiligft wie— 
der auf Schweizerboden zurüdgezogen hatten. In der Antwort 
beftritt der Vorort die Nichtigkeit der eingeflagten Thatſachen 
oder behauptete, daß fie im ungünftigften Fall fo verborgen ftatt- 
gefunden, daß die Behörden nicht hätten einfchreiten fönnen ; die 
Schweiz werde unbefümmert um jene Zumuthungen auch ferner 
die Grundfäße der Humanität und Gerechtigkeit bewähren und 
Alles von fich weifen, was mit ihrer Ehre und Würde unver- 
träglich. Gleichzeitig erließ der Borort Weifungen an die Kan- 
tone, den fompromittirten Flüchtlingen „das Afyl zu entziehen“, 
die Übrigen zu entwaffnen und unter Aufficht zu ftellen. Einzelne 
Kantone, fo Bafelland, erließen, nachdem Alles vorüber, zu Er- 
füllung der Neutralitätspflichten, heroifche Polizeibefchlüffe (Ende 
September und Anfangs Dftober). Die deutfhen Regierungen 
aber befegten mit zahlreichen Truppen die deutſch-ſchweizeriſche 
Grenze und ftellten allenthalben nöthige Späher auf. Nach ihrer 
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Anfiht hatte auch dieß nicht den gewünfchten Erfolg herbeige- 
führt. Raveaux Flagte mit neuer Note vom 23. Dftober über 
mangelnde Willfahr und Genugthuung, und meldete, daß Koerzitiv- 
befchlüffe zur Abwehr fchon gefaßt feien; ihre Folgen zu vermeiden, 
hänge nun von der Schmweizerbehörde ab. Der Vorort aber ent- 
gegnete: ſolche Einſchüchterungsmittel verfangen nicht bei ihm; 
ruhig „lafie er fommen, was man deutfcherfeits vorzuhaben fcheine, 
werfe "jedoch alle Beranttwortlichfeit für daherige Folgen auf den 
flagenden Theil zurüd. 

Im Teffin wollte das Unruhweſen wegen der Flüchtlinge 
fein Ende nehmen; das Land war und blieb mit neuen Ans 
kömmlingen überfüllt; von eigenen Landesangehörigen waren 
mehr denn 2000 in Folge der Audweifung eingetroffen; groß 
war auch die Zahl der italienifchen Flüchtlinge, deren es dreierlet 
gab: gewöhnliche bürgerliche Flüchtlinge, dann die Reſte der eins 
gedrungenen, angeblich entwaffneten militärifchen Korps, endlich 
wirkliche Agitatoren oder Verſchwörer, Mazzini und feine Freunde. 
Die NRepräfentanten der Tagſatzung trafen Ende September ein, 
fonnten jedoch in Ermangelung der nöthigen Unterftüßung feitens 
der Kantondbehörden nicht zum Ziele ihrer Sendung gelangen. 
Die entfchloffeneren Flüchtlinge beharrten bei ihrer Unbotmäßig« 
feit, weil fie erneuerten Ausbruch des Krieges nicht bloß erfehn- 
ten, fondern auch hofften. Die italiafreundliche Bevölkerung war 
den eidgenöffifchen Truppen wie den Repräfentanten nicht gewogen; 
jene wurden, "gleich den Defterreichern in Italien, als „Tedeschi 
ausgefchrieen, und, hatten fie etwa zu erequiren, felbft „Kroaten“ 
gefholten; von den Nepräfentanten, wenn fie einfchritten, hieß 
es, fie feien nicht viel beffer ald Nadepfy, der Dränger. Der 
eidgenöffifche Truppenfommandant, Oberft Ritter, hatte bei ſolchen 
Mifverhältniffen feine liebe Noth; ald er anordnete, daß den 
Flüchtlingen das Waffentragen verboten werde, gab ihnen die 
Regierung Jagdpatente, was zur Fortdauer ded Mißbrauches 
führte. Die Umtriebe gegen die Truppen rührten von den joges 
nannten Garabinieri (den Mitgliedern der Schügengejellichaften) 
ber, welche ſchon feit Langem als die Prätorianer für radikale 
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Zwede galten. * Aus den NKreifen jener eidgenöffifchen Grenz- 
truppen gingen daher Urtheile wie folgendes ein: „wären die 
Teffiner ehrlicher und redlicher gemwefen, wir müßten nicht hier 
fein und die Radetzky'ſchen Pladereien wären alle nicht gefom- 
men“.** Das Benehmen der Flüchtlinge war jo verdächtig, daß 
die Nepräfentanten, beſonders nach Eintreffen der Nachrichten 
vom neuen Ausbruche der Revolution in Wien, gegen Mitte 
Oktobers gefährdende Ausfälle feitend jener Verwegenen in die 
Lombardei beforgen mußten. Sie verordneten daher die nters 
nirung der fogenannten Militärflüchtlinge, 314 an Zahl, über 
den Montecenere herüber nach Bellinzona (13. Dftober). Das 
half jedoch nit. Gegen Ende Dftoberd brach ein Auffiand im 
italienifchen Gebiete, im Intelvithal und im Beltlin aus. Das 
brachte wieder Bewegung in die friegerifchen Flüchtlinge im Teffin. 
Eine Schaar der Internirten wagte ſich von Giubiadco aus über 
den Joriopaß nach Gravedona hinüber gegen den Comerfee, um 
fih bei den neuen Kämpfen zu betheiligen. Eine andere Schaar, 
die unten bei Locarno geblieben, bemächtigte ſich gewaltthätig des 
Dampfichiffes Verbano, um es zu gleichen Zweden am Langen- 
fee zu benugen. Die Regierung von Zeffin befchloß nun Weg» 
weifung der Flüchtlinge, welche fih bei den erwähnten zwei 
Unternehmungen betheiliget hätten. Aber dem Repräfentanten 
Munzinger (Efcher war megen der Nationalrathewahlen nad 
Haufe zurüdgefehrt) ging die Geduld aus: er befahl die Ent- 
fernung aller Flüchtlinge aus dem Kanton, insbefondere die 
Wegweiſung Mazzini’s, dieß im Einklang mit dem Borort. Die 
Regierung aber wollte jo weit nicht gehen und blieb bei ihrem 
Befchluffe. Munzinger verlangte hierauf vom Vorort Verftärfung 
der Grenztruppen um eine volle Brigade, mußte jedoch, da die 
Regierung auf den Entjcheid der fünftigen Bundesbehörden ab» 
ftellte, diefen abwarten. So verfchleppte fich die Angelegenheit in 
die fommenden Wochen. Den erwähnten Einfällen vorgängig 


* Band II, ©. 384 und 385. 
** St, Gallifher „Erzähler”, von Steiger, vom 31. Dftober. 
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hatte die lombardifche Regierung fich zu verfchiedenen Milderungen 
der Sperre herbeigelaffen; nachher aber drohte fie mit der Rück— 
fehr zu der ganzen Strenge derfelben, falls die Flüchtlinge nicht 
fammtlich entfernt würden. Am 4. DOftober war die Zahl der 
italienifchen Flüchtlinge im Teffin, Männer, Weiber und Kinder 
aufammengenommen, 2320. Allmälig verließen dann 532 Per- 
fonen den Kanton; allein am 5. November waren es ihrer ſchon 
wieder 4014, die fih bis in die zweite Hälfte Novembers wieder 
auf 2659 verminderten; jene Vermehrung war Folge der gemel- 
deten Grenzverlegungen, welche Defterreih nicht ungeahndet ließ. 

An den Großen Rath von Graubünden gelangte das Ge— 
ſuch des Hochgerichts Difentis um Niederfchlagung des Straf: 
prozeffed gegen die Sonderbunds-Betheiligten (23. Juni). Der 
Große Rath lehnte ab und es wurde am 2. November das Fans 
tonsgerichtliche Urtheil gefällt, welches den Lieutenant Fidel Ca— 
velti in contumaciam zu fünf, den Landammann Arpagaus von 
Sumpir zu drei Jahren Zuchthaus, den Grafen Joſeph Traverd 
und den Lieutenant Aloys Vogel jeden zu zwei Monat Gefäng- 
nig, den J. M. Camenifh zu zwanzigtägigem Gefängniß vers 
urtheilt, alle in die Koften. Andreas v. Sprecher hatte mit Ges 
fhid und Nahdrud die Bertheidigung geführt: Arpagaus war 
der gefegwidrigen DBerbindung und Korrefpondenz mit den Son- 
derbundsbehörden angeklagt; die andern wurden als Weberläufer 
in den fonderbündifchen Militärdienft der Strafe unterworfen; 
‚allen wurde die Strafe auf dem Wege der Begnadigung dur 
den Großen Rath erlaffen, Arpagaus jedoch für ſechs Jahre in 
feinen bürgerlihen Rechten eingeftellt. Gavelti allein wurde ab- 
gewiefen (7. November), und ift zur Stunde noch im Auslande. 
Das Protokoll des fonderbündifchen Kriegsrathes vom 12. November 
1847 beurfundet, daß er demfelben Bericht über den Marfch der 
Granbündnertruppen in der Nichturig nach dem Tavetſch ertheilt 
hatte. 

Dem großen Landesverrathsprozeß Folge zu geben, wurden 
die Betheiligten der ehemaligen Sonderbundsfantone, nämlich 
die Mitglieder ded Kriegsrathed und Sole, von denen anges 
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nommen wurde, daß fie ed ebenfalld gewefen, durd das außer- 
ordentliche Berhöramt in Luzern vorgeladen. Es waren befannt- 
lich zumeift die angefehenften Magiftraten jener Kantone. Gegen 
den geweſenen Präfidenten des Kriegsrathed, C. Siegwart, und 
den Sefretär diefer Behörde, Bernhard Meyer, wurde ala Flüch— 
tige die Ediftalzitation erlaffen, fih gegen die Anfchuldigung des 
von ihnen begangenen Verbrechens „wider den verfaffungsmäßigen 
Beftand und die Selbititändigfeit des Staats", fomit des Ber- 
brechend des Hoch- und Landesverrathes, zu verantworten (3. Nor 
vember); fhon früher hatten die Polizeibehörden von Luzern einen 
Fahndungsbrief gegen Siegwart, Regierungsrath Hautt und 2. 
Meyer, ala des Hochverraths Schuldige, erlaffen. Die Angeflagten 
aus den Kantonen Uri, Schwyz und Unterwalden ob und nid 
dem Wald meigerten fich zu erfcheinenz; die von der Regierung 
von Luzern wiederholt an die Negierungen diefer Kantone ger 
ftellten Auslieferungdbege hren wurden ablehnend beantwortet; Uri 
erffärte, man möge dortige Betheiligte in Gegenwart des mit der 
Unterfuhung betrauten Oberrichterd Müller durch den Berhör- 
richter von Uri einvernehmen. Abyberg und Holdener von Schwyz 
verließen bei diefem Anlaß für einige Zeit ihr Vaterland, um 
die eigene Kantondregierung jeder diekfälligen Berlegenheit zu 
entheben. Anderd in Zug; in Folge Rekurſes der Requirirten 
gelangte das Auslieferungabegehren zum Entfcheid an den Großen 
Rath, welcher nah heftigem Kampf, und nachdem der fleine Dik— 
tator Guftav Adolf Keifer auf den Verweigerungsfall mit neuer. 
eidgenöſſiſcher Offupation gedroht hatte, die Auslieferung befchloß. 
Die vier betheiligten Männer hatten nun feine andere Wahl, ald 
entweder die Flucht zu ergreifen, oder durch die Polizei fih nah 
Luzern abführen zu laffen, oder endlich ſich freiwillig zu ftellen. 
Sie wählten das Teptere; ebenfo das freiburgifche Mitglied, aus 
gleihen Gründen. Der Wallifer Repräfentant im geimefenen 
Kriegsrath, ein ficbenzigjähriger Greis, entfernte ſich auf fran- 
zöfifche8 Gebiet. Die Zuger wurden von dem Verhörrichter über 
alles Gedenkbare einvernommen: über Waffenanfäufe, Geld- 
anleihen, Interventionsverhältniſſe, Uebermittelung des Mani- 
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fefted an die auswärtigen Gefandten, Beziehungen zu den leptern; 
der Berhörrichter war vorzüglih bemüht, Näheres über Siegwart 
und Bernhard Meyer zu vernehmen, das eine Schuld derfelben 
hätte darthun mögen. Die Einvernahmen griffen felbft auf frühere 
Zuftände und Greigniffe zurüd, welche mit dem Gegenftande 
ded Prozefjed nicht in dem geringften Zufammenhange fanden, 
jo auf die Katholifenverfammlungen der Jahre 1845 und 1846 
in Zug und Schwyz, auf deren Wirffamfeit und Tendenzen, auf 
die leitenden Perfonen, fo die St. Galler Baumgartner, Leon— 
hard Gmür, Fürfpreh Joh. Joſef Müller und Andere, Die Bes 
handlung der Einvernommenen war anftändig und ihrer frühern 
amtlichen Stellung angemeffen; fie wurden auf freiem Fuße ge— 
laffen. Nur gegen Landammann Hegglin machte der Verhörrichter 
eine Ausnahme; Hegglin ließ nämlich feinem ſatyriſchen Humor 
freien Lauf und verweigerte jede Einläßlichkeit, in Folge defjen 
Müller ihn auf einige Tage in Arreſt bringen ließ, dann aber 
gleich feinen ehemaligen Kollegen verabfchiedete. Ein Ausliefes 
rungsbegehren an die auswärtigen Regierungen, auf deren Ge— 
biete fih Siegwart und B. Meyer aufhielten, unterblich. Neben 
Meyer wurden zwei junge Angeftellte, welche in deffen Abweſen— 
heit die Sefretariatögefhäfte bei dem Kriegsrath beforgt hatten, 
Binzenz Fiſcher und Joſt Weber, in den Prozeß verflochten; diefe 
wurden ald Zeugen vor die Schranken des Berhörrichterd ges 
laden, zugleich aber in eine Haft gebracht, welche länger als fieben 
Wochen dauerte und von derjenigen eines Kapitalverbrecherd fich 
in nichts unterfchied. Fifcher hatte Sendungen an Guizot und 
nad Mailand übernommen, follte ſich darüber rechtfertigen, auch 
Aufihluß geben über Unterredungen, weldhe Meyer mit Boid- 
le-&omte in Bern gehabt haben follte. Als er Freilaffung vers 
langte, erwiderte der Verhörrichter Müller: er müſſe noch ganz 
anders reden, wenn er frei werden wolle. Aber Fiſcher fand, daß 
er „nicht anderd® zu reden habe und beitand auf der Kreilaffung. 
Er und Weiber, der dem gleichen Anfinnen Müller's hätte ent» 
Iprechen follen, wurden endlich der ftreugen Haft entlaffen, diefe 
aber auf unbeftimmte Zeit ın Hausarrefi umgewandelt. Hatte 
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Müller fein außerordentlihes Amt mit einem gewiffen Dünfel 
über feine erhabene Stellung angetreten, fo verlor er allmälig 
die zur Schau getragene Zuverſicht, ald er die Refultatlofigkeit 
feiner Mühen, ein Berbrechen zur Stelle zu fchaffen, fich felbft 
geftehen mußte. Er gab. öffentlich feinen Unmuth darüber fund 
und verließ, nach längerm Aufenthalt, am 11, November 1848 
Luzern; der Sefretär des Verhöramtes, Welti, legte feine Stelle 
nieder; das Amt felbft war für einmal wie verfchwunden, troß der 
MWeltberühmtheit, welche die Urheber des Prozeſſes demfelben zu 
geben bemüht gemwefen. Nur wurden noch von Zeit zu Zeit ein- 
zelne Bürger da und dort über erwähnte Borgänge einvernommen, 
jo Baumgartner von St. Gallen in feiner Heimath, theild über 
die Zwede des Katholifenvereing, theild über die berüchtige Ver— 
theilung der Schweiz, wovon fehon oben die Rede geweſen; er 
antwortete in Hinficht des erften Punktes mit bündiger Wahrung 
des DBereindrechted, von dem er nur auf befugte Weife Gebraud 
gemacht, und in Bezug auf den zweiten Punkt, daß ihm das 
bezüglihe Stüd Papier eine ganz unbefannte Sache gewefen 
und ihn in feiner Weife berühre. In Zug befchloß der Regie 
rungsrath gegen die abgetretene Regierungsfommiffion wegen 
ſchwerer Amtöpflichtverlegung eine Spezialunterfuhung, um auf 
das Ergebniß derfelben eine Entihädigungdforderung zu gründen. 
Es war dieß ein Einfchüchterungsmittel, das auf die erwähnte 
Abftimmung über die Bundesverfaffung hätte wirken follen. 

In Zürich wurde noch ein legter Reſt ftiftifcher Selbit- 
ftändigfeit aufgehoben, indem der Große Rath das Vermögen 
des ehemaligen Chorherrenftifted dem Staatsgut einwerleibte. Der 
Widerfpruch der ehemaligen Bürgermeifter v. Muralt und Mouffon, 
dann des Obergerichtöpräfidenten Finsler, welche Gefahr für jene 
zu höheren Bildungszwecken bejtimmten Fonds beforgten, fand Feine 
Beachtung. Diefed Stiftsvermögen betrug zu Anfang des Jahres 
1849 Fr. 1,091,116. 69 Rp. (Geſetz vom 3. Dftober). * 


* Das Chorherrenftift war jchon im Jahr 1832 aufgeboben worden; jein 
Vermögen aber biieb unter dem Namen des „Stiftsfondes” ein abgelondertes 
für milde Zwecke beſtimmtes Gut. Vergl. Band II, ©. 3. 
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Das Bisthum Laufanne und Genf umfaßte zu diefer Zeit 
ven Fatholifchen Theil von Freiburg, ebenfo jenen von Genf, vers 
einzelte Pfarreien in den Kantonen Waadt und Neuenburg und 
die fatholifche Pfarrei in der Stadt Bern. Es beftanden feine 
gemeinfamen Berhältniffe unter diefen fünf Kantonen binfichtlich des 
Bisthums; nur Genf leiftete einen Beitrag an die bifchöflichen 
Einrichtungen (Priefterfeminar), Waadt, Neuenburg und Bern 
nichts. Um fo befremdlicher war es, daß um die Mitte Auguft 
genannte fünf Kantone zu Bern in Konferenz zufammentraten, 
den Beftand des Bisthums in Frage ftellten und die Bedin- 
gungen feiner Forteriftenz auf dem Konfordatöweg unter fich neu 
feftzuftellen fuchten, ohne daß irgend welche äußere Beranlafjung 
dazu angegeben werden fonnte; denn daß auch bei der Gewährung 
voller Freiheit der Fatholifhen Kirche ein friedliches Verhältniß 
jwiichen ihr und dem Staate beftehen könne, war durch die Vor— 
gänge im Kanton Genf fchon thatlächlih bewiefen. Ein foldhes 
friedliches Berhältniß aber fuchten die Machthaber von Freiburg 
riht. Das fatholifhe Volk war unzufrieden über feine ganze 
Rage, voraus über die Vorſchriften der Verfaffung bezüglich der 
firchlihen Verhältniſſe. Biſchof und Geiftlichfeit waren durch die— 
jelben verlegt, und jener hatte fich beichwerend gegen verfchiedene 
Borfhriften der Berfaffung vernehmen laffen. Die Regierung von 
Freiburg, vor Allem ihr Haupt Julian Schaller, glaubten bei 
folder Sachlage nur alsdann berrfchen zu fönnen, wenn fie das 
religiöfe Bewußtſein der Katholifen zum Schweigen, den Bifchof 
zu unbedingter Unterwerfung unter ihre Diftate bringen, oder 
dann aber, da das legtere kaum zu hoffen war, von feinem Sik 
verdrängen und aus dem Land entfernen. Dieß der Grundgedanke, 
den 3. Schaller längere Zeit mit fih umher trug, dann aud) 
feinen Kollegen genehm machte und mit Beharrlichfeit auszu— 
führen beftrebt war. Durch ſolches Vorhaben ift die Einberufung 
der Konferenz fattfam erklärt. Ihre Berhandlungen vom 16. und 
17. Auguft enthüllen den Plan, zu dejjen Ausführung den Herr— 
Ihern von Freiburg Bern’d materielle Macht und höhere politifche 
Stellung unerläßlih fchien. Freiburg beantragte ein Konkordat 
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unter den fünf Ständen folgenden wefentlihen Inhaltes: der 
Bifhof von Laufanne und Genf wird aufgefordert, ſich ohne 
Nüdhalt der Verfaſſung und den Gefegen ded Kantons reis 
burg, fowie allen daherigen Anordnungen der Regierung zu 
unterziehen, insbefondere auf dad von ihm angefprochene Recht 
der Zuflimmung zur Bewerbung um geiftliche Pfründen * zu ver- 
zichten, Befehle, Hirtenbriefe und andere Bekanntmachungen jeder 
Art nicht anderd ald nach erhaltener Staatsgenehmigung zu er= 
laffen. Sollte der Bischof den an ihn ergebenden Befchlen nicht 
Folge leiften, jo würde der Widerſtand gegen das fünförtige 
Konfordat dem Vorort angezeigt, welcher Nöthiged zu Hand— 
habung des Befchloffenen anzuordnen hätte. Ihrerſeits behalten 
fih die Stände auch dad Recht vor, dem Biſchof für weitere 
Ausübung feines Amtes ihre Bewilligung zu eniziehen.** Es 
wird fodann die Erklärung abgegeben, daß fie, bei erfter Erledi— 
gung des biſchöflichen Stuhles, die Wahl des Biſchofs felbit 
vornehmen wollen, und zwar durch Abgeordnete der fünf Stände, 
von denen Freiburg vier, Genf zwei, Waadt, Bern und Neuen 
burg je einen zu ernennen hätten. Der Gewählte foll den Ber- 
fafjungen und den Gefegen der fünf Kantone den Eid der Treue 
leiften. Dann Anderes mehr: Genehmigung der Wahlen der Mit— 
glieder der bifchöflihen Kurie durch die Regierung des Mefidenz- 
fantond, eben diefelbe für die Wahl der Defane, Prüfung der 
Kandidaten für den geiftlihen Stand durch. eine gemifchte Kom— 
miffion, Unterhandlungen mit dem heiligen Stuhl für Abichaf- 
fung der Feiertage oder ihrer Berfegung auf die Sonntage. „Die 
Stände erflären, daß fie in Sachen des fatholifchen Kultus die 


* „L’&veque sera somme — — — à renoncer — — — et notam- 
ment à l’exercice du placet pour la postulation aux benefices,* Die 
Regierung hatte fih im Lauf früherer Bisthumswirren einer großen Zahl Kol 
laturen bemächtiget, der Biſchof ſeinerſeits feſtgeſetzt, daß Pfrundbewerber fich 
vor Allem aus feiner Zuſtimmung zu verſichern hätten, damit nicht Pfarrwablen 
auf ganz ungeeignete Subjefte fallen und daraus Konflikte zwijchen der Staatd- 
und Kirchenbehörde entftehen. 

** Mit antern Worten den Viſchof abzufegen und von Amt und Würde 
zu vertreiben. 
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geiftliche Gewalt nur infoweit anerkennen, als fie. den Glauben 
und die Saframente betrifft" (Vorbehalt gegen die Disziplinare 
befchlüffe des Konzils von Trient). Sie werden für jede von dem 
heiligen Stuhl kommende Beröffentlihung (für fih) das Exe— 
quatur (Plazet) fordern; fie werden auf ihrem Boden das Tragen 
einer befondern Kleidung feitens der Geiftlichkeit nicht dulden, 
Diefe Borfchläge Freiburgs fanden Beifall. Nah den Abfichten 
dortiger Regierung follten fie ſchlechterdings geheim bleiben; aber 
zu ihrem großen Schreden wurde der Entwurf durch die Fathos 
liſche Preſſe der Weftfchweiz veröffentlichet, ohne daß es der Res 
gierung gelingen wollte, durch die befliffenfte Amtskorrefpondenz 
den Urheber der unbequemen Indiskretion zu entdeden. Die alfo 
enthüllten Ronferenzplane fteigerten die allgemeine Unzufriedenheit, 
welche ohnehin durdy ein mißfälliges Unterrichtögefeg * und durch 
die am 7. September angeordnete Vollſtreckung des befannten 
Spoliationsdefretes fchon einen hohen Grad erreicht hatte. Die 
gefammte Griftlihfeit des Bisthums erließ eine Ergebenheits— 
adreffe an den Bifchof, der hinmwieder dankte und zum Ausharren 
in den bewährten Grfinnungen mahnte (22. September). Bon 
der Geiftlichfeit von Genf ging dem Biſchof eine Proteftation 
gegen den Entwurf des erwähnten Unterrichtögefehes zu, gegrüns 
det auf den Zuriner Vertrag und feitherige andere Dofumente 
über die Rechte der Katholifen im Kanton Genf (18. September). 
Zu den Klagen über das Konfordat und Anderes gefellte fih noch 
ein jehr ernithafter Streit. Die Wahlen für die neu einzufegen- 
den Gemeinderäthe und Gemeindeverwaltungen ftanden auf den 
26. September bevor; das neue Genteindegefeß verordnete, daß 
gefammte fünftige Mitglieder diefer Behörden den Eid der Treue 

* Mipfällig insbefondere wegen der auf die theologijchen Studien bezüg- 
lichen Artikel. Es ift das Gefeg vom 23, September 18485 dasfelbe ift in 
Folze der Verfaſſung ganz exflufiv gegen religiöfe Korporationen. deren Bethei- 
ligung bei dem Unterricht es verbietet. Ausnahmsweile aber wird feit 1851 dem 
Klofter der Vifitation gegen eine Abgabe von Fr. 50 für jeden Zögling geftattet, 
Mädchen zur Erziehung aufzunehmen. Das geſchah auf den Wunſch fogenannter 
„Überaler‘ Väter, welche angemefjener fanden, ihre Kinder den Frauen jenes 
Klofters anzuvertrauen, ald der geieplichen Sefundartüchterichufe. 

Die Schweiz. IV. 21 
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auf die Verfaſſung zu leiſten haben. Viele ſolcher Eidesleiſtungen 
öffentlicher Beamteter waren ſchon vorangehend gefordert worden. 
Der Bifchof erließ hierauf (18. September) ein Rundfchreiben an 
die Defane und Pfarrer im Kanton Freiburg, das alfo beginnt: 
»In Folge der in der fonftitutionellen und adminiftrativen Or- 
ganifation dieſes Kantons eingetretenen Beränderungen haben eine 
große Zahl Katholifen eine religiöfe Handlung von hoher Wich- 
tigfeit zu erfüllen gehabt oder werden zu folcher noch berufen 
werden, eine religiöfe Handlung, welche eine große Verantwort— 
lichkeit vor Gott und den Menfchen auferlegt; es ift dieß die 
feierliche Reiftung des Eides, welcher allen Mitgliedern der neuen 
Verwaltung auferlegt wird. Bei diefem Anlaß halten wir und 
pflichtig, den unferer Obforge anvertrauten Gläubigen die Lehre 
der Kirche über die Heiligkeit, Zuläffigkeit (conditions) und Wir- 
fung des Eides in Erinnerung zu bringen.“ Folgte eine aus— 
führlihe paftorale Erklärung des Eides in den drei erwähnten 
Beziehungen. Der Bifhof verordnete die Verlefung des Kreis- 
fchreibend auf Sonntag den 24. September und verbot da- 
bei den Pfarrern irgendwelchen perfünlichen Kommentar beizu- 
fegen. Der Staatsrath, erfehroden oder gereizt über den Schritt 
des Bischofs, ftellte ihn zur Rede: ob es wahr fei, daß er eine 
Befanntmahung in’d Land geworfen, welche zum Zwed habe, 
die Berweigerung ded Eided auf die Berfaffung, indem er diefe 
ald häretifch erkläre, herbeizuführen. Der Präfekt des Saane- 
bezirf3 wurde beauftragt, perfönlich die Antwort einzuholen und 
zugleich dem Bifchof jede Veröffentlihung von Was immer, ohne 
vorgängige Ermächtigung des Staatörathes, zu unterfagen. Der 
Bifchof verneinte jene Frage, erflärte dagegen, daß er allerdings 
ein rein doftrinelles Kreisfchreiben über den Eid an die Pfarrer 
erlafjen habe. Hiezu fei er berechtiget wie verpflichtet, und mache 
er Gebrauch von diefem Rechte, fo handle er ganz inner den 
Schranken der Bundes- und der SKantonäverfaffung. Deßhalb 
werde er jenen Akt nicht zurüdziehen. Eben fo wenig fünne und 
dürfe er fih dem Befehl unterziehen, fich überhaupt jeder Ver— 
öffentlihung ohne Stantsbemwilligung zu enthalten; folches wäre 
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feinen Pflichten als Bifhof mie feinen Rechten ald Bürger zu— 
wider. Dem Präfekten theilte er unbedenklih das erwähnte Zir⸗ 
fular mit. Der Staatörath gab fich mit obiger Erklärung nicht 
zufrieden und unterfagte den Pfarrern die Verleſung des Kreid- 
Schreibens; in mehrern Briefen an den Bifchof widerholte er fein 
Begehren während der folgenden Tage; für den Fall, daß Ein- 
rede gegen die Eidesleiftung erfolgen follte und die Beftellung 
der Gemeindebehörden nicht vor fich gehen fönnte, drohte er mit 
militärifher Exekution; Alles fei vorbereitet, und auf das erfte 
Signal würde der Kanton das zweite Mal mit eidgenöffiihen 
Truppen „überfhmemmt® werden. Der Bifchof beharrte in wür— 
diger und ernfter Sprache, felbft unter der Vorausfegung, daB 
die härteften VBerfolgungen feiner warten würden. Es folgte ein 
letztes Schreiben des Staatdrathes vom 25. September, in welchem 
er fich in herben Drohungen und Vorwürfen gegen den Biſchof 
erging: würde der Bifchof den Gewiffenäbiffen und der Scham 
noch zugänglich fein, fo wäre er in fich felbft zurüdgefehrt; fo 
fhrieb der Staatsrath wörtlich an ihn. Des Eides wegen warf: 
er ihm vor: zuerft habe er die neue Verfaſſung ald ungerecht 
und den Rechten der Kirche miderftreitend bezeichnet; jet, mo 
man fie beſchwören folle, mache er dem Bolfe weiß, daß man 
einen folhen Eid nicht ſchwören könne ohne Gott zu beleidigen; 
e8 fei daher Zeit, den Angehörigen des Bisthums die Augen zu 
öffnen; „die fünf Kantone, aus welchen es befteht, haben fich 
dießfalls bereits verftändiget und die Eidgenofjenfchaft wird ihnen 
den nöthigen Beiftand leiften®; in diefem Schreiben wird zum 
Schluß noch der bitterfte Hohn über den viel gequälten geift- 
lichen Oberhirten ausgegoffen. 

Wie der Staatsrath während diefes Streites mit dem Bi— 
hof gedroht, fo handelte er. Unmittelbar nach erhaltener Kennt- 
niß vom bifchöflichen Paftoralfchreiben griff er ein, bevollmäch— 
tigte die Präfeften der an Waadt und Bern angrenzenden Be— 
zirfe, von fih aus die bewaffnete Macht jener Kantone zum 
Niederhalten eines allfälligen Aufftandes herbeizurufen, mahnte 
die „Ronkordatöfantone", den Konferenzbejchlüffen Folge zu geben, 

21* 


nahm den Vorort für Aufrechthaltung der öffentlihen Ruhe in 
Anfpruch, für welche der Staatsrath nicht länger gut ftehen könne; 
erhielt beifällige Antwort feitend des Vorortes, welcher ihm dar- 
überhin die eigene Unterffügung zuficherte; erftattete Bericht an 
den Großen Rath über getroffene Verfügungen und erhielt von 
diefem unbedingte Vollmacht zu Vorkehrung alles defjen, was er 
bei waltender Lage nothwendig erachte (Schreiben und Befchlüffe 
vom 21. bis 24. September). Nah folhen Einleitungen mahnte 
der Staatörath dann vorläufig die Hegierungen von Bern, Waadt 
und Neuenburg zum „eidgendfjiichen Auffehen“, zog ein paar eigene 
Kompagnien in die Hauptſtadt; Waadt und Bern trafen Anftalten 
zum fchnellen Einmarfch; die Abrede mit ihnen lautete, daß auch 
ohne ausdrüdliche Truppen-Requiſition feiteng der Regierung von 
Freiburg, Schon die bloße Anzeige freiburgifcher Präfeften, daß 
Gefahr eingetreten, ald dad Signal zum Ginmarfch gelten folle; 
Neuenburg antwortete, ed habe das ganze erſte Kontingent auf 
das Pifet geftellt. Inmitten diefer Borfehren zu Gewaltmaßnahmen 
erlich der Staatsrath eine weitere politifche Verordnung, welche 
Angefichts der bevorftehenden Nationalrathswahlen den Wählern 
wie den Gewählten den Eid auf die Bundesverfaffung auferlegte 
(23. September). 

Die Spannung zwiſchen Regierung und Bifchof wenn mög- 
lich zu heben, wurde geiftlicherfeits ein Verſuch zur Berftändigung 
über die verjchiedenen Streitpunkte gemacht. Die Vermittlungs— 
fonferenzen wurden eingeleitet durch den Dekan Webifcher von 
Neuenburg, nach zuvor eingeholter Zuftimmung des Biſchofs und 
unter Vorwifjen des Staatdrathed (30. September). * Einige 
Tage nachher wählten dreizehn vom Bifchof einberufene Geift- 
lihe aus allen Theilen des Bisthums als Abgeordnete an den 
Staatsrat) genannten Aebiſcher und den Pfurrer Baud in Bern. 
Diefe verfügten fih zum Präfidenten desfelben, Julian Schaller, 
um von den Klagen gegen den Bifchof genauere Kenntniß zu er 
halten. Schaller zählte eine lange Reihe von Beſchwerden auf 
und verlangte von der Geiftlichfeit unvermweilte und gänzliche 


* Schreiben Schaller’d an Nebiiher von diefem Tage, 
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Unterwerfung unter Berfaffung, Geſetze und Negierungdordon- 
nanzen. Zur Verhandlung beftellte die verfammelte Geiftlichfeit 
aus ihrer Mitte eine Fünfer-Kommiffion, an ihrer Spite den 
Gineralvifar Jendly. Diefe verfaßte (12. Oktober), mie es der 
Staatsrat) begehrt hatte, zu feinen Handen eine Punftation über 
die Verhandlungdgegenftände; ihr Hauptwunſch war, daß die in 
der Punktation bezeichneten Berhältniffe, unter Vorbehalt der 
Sanftion des heil. Stuhls, durch ein Konkordat geregelt werden 
möchten; unterdeffen wäre der Bifhof auch zu einem annehm— 
baren modus vivendi bereit; dabei wurde übliche Wiedereröffnung 
der theologischen Kurfe am Seminar mit Ueberlaffung der hiezu 
nöthigen öfonomifhen Mittel angefprochen, dem fünftigen Kon— 
fordat über diefen Gegenftand unvorgreiflih. Der Staatsrath 
antwortete folgenden Tages (13. Dftober) in eben fo zänkifcher * 
ala befehlshaberifcher Weife: ein Konkordat wäre wohl nüglich,, 
falls es fih auf nöthige Vollziehung alles deffen bejchränfte, was 
Berfaffung und Gefege vorfchrieben; aber wohlverftanden, über 
die Verfaffung laſſe fich nicht transigirenz; ihr Text ſei „immu- 
able, sacre et precis“ (unantaftbar und heilig und über alle 
willfürlihe Deutung und Auslegung erhaben). Bor Allem aus 
müffe eine unbedingte Anerfennung der Berfaffung ſeitens der 
Geiftlichfeit folgen; dieß fei conditio sine quä non jeder Unter- 
handlung; daher auch fein Proviforium möglih; was die Re- 
gierung verlange, fei nicht mehr und nicht weniger, ald was in 
andern fatholifhen Ländern auch gelte. Was die Eröffnung des 
Seminariumd betreffe, habe dad Geſetz über den öffentlichen 
Unterricht Alles geordnet; dabei müſſe es fein Bewenden haben. 
Jendly und Xebifcher, die in Freiburg gebliebenen Kommiſſions— 
mitglieder, antworteten am 16. Oftober: die vom Staatsrathe 
dargebotenen Unterhandlungsgrundlagen fönnten ohne vorherige 
Erläuterung nicht angenommen werden, daher ſehen jie ihre 
Mijfion ald beendiget an. 

* Er mafregelte die geiftliche Kommiſſion wegen des zufälligen Berjehens, 
dap fie in ihrem Schreiben den Staatsrat) „Conseil d’Etat de Fribourg“ 
ftatt „Conseil d’Etat du Canton de Fribourg“ genannt hatte. 
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Wie der Staatsrath die Bermittlung verftanden, enthüllt, 
beffer als erwähntes Schreiben vom 13. Dftober, fein Protofoll. 
Als Aebifher dem Staatsrathöpräfidenten Schaller die erſte ein- 
leitende Eröffnung gemacht, rathichlagte der Staatsrath und faßle 
(30. September) folgende Beſchlüſſe: Verbannung des Bifchofs ; 
Einberufung des Großen Rathes behufs Vorlage ded Konkordats- 
entwurfes; Kenntnißgabe von diefen beiden Maßnahmen an die 
Konferenzitände; Einberufung der Geiftlichen an die Bezirfdhaupt- 
orte, zum Zweck, ihnen den hoheitlihen Schuß zuzufichern, in- 
wiefern fie fih den Gefegen und Verordnungen der bürgerlichen 
Behörden fügen (dabei möge ihnen ein „Bankett“ angeboten 
werden); Proflamation an das Bolf zur Mittheilung und Bes 
gründung all diefer Schritte; Abordnung nah Rom, um die 
Erſetzung des Biſchofs einzuleiten. Nach ſolchen Beſchlüſſen ges 
ſchah ed, daß Schaller jenen Brief an Aebiſcher vom 30. Sep⸗ 
tember fchrieb, welcher fagte, daß „feine Kollegen“ gegen die Ber- 
Sammlung der Geiftlihen zu Bermittlungszweden feine Einmwen- 
dung erheben, „Alles ohne Präjudiz für die Maßnahmen, welche 
der Staatsrath behufs Vollſtreckung feiner Befchlüffe gegenüber 
dem Bifchof zu ergreifen im Falle fein dürfte“; Beweifed genug, 
daß weder Schaller noch fein Staatsrath wirkliche Abficht zu 
einem Bergleih hatten. In diefen Tagen blieben indefjen jene 
Beichlüffe noch auf dem Papier; ihre Ausführung blieb einft- 
weilen verfchoben, der Große Rath wurde nicht einberufen, das 
Stände-Konfordat ihm nicht vorgelegt. Dagegen erließ der Staats— 
rath, noch bevor die geiftlihe Kommiſſion auf die fchriftliche Er— 
Öffnung des Staatsrathes vom 13. Dftober bezüglich der Unter- 
handlung geantwortet, ein Schreiben an den Bifchof voller In— 
jurien und leidenfchaftlicher Anklagen, in einem Tone gehalten, 
der alle Regeln des Anftandes, wie er im amtlichen und im 
Privatverfehr Hebung und Pfliht ift, mit Füßen trat. Der Brief 
ihildert die unglücdlihe Lage des Kantons und wie die Negie- 
rung fich bemühe, diefelbe durch alle möglichen Mittel zu heben. 
Im Gegenfage zu diefem ihrem Verhalten benehme fich der Bifchof 
wie Einer, der gefchworen, die Geifter nie zur Ruhe kommen zu 
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lafjen; er habe fi dem Ausweifungsdefrete gegen die Jeſuiten 
widerfegt, die Berfaffung des Schisma's und der Härefie beſchul— 
diget; habe miderfpännige Pfarrer auf ihren Stellen gefchügt, 
der Geiftlichfeit den Widerftand gegen das Defret vom 20. Ya- 
nuar befohlen, die Mitglieder bürgerlicher Behörden mit der Ber: 
mweigerung der Abfolution bedroht; er habe im Weitern Einfprache 
gegen das Umnterrichtögefeß erhoben, während in andern Staaten 
und Kantonen ähnliche Geſetze beftehen; er ftehe in offenem Auf: 
ruhr gegen Berfaffung und Geſetze, indem er dem Staat die 
freie und felbfttändige Befegung der Pfründen beftreite; ver- 
tveigere die geforderte Mittheilung der bifchöflichen Publikationen 
zur Ginfichtnahme feitens der Regierung; er habe die Geiftlidh- 
feit zum Widerftand gegen die gefeglichen Vorſchriften angeleitet, 
laut mweldhen fie die Titel über das Pfrundvermögen den Ge: 
meindeverwaltungen hätte übergeben follen; durch verfchiedene 
Kreisfchreiben bezüglich der Leiftung des Eides Unruhe und Be- 
ſtürzung in die Gewiffen gebracht; er fei mie der frühere Bifchof 
Strambino. der heftigfte Feind der Religion; „in Shren Händen 
ift fie zum verächtlihen Werkzeug der Politif, des Haſſes, des 
Fanatismus und der Verfolgung geworden; von ihrer Liebe des 
Nächten, von ihrer Charitad, von ihren erhabenen Lehren über 
Brüderlichfeit und Friede unter den Menfchen ift nur das übrig 
geblieben, was das Haupt des Bisthumd noch nicht zu verderben 
im Stande gewefen ift." Folgt eine Berweifung auf verfchiedene 
Artikel der Verfaffung mit dem Begehren an den Bifchof: fich 
ihren Vorfchriften unbedingt zu unterziehen und gleiche Unter: 
werfung auch der Geiftlichkeit zur Pflicht zu machen, indbefondere 
den Anfprühen auf bifchöflihe Genehmigung der Afpirationen 
‚auf Pfründen zu entfagen, alle bifchöflihen Bekanntmachungen 
der vorläufigen Gutheißung des Staates zu unterftellen und die 
Synodalverfafjung mit den Geſetzen und Rechten des Staats in 
Vebereinftimmung zu bringen. Schließlich wurde erinnert, daß dem 
Bifchof von Laufanne der Siß in Freiburg am 14. Januar 1593 
nur unter Borbehalt der Rechte des Staates bewilliget worden; 
bis zum 23. Dftober werde Antwort erwartet; Stillſchweigen 
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würde als verweigerte Unterwerfung angefehen (14. Oftober). 
Die übrigen Konkordatsftände mahnte der Staatsrath, eine gleiche 
Aufforderung an den Bischof zu erlaffen. 
Der Bifchof antwortete nach Verdienen und mit Würde: große 
Aufregung beftehe allerdings im Kanton; er wolle deren wahre 
Urfahen angeben. Die Schwierigkeiten der Verwaltung maren 
nicht umüberfteiglid; um fie zu heben war nur nöthig, das Volk 
nicht dur Maßnahmen zu verlegen, welche weder mit den Vor— 
ichriften der Fatholifchen Religion, noch mit jenen der Gerechtig- 
feit und einer mwohlverftandenen Freiheit vereinbar find. Aber 
diefe Verlegung geſchah: eine kleine Fraktion Bürger hat dem 
Kanton eine proviforifche Negierung aufgenöthiget; diefe felbft 
hat das Volk verlegt durch Verkümmerung des Wahlrechtes bei 
Anla der Großrathewahlen; durch eigenmäctige Einführung der 
Kantons- und der Bundesverfaffung ohne eingeholte Zuftimmung 
des Volkes; durch ein fogenannted Amneftiegefeß, über welches 
eben jetzt ganz Europa feinen Abfcheu ausfpricht; aber nicht bloß 
in bürgerlicher und materieller Beziehung fei das Bolf verlegt 
worden; es wurde Die Fatholifche Bevölkerung verlegt und ge 
ängftiget (froisse et alarme) durh Mißachtung aller Rechte und 
Gefege der Fatholifhen Kirche, zunächft durch die Aufhebung aller 
religiöſen Inſtitute und Genofjenfchaften und durch Einverleibung 
ihred Vermögens in das Staatögut, durch willkürliche Entfegung 
und Bertreibung mehrerer Pfarrer ohne alle Unterfuhung und 
Bernehmlaffung der Angeklagten; durch die dem förmlich audge- 
iprochenen Willen der Stifter widerfprechende Webergabe aller 
geiſtlichen und milden Fonde an eine ausfhließlich bürgerliche 
Verwaltung, obwohl er, der Biſchof, ein gemeinfchaftliches Ver— 
nehmen zu dießfallfiger Verftändigung vorgefchlagen; die Fatho- 
liſche Bevölkerung wurde verlegt durch die ununterbruchene Be: 
ſchimpfung und Berleumdung der Geiftlichkeir bei allen Anläffen, 
jelbjt in den Proflamationen der Regierung, in den Erwägungen 
ihrer Defrete und in den Verhandlungen des gefeßgebenden Rathes; 
verlegt durh die Entheiligung der dem Dienfte des Herrn ge: 
weihten Tage mittelft der neuen Gefege über Tanz und Wirth 
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hausbeſuch; verlegt durch die Uebergriffe der Regierung aus dem 
weltlichen Gebiet in das religiöfe und geiftliche; verlegt durch die 
. Störung der Verhältniffe zwifchen Kirche und Staat mittelft Aufs 
nahme verfchiedener Artifel in die Berfaffung, welche ohne Ber: 
einbarung mit der geiftlichen Behörde nicht zuläffig find; insbe— 
fondere durch nur befchränfte Garantie der Fatholifchen Religion, 
deren Ausübung von dem beliebigen Willen der Großrathämehr- 
heit abhängig gemacht feiz verlegt durch das Hereinziehen der 
vier andern Kantondregierungen in die religiöfen Angelegenheiten 
von Freiburg und durch Firchlich unzuläffige Konfordatsvorfchläge 
zu Handen derfelben; durch die firchenfeindlichen Geſandtſchafts— 
inftruftionen an lebte Tagſatzung (für Zentralifation der kirch— 
lihen Angelegenheiten, Entfegung der Biſchöfe and anderer 
Würdenträger dur die Bundesgewalt, Ausfchliefung der Nun— 
fiatur, Verbot neuer religiöfer Orden und Garantie der gemifchten 
Ehen); endlih habe die Negierung das Fatholifche Volk verlegt 
und aufgeregt durch die Fundgegebene Abficht, der Geiftlichfeit 
ded Kantons durch Einfhüchterung und Gewalt eine unbedingte 
Unterwerfung unter Alles aufzunöthigen, was der Große Rath 
in Widerjpruch mit göttlihem Recht, mit den Rechten der Kirche 
und jenen der Gewiſſen, ald gefeßliche Vorſchrift zu erklären gut— 
gefunden hat. Die Antwort des Biſchofs durchläuft hierauf alle 
Klagepunfte der Regierung der Reihe nach, zeigt wie er in allen 
Borfommenheiten nur vermöge der Pflichten feines Amtes ge- 
handelt, wie die einzelnen Klagen entweder völlig grundlos oder 
übertrieben oder fachentftellend lauten, — wie der Biſchof 3. 2. 
keineswegs gegen die Entfernung der Jeſuiten proteftirt, fondern 
nur gegen die Erlaffung von Verfolgungsdekreten gegen die reli- 
giöjen Genoffenichaften, welche Defrete weiter gegangen find als 
der befannte Beſchluß der Tagfasung; wie die Ausſchließung des 
Biſchofs von der Betheiligung der Pfründenbefegung mit den 
firhlichen Einrichtungen und Zmeden ganz unvereinbar feiz wie 
er hinfichtlich der Uebergabe der geiftlihen Bermögenstitel an die 
Gemeinden nur ganz unverfängliche Weifungen gegeben und am 
Widerftand einzelner Gemeinden gegen bezügliche Borfchriften gar 
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feinen Theil habe; wie er hinfichtlich des Eides nur befugte Räthe 
an die Gewiſſen ertheilt und die Schuld daheriger Aufregung der 
mweltlihen Gewalt zufalle, welche beſſer gethan hätte, wie in Franf- 
reich, eine Eidesleiftung auf die Verfaſſung überhaupt nicht zu 
verlangen. Zum Schluß erklärte der Bifchof: er werde wie immer 
der Berfaffung und den Gefegen ſich unterziehen, infoweit fie ſich 
innert dem ihnen zuftändigen Gebiete halten; inwiefern fie den 
Grundfäßen der Gerechtigkeit, den Rechten und der göttlichen 
Drdnung der Kirche mwiderfprechen, fönnte und dürfe er fich nicht. 
unterziehen; gleiche Antwort bezüglich der Pfründenbefeßung unter 
Wahrung der allgemeinen firchlichen und der befondern bifchöf- 
lihen Rechte; die Genehmigung für die bifchöflichen Hirtenbriefe 
und andere feiner Bekanntmachungen einzuholen lehne er ab ala 
Biſchof, weil er als folcher dad Recht freier Verfündung ded Evans 
geliums zu behaupten habe, ald Bürger, weil ihm verfaſſungs— 
gemäß das Recht der freien Preffe zuftehe. In Abänderung der 
Synodalftatuten fönnte er fih nur nah Maßgabe früherer Mit- 
theilungen einlaffenz für firchliche Berftändigungen habe er übrigens 
die Weifungen des Heiligen Stuhls abzuwarten (Schreiben vom 
22. Dftober). 

Im Volke war mittlerweile die Aufregung geftiegen, Frucht 
einer Reihe von Gemwaltthätigfeiten und Mißhandlungen, denen 
es feit einem Jahr audgefebt oder deren Zeuge es geweſen; par— 
tielle Aufftände waren ſchon von länger her zu beforgen, in ihrem 
Gefolge nur neued Unglüd ohne Erreihung ded Zwedes. Dieß 
trieb eine Anzahl angefehener Männer zum Entfchluß, den Dro- 
henden Aufftand unter geordnete Leitung zu ftellen; fie bezweckten 
dreierlei: Verhinderung bloß Lofaler Aufitände, welche die fchon 
angeführten Nachtheile gehabt hätten, durch Verficherung zu Hans 
den des Bolfes, daß ein Komite fih für die Rechte desfelben an 
die Spige ftellen werde; fodann die allgemeine Bolkderhebung 
zu rechter Zeit, mit Einheit und Nahdrud, zur Sicherung eimes 
unblutigen Erfolged und zu gleichzeitiger Vermeidung von ver- 
derblichen Exzeſſen des Volkes; endlich Einfegung einer Regierung 
von gemäßigt liberalem Sinne, wie die Umftände fie zu erheifchen 
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fhienen. Bier junge Männer übernahmen die eben fo gefährliche 
als fehmierige Aufgabe: Rudolph Wed von Freiburg, Joſeph 
Facquet aus dem Greierzerland, fpäter Großrath und Bezirks— 
gerichtöpräfident in Bulle, Franz Menoud aus dem Glanebezirk, 
feither Großrath und Gerichtsfchreiber, endlih J. 2. Oberfon, 
aus dem Greierzerbezirt. Wed war das Haupt des Unternehmend; 
er und feine Bertrauten vertheilten fich in die Organifation des 
Aufftandes nach den verfchiedenen Landesgebieten und brachten 
durch Thätigfeit und Gefchi drei Viertheile der Bürger, ald Zu— 
verläffige und Getreue, unter ihre Führung. Die Regierung wits 
terte Etwas, nahm Zufluht zur Geheimpolizei, für die fie von 
dann an felbft einen Ertrafredit anfegte, traf die fchon gemeldeten 
militärischen Vorfehren und ließ in der erften Hälfte Oktobers 
wegen der Weigerung, die Titel der Pfrundgüter an die Staatd- 
verwaltung herauszugeben, einige Gemeinden mit Truppen be- 
feßen. Sicheres aber entdedte die Regierung nicht. Die Führer 
fuchten den Aufitand fo fang ald möglich zurüdzuhalten, vers 
[hoben ihn von Monat zu Monat, fo daß dem Volke die Geduld 
riß und feine Unzufriedenheit um fich griff. Da fteigerten bes 
wußte Eidleiftungsdekrete, die Konferenzbefchlüffe gegen den Bifchof 
und Das bereits erzählte Zerwürfniß mit demfelben den Unmillen 
des Volkes auf das Höchſte. Schon deßhalb konnte num von 
längerem Berfchieben des Aufftandes die Rede nicht fein; dar— 
überhin ftand man eben jest im Uebergang von der alten zu der 
neuen Bundesordnung, und diefed Interim hielten die Führer, 
einer eben fo verderblichen ald qutmüthigen Täuſchung ſich hin— 
gebend, für befonderd günftig, da fie nach eingezogenen Erfun- 
digungen hoffen zu dürfen glaubten, es werde der bald abtretende 
Borort eine durch allgemeine Bolkserhebung und fo zu fagen 
unter Sang und Klang eingefeßte neue Regierung nicht bean- 
fanden. Der Aufftand wurde nun wirklich durch die Viermänner 
auf den 24. Dftober angefebt, das Aufgebot erging in alle 
Zandestheile (mit einziger Ausnahme der zwei Bezirke Broie und 
See) mit Befehl zu folhem Aufbruch, daB gefammte aufgebotene 
Mannſchaft am genannten Tage Morgens 7 Uhr vor der Stadt 
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Freiburg eintreffe. Während der Nacht alfo hatte der Aufbruch 
zu erfolgen, früher oder fpäter je nad) der Entfernung; die vom 
Vivisbach follten fih der Kanonen in Chatel St. Denys, eine 
Kolonne der Glane und jene von Obergreierz fih der auf der 
Präfektur von Bulle befindlichen Kanonen und fonftiger Waffen 
bemächtigen. Die Häupter hielten den Operationdplan für fo 
meifterhaft angelegt, daß der Regierung jeder ernftliche Widerftand 
unmöglich würde. Ein falicher Allarm aber machte Alles fcheitern. 
In Böfingen hörte man Trommelwirbel von Raupen ber, glaubte 
an Truppenbewegung im Kanton Bern, hielt nun die auf den 
24. befohlene Erhebung verrathen, berichtete an den Oberanführer 
Wed, der dann fogleich durch Gegenbefehl nach allen Richtungen 
den Aufitand zurüdhielt. Die Boten trafen in den entlegenften 
Gemeinden zu fpät ein; in vereinzelter Bewegung erhoben ſich 
bei einbrechender Naht Rue, Chatel, Obergreierz, Bellegarde, 
PBlafeyen. In Chatel nahmen die Aufftändifchen den Präfekten 
gefangen und bemädhtigten fich der Kanonen; in Rue wurde der 
Friedensrichter gefangen geſetzt; eine Schaar ſchickte fih fhon an 
nah der Hauptftadt aufzubrehen. Kaum aber hatte alle diefe 
Mannſchaft den Gegenbefehl erhalten, trat fie noch während der 
Naht vom Vorhaben gänzlich zurüd, fehte die Beamteten wieder 
in Freiheit und verlief fih. Diefe nun riefen durch die Präfeften 
von Pivis, Milden und Peterlingen die Waadtländer herbei. Am 
24. ſchon marſchirten diefe ein und in wenigen Tagen war der 
jhon jo oft militärifh heimgefuhhte Kanton von vier Bataillonen 
mit ftarfer Artillerie aus Waadt, einem Bataillon aus Bern und 
einigen freiburgifhen Korps von Spezialmaffen von der Broie 
und dem See her beſetzt. Ochſenbein traf als vorörtlicher, Blanche: 
nay als mwaadtländifcher Kommiffär ein. Die öffentlihe Ordnung 
war außer allem Zweifel wieder im Sinne der Regierung gefichert, 

Aber der Stände-Konkordatdentwurf und die übermüthigen 
Schreiben des Staatsrathes hatten Gewalthandlungen gegen den 
Biſchof ſchon eingeleitet; deifen Verbannung war ja im Grund- 
ſatze ſchon befchloffen und es handelte fich nur noch um die Aus— 
führung. Der Anlaß des Aufftandes wurde zu diefem Zwecke 
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benugt, indem die Negierungspartei fogleich bei der Hand mar, 
den Aufftand ald das Werk ded Biſchofs anzufehen und zu er- 
klären; denn der Bifchof, fagte fie, fei Bürger von Chatel St. 
Denys, habe dort Verwandte und Anhänger, die fich bei dem— 
felben betheiliget. Der erwartete und provozirte Abfchlag des 
Bifhofs auf das Ultimatum des Staatäraths lag demfelben in 
der Morgenfigung vom 24. Dftober vor; im Laufe des Tages 
liefen die Berihte über den Aufftand ein; Abends wurde die 
Wegführung des Biſchofs beſchloſſen, die folgende Nacht zur 
Ausführung ded Gewaltafted bejtimmt. Am 25. Oftober, bald 
nah Mitternacht, wurde der Bilchof verhaftet; ald Vollzugs— 
beamter erfchien vor ihm der junge Radikale Geinoz, VBizepräfi- 
dent des Saanebezirtd, mit Dberftlientenant Egger und einigen 
Bürgergardiften, unter denen der, Advofat und Großrath Weigel, 
eifriger Motiondfteller in den Kämpfen der Regierung gegen den 
Bifchof. Diefer proteftirte gegen den Gewaltakt, mußte aber 
folgen; die Kutjche ftand vor der Thüre; Meder dem Kanzler, 
noch dem Diener des Biſchofs wurde verftattet, ihn zu begleiten. 
Unter Militäresforte geſchah die Abfahrt halb zwei Uhr nad 
Mitternacht. An der Kantonsgrenze angefommen, drang der Biſchof 
auf Freilaffung; fie wurde abgeichlagen. Geinoz ließ weiter fahren 
und übergab den Gefangenen dem Waadtländer Präfekten in 
Beterlingen; fo von Präfektur zu Präfektur weiter gejchleppt, 
langte der Biſchof Nachmittags gegen 2 Uhr in Laufanne an 
und hatte im Gafthof „zur Bolt“ abzufteigen. Dort wälzte Abends 
der durch. jahrelanges Gefchimpfe über die fatholifche Geiftlichkeit, 
über den Bifchof zunächſt, bis zur Mordgier fanatifirte Pöbel 
fi) vor das Gaſthaus und verlangte fein Opfer; „& la lanterne“ 
mit ibm, fchrie die Maffe wie von Wahnfinn bejeffen. Die Hefs 
tigern im Haufen wollten fih des Bischofs bemächtigen, um ihn 
an der vor dem Gaſthaus fiehenden Laterne aufzuhängen. Andere 
wollten fi damit begnügen, daß der Biſchof in das Gefängnik 
geführt werde. Die Polizei fandte dann 18 Landjäger herbei; 
der Derfolgte wurde aus dem erften in das dritte Stocdwerf ges 
bracht. Druey hielt den aus 1200 Lärmern beftehenden Haufen 
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von beabfichtigter „Volksjuſtizt ab; der Bifchof fei fein Kriegs- 
gefangener, mit dem man ftandrechtlich verfahren dürfe, rief der 
Volkslenker; nur den fünf Bisthumsfantonen fönne eine Ver— 
fügung über ihn zuftehen; er, Druey, gebe fein Wort, daß Maß— 
regeln getroffen feien, die demfelben das Entfliehen unmöglich 
machen, und feinem „verdienten Lohn“ werde er nicht entgehen. 
Delarageaz war ebenfalld anweſend und unterflüßte Druey; aber 
während diefer fprach, besten Andere, namentlih ein Radikaler 
von Einfluß, aufe und abfchreitend unter der Menge, diefe gegen 
den Gefangenen; das Volk verlief fich erft nach Mitternacht; doch 
wiederholten fih die Drohrufe von Zeit zu Zeitz die Regierung 
war offenbar in Sorgen; denn zu jeder Stunde der Nacht trat 
eine bewaffnete Wache in das Schlafgemach des Biſchofs, um 
fih zu überzeugen, daß dem Gefangenen nichts begegnet, 
was fie in ſchwere Derlegenheit gefept hätte. Am 26. Dftober 
Nachmittagd wurde der Bifchof, nach einem Aufenthalt von 
24 martervollen Stunden, durh Verfügung der Negierung 
von Waadt und auf Begehren derjenigen von Freiburg unter 
dem Rufe: „nieder mit dem Schurken; hängt ihn auf!“ ale 
Staatögefangener von Laufanne nah dem Schloß Chillen abge- 
führt; dort wurde er während fieben Wochen in ftrenger Ge— 
wahrfame und Abgefchiedenheit gehalten; felbft die Briefe des 
Gefangenen an feinen greifen Vater gelangten nicht nach ihrem 
Beftimmungsort. Unmittelbar nach der Gefangennehmung des 
Biſchofs erließ die Regierung von Freiburg eine Proflamation 
an das Volk, in der fie. von dem oben erzählten Aufftande fagte: 
»es war auf nichts Geringeres abgefehen, ald die Regierung zu 
ftürzen, die ausgezeichnetern Liberalen zu erwürgen, die Staate- 
verfaffung zu vernichten und über einem Haufen von Trümmern 
und Leichnamen wieder einen neuen Sonderbund im Kleinen ber: 
zuftellen“; zugleih war fie bemüht, die gegen den Bifchof ge- 
fchehene Gewalthandlung zu rechtfertigen (27. Oktober). Nach 
diefer an einem wehrlofen Priefter verübten Heldenthat verfam- 
melten fi, in Folge von Einleitungen, die durch den Freiburger 
Staatsrath Schon in der erften Hälfte Oktobers getroffen worden, 
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zum zweitenmal Abgeordnete der Diözefanftände in Freiburg, ent- 
feßten den Bifchof feiner Amtsverrichtungen, unterfagten ihm den 
Aufenthalt im Gebiete der fünf Kantone und ermächtigten den 
Staatdrath von Freiburg, die nöthigen Anordnungen für die pro- 
viforifche Bisthumsverwaltung fo wie die geeigneten Einleitungen 
zur Reorganifation des Bisthums zu treffen (30. und 31. Ok— 
tober). Als Konferenzabgeordnete haben dieſe Befchlüffe unter: 
zeichnet: für Bern Stodmar und Imoberſteg; für Freiburg 
Schaller und 2. Pittet mit dem Kanzler Berchtold; für Waadt 
Drueyz für Neuenburg Piaget und %. Sted. Die Regierung von 
Genf nahm, weil am Borabend der Wahlen ftehend und um es 
mit ihren Katholifen nicht zu verderben, an der Konferenz feinen 
Theil, bequtachtete aber fchriftlich die Abſetzung des Biſchofs. 
Durch Beſchluß vom 3. November genehmigte der Große Rath 
von Freiburg die Verfügungen des Staatsrathed und beftätigte 
die früher ertheilten Vollmachten. Die Regierungen von Waadt, 
Neuenburg und Bern hatten an den Bifchof im Laufe Oktobers 
das Verlangen geftellt, dem Freiburger Ultimatum vom 14. gl. M. 
zu entfprechen; der Bifchof antwortete allen aus Schloß Chillen 
ablehnend und belehrend zugleich; von der Regierung von Waadt 
forderte er die Freiheit zurüd. Mit Schreiben vom 2. November 
an den Vorort, ebenfalld aus Chillon, lehnte der Bifchof jede 
Betheiligung bei dem Aufftand vom 24. Dftober ab und ver 
langte firenge Unterfuhung. Epäter vereinigten fih die fünf 
Konkordatsfantone nah längerm Zaudern, Zeuge ihrer Vers 
legenheit, dem Bifchof die verlangte Freiheit auf dem eigenthüms 
lichen Weg einer Deportation und DBerbannung außerhalb des 
Bisthums zu gewähren. Solches wurde ihm durch den waadt⸗ 
ländifchen Beauftragten Delarageaz eröffnet, worauf der Bifchof 
proteftirend erklärte: „man hat mich verhaftet, fortgeführt, ein- 
geferfert und hält mich bald fieben Wochen gefangen, ohne mich 
gehört zu haben, ohne Unterſuch, ohne richterliches Urtheil. Sch 
habe eine Unterfuchung, ein Gericht verlangt, und diefe Forderung 
der Gerechtigkeit wird mir abgefchlagen. Jetzt will man mich aus 
meinem Baterlande verbannen, im Widerfpruch mit den Grund» 
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lägen der Gerechtigkeit u. j. w. — — -- Bis an’s Ende werde 
ich nur der Gewalt weihen; — — — da ish nicht frei bin, fo 
fann ich feine Beftimmung in Betreff des von mir zu wählenden 
Zufluchtsortes treffen. Jch werde mich daher an jene Grenze der 
Diözefe führen laffen, die man zu bezeichnen für gut finden wird. 
Je fürzer der Weg dahin ift, defto lieber wird ed mir fein.“ Der 
Biſchof wurde auf franzöfiichen Boden nah Divonne abgeführt, 
wo er ganz unbefannt war, dort vor der Kirche fammt Koffer 
abgeftellt und feinem Schidjal überlaffen (13. Dezember). Der 
Große Rath von Freiburg vernahm das Gefchehene und beſchloß: 
es habe der Staatdrath ih um das Baterland verdient gemacht 
(23. gl. M.). Bon jener Zeit an lebte Marilley mehrere Jahre 
ald Verbannter im Schloß Divonne, gaftfreundiid aufgenommen 
von feinem Eigenthümer, dem Grafen gleichen Namens; in Paris 
hatte Fazy erfolglos fi um Internirung des Biſchofs verwendet 
und die verdiente Antwort erhalten: die franzöfiiche Regierung 
lafje den Bifchof dort, wohin ihn die Kantonsregierungen, felbft 
„mit Verletzung des franzöfiichen Gebiets“, verfegt haben. Don 
päpjtlicher Seite liegen bezüglich diefer beflagenswerthen Ereig— 
niffe vor: eine Proteftation ded Kardinal Staatsfefretärd Soglia 
gegen die Berner Konferenzbeihlüffe (30. September), eine folche 
des päpftlichen Gefchäftäträgerd Bovieri* gegen die Gefangen- 
nahme des Biſchofs (31. Dftober), und endlich eine dritte ded 
Kardinal Staatsfefretärd über den legtern Gegenftand mit Em- 
pfehlung der Freilaffung des Bischofs. Der allgemeine Katholifen- 
verein von Deutſchland verficherte den Verfolgten durch Adrefjen 
feiner Sympathien. Bon Divonne aus bezeugte der verbannte 
Bifhof dem flüchtigen Papft Pius IX. in Gaeta fein Beileid; 
dieſer aber belobte durch Breve vom 29. Januar 1849 den uner- 
ſchrockenen Kämpfer „für den Glauben der Apoftel und für die 
fatholifche Einheit“. Im Frühling gleichen Jahres machte Bischof 
Marilley eine Pilgerreife, jtatt nat Ron, nah Gaeta, und wurde 
vom Papſt mit verdientem Wohlmwollen und unter Anerkennung 


* „Le nomm& Bovieri* nennt ibn das ftantöräthliche Protokoll. 
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feined Verhaltens im Streit mit der Regierung empfangen (April 
1849). | 

Nah der Deportation des-Bifchofd verordnete die Regierung 
die allgemeine Entwaffnung der Bürger, mit einziger Ausnahme 
ihrer Anhänger; fie wurde überall firengftend volljogen; die „gardes 
civiques“ von Chatel und die Waadtländer Truppen im Glanes 
bezirk verübten arge Erzeffe, gegen die fein obrigfeitliher Schuß 
zu finden war; ‚der durch den Friedensrichter im Haufe Maillardoz 
in Rue aufgenommene Befund fonftatirte das Verſchwinden von 
2000 Flafchen Wein und vollftändige Ausplünderung von Schrän- 
fen und Kiften; ein Bauer wurde von mwaadtländiihen Soldaten 
todt gefchlagen. Die Regierung verlängerte die Dffupation über 
Gebühr und Bedarf, fo daß felbit den Bernern und Waadtländern 
die Geduld ausging und dortige Negierungen die Entlaffung em- 
pfahlen. Aber der Freiburgifche Staatsrath hatte (25. Dftober) 
befchloffen, die Befegung fortdauern zu laffen bis nach Bezahlung 
der Militärfoften durch die Gemeinden (mit Rüdgriffsrecht auf 
die Urheber) und vollftändiger Unterwerfung, auch Verzeigung 
der Schuldigen; die erften zwei Bedingungen wurden nach und 
nach erfüllt, die dritte micht, obgleich die Regierung allerlei 
Zwangdmittel zur Entdedung der Hauptfchuldigen in Anwen— 
dung ſetzte, beifpieläweife häufig das Aufhören der Okkupation 
in einzelnen Gemeinden abſchlug, „bis nicht genüglichere Ge- 
ftändniffe abgelegt fein werden“. Bon der ganzen weit verzweigten 
Verſchwörung murden nur menige Hunderte von Theilnehmern 
ermittelt, das Haupt derfelben nie; feine Komitegenoffen, Jacquet, 
Menoud und Oberfon, wanderten nah dem Scheitern des Plans 
in das Ausland und benußten die Zeit ihres Erild zu ihrer 
weitern mifjenfchaftlihen Ausbildung; Oberfon ftarb mährend 
desfelben in Frankreich. Die Entfernung der Genannten galt als 
Inzicht gegen fie. Rudolph Wed dagegen blieb ganz unanges 
fochten, trat ald Offizier in neapolitanifchen Militärdienft, fpäter 
im Jahr 1857 in die neue Regierung in Freiburg ein, in welcher 
er als Finanzvorftand eine von allen Parteien anerfannte hohe 
Begabung an den Tag legte, und erlag endlich, in frühem Tod, 
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feinem Fleiß und den Amtsſorgen, welche die finanziellen Eifen- 
bahnnöthen des Kantons, auf an mehr noch ald auf Andere, 
gewälzt hatten. 

Während in Freiburg der Bogen bis zum Brechen geſpannt 
worden, lenkte man in Wallis zu friedlicher Verſtändigung ein. 
Zwifchen dem Staat einerfeitd, dann dem Bifchof und dem Ka- 
thedralfapitel anderfeits, fam theild in wänderung, theils in 
Ausführung ded Beſchluſſes vom 29. Januar 1848, ein Ab— 
finden zu Stande, wejentlich folgenden Inhaltes: als Dotation 
für den Bifhof von Sitten, zehn Domherren, Stadtpfarrer und 
Bifarien, inbegriffen den Unterhalt der Kirchen u. f. w., wird 
eine Rente von 23,500 Fr. ausgeſetzt; dazu die bifchöfliche Re— 
fiveng mit einer Anzahl anderer Wohnungen und Wirthfchafte- 
gebäuden; Bifchof und Kapitel übernehmen dagegen die Koften 
des Kultus in den betreffenden Kirchen, deren Unterhalt u. f. w., 
und verzichten auf Erfaß fchon einbezahlter Kontributionen; zur 
Sicherung der feftgefegten Rente wird theils in Schuldtiteln, theils 
in Liegenschaften ein Kapital von fr. 627,500 angewiefen; diefe 
Dotation ift unantaftbarz die Berwaltung der Liegenſchaften fteht 
der Geiftlichkeit zu; jene der Schuldtitel übergeht an eine eigene 
Berwaltung, deren Perfonal, unter Genehmhaltung des Staates, 
von der Geiftlichfeit ernannt wird; von möglihem Zinfenvorfchuß 
und deffen Verwendung hat diefe Berwaltung der Regierung, dem 
Bilchof und dem Kapitel Rechnung zu geben (19. November 1848). 
Im Sinne diefer Konvention lag demnach, dab das überfchießende 
Vermögen des Bistbumd und ded Kapitels dem Staate verbleibe. 
Ein ähnliches Verkommniß ſchloß die Regierung mit der Abtei 
St. Moriz; der Staat bezog von ihrem Vermögen Fr. 175,000 
und überließ deſſen Reit der Abtei, als fürderhin unantafibares 
Dotationsfapital, deffen Verwaltung das Kapitel einem von ihm 
unter Genehmhaltung der Regierung ernannten Bevollmächtigten 
übergibt (16. Dezember). Diefe Konventionen wurden vom heil. 
Stuhl nicht genehmiget. Für St. Bernhard verwendete fich die 
franzöfifhe Gefandtfchaft Flagend bei der Regierung; leptere ließ 
ſich ſodann zur Unterhandlung mit einem Bevollmächtigten des 
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Stiftes, Namens Elet, herbei (1850), doch ohne Erfolg, da von 
der Korporation die volle Wiedereinfegung in ihre ehevorigen 
Rechte verlangt wurde; eine Proteftation Clet's vom 5. Dftober 
1851 und die ausführlihe Entgegnung des Stautörathed vom 
12, März 1852, beide in die Deffentlichfeit gelangt, bezeichnen 
die beidjeitigen Standpunfte; der genannte Bevollmächtigte hielt 
den feinigen feit, indem er gegen Ende gleichen Jahres die Pro: 
teftation gegen Güterverfauf wiederholte. 
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Siebentes Bud). 


Die nene Schweiz. Bon der Einführung der Bundesverfaffung von 
1848 bis zur Verzichtleiftung des Königs von Preußen auf das 
Fürſtenthum Neuenburg (von 1848 bis 1857.) 





Erfter Abjchnitt. 


Die jchweizerifchen Wahlkr: ife und die Wahlen; alte Partei-Ausfchlieplichkeit fort: 
gefept. Das letzte Wort der Urfantone. Die Konftituirung des Nationalratbes 
und des Ständerathes. Ernennung des Bundesrathed. Bern Bundesftadt. 
Wieder Flüchtlingsanftände in Teffin und am Rhein. Zweite Seifion der 
geſetzgebenden Näthe. Turbulente Aufhebung ter Militärfapitulationen mit 
Neapel. Die Erftlinge der Bundesgefeßgebung: Zentrafifation der Zölle, der 
Posten; Pulvermonopol. Konftituirung des Bundesgerichte. Kantonale 
AZuftände. (Dom Dftober 1848 bis Mitte 1849.) 


Die heilfamen Mahnungen von Graubünden und Waadt 
an der lebten Tagſatzung, die Wahlen in den Nationalrath durch 
Kreife von je 20,000 Einwohnern vornehmen zu laffen, alſo, 
daß jeder Wahlfreis nur je einen Abgeordneten zu wählen ge- 
habt hätte, waren zurückgewieſen. Es blieb fonach jedem Kanton 
freigelaffen, mehr oder weniger Wahlfreife zu Ichaffen. Solche 
Befugniß beuteten die herrſchenden Parteihäupter fofort wieder 
für ihre eigene Stellung oder doch für ihre Parteitendenzen aus. 
Die Männer im Bolfe, welche da geträumt und gefagt hatten: 
feien nur einmal „Sonderbund und Sefuiten“ bei Seite, fo fomme 
die Zeit erbaulicher Verföhnung und idyllifchen Friedens, fie waren 
feine Staatsmänner, fondern nur Träger jener unverbefjerlichen 
Gutmüthigfeit, welche die in den Liberalismus übergegangene Kor: 
ruption noch immer nicht wahrzunehmen vermochte, fontern viel» 
mehr in ihm ein wahr:patriotifches politifches Syſtem anerfennen 
zu dürfen glaubte. Die radifale Herrfcherei trat entfchloffener und 
einfeitiger denn je auf. Man folle den „Bod nicht zum Gärtner“ 
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machen, hieß ed, Schroffe Ausfchließlichkeit wurde auch bei diefem 
Anlaß, und gleihfam zur Einweihung der neuen Schweiz, als 
fih von felbft verftehend gepriefen. Das Mittel hiezu mar die 
Teftfegung der Zahl der Wahlfreife in jedem Kanton und die 
Umfchreibung der einzelnen derfelben, falls deren mehrere zuge- 
geben wurden. Hielt man radikale Wahlen für ficherer, wenn 
man den Kanton uur zu einem Wahlfreis mache oder denfelben 
nur in wenige Wahlfreife theile, fo wurde das eine oder das 
andere diefer Mittel angewendet; waren die Herrfcher einer allge- 
meinen Bolfömehrheit im ganzen Kanton nicht fiher, fo fanden 
fie die wahre Staatsweisheit in der Theilung ded Kantons in 
möglichit viele Wahlfreife. Die Aargauer Volksbeglücker waren 
nicht in allen Landestheilen gern gefeben; im ganzen Kanton 
aber mochten jie, nach den drüdenden Greigniffen der vorange- 
gangenen Fahre, über eine Mehrheit verfügen; daher genehmigte 
die fompafte Großrathämehrheit, einem Kommiffionalgutachten 
gegenüber, welches neun Kreife, d. h. fo viele ald Wahlen zu 
treffen waren, empfahl, den regierungeräthlichen Antrag für nur 
einen Wahlkreis. Im Wallis war das umgekehrte Verhältniß; 
auch waren dort die Oberwallifer noch nicht jo mürbe gedrüdt 
als die Fonfervativen Katholifen anderwärts, z. B. in den Kan— 
tonen Aargau und St. Gallen. Daher wurden vier Kreife bes 
flimmt. In Quzern durften die Herrfcher feine Berufung an die 
Gefammtbevölferung wagen; daher beftimmten fie ſechs Sreife 
und machten deren Umſchreibung fo fünjtlich, daß fie ein Unterliegen 
nicht zu beforgen hatten. In St. Gallen hatte die Regierung 
acht Kreife vorgefchlagen, entfprechend der Zahl der zu treffenden 
Wahlen; das hätte unfehlbar einige fonfervative Nationalräthe ge— 
bracht; folh Unglüd abzuwenden, wurde der Große Rath ange- 
gangen, der Kreife nur vier feitzufegen, bei deren Umfchreibung jene 
Deforgniß mehr in den Hintergrund trat. In Freiburg herrfchten in 
allen Filen die Bayonnete, man mochte die Kreife fo oder anders 
eintheilen; indeffen waren Lokalkreiſe doch der regierenden Koterie 
weniger ungünftig als ein Gefammtwahlkreis; daher wurden 
erftere vorgezogen. Im Zufammenzug waren es Genf, Waadt, 
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Neuenburg, Bern, Solothurn, Bafelland, Aargau, Züri, Schaff- 
haufen, St. Gallen, Teffin, in denen entweder aus der ange- 
führten Urfache oder auch aus andern Gründen die Wahlen auf 
einen oder mehrere Kreife verlegt, einfache Wahlfreife zu 20,000 
Seelen dagegen ausgeſchloſſen wurden. Uri, beide Unterwalden, 
beide Appenzell und Glarus fommen bier außer Berechnung, meil 
fie entweder nur eine Wahl zu treffen hatten oder jedenfalls die 
ihnen zuftehenden Wahlen durch die Randdgemeinde vornehmen 
ließen. Zug war im erftern Kal, und da feine Landdgemeinde 
mehr beftand, ließen die Negenten ihren einen Mann durch ge 
heimed Mehr in den Gemeinden wählen. Schwyz, gleihfalld ohne 
Landdgemeinde, machte, der Bevölkerung gemäß, zwei Kreife. 
Bafelftadt fügte fich mit Bereitwilligkeit der Vorſchrift, die ſchwei— 
zerifchen Niedergelaffenen an der Wahl Theil nehmen zu laffen. 
Bon den Kantonen ohne Landsgemeinde und berechtiget zu mehr 
als einer Wahl haben Graubünden, Wallis, Freiburg, Quzern 
und Thurgau, einige von ihnen aus unlautern Gründen, Einer: 
Wahlkreiſe gebildet. In Waadt hatte der Große Rath die von 
der Regierung vorgenommene Eintheilung in neun Kreife ver— 
worfen und deren drei große zu je 60,000 Seelen befchloffen. 
Er hatte alfo den Rath, den feine Gefandtfchaft an der Tags 
fagung allen übrigen Kantonen gegeben, im eigenen nicht ans» 
wenden laffen. Bon angefehenen Magiftraten, welche man zu 
der fonfervativen Schule rechnen konnte, lehnte Altbürgermeifter 
v. Muralt in Zürich die auf ihn gefallene Wahl ab; andere, fo 
Landammann v. Reding-Biberegg in Schwyz, Altlandammann 
Schindler von Glarus, lichen befannt machen, daß fie eine all- 
fällige Wahl nicht annehmen würden; Blöſch fiel im Kanton 
Bern durch; dort wurde hingegen der ebenfalls zur Eonfervativen 
Schule gezählte Geihichtichreiber der alten Republik Bern, Anton 
v. Tillier, gewählt. Als Abgeordneter eined Berner Kreifed er: 
fhien auch Altſchultheiß Neuhaus. In Bakl waren die Zeiten 
der Fonfervativen Magiftratur vorüber: e8 handelte fih nur noch 
um den Entjcheid zwifchen einem Abgeordneten aus der bisherigen 
Dppofition pder einem folhen aus dem radikalen Lager; der 
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Kandidat der erſtern, Achilles Biſchoff, ging als beſonders be— 
wandert in allen materiellen Fächern (Zollweſen, Poſten u. ſ. w.) 
aus dem Wahlkampf als Sieger hervor. Die Wahlverſammlung 
von Genf wählte drei nach dortiger Anſchauung konſervative 
Männer: Altſyndic Cramer, General Dufour, und aus der Land— 
ſchaft den Katholiken Montfalcon. Nach dieſem unerwarteten Er— 
gebniß erſcholl der Ruf „aux armes!e; die Regierung drohte mit 
Rücktritt, bot Truppen auf. Alles nahm die Geſtalt an, als ob 
ſchwere Unruhen drohen. Zum Glück für die radikale Partei ent— 
deckte ihr Wahlbüreau hintennach (vor der Wahl hatte es ge— 
ſchwiegen), daß der Wahlzeddel zu viele abgegeben worden. Die 
Wahlen wurden dann wegen Irregularität kaſſirt; Cramer und 
Montfalcon verbaten ſich eine weitere Kandidatur; Dufour, der 
früher fo gefeierte Heerführer, blieb nun im eigenen Heimathkanton 
in Minderheit und wurde erft nad längern Mühen, dann aber 
durch dreifahe Wahl in drei Berner Kreifen, zu Ehren gezogen. 
Die Wahlfreife von Luzern lieferten einen einzigen Mann von 
fonfervativen Grundfäßen, den geweſenen Rathöfchreiber Philipp 
v. Segefjer; in Freiburg war Altftaatsrath Charles, Gegner der 
alten Sonderbundsregierung wie der nunmehrigen Bundesvögte, 
von einem Kreife gewählt, aber feine Wahl wurde wegen „Unger 
feplichfeiten® kaſſirt und hernach fiel die Stelle einem Radifalen 
zu. In St. Gallen hatten politifche Gefinnungdgenofjen dem Alt- 
landammann Baumgartner und dem gewefenen eidg. Staatsfchrei- 
ber Dr. v. Gonzenbach den Platz in dem für die Konfervativen gün- 
figften Wahlkreis angewiefen und überlaffen; beide Kandidaten 
blieben jedoch auf ungefähr 8000 Stimmen um wenige 200 
in Minderheit; die übrigen Fonfervativen Kandidaten Weyd— 
mann, Höfliger, Guldin, Wegelin, Nidenmann, fanden noch 
weniger Gunft; die Gegenpartei zeigte den Konfervativen nicht 
das geringfie Entgegenfommen, obwohl für acht Wahlen vier 
Kandidaten evangelifcher Konfeffion vorgefchlagen worden, und 
wählte nur einen aus diefen, den Oberftlieutenant Johann 
Georg Anderegg, der auch auf der radikalen Wahllifte gewefen. 
Die fonfervativen Fatholifchen Kandidaten wurden ganz ausge— 
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Ihloffen; mit denjenigen evangelifher Konfeffion machten die 
Radifalen es nicht beſſer; noch herrfchte der gleiche Geift, der 
die Männer diefer Klaffe im Frühjahr 1845 aus dem Großen 
Rathe getrieben. Diefe Einzelnheiten werden bier aus dem be— 
fondern Grund ausgehoben, weil fie zur Beurtheilung der Partei- 
und Wahlverhältniffe in der ganzen übrigen Schweiz, wo ftarfe 
fonfeffionele Mifhung vorfommt, wefentlih dienen. Die Bes 
troffenen feldft haben feine perfönlichen Anfprüche gemacht und 
konnten die Volksgunſt in allen Beziehungen entbehren. Fanden 
einzelne Konfervative in andern Kantonen da oder dort Gnade, 
fo gefhah ed nur, weil man ihnen gegenüber befondere Ber: 
‚ pflichtungen zu haben glaubte; fo ward Oberft Ziegler von Zürich, 
und zwar in feinem eigenen Kanton, gewählt. Jene hehre dee, 
es werde der Nationalrat gleihfam nur die ſchweizeriſche Gr- 
fammtheit vertreten, e8 werden die Wähler keineswegs bloß lokale 
oder Fantonale Kandidaturen im Auge haben, fondern vielmehr, 
dem „Dertligeift® und dem „Kantönligeiſt“ entjagend, ihre Blicke 
auch über den eigenen Kanton hinaus wenden, erſchien thats 
fächlih ald Hirngefpinnft, da, mit Ausnahme von Dufour, auch 
nicht ein Mitglied ded Nationalrathed außer feinem Kanton 
gewählt wurde. Die Betheiligung des Bolfes war in jenen Kan: 
tonen, wo fein Stimmzwang mittelft Bußenandrohbung gegen 
Abmwefende eingeführt ift, eine im Allgemeinen geringe. Im Kan- 
ton Zürich haben von ungefähr 50,000 Stimmfähigen nur 13,767 
geſtimmt; die übrigen ließen gewähren. So wurden zwölf Züricher 
Wahlen von einer Bürgerzahl getroffen, welche zufammengenommen 
die Stimmenzahl eines einzigen St. Gallifhen Wahlkreifes nur 
um die Hälfte überfteigt; in Freiburg und in Luzern gab es 
einzelne Wahlen, die nur ald das Ergebniß von einigen hundert 
Stimmen erjhienen; in beiden Kantonen hat nur eine geringe 
Zahl fonfervativer Wähler fih bei der Wahlhandlung betheiligen 
wollen. Der Beitimmung des Nationalrathes als Volfsrepräfen- 
tation zumider, wählte das Volk eine große Zahl regierender 
Häupter aus den Kantonen in denfelben, und die Gewählten waren 
weit entfernt, eine grundfäßliche Entjagung zu üben. Bon Bern 
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allein e.fchienen fieben Mitglieder des Regierungsrathes im Nas 
tionalrath. Nur Druey verbat fih eine Stelle in diefer Behörde. 
Dr. Bluntfhli von Zürich folgte in diefer Zeit feinem frühern 
Lehrer, Dr. Keller, und z0g nad Deutfchland, um an der Hoch— 
ſchule von Münden einen Lehrſtuhl zu befteigen; wir fehen ihn 
daher in feinem von beiden Räthen. Kern feinerfeits kehrte zurüd 
aus Wien von feinem Gefchäftdträgerpoften, auf dem feine Xors 
beeren zu gewinnen waren, und ließ fih von den Thurgauern 
in den Nationalratb wählen; in Wien erfegte ihn fpäter der 
Kaufmann K. Ed. Steiger aus Bafel. Mit den erften National» 
rathswahlen und ihren unmittelbaren Folgen begannen die ver: 
derblihen Aemtertumulationen in der Schweiz. * Der Ständerath 
wurde durch die erzählten Wahlvorgänge fihon bei feinem Ent» 
fiehben in untergeordnete Stellung gewiefen: weil einflußreiche 
Staatemänner aus der Negierungswelt im Nationalrat Plat 
nahmen, wurde der Ständerath theilweife durch Beamtete oder 
Großrathömitglieder befegt, welche in zweiter Linie ftanden. Aus— 
nahmöweife war Druey, dad Haupt der Regierung von Waadt, 
wie es fich ziemte, zum erjten Ständerath gewählt: Er lehnte 
jedoh zum allgemeinen Befremden ab. 

Für die Urfantone ſchlug die Stunde zum legten Worte. 
Genehmiget hatten fie die Bundesverfaffung nicht; an der Er- 
laffung des Einführungsbefchluffes hatten fie ſich ebenfalld nicht 
betheiliget. Abermals eine Sonderftellung einzunehmen, lag jedoch 
nicht in ihrem Willen. Sie unterzogen fi) dem unvermeidlichen 
Schickſal und brachten ein letztes Opfer. Sie befchloffen, wenn 
auch in vwerfchiedenen Formen, die Unterwerfung unter das neue 


Treffend ift der Befund des Staatsrathes von Maadt. Er jagte in feinem 
Bericht vom 4. Auguft 1848 an den Großen Nath: „il aurait au moins 
fallu, à l’art. 66, admettre la proposition de Vaud qui voulait exelure 
du Conseil national les membres des pouvoirs ex&cutifs des Cantons, 
afın d’empöcher que des fonctionnaires’ qui ont des devoirs particuliers 
envers leurs Cantons n’envahissent le Conseil national et n’y fassent 
prevaloir l’esprit de leur gouvernement,“ S. Rapport et preavis du 
Conseil d’Etat du Canton de Vaud touchant 1 projet de Constitution 
fed£rale, 
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pÖrundgefeg" der Schweiz. Der Kanton Schwyz namentlich er- 
flärte „feinen Beitritt zu der Bundesverfaffung treu und wahr, 
ohne Rückhalt noch Berwahrung“, die Erwartung ausfprechend, 
„diefe offene Erklärung werde feine Miteidgenofjen beruhigen und 
verföhnen“; er werde „mitwirken zur Einführung der neuen 
Bundesverfaffung,, getreulih und ohne Gefährde* (Beſchluß des 
Kantonsrathes vom 10. Dftober); und dad Volk genehmigte diefe 
Erklärung durch nachherige Abftimmung. Weniger weit ging die 
. von der Landgemeinde von Uri am 22. gl. M. genehmigte Er- 
Märung: „Es hege das Volk zwar immer nod) die am 27. Auguft 
mit großer Mehrheit ausgefprochenen Beforgniffe und Anfichten 
und beftätige die von feiner Gefandtfchaft deßhalb abgegebene 
Erklärung; da aber die Tagſatzung den neuen Bund ald ange— 
nommen erklärt, fo teile man anmit die getroffenen Wahlen mit, 
verwahre aber die Rechte der heil. Religion und erwarte von der 
neuen Bundesbehörde, daß dielelbe unfere politifchen und mates 
vielen Rechte möglichſt berüdfichtige. Nach einer ftürmifchen 
Landgemeinde in Obwalden vom 27. Auguft, an welder der 
Doppelantrag, zwar die Genehmigung der Bundesverfaffung nicht 
audzufprechen, einer obligatorifchen Einführung derfelben jedoch 
ſich zu unterziehen, unter Tumult und felbft einigen Thätlichfeiten 
verworfen worden, war anfänglich noch große Aufregung; aber 
allmälig gewann das Fältere Blut die Oberhand; eine zweite 
Landsgemeinde (22. Dftober) erklärte den früher vorgefehenen 
„Drang der Umftände“ ald vorhanden, befchloß nody eine Ber: 
wahrung alter Rechte und fchritt zu den Wahlen in den National- 
und in den Ständerath. Die Landsgemeinde von Nidwalden faßte 
ähnlichen Befchluß. Diefe Befchlüffe mit den Unterwerfungsvdefreten 
der übrigen Kantone der Minderheit, in Wallis einzig vom Großen 
Rath ausgegangen, und allfeitige Vornahme der anbefohlenen 
Wahlen in beide Näthe, fchloffen den langen Kampf um alte 
Selbftftändigfeit. 

Bern aber, die zeitweilige Bundesftadt, die nun auch für 
die Zufunft die Metropole der Schweiz zu werden fich gewiß hielt, 
ſchmückte fih zur Berherrlihung des Einzugd der Volks— und 
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der Standesabgeordneten am 5. November mit Ehrenpforten. 
Am Morgen des 6. verfündeten 155 Kanonenfhüffe, der Anzahl 
gefammter Mitglieder beider Räthe gleichfommend, das Felt der 
Einführung der Bundesverfaffung. Jene 155 Kanonenfhüfle hatten 
eine andere Bedeutung als bloße XXII. Würdig des hohen vaters 
ländifchen Feſtes war das ftolge Bern auch am 6. November 
wieder ausgeftattet; eidgenöffifche Fahnen neben jenen der Zünfte 
wehten auf den Thürmen, an den öffentlichen und den meiften 
Privatgebäuden. Um 9 Uhr Gottesdienft für die Räthe nach den 
Konfeffionen; nad deffen Beendigung fammelten fih die Mit- 
glieder des National» und des Ständerathed im Großrathöfaale, 
von wo aus der Zug, — voran eine Abtheilung Infanterie, die 
Stadtmufif, ein Theil des Studentenkorps, dann die Alterspräſi— 
denten, die National- und Ständeräthe, ihre Kanzleien und Weibel, 
endlich wieder ein Theil der afademifhen Legion —, fi) durch die 
Hauptftraßen der Stadt unter Glodengeläute zu den Sitzungs— 
lofalen bewegte, vor denen das Kadettenforps paradirte. ine 
unabfehbare Zuſchauermaſſe füllte die Straßen. Der Ständerath 
bezog das fogenannte Außerftand-Rathhaus (bisher von der Tag- 
fagung benutzt), der Nationalrath dad Kafino, fpäter den Groß- 
rathsſaal. Die Sikung des Nationalrathes eröffnete ala Alters- 
präfident der Altlandammann Sidler von Zug, jebt Abgeordneter 
von Zürich, den Ständerath, in gleicher Eigenfchaft, der Appel: 
lationerichter Page von Freiburg. Sidler erinnerte in feiner Rede, 
daß die neue Bundeägeftaltung nicht plöglich gefommen; er wies 
die Keime derfelben aus der Vergangenheit nach und ſchloß mit 
dem Wunfche, daß die Vorfehung den neuen Bund bewahren, 
den Berathungen der Bundesbehörden Segen und glüdlichen Er: 
folg verleihen möge. Ochfenbein wurde zum wirklichen Präfidenten 
des Nationalrathes, Furrer zu jenem des Ständerathed gewählt. 
Ein Feſtmahl im Theater, von der Stadt zu Ehren der Bundes» 
behörden veranftaltet, vereinigte die neue Bundeswelt. Feurige 
Reden bezeugten feurige Paterlandsliebe. Die Trinkſprüche be— 
wegten fich in allen möglichen Tonarten von der heimifchen be: 
ſcheidenen guten Laune hinweg bis hinauf zum überfhwenglichften 
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Kosmopolitismus. Auch die Heilmittel für die Schweiz wurden 
beſprochen und gute Arznei für dieſelbe geboten von dem Berner 
Apotheker Fueter in einem Liede, das vor neuer Zwietracht warnte 
und zu diefem Zwed den neuen Behörden „Weisheit und Güte“ 
empfahl. Abends war die Stadt beleuchtet und mit zahllofen Trans- 
parenten gefhmüdt. Die eidgenöffiihen Gäfte unterbrachen ihr 
Mahl, befahen fih die Genüffe des Volkes und fehrten dann 
mit hoher Befriedigung zurüd in den Feitjaal, allwo die Reden 
nun noch reichlicher floffen. Der Tag endigte freudig wie er be- 
gonnen, und es zeichnet ihn die Gefhichte ald ein würdiges 
Nationalfeft auf. 

Nach dem Feſtjubel traten alte Gebrehen in neuer Form 
» wieder auf: man fonnte nicht vergeffen, nicht verzeihen, nicht ab— 
lafien vom Drude gegen die Weberwundenen. Neben einigen 
Wahlen juraffiicher Abgeordneten wurde die Zuläffigfeit jener 
von Uri und Obwalden beftritten; die Einwendungen bezüglich 
der erftern (unter anderm: es habe Stockmar durch Mißbrauch 
feiner amtlihen Stellung zu feinen Gunften auf die Wahlen 
eingewirft) waren bald gehoben; binfichtlich der andern wurden 
im Schooße der beiden Räthe Schwierigkeiten gemacht. Urt und 
Obwalden hatten nämlich der Mittheilung ihrer Wahlen die be: 
kannten Rechtöverwahrungen beigefügt; von Lirferen wurde eine 
Proteftation gegen den Landögemeindebefchluß des eigenen Kan— 
tons eingegeben; 655 Nidwaldner, die dortige Minderheit, mach- 
ten fchriftliche Anzeige, daß ähnliche Verwahrung aud dort bes 
fchloffen. Obwohl handgreiflih war, daß foldhe Beſchlüſſe und 
Aktenſtücke thatfählih am Gefchehenen nichtd ändern, die Macht 
des neuen Bundesftaates weder gefährden noch ſchwächen können, 
wurde in beiden Räthen eine bemühende Unterfuchung darüber 
. angeordnet; vergeblich bezeugten einzelne der Abgeordneten jener 
Urfantone, daß man den Berwahrungen eine größere Bedeutung 
beilege, als ihnen wirklich zukomme. Beide Räthe faßten den 
übereinftimmenden Beſchluß, daß PVerwahrungen und Wahlafte 
ald zufammenhängend anzufehen feien, demnach legtere nicht an— 
genommen werden fönnen, weil erjtere unzuläffig. Alſo wurden 
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die Abgeordneten zurüdgemwiefen und die Stände Uri und beide 
Unterwalden verpflichtet, zu neuen Wahlen zu fchreiten. Auf der 
Rücdreife dur den Kanton Luzern nad der Heimath murden 
einzelne derfelben durch Kagenmufifen gehöhnt. Nochmald wurden 
dann in Altorf, Sarnen und Stanz die Landegemeinden abge- 
halten; diefe zogen nun die Verwahrungen zurüd, fehritten zu 
neuen Wahlen, beftätigten jedoch meift die früher gewählten Ab— 
geordneten. Der tiefere Grund der den genannten Kantonen ge= 
wordenen neuen Maßregelung lag weniger in dem vorgefchobenen 
Beweggrunde der rechtlichen Unzuläffigkeit jener Berwahrungen, 
als, vielmehr in der Unzufriedenheit über die gefchehenen Wahlen: 
die herrfchende Mehrheit fah fie als Trog an, hätte Männer von 
ihrer politifhen Gefinnung vorgezogen, was die Gewählten nicht 
waren. Berderblich wirkte auch in diefer Beziehung der Geift der 
radifalen Minderheiten in jenen Kantonen, zumal in Nidwalden: 
ihre Führer wollten zu Aemtern fommen, die ihnen die kanto— 
nale Mehrheit nicht geben wollte; die Mehrheit in den Räthen 
zu Bern aber war bereit, den Männern jener Minderheiten ihre 
Gunft zu bezeugen. Ein anderer formaler Beihluß, ald Richt: 
ſchnur für die Folge, wurde gefaßt gegenüber von Wallis. Einer 
Mebung in fantonalen Angelegenheiten gemäß Hatte dortige Be— 
hörde für die National- und Ständeräthe auch Erfagmänner 
wählen laſſen und bezügliche Wahlafte eingefendet; die beiden 
Räthe erkannten ſolches ald unzuläffie. 

Waren die Räthe berrifch genau gegenüber den gınannten 
Kantonen, fo verhielt es fih bald anders gegenüber tem Kanton 
Freiburg. Bon einem „patriotifchen Verein“ in Murten lief Klage 
gegen Gültigkeit der freiburgifchen Nationalrathewahlen ein, be- 
gründet darauf, daß die Stimmberechtigung an Bedingungen 
gefnäpft worden, welche aufzuftellen die Regierung nicht berech- 
tiget gewefen. Es erfolgte fommiljionelle Prüfung und Begut— 
ahtung und ein harter Kampf im Nationalrath. Die Bunded- 
verfaſſung felbft erflärte ala ftimmfähig für die Nationalrathe- 
wahlen jeden Schweizer von zurücdgelegtem zwangigften Alters— 
jahr, infofern er im Uebrigen nach der Gefepgebung des Kantons, 
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An welchem er feinen Wohnſitz habe, nicht vom Aktivbürgetrecht 
ausgeſchloſſen jei Art. 63). Der Sinn diefer Vorſchrift fonnte 
nicht unbekannt fein, da fie erft vor wenigen Monaten aufgeftellt 
worden. Die Frage war nun, ob die Negierung von Freiburg 
berechtiget gewefen fei, die Ausübung ded Stimmrechted auch noch 
an bie 'beiondere Bedingung zu fnüpfen, daß der Betreffende zuvor 
den Eid auf die Kantons und auf die Bundesverfafjung zu leijten 
habe. Eicher von Zürich, Trog von Solothurn, Frei von Bafel- 
land, Bavier aus Graubünden und Peyer von Schaffhaufen be- 
antragten Kafjation diefer Wahlen. Heute handle es fih darum, 
jagten diefe Redner, zu entfcheiden, ob die durch die Bundesver— 
faffung ausgefprochene Garantie der Volksrechte eine Wahrheit 
fein folle oder nicht, ob das „berüchtigte“ Stanzerverfommniß 
wirklich begraben oder nicht. Scharf wurde die Regierung von 
Freiburg über ihre Hintanfegung aller demofratifchen Grundfäße 
der Volfsfouveränetät getadelt; ed wurde ihr unbedenklich vorge- 
worfen, daß fie durch ihre Forderung jener Eidesleiftung nur die 
Ausſchliehung der ihr ungewogenen Mehrheit der Bevölkerung 
beabfichtigt habe. Die Gegner ftellten Kormvorfchriften höher ale 
die Gebote der Bundesverfaffung: der Rekurs fei verfpätet und 
nicht am rechten Ort angebracht; er hätte vielmehr binnen einer 
unlängft verlaufenen Frift der Kantondregierung felbit eingegeben 
werden follen; Eytel und andere Waadtländer Abgeordnete fügten 
bei: die Anficht der Gegner fei eben nicht geeignet, „die freifin- 
nige Regierung von Freiburg zu unterftügen, fondern fchlage ihr 
vielmehr in’s Gefiht“. Mit 45 gegen 41 Stimmen wurde die 
Kaffation ausgeiprochen. Der Beichluß wurde fofort angefochten, 
und zwar auch von folchen, die ihm zugeftimmt. Jene Oppofition 
von Efcher wurde nämlih als etwas Auffallended angefehen; 
Berner und Andere wollten entdedt haben: es ftede unjaubere, 
egoiftifche Berechnung wegen des Bundesfigcd in jenem Votum; 
man habe die Freiburger Abgeordneten entfernen wollen aus Be— 
forgniß, daß fie in erwähnter Hinficht für die Bevorzugung Bern's 
geftimmt hätten. Es wurde eine außerordentliche Berfammlung des 
Nationalrathes einberufen, um den Beſchluß rüdgängig zu machen, 


der Angriff jedoch durch ftarfe Mehrheit abgeichlagen, welche ſich 
für Tagesordnung erflärte. Allein der Kaſſationsbeſchluß kam 
gleichwohl nicht zur Vollziehung. Die Regierung von {Freiburg ge= 
langte proteftirend an die Bundesverfammlung felbft: der Art. 63 
zeige flar, daß, abgefehen vom Alter, die übrigen Stimmredhtd« 
bedingungen der Gefebgebung der Kantone anheimgeftellt feien. 
Mit bemwußter Berordnung * betreffend die Eidesleiftung habe 
demnach der Große Nath nur ein ihm zuftehendes Recht geübt; 
er habe inner den Schranfen der Rantonalfouveränetät gehandelt, 
wie fie durch Art. 3 garantirt fei, und beftreite demnach die 
Kompetenz des Nationalrathes in diefer Angelegenheit. Die flrei- 
tige Trage war nun, ob das alte Parteislinwefen ald Sieger 
aus dem Kampf hervorgehen folle, oder ob die Bundesverfamm- 
lung, ihrer Sendung eingedenf, für die neue Schweiz ein neues 
Leben des Rechtes und der Ordnung zu gründen fich entichließen 
fönne. Wieder waren die Meinungen und Borfchläge getheilt; 
aus dem Mund eined Aargauer Abgeordneten (Peter Bruggiffer) 
vernahm die Bundesverfammlung den Antrag zur Aufhebung des 
Kaffationsbefchluffes; von einem Züricher Mitglied (Rüttimann) 
den Kommiffionalbefund für deffen Aufrechthaltung. Efcher blieb 
der bereitö erhobenen Fahne des ftrengen Bundedrechtes treu; 
er und Frei von Bafelland hielten der Regierung den Spiegel 
der Wahrheit vor, enthüllten den Widerſpruch ihrer Handlungen 
mit den Grundfägen der Bolksfouveränetät und des Mechtes, im 
vorliegenden Falle auch mit der Bundesverfaffung; namentlich 
zeigte Efcher, daß die Freiburger Regierung ed nicht habe wagen 
dürfen, die Kantonalverfafjung ihrem Volke vorzulegen, weil fie, 
da fie in derfelben fich feldft auf neun Jahre affefurirt und für 
die gleiche Zeitdauer eine auf gefeplihem Wege vorzunehmende 
Berfafjungsrevifion unmöglich gemacht habe, cine Derwerfung 
derfelben durch die Mehrheit des Bolfes beforgen mußte. Falſch 
wäre die Anficht, daß in Freiburg nur die Alternative einer 

* Diefe Großrathäverordnung vom 23. Eeytember befahl auch, daß der 


‘in den Nationafrath Gewählte den bewußten Dopreleid zu leiften habe, falls er 
jolchen nicht ſchon vor der Wahl gefeiftet babe, 
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ultramontanen“ oder einer „radikalen“ Regierung möglich: er, 
Eicher, wünfche dort eine Regierung des Geſetzes. Für die Re— 
gierung. wurde von ihren Parteifreunden die „befonders ſchwierige 
Stellung“ geltend gemacht; fo in einer neuen Petition aus Murten 
im Gegenfage zu der früher eingegebenen. Mit 62 gegen 53 
Stimmen wurde von den vereinigten Räthen der Kaffations- 
befchluß des Nationalrathes Faffirt (20. November), das Wahl- 
ergebniß genehmiget und das Parteiregiment von Freiburg für 
längere Zeit unter die hohe Protektion der neuen oberften Bundes- 
behörden genommen. Dad tiefere Motiv diefer Erfcheinung war 
fein anderes ald die Abfiht, die Beharrlichfeit fatholifcher Ge: 
finnung im Freiburger Bolfe zu brechen und der Regierung freie 
Hand in ihrem Kriege gegen die firchliche Autorität zu fichern; 
von neun Mitgliedern beider Räthe aus dem Kanton St. Gallen 
haben fünf radikale Katholifen für die Aufhebung des national« 
räthlichen Befchluffes, vier proteftantifche für deſſen Aufrechthaltung, 
d. h. für das freie und ungefchwächte dDemofratifche Wahlrecht des 
Freiburger Volkes, geftimmt. 

Nationalrat und Ständerath hatten mittlerweile die erfor: 
derlihen Gefchäftsordnungen feftgeftellt, auch einen Amtseid ſich 
auferlegt, durch welchen fie „vor Gott dem Allmächtigen“ ſchwören, 
„die Berfaffung und Geſetze ded Bundes treu und wahr zu hal: 
ten“ und Andered mehr. Es war dringend den Bundesrath zu 
beftellen, da Berwidelungen mit der deutfchen Reichögewalt droh— 
ten, aud die Anftände zwifchen Teffin und der Lombardei noch 
nicht gehoben waren. Es wurden daher zunächſt die Gehalte für 
den Bundesrath feitgefegt, 6000 Fr. für den Präfidenten, 5000 Fr. 
für ein Mitglied, wohlverftanden „daß die Repräfentationsfoften 
für Feierlichkeiten, diplomatifhe Diners u. f. w., Meder dem 
Präfidenten noch den Mitgliedern zur Laft fallen“ follen; für den 
Kanzler 4000 Fr. mit freier Wohnung; dann zur Ernennung ded 
Bundesrathes gefhritten. Bon der Bundesverfammlung, in welcher 
jedoch Abgeordnete von Freiburg, Urt und Unterwalden fehlten, 
wurden durch 124 Anwefende Furrer, Ochfenbein, Druey, Mun- 
jinger, Franscini, Frei-Heroſee und Näff in die oberfte Voll« 


— 33 — 


ziehungsbehörde gewählt, Amt und Würde des Bundespräfidenten 
dem erfigewählten Mitglied, Bürgermeifter Furrer von Zürich, 
verliehen. So entftand die Schweizer Regierung, die erfte, welcher 
diefe Bezeichnung zufommen fann. Die frühern leitenden Bes 
hörden der Eidgenofjenfchaft hatten nicht die Beftimmung, es zu 
fein; die kurze helvetifche Periode aber, die Zeit ſchmachvoller 
Knehtihaft unter franzöſiſcher Kommiffariatsherrfchaft, bringen 
wir nicht in Berechnung. 

Furrer war der Mann eines allgemeinen und verdienten 
Zutraueng, daher ihm mit Recht die höchſte Ehrenftelle ſchweize— 
rifher Magificatur zu Theil wurde; Ochſenbein war der Mann 
Bern’d, und Bern durfte, wenigſtens im diefer Zeit, nicht ohne 
Repräfentation im Bundesrathe fein. Dabei freute fich die Mehr- 
heit der Bundesverfammlung, durch den Parteienftand in Bern 
felbft eines Hinübergreifens in die turbulente Fraktion Stämpfli 
überhoben . zu fein. Wie mit Bern verhielt e8 fich mit den zwei 
großen Kantonen des Weften und des Dften, welche gleichſam 
ale Stübpunfte der neuen Bundeögewalt ausderfehen wurden, 
nachdem fie während der überftandenen Kriſis mit Ausdauer für 
die Errichtung derjelben gewirkt; dieß der Grund der Berück— 
fihtigung von St. Gallen und Waadt bei der Befekung des 
Bundesrathes. Teifin wurde in den Kreis der Begünftigten aufs 
genommen, weil feine Stimmgebung von folher Aufnahme ab- 
hängig fhien. Damit Aargau ebenfalls eine Stelle im Bundes- 
rath erhalten könne, wurde feiner Zeit die Zahl von fünf auf 
fieben geftellt. Die Wahl Munzinger’s war mehr dem perfönlichen 
Einfluß diefes Mannes ald der Bedeutung feines Kantons zuzu— 
fchreiben, Munzinger hatte den Sieg der radifalen Partei fich 
zu feiner Qebendaufgabe gemacht und er jchredte vor feiner Maß— 
nahme zurüd, die zu diefem Ziele führen mochte, felbft vor den 
Mitteln der äußerſten Härte nicht; diefe Gefinnung war’, welche 
den Kanton Solothurn in die höchſt mißliche Stellung gegenüber 
den andern Fatholifhen Kantonen verfegt hatte. Aber Munzinger 
war troß diefer Parteirichtung frei geblieben von allen Sympas 
thien für die Revolutionspropaganda in und außer der Schweiz 
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und hatte, wie wenige nur, auch den Muth, ihr ald offener 
Gegner vor die Augen zu treten, während andere Magiftraten 
fih durch Liebäugeln mit derjelben Steine in’d Bret zu gewin- 
nen fuchten. Seine Wahl hatte daher auch die Zuftimmung von 
Vielen, welche ſonſt feiner politifchen Thätigkeit nicht gewogen 
fein konnten. Wilhelm Näff, Bürger von Altftätten im Kanton 
St. Gallen, war eine nügliche Zugabe für den Bundesrath. 
Begünftiget durch Familienverhältniffe hatte er mit Erfolg juri« 
ftifchen Studien obgelegen und mar noch zur Zeit der Vierzehner 
Perfaffung in die St. Gallifche Regierung gelangt, in welcher 
. er treffliche adminiftrative Dienfte leiftete. In politischer Beziehung 
war er anfänglih den radikalen Anfchauungen fremd und land 
häufig zu jenen Mehrheiten, welche man als die rechte Mitte 
zwifchen extremen Beltrebungen anfehen mochte. Als fpäter die 
radifale Bartei im Kanton St. Gallen erftarkte, ohne jedoch ein 
Haupt aus ihrer eigenen Mitte mit Erfolg vorfchieben zu fünnen, 
wurde Näff zur Gefandtfchaft an der Tagſatzung erhoben. Diefe 
Stellung ward, melde ihm Anwartfchaft auf einen Sig im 
Bundesrath verfchaffte. Ein Mann ruhigen Wefend und Falter 
Deredtfamkeit trat Näff in diefe Behörde keineswegs ald eine 
politiihe Größe ein, wohl aber brachte er in diefelbe viel praf- 
tifches Geſchick für die wichtigeren Bundesadminiftrationen. Frand- 
cini hatte früher dem Lehrerſtand angehört, nahm im eigenen 
Kanton eine mehr untergeordnete ald leitende Stellung ein, führte 
aber für denfelben mit Sachkunde die Feder; auch hatte er fih 
große Bekanntſchaft mit den fchmweizerifchen DBerhältniffen durch 
Abfaſſung einer Statiftif erworben und dur gleiche Veran— 
laffung viele perfönlihen Verbindungen gewonnen. Diefe Um— 
fände vereint, dann eine gewiſſe Berläßlichkeit des Charakters, 
die bei ihm mehr als bei andern Staatdmännern feines Kantons 
wahrgenommen wurde, bahnten dem genannten Magiftraten den 
Meg in die Bunded-Erefutive. FreisHerofee, ein Mann fauf- 
männifcher Bildung, war in den jüngften Jahren Exekutor der 
aargauifchen Politif im eigenen Kanton und Bertheidiger dere 
felben im Schooße der Bundesverfammlung, dann einer der milis 
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tärifchen Lenker während des Sonderbundsfeldzuges und Mit- 
glied der Bundesrevifiondtommiffion; dieſe Stellungen vereint 
zeigten ihn ald Kandidaten in den Bundesrath für den Kanton 
Aargau an. Daniel Heinrich Druey ließ fih von dem Fantonalen 
Pfluge hinwegholen, eine Kernnatur, mehr deutfh ala wälſch, 
wohl ausgeftattet mit allgemeiner wiffenfchaftlicher und fpezififch 
juriftifcher Bildung und unermüdlicher Arbeiter, zur Zeit, als 
der Bundesrath gewählt wurde, Diktator im Kanton Waadt, 
nachdem’ er geiftliche und weltliche Gegnerfchaft vor fih hin in 
den Staub geworfen hatte. Er brachte die größte Geiftes- und 
Willenskraft in den Bundesrath, und machte eine Ausnahme von 
dem gewöhnlichen menfchlihen Entwidelungsgang, indem er bei 
feinem erften Auftreten in der Waadtländer Regierung als maß- 
haltend erfehien, fpäter je länger defto durchgreifender und revo- 
. Iutionärer wurde. Im Bundesrathe war er übrigens weniger 
gefährlih als im eigenen Kanton, da wenigftend vier bis fünf 
Männer in jener Behörde ſich befanden, die den Willen und, 
vereint, auch die Kraft befaßen, Druey'ſchen Uebertreibungen und 
Wagniſſen mit Erfolg entgegenzutreten und das fchmweizerifche 
Staatsruder mit Umficht und Befonnenheit zu führen. 

Selten trat, nach heftiger Staatsbewegung, eine Regierung 
in günftigeren Berhältniffen ein, als der fehmweizerifche Bundes- 
rath. Er war ein Bedürfniß geworden; die Bundesverfaffung 
fahb man im In- und Auslande als ein im Ganzen gelungenes 
Werk anz die Kantone gehorchten am Ende lieber einer aus ges 
meinfamer Wahl hervorgegangenen Zentralbehörde, als einer bloß 
vorörtlihen Regierung oder Koalitionen von andern Kantonen. 
Mit der Beitellung ded Bundesrathed hatte die Schweiz die 
Krife überwunden, während dad übrige Europa fi noch mit 
gefährlichen Experimenten abmühte. Der Vorort trat mit einem 
Abfchiedsfchreiben an die Stände ab; der Bundesraty nahm 
feinen Sitz im Erlacherhof, konſtituirte fih am 21. November 
und fing fein neues nationales Tagewerk an. Bon den aus— 
mwärtigen Gefandtfhaften, denen er den Beginn feiner Wirkſam— 
feit anzeigte, feine Spur von Einrede gegen Form und Wefen 
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der neuen Bundesinſtitutionen der Schweiz, mit Ausnahme einer 
Verwahrung Preußens bezüglich Neuenburg, die man nicht zum 
Schlimmen auslegen konnte. 

Unmittelbar nach dem Bundesrath beſtellte die Bundesver— 
ſammlung das Bundesgericht. Bei der Wahl des Bundesrathes 
war Dr. Kern von Thurgau übergangen worden, obwohl er im 
Jahr der Entſcheidung einen überwiegenden Einfluß geübt; im 
Laufe der Wahlen hatte er ſelbſt bedeutet, welche Stellung er ſich 
wünſche: es war die Präſidentſchaft des Bundesgerichts; ſie wurde 
ihm zu Theil; nah und neben ihm wurden in dasſelbe gewählt: 
Dr. Kaflmir Pfyffer von Luzern, Rüttimann von Zürih, Migy 
von Bern, Brofi von Graubünden, Kafpar Zenruffinen von Wallis, 
Favre von Neuenburg, Dr. $. 3. Blumer von Glarus, Yolly 
von Freiburg, Dr. Karl Brenner von Bafel, Jauch von Un. 
Neun Kantone, welche im Bundesrath feine Stelle gefunden, 
fuchte man durh Ernennung eines der Yhrigen in das Bundes- 
gericht zu befriedigen. Urt, der Patriarch unter den Kantonen, 
mußte fich die legte Stelle gefallen laffen. Die neue Schweiz 
nahm zu diefer Zeit die Gewohnheit an, die Abgeordneten der 
Urfantone oder auch andere Abgeordnete fonfervativer Richtung, 
zumal Katholiken, bei allen Wahloperationen an den Schweif zu 
ftellen. 

Noch war die Bundedverfammlung in Bern; nad der Wahl 
des Bundesrathes beftieg Schultheiß Steiger von Luzern den 
Präfivdentenftuhl im Nationalrathe, Briatte von Waadt jenen im 
Ständerath. Mehr Werth als auf jene Beehrung hätte Steiger 
auf einen Beſchluß geſetzt, welcher Luzern zur Bundesftadt er= 
hoben hätte; noch handelte es fih nämlich um Beflimmung des 
Bundesfiges, um Entfcheid jener heifeln Frage, welche die fon- 
jituirende Tagfagung felbft nicht zu beantworten gewagt hatte, 
und deren Enticheid auf dem Wege der Inſtruktionsertheilung 
durch die fünfundzwanzig ganzen oder halben Souveränetäten zu 
den heftigiten Erörterungen hätte führen müflen. Dem Kanton 
Bern, beziehungsweiſe feiner Hauptſtadt, waren mehrere Umſtände 
günftig: er war wirklicher Vorort, der größte und mächtigfte 
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Kanton und hatte über diefe Macht zum Zweck der Staatöver- 
änderung verfügt; feine Örtliche Rage fonnte von der weftlichen 
Schweiz ald genehm angefehen werden. Auf ſolche und ähnliche 
Gründe geftügt hegte man in Bern die Meinung, ed werde von 
Verlegung der Zentralbehörden in eine andere Stadt gar nicht 
die Rede fein. In Zürich glaubte man aber nicht nur eben fo 
aute, fondern noch weit beffere Anfprüche zu haben ald Bern. 
Gegen diefe eiferten und drohten dann höchſt maffiv die Berner 
Zeitungen und ftellten mit der bündigften Beftimmtheit in Aus- 
fiht, daß e3 mit dem Wohlvernehmen zwifchen den großen Kans 
tonen zu Ende fein werde,’ wenn man Bern’d wohlbegründeten 
Erwartungen nicht Genüge thue. Dieß wiefen die Züricher mit 
Recht ald lächerlihe Anmaßung zurüd. Wie den Zeitungen, fo 
war es auch der Regierung von Zürich voller Ernſt mit diefer 
Konkurrenz. Zu ihren Handen war vorläufig begutachtet, dem 
Nationalrath die Säle des Großen Rathed und des Regierungs- 
rathes, dem Ständerath die Aula, dem Bundesrath das geräu- 
mige Poftgebäude ald Sig anzumeifen, was zum Beweiſe geeignet 
war, daß Zürich beſſer mit Rofalitäten verfehen fei ald Bern. 
Für die Folge hatte Baumeifter Ferdinand Stadler bereits 
den Plan zu einem „Bundespalafl“ entworfen, der eine halbe 
Million Franken foften und auf den weiten Platz hinter dem 
Stadthaufe zu ftehen fommen follte; diefen wollte die Stadt, 
zugleich mit einem freiwilligen Beitrag von Fr. 100,000 an jenen 
Bau, unentgeltlich abtreten. In der Preffe wurde für Zürich noch 
hervorgehoben, daß dort das Klima milder ald jenes von Bern, 
die Gegend freundlicher, die gefelligen Verhältniſſe anfprechender 
und mannnigfaltiger, die Hülfsmittel wiffenfchaftlichen Belanges 
reicher feien ald in Bern. Das fonfurrirende Luzern vertröftete 
man auf einen fünftigen ergbifchöflihen Sig. Einige Sorge er- 
regte die Möglichkeit, daß Nationalrath und Ständerath bei ge— 
trennter Derathung zwei verfehiedene Orte ald Bundesfib bes 
ſtimmen; daheriger Verlegenheit zu begegnen, brachte eine Kom 
miffionsmehrheit den Antrag, die erforderliche Befchlußfaffung als 
eine „Wahl“ zu behandeln, d. h. in gemeinfchaftlicher Sitzung vor- 
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zunehmen, was jedoch als unzuläſſig verworfen wurde. Die beiden 
Räthe einigten ſich bald über die Leiſtungen, welche dem künftigen 
»Bundesort“ aufzuerlegen ſeien: es habe derſelbe dem Bunde die 
erforderlichen Räumlichkeiten für die Bundesverſammlung, für den 
Bundesrath und feine Departemente, für Kommiffionen, für die 
Bundeskanzlei, für die Büreaux der am Bundesfitze zentralifirten Bers 
waltungszweige, für das eidgenöffifche Archiv, für die Münzftätte, fo 
wie eine Wohnung für den Kanzler und feinen Stellvertreter, un- 
entgeltlich zur Verfügung zu ftellen und zu unterhalten, ebenfo 
die innere Ginrichtung und Ausftattung (Möblirung) der für 
die Berfammlung der Räthe beflimmten Räume zu übernehmen. 
Achnliches wurde beftimmt hinfihtlih und zu Gunften des 
Bundesgerichtes, in der Meinung jedoch, daß das Bundesgericht 
nicht verpflichtet fei, feine Sitzungen ſtets am gleichen Orte zu 
halten. Dabei wurde noch ein Gefeg über die politifchen und 
polizeilihen Garantien vorbehalten, die der Kanton, in welchem 
die Bundesftadt fich befinde, zu leiften haben werde. Der betref- 
fende Kanton oder die Stadt haben fodann binnen Monatsfrift 
fih zu erflären, ob fie die durch das Geſetz auferlegten Verbind— 
feiten übernehmen wollen (Beihluß der Bundesverfammlung vom 
27. November). Eine abweichende Meinung, bis auf Weiteres 
einen Wechſel des Bundesfiged unter den biöherigen drei Vor— 
orten eintreten zu laffen, durh Hoffmann von St. Gallen vor- 
getragen, fand Widerfpruch. Während der verfchiedenen Verhand— 
lungen der beiden Räthe, die bis jebt berichtet worden, fanden 
von Zeit zu Zeit Ergänzungdwahlen namentlich in den Nationals 
rath ftatt, da bis zu dem erften Zufammentritt nicht alle Wahlen 
hatten getroffen werden fönnen. Am 28. November traten die 
legtgewählten Berner Abgeordneten ein. An diefem Tage fam 
es im Nationalrath zum Entſcheid wegen des Bundesſitzes und 
zwar mittelft offener Abftimmung: 58 Mitglieder riefen Bern als 
Bundesftadt aus, 35 Zürih, 6 Luzern und 1 die Nargauer Pro- 
vinzialftadt Zofingen; ftürmifcher Beifallruf der Berfammlung „und 
der Tribüne“. Im Ständerath flimmten 21 für Bern, 13 für Zürich, 
6 für Luzern (ebenfalld am 28, November). Abermals verfüns 
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dete anhaltender Kanonendonner nad allen Richtungen des Lan— 
de8 die der Stadt Bern gewordene Beehrung, und ein glänzen- 
der Fadelzug bewegte ſich nach dem Grlacherhof, begrüßte die dort 
weilenden Präfidenten der Bundesbehörden mit patriotifcher An- 
rede und nahm die Antwort Druey's entgegen. Zu der Schweizer: 
regierung hatte man nun auch eine Hauptftadt der Schweiz. 
Nicht lange vor diefem Abſchluß hatte der erfte Repräfentant von 
Bern, Ochfenbein, den Vorſchlag zur Errichtung einer eidgenöf- 
ſiſchen Hochichule gemacht, die jedoch nicht an den Bundesfik 
verlegt werden folle; man fchrieb ihm die Abficht zu, dur die ' 
Einleitung folcher Theilung in die Genüfje den Sieg Bern’s in 
der Frage der Bundesftadt zu fihern und die Rivalität Zürich’s 
zufrieden zu fielen; die Beichlußfaffung wurde jedoch in der Form 
einer Weberweifung des Antrags an den Bundesrath für einft- 
weilen verfchoben. Bern hatte auch ohne dieſes Mittel der Stim- 
men genug. Im NRationalrath hatten neben den Zürichern für die 
Stadt Zürich die Abgeordneten von Graubünden, Schaffhaufen, 
beiden Appenzell, drei St. Galler und die meiften Aargauer, dann 
die Abgeordneten von Thurgau, Uri und Schwyz geflimmt. Luzern 
hatte neben feinen Stimmen unter andern auch diejenige eines 
proteftantifchen St. Gallerd erhalten. Die radifale Partei Zürich's 
tröftete fi der Niederlage halber durch mühfame Beweisführung, 
daß fie unvermeidlich gewefen. 

Bundedraty und Bundesverfammlung jchritten unvermweilt 
zur Zentralifation der Poften: auf 1. Jänner 1849 follen die 
Poften an den Bund übergehen, alle fantonalen Poftverwal- 
tungen unter die unmittelbare Leitung des Bundesrathes geftellt . 
werden; derfelbe wurde bemächtiget, fofort die möglichen Ver— 
befferungen in diefer Berwaltung, insbefondere ſolche vorzufehren, 
welche zur Ginführung eines gleihmäßigern Tarife dienlich fein 
mochten. Der Bundesrath beftellte zwei Kommiffionen, die eine für 
Ausarbeitung der Drganifation des Poſtweſens, die andere für 
Inventariſirung und Schägung des gefammten Poftmateriald der 
Kantone, Alles unter Leitung von Näff; er berief Benedikt Laroche— 
Stehelin von Bafel als Generalpoftdireftor. Der Bundesrath hob 
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den „eidgenöſſiſchen Kriegsrath" auf, deſſen Entſtehen, wenn auch 
mit anderm Namen, dem Jahr 1817 angehört, theilte die Ver— 
waltung unter ſieben Departemente und übergab die nächſte Lei— 
tung des Militärweſens dem Bundesrath Dchfenbein. Bald nady- 
her beftellte er eine Zollerpertenfommiffton, welche unter Bor: 
fip des Bundesraths Frei-Heroſee die ganze Organifation ded 
Zollweſens nah Maßgabe der Bundesverfaffung zu entwerfen 
hatte. 

Im Kanton Teffin war die Sachlage gegenüber der Roms 
bardei, wie früher, nicht befriedigend; der Vorort, damald noch 
in Funftion, erftattete Bericht und Anträge; es handelte fih um 
den Entfcheid über die Weigerung Teffin’s, der verordneten Aus- 
weiſung aller Flüchtlinge Folge zu geben, und um Vollmacht zu 
der von den Repräfentanten verlangten Berftärfung der Grenztruppen. 
Ein Ausſchuß begutachtete das Ganze. Nach längerer Berathung 
und gegenüber vielfachen Widerfpruch folgte ein Befchluß, der 
eingehender war als bisherige Maßnahmen: es feien in Geneh— 
migung der Anordnungen des Vorortes und der Repräſentanten 
ſämmtliche Flüchtlinge zu interniren, einzig die Ausnahmen abge— 
rechnet, welche die Humanität gebieten möge; der Regierung von 
Teffin fer unterfagt, den Flüchtlingen fernern Aufenthalt zu ges 
ftatten, einzig die fchon bezeichneten Ausnahmöfälle vorbehalten; 
zur Wahrung der fchweizerifchen Sintereffen haben Repräfentanten 
auch ferner in Teſſin zu verbleiben; es fei der Bundesrath er= 
mächtiget, die Truppen nach Ermeſſen zu verftärfen ‚oder auch 
ganz zu entlaffen, eine Vollmacht, die auch auf die Repräfentanten 
übertragen werden möge; der Bundesrath folle für Aufhebung 
der von Feldmarſchall Radetzky verordneten Maßnahmen wirken, 
inwieweit fie nicht bereits aufgehoben feien. Obwohl der Flücht- 
lingsunfug in Teffin die Eidgenoffenfchaft ſchon große Opfer an 
Geld gefoftet und 3000 Mann Milizen lange Beſchwerniß auf: 
gebürdet hatte, wurde jene Befchlußfaffung nicht ohne ſchweren 
Kampf errungen. Die Teffiner, durch die Männer aus der jrans 
zöfijhen Schweiz veritärft, wollten weder glauben noch zugeben, 
daß fchweizerifcherfeits, beziehungsweiſe von Teſſin, gefehlt wor: 
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den; Pioda warf den Repräfentanten Verftöße gegen Recht und 
Ehre Teffin’3 vor; Luvini unterftügte, befehuldigte die eidgenöf- 
fifchen Truppen mannigfadher Zügelofigkeit und Plündereien, und 
gab wiederholt feinen glühenden Haß gegen Defterreih und Radepfy 
fund. Luvini wurde durch Oberft Benz von Zürich zurechtgewieſen, 
welcher anläßlich dem geweſenen Anführer in Airolo den Bor: 
wurf in's Angeficht warf, er habe die auf der ſchmählichen Flucht 
zurüdgelaffenen Degen und Epauletten der Eidgenoffenfhaft mit 
800 Franken in Rechnung gebraht; dann der höchft unfreund- 
fihen Behandlung gedachte, welche den eidgenöffifchen Truppen 
in Teffin, die man dort nur ald „Croati@ und „Briganti@ bes 
zeichnete, zu Theil geworden, und Beſchwerde führte, daß von den 
Behörden in Teffin nichts zu erhalten geweſen, ala höchſtens durch 
mwiederholte Exekutionsandrohungen. Die franzöfifhen Mitglieder, 
unter ihnen General Dufour, wollten in den (um Befchluß er- 
hobenen) Anträgen nur enttwürdigende Polizeidienfte zu Gunften 
des Auslandes fehen. Solches beftritt der Bundespräfident Furrer, 
der fih bei diefem wichtigen Anlaß ald unbedingten Anhänger 
des Grundfaßes der firengften Neutralität, ald dem Heil des 
Vaterlandes allein zuträglih, bewährte, den Mepräfentanten Al— 
fred Efcher unterftügend, welcher in ausführlicher Nede das von 
der Teffiner Regierung offenbar begünftigte Treiben der Flücht- 
linge, an deren Spitze Mazzini, beleuchtet und aus den bisherigen 
Borgängen den Beweis geführt hatte, daß die Regierung von 
Teffin weder die Kraft noch den Willen habe, die Flüchtlinge 
gehörig zu Überwachen und die Neutralität zu handhaben. Der 
Beihluß ift mittelft Namensaufcufes und durch flarfe Mehrheit 
gefaßt worden (22. November). Die NRepräfentanten Munzinger 
und Efcher wurden unter Verdanfung ihrer Dienfte entlaffen; an 
ihre Stelle ernannte der Bundesrath den Staatsrath Briatte aus 
Waadt und den Nationalrath Stehlin von Bafel, dann, auf ihre 
Ablehnung, den Regierungsrath Revel von Bern und den National- 
rath Sidler. 

Auch das Petiiionsrecht gegenüber den neuen Bundesbehörden 
wurde mehrfeitig benügt: 2900 Bürger erfuchten um Freilaffung _ 
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des Biſchofs Marilley; dieſes Begehren wurde einfach an den 
Bundesrath gewieſen (21. November). 

Nachdem alſo das Haus beſtellt und das Nöthigſte in ver— 
ſchiedenen Richtungen angeordnet worden, ſchloſſen die Räthe 
(29. November) ihre erſte ordentliche Verſammlung und verfün- 
deten dem Volke durch Proflamation das Gefchehene, nach längerm 
Eingang, mit nachflehenden Worten: 

»In Folge der Konftituirung der Bundesverfammlung und 
des Bundesrathes ift der biöherige Bundesvertrag vom 7. Auguft 
1815 außer Kraft getreten und es hat das neue Grundgefeg, die 
neue Bundeöverfaffung vom 12. Herbfimonat d. J., alleinige und 
ausfchliegliche Gültigkeit erlangt. Mit diefem Augenblide ift die 
Schweizerifche Nation in einen neuen Abfchnitt ihres politifchen 
Lebens getreten; eine ‚neue hoffnungsvolle Zukunft hat fich ihr 
aufgethan; allein auch eine neue bedeutungsvolle Aufgabe hat die 
Eidgenofjenfhaft zu erfüllen übernommen! Der fchmeizerifche 
Bundesrat wird unverweilt diejenigen Geſetze vorbereiten, welche 
in der Bundesverfaffung vorgefehen find, und welche die Beftim- 
mung haben, die geiftige und materielle Wohlfahrt der Nation 
zu heben und zu fichern. Getreue Liebe Eidgenofjen! Die Auf: 
gabe, welche Euern Abgeordneten durch das ihnen gefchenkte Zu> 
trauen übertragen worden ift, muß als eine große und inhalt: 
fchwere bezeichnet werden. Nur im Hinblid auf die Einigkeit 
zwifchen Volk und Behörden, und in der Hoffuung auf ein feites 
und treues Zuſammenwirken, können die oberfien Bundesbehörden 
fi ermuthiget fühlen, der ihnen gewordenen Miffion fih mit Zu: 
verficht und Hingebung zu unterziehen. Die fchmeizerifche Bundes- 
verfammlung erwartet aber von der Nation zutrauendvoll dies 
jenige Unterftüßung, welche den Vertretern gefammter Eidgenoffen- 
Schaft noch jeweilen in fchwierigen Zeiten zu Theil geworden ift. 
G. L. E.! Bergen wir es und nicht, der politiſche Horizont bietet 
abermals trübe Ausfichten dar, und ed mögen vielleicht in naher 
Zufunft fhon harte Stürme zu überwinden fein. Einigt Eud 
daher um dad Panner des theuern geliebten Vaterlandes; achtet 
deſſen hehre Aufgabe, die ihm die Vorſehung unverkennbar vor 
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geſchrieben hat: die Leuchte einer fortſchreitenden Entwickelung, 
die feſte Burg der Freiheit zu fein! Im dieſen Tagen der Ent- 
fcheidung thut vor Allem noth, daß Behörden und Volk unent- 
wegt zufammenftehen in dem Streben, das Glüd der. Eidgenofjen- 
fchaft aus allen Kräften zu befördern und die Ehre, die Würde 
und die Unabhängigkeit der Nation zu wahren. Mit diefen Ges 
finnungen entbieten wir Euch unfern ernften bundesbrüderlichen 
Gruß. Gott fehirme die heilige Schmweizererde! Gott fegne dad 
Baterland! « 
Erhabene Gedanken und fhöne Worte; allein die Prokla⸗ 
mation fpricht die Sprache der Fentralregierung gegen das Volt 
eines einheitlihen Staates. Die „Eidgenofien“ und die „Eidge- 
noffenfhaft® ftehen darin als ganz unverftändliche, anachroniftifche 
Weſen. Wer, wenn er diefe Anfprache in guten Treuen gelefen, 
follte glauben, daß es einen Art. 3 in der Bundesverfaffung gebe?! 
In diefer Zeit traf der Große Rath von Bafelftadt mehrere 
wichtige Verfügungen. Er befchloß eine anfehnliche Herabfehung 
der Gebühren für den Einfauf in das Bürgerrecht der Stadt und 
zwar in einer Form, die auch den Einfauf von Katholiten un— 
beanftandet Tief. Eine Angeficht? der Einführung der neuen 
Bundesverfaffung zur Sprahe gebrachte Revifton der Kantons 
verfaffung unterließ er, da dazu Fein Bedürfniß vorkanden; bins 
gegen that er den wichtigen Schritt, feine Selbftauflöfung zu be- 
fließen. Lange Sahre hatte er föderales Recht und föderafe 
Zuftände vertheidiget; nun die Bundesverfaffung in Wirf- 
famfeit getreten, wollte er, feften Fußes, aufrichtig und ohne 
alle Rüdgedanfen, gleichen Sinned wie Schwyz, in die neue 
Drdnung fih hineinleben. Er verfügte die Eintheilung gefammter 
fimmfähiger fchmweizerifcher Niedergelaffenen in die verfchiedenen 
bereitö verfaffungsgemäß beftehenden Wahlförper und ordnete die 
Neuwahl anz der Beftellung des neuen Großen Rathes folgte 
die Wahl einer neuen Regierung, an deren Spite wieder die 
Bürgermeifter (Frei und Sarafin in genannter Eigenfchaft geftellt 
wurden. Grheblich veränderte Parteiverhältniffe ergaben ſich aus 
diefen Wahlen nicht. Um auch etwas zu thun, beſchloß auf Antrag 
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eines Junkers die Regierung von Schaffhaufen, den Titel „Junker“ 
von nun an in den amtlichen Aftenftüden mwegzulaffen. 

Dom Schluffe der Bundesverfammlung hinweg entiwidelte 
der Bundesrath eine rühmliche Thätigfeit in allen ihm anver- 
trauten Gefchäftskfreifen. Theils feine einzelnen Mitglieder als 
Departementsvorftände,, theild die zugezogenen Erpertenfommif- 
fionen arbeiteten fo eifrig, meift auch mit anerfennenswerther 
Sachkunde, daß fhon im Frühling von 1849 eine Reihe der wich- 
tigfien Gefegesvorfchläge zu Handen der Bundesverfammlung in 
Bereitfchaft lagen und mit ausführlichen beleuchtenden Botſchaften 
ihren Mitgliedern überreicht werden konnten. Es waren Geſetzes— 
vorfchläge über eine vollftändige Organifation und Gefchäftsord- 
nung ded Bundesrathes, über die Zentralifation des gefammten 
Zollmefend, deffen Verwaltung und die Tariffäge, über das Poſt— 
wefen in feinem ganzen Umfang, die regalifchen Befugniffe des 
Bundes, die Drganifation der Verwaltung und die fünftigen Poft- 
tagen, über die Monopolifirung der Pulverfabrifation und des 
Pulververfaufes, über die Organijation der Bundesrechtöpflege, 
über das Strafverfahren bei Uebertretung fisfalifcher und poli« 
zeilicher Bundesgefege zur Sicherung der Rechte der Bundes- 
gewalt, über die Organifation ded gefammten Militärwefeng 
nach Maßgabe der bezüglichen neuen VBorfchriften der Bundes- 
verfaffung, endlich über Zahl, Verrichtungen und Gehalt der 
Bundesbeamteten, was reichlichen Stoff zu einer neuen Seſſion 
der beiden Räthe darbot. Der Bundesrath griff auch unverfchoben 
die Frage der Errichtung einer zentralen Hochſchule und eines 
Polytechnikums an und holte zur Orientirung ausführliche Bes 
richterftattung der Kantone über die beftehenden Studienverhält- 
nifje ein, um auch diefen Gegenftand den gefeßgebenden Räthen 
vorlegen zu fünnen. 

Weniger glüdlih und unangefochten war der Bundesrath 
in andern, zumal auswärtigen Verhältniffen, aus denen fich eine 
endlofe Folge von DBerlegenheiten ergab. Ein Theil der Schweiz 
hatte fih nun einmal in Bezug auf die auswärtigen Greignifje 
einer unzuläffigen Betheiligung hingegeben, durch erlaubte Syms 
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pathien fih in eine Stimmung hineinreißen laſſen, welche zu 
unflugen Handlungen oder Unterlaffungen führt. Die deutjche 
Propaganda hatte noch immer freie Hand in der Schweiz, weil 
die gegen fie zur Anwendung geſetzten polizeilichen Mittel ganz 
unzulänglich geweſen. Deßhalb grollten noch immer die deutfchen 
Regierungen, neue und alte, und ihre Organe, fuchten fich gegen 
revolutionäre Invafion fortgefegt durch allerlei Polizeivorfehren 
fiher zu Stellen, und befchuldigten inzwifchen durch das Mittel 
der Frankfurter Preffe die fchmweizerifhen Bundesbehörden der 
Treulofigfeit an ihren eigenen Verfügungen, indem Schönes an— 
geordnet und verfprochen, nicht aber Wort gehalten worden fei. 
Die deutichen Behörden waren dabei dem Gedanken einer Sperre 
nicht fremd, aber der Mitwirkung von Defterreih nicht gewiß. 
Der Bundesrath, Flüger als die ehemalige vorörtlihe Behörde, 
und von den Parteiflubd weniger abhängig, nahm nun einen 
Anlauf, dem Uebel, wie er meinte, gründlich zu fteuern. Sich 
auf den Bundesbeihluß fußend, welcher die Entfernung aller 
Flüchtlinge aus dem Kanton Zeffin befahl, lud er gefammte 
Negierungen zu firenger Ueberwahung und zu Internirung der 
deutfchen Flüchtlinge ein, fall fie nicht volle Gewähr ruhigen 
Verhaltend gäben, dieß mit befonderm Bezug auf jene Flücht- 
linge, welche fih bei dem zweiten badifchen Aufftande betheiliget 
hatten; zugleih bob er Berzeichniffe der legtern ein, damit die 
Ueberwachung eine individuelle werden könne. Diefen Beſchluß 
längs der ganzen Grenze zur übereinftimmenden Bollziehung zu 
bringen, fandte er den Schultheifen Dr. Steiger von Luzern in 
alle Grenzfantone ab. Diefer machte die Rundreife, erfundigte 
fih nad Allem, verfügte was er möthig erachtete, drohte den 
einzelnen Kantonsregierungen, die fih nachläſſig in Erfüllung 
bundesräthlicher Gebote zeigen würden, mit Wuferlegung der 
Koften, falls abermalige Truppenaufgebote zur Grenzhut noth— 
wendig würden, pflog in Bafel eine Zufammenfunft mit dem 
badifchen Gefandten v. Marfhall, theild um ihn feiner eigenen 
Thätigfeit zu verfichern, theild zum Nachweife, in wie weit deutfche 
Klagen auf Uebertreibung oder Irrthum beruhen mögen. Biel 
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richtete er nicht aus; denn der Bundesrath fand zwei Monate 
fpäter neue Vorfchriften nöthig, verordnete die Internirung über 
feh® Stunden einwärtd und PVollfiredung gegen bereits wegge⸗ 
wiefene Flüchtlinge (27. Januar 1849). Steiger erftattete einige 
Zeit nachher Bericht über das Ergebniß feiner Sendung, wonach 
anzunehmen war, daß weitere Störungen nun nicht folgen wür— 
den (1. März). 

Im Teffin befanden fich die neu ernannten Kommiffarien ; 
die Flüchtlinge, fo hieß es, hätten fich anfehnlich vermindert; 
gegen Ende Dezember wurden die Milizen aus der Nordfchweiz 
in ihre Heimath entlaffen und der Bundesrath wiegte fich im 
froben Gedanken, wenigftens von Süden her nicht mehr beläftiget 
zu werden. Allein mit Beginn des neuen Jahres wurden feitend 
der dfterreichifchen Behörden neue Klagen. eingegeben über fort: 
geſetzten Aufenthalt Mazzini's in Teffin, deffen Umtriebe über 
die Grenze,. über mafjenhafte Einfchmuggelung aufrührerifcher 
»Brandſchriftens, Einfhmuggelung auh von Waffen, Alles 
unter Leitung eines Komite’3, das im Einverſtändniß mit den- 
jenigen zu Zurin, Rom und Florenz handle, endlich über fort- 
gefeßten Aufenthalt einer großen Anzahl von Flüchtlingen im 
Teſſin, die überhaupt die Ruhe an der Grenze nicht aufflommen 
laffen. Solches veranlaßte den Bundesrath zu fehr ernfihaft ge- 
baltenen Aufträgen an die Kommifjarien, in allen Beziehungen 
Abhülfe zu ſchaffen; da immer noch zu viele Flüchtlinge in Teffin 
anwefend, Alle zu entfernen, auf welche die befannten Ausnahms- 
gründe nicht paſſen; wenn nöthig zu Entdedung und Entfernung 
Mazzini's felbft Hausfuhungen vornehmen zu laſſen; er forderte 
fie auf, ihren Anordaungen größere Kraft zu geben; habe die 
Regierung von Teffin im Jahr 1847 fo meifterhaft die für die 
Sonderbundsfantone beftimmten Lieferungen zu paden gewußt, 
jo follte fie auch den Waffenfhmuggel nach der Lombardei zu 
verhindern im Stande fein. Aber gegenüber den tejfinifchen Ita— 
lienern waren Revel und Sidler, der letztere die perfonifizirte 
Gutmüthigfeit und Enthufiafterei, nicht die geeigneten Männer; 
die Zumuthung an fie, den Verſchwörer Mazzini nicht bloß fort- 
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zufchaffen, fondern auch zu verhindern, daß er nicht wieder in 
den Zeffin hineinfomme, überftieg ihre Kräfte. Mazzini war ge- 
wifjermaßen der Günftling Europa’s geworden; da die mächtigen 
Bolizeien ihn durchſchlüpfen ließen, was follte eine: ohnmächtige 
Ichweizerifhe Kommiffariatspolizei in Zeffin gegen ihn vermögen? 
Der Bundesrath erließ in -obigem Sinn auh Mahnung an die 
Regierung von Teffin unter Androhung, daß die für neue Grenz- 
befegung erlaufenden Koften ihrem Kanton auferlegt würden 
(6. Januar). 

Die im Völkerrechte und zumal durd die jchweizerifche Neu- 
tralität wohlbegründeten Anordnungen des Bundesrathes riefen 
harte Urtheile im Großen- Rath von Teffin und zugleich das 
höchſte Mißfallen der fardinifchen Regierung hervor, die in Turin 
noch immer auf Rache gegen das fiegreiche Defterreih fann und, 
von ihrem Standpunkte aus, gute Gründe hatte, das Gebiet des 
Kantons Teffin noch ferner in ihrem politifchen Intereſſe aus— 
beuten zu fönnen; fie erhob zudringliche Einfprache über die gegen 
die lombardiſchen Flüchtlinge angeordnete Strenge, feßte fich dabei 
in dem lächerlihen Kal, Beſchwerde über angebliche Mißhandlung 
der Angehörigen eined andern Staated zu führen. Der Bundes- 
vath antwortete mit Salz, zeigte, mit welcher Bereitwilligfeit 
namentlid „nach dem verhängnißvollen Tage von Euftozza® die 
großen Maffen italienifher Flüchtlinge aufgenommen worden, 
Ichilderte ihr unbefugted Betragen, ihre bewaffneten Ausfälle auf 
jenfeitiged Gebiet, den durch fie verübten grellſten Mißbrauch des 
Ayla, die verderblichen Folgen, welche der Schweiz aus folcher 
Alylsgewährung hervorgegangen: die längere Unterbrechung des 
Handeld und Verkehrs, die Befchwerden der Grenzbefegung für 
die Milizen und die „enormen Ausgaben“ für die Bundesfafje. 
» Das, Herr Minifter, ift der Danf, welchen die gaftfreie Schweiz 
von den italienischen Flüchtlingen, die Sie Ihrer befondern Pro- 
tektion für würdig erachten, geerntet hat“ (31. Januar). Die 
fardinifche Regierung hatte fich übrigens nicht bloß auf diefe 
diplomatifhe Verwendung befchränft, fondern darüberhin lombar- 
diſche Flüchtlinge dadurch in den Teffin eingefchmuggelt, daß fie 
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ihnen fardinifhe Päſſe gab; der Bundesrath verbot ihre Aner- 
fennung. Bald traten die Gründe folcher Handlungsweife jener 
Regierung in klares Sonnenlicht. 
In Rom war am 15. November 1848 der päpftliche Minifter 
Roffi durch Meuchlershand gefallen;* um den Papſt Pius IX. 
wütheten der Aufftand und revolutionäre Eprperimente; feine 
Würde und feine perfönliche Sicherheit zu behaupten, floh er 
nah Gaeta, dort den Ausgang feiner Drangfale zu erwarten. 
Rom ſammt dem Kirchenftaat wurde Republik, ſchwärmte in den 
Orgien der Zuchtlofigfeit, wurde ausgeplündert durch Zwangs— 
anleihen auf alle Befigenden (den Handelöftand inbegriffen) und 
fiel bald einem Triumvirat anheim, an deffen Spite Sofeph 
Mazzini genannt iſt; der unmittelbar vorangegangenen fonfti- 
tuirenden Berfammlung des Kirchenftantes follte eine allgemeine 
für Jtalien folgen. Diefe neue Republik entfendete einen Befreuns 
deten Mazzini's, Philipp de Boni, als ihren Nepräfentanten in 
die Schweiz; er verlangte fofort Abbrechung alles Verkehrs mit 
der päpftlichen Nuntiaturz der Bundesrath entfprach zwar nicht, 


* Vergl. über Roffi Bd. I, Seite 305, 306, 335, 350 und folgende, 402. 
Roffi verließ nach längerer Wirkſamkeit in Genf fein neues ſchweizeriſches Vater: 
land, fand Aufnahme und ein weites Feld für feinen reichen Geift in Frankreich, 
ſchwang fich zu deffen Botfchafter in Rom emvor, ſank dann nad der Pariler 
FebruarzKevolution augenblidlih in Nullität, wurde fpäter Minifter Pius IX. 
Daß er den 1832er Bundesentwurf verfaßt, ift eine zwar hunderimal abge 
drudte, aber ganz unrichtige Angabe. Der Redaktor jenes Entwurfes war ein 
geborner Schweizer von altem Schrot und Kom, der Berfaffer diefes Buches, 
nicht jener fosmopolitifhe Ztaliener; vergl. Band I, S. 362. Roſſi's tragiiches 
Ende hat felbft die bitterften Feinde diefed ehemaligen Carbonaro verfühnt. In 
feinen jpätern Jahren war er Konftituioneller, Orleanift. Er wußte viel, aber 
nicht Alles. Von einer diplomatifchen Sendung im Jahr 1843 aus Deutſchland 
nach Paris zurüdfehrend, ſprach er bei Baumgartner in St. Gallen zu; im 
Laufe langen Geſpräches ftellte diefer die Frage an ihn: ob er, Roſſi, die Dy— 
naftie Ludwig Philipp’s als gefichert anſehe; Roſſi antwortete ausführlich be— 
jabend, mit der vollen Zuverſicht eines feiner Sache gewifjen Profeffors. Wenige 
Jahre nachher war feine Zuverficht zu Schanden geworten; Roſſi hatte, wie 
fein damaliger Herr, ſich in die Anficht verrannt, daß die „Bourgeoiſie“ unüber: 
windlich fei, und überfehen, was nad) ihr fommen werde und müfle. 
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aber hatte Doch die Schwachheit, voreilig fih mit jenem Send» 
ling in Amtöforrefpondenz einzulaffen. Für Sizilien, das fih von 
der königlichen Regierung von Neapel getrennt, erſchien Beltrami 
ald Gefandter. In diefer Zeit griff Sardinien wieder zum Schwert; 
feine Regierung fündete Defterreih den Waffenftillitand auf den 
18. März und erließ ihr Kriegsmanifeft an das „ganze zivilifirte 
Europa“. Am 20. rüdte Radepfy mit feinen Kriegsſchaaren aus 
über den Teffin, zermalmte die Piemontefen in der Schlacht bei 
Novara (23. März) und diktirte ihnen den Frieden; König Karl 
Albert legte Kron’ und Szepter nieder und zog in ferne Einſam— 
keit. Im Norden Italiens war die Revolution für lange Jahre 
gebändiget. Nach der Kündigung des Waffenftillitandes bot Sidler, 
feit länger allein ald Kommiffär in Teffin, zwei Bataillone dor- 
tiger Truppen zur Grenzhut auf; der Bundesrath befehligte nod) 
ein Bataillon Thurgauer hinein über die Berge und fleüte das 
ganze Korps unter dad Kommando des Dberften Eduard v. Salis 
aus Graubünden. Der Kommiffär, die Truppen und der Kom— 
mandant fonnten aber alsbald wieder entlaffen werden, da in 
Folge des Kriegdausganges von nun an in Teffin feine „Ges 
ihäfte" mehr für die italienifche Revolution zu machen waren. 
Einige Zeit vorher hatten die deutfchen Flüchtlinge Beder, Hein- 
zen und Lommel, nah Abfchluß eines Kapitulationsvertrages mit 
der aufftändifchen fizilifhen Negierung, die Werbung für Errich— 
tung einer deutfch-helvetifhen Legion eröffnet. Der Bundesrath 
unterfagte, fünf Tage nach der Schlaht von Novara, was er 
ſchon früher hätte thun follen, die Werbung und verordnete die 
Wegweifung jener Abenteurer. 

Mit friiher Muth traten die gefeggebenden Räthe am 
16. April zur Fortfegung ihrer organifatorifchen Arbeiten zus 
fammen; neue Mitglieder traten ein, die ftatt der Bundesräthe 
gewählt worden; Alfred Efcher wurde zum Präfidenten des Natio- 
nalrathes erhoben. Allein die Bolitif wollte der Bundesverfamme 
lung faum Zeit zu ruhiger Arbeit gewähren. Der Krieg der 
Revolutionspartei in und außer der Schweiz gegen die fapitu- 
litten Schweizerregimenter in Neapel war nicht aufgegeben, fon: 

Die Schweiz. IV, 24 
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dern wurde gegentheild mit Betriebfamkeit von allen Seiten neu 
angefacht. Furrer, der Bundespräfident, erftattete darüber fein 
Gutachten: über das Gefährlihe und Verwerfliche diefer Kapi— 
tulationen fei „unter und“ nur Eine Stimme; anders geftalte 
fih die Sache, wenn man auf den Rechtöpunft eingebe; fouverän 
nah Art. 3 der Bundesverfaffung feien die Kantone in Allem, 
was fie nicht der Bundedgemwalt übertragen haben, und der Art. 11 
derfelben: „ed dürfen feine Militärfapitulationen abgefchloffen 
werden“, fei mit dem „volliten Bewußtfein“ angenonmen wor: 
den, daß die beftehenden Kapitulationen dur die neue 
Bundesverfaffung nicht berührt werden, fondern auch ferner- 
hin Sache der Kantone bleiben; vielmehr habe man nur gewollt, 
daß weder von Bundes noch von Kantons wegen fünftige Kapi- 
tulationen abgefhloffen werden. Daher fein Antrag an den 
Bundesrath: fich als infompetent zum Einfchreiten zu erklären. 
Der Bundesrath genehmigte denfelben, brachte jedoch, feine felbft- 
ftändige Berichterftattung an die Bundesverfammlung. Ald Solches 
in der Rathsſtube vorging, tobte e8 draußen. In Chiavenna wurde 
ein Transport Refruten auf dem Marſch nah Süpditalien meuchel- 
mörderifch überfallen; nach Berlurft vieler Berwundeten mußte die 
Schaar zurüdfommandirt werden. In der franzöfifhen Schweiz 
glühte alter Brandftoff; offenbar übte die italienifche Propaganda 
dort Einfluß. In Genf ftürmte eine Bolfdverfammlung von mehrern 
Zaufend Mann (11. März; James Fazy felbjt rednerte für die 
Aufhebung der Kapitulationen ; verweigere der König die Hand- 
bietung, fo fei ihm der Krieg zu erklären; unter den Fahnen, 
mit denen die Rednerbühne geziert war, fah man auch die ita- 
fienifche Tricolore; die Berfammlung erließ an das römifhe Bolt 
eine Glückwunſch-Adreſſe, in welcher „das Neich allgemeiner Ver— 
brüderung® angekündigt wird. Der Große Rath folgte auf dem 
Fuße: er gelangte mit dem Antrag an die Bundesverfammlung, 
fofort die in Neapel ftehenden Regimenter zurüdzuberufen, vom 
Könige für Offiziere und Mannfchaft jene Entfhädigungen zu 
verlangen, auf welche fie nah Maßgabe ihrer Dienftdauer An- 
fpruch machen fünnen, und fernere Werbungen zu unterfagen. 
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In gleihem Sinn langten Petitionen aus Genf, Neuenburg, aus 
vielen Orten der Kantone Waadt, Bern, Bafelftadt, Bafelland, auch 
aus Freiburg an die Bundesverſammlung (mit 15,161 Unterfehriften), 
dann von Schweizern in Genua, Befancon und DBenedig (498 
Unterfehriften). Die Warmen wurden noch higiger, ald Nach— 
richten in die Schweiz gelangten, daß die zwei noch in Meffina 
weilenden Regimenter von der Regierung Neapels beftimmt feien, 
nah Rom zur Wiederherftellung der: päpftlichen Negierung ver 
wendet zu werden, und als fpäter fogar der Tag gemeldet wurde, 
an welchem dad Solothurner Bataillon in die ewige Stadt auf— 
brechen werde. Sturz des Papſtthums war dad Lofungswort der 
itafienifhen Revolutionäre; in der Schweiz hegten Biele ähnliche 
Wünfhe und Hoffnungen. Daher ftieg die leidenfchaftlihe An- 
feindung gegen jene Regimenter. In den Räthen maßen fid die 
beidfeitigen Anfichten mit auffallender Wärme, wie wenn es einer 
vaterländifchen Frage gegolten hätte. Der Ständerath hatte die 
Initiative. Streng bundesrehtlich gehalten lautete ein Mehrheitd- 
bericht feiner Kommijfion, von Dr. J. J. Blumer von Glarus: 
der Art. 11 der Bundesverfaffung habe fo wenig rüdwirfende 
Kraft als irgend eine andere geſetzliche Borfchriftz bei Feſtſetzung 
deöfelben habe bloß die Abfiht gewaltet, den Abfchluß Fünftiger 
Kapitulationen zu verbieten, keineswegs aber die ſchon feit län- 
gerer Zeit in Rechtskraft beftehenden aufzuheben; ein Einfchreiten 
wäre daher nicht gerechtfertiget, zumal weder die äußere Sicher: 
heit noch die völferrechtlichen Berhältniffe der Schweiz zum Aus» 
land bei diefer Frage und bei dermaliger Sachlage gefährdet feien. 
Dom Könige, dem durd Aufhebung der Berträge ſelbſt Ge- 
jhädigten, die Entjhädigung für die Truppen zu verlangen, er- 
ſchiene als etwas Unerhörtes, die Eidgenofjenfchaft felbit aber wäre 
zu folcher Leiftung nicht mit binreihenden Finanzen verjehen; 
Anordnungen bezüglich der Werbung feien lediglih Sache der 
Kantone. Daher das Gutachten: über den Antrag von Genf und 
über die eingegangenen Bittfchriften Tagesordnung zu erkennen. 
Anders die Minderheit: Briatte; alſo deutfche und franzöfifche 
Schweiz einander gegenüber. Dieſes Minderheitögutachten lautete; 
. 24 * 
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wie der Art. 8 des Bundesvertrages von 1815 der Tagſatzung 
alle Befugniß eingeräumt, für die innere und äußere Sicherheit 
der Schweiz, für die Behauptung ihrer Unabhängigkeit und Neu— 
tralität zu ſorgen, ſo thue es auch der Art. 74 der neuen Bundes— 
verfaſſung zu Gunſten der Bundesverſammlung; — alſo die Als 
gewalt des Bundes wurde von dieſer Seite in Anſpruch genommen; 
in Anwendung jenes Satzes auf den fonfreten Fall ergebe ſich, 
daß der Fortbeftand der Militärfapitulationen mit der Neutralität 
in Widerfpruch ſtehe; Ausländer und Schweizer können den der— 
maligen Zuftand gar nicht begreifen; gar nicht begreifen, wie die 
Bundesbehörden einerfeitd einzelnen Bürgern den Zuzug für die 
Sache der Demofratie (nah Stalien) verboten habe, während 
einige Kantonalregierungen wohlorganifirte Truppen ermädhtigten, 
fih für das entgegengefebte Prinzip zu fchlagen; daher der Ans 
trag: durch den Bundesrath Nöthiges über die Entfhädigungs- 
frage vorzubereiten und einen Befchluffesentwurf für Aufhebung 
der Kapitulationen einreichen zu laffen. Mit 24 gegen 14 Stim- 
men bejchloß der Ständerath Tagesordnung, feiner Beſtimmung 
getreu, die unziweifelhaften Souveränetätdrechte der Kantone gegen 
über zentraler Willfür aufrecht zu halten. Aber anders erging es 
im Nationalrat, Michel von Graubünden beantragte dort Zus 
fimmung zum Beichluß des Ständerathed; er verfocht vitterlich 
dad, was er für recht hielt; den Sympathiebetrachtungen und 
ähnlichen Beweggründen „gegenüber fteht®, fo ſchrieb er, „mit 
Niefengröße der abgefchloffene Bertrag der Kantone und ihre 
noch fortdauernde Berechtigung, denfelben aufrecht zu erhalten“. 
Dad war aber Andern nicht genehm. Drei Tage lang währte 
der Kampf; mit Auszeichnung fprachen am erften Tage der Berner 
Fifcher von Reichenbach, Oberft Ziegler, Luſſer von Uri, Segeſſer 
von Luzern gegen die Aufhebung, Ziegler noch indbefondere gegen 
dag pochende Weſen der Bolfövereine; wären diefe, fo meinte 
der Nedner, in der ganzen Schweiz fo organifirt wie in der weſt— 
lihen, fo müßten fi die Regierungen fammt und fonderd in 
eine Hagelaſſekuranz einfchreiben laffen, und Segeffer gab zu vers 
ftehen, daß nicht in Neapel, wie von den Gegnern behauptet 
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werde, ſondern im eigenen Vaterlande die Schweizerfahne miß— 
braucht werde. Ihnen gegenüber trat Stämpfli mit einem ächt 
revolutionären Vortrag auf, tadelte die Kämpfe der Berner— 
Truppen in Neapel, Meffina und Catania, proteftirte gegen den 
Werth der phufifhen Tapferkeit, wenn fie mit der moralifchen 
Ehre nicht verträglich; ſolche Tapferkeit, fagte der Redner, fönnte 
auh „dem FFleifherhunde“ nicht abgeſprochen werden. Entrüftet 
über den fchmählichen Vergleich fchmeizerifcher Tapferkeit und 
Zrene mit den thierifchen Inſtinkten eines „Fleifcherhundes“ er- 
hob fih Ziegler und verlangte Mipbilligung, und da ihm nicht 
volle Genugthuung wurde, verließ er augenblidlih den Saal 
und die Verſammlung; Stämpfli” aber erntete ein wiederholtes 
tapfered Bravo der Tribüne. In gleicher Weife wurden Vorträge 
für und wider noch zwei weitere Tage lang vernommen. Die 
Mehrheit befchloß Unterhandlung für Aufhebung der Kapitu- 
lationen, darüberhin unverweilte Aufhebung derfelben, das leßtere, 
falld die Regimenter zur Intervention in einem fremden Lande 
und namentlich gegen den Grundſatz des freien Gelbjtfonfti- 
tuirungsrechted (eined Volkes) verwendet werden follten. Das 
war die befliffene Vorforge für das Selbflfonftituirungsrecht der 
Römer, während dasjenige der Freiburger mit Füßen getreten 
worden. Da nun Zwiefpalt zwifchen den beiden Räthen vorhan- 
den, trat der Ständerath zum zweitenmal ein, gerieth in's Schwan: 
fen und Nachgeben; nur 15 Mitglieder hielten noch an der Tages— 
ordnung feft, unter ihnen der St. Galler Steiger, der bei dieſem 
Anlaß Recht, Ehre und Einfluß des Ständerathes aufrecht halten 
wollte. Nun neuer Kampf im Nationalrath, weil der Ständerath 
eine jelbftftändige Form für den entgegenfommenden Beſchluß ge 
wählt. Ziegler beharrte auf der Tagesordnung; Andere mit ihm, 
fo Schultheiß Kopp von Luzern, der am 12, Juni das denf- 
würdige Wort fprah: „Bei mir macht die Politik einen unters 
geordneten Theil des Rechtes, nicht das Recht einen untergeord- 
neten Theil der Politif. Der endlihe Beſchluß beider Räthe 
lautete: in Betracht der Unverträglichfeit der Militärfapitulationen 
mit den politifhen Grundlagen der Schweiz, ald eined demofra- 
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tiſchen Freiſtaates, ſoll der Bundesrath beförderlich die geeigneten 
Unterhandlungen für deren Auflöſung einleiten, dann Bericht 
und Anträge einbringen; einſtweilen ſeien alle Werbungen für 
auswärtige Militärdienſte im Gebiete der ganzen Eidgenoſſenſchaft 
unterfagt (20. Juni). Weder von St. Gallen, nicht zufrieden 
mit dem vom erften Belchluffe des Nationalrathed mefentlich ab- 
weichenden Ergebniß, brachte mit 38 Andern alabald die Motion 
ein: daß die Regimenter Feinenfalld zur Intervention im Rö- 
mifhen follen verwendet werden dürfen, gefchähe es aber doch, 
folle fofort zur Auflöfung der Kapitulationen gefchritten werden. 
» Diefes Manöver der Rothen“, wie die Gegner den Borfchlag 
nannten, wurde nicht ohne Zeichen des Unwillens über das ges 
bieterifhe Wefen der Neununddreißig durch Namendaufruf mit 
48 gegen 43 Stimmen verworfen, und es blieb bei dem fchon 
gemeldeten Befchluffe, zu deſſen Bollziehung der Bundesrath als- 
bald die Wünfhe und Anfichten der betheiligten Kantone Bern, 
Luzern, Uri, Schwyz, Unterwalden, Freiburg, Solothurn, Grau- 
bünden und Wallıs einholte. Kaum mar der Befchluß der Bundes- 
verfammlung befannt, reichte der Gejchäftäträger des Königs beider 
Sizilien, Graf Ludolf, eine Beihwerdefhrift ein, klagte über Ber- 
letzung beftehender Verträge, verlangte Aufrechthaltung derfelben 
und drohte auf den Gegenfall mit den ſtrengſten Repreflalien 
(27. Suni). Bon Seite der fchmeizerifchen Kaufleute in Neapel 
gingen Sammerjchreiben über die von ihnen befürdhteten Folgen 
des KRapitulationsbruches ein, denn fie beforgten maffenweife Weg: 
weifung. Der Rationalratd nahm von Allem Kenntniß, vermweis 
gerte das Eintreten in diefe Petitionen und überließ das Weitere 
dem Bundesrath. Diefer aber erwiederte dem Gefandten Neapels 
gereizt, wie diefer gefchrieben, verwies auf den Artikel der allge- 
meinen Pertragsbeftimmungen, welcher beide Kontrahenten be- 
rechtige, bei dem Eintreten unvorgefehener Berhältniffe auch vor 
dem Ablauf der Kapitulationen deren Aufhebung zu bewirken, 
und verdeutete darüberhin, daß die Bundesbehörden fich durd) 
Drohungen nicht beftimmen laſſen, von Beichlüffen abzugeben, 
welche fie im Intereſſe der nationalen Würde gefaßt haben 
® = 
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(2. Juli). In Paris war vor Monaten der Thurgauer „Ehren« 
Bürger“, Prinz Ludwig Napoleon Bonaparte,* nachdem er feine Ber- 
bannung felbit aufgehoben, zum Präfidenten der Republik vorgerüdt 
(20. Dezember 1848), begünftiget und gehoben vorzüglich durch 
Jene, welche der Republif abgeneigt; ein franzöfifched Heer, das 
er nach Givitavecchia hatte überfhiffen Iaffen, landete dort am 
26. April 1849, belagerte Rom und befegte diefe Weltftadt 
(3. Juli). Die neue Römerrepublif und ihr Gefandter de Boni 
in Bern verfhwanden; in Rom trat unter General Dudinot 
franzöfifche Militärherrfchaft ein. 

Bon den Berathungen der Bundesverfammlung über Ver— 
waltungsfachen fland diejenige über das Zollwefen obenan. Der 
Bundesratb hatte feinen Entwurf eingebracht, dabei auf die 
Schwierigkeit der Aufgabe gewieſen; diefe faß nicht fo faft in 
der nöthigen Abfindung mit den Kantonen über ihre Entſchädi— 
gungen, als vielmehr in zwei andern Fragen, ob die Zölle für 
die Zentralgewalt eine Finanzquelle werden follen oder nicht, und. 
ob das Freihandelsſyſtem behauptet oder aber mehr oder weniger 
auf Errichtung von Schupzöllen eingegangen werden folle. Der 
Bundesrath fagte darüber im Allgemeinen: es follte der Gefammt- 
ertrag der Zölle, ohne zu hoch anzufteigen, doch genug betragen, 
um Die Entſchädigung an die Kantone, die Bezugsfoften und 
„einen Theil“ der Bundesausgaben zu deden. Damit verband er 
die Abficht, die Aufhebung der alten Zölle gleich von Anfang 
an fo umfajjend ald möglich durchzuführen. Die Großen Räthe 
waren durch die Bundesverfafjung der Mühe enthoben, fich felber 
in die trodene Materie zu verſenken; aber gleihwie bei der 
Sache der Militärfapitulationen, fo regte fich unmittelbar das 
Doll. Es war damald noch ein reges Leben in den meiften Ge- 
bieten der Schweiz, das Volk noch nicht zur Schweigfamfeit ge- 
wöhnt. Es wollte ſich zu guter Zeit deſſen verfihern, was die 
Räthe zu bringen hätten, nicht aber in der ergebenen Zuverficht, 
daß fie das Befte richtig treffen werden, vertrauensvoll zumarten, 


* Vergl. Band II, ©, 297 bis 299. 
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mas diefelben ihm etwa zubereiten möchten. Daher warf fich eine 
Fluth von Petitionen nach Bern, aus der weftlihen und öftlihen 
Schweiz zumal; in Genf wollte man von der Sache eigentlich 
gar nichts wiffen, hätte gern die Zolllinie fih ferne vom Leibe 
gehalten, und fah die Ausführung eines allgemeinen Einfuhrzoll- 
ſyſtems ald geradezu unmöglich an. In der öftlichen Schweiz, 
wo man feit Jahren ber der oft zur Sprache gebrachten Ein- 
führung von Schußzöllen energifch enigegetreten war, raffte man 
fich wieder auf und ſprach ein ernfled Wort an die Räthe gegen 
allfällige Luft fisfalifher Plusmacherei und gegen das Eingehen 
auf Schußzolleinrichtungen. Bon St. Gallen und Appenzell aus 
ging eine mit nahe an 20,000 Unterfchriften verfehene Petition 
an die Räthe, mit folgendem Begehren: dem vom Bundesrath 
audgegangenen Geleßesentwurfe (er enthielt für die nach dem 
Gewicht zu verzollenden Gegenftände zehn Klaffen mit 1 big 
16 Fr. per Zentner Zoll) zu verwerfen; von der Einführung 
fogenannter Schußzölle „oder Mauthen“ gänzlich zu abftrahiren; 
„den ganzen Staatshaushalt der Eidgenofjenfchaft möglichſt öko— 
nomijch einzurichten und auf den Handel und Verkehr jedenfalld 
feine ftärferen indireften Abgaben zu verlegen, als bisher auf 
denfelben gelaftet haben“; für die hienach erforderlichen Zölle 
ein möglichſt einfaches Zollgefeb zu erlaffen, mit Anſätzen ent- 
weder nur nad dem Gewichte, oder mit fehr wenigen Klafien, 
ohne mauthähnliche Einrihtungen und Pladereien und ohne foft- 
jpielige Grenzwache; von jeder Berzollung gänzlich auszunehmen 
oder doch möglichjt zu erleichtern alle Gegenftände, welche mittel» 
bar oder unmittelbar ald Rohftoff „unferer Induſtries, ald Werf- 
zeuge, oder als wejentlihe Nahrungs: und Kleidungsmittel der 
ſchweizeriſchen Bevölferung zu betrabten find; die Ausfuhr mit 
höchſt wenigen Ausnahmen ganz frei zu geben. Das war eine 
gefunde Volksſtimme, die Quinteffenz deffen, was die bedächtigen 
Magiftraten in allen Kantonen feit bald einem halben Jahr— 
hundert empfohlen und felbft beobachtet hatten; es waren dieß 
PBerwaltungsgrundfäge, von deren Beachtung die Schweiz nicht 
ungeftraft abweichen fann. Die Kommiffiondmehrheit des National» 
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rathes fchlug neun Klaffen mit einem Tarmarimım von 10 Fr. 
per Zentner vor; fie wollte nicht bloß die Kantone entfchädigen, 
fondern auch Geld machen für die Zentralfaffe; denn, fagte fie, 
die Erhebung direkter Geldbeiträge feitend der Kantone würde 
pallgemeine Mipftimmung hervorrufen und die gedeihliche Ent- 
wickelung unferer ftaatlihen Berhältniffe in hohem Grade ges 
fährden“. Die Bundesverfaffung felbft hatte in diefen Beziehungen 
der Gefeßgebung ziemlich freie Hand gelaſſen; fie ftellte, für die 
Beftreitung der Bundesausgaben, den „Ertrag der fehweizerifchen 
Grenzzölle“ in die zweite, die direften Geldfontingente der Kans 
tone in die fünfte Linie. Aber foviel ift hergeftellt, daß, da die 
‚Bundesverfaffung fo beftimmt die Kantone eventuell zur Leiftung 
erwähnter Geldfontingente verpflichtet, ihre Abficht keineswegs die 
fein fonnte, allfällige Defizite durch den Ertrag hoher Zollſätze 
zu deden. Diefer Grundanficht gegenüber hatten die „Herren in 
Bern“, wie das Volf die Räthe feither nennt, ſchon damals eine 
nicht verhehlte Furcht, daß ed um die neue Staatdordnung in 
der Schweiz gefchehen wäre, falld man das ganze Räderwerk nicht 
ohne direkte Beiträge der Kantone in Gang zu bringen und in 
ſolchem zu erhalten verflände. Die Kommiffion hatte zu diefem 
Behuf ihren Tarif fo bemeifen, daß er einen Bruttoertrag von 
Fr. 3,200,000 abwärfe; davon, fo rechnete fie, feien Fr. 1,700,000 
als Entihädigung für die alten Zölle an die Kantone zu be— 
zahlen, Fr. 349,250 gingen an Bezugskoften auf; zur Beftreitung 
der Bundesausgaben würden verfügbar Fr. 1,000,000, und es 
bliebe noch ein etwelcher weiterer Ueberfchuß von mehr als 
dr. 140,000 für Unvorgefehenes übrig (Berichterftatter: Beyer 
von Schaffhaufen). Sp weit wollte aber eine Minderheit nicht 
gehen; fie wollte alles Fisfalifhe vom fünftigen Zollfyitem fern 
halten, der Bundesverwaltung keineswegs irgendwie namhafte 
Grträgniffe aus dem Zollbezuge zuwenden; durch Anmendung 
diefer Grundſätze gedachte fie ihr jedes Mittel, gegen das Frei— 
handeläfyitem zu jündigen, von vornher zu entziehen; daher ver- 
wies fie auf die unmittelbaren Geldfontingente der Kantone und 
nöthigenfalls felbft auf eine „eidgenöffifche Bermögengfteuer“. Erpf 
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von St. Ballen, der Berichterftatter der Minderheit, fchrieb: „Die 
Zeit wird wohl bald fommen, wo die Völker alle es einfehen 
werden, daß nicht von Löfung der Frage, ob Monarchie oder 
Republik, fondern von Löfung derjenigen Frage, ob Freihandel 
oder Schußzoll, und von der Abjchaffung der ftehenden Heere 
der Wohlftand der Nationen bedingt wird. Es wird auf die Dauer 
nicht beftritten werden können, daß bleibende materielle Wohlfahrt 
erft dann feften und ungerftörbaren Fuß in jedem Land gewinnen 
fann, wenn die den Verkehr hemmenden, die Thätigkeit der Völker 
zerftörenden Zollichranken gefallen fein werden.“ Und den Geld- 
männern, welche bereit am Finanzſchlotter litten, rief jener Be— 
richterflatter zu: „die Schweiz fteht noch nicht in dem Nothfalle, 
daß fie aus Webel ärger machen muß; daß, um das Vaterland 
finanziell zu retten, ganze Stände, ganze Kantone, die Intereſſen 
und Wohlfahrt Aller, die ewig geltenden Grundfäge der Handels- 
freiheit über Bord geworfen werden follten. So wenig dieß, als 
Papiergeld!“ Und zum Beweife, daß die Oppofition nicht 
grundlos fich erhebe, fagte Erpf weiter: „Die Zollbagen per 
Zentner, von denen man vor zehn Jahren gefprochen und die 
man als hinreihend, als Marimum feitgefegt hatte, find heute 
Zolfranfen; in zehn Fahren würde man von Zollthalern 
fprechen“, wenn nicht der niedrigere, von der Minderheit empfohs 
lene Tarif angenommen werde. In diefem Geifte hatte Joh. Georg 
Anderegg, ebenfalls Mitglied von St. Gallen, einen Zolltarif aus» 
gearbeitet, der nur 4 Fr. im Marimum auf den Zentner legte 
und der Bundesfaffe faum mehr ald 100,000 Fr. Ueberfhuß für 
Dedung ihrer Ausgaben gebracht hätte. Erpf pflichtete bei, hatte 
aber für den Fall, daß die Verfammlung in das Syitem eins 
ginge, von Geldfontingenten Umgang zu nehmen und das ges 
wöhnliche jährliche Defizit aus dem Zollertrage zu deden, einen 
Tarif ausgearbeitet und vorgefchlagen, welcher ein Marimum von 
6 Fr. per Zentner feftjeßte; mit ihm ging einig der weftliche 
Abgeordnete, Lambelet von Neuenburg. Ein anderer Differenz: 
punkt zwifchen den beiden Abiheilungen der Kommilfion war der: 
ob nur die auf dem Tranfit laftenden Gebühren Gegenftand der 
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Aufhebung und Einlöfung fein follen, oder ob diefe Maßnahme 
gefammte beftehende Zölle umfafjen folle. Mit großem Eifer wurde 
gefochten; die Freihändler unterlagen der Furcht vor den Gelds 
fontingenten: es murde der von der Kommiffionsmehrheit ent⸗ 
worfene höhere Tarif angenommen und, zugleich befchloffen, daß 
die Zolleinlöfung eine allgemeine, nicht bloß auf die Tranfit- 
gebühren befchränfte fein folle. Der Berner Abgeordnete Stodmar 
machte einen Verſuch, auch die Konfumogebühren auf geiftige 
Getränke, welche Bern und andere Kantone fortbeziehen durften, 
mit in die Einlöfung aufzunehmen; der Nationalrath verwarf 
jedoch diefe Bernifche Geldfpefulation. Die Berathungen in bei 
den Räthen gelangten erft mit dem 30. Juni zum Abfchluß. 
Das ift die Entftehung der neuen Zollordnung. Ste führte einen 
allgemeinen Ein», Aus: und Durhgangszoll ein, bob alle be- 
ftandenen lofalen Zölle und zollartigen Gebühren mit Inbegriff 
der Weg- und Brüdengelder auf und verlegte den Bezug an die 
äußere Grenze des Landes; die zahlreichen Schlagbäume, Gegen- 
ftand der Berwünfchung und bier und da auch ein Werkzeug der 
Prellerei gegen weniger Eingeweihte, mußten fallen. Die fchmwei- 
jerifche Grenze wurde in fünf Yollgebiete eingetheilt mit den 
Direftionshauptorten Bafel, Cchaffhaufen, Chur, Lugano, Lau- 
fanne; alle alten fantonalen Zollbeamtungen hörten auf; das 
Wahlrecht für Beitellung der neuen Beamteten überging an den 
Bundesrath; für Ausmittelung der Zollentfhädigung an die 
Kantone wurde nöthige Unterhandlung eingeleitet; der Einfuhr: 
zoll wurde nach neun Klaffen abgeftuft von 1 Batzen bis 10 Fran— 
fen per Zentner; für die Bezüge nach Zugthierlaft, vom Stüd 
und nach Prozenten vom Werth (für eine geringere Anzahl 
Gegenftände) wurden bejondere Anfäge gemacht. Der Ausgangs- 
zoll wurde für die meiften Gegenftände zu 1 Batzen, der Durd- 
fuhrzoll für größere Streden zu 2 Baten per Zentner feftgefegt. 
Auf 1. Februar 1850 wurde diefe neue Zollordnung eingeführt. 
Durch nachfolgendes Gefeg vom 2. Dezember gl. 3. wurde die 
Srenzlinie der Kantone Genf und Wallis von dem fünften Zoll 
freid (Raufanne) abgetrennt und als ein eigenes fechötes Zollges 
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biet aufgeftellt, mit dem Hauptbüreau in Genf. Die neue Münz- 
ordnung und die erften Erfahrungen im Gebiete zentraler Zoll» 
verwaltung erheifchten bald eine Reviſion des Zollgefeped und 
des Zolltarifes (Gefeb vom 27. Auguft 1851), wobei jedoch eine 
erhebliche Veränderung des Tarifes nicht ftatt fand. Der Einfuhr 
zoll wurde zu 15 Rappen bis 15 Franken n. W. per Zentner 
abgeftuft. | 

Aehnlich fehritten die Bundesbehörden vor zur Zentralifirung 
des Poftwefend; hier waren abermald einander miderfprechende 
Bedürfniffe zu befriedigen: Sicherung der nöthigen Einnahme: 
quellen, um den Kantonen die durch die Bundesverfaffung be- 
dungene Entfchädigung regelmäßig ausbezahlen zu können; Ver— 
befjerung und Bermehrung der Poftkurfe und möglichft geringe 
Zarifirung zu Gunften der Handel und Berfehr treibenden Be— 
völferung. Den Freunden niedriger Pofttarife wurden wieder die 
Nöthen der Bundesfaffe vor Augen geführt. Drucy, um eine 
nach feiner Meinung allzu ftarfe Herabfegung der Tarife zu vers 
hindern, rückte unbedenklich mit dem Geftändniß aus, daß, wenn 
fi die Bundesverfammlung in die Nothwendigkeit verfege, bei 
den Kantonen Geldfontingente zu erheben, die neue Bunded- 
regierung mit einem Schlag vernichtet werden könnte, eine Aeuße— 
rung, die mit den blumenreichen Proflamationen nad) Innen und 
Außen nicht im Einklange ftand. Abgefehen von folhen Sorgen 
waren die bezüglichen Vorfchläge bald durchberathen; die Bundes» 
verfammlung erließ das Gefeb über den Umfang des Poſtregals 
(Briefe, Pakete u. f. w. bis 10 Pfund Gewicht einfchließlich, 
regelmäßiger Perfonentransport und Ertrapoften); dad Monopol 
wurde daher fo weit ausgedehnt ald möglich, nach den bereits 
vorhandenen thatfähhlichen Berhältniffen; die Bundesverfammlung 
ficherte durch dieſes Gefeg die Unverlegbarfeit des Poſtgeheim— 
niffes und verordnete Nöthiges über die Haftbarkeit der Poſtver⸗ 
waltung (2. Juni). Durch ein zweites Gefeb vom 25. Mat ord- 
nete fie die Voftverwaltung; dasjelbe theilt das ganze Schweizer: 
gebiet in eilf PBoftkreife mit paffendem Gebietdumfang: Genf, 
Laufanne, Bern, Neuenburg, Bafel, Aarau, Luzern, Zürich, 
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St. Gallen, Chur und Bellenz, ohne dabei durchgängig auf die 
RKantonalgrenzen zu fehen; dasfelbe Gefet übergibt die nächite 
Dberauffiht dem Poftdepartement, beftellt für die unmittelbare 
Reitung des Poſtweſens einen Generalpoftdireftor und zu gleichem 
Zzweck in jedem Poſtkreiſe einen Poftdireftor, und ordnet dag 
weiter Erforderliche in Hinficht des untergeordneten Beamten» 
perfonald; der Bundeöverfammlung behielt e8 die Genehmigung 
der Poftverträge mit dem Auslande vor. Ein drittes Gefeß vom 
4. Juni beftimmt die Pofttare; was anderwärts, 3. B. in Eng» 
land, bereitö mit Erfolg durchgeführt worden war, eine einheit- 
lihe Brieftare, wagte die Bundesverfammlung nicht zu befchließen; 
fie fegte vier Diftanzenkreife feft und tarirte den einfachen Brief 
flufenweife zu 5, 10, 15 und 20 Rappen. Das brachte etwelche 
Ermäßigungen gegen früher, aber faum in dem Maße, wie es 
von einer einheitlichen Verwaltung zu erwarten war; die Fahr: 
pofttagen übergehen wir; fie waren unzweifelhaft auf genügende 
Ergiebigkeit berechnet. Durch Verordnung forgte der Bundesrath 
alfogleich auch für Negulirung alles deijen, was die Tarifirung 
und der Transport der Zeitungen nah Maßgabe der gefeglichen 
Borfhrift erheifchte, und am 31. Juli fonnte er, mit Vollmacht 
der Bundesverfammlung, den erften PBoftvertrag genehmigen, 
welhen die zentralifirte Schweiz als Gefammtftaat abgefchloffen 
hat; es ift der allgemeine Poftvertrag mit dem öfterreichifchen 
Raiferftaat, auf Grundlage deffen, der an den Wiener Konferenzen 
vom Frühjahr 1847 unterzeichnet worden. Der neue Vertrag ver- 
Iprach der Schweiz einen namhaften Reingemwinn zu Handen der 
Zentralfaffe im Vergleich der früheren Verhältniſſe, zugleich ers 
mäßigte Taren und längft erfehnte Verbefferungen. Das Verdienft 
des Abfchluffes gebührte dem Generaldirektor Laroche-Stehelin; 
mit diefem Erfolg ſchloß er dann aber feine ordentliche Wirk— 
lamfeit, und ed wurde dad Amt, das er bekleidet hatte, obwohl 
durch das Geſetz aufgeftellt, nicht wieder befest. 

Aus diefer Legielatur ging auch das Bundesgeſetz über das 
Pulverregale hervor (30. Apr! 1849); durch dasfelbe wurde vom 
1. Zuli gl. 3. die Fabrikation und der Verkauf des Schief- 
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pulvers auf die Bundesverwaltung übertragen; wer ſich mit dieſem 
Gewerbe beſchäftigen wollte, hatte von dann an Patente zu löſen; 
das ganze Geſchäft wurde der Leitung eines Pulververwalters 
übergeben; felbftverftändlich wurde der Bundesverwaltung auch das 
Recht zuerkannt, Schiegpulver vom Auslande her in die Schweiz 
einzuführen. Die patentirten Pulvermüller und Pulververfäufer 
bilden ein anfehnliches Heer von Getreuen, weldhe die Bundes- 
verfaffung vortrefflich finden, 

Neben dem Monopolifiren ging das Freimachen einher. Die 
freie Schifffahrt war noch nicht auf allen Seen der Schweiz ge 
fihert; auf dem Vierwaldftätterfee beftanden einzelne Schiffer 
gefellichaften, welche ihr Gewerbe mit dem Privilegium betrieben, 
alle Abfuhr vom betreffenden Geftade zu vermitteln, fo daß die 
anfommenden Schiffe, weldye andern Eigenthümern gehörten, 
entweder ohne Ladung zurüdfahren oder Abfuhrgebühr (Ladungd- 
tribut) bezahlen mußten; dadurch war der Verkehr auf der St. Gott- 
hardslinie beeinträchtiget; Klagen folgten, dann das Einfchreiten 
der Bundesbehörden, welche, in erfimaliger Anwendung des Art. 30 
der Bundesverfaffung, durch Bundesgefeg vom 22. Mai 1849 
die in Flüelen, Brunnen, Gersau und Luzern beftandenen Be 
Ihränfungen der freien Schifffahrt ald aufgehoben erklärten. Weber 
ähnliche Privilegienverhältniffe zu Waller und zu Land murde 
ebenfall® durd; den Bundesrath Unterfuchung gepflogen; es kamen 
in Folge dejjen namentlih zum Borfchein die Portensvorrechte 
(privilegirter Waarentransport) der Graubündner Gemeinden auf 
mehrern dortigen Hauptitraßen, und der fogenannte „KRutfcher- 
theil®,, eine fonzeffionirte Kutfchergefellfchaft zum Perfonentrand- 
port im Bezirf Uri, gegen deren Fortbeftand mehrere Bewohner 
von Hofpenthal Einjprache erhoben. Uri wendete ein, daß die 
Aufhebung der beftehenden Ordnung nur dazu führen fünnte, 
den ganzen Reiſendentransport in die Hände zweier Häufer von 
Urferen zu liefern. Die Bundesverfammlung erachtete die Ein- 
wendung nicht ald genügend und bob „den auf der Gottharde- 
ftraße beftehenden Kutſchertheils auf (18. Dezember 1850). Aus 
der Allgemeinheit des Beſchluſſes darf man jchließen, daß durch 
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denfelben auch die analogen Transportprivilegien Derer von Urferen 
aufgehoben worden find. 

Die Organifation des Bundesrathed beftimmt ein Gefeg 
vom 16. Mai. Seinen Mitgliedern und dem Kanzler wurden 
Borrechte der Exterritorialität eingeräumt: in Folge deifen üben 
fie ihr politifches Stimmrecht in dem Kanton aus, in welchem 
fie verbürgert find; andere Vorfchriften beftimmen den Ausfchluß 
in Verwandtfchaftsfällen, namentlich bezüglich von Wahlen der 
nächſten Angeftellten des Bundesrathes und der oberften Beamten 
der einzelnen Verwaltungszweige; es unterfagt den Bundesräthen, 
irgend eine andere Beamtung zu befleiden oder irgend einen 
andern Beruf zu betreiben. Zur Vorberathung und theilmeifen 
Erledigung der Gefchäfte ftellt dad Geſetz fieben Departemente 
auf: das politifhe Departement, inneres, Juſtiz und Polizei, 
Militär, Finanzen, Handeld- und Zollwefen, Poſt- und Baus 
departement. Solches find die fieben Minifterien dee werdenden 
Einheitsftaates. 

Der DOrganifation der Bundesrechtöpflege wurde ebenfalls 
ein eigened Gefeb gewidmet (5. Juni). Es beftimmt die Zahl 
der Erfaßmänner zu acht; es organifirt die Strafrechtöpflege, für 
welche fi dad Bundesgericht in eine Anklagefammer, eine Kris 
minalfammer und ein Kafjationsgericht ausſcheidet; es ftellt die 
Unterfuchungdrichter auf und ordnet die Affifen, theilt für die 
Zwede der Strafrechtöpflege das gefammte Schweizergebiet in 
fünf Alfifenbezirfe ein, beftimmt die Zahl der Gefhwornen für 
jeden diefer Bezirke, verordnet die Bildung der Gefchwornenliften 
durch direkte Volkswahlen; ftellt eine Bundesanwaltfchaft auf und 
bezeichnet im Nähern den Umfang der Gerichtsbarkeit für das 
Bundesgericht und feine Abtheilungen; Alles mit Mehrerem. Auf 
Grundlage diefed Geſetzes konſtituirten fih am 1. Juli das Bundes- 
gericht und feine Abtheilungen. In das Gebiet der Rechtöpflege 
gehört ein andered Bundesgefep (vom 30. Juni) über das Ver— 
fahren bei Uebertretungen fisfalifcher und polizeilicher Bundes- 
gefeße, 3. B. bei Mebertretung der Bundesgefebe über Zölle, 
Poſten, Pulver, Münzen, Maß und Gewicht; ed galt hier, ein 
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angemeſſenes Zuſammenwirken der Bundes- und Kantonalbehörden 
zu fihern. Den beiden Geſetzen ſieht man an, wie ſchwer es iſt, 
Organiſationen dieſer Art in einem ſogenannten Bundesſtaate 
aufzuſtellen, der in der doppelten Eigenſchaft eines ſelbſtſtändigen 
Ganzen und ſelbſtſtändiger Theile erſcheint. Die Vorſchläge über 
das Militärweſen wurden verſchoben. 

Unvermeidlich war die Beſchäftigung mit dem Voranſchlag 
für das erſte Verwaltungsjahr. Dieſes erſte Büdget ſtellt ſich auf 
Fr. 4822,524. 18 Rp., annähernd gedeckt durch eine vorberech— 
nete Einnahme von Fr. 4,777,708. 85 Rp., ohne Geldkontingent. 
Die Abrechnung auf Ende Dezember 1848 ergab einen reinen 
Vermögensbeſtand von Fr. 4,647,469. 65 Rp., wobei jedoch zu 
bemerken, daß derſelbe nur deßhalb vorhanden ſein konnte, weil 
die ehemaligen Sonderbundskantone noch mit einer Schuld von 
mehr denn 4,800,000 Fr. auf den Aktiven ſtanden. In Wirk— 
lichkeit und ohne dieſen Umſtand war das ehemalige Staatsver— 
mögen der Eidgenoſſenſchaft, wie es Anfangs 1847 geweſen, 
durch die beiden Kriegs- und Okkupationsjahre ganz aufgezehrt 
worden. 

Die Kontributiondangelegenheit von Freiburg beichäftigte 
noch immer dortige Behörden. Ende Dezember hatte der Große 
Rath die den „Urhebern und Begünftigern ded Sonderbundes“ 
auferlegte Kontribution von Fr. 1,600,000 in ein unverzingliches 
Zwangsanleihen umgeftaltet. Franz Wed fam für fi und mehrere 
andere Betheiligte gegen den inhalt diefes Beſchluſſes mit Bor: 
ftellungen bei der Bundesverfammlung ein, welche die Klage 
jedoch einfach dem Bundesrath überwies. Ueber ein Gefuch der 
Regierung von Freiburg um Nachlaß der befannten Kriegskoſten 
traten die gefebgebenden Räthe felbft ein. Die Regierung ſchrieb: 
»Durch die mehrfachen militärifhen Dffupationen fei das Land 
ruinirt, die Finanzen erfchöpft, die Kaſſen leer, die Arfenale und 
Magazine unvollftändig, der Kredit geſchwächt, die Bedürfniffe 
ungeheuer und ftetd ſich mehrend. Das Defizit erhebe ſich auf 
drei Millionen. Die Eidgenofjenfhaft habe den Kanton dem Joche 
des Sonderbundes entrijfen und werde ihm nun nicht den Todes— 
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floß verfegen wollen durch unbarmberzige Einforderung von 
dr. 1,745,763.° An folde Gründe anfhließend machte die Re- 
gierung auch noch ihre ergebene Politif geltend, die ihr einiges: 
Recht auf dad Wohlwollen und die Unterfiügung der Eidges 
noffenfhaft gebe, zumal fie fich in der Lage befinde, „unabläffig 
gegen eine neue Invaſion der Sonderbundeideen fämpfen zu 
müjffen“. Der Bundesrath erftattete hierüber Bericht und Antrag, 
machte aufmerffam, wie Freiburg in den aufgehobenen Klöftern 
eine Hülfsquelle gefuht und gefunden, die es früher nicht zu 
feiner Berfügung gehabt; wie demnah nun fehr große Summen, 
die in todter Hand lagen, „dem Staatsärar zugeleitet worden“, 
Summen, die wohl hinreichen dürften, die Kriegsichuld diejed 
Kantons zu deden. Schenken fünne man auch darum nicht zu 
Gunften von Freiburg, weil die andern betheiligten Kantone dann 
dad gleiche Begehren ftellen würden. Auch vom finanziellen Stand- 
punfte fönne nicht entfprochen werden, da der fich in Folge eines 
Nachlaſſes ergebende Ausfall nicht anders ala durch Geldfontingente 
gefammter Kantone gedeckt werden fönnte. Und endlich wurde wieder 
angeführt, was die Bürger derjenigen Kantone gelitten, welche „zu 
der Fahne des Baterlandes geftanden“. Das Begehren fam in bei» 
den Räthen zur Verhandlung und wurde mit Hinweifung auf 
die in den ehemaligen Sonderbundsfantonen noch immer vor— 
berrfchende Stimmung in ſcharfe Beurtheilung gezogen; Yurrer 
wied im Nationalrath auf die überall laut werdende Reaktion 
hin, wie taufend und taufend Bürger aus dem Kanton Freiburg 
die Rückkehr des Bifchofed verlangen, in Uri eine Berfaffungs- 
revifionsfommiffion nad eigenem Geſchmack des Volkes gewählt 
worden fei. Gleihe Stimmung im Ständerath; Druey und 
Steiger von St. Gallen befämpften das Begehren, denn die 
„Eidgenofjenfchaft‘ brauche Geld und ein Nachlaß werde von 
den „unverbefjerlihen Reaktionären“ nit als Großmuth, fon- 
dern nur ald Schwäche angefehen. Beide Räthe lehnten den 
Nachlaß ab. 

Die Zeit zum Schluffe war gefommen. Drohender Berhälts 
niffe wegen an der deutfchsfchtweizerifchen Grenze gab die Bundes: 
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verſammlung dem Bundesrathe noch Vollmacht zu einem Truppen⸗ 
aufgebot bis auf 5000 Mann und Kredit bis zum Betrag eines 
ganzen Geldfontingentes (Fr. 707,740) und vertagte fih auf 
den 12. November, nachdem die dermalige Seffion 76 Tage, die 
frühere im November 24, beide zufammen 100 Tage in Anfprud) 
genommen. Amtsbürgermeifter Dr. Alfred Eicher von Zürich, welchen 
wenige Monate Wirkens zum einflußreichiien Manne im Kreife der 
Räthe gehoben, entließ den Nationalrath mit einer Rede, in welcher 
er bündig an die mwichtigften Ergebnifje der Seffion erinnerte und 
Geftändnifje ablegte, die ald Zeugniß gelten können, wie fehr die 
Gefinnungen hochgeftellter Männer ſchon damald mit dem Wefen 
der Bundesverfaffung in Widerfpruch fanden. So fagte er von 
den Finanzen: das Budget, wie es der Bundesverfammlung vor- 
gelegt worden, habe mannigfaches Erftaunen und ein nicht zu 
verfennended Mipbehagen bei der fchmeizerifchen Bevdlferung 
hervorgerufen; nachdem es nun gefichtet und geordnet, dürfte ed 
weniger Anfechtungen mehr erleiden. Dann feßte der Redner bei: 
„Wenn es ald ein aroßes Hinderniß der freien Entwidelung der 
ſchweizeriſchen Sinanzverhältniffe betrachtet werden muß, daß dem 
Bunde in Betreff der Eröffnung von Einnahmsquellen die volle 
Souveränetät nicht zufteht und daß ihm namentlih das freie 
Befteurungsrecht abgeht, fo darf es hinwieder wenigftens in poli- 
tifcher Beziehung als ein Gewinn angefehen werden, daß der 
Bund für die Dedung feiner ordentlichen Ausgaben nicht an die 
Kantone gewieſen worden ift, fondern felbftftändige, von den Kan— 
tonen unabhängige, Einnahmsquellen erhalten hat.“ Zum Schluß 
warf der Redner einen Blid „über die Schweizergrenze hinaus“. 
Er geitand, daß der politifhe Horizont fih umdüſtert, die Reak— 
tion, „iroß des heldenmüthigen Widerftandes einzelner Völker“, 
Boden gewonnen. Ja, „feit dem denkwürdigen Erwachen. der 
Völker im verfloffenen Jahre“ feien manche Hoffnungen getäufcht, 
manche Erwartungen nicht erfüllt, ja fogar manche Ueberzeugungen, 
die man mit Zuverficht hegen zu dürfen glaubte, zu nichte ges 
worden. „Ob aber auch Alled um ung wanke, die Schweiz wird, 
jo Gott will, feitfiehen! Die Schweiz hat vor dem Auslande 
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nicht gezittert, ald die Fürften ihre Throne noch ganz ficher glaub» 
ten und als die Schweiz in ihrem Innern zerriffen, ja fogar im 
Kriege begriffen war. Sie wird noch weniger vor dem Auslande 
erbeben, nachdem die Fürften ihre Throne wanken gefehen haben 
und da die Schweiz nunmehr einig dafteht.“ Umd endlich: der 
Wille des fchmeizerifchen Volkes in Betreff der gegenüber dem 
Auslande zu beobachtenden Politik fei befannt und gehe dahin: 
„daß die Schweiz ſich nicht ohne dringende Noth in auswärtige 
Händel einmifchen, daß fie aber, wenn ihr vom Auslande in 
irgend welcher Weife zu nahe getreten werden wollte, dieß mit 
aller Entfchiedenheit und unter Anwendung aller der Schweiz zu 
Gebote ſtehenden Kräfte zurücweifen folle.“ Die Schweizer Pa- 
trioten allzumal nehmen den Präfidenten des Nationalrathes vom 
Jahr 1849 beim Wort. 

Noch fehr bewegt war das politifche Leben außerhalb den 
Räthen, in den Kantonen, aber nicht immer erbaulich. Im fatho- 
liſchen Jura von Bern beftanden feit Jahrzehnten Mädchenlehr- 
anftalten, die von Ordensfrauen geleitet wurden; desgleichen waren 
viele einzelne Primarfehulen von Lehrerinnen geleitet, die dem 
Ordensſtand angehörten. Das war mißfällig. Eine Normalſchule 
zur Bildung Fatholifcher Lehrerinnen von weltlihem Stande wurde 
errichtet und ed gedachte die Erziehungsbehörde fammtliche Mädchen- 
Schulen den aus dieſer Anftalt hervorgehenden Lehrerinnen zu über- 
tragen. Da die frühere Beftellung der Schulen als proviſoriſch 
angefehen wurde, fehritt die Behörde zu ihrer definitiven Beſetzung 
durch jene Kandidatinnen; die katholiſche Bevölkerung aber wollte 
die Ordensfrauen als Lehrerinnen behalten, petitionirte zu diefem 
Zwed und gab auch in anderer Weile ihren beharrlichen Wider: 
ftand zu erkennen, fo daß die Staatsbehörde militärifch einfchreiten 
zu follen glaubte.* Bayonnete aber ändern die Gefinnungen nicht; 
es wurde daher zu andern Mitteln gegriffen. Seit 1819 beftand 
in Pruntrut ein Klofter von Urfulinerinnen, die fih ald Leh— 
rerinnen und Erzieherinnen bethätigten; auf Bericht des Regie- 


* Amtsbericht des Regierungdrathes an den Großen Rath. 
25 * 
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rungsrathes bob der Große Rath die Korporation auf (9. ‚Fer 
bruar 1849); wegjagen aber konnte er die Frauen nicht, weil 
fie Kantonsbürgerinnen waren, Abgefehen von erwähnter Beran- 
laffung zu jenem Aft wurden ald Motive angeführt: es gehöre 
jener Frauenorden zu den „Affilürten® der Jeſuiten; Elöfterliche 
Anftalten feien überhaupt nicht mehr zeitgemäß und es hätten 
ih deshalb die Miteidgenoffen befremdet, daß Bern jenes Klofter 
nicht fofort nah dem Sonderbundsfrieg aufgehoben habe; fo 
fagte der Berichterftatter Smoberfteg. Eben im beten Zuge ftredte 
der profane Sinn der Negierenden auch die Hand aus nad dem 
Inſtitut der Schweftern von St. Vinzenz de Paul, das feit dreißig 
Jahren in St. Urfiz aus ſechs Lehrerinnen beftanden, ohne daß 
ed je Anlaß zur geringften Klage gegeben hätte, dann auch nad 
einigen barmherzigen Schweitern, welche mufterhaft und mit un- 
übertreffliher Hingebung während achtzehn Jahren eine Armen: 
anftalt im Schloffe zu Pruntrut beforgt hatten; „man ift diefer 
Schweſtern fatt“, fagte der in Bezug auf Geift und Wefen milder 
Anftalten fatholifher Gründung ganz und gar unmwilfende Im— 
oberfteg, „man muß mit einem Schlage der Gefchichte ein Ende 
mahen“. So vernichteten proteftantifche Mehrheiten die’ den Kas 
tholifen im Jura liebften und theuerfien Anftalten; von den Ab- 
geordneten jenes Landestheils hatte nämlich auch nicht einer für 
jene Maßnahmen geftimmt. Unter den Proteflanten hat Blöſch 
auch in diefer Angelegenheit ehrenvolle Ausnahme gemacht; bei 
jpätern Refurfen wagte er, in trefflicher Nede für die Berfolgten 
einzuftehen. Waren die Fatholifchen Snftitute mipfällig, fo nahm 
der Große Rath dagegen fein Bedenken, feine Gunft den fra 
liten zuzumenden; wenige Monate nad obigen Berhandlungen 
ertheilte er dem Profeffor Valentin, der jener Klaffe von Be 
wohnern angehörte, unentgeltlich das Kantonsbürgerrecht. In 
Freiburg waren zu diefer Zeit zweiundzwanzig fatholifche Pfarr: 
geiftliche durch die weltliche Gewalt von ihren Pfründen verdrängt. 
An mehren Orten der Schweiz wurden in, Faftnachtsfpielen 
fatholifhe Gebräuche, Prozeffionen und Aehnliches, dem öffent- 
lichen Hohne preisgegeben. Waadt plünderte mittelbar die auf 
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feinem Gebiete gelegenen Klofter- und Stiftgüter von Wallis unter 
dem befannten Borwande, auf folche Weile für die von jenen 
Gütern nicht fallenden Handänderungsgebühren Erfaß zu erhalten; 
man Flagte damald aus Wallis, daß im Laufe von fieben Jahren 
der Staatdfaffe von Waadt durch jenes Mittel Fr. 40,000 zu— 
gemendet worden feien; ald Einreden gegen die Zahlung erfolgten, 
wurden die Güter mit Befchlag belegt.* 

Aber auch die Einrichtungen und Rechte der evangelifchen 
Konfeffiondgenofjen waren mancherlei Unbill und Angriffen aus» 
gefegt. Im Kanton Waadt, wo der Große Rath im Sinne der 
„permanenten Revolution“ erneuert worden, wurden Verſamm⸗ 
lungen von Genofjen der „freien Kirche® felbft während der hei— 
ligen Woche (am hohen Donnerftag und am Charfreitag) brutal 
aufgelöfet. Gleichen Geiftes erließ der Große Rath dieſes Kantong, 
auf Vorſchlag der Regierung, ein neues Defret, welches alle reli— 
giöfen Berfammlungen außer der „Nationalfirhe“ verbot, dem 
nah im Namen der mwaadtländifchen „ Demokratie“ der Berfol- 
gung in Religionsfahen neue Nahrung und Autorität verlieh 
(Juni). In Bern befhäftigte fich die Staatdgewalt mit dem Ber: 
fauf der Pfarrgüter, gegen welchen die proteftantifche Geiftlichfeit 
fruchtlos mit einer Denkſchrift aufgetreten war. Sie hob durch Will- 
füraft das Eigenthumsrecht auf Kirchenftühle auf und wollte nicht, 
daß ferner eigene Stühle für die Beamteten angewiefen bleiben, 
was die Geiftlichkeit dahin deutete, daß das Beamtenthum ſich 
beftimöglih vom Kirchenbefuh felbft difpenfiren wolle; bei den 
Wahlen in die Schulfynode wurden nur noch zwei Pfarrer 
gewählt. 

In Neuenburg wurde dad evangelifche Kirchenwefen einer 


* Ueber die Waadtländer Finanzkunft war Freiburg nicht weniger unzu— 
frieden ald Wallis. Ohne Zweifel um den Klagen diefer beiden Kantone zu bes . 
gegnen, verordnete ein Großrathädefret von Waadt (vom 18. Januar 1849): 
es feien genannte beide Kantone verpflichtet, die fraglichen Klofter- und Stift- 
güter fpäteftens binnen vier Fahren zu verkaufen. Ueber diefe neue Verfügung 
Hagte dann Freiburg; diefer Umftand und die Erwägung, daß jenes Dekret 
den Zweck nicht erreicht babe, führten den Großen Rath von Waadt zu neuem 
Beſchluß, welcher den vorangegangenen zurücknahm (1. Februar 1850). 
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völligen Umgeſtaltung unterworfen. Laut königlichem Verfaſſungs— 
eid vom Jahr 1707 gehörte zu den Grundrechten des neuenbur— 
gifhen Volkes: daß die Korporation der Geiftlichen (la Compagnie 
des pasteurs) geſchützt bleibe im Recht, ihre Mitglieder zu wählen, 
zu wechfeln, einzuftellen und abzufegen, fo wie im echte, neue 
Kirchen (Pfarreien) zu errichten. * Die königliche Verfaſſungs⸗ 
urfunde vom 18. Juni 1814 beftätigte alle von jener Korpo- 
ration (in neuerer Zeit „la vénérable Classe® genannt), erivors 
benen Rechte, mit mörtlicher Anführung des Obigen. Unter 
Berufung auf mehrere Artikel der demofratifchen Berfaffung vom 
Jahr 1848 erließ der Große Rath am 20. November al. J., 
allen Einſprachen und Borftellungen der Geiftlichfeit entgegen, 
eine ganz neue Kirchenorganifation für die protejtantifche Beväl- 
ferung, welche alle ältern Rechtsverhältniffe aufhebt, als oberite 
Kirhenbehörde, unter Oberhoheit der Regierung, eine Synode 
von 32 Mitgliedern, 13 geiftlihen und 19 weltlichen, auffteltt, 
gefammte Geiftlichfeit einer neuen Wahl unterwirft, dad Wahl- 
recht den Kirchgemeinden verleiht und die jeweilige Amtsdauer 
der Paftoren auf ſechs Jahre beſchränkt. So wurde in Neuenburg 
das proteftantifche Kirchenweſen abhängig von der weltlichen Ges 
walt, ganz im Gegenfag zum Kanton Genf, wo ed fechd. Jahre 
vorher Selbftftändigfeit errungen hatte, An zwei Sonntagen im 
Januar waren gefammte Pfarrwahlen vorzunehmen. Das Boll, 
wenn auch unzufrieden, verhielt fi im Ganzen ruhig. Nur in 
Berriered trat am Vorabend des 21. Januar, des erften Wahl- 
taged, aus andern Urfachen, bei einer Gemeindeverfammlung 
Störung ein. Uchnliches in der Stadt Neuenburg am Wahltage 
felbft. Unter den Wiedergewählten war der verdiente Pfarrer 
Guillebert, obwohl er fchriftlich abgelehnt hatte. Ein langer Zug 
von Bürgern, der fich nachher zu ihm begab, ihn perfönlich um 
Annahme zu bitten, wecte die Beforgniß der Regierung, daß ein 
Handflreih auf das Schloß drohe. In der untern Stadt fanden 


* Histoire populaire du pays de Neuchätel, par Louis Junod, 
pasteur. Neuchätel, 1863. S. 220, 
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Abends, in Folge von Provofationen bald der einen, bald der 
andern Partei, die fich gereizt gegenüberfianden, Schlägereien 
ftatt, die das Einfchreiten der Polizei hervorriefen. Dort, dann 
in Berrisred und Locle, wollte man die Nufe „vive le Roi 
vernommen oder alte (auch preußifche) Kokarden und andere Ab- 
zeichen wahrgenommen haben. Die Regierung witterte nun ein 
Komplott, rief, flatt der zuerft in Anfpruch genommenen Freis 
willigen, zu ihrem Schuge Miligen vom Lande herbei, erließ 
Scharfe Mahnung an die Unzufriedenen, erinnerte fie, daß die 
neue verfaffungsmäßige Ordnung unter Garantie ded Bundes 
ftehe (Proflamation vom 25. Januar) und berief den Großen 
Rath ein. Diefer gab der Regierung Vollmacht zu verlängerter 
Aufftellung der Truppen, machte die fchuldigen Gemeinden und 
Individunen für die in diefem Fall erlaufenen Koften verantwort- 
lich, überband für fünftige Fälle von Aufftand oder Ruheſtörung 
die Haft für erlaufende Koften den Gemeinden unter Vorbehalt 
des Rekurſes gegen die einzelnen Schuldigen, ermächtigte den 
Staatdrath zu beliebigen Ausnahmdverfügungen und beauftragte 
ihn endlich, das Kriegsmaterial in geeignete Zofalitäten des Kan- 
tond zu verlegen. Ein gleichzeitiger Großrathsbeſchluß verbot 
dad Tragen alter neuenburgifcher oder preußifcher Farben und 
anderer Abzeichen und Fahnen, bedrohte die Widerhandelnden 
mit Gefängniß und Geldftrafe, Kantondfremde darüber mit poli— 
zeiliher Wegmweifung. Ale diefe Vorgänge machten viel Auffehen; 
fie führten aber nur zur neuen Erhärtung der Wahrheit, daß in 
der Republil eine Regierung ohne Mehrheit die erfte Unordnung 
felbft und dann die Urfache aller übrigen Störungen ift. Der 
Staatsrath beitellte eine Kommiffion aus feiner eigenen Mitte, 
die eine weit ausgedehnte Unterfuhung führte, aber nichtd her- 
ausfand als vereinzelte unmefentliche Vergehen. Bon einem Kom— 
plott feine Spur. Gleihwohl wurde ein Theil des Kriegsmate— 
‚ viald aus dem Neuenburger Zeughaus auf das Land verlegt; 
Verrieres war längere Zeit befegtz dort und in der Stadt wur— 
den die Konfervativen vorzugsweife mit Einquartierung belegt. 
Die öffentliche Stimme konnte ſchwer nur und unvollfländig zum 
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Wort fommen, denn ſchon in den erften Tagen diefer Zerwürf- 
niffe war von fogenannten Patrioten eine Druderei in der 
Stadt, aus welcher mißfällige Brofchüren hervorgingen, über- 
fallen und um eine bedeutende Summe befchädiget worden. Was 
übrigend die Kirchenordnung betrifft, wurde fie durchgeſetzt, aber 
Guillebert blieb bei feinem Entfchluß, da ihm fein Gewiffen nicht 
geftatte, ferner ein Amt in einer Kirche zu befleiden, die fich ihrer 
bisherigen Unabhängigkeit durch einfeitige Verfügung der Staatd- 
gewalt beraubt fehe. Der gelehrte Profeffor de Wette in Bafel 
fchrieb damals: „Ich kann nicht willen, was dad Schickſal unferer 
theuren proteftantifchen Kirche fein wird. Es fehlt und an einem 
hriftlichen Leben im Ganzen, an einer lebendigen, Achtung ges 
bietenden, Schuß und Pflege gewährenden Kirche, und das dar— 
um, weil unfere Theologie feit der Reformation fich zu ausſchließ— 
lih im Gebiet der Erfenntniß, im beften Fall der gemüthlichen 
Erbauung bewegt und den Schritt in dad Leben nicht zu thun 
gewagt hat. Das Chriſtenthum muß Leben und That werden; 
— — — mehr als fieben und abermald fieben Plagen werden 
ung lehren müffen, wo das wahre Heil zu fuchen fei.“ 

In Biel ftarb, im Alter von bloß 53 Jahren, der geweſene 
Schultheiß von Bern, Karl Neuhaus, in Unmuth über bittere 
Lebenderfahrungen, den er gelegentlih einem Bertrauten mit den 
Morten geäußert batte: „leider habe ich weder meine Freunde 
noch meine Feinde gekannt!“ Sein Gegner, Profeffor Wilhelm 
Snell, wurde nad längerer Geduldprobe im Exil, von den Be— 
hörden Bern's wieder in Gnaden aufgenommen. 

In St. Gallen war dad Beſtreben der radikalen Regierung 
unabläffig auf Befeftigung ihrer Macht gerichtet. Jedermann hatte 
geglaubt, daß es an den breit angelegten Dftober-Progeduren genug 
gewefen wäre. Doch nein! Plöglih trat der Landammann felbft, 
Ferdinand Curti, in Altftätten ald Unterfuhungstommiffär auf, 
ließ den Bezirfdammann des Oberrheinthals, Johann Zündt, in | 
Haft fegen, behielt ihn zu großem Auffehen im Volk in einem 
Gaſthaus unter Polizeiauffiht von zwei Landjägern old Gefan- 
genen zurüd und verhörte ihn Tag und Nacht. Ein dienfteifriger 
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Zuträger hatte dem Regierungsrath Weder die angebliche Ab— 
ſchrift eines konſervativen Wahlaufrufes, den jener Bürger im 
Frühjahr 1847 erlaſſen haben ſollte, zu Handen geſtellt, Weder 
die Sache dann vor die Regierung gebracht, in Folge deſſen jene 
außerordentliche Unterſuchung angeordnet worden. Erwägend, daß 
Zündt „ſelbſt fanatiſirte geweſen, „darum auch der Thatbeſtand 
eines wirklich verübten Verbrechens nicht als vollkommen erhoben 
angeſehen werden“ könne, wollte ſich die Regierung begnügen, 
den Angeklagten, weil er ſich auf unerlaubte Weiſe in die Wahlen 
gemiſcht und dadurch die unbefangene Stellung als erſter Be— 
zirksbeamte verwirkt habe, in ſeinem Amt einzuſtellen. Es war 
dieß thatſächlich eine Amtsentſetzung, weil nicht gleichzeitige Ueber— 
weiſung an den Richter verfügt wurde, welche dem Angeklagten 
Gelegenheit zur Vertheidigung gegeben hätte. Aber auch die Recht— 
fertigung vor der Adminiſtrativbehörde wurde dem ſchwer Ange— 
klagten verſagt: er verlangte zu jenem Zweck unverweilt bei der 
Regierung Einſichtnahme in die Akten; es wurde ihm ſolche aber 
verſagt. Jener Wahlaufruf hatte übrigens nichts anderes enthalten, 
als was Jahr aus Jahr ein über und gegen den Radikalismus 
ſchon zehnmal geſchrieben worden war, und in dieſem Fache der 
Wahlprogramme übten die Führer der Radikalen nicht geringere 
Birtuofität als ihre unwillkommenen Gegner. Mit erzählter Nach— 
leſe aus dem Frühjahr 1847 kam die Regierung dem Frühjahr 
1849 zu Hülfe. Wenige Wochen nachher folgte nämlich die 
Integralerneuerung des Großen Rathes; auf dem Oberrhein— 
thaler Landsgemeindſtuhle war der ſuſpendirte Bezirksammann 
nicht zu ſehen; dort und in andern Bezirken ergaben ſich radi— 
fale Wahlen im Ueberfluß. Im Jahr 1845 waren dic Parteien 
fih im Großen Rath gleich geftanden; im Jahr 1847 hatte 
Gafter die verhängnißvolle Fleine Mehrheit für die Radikalen 
gebracht; im Jahr 1849 ftanden letztere nun mit impofanter 
 Meberlegenheit an Stimmen im Großen Rath. Durchgreifender 
denn je trat die Partei nun auf. Don den eilf Mitgliedern des 
Kantonsgerichts entfernte fie fieben der bemwährteften und ange- 
ſehenſten Nichter, fat ausfchließlih nur aus dem Grunde, weil 
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fie fonfervativer politifcher Richtung bezüchtiget waren, mit andern 
Worten ihre Unabhängigkeit nicht an die herrfhende Strömung 
hatten aufgeben wollen. Es waren die vieljährigen Richter Johann 
Baptift Müller, Wegelin, Karl v. Gonzenbah, Höfliger, Mathis, 
Sulfer und Mettler, Männer, die durch unparteiifche und felbfi- 
ftändige Ausübung ded Richteramtes dad allgemeine Zutrauen 
erworben und folches auch verdient hatten. Nie war früher in 
St. Gallen bei Beftellung der oberften Gerichtsbehörde ein ſolch 
ausfchließliches Verfahren zur Anwendung gefommen. 


Zweiter Abſchnitt. 


Das zerſprengte badiſche Revolutionsheer in der Schweiz; Ausweiſung der 
Führer. Der Büſinger Handel und das große Aufgebot. Außerordentliche 
Seſſion der Räthe. Verfaſſungsreviſionen in mehreren Kantonen; Bornhauſer's 
Schwanengeſang. Die Räthe abermals verſammelt. Einleitung der Münz- 
zentraliſation; das Sträuben des ſchweizeriſchen Oſten gegen den franzöfiſchen 
Münzfuß. Neue Militärorganiſation. Die Demolition der Feſtungswerke von 
Genf. Die Kantonalfouveränetät gegen die Aufhebung der Militärfapitulationen, 
Klagen und Wünjche aus den Kantonen Freiburg und Schwyz. 
(Bon Mitte bis Ende 1849.) 


Die Siege Radetzky's hatten Ruhe im die Grenzverhältniffe 
der füdlichen Schweiz gebracht. Anders verhielt es fih am der 
deutfch-fchweizerifchen Grenze im Norden. Deutfchland war noch 
immer in Berfafjungdwehen begriffen, hatte vom Parlament in 
Frankfurt eine Reichöverfaffung erhalten, welcher durch Preußen, 
Sachſen und Hannover die fogenannte Dreifönigäverfaffung ent- 
gegengeitellt wurde. Das füdmweftlihe Deutfchland, namentlich 
Rheinheffen, die baterifche Pfalz, das Bolt in den badifchen 
Landen, jhwärmten für Einführung der Reichsverfaſſung, Viele 
zugleich für die Republif. Die Bande der Ordnung und der 
Gefeglichkeit waren bei dem Bürger, jene der Difziplin bei den 
Soldaten gelöfe. Im Mai 1849 war die baierifhe Pfalz im 
Aufftand und hatte ihre proviforifhe Negierung. Baden folgte. 
Abgeordnete der über das ganze Land verbreiteten Volksvereine 
fegten in Offenburg einen Landesausfhuß, ein. Naftatt überging 
durch den Abfall der großherzoglichen Truppen in revolutionäre 
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Gewalt. Der Großherzog entfloh in der Naht vom 13. auf den 
14. auf den Rath feiner Minifter aus Karlörube; ihm auf dem 
Fuße folgte der Landesausſchuß nach der Hauptftadt und über 
nahm die Regierung, fam aber bald zur Ueberzeugung, „daß 
fein Regiment nichts tauge“ * und wählte deßhalb eine provis 
forifche Regierung von fünf Mitgliedern, Lorenz Brentano an 
der Spihe, aud Franz Sigel. Guſtav v. Struve, der aus den 
Gefängniffen von Naftatt befreit worden, und Heinzen machten 
durch einen „Elubb des entfchiedenen Fortſchrittess auch diefer 
Regierung Oppofition, trieben fie zum Aeußerſten und verlangten 
indbefondere, „daß dem berühmten Feldherrn Mieroslamäfi fobald 
als möglich, bis dahin aber dem wadern Sigel, der Oberbefehl 
über die vereinigten badifchen und pfälzifchen Heeres übergeben 
werde. 

Während diefen Ereigniffen und theilmeife ihnen vorans 
gehend, war unter den deutfchen Flüchtlingen und andern Deut- 
hen in der Schweiz die rührigfte Betheiligung fihtbar. Alles 
amtlichen Einfchreitend der Bundes- und KRantonalbehörden uns 
geachtet, welches, wie leicht wahrzunehmen war, ſtets mangelhaft 
geblieben, hatte die deutfche Propaganda in der Schweiz ihr 
Weſen nicht geändert, ihre Umtriebe nicht aufgegeben. Ihr Haupt: 
fi war noch immer in Biel, obwohl eine Petition ruhiger Bür- 
ger dafelbft bei dem Bundesrathe mit dem Begehren eingefommen 
war, daß dem Unwefen ein Ende gemacht werde. Es wiederholte 
ſich, was man ſchon ein paar Mal gejehen: die für die deutfche 
Revolution ſchwärmenden Deutichen zogen in fleinen Schaaren 
durch die Schmweizerftädte, namentlich der weftlichen Schweiz, über 
den Rhein; Beder und Schüler, beide neue Berner Bürger, der 
legte ſelbſt obrigfeitlicher Poftmeifter, eilten ebenfalls hinüber, 
Schüler mit Hinterlaffung von Schulden. Ein wohlbrevetirter 
bafellandfchäftlicher Oberftlieutenant Buſer bethätigte fih, um 
dem badifchen Heer ein Bataillon fchiveizerifcher Scharfſchützen 
zuzuführen, Welcher Geift in den deutſchen Freifchärlern waltete, 

* Die deutiche Repolution mit beionderer Nüdficht auf die badifche Nevos 
Iutions-Epifode. Bon Florian Mördes, gewefenem Minifter. Herisau; 1849, 
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das verfündeten fie felbfi. In Biel hatten fie ein Blatt, zuerft 
die „Revolution, dann die „Evolution“ benannt, ausgegeben. 
Diefem Blatt legten fie ihr Umfturgmanifeft bei, aus dem hier 
einige Stellen folgen. Bon Franfreih hinweg den Blick nad) 
den Magyaren mwendend fagten jene Weltverbefferer: „Die Nevo- 
Iution bat fih vom Weiten ab» und dem Oſten zugewendet, und 
ſchickt fich jet an, in gewaltigem Lauf ihrer Heimath wieder 
zuzueilen. Wenn fie auf ihrer Reife um die Welt den Weften 
wieder berührt, wird man fie nicht wie das erftemal nad ober- 
flächlicher Begrüßung und mit geheimem Entfegen verlaffen, fon- 
dern mit aller Kraft fefthalten und in die tiefſte Schichte des 
Volkes hinabſenken, damit fie von dort aus einen neuen Staat 
und eine neue Menfchheit emporwühle*. Folgt die Beleuchtung 
aller deutichen und franzöfifchen Halbheiten und die Erörterung, 
daß nicht die Februar-, fondern die Juniustage von Parid der 
Ausgang der wahren und ganzen Revolution feien: „Ihr größter 
Erfolg ift unzmeifelhaft die Einfiht, daß wir auf dem allmäligen 
ruhigen Wege der Reformen nicht einen Zoll breit Landes zur 
Realifirung unferer Zwede und Pläne gewinnen; da wir eins 
den gegenüberftehen, denen alle Mittel zur Unterdrüdung unferer 
Partei recht find, und denen wir deßwegen auch mit allen Mit- 
teln, mit aller Schonungs- und Rückſichtsloſigkeit entgegentreten 
müffen; daß es einen Vernichtungsfampf der einen oder der ent: 
gegengefeßten Partei gilt; daß wir erft nach vollftändiger Unter: 
wühlung und Zertrümmerung aller jetigen gefellfchaftlihen Zu— 
fände die Grundfäge unferer Partei verwirklichen können.“ Als 
oberftien Grundſatz erflärt fodann das Manifeft: „Die Allmadht 
des Staated über alle ökonomiſchen und gefellichaftlichen Ber: 
hältniſſes; alle Produktion, induftrielle und agrikole, fol in die 
Hände des Staates fommen. Die Umgeftaltung der jeßigen ge: 
felfchaftlihen Zuftände foll aber „durd eine Umgeftaltung der 
Bildung, der Erziehung und des Unterrichts begründet und 
dauernd gemacht werden. Die Erziehung und der Unterricht müffen 
alfo aller religiöfen Unklarheiten und Weberfchtwänglichfeiten ent- 
fleidet werden. Ihr einziger Zweck ift, den Menfchen zum Zu: 
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ſammenleben mit andern zu befähigen. Die Religion, welche aus 
der Geſellſchaft verdrängt werden muß, ſoll aus dem Gemüth 
des Menſchen ſchwinden.“ — — „Die Revolution vernichtet die 
Religion, indem ſie die Hoffnung auf den Himmel durch die Frei— 
heit und Wohlfahrt Aller auf Erden überflüſſig macht. Wir 
berückſichtigen deßhalb die religiöſen Kämpfe und Beſtrebungen, 
die Bildung freier Gemeinden u. ſ. w. nur infofern, wie unter 
religiöfer Freiheit die Freiheit von aller Religion verftanden wird, 
Wir wollen nicht die Freiheit des Glaubens, fondern die Noth— 
wendigfeit ded Unglaubend. In diefer wie in jeder andern Bes 
ziehung fuchen wir vollftändig mit der ganzen Bergangenheit zu 
brechen.“ Ferner: „Wir fehen in der bevorftehenden Bewegung 
nicht die Revolution eines Landes, fondern die der ganzen zivili— 
firten Welt.“ Nah einigen weitern Stellen über die wirklichen 
Zeitereignifje liest man noch Folgendes: „Während diefe Zeilen 
ſchon geichrieben find, hat die Revolution fchon begonnen. Die 
Proletarier werden die Revolution, die Hinterlaffenfchaft der fter- 
benden Bourgeoifte, übernehmen. Sie werden mit all ihrer Kraft 
die Revolution fefthalten und permanent machen, bid daß die 
Menichheit die neuen Bahnen, in welchen fie ihr Ziel, die all 
gemeine Freiheit und Wohlfahrt, in ſchnellem Lauf erreichen Fann, 
gefunden hat.“ 

Solche Weltverbefferung verfündete und betrieb man von 
der Schweiz aus: Zertrümmerung aller beftehenden öffentlichen 
Inſtitute, Berihlingung alles Privateigenthums, befonders dort, 
wo eö fih in den Händen Einzelner einigermaßen angehäuft hat, 
Eriftenz der Maffen auf Rechnung der geiftigen Stellung und 
materiellen Erfparniffe der höher Begabten, geſellſchaftliche Des 
fpotie im Namen und durd die jeweiligen Führer diefer Majfen, 
Bernichtung der moralifchen Stüßpunkte, Verthierung des Men: 
ſchen und Bürgers in religiöfer Hinfiht durch Ausrottung allır 
Hülfsmittel und Grundlagen der Religion mit ihr ſelbſt; — mit 
einem Worte: den nadten Kommunismus im häßlichften Verband 
mit der Ruchloſigkeit; das iſt's, was die Revolution aanz Europa, 
Deutſchland, Frankreich, Jtalien und der Schweiz zumal, bringen 
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follte und wollte. Mit den Manifeften waren die Handlungen in 
Hebereinftimmung, und für eben foldhe Revolution war noch 
kurz vorher ein Aufruf zum bewaffneten Zuzug der Schweizer 
nah Baden, zur Lieferung von Waffen und Munition erlaffen 
worden, „für den Krieg, der nur enden wird mit der Vernichtung 
der fimmtlichen Throne Europa’st.* Die gleiche Umfturzpartei war 
ed, welche nach dem erften Ausſpruch des Ständerathes gegen 
Aufhebung der Militärfapitulationen mit Neapel in einem Berner 
Blatt („der Unabhängige“ genannt) über die Mitglieder der Mehr: 
heit jener Behörde folgendes Urtheil fällte: „Bor Allem nennen 
wir alle Diejenigen, die den Befchluß des Ständerathes, der die 
Nichtaufhebung der Militärfapitulationen ausfpricht, zu Tage fürs 
dern halfen, Berräther an der ſchweizeriſchen Republik, Menfchen, 
die uneingedenf ihres Amtes „„die Ehre und Würde der Schweiz 
zu wahren®«, gewiffenlos das ihnen gefchenkte Vertrauen miß- 
brauht und verrätherifch zur Unterprüdung der Freiheit ange- 
wendet haben“; dann zum Schluß: „Für einftweilen aber hafte 
noch der Fluch aller freien Männer und das Brandmal des 
Verraths an ihren Mitbürgern, auf diefen el des 
Galgend der Zufunft.* 

Erwähnte Aufrufe haben weder die badifche io eine andere 
Revolution gemacht; aber fie gelten als Zeichen der Zeit. Das 
ganze Treiben der Partei wirkte ftörend auf die Schweiz; von 
geringerer Bedeutung war ihre perfönliche Bethätigung bei dem 
Aufftand. In der oben angeführten NRevolutiondgefchichte von 
Mördes ift „einiger hundert fogenannter Schweizer-Freifchaaren“ 
erwähnt, melde bis in's badifche Unterland gelangten und dort 
verwendet wurden; ob es wirkliche Schweizer oder deutfche Zu— 
züger aus der Schweiz waren, ift nicht geſagt; daß Bufer ein 
Korps zufammengebracht, davon gefchieht Feine Meldung; der 
Bundesrath verneint es; hingegen hat, nach feinem eigenen Bes 
riht, eine Anzahl Schweizer in verfchiedenen Korps an dem 
Kriege fich betheiliget, woran um fo weniger zu zweifeln, als 


* Aus der zu Bafel erjcheinenden „Nationalzeitung”. 
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viele friegägefangen wurden. In Folge des Aufftandes famen 
zunähft Schaaren von Flüchtlingen, die vor der neuen Freiheit 
Sicherheit fuchten, in die Schweiz. Gegen die revolutionäre ba- 
difche Regierung rüdte Preußen mit ftarfer Heeresmacht vor, 
unterflügt durch ein Korps aus dem Großherzogthum Heffen. Am 
15. Juni begannen, nad Befegung von Rheinbaiern, die Kämpfe 
an der badifchen Nordgrenze. Eine Rückwirkung auf die ſchweize— 
rifche Rheinlinie fchien zu erwarten.* In Folge Schreibens der 
Regierung von Bafel, welche auf diefen Umftand aufmerffam 
machte, beftellte der Bundesrath ein Militärfommando zu Baſel 
in der Perſon des Oberften Kurz, zum Zwecke der Grenzüber- 
mwachung „gegenüber dem allfälligen Andrange, von bewaffneten 
und unbewaffneten Flüchtlingen und andern möglichen Even- 
tualitäten“, mit Vollmacht zum Aufbieten einer beliebigen Anzahl 
Truppen aus den nächſt gelegenen Kantonen Bern, Solothurn, 
Bafel und Aargau. Dem Militärfommandanten wurde bald der 
Nationalraty Hanauer aus Aargau, dann Oberft Stehlin von 
Baſel ald Zivilflommiffär beigegeben. Unterdeffen waren die 
Preußen in das Badifche eingerüdt und fchlugen den Polen 
Mieroslawski mit feinem badifch-pfälzifchen Heere bei Waaghäufel 
am 22. Juni; die Truppen desfelben beftanden zwar noch mehrere 
Gefechte, vermochten jedoch die gänzliche Niederlage der Sache, 
für die fie fämpften, nicht zu verhindern. Es folgte ihr Rüdzug, 
ebenfo derjenige der proviforifchen Regierung und der „Conſti⸗ 
tuante®, welche eine ‚neue DBerfafjung für den badifchen Staat 
hätte ausarbeiten follen, zuerſt nach Offenburg, fpäter nach Frei- 
burg. Die NRegenten, die Minifter,, die Volksrepräſentanten, die 
Heerführer befehdeten fi} in wilder Verwirrung bunt durch ein- 
ander; die „Reaktion“, wie fie den gefunden Sinn der verſtän— 
digen Bürger ded Landes nannten, trat überall hervor; Mieros- 


* Während der Ereignifje in Baden ließ die Regierung von Bern in Lon—⸗ 
don für ungefähr eine Million franz. Franken amerikaniſcher Fonds realifiren, 
um fie.im Falle größerer Truppenaufgebote dem YBundesrathe zur Verfügung 
zu ftellen (BernersZeitung). Man fehwärmte dort, wie oft ſchon, für große 
Truppenaufgebote, die dann auch nicht ausblieben, 
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lawski legte ſein Kommando nieder und verſchwand. Was an 
Truppen beiſammen blieb, zog unter dem Diktator Gögg und 
dem nunmehrigen General Sigel durch das Oberland an den 
Rhein, um in bequemſter Weiſe den nachjagenden Preußen und 
dem Unwillen des eigenen Volks zu entwiſchen, Ueber Baſel, 
Rheinfelden, Eglisau und Konftanz rückten fie mit Waffen, gro- 
bem Gefhüg, Pferden und Kaffen in die Schweiz herein, theile 
weife vielleicht in der enthufiaftiichen Meinung, ed werde diefelbe 
nachträglich für fie und mit ihnen in den Krieg gegen die Preußen 
ziehen. Sigel wenigſtens hatte ganz zutraulic dem auf Befehl 
des Bundesrathes inzwifchen an der Grenze erfchienenen zweiten 
Brigadefommandanten Oberft Müller eine Kapitulation vorge 
fchlagen folgenden Inhaltes: die Schweiz verpflichte fih, fänmt- 
fihe Truppen, welche in organifirten Abtheilungen erfcheinen 
würden, mit Waffen und Gepäd in ihr Gebiet aufzunehmen; 
die Infanterie würde ihre Waffen an die fchweizerifchen Behörden 
abliefern und von ihnen verpflegt; dagegen würden die Kriegs— 
faffen der Schweiz überlaffen; die Artillerie würde ihre Waffen, 
behalten; ebenfo bliebe die Kavallerie ein felbftftändiges Korps; die 
badischen Truppen ftellen fi unter den Oberbefehl des eidgenöffi- 
hen Truppenfommandanten und verpflichten fih, im Yalle eines 
Krieges der Schweiz zu dienen, dagegen feinen willfürlichen Einfall 
auf außerfchweizerifches Gebiet zu unternehmen. Solches Anfinnen 
lehnte ein zürcherifcher Regierungsfommiffär an einer Zufammen- 
funft mit Sigel in Rotftetten ab, worauf diefer fich bequemte, feinen 
Einzug in die Schweiz ohne weitere Bedingungen zu halten und 
fih bier entwaffnen zu laffen. In diefer Weife geſchah der Ein- 
marfch an den verfchiedenen Uebergangsftationen, meift zwifchen 
dem 8. und 12. Juli. Bor oder mit den einzelnen Abtheilungen 
rücten die revolutionären badifchen oder andern deutſchen Größen, 

unter ihnen auch der oft genannte Struve, wieder in das gaft- 

freie Schweizerland ein. Die Schweiz nahm in erwähnter Weile 
in mehren einzelnen Kolonnen zwifchen 9 und 10,000 Mann 

Truppen mit 60 Kanonen und ungefähr 600 Pferden auf, zer 

ſprengte Heeresreſte, welche man mit dem font für ein ganz 
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anderes BVerhältniß geltenden Ausdrud „Flüchtlinge® bezeichnete, 
eine große Zahl Eleinerer Banden und DBereinzelte, auch die Un- 
bewaffneten, nicht gerechnet. Hätte irgend ein badifches Korps 
die Preußen in den Rücken nehmen fünnen und diefe an die 
Schweizergrenze gedrängt, fo wären fie hier zurüdgewiefen wor— 
den und mit vollem Recht. Für die politifchen Freunde von 
Baden dagegen glaubte man eine Ausnahme machen zu Fönnen 
und enthob man fih der ficengern Auslegung der neutralen 
Stellung der Schweiz. * 

Daß auch Kriegsvolk aufgenommen werden folle und möge, 
das hatte der Bundesrath ſchon vorher zugegeben und angeordnet, 
denn dem erwähnten Zivilflommiffär hatte er unter Anderm die 
Inftruftion gegeben, daß „fämmtliche Flüchtlinge zu entwaffnen“ 
und auf acht Stunden einwärtd zu interniren feien (3. Juli). 
Gleihen Tages flellte er jenen zweiten Brigadier auf, von dem 
oben die Rede gewefen, und den Oberfien Gmür von St. Gallen 
ald Divifionär. Die im Dienfte befindlichen eidgenöffifchen Trup- 
pen beftanden zu diefer Zeit nur in drei Bataillonen Infanterie 
und zwei Kompagnien Scharffhügen; die Brigadierd hatten in- 
zwifchen Vollmacht, fie nach Ermeſſen zu vermehren. In Bafel 
und an andern Grenzorten hielt man diefe Anordnungen gleich- 
wohl nicht für genügend; in den Augen des Bundesrathed moch- 
ten fie e8 aber fein, weil er fi) von vornherein auf den Stand» 
punkt geftellt, Bewaffnete wie Unbewaffnete auf Schmweizergebiet 
einzulaffen. Bei dem gemeldeten Andrang von fremdem Kriegd- 
volf boten Zürih und Thurgau ſelbſt Truppen auf. 
Kaum waren die bewaffneten Slüchtlinge in der Schweiz und 
batten auch Kanonen und Militärpferde am fehmweizerifchen Aſyl 
Theil genommen, fab fi der Bundedrath genöthiget, den Revo- 


* Die badifchen Führer hatten die Schweiz gewiffermaßen als einen Theil 
ihres Operationdgebieted angefehen. Mördes erzählt: „Nach einigen Tagen fam 
auch Gögg mit Sigel in’s Oberland gezogen, um von da nach der Schweiz zu 
geben. Die Schweizerbehörde erhielt Munition, Waffen, Artillerie u. ſ. w. über: 
geben. Gögg ſagte mir, er babe einen ehrenvollen Rückzug nehmen wollen.“ 
©, „Die deutfche Revolution u. ſ. w.“ S. 307 und 308. 
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Iutionshäuptern auf den Leib zu gehen. Mit einer Reihe von 
Erwägungsgründen verordnete er die Ausweifung der „politifchen 
und militärifchen Chefs“, fo wie auch „der andern Hauptführer, 
welche ſich ‚bei dem neuerlichen Aufftande in Rheinbaiern und im 
Großherzogthum Baden betheiliget haben“; verftanden waren in 
diefem Beſchluß alle Gene, welche Mitglieder einer proviſoriſchen 
Regierung oder anderer derartiger Behörden geweſen: Ziz, Bren- 
tano, Struve, Gögg, Werner, Fickler; die militärifhen Chefs 
Louis Mieroslawsky, Sigel, Doll, Merfy, Blenker, Willih, Ger- 
main Metternich; Andere noch vorbehalten, welche eine einfluß- 
reihe Stellung bei dem Aufftand eingenommen und Die der 
Bundesrath fpäter bezeichnen werde. Und nochmals befahl er 
auch die Ausmweifung von Heinzen, Friedrich Neff, Löwenfels, 
G. Thielmann und aller Jener, welche an dem „Einfall in das 
Großherzogtfum Baden“ im September 1848 Theil genommen 
hatten (16. Juli). Diefer Wegmeifungsbefchluß warf Staub auf; - 
die verzogene Preffe lärmte in eingewöhntem Ton; felbft einige 
Kantondregierungen, unter ihnen Bern, wollten in demfelben ein 
Aufgeben der biäherigen Grundfäge über das politifche Aſyl er- 
bliden; der Bundesrath ließ ſich deßhalb am 20. Juli zu einer 
Berantwortung dur Kreisfchreiben herbei, in welchem er die 
beruhigende Verficherung gab, daß es fich keineswegs um Aus« 
lieferung der betroffenen Individuen an ihre Landesregierung 
handle, fondern daß er felbft bemüht fein werde, für diefelben 
einen andern Zufluchtdort zu ermitteln. 

Ein unbedeutended Ereigniß veranlaßte bald ganz außer- 
ordentliche Verfügungen. Eine Kompagnie Heffen (170 Mann) 
hatte Befehl, von Konftanz rheinab das badische Dorf Büfingen, 
ganz von Schaffhaufer-Gebiet und dem Rhein umfchloffen, zur 
Bornahme von Grefutionshandlungen zu befeßen; diefe mili- 
tärifche Expedition, die ohne Voranzeige an das fchmeizerifche 
Brigade-Kommando ftattfand, führte jene Mannſchaft auf zwei 
Streden durch Schweizergebiet, weil dort beide Ufer des Rheins 
Ichmeizerifch find. Schweizeriſcherſeits ſah man im Gefchehenen 
eine Grenzverlegung, und es war wirklich eine ſolche. Die Rück— 
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kehr des Dampfbootes wurde für einſtweilen unterſagt; eine Ver⸗ 
ſtändigung über den Rückmarſch der Heſſen aus Büſingen zu 
Land über Schweizergebiet auf das badiſche kam nicht alſogleich 
zu Stande. Plötzlich ſah nun der Bundesrath eine gefährliche 
Situation vor ſich; „mit Rückſicht auf die Möglichkeit weiterer 
ähnlicher Ereigniſſe, auf die Unzulänglichkeit der gegenwärtigen 
Grenzbedeckung, auf die ſtets zunehmende Vermehrung der deut- 
hen Truppen an unferer Grenze und die daherige Beunruhigung 
unferer Bevölkerung“, * befchloß er, inbegriffen die fehon im 
Dienfte ftehenden Bataillone, ein Aufgebot von 24,000 Mann 
in drei Divifionen,' ftellte gleichzeitig da® ganze übrige Bundes- 
fontingent aller Kantone und die Landwehr der nordöftlichen 
Kantone auf Pifet, forgte für Beftellung der Divifionsftäbe und 
des Generalftabes und berief die Bundesverfammlung auf den 
f. Auguft. Diefer Verfügung war augenblidlicher Kriegslärm 
vorangegangen, eitled Gerede, daB es feitend des deutichen Heeres 
auf die Schweiz abgefehen ſei; thatfächlich und mit ruhigem Blicke 
fonnte man nichtd anderes wahrnehmen, ald daß Preußen die 
Revolution im deutfchen Süden niederwarf, damit fie nicht auch 
den deutfchen Norden ergreifen könne. 

- Die Repräfentanten des Volks und der Stände trafen will 
fährig in der Bundesftadt ein, welche während ihrer frühern An— 
weſenheit und unter ihrer feſtlichen Mitwirfung (12. Mai) durch 
die Statue Rudolphen von Erlach's, des Helden von Laupen, 
auf dem Münfterplage gefhmüdt worden. Efcher fprach zum Na— 
tionalrath: „Eine unterlegene Armee ift, von ihrem Befieger bis 
an unfere Grenze verfolgt, auf unfer Gebiet übergetreten, um auf 
demfelben jene ſchützende Zufluchtftätte zu fuchen, welche die Schweiz 
von jeher politiihem Unglüde gewährt hat.“ Bon feiner erheb- 
lichen Seite her fei die Anficht geltend gemacht worden, als hätte 
die Schweiz diefe Maffe von Unglüdlichen nicht aufnehmen, - 
fondern vor die Feuerfchlünde ihrer Befleger zurüdweifen follen. 
Die Eidgenoffenfhaft hat dadurch ihre Neider, welche glauben 


* Bericht des Bundesrathes an die Bundesverfammlung, vom 29. Zuli, 
26 * 
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machen möchten, fie mwiffe ſich in ihrer Politif nicht über den 
Standpunft des Eigennußes zu erheben, neuerdingd vor aller 
Welt zu Schanden gemacht?. Der Redner fehilderte im Fernern, 
wie hohe Gefahr vorhanden geweſen, daß der Kampf an der 
Grenze noch einmal enibrenne, fih felbft auf ſchweizeriſchen 
Boden hinüberziehe; daß auch für den entgegengefepten Yall 
„rechtzeitig Fräftige Maßregeln an der Grenze zur Wahrung der 
fehmweizerifchen Intereſſen ergriffen werden“ mußten. Dann fuhr 
er fort: „Und als der Webertritt von Tauſenden wirklich erfolgt 
war, nachdem fie einen großen Theil des Arfenald eined angren- 
zenden Staated mit fih auf fchweizerifchen Boden gebracht; als 
fremde Truppen die ganze nördliche Grenze der Schweiz befegten 
und in Folge deffen Verwidelungen ernfter Natur entflanden, 
und als endlich an verfchiedenen Punkten in der Nachbarſchaft 
der Schweiz Truppenzufanimenzüge ftattfanden, die eine befondere 
Beziehung auf die Eidgenoffenfhaft haben konnten“, war vollends 
der Augenblid gefommen, die Hauptvorzüge der neuen Bundes- 
verfaflung, „das Beftehen einer mit weit gehenden Befugniffen 
ausgerüfteten Zentralregierung®, recht fühlbar zu machen. Am 
Schluß die Mahnung, perfönliche Fehden zu meiden und ſich 
gegenüber dem Auslande der Einigung zu befleißen. 

Der Bericht ded Bundesrathes (vom 29. Juli) umfaßte 
in ruhiger Darftellung alle Berlegenheiten der Zeit: wie er die 
Werbung ſchweizeriſcher Scharfihügen für Baden unterfagt habe, 
der Zuzug auf Einzelne ſich beſchränkt, eine befondere Schweizer- 
legion nicht zu Stande gefommen ſei; warum er, der Bundes» 
vath, die Aufnahme der Flüchtlinge nicht verboten habe, „weil 
(nämlich) ihre Lage Gefahr drohte und weil ed graufam gewefen 
wäre, unter diefen Umftänden den Eintritt zu verfagen“; wie er 
auf Requifition der badifchen Behörden Staatögelder und Werth- 
fhriften, die in die Hände der Aufftandöpartei gefommen, mit 
Beſchlag belegt habe, geplünderte Gegenftände, auch einen Theil 
badifcher Dienfipferde, bereitd an die Eigenthümer, beziehungsweiſe 
an die badifchen Behörden habe zurückſtellen laſſen. Der Bericht 
meldete ferner, daß die frangöfifche Regierung, auf Verwendung 
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hin, Geneigtheit ausgeſprochen, den Ausgewieſenen die Durche 
reife, jedoch ohne Aufenthalt, zu geftatten, damit fie nach ent- 
fernteren Staaten fi begeben fünnen, und daß und warum fich 
der Bundesrath bei dem deutfchen Regierungen für Amneftirung 
der befonderö betroffenen Flüchtlinge verwendet habe; endlich, daß 
er zwar bereit fei, das den Flüchtlingen abgenommene Kriegö- 
material an die deutfchen Regierungen herauszugeben, doch erft 
auf Grundlage der diesfalls erforderlichen Einverftändniffe. Schluß» 
anträge: ed wolle die Bundesverfammlung das ftattgefundene 
Truppenaufgebot billigen und den General und feinen-Stabschef 
wählen. ‚ 

Die Räthe waren im Ganzen gefügig und einverftanden; 
fie genehmigten obige Anträge und entlafteten fomit den Bundes— 
rath weiterer Berantwortlichkeit für das große Truppenaufgebot. 
Sofort wurde nun General Dufour einhellig zum Oberbefehle- 
haber erwählt, dann, in Anweſenheit eines zahlreihen Stabs— 
perfonald und einer Menge von Zufchauern, beeidiget, wobei 
Eicher und Dufour patriotifhe Reden austaufchten. Dufour er- 
ließ unverweilt einen Tageöbefehl an die Truppen, in welchem 
er ald nächfte Aufgabe die Hut der Grenze bezeichnete, für den 
Fall aber, daß die Verhältniffe ernfter würden, das Ausland 
feindlich gegen die Schweiz auftreten follte, die Hoffnung aus— 
ſprach, ed werden die Truppen fich fo verhalten, daß man von 
ihnen fagen fönne: „die Nachkommen der freien Eidgenoffen find 
ihrer Vorfahren würdig“. Oberft Ziegler von Zürich wurde zum 
Chef des Generalftabd gewählt. Bereitwillig, und luftiger als 
im Jahr 1847, zog die aufgebotene zahlreiche Mannfchaft dieß- 
mal aus, in den „BüflngersKrieg“, wie dad Volk das improvi- 
firte Waffengeräufche nannte. 

MWährend der Bundesrath feine friegerifchen Anordnungen 
vollzog, unterhandelten der eidgenöffifche Kommiffär Stehlin und 
der großherzoglich heffifche Stabsmajor Du Hall, diefer Tegtere 
Namens des Generals Peuder, Oberbefehlöhaber des Nekarkorps, 
für Beilegung des Büfinger Streites. Der deutfche Bevollmäch— 
tigte erflärte auf Begehren und zu Handen des eidgenöffifchen 
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Kommiffariats: daß die Belegung der badifchen Enklave Büfingen 
durch eine Kompagnie Heffen ohne Wiſſen und Willen ded Ge- 
neralfommando’8 der Reichstruppen gefchehen, fondern von unter 
geordneter ‚Stelle angeordnet worden; daß dabei feinerlei Abficht 
gewaltet, das neutrale fehmeizerifche Gebiet zu verlegen oder irgend» 
wie die Rechte der Schweiz zu beeinträchtigen; daß die Expedition 
auf Anfuchen der badifchen Berwaltungsbehörden einzig zu dem 
Zweck gefhehen, um die Entwaffnung in Büfingen wie in andern 
badifchen Orten zu vollziehen; daß die Belebung Fein Präjudiz 
bilden könne weder gegen die Neutralität der Schweiz noch über 
die Frage, ob die badifche Negierung berechtiget fei, auf den 
Stellen des Rheins, an welchen derfelbe auf beiderfeitigem Ufer 
Schweizergebiet befpült, denfelben ald gemeinfhaftlihen Strom 
und insbefondere ala Militärftraße zu behandeln; daß das General« 
fommando der Neichötruppen mit aller Strenge wachen lafjen 
werde, daß das Schweizergebiet nirgends und in Feiner Weife 
verlegt werde (28. Juli). Nah urkundlicher Fertigung diefer Ers 
klärung folgte gleihen Tages die Vereinbarung über den Rück— 
marfch felbit, wie folgt: die Kompagnie Heffen wird ihren Rüds 
marfch zu Lande (nicht auf der Wafferftraße), nach eigenem Ber 
lieben entiweder dem Rhein entlang nah Gailingen, oder über 
die fchmeizerifche Ortfchaft Dörflingen „nah Randegg zu, bes 
werfitelligen; in beiden Fällen ift ihr geftattet, bewaffnet durch 
das fihmeizerifche Gebiet zu ziehen; nimmt fie den Weg über 
Dörflingen, fo follen zwei Detafchemente fehmeizerifcher Truppen 
vor und hinter der Kompagnie folche über ſchweizeriſches Gebiet 
geleitenz; der Ausmarfch fol zur Tageszeit gefchehen und dem 
fchweizerifchen Divifionät wenigſtens zwölf Stunden vorher ange= 
zeigt merden. Der verabredete Rückmarſch gefehah über die ganz 
furze Strede Schweizergebiet nach Gailingen (30. Juli); das 
Dampfichiff wurde unter eidgenöffifcher Flagge in den Bodenfee 
zurücdgeführt. Ehre und Recht der Schweiz waren gerettet. 

Als der General gewählt war, faßen Rommiffionen der beis 
den Räthe und erftatteten Befund über Alles, was fich auf die 
Flüchtlingsfrage, auf die Rückgabe des Kriegsmaterials an die 
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deutfchen Regierungen und auf die Dedung dießmaliger Bewaff- 
nungäfoften bezog; ebenfo über die Beilegung des Büfinger 
Handels, rüdfichtlich deren fie die erwähnten Urfunden zu Handen 
genommen. Die Kommiffion des Nationalrathes fand unverweilt 
und eben zur Zeit, ald ſich die drei Divifionsftäbe in ihren drei 
Hauptquartieren, und dann der große Generalftab in Aarau ſam— 
melten, daß ohne Verzug eine Verminderung der vom Bundes» 
rath einberufenen Truppen in dem Maße ftattzufinden habe, als 
die Gründe zu dem Aufgebote weggefallen; doch feien die dieß— 
fälligen Berfügungen zweckmäßiger dem Bundesrath felbft an- 
heimzuftellen. Ihrem Gutachten über andere Punkte wurden eine 
Menge Abänderungsanträge gegenüber geftellt, unter andern der, 
daß der vom Bundesrath erlaffene Ausweifungsbefchluß gegen 
die Flüchtlinge nicht vollzogen werden dürfe, fo lange diefe nicht 
entweder ohne Gefahr in ihre Heimath zurückkehren können oder 
der Aufnahme in einem andern Staate fiher feien. Aber mit 
69 gegen 17 Stimmen wurde diefe Mißbilligung des Bundes- 
rathes abgelehnt und der bei der großen Mehrheit des Schweizer: 
volfed überwiegenden Anficht Ausdruck gegeben, daß die Schweiz 
an Opfern für das fogenannte Afylreht nun genug gebracht habe 
und daß eine mehrere Rüdficht auf Leute, denen e3 fchlechter- 
dings nicht gegeben war, fich der politifchen Agitation zu ent- 
halten, ganz übel angebracht wäre. Die beiden Räthe ertheilten 
daher übereinftimmend dem Bundesrathe nicht nur die Vollmacht 
zur Reduktion, beziehungdweife zu gänzlicher Entlafjung der Trup— 
pen und den erforderlichen Kredit zur Beftreitung der erlaufenden 
außerordentlichen Koften, fondern ftellten auch Alles, was fich 
auf die Herausgabe des Kriegsmateriald und auf die Bermitilung 
der Rückkehr der großen Maſſe von Flüchtlingen in ihre Heimath 
bezog, vertrauensvoll, und ohne felbft Borfchriften zu geben, dem 
Bundesrath anheim. In gleicher allgemein gehaltener Form wurde 
ihm auch überlaffen, fi über die Beftimmung der an der Nord» 
grenze ftehenden deutfchen Truppen die wünfchbaren Auffchlüffe 
ju erwirfen. Ein weiterer Befchluß der Bundesverfammlung über- 
nahm zu Laften der Bundesfaffe einen Theil der Berköftigung 
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der Flüchtlinge, 35 Rappen auf den Tag und Kopf, mit der 
Befchränfung jedoch, daß diefe Unterflügung nur für folche ver- 
abreicht werde, welche nicht zu Öffentlichen Arbeiten oder zu Ar- 
beiten bei Privaten verwendet werden können; daß Letzteres vor 
Allem aus zu gefihehen habe, dazu gab der Bundesrath Weifung. 
Die übrigen Koften für die fremden Gäfte hatten die Kantons— 
fafjen zu tragen. — Unmittelbar nad dem Eintiitt der Flücht⸗ 
linge hatte es großen Hader abgefegt, da die Kantone, welche 
fie zunächit auf eigene Kauft aufgenommen. hatten, deren fo viel 
möglich auf rüclliegende Gebiete abzufchieben fuchten; fpäter trat 
regelmäßige Vertheilung unter die Kantone durch den Bundes- 
rath felbft ein. Die Entfernung der Mehrzahl aus der Schweiz ge= 
(hab nur langfam. Gegentheild wurde die Schweiz von Zeit zu 
Zeit durch neue Ankömmlinge, 5. B. aus Stalien, bedroht; der 
Bundesrath verbot ihre Aufnahme und empfahl zugleich aud 
polizeiliches infchreiten gegen Spione und geheime Agenten, 
fogenannte agens provocateurs. Am 8. Auguft vertagten fich die 
Räthe zum zweiten Mal auf den 12. November; Efcher verab- 
fchiedete den Nationalrath abermald mit einer politifchen Rede, 
in der er Freude bezeugte, -daß fein Ruf nah Einigung Aner- 
fennung gefunden; wichtiger als der gefaßte Hauptbefchluß fei 
die Thatfache, „daß durch Zuftimmung zu demfelben von allen 
Seiten zum Theile fehr große Ronzeffionen gemacht worden, um 
nicht dem Auslande in diefem Augenblide das Bild innerer 
Spaltung zu geben“. Anbei warf er warnende Blide auf wahr- 
genommened Schwanken und empfahl, ſolchem gegenüber, „grunds 
fäglich feften Gang der Bundesbehörden auf dem durch die Bundes- 
verfaffung und den demofratifchen Geift der Neuzeit vorgezeichneten 
Pfad des Fortſchrittese. Der Winf galt dem Bundesrath, deffen 
Ausmweifungsbefchluß gegen die Häupter der deutfchen Demofratie 
den eigentlichen Bundesgebietern nicht recht hatte munden wollen. 
Eicher übte bereits vormundfchaftliche Befugniß über den Bundes- 
rath. Bon grundfäglicher und thatfächlicher Harmonie zwifchen 
ihm und dem Bundespräfidenten Furrer fonnte feine Rede fein; 
Furrer war, abgefehen von der Fonfeffionellen Politif, die ihn 
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zum radikalen Lager hinüber geführt hatte, der Legalität ergeben 
und wollte dieſe daher auch in die Bundesregierung einführen; 
Eicher dagegen huldigte der Tendenzpolitif, die nach Innen die 
Bundeögewalt nach Belieben ausdehnen, nach Außen dad demos 
fratifche Element fördern wollte. Daber der Zmiefpalt; er hatte 
fih namentlih ſchon bei der Frage der Militärfapitulationen 
fund gegeben. 

Das fchmweizerifche Beobachtungäheer, fo nannte die Amts» 
welt die aufgebotenen Truppen, hatte eine Stärke von ungefähr 
25,000 Mann; „auf den Wunfh Dufour’d® hatte das Militär- 
departement Vorſorge getroffen, daß .fofort noch zwei weitere 
Divifionen hätten einberufen werden fönnen.* Kaum hatten aber 
die Räthe gefprochen, fo verordnete der Bundesrath, ihren Winfen 
gemäß, in drei einander raſch folgenden Beichlußfaffungen die 
Reduktion der Truppen, fo daß am 13. Auguft nur noch zwei 
Brigadeftäbe, ſechs Bataillone Infanterie und drei Kompagnien 
Scharffhüsen im Dienfte waren; am 22. September wurde der 
lebte Neft von Truppen entlaffen. Große Freude hatten die 
Schweizer allzumal, auch Kontingente aus den ehemaligen Son- 
derbundöfantonen in den Neihen des Bundesheeres zu fehen. 
Die früheren Expeditionen in den Kanton Teffin und an den 
Rhein hinzugerechnet, waren im Jahr 1849 im Ganzen unge . 
führ 30,000 Mann Truppen in Dienft gerufen worden. Die 
Ausgaben fliegen; die Koften des Feldzuges von 1849 erreichten 
die Summe von Fr. 764,917. Der Bundesrath begrüßte die 
Kantone mit der Einhebuug von Geldfontingenten. Die poli- 
tifchen Erfcheinungen, welche alle jene Aufgebote veranlaßt hatten, 
zogen der Schweiz hier und da den Vorwurf zu: fie fei der euros 
päilhe Revolutionsherd. Es Fochte allerdings in der Schweiz, 
aber das Feuer war ihr feit 1818 und 1819 von Außen, nament- 
li von Deutfchland her, zugebracht worden. Die Einwanderungen 
der Flüchtlinge von dort, dann von Stalien ber, wollten fein 
Ende nehmen; diefe Männer gehörten allerdings zum Kern der 


* Amtsbericht des Bundesrathes über feine Amtsführung vom November 
1848 bis Ende 1849. S. 38, 
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europäifchen Nevolutionspropaganda, * und es wäre der gefchicht- 
lihen Wahrheit ganz zumider, wollte man ihre Umtriebe aus der 
Schweiz in’d Ausland hinüber leugnen; der Verfaffer dieſes Buchs 
hielt fich gegentheild pflichtig, fie, mo und wie fie vorfamen, 
aufzuzeichnen. Dagegen ift eben fo gewiß, daß die Revolution 
in jenen Ländern felbft ihren Hauptfib hatte, der Unfug aus der 
Schweiz her nur als eine Gehülfenfchaft angefehen werden kann, 
die feinen erheblichen Einfluß übte. Wenn Jemand Grund hat, 
über das Treiben der Flüchtlinge ſchwere Klagen zu erheben, fo 
ift ed weniger das Ausland ald die Schweiz ſelbſt; fie haben in 
unferm Vaterlande ein politifhes und moralifches Verderbniß vers 
breitet, an dem feine gefellfchaftlihen Zuftände jegt noch leiden. - 

Neben der neuen Bundesgeftaltung ließ ſich auch das Fan- 
tonale Leben noch hier und da vernehmen, doch weniger ein- 
greifend, weil durch erftere eine beftimmte Nichtung, auch rüd- 
wirfend in die Kantone, zur Herrfchaft gefommen. Berfaffungs- 
revifionen waren ed, bei denen fich die Parteien und die im 
Streite liegenden ntereffen gegen einander maßen. In St. allen 
hatte laut Revifionäftatut ** im Laufe des Jahres 1849 zum 
dritten Mal die Anfrage an das Volk zu gefchehen, ob es feine 
Berfaffung von 1831 unverändert behalten oder felbe einer Re— 
. vifion unterftellen wolle, im legten alle, ob die Revifion dem 
Großen Rathe zu überlaffen oder einem befondern Verfaſſungs— 
rath zu übertragen fei. Der Große Rath gab nur kurze Bedenf- 
zeit und beftimmte den 8. Juli ald Tag der Abftimmung. Für 
die Revifion Fonnte ein unabhängiger und freier Blid eine Menge 
Gründe aufdeden; denn das öffentliche Leben ftand in grellem 
MWiderfpruch zu der demofratifchen Berfaffung; die Büreaufratie 
hatte fih an die Stelle früheren volksthümlichen Weſens gefept; 
die Verwaltung war Foftfpielig und fehwerfällig geworden, der 
Große Rath nun zahlreicher als nöthig, nachdem er gleich den 
Großräthen der andern Kantone auf die Pflege des Fantonalen 

* „Welche den Welttheil, wie entfürften, fo entchriftlichen wollte”, fagt 


Buß in der früher ſchon angeführten Schrift: „Die Geſellſchaft Jeſu“. 
** Vergl. Band II, Seite 248 und 249. Band III, Seite 125. 
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Haushaltes befchränkt worden; das Gemeindewefen Fonnte fchon 
wegen der allzu furzen Amtsdauer der Gemeinde» und Berwal- 
tungsräthe nicht gedeihen. Bon ſolchem Standpunkt aus fchil- 
derten Einzelne die Wünfchbarfeit einer Revifion. Allein die 
radifale Partei felbit machte fie unmöglich. Nachdem fie in den 
eidgenöffifhen Fragen Sieger geblieben, ftrebte fie auch unbe: 
dingte Herrfchaft iu kantonalen Sachen an. Durch den Berfaf- 
fungsrath von 1831 war die Beibehaltung der Eonfeffionellen 
Trennung, d. h. die autonomifche Verwaltung der Katholiken 
und Proteftanten in Kirchen und Schulfahen, mit 81 gegen 
50 Stimmen als eined der St. Gallifhen Grundrechte erflärt 
worden. Seither war radifalerfeits alles Mögliche gefchehen, was 
der Abneigung gegen ein Aufgeben jenes Berfaffungsgrundfages 
neue Nahrung, feiner unveränderten Beibehaltung dagegen vers 
mehrte Freunde zuführen konnte und mußte. Gleichwohl veröffent- 
lichten die Gegner jener Autonomie ein Programm, in welchem 
fie ihre PBarteigelüfte auf die Spige trieben. Zur Zeit, ala bereits 
Preußen und Defterreih die Staatdomnipotenz in Kirchenfachen 
aufgegeben und freies Kirchenleben gewährt hatten, wollte die 
radifale Partei in St. Gallen alle Gewalt in Angelegenheiten 
beider Konfeffionen dem Staat überantworten, die getrennten 
Großrathöfollegien aufheben, dur den Großen Rath felbft einen 
fatholifhen und einen evangelifchen Kirchenraih beftellen, die bis— 
berigen Eonfeffionellen Verwaltungen befeitigen, jenen ftaatlichen 
Kirchenräthen die Verwaltung der Eonfeffionellen Fonde übergeben, 
ebenfo die Fonfeffionellen Erziehungsräthe aufheben und einen ge- 
mifchten Erziehungsrath an ihre Stelle fegen, an die Spike aller 
diefer neuen Behörden Mitglieder der Regierung ftellen; um fo- 
dann die Refte der Fatholifchen Oppoſition ganz zu vernichten, 
follten die Tatholifhen Bezirke Tablat, Goßau und Alttoggen- 
burg aufgehoben, ihre aus einander geriffenen Glieder faft ausd- 
fchließlich den nächften in Mehrheit reformirten Bezirken St. Gallen, 
Untertoggenburg und Neutoggenburg zugefchieden, Gafter dem See: 
bezir? überantiwortet, die Zahl der Bezirke alfo von fünfzehn auf 
eilf vermindert werden. Anderes Mipfällige follte mitlaufen, fo 
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die Wahl der Bezirfdammänner durch den Kleinen Rath ftatt 
durch das Volk. Die Aufhebung der fonfeffionellen Selbftftändig- 
feit der Katholifen und Proteftanten ftieß auf anfehnliche Gegner- 
(haft. Für die evangelifche Konfeffion trat Stadtpfarrer Wirth 
in St. Gallen auf. In einer befondern Drudihrift führte er 
feinen Glaubendgenoffen zu Gemüth, daß die Reformirten Grund 
haben, mit eben fo großer und ernfter Entfchiedenheit an der 
gefönderten Beforgung der Eonfeffionellen Angelegenheiten feftzu- 
halten, wie die Katholiken; daß fie es ſchon früher, namentlich 
im Jahr 1814 und mit befonderm Hinblid auf das Erziehungs 
wefen, gethan haben, um die gegenfeitige Unabhängigfeit beider 
Konfeffiondgenoffenfchaften fiher zu ftellen; daß gleiche Gründe 
für gleichen Zweck auch jetzt noch vorwalten; daß die Refor— 
mirten unter allen Umftänden bei einer Gemeinfchaftlichfeit, wie 
fie von anderer Seite her gewünſcht werde, nur verlieren fönnten, 
daher wohl thun werden, keineswegs für die „unzufriedenen“ 
Katholifen die Kaftanien aus dem Feuer zu holen. Diefe An» 
ſprache des mit verdientem Anfehen umgebenen erften -Predigers 
der Hauptftadt verfehlte ihre Wirkung nicht. Anderſeits hatten 
die ernften Katholiken, nah den Erfahrungen der Jahre 1847 
und 1848, noch weniger Grund ald je, den Reft von Selbft- 
fHändigfeit, Rechten und Fonden, den fie aus dem Sturm der 
Zeit gerettet, den doftrinären Gelüften der radikalen Schule zum 
Dpfer zu bringen; fie gaben fich daher dad Wort zu maffen- 
bafter Ablehnung der Reviſion, denn fie wollten feine „Staatd- 
hriften® werden. Für den Fall aber, daß die Reviſion durchdränge, 
ftellte das volfathümlichfteihrer Preßorgane, der „ Wahrheitäfreund®, 
ein Gegenprogramm auf, welches in feinen wenigften Punkten der 
radifalen Partei genehm fein fonnte: 1) Volföfouveränetät in 
Wahrheit; darum follen nicht bloß Gefebe, fondern auch die 
wichtigern Großrathäbefchlüffe, indbefondere die Steuerdefrete, dem 
Volk zum Entfcheid vorgelegt werden ; 2) Aufhebung des Reprä- 
fentationsvorrechted der Stadt St. Gallen; 3) Bereinfahung in 
der Staatöverwaltung und Befeitigung der büreaukratifchen Viel 
fehreiberei; Ermäßigung der drüdenden Militärlaften; 4) Auss 
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Ihluß der Mitglieder der Regierung und der von ihr ernannten 
Beamteten von der Wahlfähigfeit in den Großen Rath; Wahl 
der Großräthe durch die politifhen Gemeinden ftatt durch die 
Bezirksgemeinden; 5) Verminderung der Mitgliederzahl der Re- 
gierung von fieben auf fünf; ihre Wahl unmittelbar dur das 
Volk. 6) Reduktion der Mitglieder des Kantondgerichtes; 7) Auf- 
bebung aller Kabinetöjuftiz und Aufftellung einer eigenen An- 
Hagefammer, während bis dahin die Regierung felbft die Ver— 
rihtungen einer folhen ausübte; 8) Wahl auch der Stellvertreter 
der Bezirfdammänner durch das Volk ftatt durch die Regierung; 
9) Bolle Glaubend- und Gewiffendfreiheit und Löfung aller Staatö- 
bande, welche annoch um das Firchliche und Eonfeffionelle Leben 
gefshlungen waren. Andere fügten noch das Begehren eines wahren 
Deto bei, bei welchem die Abmwefenden nicht ald Annehmende ge- 
zählt würden. Weder diefed noch andere Programme gelangten 
jur Ehre der Berathung; denn das Volk verwarf die Bornahme 
einer Revifion mit 15,842 gegen 11,351 Stimmen. 

Im Kanton Thurgau hatte die Verfaſſung von 1837 * be- 
veitö zweimal ſechs Jahre gelebt; das war lange genug für einen 
ſchon zum Mode-Artifel herabgefunfenen Gegenftand. Die Demo: 
fraten, welche im Jahr 1837 ihr Regiment an die nahhin all- 
mächtig gewordenen Juſtizmänner hatten abtreten müfjen, regten 
fih wieder; fie hielten es für möglih, daß, nachdem die Ur- 
demofratie in der Schweiz gewaltfam vernichtet worden, ein 
moderndemofratifched Leben mit Erfolg gefchaffen werden könne. 
In diefem Sinne wirkte die Preffe und der „freifinnige Volköver- 
ein®, doch ohne daß fich anfänglich im Volke felbft lebhaftere Sym- 
pathien für die Revifion fund gaben. Gleihwohl hielt der Große 
Rath für klüger, die michtige Angelegenheit felbft an die Hand 
zu nehmen, um fie nicht, vielleicht nur Furze Zeit fpäter, unge 
fümen Führern der Maffen überantworten zu müflen. Schon im 
Dftober 1848 ließ er ſich ein Gutachten feitend des Regierungs— 
vathes geben. Im folgenden Frühjahr gelangte folches an den 


* Dergl. Band II, S. 239 bis 242; und Band III, ©. 125, 


— 414 — 


Großen Rath, und, nebft einem Kommiffiondbefund aus feiner 
eigenen Mitte, zur Berathung. Bei diefem Anlaß wurden die 
wichtigften Aufgaben der Reviſion befprochen und es ergab ſich 
aus diefer Vorberathung eine Art Programm, aus folgenden von 
der Mehrheit genehmigten und ald empfehlenswerth bezeichneten 
Revifionspunften: 1) Kräftigung der Regierungsgewalt, die unter 
der Herrfchaft jener Verfaffung von 1837 zur Bedeutungslofig- 
feit herabgefunfen war; darum foll der Ausschluß der Mitglieder 
des Megierungsrathed aus dem Großen Rath aufgehoben, der 
Regierung die nöthige Ueberordnung gegenüber den andern fans 
tonalen Adminiftrativbehörden (Erziehungsrath, konfeffionelle Be- 
hörden) gewährt, die befondere Militärbehörde abgeichafft, ihre 
Berrichtungen einem Negierungsdepartement übertragen werden. 
2) Abfchaffung der Kreidgerichte und Uebertragung ihrer verfchie- 
denen Berrichtungen theild an die Bezirfögerichte, theild an die 
Gemeinderäthe, und, für das Fertigungsweſen, an eine einfadyer 
organifirte Fertigungsbehörde. 3) Trennung des Notariate- vom 
Gerihtäwefen und MUebertragung des erftern von den Bezirks— 
fanzleien an Kreisnotare. 4) Ermöglihung fünftiger Partial- 
revifion der Berfaffung im Gegenſatz der Zotalrevifton, und zwar 
in dem Sinn, daß der Große Rath von fi) aus und ohne vors 
herige Anfrage an dad Volk zu einer beliebigen PBartialrevifion 
fchreiten möge (12. April 1849). Eine Proflamation erging an 
das Volk, in welcher vorzugsweife obige Punkte ald empfehlens- 
werth bezeichnet wurden. Noch Anderes war früher ſchon, bei 
Anlaß der Kommiffionswahlen, angeregt worden, fo die Ein- 
führung der Schwurgerichte und Gewährung voller Glaubend- 
und Gewiffensfreiheit, diefe beiden Punkte durch Dr. Andreas 
Stähele, der in Bezug auf den zmeiten Punft mit Großrath 
Miesle ald Organ der Katholiten ſprach. In das Programm 
übergingen fie nicht. Webereinftimmend mit den Anfichten einer 
in Weinfelden abgehaltenen zahlreichen Berfammlung, an welcher 
41 Gemeinden vertreten waren, erflärte ſich an der durch den 
Großen Rath angeordneten allgemeinen Abftimmung das Volk 
mit großer Mehrheit für die Revifion, und zwar für Revifion 
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dur einen Verfaſſungsrath (6. Mai). Dem Volksbeſchluſſe folg- 
ten nun abermald DBerfammlungen in Weinfelden, Frauenfeld 
und Münchweilen, auch in den übrigen Bezirken; bei diefen Vor— 
berathungen waren die „Suriften“ und höhern Beamten eben 
nicht in Gunft. Der thurgauifhe Boden war wieder fruchtbar 
an „Volkswünſchens oder an Gedanken und Beftrebungen, die 
der Einzelne oder Wenige zufammen als folche ausgaben. Bom 
Gewöhnlichen fich auszeichnend waren die Anregungen des In— 
genieurs Sulgberger, der fich für die Errichtung einer allgemeinen 
pNationalfreditanftalt“, für den „Schuß der Arbeit“ und Achn- 
liche8 verwendete. Bei der Wahl des Verfaſſungsrathes vertraute 
das Volk fein fünftiges Heil zum größern Theil neuen Männern, 
und ließ Viele aus der höheren und niedern Juriſten- und Be— 
amtenwelt durdhfallen, jo der Kreis Fifhingen feinen mehrjäh- 
tigen verdienten Repräfentanten Ramfperger. Ein Theil der 
Wähler rief den alten gefeierten Demokraten Bornhaufer, einen 
der Sappeure vom Jahr 1830, wieder auf dad Rathhaus; der 
poetifche Paftor, dem die Volksgunſt nicht gleichgültig war, trat 
noch einmal auf den Schaupla der Politif, um, wie er fagte, 
»äwifchen den feindlichen Elementen die Rolle des Vermittlers 
zu übernehmen“. Neben Bornhaufer find von bedeutenden Namen 
anzuführen: der ehemalige zürcherifhe Seminardireftor Scherr, 
damals in Emishofen angefeifen, und der befannte PBaläftina- 
Reifende Dr. Titus Tobler aus Appenzell AR. (in Hom woh- 
nend), Pfarrer Bion in Schönholzeräweilen, und Lehrer Burf- 
hard in Bürglen, nachheriged Mitglied und Sekretär des feither 
allmächtig gewordenen Erziehungdrathes, der fich durch Unter 
drüdung vieler Fatholifcher Schulen und Errichtung paritätifcher 
Miſchſchulen einen Ruf von zweifelhafter Bedeutung erworben. 
Bornbaufer wurde am 14. Juni durch den Berfaffungsrath auf 
den Präfidentenftuhl gehoben, während Kern mit einem bloßen 
Acceſſit als VBizepräfident fich begnügen mußte, übrigens ficher 
war, auf den Berfaffungsrath überwiegenden Einfluß zu üben. 
Ohne alle vorläufige Erörterung des Revifiongftoffes beftellte der 
Berfaffungsrath zur Ausarbeitung einer revidirten Verfaſſung eine 
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Fünfzehner-Rommiffion, an deren Spige Bornhaufer genannt ift; 
neben ihm faßen in den Reihen der Kommiffion Ingenieur Sulz- 
berger, Dr. Kern, Regierungsrath Keller, Oberrichter Gräflein, 
Fürfpreh Labhardt, nebft andern weniger befannten Männern. 
Die Kommiffion ließ alabald die Volkswünſche einholen und 
empfing ſolche namentlih von einer in Frauenfeld gehaltenen 
Berfammlung von Drtövorftehern und Gemeindammännern in 
fhöner Zahl und bunt durch einander, vor Allem: Bereinfahung 
von Diefem und Jenem und Erlöfung vom büreaufratifchen 
Formenweſen; Aufhebung der Juſtizkommiſſion und der Kreis- 
gerichte; Schuß für den Handwerfer- und Gewerbeftand; Brod⸗ 
und Fleiſchtaxation; Errichtung einer Hypothefarbanf; befchränfte 
Amtsdauer von ſechs Jahren für Geiftlihe und Lehrer; Abſchaf— 
fung der Handänderungsgebühren; Erleichterung der Militärlaften; 
feine Schmwurgerichte und feine weitere Herabfegung des Salz- 
preifed; das Salz hatte demnah im Thurgau aufgehört, für 
Popularitätözwede dienftbar fein zu müffen. Aehnliches von einer 
Berfammlung in Stedborn, nebft dem Begehren des Volksveto's. 
Sole Programme aus dem Volke waren wefentlich verſchieden 
von jenem ded Großen Rathes und gingen weiter ald dasſelbe. 
Nachdem die Berathungen der Kommiffion beendiget, eröffnete 
Bornhaufer jene des Berfaffungsrathes mit einer Rede von an— 
nähernd Fonfervativer Färbung. Neferent der Kommiffion und 
einer der Hauptarbeiter im Berfaffungsratb war Labhardt, das 
legtere anfänglich au Gräflein, ein fehr begabter und um das 
Suftizwefen verdienter Mann, der jedoch vor Beendigung des 
Berfaffungswerkes in Weinfelden eines plötzlichen Todes ftarb. 
Am 9. November ftand die neue Berfaffung auf dem Papier 
und am 2. Dezember erhielt fie die Genehmigung des Volkes 
mittelft 10,657 annehmenden gegen 5250 verwerfende Stimmen. 
Diefe Verfaffung brachte dem thurgauifchen Bolfe das Necht des 
Beto gegen neue Gefebe, „Erleichterung und ausgleichende Ver: 
theilung der Militärlaft, welche die Gefeßgebung beförderlich zu 
gewähren habe; verhieß „Genugthuung und Entfchädigung® für 
geſetzwidrig erlittene Gefangenschaft; verpflichtete die Geſetzgebung 
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zu nöthigem Einſchreiten „für Hebung der Induſtrie und Land— 
wirthfchaft", unter Verhinderung allfälligen Mißbrauches der 
Handeld- und Gewerböfreiheit; legte dem Staate die Verpflich- 
tung auf, das Kreditwefen zu heben und zu ſchützen, namentlich, 
fo viel in feiner Stellung liege, zur Gründung einer Hypothefar- 
bank beförderlichft mitzumirken; fie verordnete, daß die mittel- 
baren Abgaben, fo weit die Bedürfniffe ded Staatshaushaltes es 
zulaffen, ermäßigt, die Handänderungsgebühren von Käufen und 
Zäufhen auf die Hälfte herabgefegt werden; ferner Vervollkomm⸗ 
nung der öffentlichen Unterridhtsanftalten und möglichfte Erleiche 
terung ihrer Benugung für die Unbemittelten; eingreifendere 
materielle Erleichterungen, welche ein Theil der Beweger verlangt 
hatten, wurden nicht befchloffen. Die Verfaſſung gewährte ferner 
den „Angehörigen der chriftlichen Konfeffionen“ volle Glaubens— 
und Gewiffensfreiheit, auch freien Kultus, „fo weit derfelbe mit 
den ftaatsbürgerlichen Verpflichtungen fich verträgt“. verficherte 
die evangelifchreformirte und die fatholifche Konfeffion „des be— 
fondern Staatöfchuges" (nachdem wenige Monate zuvor Mil- 
lionen Kloftergut eingezogen worden) und unterfagte gleichzeitig 
„die Stiftung neuer geiftliher Körperfchaften im Kanton“; fie 
räumte Behörden und Wahlgemeinden das Recht ein, Geiftliche 
und Lehrer abzuberufen; Kirdliches wurde Eonfeffionellen Groß— 
rathöfollegien und den von ihnen aufgeftelten Kirchenräthen über- 
tragen, jedodh ohne autonomifches Organifationsreht, und mit 
ansdrüdlihem Vorbehalt des Plazets für Firchliche Erlaſſez das 
Grziehungswefen wurde in die Hand eined vom Großen Rath 
einheitlich gewählten Erziehungsrathes gelegt. Den Bezirken wur— 
den als Mittelbehörden zwifchen den untern Berwaltungsbehörden 
und dem Regierungsrath Bezirksräthe für Beauffichtigung der 
wichtigften Berwaltungsangelegenheiten in den Gemeinden vors 
geſetzt; ed wurde die vielbefprochene Juſtizkommiſſion, durch welche 
die Regierung in den Schatten geftellt worden war, aufgehoben, 
die Einführung der Schwurgerichte verordnet, endlich die Partials 
revifion der Verfaſſung ermöglichet. Die Bewegung war vorüber. 
Die Annahme des Schwurgerichtes ift den beharrlichen Empfeh— 
Die Schweiz. IV. 27 
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lungen des Pfarrerd Bornhaufer zugufchreiben; er beiheuerte unter 
Anderm: vor den „ftändigen Blutrichtern® habe er einen folchen 
Abſcheu, dab er unmillfürlih nad feinem Cbedrohten?) Kopfe 
greife, wenn er vor dem Staatögefängniffe vorübergehe. Das 
war Bornhaufer’d Schwanengefang. Bei der Neubeftellung des 
Großen Rathes famen die Demokraten in den Hintergrund, die 
„Suriften® und die höhern Beamtenklaffen wurden wieder zu 
Ehren gezogen; Kern und v. Streng, frühere Mitglieder der 
Suftizlommiffion, wurden in die Regierung gewählt, der erſtge— 
nannte der Beiden zu ihrem Präſidenten; die Präfidentichaft des 

Dbergerihtd überging an Kappeler (Anfungs Jänner 1850), 
Scherr, der im Verfaffungsrath bei Schulfragen Einfluß gewon— 
nen, wurde zum Mitglied und Präfidenten des Erziehungsrathes 
befördert. Den Behörden war dur dieje neue Berfafjung ein 
weites Feld der Berhätigung angewiefen. Bornhaufer fehrte an 
feinen häuslichen Herd zurüd, um, wie er öffentlih ſelbſt er: 
flärte, fih nie mehr von demfelben zu trennen, und die leßte 
Teile an feinen „Rudolf von Werdenberg“ zu legen. 

Zürich betrat mehrmald, wie früher im Jahr 1837, den 
Weg der Partialrevifion. Im Jahr 1840 reduzirte ein foge- 
nannted Berfaffungsgefeg den Regierungsrath von neunzehn auf 
dreizehn Mitglieder. Im Jahr 1848 erließ der Große Rath drei 
neue Verfaſſungsgeſetze; das eine derjelben führt das Direfrorial- 
foitem im Negierungsrath ein, vermindert die Mitgliederzahl diefer 
Behörde von dreizehn auf neun, fürzt ihre Amtsdauer von feche 
auf vier Jahre ab, mit Erneuerung zur Hälfte, ftatt früher nur 
zum dritten Theil; erſetzt das alte ehrwürdige Bürgermeifteramt 
durch zwei „Präfidenten“, welche abwechſelnd den Borfiß zu 
führen haben, und ftellt neue Organifationen für dad Kirchen- 
und Schulweien auf. Das andere Berfaffungsgefeb überträgt den 
Gemeinden, welche früher nur das Vorſchlagsrecht für die Er- 
nennung der Pfarrer und Bolfölehrer hatten, das Wahlrecht 
ſelbſt; das dritte erklärt das Ergebniß der jeweiligen eidgendf- 
ſiſchen Volkszählung ald maßgebend für die Nepartition der 
Großrathömitglieder unter die Fantonalen Wahlfreife, im Gegen. 
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fage der früheren fantonalen Zählung. Die Einführung ded 
Direktorialfyftemd war für Zürich eine der eingreifendften Neue: 
rungen, weil dort von Alters her dad Kollegialfyftem in allen 
Derwaltungszweigen viele Sahfundige zur Theilnahme an den 
Gefhäften berief; fie ging daher nicht ohne lebhaften Wider: 
fpruch einzelner älterer Staatdmänner durch, welche fie ald un— 
verfräglih mit den Grundfäßen einer wahren Demokratie er- 
flärten. Die Regierung aber verwies in ausführlicher Profla- 
mation auf die Vorzüge ded neuen Syftemd. Das Bolf nahm 
Alles in Mehrheit an, aber mit Stimmenzahlen, welche nicht dem 
fünften Theil der gefammten Stimmfähigen gleihfamen (18. No— 
vember 1849). Offenbar zog fih das Volk von den politifchen 
Fragen zurüd, um fich defto eifriger dem einträglichen Privat: 
eriwerb zu widmen. Alfred Eicher regierte unangefochten, doch ohne 
Popularität. Er und Zehnder waren die legten Bürgermeifter 
von Züri. | 

Die Berfuhe zu Berfaffungsänderungen in Graubünden 
blieben nicht ruhen. Den frühern Vorgängen * folgte eine An— 
tegung des Großen Rathes, die Befegung der Standesämter 
nicht ferner nach den drei Bünden vorzunehmen; ausgefchrieben 
auf die „Ehrfamen Räthe und Gemeinden“, erhielt fie zwar die 
fnappe Mehrheit, aber nicht die durch den Art. 34 der Verfaſſung 
von 1820 ** geforderten zwei Dritttheile der Gemeindaftimmen 
(1844). GEntmutbiget unterließ der Große Rath von dann an 
vier Jahre lang eine abfchließlihe Revifiondberatyung. Nicht fo 
der Reformverein. Er erweiterte das Feld feiner Arbeiten und 
entwarf eine neue Kantondverfaffung, welche, mit Abfchaffung 
der früheren Bünde, Hochgerichte und Gerichte, eine ganz neue 
Eintheilung des Kantons in Bezirke und Kreife, einen Kleinen 
Rath von fünf Mitgliedern mit dreijähriger Amtsdauer und 
Nichtwiederwählbarfeit nah ihrem Austritt für ein Jahr, fodann 
einen Großen Ruth von 68 unmittelbar und 15 mittelbar ge- 

* Band II, ©. 403 und 404. Auch 2b. II, ©. 76, 


** ©. die Sammlung: Verfaffungen der Kantone der jchweizerijchen Eid: 
genoffenfchaft. Zweite Abtheilung. Trogen, 1836, 
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wählten Mitgliedern aufftelte. Im Entwurf waren für die Rechts- 
pflege ebenfalld ganz neue Organe aufgeftellt, fo Friedensrichter, 
Kreid- und Bezirkögerichte, ein Obergericht; derfelbe wurde übungs- 
gemäß im Bolfe verbreitet, dann mit Benußung der eingegan- 
genen Bemerkungen ausgearbeitet (1845), endlich der Regierung 
zur Benugung überreiht. Hiermit fchloß der Verein feine ver— 
dienftliche Thätigfeit. Der Große Rath behandelte den von ihm 
ausgegangenen Berfajjungdentwurf im Jahr 1846 und fam zum 
Schluſſe, daß für die beabfichtigten Veränderungen im Staats— 
organismus, tolle man nicht deren Verwerfung hervorrufen, engere 
Schranken zu ziehen feien. Das Ergebniß daheriger VBorberathuns 
gen fam aber erft im März 1848 an einer auf Verlangen der 
Standesfommiffion außerordentlich einberufenen Seffton ded Großen 
Rathes zur Berathung. Die politifhe Temperatur war damals 
fehr heiß, der im Jahr 1847 gewählte Große Rath ohnehin der 
reformluftigfte aller graubündnerifhen Großen Räthe feit 1815. 
Eben war in Paris die Revolution fiegreich erneuert worden, 
was nicht bloß auf Bern, fondern auch in das ftille Chur zus 
rückwirkte: es wurden wichtige und weniger wichtige Befchlüffe 
gefaßt, zu denen man es früher nicht gebracht, fo die Deffent- 
lichkeit der Verhandlungen des Großen Nathes erfannt, der Ges 
brauch der Adelstitel im amtlichen Verfehr unterfagt. Eben da- 
mald auch wurden fünf neue Gefeßesvorfchläge an die Gemeins 
den audgefchrieben: 1) für Aufftellung eines Kleinen Rathes von 
fünf Mitgliedern mit zweijähriger Amtsdauer, Webertragung der 
Rekurfe in Zivilfachen vom Kleinen Rath an einen Ausfhuß des 
Dbergerichtes; Aufhebung aller befondern Berwaltungstommiffionen 
und Uebertragung ihrer Berrichtungen an den Kleinen Rath, fo 
daß nur noch der Erziehungsrath ald Spezialverwaltung beibe- 
halten worden wäre; 2) für freie Wahl der Großrathämitglieder 
aus allen Kantonsbürgern und freie Ausübung’ des politifchen 
Stimmrechtes in allgemeinen Landesſachen; 3) für Aufftelung 
von vierzehn Bezirfögerichten ; 4) für Einführung von Bermittler- 
ämtern; 9) für Abänderung jenes Art. 34 der Berfaffung, auf 
daß fürderhin die einfache abſolute Mehrheit der fouveränen Ge- 
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meindeftimmen gültig, nicht aber deren zwei Dritttheile erforder: 
lich feien. Nur der dritte und vierte obiger Vorfchläge gingen 
durch; der innert vierzehn Jahren viermal zur Abänderung aus— 
geichriebene Artifel 34 wurde vom Bolfe unverfehrt feftgehalten. 
Der Charakter ded graubündner'fchen Gemeinwefens ift fprechend 
ausgeprägt in dem feierlichen demofratifchen Wortlaut jener Der: 
faffungsvorfchrift: „der oberften Gewalt der Räthe und Gemein- 
den bleibt es vorbehalten, die gegenwärtige Berfaffung zu beffern, 
erläutern, mindern und mehren. Wenn der Große Rath einen 
dießfälligen Antrag vorläufig zugelaffen hat, fo foll er bis zur 
nächftfolgenden ordentlichen Berfammlung desſelben von der 
Standesfommiffion erdauert, dem Großen Rathe mit ihrem 
Gutachten vorgelegt, und, falls diefer ihn gutheißt, auf die Ge— 
meinden audgefchrieben werden; jede Abänderung fann aber nur 
mit einer Mehrheit von zwei Dritttheilen der Gemeindöftimmen 
ald gültig anerfannt werden‘. Diefe Schugwehr gegen wohl oder 
übel verftandene Neuerungsfucht wollten die Graubündner Ge: 
meinden noch nicht aus der Hand laffen. Aber der Große Rath 
war abweichender Anfiht. Im Jahr 1850 nahm er die Reform 
frifcherdingen auf, da nah Einführung der neuen Bundesvers 
faffung ohnehin jene des Kantons bereitd weſentliche Verände— 
rungen erlitten; ex fchrieb, zum erftenmal, den fehon im Jahr 
1846 berathenen Berfaffungsentwurf nad feinem vollen Inhalt 
an Räthe und Gemeinden aus; gleichzeitig einen gefönderten 
Borfehlag über Eintheilung des Kantons in Bezirke und Kreife 
in politifcher, gerichtlicher und adminiftrativer Beziehung, und 
einen Borfchlag über die Kompetenzitufen der verfchiedenen Zivil 
gerichtsbehörden. Die neue Gefammtverfaffung erhielt abermal die 
Zweidritteldmehrheit nicht; dagegen traten die beiden andern Bor: 
Schläge in Kraft, wodurch namentlich die Zivilrechtöpflege wefent- 
ih gewann. Eine im gleichen Jahre wiederholte Abftimmung 
über den Gefammiverfaffungsentwurf, der zu diefem Behuf noch 
einige Abänderungen erhalten hatte, fiel in den fouveränen Ge— 
meinden noch ungünftiger aus ald die erfte. Das Volk war theil— 
weife mißftimmt über einen ihm auffallenden Schritt ded Großen 
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Rathes; begründet auf die nun auch den niedergelaſſenen Schwei- 
zern zufommende Stimm und Wahlfähigfeit hatte jene Behörde 
nämlich eine Neuwahl des Kleinen Rathes eingeleitet, dabei die 
alte Vorfchrift, daß von den drei Mitgliedern ded Kleinen Rathes 
je eines aus jedem der drei Bünde gewählt werden müſſe, von 
fih aus, ohne Anzeige und Anfrage an die Gemeinden, aufge 
hoben, dann, bei der Neuwahl felbft, den volfreichften der drei 
Bünde, den Obern Bund, außer Acht gelaffen. Mit diefem exe— 
futorifchen Aft wurden die ehrwürdigen drei Bünde des alten 
Rhätiens, an denen feine Bürger Jahrhunderte fang mit demo— 
fratifcher Pietät feftgehalten, für immer zu Grabe getragen. 
Anderweitige Veränderungen in allen Theilen der Staatdeinrich- 
tungen blieben au ferner das Ziel der Neformfreunde; denn in 
ihren Augen hatte fich die alte flaatlihe Ordnung Graubündens 
in manchen Theilen überlebt und blieb noch viel Schutt aufzu- 
räumen, vor Allem in der Gemeindeverwaltung. In Berwaltungss 
fachen hatte der Kanton während der neueren Jahrzehnte ſtets 
mit Finanznöthen zu fämpfen, die fih nah Einführung der 
Bundesverfaffung von 1848 noch vermehrten; aber das Bolt 
ſchlug wenigftend die erften Verfuche zur Einführung einer direk— 
ten Steuer mit Entſchiedenheit ab. Ein Unglüd für den Kanton 
felbft und für die fchweizerifchen Umgebungen war die leichtfinnige 
Wilderzerftörung. Brachte fie auch während wenigftend zwei Sahı- 
zehnten jährlich zwifchen 4 und 500,000 Gulden in den Kanton, 
fo ift dadurch der bleibende Nahtheil der zu weit getriebenen 
Abholzung nicht qutgemacht, eben fo wenig durch den in Folge 
neuerer Gefeßgebung mittelft des Ausfuhrzolled vom Holz gebil- 
deten reichen Kantonalforftfond. Die VBerfaffungsfragen. fanden 
ihren Abfchluß in der am 24. Dftober 1853 in Kraft getretenen 
Kantonsverfaffung, welche die Zmweidritteldmehrheit abfchafft und 
die abſolute Stimmenmehrheit des Volkes zur Geltung erhebt, 
daneben verfchiedene der früher angeregten neuen Einrichtungen 
gründet. Das Wefen der PVerfaffung blieb gut demofratifc. 
Ein Bundesbefhluß vom 16. Januar 1854 fpricht ihre Ga— 
rantie aus. 
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Wir haben bereits der allgemeinen, gemifchten oder pari- 
tätifchen Kantensfhule von Graubünden und deren Gründung 
erwähnt.* Im Herbft 1850 wurde Diefelbe in dem neuen, ur— 
fprünglih für die fatholifhe Kantonsschule beftimmt gemwefenen, 
zwiſchen der bifchöflihen Refidenz und dem MPriefterfeminar ges 
legenen, ftattlihen Gebäude errichtet. Durch diefe neue Schöpfung 
war der Bruch mit der Kurie vollendet. Der Bifchof, der in 
folder Anftalt die nöthigen Garantien für die religiöfe Herans 
bildung der Katholifen nicht zu finden glaubte, mollte fih von 
jeder Betheiligung ganz fen halten, verweigerte die Admiffion 
eines Religionslehrere an derfelben, unterfagte den fatholifchen 
Geiftliten überhaupt die Annahme einer Lehrerftelle an dieſer 
Kantonsschule und geftattete bloß, daß die Zöglinge den Reli- 
gionsunterricht bei dem Fatholifchen Ortepfarrer erhalten mochten. 
Auch erließ er (23. Auguſt) an die Diözefanen ein allgemeines 
Abmahnungsfchreiben gegen den Befuch der Schule. Verletzt durch 
diefen Hirtenbrief erwiderte der Große Rath denfelben durch einen 
Beſchluß, der für fünftige Veröffentlihung kirchlicher Erlaſſe das 
Plazet der Staatsbehörde vorbehielt. Für die Kantonsſchule hat 
fih dadurch nichts geändert. Ein paar Jahre fpäter fagte der 
Bilhof die Ernennung eines fatholifchen Neligionslehrerd zu. 
Deffen ungeachtet und obwohl der Gefhichtdunterricht von zwei 
Lehrern, für jede der beiden Konfeffionen geföndert, ertheilt wird, 
ift der Beſuch der Kantonsschule feitend der Katholifen nur ein 
fpärlicher, da die wohlhabendern Familien vorziehen, ihre Söhne 
anderwärtigen fatholifhen Schulanftalten anzuvertrauen. Neben 
diefer gemeinfamen höhern Schule beftanden im Laufe der Fünf- 
ziger Jahre in verfchiedenen Theilen des Landes getrennte fon- 
feffionelle höhere Schulen, dann auch Real- und Schullehrer- 
bildungdanftalten. 

Noh mar das Volk des Kantons Aargau nach der Ver— 
faffung regiert, melde eine ſchwache Mehrheit am 5. Januar 
1841 zum Grundgefeg erhoben hatte. ** Das Maß der Zufriedens 


* Band III, ©. 168 bis 170. 
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heit mit den öffentlichen Zuftänden bezeugte eine Volksabſtimmung 
am 12. Auguft 1849, aus welcher mit überwiegender Mehrheit 
der Befchluß zur Vornahme einer abermaligen Revifion, und zwar 
durch einen Verfaffungsrath, hervorging. Die neuere Gefchichte 
ded Kantons ift in ihren michtigeren Zügen durch dieſes Buch 
dargeftellt. Er hatte feit feinem Entftehen vier unter ſich mefent- 
fich verfchiedene Verfaffungen gehabt, fo daß das durchfchnittliche 
Lebensalter einer Verfaffung auf 113/, Sabre zu ſtehen kam; es 
follte nun die fünfte entworfen werden. Bis zu jenem Zeitpunft hatte 
ihn ein, mie e8 fehlen, nun außer Kurs gefommened Beamten 
heer regiert und verwaltet; aus der Theilung mit Bern hatte er 
ein verhältnißmäßig reiches Staatsvermögen bezogen, die in Folge 
der Glaubensſpaltung des fechszehnten Jahrhunderts eingezogenen 
Güter der Kirche und anderer milder Stiftungen; eine zweite In— 
fameration diefer Art im Jahr 1841 brachte ihm neue Millionen 
ein. Und dennoch war Aargau, fo reichlih mit Staatsgut, Ge- 
fegen und Beamtungen ausgeftattet, gleichwohl nur fpärlich mit 
bedeutfamen Snftituten verfeben; der Kanton befaß damals noch 
feine auch nur feidentlihe Strafanftalt; auch in andern Dingen 
war er hinter den wirklichen und nüglichen Fortfchritten der Zeit 
zurücdgeblieben; daß er um fo reger und lauter nach Außen ge- 
weſen und mie er auf ſchweizeriſche Verhältniffe eingewirkt, 
ift bereitd erzählt worden. Es follten nun neue Bahnen einge 
fhlagen werden und das Volk fuchte ſolche auf. Aber die Rath: 
geber trafen fo wenig als früher immer dad Beſte; Brauchbares 
und Unbrauchbares dur einander wurde gewünſcht: für das 
Bolt das Necht der Abberufung des Großen Ratbes und das 
Veto; Integralerneuerung des Großen Rathes nad) je vier Jah— 
ren; Entfernung der Berwaltungsbeamteten aus dem Großen 
Rath; Einführung der Gefchwornengerichte wenigſtens in peins 
lichen Fällen und entfprechende Vereinfachung des Zivilprozefles; 
Einführung de8 Departementalfyftems und Abfchaffung der bie: 
herigen „Büreaufratie; Abfhaffung der mittelbaren Steuern, 
namentlich der Salziteuer, ded Ohmgeldes, der Stempelfteuer, 
und Erſetzung derfelben durch eine progreſſive Vermögens— 
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und Einkommensſteuer; auf geiftigem Gebiete ſchärfere Durch— 
führung der Gewiſſensfreiheit, vollftändige Trennung der Kirche 
von der Schule, Emanzipation des Volfslchreritandes von der 
Kontrole der Geiftlihen; aus den Schulen der Jugend foll, fo 
hieß es, „der Reſt jener unnützen alten Kloftergelehrfamfeit ent- 
fernt werden. Das Fang hochdemokratiſch und modernbüreau- 
fratifch zugleih. Die Wahlen in den Berfaffungsrath fielen für 
die damaligen Regenten ungünftig aus (12. Dezember 1849) und 
ihre Preffe verbehlte die Unzufriedenheit nicht. Seminardireftor 
Keller wurde zum Präfidenten ſowohl des Verfaſſungsrathes als 
feiner zahlreichen vorberathenden Kommiffion erforen. Die Vers 
faffungsrevifion nahm einen ungeahnten Verlauf. Ein erfter Ent- 
wurf murde durch die Betriebfamfeit der NRegierungspartei vom 
Volke mit Mebrbeit verworfen (13. Oktober 1850). Weberein- 
ffimmend mit diefem vermeinten Erfolg machte der Große Rath 
einen Verſuch, die abaefchoffene Kugel wieder aufzufangen, und Tieß 
das Boll darüber abftimmen, ob es bei einer Gefammtrevifion 
verbleiben wolle oder nicht vielmehr autfinde, daß bloß der Ver- 
faffungsabfchnitt über die Revifion revidirt werde, dieß zum Zweck, 
um fünftige Bartialrevifion zu ermöglichen, für welche fofort der 
Entwurf eines neuen Berfaffungsabfchnittes über diefe Materie 
ebenfalld zur Abſtimmung gebracht wurde, dabei aber auch die 
Frage, .ob die ſich allenfalld ergebende Revifiondaufgabe vom 
Großen Rath oder von einem Berfaffungsrath an die Hand zu 
nebmen fei. Das Volk fprah fih dur neue Stimmgebung 
(17. November) in einer Weiſe aus, daß nicht? anderes übrig 
blieb, ala zur Wahl eines neuen Verfaſſungsrathes zu fehreiten, 
der die Nevifiondarbeit wieder in ihrer Gefammtheit aufnahm. 
Gewählt am 15. Jänner 1851, rathſchlagte er unter Vorſitz des 
Oberſten Fiſcher von Reinach, war bald mit einem abgeänderten 
Entwurf zur Hand und brachte ihn in fünf felbftftändigen Ab— 
theilungen zu neuer Volfsabftimmung. Abermalige Verwerfung 
folgte und zwar jeder einzelnen Abtheilung, mit fehr ftarfer Mehr- 
heit befonders die Ablehnung jenes Abichnittes, im welchem der 
Beamtenausfhluß gefucht wurde, aber ſich dießmal nicht, wie im 
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erften Entwurfe, wieder fand (18. Mai). Eines lag nun offen 
zu Tage: das Bolf wollte feinen Großen Rath von Beamteten 
mehr; gegenüber den beftchenden Behörden und zu ihrem viel- 
jährigen Wirken oder Nichtwirfen lag ein lautes und allgemeines 
Mißtrauensvotum vor, von dem fie fich nicht mehr erholen konn— 
ten; die Aargauer felbft dedten in den öffentlichen Blättern den 
Unfegen der frühern Regierungsmeife auf, die fich ausfchließlich 
auf das politifche Feld geworfen, in materiellen Dingen nichts 
geleiftet habe, fo daß nun die Blößen in legterer Beziehung um 
fo auffallender hervorgetreten feien. Auguftin Keller, der die wal- 
tende Strömung richtig auffaßte und in diefelbe fo viel tbunlich 
einzulenfen fuchte, bezeichnete im Großen Rath ald Kardinalpunfte 
der Revifion: einen gerechten Steuerartifel, einen unabhängigen 
Großen Rath, unabhängig in den Perfonen und unabhängig 
von Taggeldern, ein kurzes Gerichtöverfahren und einen guten 
Revifionsartifel; dabei warnte er aber vor dem Rücktritt der 
oberften Kantonsbehörden. Der Große Rath beichloß hierauf, 
durch den beftehenden (zweiten) Verfaſſungsrath das. Revifiond- 
werk fortfegen zu laſſen; derfelbe war allernächft mit feiner neuen 
Urbeit wieder zu Ende. Das Volk verwarf auch diefen dritten 
Entwurf in feinen verfchiedenen Abfchnitten (20. Juli). Der 
offiziellen und halboffiziellen Befenntniffe wurden nun immer 
mehrere. Der ald Regierungsblatt geltende „Schweizerbote“ fagte: 
„wahr ift, die wiederholten Beruntreuungen von Verwaltungs 
beamteten, deren bei zunehmender firenger Aufficht immer mehr 
an den Tag gefommen find, haben den Kredit der Behörden er— 
ſchüttert; wahr ift, die Gefepgebung war nicht immer fruchtbar 
und in ihren Schöpfungen nicht immer glüdlih; wahr ift, der 
Große Rath ſchenkte der Staatdverwaltung nicht immer die nöthige 
Aufmerkfamfeit, die Nechtöpflege war in vielen Fällen eine lang— 
fame und foftfpielige, die Anmwälte in manchen Gegenden ver- 
hat, die Gefchäftdagenten zur Landplage geworden; wahr ift, der 
Aufwand in den Gemeinden, befonders für die Armen, ift all» 
mälig erdrüdend und unerfchrwinglich geworden und dad neue 
Gemeindefteuergefeb hat die gehoffte Abhülfe nicht gebracht; wahr 
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ift, unfer Geldtagsmwefen Tiegt im Argen, unfere Hypothefarord- 
nung verfeheucht den Landesfredit, die Begehren nach einer zeit 
gemäßen Gewerbeordnung find feit Jahren unberüdfichtigt ge- 
blieben, die wiederholten Bitten um angemeffene Befferftellung 
des Lehrerftandes nicht erfüllt.“ Der Große Rath verfammelte 
fih neuerdings zur Erwägung deffen, mad zu thun (4. Auguft); 
es war foweit gefommen, daß eine Kommiſſionsmehrheit Rück— 
tritt und Neumahl der beiden oberften Landesbehörden vorfchlug. 
Während der Berathung blieb die Uhr im Situngsfaale ftehen; 
da rief Waller, der Präfident: „unfere Uhr ift abgelaufen“. Der 
Große Rath glaubte die Verlegenheit durch den Befchluß zu heben, 
bis zu Ende 1852 wichtige Partieen der Gefebgebung zu bear: 
beiten, unterdeffen die Verfaſſungsreviſion einzuftellen; darüber 
nun aber mußte neuerdings das Wolf angefragt werden, und e8 
antwortete mit Nein. Nun wurde der dritte Verfaſſungsrath ge- 
wählt (3. Oktober 1851), der fih den Regierungsrath Wieland 
zum Präfidenten wählte. Keller, der nicht verfchmäht hatte, demo— 
fratifhen Borverfammlungen beizumohnen, erhielt in der Vorbe— 
rathungdfommiffion die wichtige Stelle eined Berichterſtatters. 
Endlich fonnte das Volk zufriedengeftellt werden, oder mußte es 
fein, um dem langen Proviforium fich zu entwinden. Es nahm 
am 22. Februar 1852 den ihm dargebotenen vierten Entwurf 
einer neuen Staatöverfaffung ded Kantons an, mie er aud den 
Berathungen der neu gewählten Behörde hervorgegangen; am 
gleichen Tage ftarb Wieland. Ald neu und ald Ergebnifje der 
langen Agitationen erfcheinen mefentlich folgende Beftimmungen: 
das Recht des Volkes, die Abänderung und Revifion nicht bloß 
der Berfaffung, fondern auch einzelner Gefege zu verlangen, ebenfo 
die Abberufung des Großen Rathes, alles dies, falls 5 beziehungs⸗ 
weife 6000 Bürger die allgemeine Abftimmung begehren; Inte— 
gralerneuerung aller Behörden von vier zu vier Jahren; Ders 
antwortlichfeit für Mitglieder des Großen Rathes, falls fie zu 
einer Berfaffungsverlegung mitwirken; das Borfchlagsrecht der 
Gemeinden für die Wahl ihrer Seelforgerz Aufftellung einer 
Gewerbeordnung mit Berüdfihtigung der Intereſſen des inlän- 
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difchen Gewerbs⸗- und Handeldftandes; Uebernahme der Beflei- 
dung, Ausrüftung und Bewaffnung der Wehrpflichtigen durch 
den Staat und Ueberlaffung der von diefem gelieferten Bewaff— 
nung an die MWehrpflichtigen während der vollen Dauer ihrer 
Dienftzeit; Begünftigung des Lehrerftandes durch „angemefjene 
Befoldung® mit der meitern Beftimmung, daß das Gefek der 
Schule nah allen Richtungen „eine nähere Verbindung mit dem 
Leben“ geben folle; beffere Fürforge für das Armenmwefen, „Or: 
ganifation der Auswanderung“, Errichtung nöthiger Zwangs— 
arbeitsanftalten für arbeitöfcheue Arme; wefentlich direfte Steuer 
für die Dedung der Defizite des Staated und der Gemeinden 
(bei Defretirung von Gemeindefteuern dürfen folche micht mit- 
ftimmen, welche felbft feine Steuern entrichten); Abfchaffung der 
Stempelabgabe, Ermäßigung Anderweitiger dem Staate zufom- 
menden Taxen; Grleichterung im Bezug des Ohmgeldes, dagegen 
Erhöhung der Erbfchaftöfteuer und Einführung einer angemeffenen 
Luxusabgabe; Feſtſetzung des Salzpreifes in folcher Weife, daß 
der Reinertrag ded Monopold die Hälfte ded Nohertrages nicht 
überfleige; Gründung einer Leihbank und Errichtung von Er— 
fparnißfaffen; Vereinfachung des Staatshaughaltes, Regelung der 
Beamtengehalte (im Geifte der Sparfamfeit) und Vorforge gegen 
Gehaltstumulationen; Erlaſſung neuer Geſetze über Hypothefars 
weien, Betreibungd- und Geldtagdordnung, über Fabrikpolizei 
und Anderes; Rüdfihtinahme auf die verfchiedenen Landestheile 
bei Errichtung neuer Kantonalanftalten (d. h. billige Repartition 
auf erftere); Wahl des Großen Nathes im Verhältniß der Zahl 
der flimmberechtigten Bürger jedes Kreifes; Ausfhluß der Ber 
amteten und öffentlichen Lehrer vom Großen Rath; Borfchrift, 
daß von den Mitgliedern des Regierungsrathes aus feinem Be— 
zirt mehr ald eines, auch nur ein Mitglied in den Nationalrat 
und eines in den Ständerath; gewählt werden darf; Einführung 
der Schmwurgerichte für die Strafrechtöpflege; Gefammt- oder 
Partialrevifion der Berfaffung nad Belieben ded Volkes. Die 
Büreaufratie weitum fchüttelte ihre Köpfe über dieſes neue Er— 
zeugniß der Volksſouveränetät; aber ohne folche Erinnerung auch 
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an dad moderne Beamtenthum, daß für dasfelbe, gleichwie ehe— 
dem für die Ariftofratie, „alles eitel unter der Sonne“ fei, würde 
Freiheit und Wohlitand des Volkes zu Grunde gehen. Die neuen 
Behörden Yargau’d gingen von dann an merklich befcheidener 
einher ald früher. Erwähnte Verfaſſung erhielt die Bundes- 
garantie unbeanftandet durch Beichluß vom 21. Juli 1852, 

Eingreifender ald manche formale Berfaffungsartifel da und 
dort waren die Berfügungen des Großen Rathes von Bern, welche 
der proteftantifchen Geiftlichfeit die althergebrachte Nupnießung der 
Pfrundgüter entzogen, die Geiftlihen zu Pächtern machten oder 
vollends deren Berfauf anordneten, um die Pfrundinhaber aus— 
fchlieglih an ihr Baar-Einfommen zu verweifen. Kapitel und 
Synode machten Einfprache gegen Beides; Ieptere verlangte ins— 
befondere die Wiedereinfehung der. Geiftlichen in die durch das 
Kirhenreht und durh das Kirchengefeg von 1804 angemiefene 
Stellung „berechtigter Nupnießer“ der Pfrundgüter. Aber nicht 
bloß in öfonomifchen Angelegenheiten gab die Synode ihre Un- 
zufriedenheit über das waltende Regierungsſyſtem zu erfennen: 
fie verlangte Einfchreiten gegen die verwilderte Prefje zum Schuße 
der durch die Verfaffung gewährleifteten Nechte der Kirche, der 
hriftlihen Religion und Moral. 

Der Große Rath von Neuenburg fchritt, laut neuer Ber- 
falfung, zu. Einziehung der Kirchengüter* und Feflfegung der 
Gehalte der proteftantifhen und Fatholifchen Geiftlihen, durch 
Geſetz vom 8. Mai 1849; alle insgefammt erhielten firen Ge- 
halt mit freier Wohnung, und gegen Abfhaffung der fogenannten 
fafuellen Einkünfte; das Gehaltsmarimum der proteftantifchen 
PBaftoren wurde zu 2500 fr. Fr., das Marimum für die fatho- 
lifchen Pfrundgeiftlihen zu 2400 Fr. beftimmt, den Kapuzinern 
in Landeron eine Jahrespenſion von 1000 Fr. zugefihert. Im 
November gl. 3. wurde die evangelifche Synode nach neuer Dis 
ganifation Fonftituirt, Pfarrer du Pasquier zu ihrem Präfidenten, 
Alt⸗Staatsrath Calame zu ihrem Bizepräfidenten gewählt. 

* Der Bundesrath ſetzt fie in feiner Botfchaft vom 8. Juni 1857 zu 
höchftens 1 Million Franken an, 
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Scharf in das Leben, vornehmlich der Alt-Genfer, fchnitt 
ein vom Großen Rathe von Genf am 22. Auguft 1849 erlaffenes 
Gefeß über gemeinnügige und milde Stiftungen ein. Die Ber: 
fafjung von 1847 hatte e8 bereit vorgefehen, Korporationen und 
Bereine jeder Art unter die Staatdauffiht geftellt. Das Geſetz, 
indem es auch viel Anderes über den Gegenftand verfügte, hatte 
doch wefentlih den Zweck, die alten Korporationen und Stif- 
tungen, welche fih autonomifc bewegten und nicht nur eigene 
jelbftftändige Verwaltungen, fondern von Alter her auch den 
Bortheil hatten, daß diefe Verwaltungen fich felbft ergänzten, dem 
Willen der Staatöherrfcher zu unterwerfen und politifch „unſchäd— 
lih* zu machen. Dad Geſetz hob demnach jene Selbitftändigkeit 
und Berwaltungsrechte auf, verordnete die Einfegung neuer Ders 
waltungen unter Mitwirkung und Mitbetheiligung der Staats— 
gewalt, der auch die Aufficht über die Bermögendadminiftration 
eingeräumt murde. Unfreundlicher ald das Geſetz ſelbſt fieht deifen 
vom Staatsrath ausgegangene Begründung aus: „in einem des 
mofratifchen Staat ift es nicht ohne Gefahr, gemeinnügige und 
mohlthätige Stiftungen ſich verewigen zu laffen. Denn obfchon 
urſprünglich in guter Abficht gegründet, arten fie bald von ihrem 
edeln Zwede aus: die Erneuerung der Verwaltung durch ſich 
jelbft ift das geeignetfte Mittel, die Abweichung herbeizuführen 
und fie dem demofratifchen Prinzip feindfelig zu machen“; folche 
Selbftergänzung, fagte er weiter, erzeuge den Koteriegeift, das 
Günftlingswefen, Verwaltungseinflüffe, die lieber den politifchen 
Gefinnungdgenofjen zum Schuldner annehmen ald andere, „zus 
legt einen Staat im Staate bilden, eine Urfurpation, welche eine 
auf die Rechte des Volkes eiferfüchtige Regierung nicht dulden 
fann.“ * Im Gegenjage zu diefer Staatsallgewalt in Genf wurde 
damals, durch den Neuenburger Auguft v. Meuron, in Prefragier 
bei St. Blaife eine fehr geräumige Irrenanſtalt errichtet, welche 
nah dem Willen des edeln und hochherzigen Gründerd „auf 
; ewige Zeiten von Staat und Gemeinden unabhängig fein“ und 
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durch eine eigene Direktion verwaltet werden foll. Sie wurde 
wirflich dur die Staatsbehörde von allen Staats- und Ge- 
meindelaften, ihre Angeftellten vom Militärdienft befreit. 

Die Revifion der aus Anlaß des Leuenmordprozeſſes ergan- 
genen Urtheile hatten Anton Müller, Bruder des hingerichteten 
Mörderd, und der geweſene Appellationsrichter und Fürſprech 
Joſeph Bühler, von Büron, verlangt; beide waren nad dem 
gewaltfamen Sturz der frühern Regierung von Luzern in ihre 
Heimath zurüdgefehrt; A. Müller war, weil ſchuldig des Ver— 
brechens der Anftiftung zum Morde in contumaciam zu halb» 
“ ftündiger öffentlicher Ausftelung und nachheriger lebenslänglicher 
Kettenftrafe, Bühler ala des gleichen Verbrechens fehuldig und 
wegen der Theilnahme am SFreifchaareneinfall zum Tode mittelft 
Erſchießens verurtheilt worden (Urtheil vom 3. März 1847). Die 
Namen beider Berurtheilten erfchienen wenige Wochen nachher am 
Pranger. Das aus den Ereigniffen von 1847 bervorgegangene 
pnenfonftituirte Obergericht® ordnete die Wiederaufnahme des 
Prozeffed an. Die Revifion umfaßte auch die über Joſeph Troller 
und Benanz Reinhardt feiner Zeit ergangenen Kontumazurtheile. 
Nach längerer Unterfuhung, zu welcher fi die Berurtheilten nun 
freiwillig geftellt hatten, wurde vom Kriminalgericht erfter Inſtanz 
A. Müller des erwähnten Verbrechens zwar nicht überwiefen, 
jedoch verdächtig erklärt, dann von der Inſtanz entlaffen; Bühler, 
roller und Reinhardt, weil einer Betheiligung am Morde Leu's 
weder überführt noch verdächtig, wurden von Schuld und Strafe 
freigefprochen. Bon der Unterfuhung waren jene Verbrechen (Auf- 
uhr, Hochverrath, Heberfchreitung des Freiſchaarengeſetzes), welche 
durch die feitherigen Amneftiedefrete ohnehin getilgt waren, auds 
gefchloffen worden. Der Staatdanwalt, Martin Knüfel, unterlegte 
vorerwähntes Urtheil hinfihtlih des Anton Müller und Joſeph 
Bühler der Appellation. Müller that ein Gleiches. Die Staats— 
anwaltſchaft beharıte bezüglich Müller auf der Schuld und da- 
heriger Berurtheilung desjelben zu öffentlicher Aueftellung und 
vierundzwanzigjähriger Kettenftrafez bezüglih Bühler beantragte 
fies es fei derfelbe der Anftiftung zum Morde nicht als über 
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wiefen, wohl aber verdächtig zu erflären und von der Inſtanz 
zu entlaffen, eventuell in die Unterfuchungs- und Prozepkoften 
zu verfällen. Beidfeitige Vertheidiger gingen in ihren Vorträgen 
davon aus, daß die vom frühern Verhörrichter Ammann geführte 
Unterſuchung feine Beweisfraft befige, jener Bühler’s fuchte auch) 
noch darzutbun, daß, abgefehen von der Beweisfraft der Akten 
und der Glaubwürdigkeit oder Unglaubwürdigfeit der Perfonen, 
auf deren Ausfagen die Anklage gefußt worden war, "dem Ber 
flagten nichts zur Laft falle, das als ftrafbar erfunden worden 
oder ihm irgendwie zur Unehre gereichen könnte. Das Obergericht 
fand einftimmig, daß A. Müller des Verbrechens der Anftiftung 
zum Morde zivar nicht überwiefen, jedoch verdächtig, Bühler 
deöfelben weder überwiefen noch verdächtig fei, entließ erſtern 
von der Inſtanz, verurtheilte ihn aber in die Unterfuchungs- 
und Prozekkoften, und fprach den Joſeph Bühler von Schuld, 
Strafe und Koften frei (27. Oktober 1849). Diefe Prozeßreviſion 
ging, in Rüdfiht auf die eingetretene gänzliche Umkehr aller 
Berhältniffe und der wichtigen Ereignifje auf dem Feld eidge- 
nöffiicher Politit, ohne viel Auffehen vorüber. Bühler wurde 
fpäter in den Kreifen des Nationalrathes als defjen Mitglied 
gefehen. Im letztinſtanzlichen Urtheil ift das durch den Verhör— 
richter Ammann feiner Zeit eingehaltene Unterfuchungsverfahren 
einer fcharfen . Kritif unterworfen, er ſelbſt ald befangen, fein 
Berfahren vielfach ald ungefeglich, auch tadelndwerth wegen vieler 
Suggeftivfragen dargeftellt. Die Erwägungsgründe zu Bühler’d 
Treifprehung beruhen wefentlih auf einer von der frühern ger 
richtlichen Auffaffung verfchiedenen Würdigung der gegen den 
Angeklagten vorgelegenen Inzichten. 

Die gefebgebenden Räthe der Schweiz ‚verfammelten fi 
wieder am 12. November 1849. Das Haupt ded Nationalrathes, 
Alfred Eicher, mochte fühlen, daß Etwas nicht recht liege im 
Lande, daß die öffentliche Stimmung nicht fei wie fie follte, und 
"trat deßhalb zur Berichtigung der vorwaltenden Meinung, zur 
Gewinnung und Fefthaltung von Freunden der neuen Ordnung 
und zur wirffamen Berdammung ihrer Gegner mit einer geharr⸗ 
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nifchten Eröffnungsrede auf. Man vernahm, fagte der Redner, 
bie Behauptung: „es laffen die neuen Bundeseinrichtungen unfer 
Volk kalt, es empfinde nicht die mindefte Theilnahme für die- 
felben; das einzige Gefühl, welches es etwa für fie habe, fei das 
der unbedingteften Gleichgültigfeit*; wahr aber fei nur, daß eine 
gewiffe Abfpannung in politifchen Dingen bemerfbar, aber nicht 
bloß in Angelegenheiten des Bundes, fondern auch in fantonalen 
Berhältniffen; fie äußere fih im gefammten öffentlichen Leben 
und verliere deßhalb ihre befondere Beziehung auf die Bundes» 
verhältniffe; ungerecht vor Allem wäre der Vorwurf, daß der 
Gegenwart die fchöpferifche Kraft fehle. Habe die Dreißiger 
Periode große Lebensfriſche bewiefen, fo fei deßhalb das folgende 
Jahrzehent feineswegs einem Eiſtarrungstod erlegen, vielmehr 
verdiene es die Periode der Wiedergeburt des „eidgenöffifchen“ 
Lebens genannt zu werden und habe größere Opfer vom Bolfe 
gefordert, als Alles, was vorangegangen (die Opfer für die Aufs 
löfung des Sonderbundes). Die hie und da zu Tage tretende 
Abfpannung fei daher feineswegs ein Zeichen ohnmächtiger Er—⸗ 
farıung, fondern vielmehr eine Folge der mächtigen Kraftentwides 
lung, die in diefen Tagen fo Großes gewirkt. Und noch habe die 
Schweiz ihre „Kernmänner®, die fih bei der Einführung der 
Bundesverfaffung nicht durch jede Schwierigkeit mißftimmen und 
entmuthigen laffen. Diefen „Kernmännern“ gegenüber ftehen aber 
die „erflärten, offenen und unverföhnlichen Feinde“ der neuen 
Bundeseinrichtungen. „Es find Diejenigen, die von jeher jeglichen 
Fortfchritt im fantonalen wie im Bundesleben gram waren; es 
find Diejenigen, welche die Furien des Eonfeffionellen Haſſes hers 
aufbefhmoren haben, damit diefelben die Saat einer gefunden 
Entwidelung des ſchweizeriſchen politifchen Lebens mit ihren ver- 
fengenden Fadeln im Keime zerftören; es find Diejenigen, die 
vor Kurzem erft unfer Vaterland an den Rand des DBerderbend 
gebracht haben und die nicht davor zurüdzufchreden fcheinen, es 
jeden Augenblid wieder demfelben Abgrunde entgegen zu führen. 
Wir kennen fie alle, diefe eingefleifchten Feinde unferes wieder- 
gebornen Gefammtvaterlandes: mögen wir nie vergeffen, meine 
Die Schweiz. IV, 28 
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Herren, daß wir fie kennen!“ Nach diefem neuen Keulenfchlag 
auf ruhige Ueberwundene, biedere Schweizer fo gut als Efcher 
und feine Parteis und Glüddgenofjen, warf der Redner einen 
Dlid der Verachtung auf jene, welche die neue Bundesverfaffung 
nicht aus Weberzeugung von ihrer Zwedmäßigfeit, fondern „troß 
ihrer Meberzeugung von der Unzweckmäßigkeit derfelben“, bloß 
dephalb angenommen haben, weil es befjer fei, „eine Verfaſſung 
zu haben, die man halte, als eine, die man nicht halte“, Ob 
Solche wohl Freunde oder Gegner der Bundedverfaffung feien? 
fragte er. Folgte noch ein Kapitel über die „Öleihgültigen“ und 
Jene, „die unter dem Einfluffe der politifchen Abſpannung ftehen, 
gleichwohl jederzeit geneigt, die neuen Einrichtungen, befonders 
die materiellen Umgeftaltungen, zu tadeln®. Diefen verfchiedenen 
Stimmungen gegenüber ermahnte der Redner zu „muthigem und 
entjhloffenem Fortfchreiten auf der durch die Bundesverfaffung- 
vorgezeichneten Bahn“, gedachte dabei der bereitd vollzogenen 
und der im Werden begriffenen Zentralifationen, der Anhand: 
nahme der Eifenbahnen und feines Lieblingsprojektes, der Grün- 
dung einer fehmeizerifchen Hochichule, rief endlich „die Männer 
des Fortfchrittes® wiederholt „zur Sammlung“. Was berechtiget 
ift in folhen Reden, das ift die Empfehlung jeder nüglichen 
Unternehmung, zu der die Bundedverfammlung befugt fein mag; 
die Mißhandlung Derer, welche in Diefem oder Jenem anderer 
Meinung geweſen als der Redner, ift Mebermuth, der am Wenig 
ften in einem Freiftaat, und zwar in einem Föderalſtaat, am 
Platz iſt. 

Wichtiger Berathungsſtoff, theils adminiftrativer, theils poli— 
tiſcher Natur, harrte der Bundesverſammlung. Die meiſten Schwie—⸗ 
rigkeiten boten wie früher die Zentraliſationsmaßnahmen; an ihrer 
Spitze ſtand dießmal das Münzweſen obenan. Nur ungewöhn— 
licher Sachkunde konnte es gelingen, dieſe Angelegenheit zu gutem 
Ziele zu bringen; der Bundesrath fand jene in der Perſon des 
Baſeler Bankdirektors Speiſer, der ihm in ausführlichem Bericht 
vom 6. Oktober 1849 eine hiſtoriſch-kritiſche Darſtellung der in 
den unmittelbat vorangegangenen drei Jahrzehnten ſtattgefundenen 
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Beſtrebungen für Reformen im Münzweſen lieferte, im gleichen 
Aktenſtück die konkurrirenden Münzſyſteme würdigte, welche in 
der zweiten Hälfte jener Periode der Schweiz empfohlen worden 
waren, dann die Vorzüglichkeit des franzöſiſchen Münzſyſtems 
begründete und deſſen Annahme empfahl, endlich den damaligen 
Münzbeſtand in der Schweiz und ihren Münzbedarf in über— 
ſichtlichen Tabellen zuſammenſtellte und die Geſetzesentwürfe für 
Beſtimmung und Einführung des neuen Münzfußes verfaßte. 
Speiſer berechnete die muthmaßlich in Umlauf befindlichen 
Schweizermünzen aller Sorten, dem Nennwerthe nach, auf 
Schw. Fr. 8,822,000. 04 Rp., den urſprünglichen Metallwerth 
derſelben zu Fr. 7,486,488. 44 Rp., den Geſammtverlurſt bei 
einer Einſchmelzung, nach Einrechnung des ſich aus der Abnutzung 
ergebenden Verlurſtes, auf Fr. 1,967,937. 81 Rp. Wie ſchon 
bei Berathung der Bundesverfaſſung vorausgeſehen worden, war 
kein Syſtem auf die Bahn zu bringen, welches nicht entſchiedene 
Gegnerſchaft aufgerufen hätte. Das Weſen des Expertengutachtens 
rief als folche die öftlihe Schweiz auf, für welche mit befonderer 
Wärme St. Gallen in die Schranken irat. Der Kleine Rath 
ließ fihb Gutachten jeitend des kaufmänniſchen Direftoriums 
und einer eigenen Kommiffion über die Frage geben; die Bank 
dafelbft gab ein ſolches unmittelbar an die Bundesbehörde ab; 
fie alle behaupteten, daß die öftliche Schweiz fih in der Noth- 
ftellung befinde, für fich die Beibehaltung des ſüddeutſchen Münz- 
fußes zu begehren, da der Verkehr der öftlihen Schweiz fie zum 
Bezuge des erforderlichen Geldbedarfes von den füddeutichen 
Handelsplätzen her vermweife, * eine Dedung jened Bedarfes mitteljt 
franzöfifcher Münzen nicht ohne erheblichen Verlurſt geſchehen 
fönnte, die Störungen und Unbequemlichkeiten im Verkehr, welche 
mit einer zwangsweifen Einführung des franzöfiichen Münzfußes 
in jenem Theile der Schweiz verbunden wären, ungerechnet. Auf 
Grundlage diefer Gutachten warf fich der Kleine Rath dann ſelbſt 

* Durch Poft und den „Stu (ordentliche Geldfuhr) feien jährlich 
5,264,921 Gulden deutfchen Geldes über Rorſchach eingeführt worden, die 
Einfuhr durch Private noch ungerechnet. 

28 * 
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zum Bertheidiger diefer faufmännifchen Anfchauungen auf und 
gelangte am 25. November mit einer Borftellung an die Bundes— 
verfammlung, in welcher empfohlen ward, als fchweizerifche Münze 
einheit einen Schweizerfranfen zu 36%, auf die Kölner Mark 
feinen Silberd aufzuftellen, nebſt diefem Franken auch Schweizer» 
thaler von 31/, Franken mit verhältnigmäßigem Feingehalt und 
möglichft geringer Fehlergrenze, fowie Doppelfranfen, balbe und 
Biertelfranfen in Silber, dann Baten, halbe und Bierteldbagen 
in gutem Billon, und Rappen in Kupfer audzuprägen; — von 
den in Umlauf befindlichen fhweizerifchen Münzen alle feit 1803 
geprägten, welche in Gehalt und Nennwerth den neu auszuprä= 
genden gleichfommen, in Umlauf zu belafjen, die übrigen dagegen 
einzulöfen und auf Rechnung der betreffenden Kantone einzu— 
Schmelzen; endlich gewiſſe ausländifche Münzforten zu tarifiren, 
fo den Brabanterthaler zu 4O1/,, das franzöfifche Fünffrankenſtück 
zu 35 Batzen. Jener Schweizerfranfen wäre nichts anderes ge— 
wefen ald 40 Kreuzer füddeutfcher Währung, fomit eine Münze 
einheit, die außer den Kantonen St. Gallen, Appenzell, Thur- 
gau und Schaffhaufen (dem Gebiete des ehemaligen öftlichen 
Münzvereind) Niemanden anfprechen fonnte. Dieb ohne Zweifel 
vorausfehend, ftellte der Kleine Rath von St. Gallen für den 
Tal der Nichtannahme obigen Antrags einen zweiten eventuellen 
Borihlag: „alle jene Münzforten feien geſetzlich zu tarifiren, 
welche einen wefentlichen Theil des in einer Landesgegend kur— 
firenden Geldes bilden und deßwegen auch als ein mefentliches 
Bedürfniß derfelben erfcheinen“. „Welhe Münze es feie“, fagt 
das PVorftellungsfhreiben weiter, „die zur eidgenöffifchen erklärt 
werde, fo fcheint wichtig, daß andere, weldhe in Folge nothwen— 
digen Bedarfes im Volke neben ihr geduldet und gefucht werden 
muß, auch in allen öffentlichen Kaffen neben ihr Dultung finde.“ 
Der St. Gallifche Kleine Rath fprach zur Begründung auch den 
wichtigen, fo oft in andern Dingen außer Acht gefepten Grund» 
fat aus: „Nicht Zwang, fo weit die Macht dazu vorhanden fcheint, 
fondern Freiheit, jo weit fie möglich if!“ Man mochte indefjen 
die Hauptfrage bereit als entfchieden anfehen: der Bundesrath 
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hatte keine Neigung gehabt, die Münzfrage von Grund aus neu 
erörtern zu laſſen, darum nicht etwa eine aus den verſchiedenen 
Theilen der Schweiz zuſammengeſetzte Expertenkommiſſion, fon- 
dern nur den einen Sachkundigen beſtellt, von dem zu erwarten 
war, daß er ſich der Sache gründlich und eingreifend bemächtigen 
werde. Der Bundesrath ging dann wirklich in die Anträge Spei— 
ſer's ein G. und 9. November) und ſprach fih ſchon vorfraglich 
gegen allfällige Anträge auf Annahme des füddeutfchen Gulden- 
fußed oder eined eigenen fchmeizerifchen Münzfußes aus; ein 
Land von fo kleinem Umfange wie die Schweiz, fagte er, könne 
ohne Nachtheil feinen eigenen Münzfuß aufitellen, felbft wenn es 
ihr gelingen würde, einen an fih vollfommenern und zwedmäßi- 
gern al8 alle bekannten aufzufinden; es bleibe daher nur übrig, 
fih einem auswärtigen Münzfyftem anzufchließen, und zwar dem 
jenigen, welches das am meiften verbreitete fei, deffen Münzen 
die gangbarften feien und bei denen man Abufivfurfe und da- 
berige Berlürfte, oder fogar Syftemmwechfel, nicht zu fürchten habe; 
dieſe Münze glaube der Bundesrath in der franzöfifchen gefunden 
zu haben, die ohne Uebertreibung eine Weltmünze genannt wer- 
den dürfe. Schließlich fprach er fih auch gegen allfällige Ber- 
fchiebung aus; die Krifid werde durch eine Hinfchleppung nicht 
erleichtert. Eben fo entfchieden war die Mehrheit des National- 
rathes; von einem DVerfchiebungsantrage Hungerbühler’d wollte 
fie nichts wiſſen. Vergebens hatte Hoffmann es eine „Monſtruo— 
fität" genannt, der öftlihen Schweiz ein Geld aufzudringen, mit 
dem fie „feinen Schuhpußer“ an der Grenze bezahlen Fönnte. Im 
Ständerath waren die Deftlihen nicht glüdlicher als im National: 
rath. Steiger von St. Gallen brachte hier den Antrag auf Ber- 
fhiebung bis zur nächften Seffion; inzwifchen möge man, für 
nöthige Ordnung in der Bundesverwaltung, einen einheitlichen 
Tarif der Münzforten für deren Annahme bei den Bundesfaffen 
feftfegen ; ihn unterflügte lebhaft der andere Abgeordnete Et. Gals 
lens, Aepli, Klage führend über das „empörende" Verfahren des 
Bundesrathes in diefer Sache. Die Weftlichen, mit Munzinger, 
dem Finanzvorftand, befämpften den Antrag, und felbft ein Züricher 
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bemerkte unzufrieden, St. Gallen habe nun feit bald einem halben 
Jahrhundert bis zum Ueberfluß fich gefträubt, Zürich wolle nichts 
mehr von dem bisherigen Durcheinander. Auch Winfe: man helfe 
mit der Eile nur den politifhen Gegnern auf die Beine, ver- 
fingen nicht. Die Mehrheit wollte hier vorwärts wie im Natio- 
nalrath. Nach diefem Vorgefecht dauerte die Münzfchlaht im 
Ständerat noch zwei Tage (13. und 14. Dezember). Redner 
für den deutfchen Münzfuß waren auch jetzt wieder die beiden 
Abgeordneten von St. Gallen und Fifcher von Aargau. Der alte 
öftlihe Müngverein der vier Kantone hielt treu zufammen, brachte 
es aber nur auf 9 Stimmen, 7 aus feiner eigenen Mitte und 
2 von Aargau und Züri; 30 Stimmen aus achtzehn Kantonen 
hinwieder fprachen fich für den franzöfifhen Münzfuß aus, und 
der fhriftlich vorgelegene Antrag ded Kleinen Rathes von St. Gal- 
len gelangte nicht einmal zur Ehre der Abftimmung. Der Ent: 
fcheid war maßgebend und an einer ähnlichen Mehrheit im Na— 
tionalrath nun um fo weniger zu zweifeln; indeffen zügerte des 
letztern Kommiffion und ließ thatfächlich die früher jo warm 
empfohlene Verfchiebung eintreten. 

Im Nationalrath gelangte die neue Militärorganifation zur 
Berathung. Ochfenbein war ihr Schöpfer. Ein meitichichtiger Be— 
richt ded Bundesrathes fuchte vorgefchlagene Neuerungen und 
Berbefferungen, dad ganze Syſtem der neuen Militärordnung, 
zu begründen. Man entnimmt jenem Aktenſtück, daß zu jener 
Zeit die durchfchnittliche Jahresausgabe der Kantone für die 
Milttärverwaltung Fr. 1,634,772. 36 Rp.; jene der Bundesfaffe 
Fr. 199,000, zufammen Fr. 1,833,772. 36 Rp. betrugen, eine 
Berechnung, die jedoch, laut dem Berichte felbft, nicht ganz voll- 
ftändig war; der Bundesrath ſchloß aus derfelben, daß jedenfalls 
eine allgemeine Zentralifation des Militärunterrichtes nicht vor— 
genommen werden fünnte, da dem Bunde die finanziellen Mittel 
fehlen würden, die aus folcher Anordnung hervorgehenden Koften 
zu beftreiten. Wie geldverzehrend überhaupt das Militärwefen 
fei, ergab ſich aus einer andern Stelle des Berichtes, welche die 
Ausgabe von 2940 Dffizieren des Bundesauszuges mit Inbegriff 
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jener des Generalftabes, nur für Anfchaffung der Epauletten, auf 
Fr. 117,600 berechnet. Den Rechnungen hinwieder war zu ent- 
nehmen, daß im Jahr 1848 allein für Herausgabe von Militärs 
veglementen Fr. 77,105 verausgabt worden. Die Grundlagen für 
die Organifation waren übrigens durch die Bundesverfaffung ge- 
geben. Daß fie dem Volke weit größere Opfer auferlegen werde 
als die frühere Organifation, fonnte nach der damaligen Stim, 
mung leicht vorausgefehen werden. Der Geift der Ueberfchmwäng- 
(ihfeit herrfchte und man glaubte, für das Gute nicht genug des 
Guten thun zu fönnen, eine in ihrem Wefen fehr lobenswerthe . 
Gefinnung, bei deren Geltendmachung jedoch die Grundfäße der 
Mäßigung, politifher und adminiftrativer Klugheit, überwiegen 
follen, damit nicht der Schild, der den Bürger fhügen follte, ihn 
erdrüde. Abgefehen vom Geld, gingen die Anfprüdhe zu hoch auch 
an die Mannfchaft. Die nationalräthliche Kommiffton, welche die 
Dienftpflicht auf die Zeit vom 20ſten bis Aſten Altersjahr zu 
beſchränken vorfhlug, erlitt harte Anfechtung von Solden, die 
fie vom 17ten bis 50ſten Altersjahre ausdehnen wollten. Die 
Anhänger der erftien Meinung behaupteten: für die Schweiz fei 
wichtiger, ein durd und durch gut inftruirted Heer zu bekom— 
men, als eine übermäßig große Zahl Truppen, welche weder mit 
Dffizieren gehörig verfehen, noch reglementarifch bewaffnet, noch 
gehörig inftruirt werden könnten; fchon die Feſtſetzung der Alters— 
jahre 20 bi8 44 würde eine Truppenzahl von 180 bis 200,000 
Mann ergeben und die Finanzen der Kantone mehr ald genug 
in Anfpruch nehmen; ihre Gegner aber machten geltend, daß 
man bei Verwerfung ihres Antrages 20,000 Fräftige Krieger 
verlöre, die Schweiz aber eben bei gegenwärtigen Berhältniffen 
ein zahlreihes Heer nöthig habe, ein Verhältniß, dem alle finan- 
ziellen Rüdfichten zu weichen haben. Die vom Genfer Großen 
Rath eben damals befchloffene Demolirung dortiger Feſtungs— 
werke * ftieß auf Widerftand. Sammernd rief das Gutachten der 

* Gefeß vom 15. September 1849. Es befiehlt die mittelbar jchon in der 


Berfaffung von 1847 vorgejehene allmälige Abtragung der Feftungswerfe, nach 
Mapgabe der Möglichkeit, das in Folge derjelben gewonnene Land zu utilifiren, 
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nationalräthlihen Kommiffion: was nüsen alle Anflrengungen 
der Gefammtheit, wenn der einzelne Kanton befugt wäre, durch 
eigenmächtige Berfügungen „eine Lüde in dad Syftem der vaters 
ländifchen VBertheidigung zu reißen! Sie trug daher an, der 
Bundesbehörde die Befugniß der Einfprache gegen fol einfeitige 
Kantonal-Berfügungen einzuräumen. Gegen diefed Anfinnen folgte 
lebhafte Einrede im Nationalrath: die Bundesverfaffung gewähre 
ein folches Recht nichtz zudem wäre ein Verbot den induftriellen 
und demofratifchen Beftrebungen Genf's gefahrdrobend, auch nach— 
theilig für feine finanziellen ntereffen, denn Genf habe Geld 
nöthig für Rückzahlung eined zur Ausführung öffentlicher Ar- 
beiten * aufgenommenen Anleihen, müſſe daher die Freiheit be— 
balten, aus dem Erlös von Grund und Boden der Feſtungs— 
werke dasfelbe zu tilgen. Bor der Hand ergab fih im National» 
rath eine fnappe Mehrheit zum Verbot. Aber die Genfer ließen 
die Räthe in Bern reden; die Regierung ordnete den Beginn 
der Demolirungdarbeiten an und ließ fie rüftig fortfegen. 

Die einfeitige Aufhebung der Militärfapitulationen mit Nea— 
pel befchäftigte die Bundes- und Kantonalbehörden noch längere 
Zeit. Die vom Bundesrath eingeleitete Unterhandlung behufs Aus- 
führung ded Bundesbefchluffes vom 20. Juni hatte feine Folge, 
weil von den betheiligten Kantonen mehrere dem Befchluffe felbft 
grundfäglih entgegen fanden; Schwyz fuchte zmwifchen allen eine 
Berftändigung einzuleiten und lud zu einer Konferenz nach Quzern 
ein, Bern zu einer folchen in die Bundesftadt. Keine von beiden 
Konferenzen fam zu Stande, weil Solothurn und Graubünden ihre 
Theilnahme verfagten. Der Bundesrath drang inzmwifchen wenigftend 
auf Beachtung und Bollziehung ded Werbverboted, dem die Kan» 
tone fih unterzogen. Die Hauptfache felbft anlangend, wider: 


ftellt dasfelbe an die Verfügung des Staates für Anlegung neuer Stadttheile 
und Promenaden und für die Errichlung öffentlicher Gebäude, regelt bezügliche 
Rechtöverhältniffe zwiichen Staat und Stadt, jowie der letztern künftige Grenze 
gegenüber den Landgemeinden. 

* Die damalige Regierung von Genf haiie zu jener Zeit bereits Fr. 905,000 
für außerordentiche öffentliche Arbeiten ausgegeben. 
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ſprachen Uri, Schwyz, Unterwalden und Graubünden die Kom: 
petenz der Bundesbehörde; Schwyz ftellte mit Eingabe vom 8. No— 
vember 1849 das Begehren an die Bundesverfammlung, daß 
jener Befchluß, deffen Bundeswidrigfeit in jenem Aftenftüde uns 
miderleglich dargethan wurde, zurüdgenommen, den Kantonen die 
ihnen zuftehenden Nechte ungefehmälert belaffen werden. Schwyz 
entfchloß fih zu diefem Schritt, wie ed in Wahrheit fagen Fonnte, 
„ohne alle Erwägungen politifchen Belanges, ohne Vorliebe für 
irgend eines der um die Herrfchaft in den europäifchen Staaten 
ringenden Syfteme, ausfchließlich aus Rückſicht für die unantaft- 
bare Heiligkeit der völferrechtlichen Verträge zmifchen zivilifirten 
Staaten, und um für alle andern Fälle wie für den vorliegen- 
den die Kraft der Bundesverfaffung feftzuhalten.* * Diefes PVor- 
gehen fand bei mehreren Kantondregierungen Beifall, Unterftübung 
aber nur von wenigen; Appenzell Außerrhoden und Schaffhaufen 
nämlich, obgleich bei den Kapitulationen felbft nicht betheiliget, 
unterflügten in befondern Eingaben (jene von Appenzell U. R. 
mit viel Wärme und Gewandtheit die Kompetenz der Bundes» 
behörde befämpfend) das Begehren von Schwyz, mit Warnung 
vor den finanziellen Folgen. Solothurn tat ebenfalld auf, beftritt 
‚zwar die Befugniß der Bundesbehörde nicht, ftellte aber gleich- 
wohl den Antrag an diefelbe, von Auflöfung der Kapitulationen 
abzugeben und das Werbungdverbot zurüdzunehmen; eventuell, 
fall8 diefer Antrag feinen Beifall finden follte, verlangte Solo- 
thurn, daß die an die Offiziere und Soldaten zu leiftenden Ent- 
fhädigungen vom Bunde getragen werden. Bern, im Gegenfate 
zu Allen, verlangte Aufrechthaltung des befannten Befchluffes. 
Der Nationalratd nahm Kenntniß von diefen Standesfchreiben; 
fein Gemwalthaufe behandelte die Sache von Oben herab, gab zu 
veritehen, daß man den Proteftationen des Kantons Schwyz und 
Anderer feine ernfthafte Bedeutung beizulegen habe, da ja die 
Bundesbehörde ihre ausfchließlihe Kompetenz in diefer Ange: 


* Aus dem Nechenichaftsbericht des Regierungsrathes von Schwyz über 
das Amtsjahr 1849 auf 1850. 
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legenheit bereits audgefprochen und audgemittelt, und unterließ 
dabei nicht, jenen Kantonen zweiten oder dritten Ranges, die 
noch gewagt hatten, von Kantonalfouveränetät zu fpredhen, das 
größtmögliche Maß von Ungunft in Ausficht zu ftellen, indem 
“jede Regung für fantonales Recht als Reaktion tarirt wurde. In 
diefer Stimmung ließ es die Behörde bei einer Meberweifung an 
den Bundesrath zur Berichterftattung bewenden (13. Dezember); 
die Kläger wurden alfo für längere Zeit zur Ruhe verwiefen. 
Noch einmal erhob ſich die fchmeizerifche „Auslandsparteit * 
gegen den Bundesrath, um ihren neutralitätäwidrigen Lehren und 
Beftrebungen Anerfennung zu verfchaffen. Der Bundesrath hatte 
in zwei Richtungen bezüglich der Flüchtlinge zu mwirfen: auf Ent- 
fernung der Häupter der Nevolutionspropaganda in entlegene 
Lande, dann auf die Rückkehr der weniger Gravirten aus dem 
pfälzifch-badifchen Heer nach ihrer Heimath, von melden, zu 
großer Laſt der Kantone, noch immer eine bedeutende Anzahl in 
der Schweiz weilte und nad den von der Bundesbehörde ges 
gebenen Vorſchriften verpflegt wurde. Er bewarb ſich wiederholt 
bei der badiſchen Regierung um Erleichterung der Bedingniffe 
zur Rückkehr, immerhin ohne Diejenigen mwegzumeifen, welche ale 
ftärfer gravirt und aus Beſorgniß vor Friegdrechtlicher Behand— 
lung die Rückkehr nicht anzutreten mwagten. Ein Theil jener Leute 
verlor fih allmälig. Dagegen wollte ed mit der Entfernung der 
fogenannten Häupter nicht vorwärtd gehen. Das bundesräthliche 
Juſtiz- und Pelizeidepartement verwaltete damald Druey; er war 
zwar nicht mehr der Enthufiaft in Auslandsjachen, wie wir ihn 
zur Zeit des italienischen Krieges gefehen, fondern zu feinem 
alten praftifchen Sinn zurückgekehrt. Gleihwohl ließen die Er- 
gebniffe zu wünfchen. Die Diplomaten regten ſich; indbefondere 
nahm von wahrgenommenen Zögerungen der preußifche Gefandte, 
v. Wildenbruch, Peranlaffung, im Laufe September in perlön- 
lichem Beſuche bei Druey auf eingreifendere Vollziehung des 
bundesräthlichen Beſchluſſes vom 16. Suli zu dringen. Druey 


* Vergl. oben, S, 205 und 282. 
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antwortete mit Verweiſung auf bereits Gefchehened, auf ver- 
langte und bewilligte Zeitfriften zur Abreife, und wie Manche 
der Betroffenen nächſtens die Schweiz verlaffen haben werden. 
Im Laufe Novembers ergingen dann Befchlüffe des Bundesrathes, 
welche, anfnüpfend an den frübern Vorbehalt, abermald gegen 
dreiunddreißig Berühmtheiten aus der badifchen Inſurrektionszeit 
die Ausweifung befahlen; an der Spitze des Berzeichniffes flan- 
den die Anführer bei dem badifchen Aufftand,. dann jene bei dem 
Aufftand in der baierifhen Pfalz, endlich fieben Andere, die in 
höhern Stellungen geftanden, fo Florian Mördes, geweſener 
badiſcher Miniſter des Innern, und Franz Raveaux, von Köln, 
der als Kriegskommiſſär bei dem Revolutionsheer gedient. Es iſt 
dieß der Nämliche, welcher früher als Reichsgeſandter in Bern 
beglaubiget geweſen; ohne Rekreditive abzugeben, hatte er ſeinen 
diplomatiſchen Poſten verlaſſen, dann fich bei dem deutſchen Auf— 
ſtand betheiliget, hinterher als Flüchtling in der Schweiz ſich 
breit gemacht. Später erlaubte er ſich übermüthige Briefe an den 
Bundesrath, dem er vorwarf, daß ſein nunmehriges Handeln zu 
den früher proklamirten Grundſätzen in Widerſpruch gekommen. 
Es waren aber nicht bloß die genannten Deutſchen in der Schweiz 
zurückgeblieben, ſondern noch manche Andere, die es an über— 
müthigem Gebahren gegen Behörden und Volk nicht fehlen ließen, 
jo namentlich Heinzen und Struve. Auch Mazzint fehlte nicht. 
- Nachdem er in Nom ausgefpielt hatte, Fehrte er in die Schweiz 
zurüd, fand dort troß mehrfacher früherer Ausmweifungsbefchlüffe 
wieder Aufnahme, gab nicht nur das Programm einer Zeitfchrift 
»„L’Italia del popolo“, fondern auch ein erfted Heft derfelben in 
Zaufanne heraus, bis der YBundesrath auch gegen ihm wieder 
einfchritt. All diefed Einfchreiten war übrigeng wie immer mit 
großer Milde gepaart, denn der Bundesrath bemerkte in feinem 
November-Kreiöfchreiben ausdrüdlih, daß die Ausweifung nur 
nah England, Amerifa oder fonft in ein Land verftanden fei, 
wo die betroffenen Flüchtlinge eine geficherte Zukunft finden 
fönnen, und ausdrüdlich feßte er noch bei, daß in der Boll: 
jiehung die von der Menfchlichfeit oder von gebieterifchen Um— 
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ſtänden geforderten Rückſichten zu tragen ſeien. Die dieſen Fremd» 
lingen günſtige Partei ſchaarte ſich nun auf's Neue; eine An— 
zahl berneriſcher Großräthe, Beamte und Privaten, unter ihnen 
Stämpfli, Niggeler, Buchdrucker Jenni, der durch ſein damaliges 
Spottblatt, „Guckkaſten“ betitelt, der Cyniker des „Fortſchrittes“ 
geweſen, gaben eine Proteſtation gegen den neuen bundesräth— 
lichen Ausweifungsbefchluß an die Bundesverfammlung ein. Auch 
in der öftlihen Schweiz fielen fcharfe Urtheile; der „Toggen— 
burger Bote“, ein St. Galliſches Blatt, fand in den Befchlüffen 
des Bundesrathes nur „Feigheit und wieder Feigheit“, bei feinen 
Mitgliedern „kein Gefühl für unglüdliche, irrende, obdach- und 
heimathlofe Flüchtlinge, von denen der Schuldigfte politifch nicht 
halb fo viel agitirt, demagogifirt, revolutionirt und geputfcht hat 
ald der Unfchuldigite im Bundesrathe*. Nationalrath Eytel von 
Waadt, einer der glühendften Köpfe diefer Fraktion der radifalen 
Partei, beantragte auf dem Motionswege: den Bundesrath zur 
Rechtfertigung feiner äußern Politif, Vorlage bezüglicher Aften- 
ftüde, insbefondere jener über das Flüchtlingsweſen, und einſt— 
weiligen Einftellung feiner Befchlüffe vom 1. und 19. November 
einzuladen. Das war wieder ein Ereigniß für die Bewohner der 
Bundesftadt. Die Zuhörerfchaft war zahlreich, voran das Flücht- 
lingsvolf aus allen Nationen, neben den diplomatifhen Agenten 
der Großmächte. Es fprahen am erften Tage der nationalräth- 
fihen Verhandlung vornehmlich die beiden Waadtländer Eytel 
und Druey. Der erftere Flagte: der Bundesrath befolge gegen- 
über dem Auslande eine Politif der Nachgiebigkeit; er handle 
unter der Gunft des Geheimniffes, die Akten des Erlacherhofes 
feien mit einem undurddringlichen Schleier umhüllt; der Bundes- 
rath finde fih ganz in die Nebe der Ceuropäifchen) Reaktion 
verfiridt, er fompromittire das Volk; fhon der Beſchluß vom 
16. Juli fei das Werk der Ueberraſchung geweſen; um fo weniger 
fonnte man gefaßt fein auf jenen vom 19. November, der nichts 
Anderes ſei ald ein Deportationsurtheil gegen fünfunddreißig 
Flüchtlinge, von denen nicht einer das Aſyl mißbraucht habe; es 
fei hohe Zeit, daß der Nationalrath dazwifchen trete und nicht 
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länger die Würde und die Unabhängigkeit der „neuen Eidge— 
nofjenfhaft“ niedertreten laffe. Druey erflärte fih Namens des 
Bundesrathes bereit zur Vorlage der Akten, erzählte feine Unter- 
vedungen mit den auswärtigen Geſandten, namentlich jenem von 
Preußen, der die Vollziehung des Beichluffed vom 16. Juli ver- 
langte, die Internirung der (franzöfifhen) flüchtigen Männer 
vom Berge, die ihr Lager bei ihren Genfer Freunden aufge 
ſchlagen hatten, dann landeinwärtd nach Vivid gewiefen wurden, 
die befohlene Ausweifung Mazzini's und Aehnliches. Er wieder- 
legte eine Flugfchrift des geweſenen deutfchen „Reichöregenten® 
Karl Bogt, der den „Poligeiminifter Druey befchuldigte, feine 
radifalsfozialiftifche Vergangenheit nun dur feine Verfolgungen 
gegen die Flüchtlinge deden zu wollen. Er warf den Gegnern vor, 
daß fie ihren Willen an die Stelle des Volkswillens zu fegen 
beabfihtigen; das fei ariftofratiicher Radifalismus, während fein 
(Druey's) NRadifalismus der Typus der ächten Demofratie, der 
Mehrheitdausdrud „der Maſſen“ fei. Er, Drucy, könne nicht ges 
ftatten, daß Einige fich die Befugniß anmaßen, gleich Ludwig XIV. 
zu fagen: „L’etat c’est moi“. Er ſchloß mit der vollſten Zuftim- 
mung zu einer neutralen Politif der Schweiz. Was er im Laufe 
feiner Rede aus den Berichten der jchweizerifchen Gefhäftsträger 
in Paris und Wien durhbliden ließ, berechtigte zum Schluffe, 
daß das Ausland damals einige Anwandlung hatte, fih in die 
innern Ungelegenheiten der Schweiz einzumifchen, wenn der 
Bundesrath fih nicht aus freien Stüden herbeigelaffen hätte, die 
Flüchtlingshäupter aus dem Lande zu weifen. Der zweite Kampfe 
tag war noch lebhafter. Es lief eine Petition aus Genf ein von 
Galeer * und Genofjen unterzeichnet, welche die Politik des 
Bundesrathed ald eine „ſchmachvolle, die Würde der Schweiz 
entehrende® bezeichnete. Entrüftet wollte Dufour die Petition 
nicht zu Ende lefen laſſen; fie wurde aber gleichwohl, flatt nur 


* Galeer hatte damals in Genf eine Zeitichrift angefündiget: „Der Völker: 
bund“, welche darauf ausging, die Schweiz in europäiſche Händel zu verwiceln; 
die Neutralitätspolitit, meinte Gafeer, ſei bloß erfunden, um die Schweiz zu 
enimannen, 
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einmal, zweimal verlefen, damit Alle, auch fpäter Eingetretene, 
fie hören fonnten; der Nationalrath beſchloß mit großer Mehrheit 
ihre Zurücdweifung. Manche Redner ſprachen noch an diefem Tage, 
unter ihnen Weder von St. Gallen, der den Antrag ftellte: es 
habe der Bundesrath fein neues Ausweiſungsdekret zurüdzuziehen 
und nur folche Flüchtlinge zu entfernen, über welche von einzelnen 
Kantonen gegründete Klagen erhoben würden oder welche fonft 
durch Mißbrauch des Afylrechtes dasfelbe verwirft hätten. Der 
Bundesrath fei nicht infallibel, fagte Weder, und er wolle ihn nicht 
monarchiſch fortregieren laffen; Billigung feiner Schritte habe er 
ohnehin nur von „Eonfervativen® oder „rothitrümpfifchen® Kan— 
tondregierungen gefunden (er nannte jene von Ob- und Nid- 
walten), während andere fantonale Dberbehörden Neflamationen 
erhoben hätten. Scharf dagegen entwidelte und rechtfertigte Ochſen— 
bein die vom Bundesrath bethätigte „weife Neutralitätspolitit“ ; 
ed fei einer Republik, wie die Schweiz, ganz würdig, ihre inter— 
nationalen Berpflichtungen freiwillig und vollftändig zu erfüllen; 
feine Rede von Gefahren für ihre Unabhängigfeit und ihre In— 
flitutionen von außen; das Ausland fümmere fi nicht um die 
Schweiz, fobald fie jene Pflicht erfülle und ihre Nachbarn nicht 
von ihrem Gebiet aus beunruhigen laffe Trog von Solothurn 
ließ fich noch rücdhaltlofer vernehmen: man twiffe, wie und warum 
die Flüchtlinge zu und gekommen; die Schweizer hätten nad) den 
Beftrebungen und Wünjchen der „Auslandspartei® die Kaftanien 
aus dem Teuer holen ſollen; das Gleiche habe die „afylfuchende « 
badifche Armee von 10,000 Dann gewollt; ihre Stellung und 
Aufgabe aber wäre gewefen, fich auf ihrem Gebiete zu fchlagen, 
ftatt die Schweiz in fremde Händel hinein zu ziehen. Mit Recht 
jeien daher diefe Flüchtlinge Feineswegd der Gegenftand wirklicher 
Sympathie ded Volkes; ein weiteres Hätjcheln derfelben würde 
nur defjen Gefühle und Intereſſen verlegen. Schließlich wurde der 
Eytel'ſche Antrag, ein Mißtrauensvotum enthaltend, mit ftarfer 
Mehrheit verworfen und nur der unjchuldige Beichluß gefaßt, 
der Bundesrath habe Bericht und Alten einzulegen, leßtere fo 
weit fie fi zur Vorlage eignen (27. November). Diefe Tage 
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liefern abermals den Beweis, daß jene mehrerwähnte „Auslands— 
partei® nur die Keckheit, nicht die Mehrheit für ſich hatte, fo ſehr 
fie auch gewohnt war, im Namen der „Nation“ das große Wort 
zu führen. Zu vergeffen ift übrigend nicht, daß zu diefer Zeit 
Sardinien darniederlag, Radetzky in ganz Oberitalien regierte, in 
Florenz der Großherzog wieder eingefeßt worden, die Nepublif 
Rom durch Frankreich vernichtet, die Republik Venedig wieder 
von Defterreich befett war, das ehemalige badifche Heer nun in 
Preußen gedrillt, die badifchen Städte und Städtchen aber durch 
die preußifchen Truppen im Zaum gehalten wurden, die ungarifche 
Snfurreftion unterdrüdt, in Paris endlich ein firengeres Regiment 
im Anzuge war. Als Anhängfel zu den Mühen wegen der Flücht- 
linge hatte der Bundesrath auch die auswärtigen Reflamationen 
wegen Waffen und andern Kriegszeuges zu befriedigen; ed waren 
darunter auch Feltungsfanonen von Raftatt, auf deren Rüdgabe 
Defterreic drang. Die Beftrebungen ded Bundesrathes bei den 
Unterhandlungen über die Herausgabe hatten fih nur auf Ver— 
gütung der von Seite der Schweiz gemachten Auslagen zu bes 
ſchränken, da die Rüdgabe felbft von Niemanden beftritten wurde, 
Diefe Anftände waren verhältnigmäßig bald erlediget, während 
ein Theil der Flüchtlinge der Schweiz noch lange zu Laften blieb. 
Die in einem frühern Beichlu der Bundesverfammlung gewünfchte 
Auskunft über den Zwed der deutjchen Truppenanhäufung an der 
Grenze war ſchon dur den Gang der Ereigniffe gegeben. Der 
große Waffen- und Munitionshandel, der aus der Schweiz zur 
Unterftüßung der italienifhen Revolution betrieben worden war, 
und der Rüdzug der italienifchen Korps auf Schmweizerboden ver- 
anlaßte ähnliche Forderungen feitens der fardinifchen Negierung. 
Sie wollte Gefhüg und anderes Kriegszeug wieder haben, was 
jene Korps mit in die Schweiz hereingefchleppt hatten; ander- 
jeitd verlangten die fchmweizerifchen Lieferanten und Unterhändler 
ihr Geld für verkaufte, aber noch nicht bezahlte Kriegswaare. Die 
Bundesverfanmlung verfprah an Sardinien die Aushändigung 
deſſen, was als dortiged Eigenthum ausgewieſen werde, unter 
der Bedingung jedoch, daß die fardinifche Negierung alle für die 
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Abnahme, die Inventarifirung, den Transport, die Aufbewahrung 
und die Beforgung jenes Kriegemateriald erlaufenen Koften ver: 
güte und auch den begründet erfundenen Forderungen Genüge 
leifte, welche einzelne Schweizerbürger an das gejammte Kriegs: 
material erheben (Beichluß vom 21. Dezember 1849). 

Die tolle Freifchäärlerei nach Baden hatten eine Anzahl 
Schweizer in der Feltung Raftatt längere Zeit: zu büßen; es 
faßen dafelbft im Oktober deren 64, welche fih am Aufftand 
betheiliget hatten; zwei. waren ald geftorben bezeichnet. Der 
Bundesrath ließ in befonderer Sendung durh den Oberſten 
Stehlin von Bafel die Milde der badifchen Behörden anıufen. 
Bon jenen Kriegsgefangenen gehörten weitaus am meiften (acht— 
zehn) heimathlih dem Kanton Zürich, zehn dem Kanton Bern an. 

Die Neufonftituirung der Schweiz machte eine neue Volks— 
zählung nothwendig; fie wurde durch Bundesgefe vom 22. De— 
zember in der dreifachen Abficht verordnet, auf Grundlage ihres 
Ergebnifjes die neuen Mannſchafts- und Geldfontingente der 
Kantone, fowie die Umfchreibung der Wahlfreife für den Na— 
tionalrath feflzufegen; die Koften der allgemeinen Anordnungen 
wurden der Bundesfaffe, jene der Aufnahme der Zählung 
jelbft den Kantonen überbunten. Ein anderes Gefeß aus diefer 
wichtigen Zeit ordnet das Niederlaffungsweien, fo weit es der 
Bundesbehörde zuftand (10. Dezember). Die Dauer für die an 
die Schweizer zu ertheilenden Niederlaffungsbewilligungen wurde 
auf wenigſtens vier Jahre, die Gcbühren, die die Kantone dafür 
beziehen mögen, Alles in Allem zu höchſtens 4 Fr. feſtgeſetzt. 

Die Freiburger Katholifen fuchten Recht und Troft bei der 
Bundedverfammlung, indem fie durch zwei mit 10,000 Unter- 
ſchriften bedeckte Petitionen die Wiedereinfegung ihres Biſchofs in 
feine Rechte verlangten; fie bewiefen dadurch Vertrauen in Die 
Bundesbehörde. Der Bundesrath begutachtete Abweifung, „weil 
die Sache nicht in den Bereich des Bundes falle. Gleichwohl 
verwendeten fich einige Männer der Urfantone im Ständerath 
für den Berbannten, juchten zu beweifen, wie dad gegen den 
Biſchof feitens der Freiburger Regierung eingehaltene Berfahren 
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wider Bunded- und Kantonsverfaſſung ſich verſtoße; fie tadelten 
das Herbe und Unbefugte, welches namentlich darin liege, daß 
der Biſchof nicht bloß aus dem Kanton Freiburg, ſondern ſelbſt 
aus dem Gebiete der übrigen Diözeſankantone, in welchen ‚er 
nit einmal gewohnt, viel weniger fih gegen die Staatögefeße 
verfehlt habe, ausgewiefen worden, welches Verfahren gegen einen 
Schweizerbürger ſich als bundeswidrig herausftelle. Vergeblich; 
Bundesrath Druey ftellte vor, daß ſchon Kaifer Konftantin und 
Karl der Große Bijchöfe entfept haben. Mit 24 gegen 4 Stim- 
men (die letern alle aus den Urfantonen) wurde Tagesordnung 
erfannt. Gleicher Geift herrſchte im Nationalrath vor; für den 
verbannten Biſchof hatten fich auch die übrigen Bifchöfe der Schweiz 
mit einer Eingabe verwendet; felbft die ſonſt übliche Kommiſſions— 
ernennung wurde für diejen Gegenftand ausnahmsweiſe abgelehnt. 
In Uebereinftimmung mit dem bundesräthlichen Antrag ſprachen 
Glaffon und Folly von Freiburg, Franscini und Hungerbühler 
für Abweifung des Gefuches. Luffer, Niedmatten und Gegeffer 
vertheidigten die entgegenftehende Anfiht. Da die Kompetenz ded 
Bundes hier nicht beftritten wurde, erging man fich gegenfeitig 
in der Materie felbit gefchichtlih, die Verhältniſſe zwifchen Kirche 
und Staat einer genauen Analyfe unterfiellend. Mit 75 gegen 
9 Stimmen wurde au in diefem Rathe das Gefuh abgemwiefen. 
Solche Verfügung machte einen Beftandiheil ded gegen Freiburg 
feit November 1847 eingehaltenen Unterdrüdungsfyftems. Eine 
Ihon 1848 von 2900 katholiſchen Bürgern von Genf eingegebene 
Bittfhrift um Freilaffung des Gefangenen von Chillen fam gar 
nie zur Behandlung in den Rüthen, da der Bundesrath fie jo 
lange liegen ließ, bis der Bifhof aus jenem Schloß abgeführt 
worden. Mehrere Klagen, ebenfalld aus dem Kanton Freiburg, 
über die berüchtigten Spoliationsdefrete, konnten die Gnade der 
Behandlung noch nicht erhalten, obwohl fie fhon feit zwei Seſ— 
fionen anhängig; über ſolche Berfchleppung Hagte ein Abgeord- 
neter aus dem alten Kanton Bern; er mußte fich jedoch auf die 
Zukunft vertröften laffen. Eine jener Petitionen war fogar mit 
Rückweiſung bedroht, weil der in derfelben vorfommende Aus 
Die Schweiz. IV. 29 
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druck „Spoliationsdekret“ als Ehrenbeleidigung gegen die edle 
Freiburger Regierung verzeigt wurde. Solchen Antrag befämpften 
dann doc Abgeordnete beider politifchen Richtungen im National- 
rath. 

Noch einmal gelangte der Kanton Schwyz an die Bundes— 
verſammlung um Nachlaß eines Theiles der Sonderbundsſchuld, 
oder, richtig ausgelegt, um einen Beitrag aus der Bundeskaſſe 
für den Straßenbau (Denkſchrift vom 17. November 1849). 
Seit Einſetzung der neuen Regierung war ihr Haupt, Land— 
ammann Nazar v. Reding-Biberegg, in Bezug auf die Landes— 
verwaltung ohne NRüdhalt und Bedenken in die Richtung der 
Neuzeit eingegangen. Er fand Unterftügung und Anklang bei 
feinen Kollegen der Regierung wie im Großen Rath. Die Ber- 
waltung ded Kantons wurde in allen Zweigen einer durchgrei— 
fenden Reform unterworfen; es wurde an die Stelle des frühern 
Gehenlaſſens das Syftem einer nüglichen Thätigfeit entfaltet, die 
früher Verſäumtes nachzuholen bemüht war. Dem Lande fehlten 
unter Anderm Straßen; das hatte es fchon lange zu feinem Nach— 
theil empfinden müffen. Der Große Rath befchloß die Ausführung 
eines vollftändigen Straßenneged von dreizehn verfchiedenen Zü— 
gen, unter ihnen des Hauptftraßenzuged vom Züricherfee hinüber 
an die Geftade des Vierwaldſtätterſee's. Das Werk war zu einer 
halben Million Schweizerfranfen, die Ausführung auf fünf bie 
ſechs Jahre berechnet, was eine Jahresausgabe von 80,000 bis 
100,000 Fr. in Ausficht ftellte. Zinfe und andere Spefen hin 
zugerechnet hatte damald der Kanton an die Sonderbundsfchuld 
bereitö Sr. 110,419. 21 Rp. zu bezahlen gehabt; auf Neujahr 
1850 war eine neue Nate von Fr. 52,245. 69 Rp. fällig, mit 
Zinfen und Münzverlurft zufammen auf mehr denn Fr. 60,000 
anzufchlagen. Angeſichts der aus eigenem Verbeſſerungstrieb über- 
nommenen vielen anderweitigen Laften erfchien dem Kanton jene 
Leiftung als drüdend, weßhalb die Regierung mit dem Gefuch 
einlangte, jene nächte Rate der Sonderbundsfhuld auf die Aus— 
führung des Straßenneges verwenden zu dürfen, in der Weiſe, 
daß durch ſolche Verwendung dann jene Nate ald getilgt erflärt 
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würde. Sie verwied dabei auf ihre bundesireuen Gefinnungen 
gegenüber den Bundesbehörden mit einer Meifterfchaft der Dar- 
ſtellung, die dem Inhalte der Denkſchrift zugleich gefchichtlich- 
politifhe Bedeutung verleiht. Im Nationalrath fanden die 
Leiftungen der Schwyzer Regierung auf adminiftrativem Gebiete 
freudige Anerkennung; dad Geſuch ſelbſt wurde unterftüßt durch 
Dufour und Schultheiß Kopp (von Luzern), allein die große 
Mehrheit von 51 gegen 13 Stimmen lehnte dasjelbe, nad 
bundesräthlihem Antrage, ab. Die Zahl der 13 beftand aus 
zehn Abgeordneten der Sonderbundäfantone und drei Berner- 
Deputirten. Gleiher Abſchlag im Ständeratb; er murde mit 
Verweifung auf den ungünftigen Stand der Bundesfinanzen be= 
ſchöniget; gerade in diefer Zeit aber verwendete oder verſchwen— 
dete man aus der Bundeskaſſe allein für die oft befprochenen 
revolutionären Fremdlinge nahezu Fr. 300,000, die durch die- 
felben veranlaßten Ausgaben aus den Kantonskaſſen nicht ges 
rechnet; nämlih im Jahr 1849 Fr. 216,099. 17 Rp. für die 
italienifchen und deutfhen Flüchtlinge zufammengenommen (den 
weitaus größern Theil hievon für das badifche Heer), dann im 
folgenden Jahr 1850 wieder eine Nachlefe von mehr denn 
Fr. 82,000. 

Endlih wurden die gefchäftlichen Verhältniffe der Bundes- 
verfammlung und ihrer Abtheilungen bleibend geregelt durch 
Bundeögefeß vom 22. Dezember. Zurüdfehrend zur alten Bun- 
desfitte wurde die Eröffnung der alljährlichen Seffion der Bun— 
deöverfammlung (der beiden Näthe) auf den erften Montag im 
Juli angeſetzt; außerordentliche Verfammlungen wurden damals 
noch als etwas Außerordentliched angefehen; fie mögen einbe- 
rufen werden, fagt dad Geſetz, durch Beichluß des Bundesrathes, 
oder wenn ein Viertheil der Mitglieder des Nationalrathed oder 
fünf Kantone es verlangen; die Präfidenten beider Räthe ber 
flimmen unter fih, für welche Berhandlungsgegenftände der 
Nationalratb oder dann aber der Ständerath Priorität haben 
fol. Kommen nicht beide Räthe fehließlich zu einem Beſchluß in 
einer und derfelben Sache, „fo bleibt der Gegenftand liegen, bis 
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er auf die für die Gefebgebung vorgefchriebene Weife wieder 
angeregt wird.“ Dem Bundesrath mag jeder der beiden gefe- 
gebenden Räthe von fih aus Aufträge geben, ohne daß diefe 
der Beftätigung des andern Rathes bedürfen. Der Bundesrath 
ift verpflichtet, „Interpellationen“ mit Beförderung zu beant- 
worten, 


Dritter Abfchnitt. 


Druey Bundespräfident, Neue Beſchwerden des Auslandes; augenblickliche Kriege 
ſorgen in der Schweiz; Verhalten des Bundesrathes. Die deutfchen Arbeiter: 
vereine. Konfervative Reftaurationen in den Urfantonen und Zug. Verfaffungs 
revifionen in Unterwalden und Uri. Reaktion in Bern gegen die radikale Herr: 
haft und Sturz der Regierung von 1846, ine Thronrede Ejcher’s. Die 
Heeredorganijation. Der franzöſiſche Münzfuß eingeführt. Fall der innern Zoll: 
ſchranken; Mauthlinie an der äußern Grenze. Die Vollszählung von 1850. 
Das Wahlgefeg für den Nationalrat Einbürgerung der Heimathlofen. 
Mifchehen-Gefeg. (Jahr 1850) 

Bundespräfident Furrer vollendete in Ehren feine erfte Amts- 
periode, die den Zeitraum von Einfeßung des Bundesrathes bie 
Ende 1849 umfaßte. Von der Bundesverfammlung wurde Druey 
als fein Nachfolger berufen. Zum erften Mal feit Wiederherftellung 
der Eidgenofjenfhaft im Jahr 1803 fah man einen Andern ala 
einen vorörtlichen Magiftraten an der Spibe der Bundeöregierung. 
Diefe hatte bereits fehwere Stürme von Innen und Außen durch— 
gemacht und Fonnte getroſt in die Zukunft fehen. Das that vor- 
nehmlih Druey, der auf jede Frage der Zeit eine treffende Ant⸗ 
wort, in jeder Berlegenheit einen Ausweg wußte. Die Prüfungen 
ließen nicht lange auf fich warten. Dem Auslande gegenüber hatte 
der Bundesrath Manches geleiftet, aber in deffen Augen nicht 
Alles, was gefordert werden fonnte, in den Augen der ſchweize— 
rifhen Propaganda: Partei felbft viel zu viel, ja fih fammt der 
Schweiz „gebrandmarft“. Kaum waren die Eytel’jchen Tiraden 
im Nationalrathe verflungen und hatten die Schimpfereien der 
revolutionären Preffe der Schweiz für einmal nachgelaffen, fing 
vom Ausland her das Gerede dortiger Unzufriedenheit von Neuem 
an, ward lauter und lauter. Der Bundesrath mußte Beſchwerden 
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von mehrern Seiten anhören. Defterreich Flagte (Ende 1849) über 
Umtriebe aller Art in Zeffin, neue Anhäufung von fremden lücht- 
lingen dafelbft, über Werbungen für Piemont, über Komplotte zur 
Abfendung von Emiffären nach der Lombardei für ummälzerifche 
Zwecke dafelbft, verlangte Unterfuchung und Abftellung der Miß— 
bräuche, falls fich das Gemeldete beftätige. Der Bundesrath gab 
berubigenden Bericht und 28 hatte diefe Angelegenheit feine wei⸗— 
tere Folge. Zu gleicher Zeit Elagte die fardinifche Regierung, fie, 
die im Jahr zuvor die Allianz der Schweiz zur Ummälzung und 
zur Groberung Staliens hatte ertrogen wollen, über das Treiben 
itahenifcher Flüchtlinge in Laufanne und Genf, namentlich über 
dortige Anweſenheit Mazzini's und feiner Agenten, „daherige 
Beunruhigung der fardinifchen Staaten“, und verlangte die Ent- 
fernung jener „gefährlichen Menfchen“, unter Androhung gemein- 
famer Berftändigung mit andern Staaten, wenn nöthig (Note 
des fardinifchen Gefandten vom 15. Dezember). Der Bundes» 
rath eriwiederte: Mazzini’d Wegmweifung fei fhon im September 
befhloffen worden, allein die angeftellten Nachforſchungen hätten 
zu deffen Entdedung, folgerichtig zu feiner Fortſchaffung nicht 
geführt; man werde fie fortfegen; Maßnahmen, welche über die 
Wegmweifung Mazzini's und feiner Agenten hinausgingen, würde 
die Schweiz zurüdzumeifen wiffen. Auch Baden war mit dem 
Gefchehenen noch nicht zufrieden, klagte über Nichtvollziehung 
früherer Befchlüffe und verlangte Entfernung von weitern ſechs— 
unddreißig Flüchtlingen; der Bundesrath befchränfte fich in letz— 
terer Beziehung auf deren Internirung. Die reichte Beſchwerdeliſte 
trug die Regierung der franzöfifchen Nepublit vor über revolus 
ttonäre Komplotte aller Art feitend der angeblich internirten frans 
zöfifhen Flüchtlinge, die fich jedoch, nach) Angabe der Flagenden 
Regierung, in den verfchiedenen fchweizerifchen Grenzftädten herum: 
trieben. Die gleichen Klagen ertönten im Kreife der gefeßgebenden 
Berfammlung Frankreichs. Die befonders betroffene Regierung 
von Genf gab ihre Nichtigkeit nicht zu; aber diejer Regierung 
wollte man in Paris nicht glauben; der Bundesrath feinerfeits 
ftand, nicht mit Unrecht, im Verdacht, daß feine Anordnungen 
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nicht vollſtändig und durchgreifend ſeien; wer beſſer von ihm 
dachte, behauptete, daß ſie theilweiſe ſeitens der Kantone unvoll⸗ 
zogen geblieben. Mit den diplomatiſchen Beſchwerden der Mächte 
ging einig die ausländiſche Preſſe: ſie verkündete laut eine be— 
vorſtehende bewaffnete Intervention. Die Kabinete machten wirk— 
lich Mine zu gemeinſamen Schritten; die Anregung ging von 
Preußen aus, ſei es, daß es ſich durch die thatſächliche Verdrän— 
gung des königlichen Hauſes aus den Rechten auf Neuenburg 
verletzt fühlte, oder daß es während des Okkupationskrieges in 
Süddeutſchland Erfahrungen glaubte geſammelt zu haben, welche 
ein Einſchreiten erforderten. An Preußen ſchloß ſich Oeſterreich an, 
aber erſt nach längerm Bedenken und unter Vorbehalt, daß Frankreich 
feine Mitwirkung ebenfalls zuſage; die beiden deutſchen Mächte er— 
ließen dann gemeinſam ein Memorandum an Frankreich zu dieſem 
Zwecke. So entſtanden diplomatiſche Konferenzen, die in den erſten 
Monaten von 1850 in Paris ſtattfanden. Sie hatten Abreden zum 
Gegenſtand: von der Schweiz für die Gegenwart die Entfernung 
aller Flüchtlinge, für die Zukunft Garantien gegen den Mißbrauch 
des Aſylrechtes zu verlangen, dann, falls die Schweiz dieſen 
Forderungen nicht entſpräche, durch militäriſche Beſetzung derſelben 
die Ausführung ihres Vorhabens zu erzwingen. Daß es zu dieſem 
Aeußerſten kommen werde und müſſe, war weit verbreitete Mei— 
nung, zumal in Deutſchland, wo man allgemein einen bevor⸗ 
ftehenden Krieg gegen die Schweiz als eine ausgemachte Sache 
betrachtete; felbft auf die Börfen von Paris und London hatten 
die diefer Eventualität wegen entftandenen Beforgniffe zurüdge- 
wirft. „Es gab einen Augenblid, Anfangs Hornung, wo die 
Feinde der Schweiz einen Angriff auf unfer Land ald unmider- 
ruflih entfchieden betrachteten, oder fih fo ftellten;. fie fagten 
laut, daß eine Ausweifung der Flüchtlinge nicht genügen würde 
und daß eine Gegenrevolution nöthig feit.* An den Parifer 
Konferenzen felbft war jedoch von einer foldhen Einmifchung in 


* Aus dem Berichte des Bundesrathes über feine Gefhäftsführung im 
Jahr 1850. 
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die innern Angelegenheiten nicht die Rede, fondern einzig von 
dem ſchon angegebenen befchränftern Zwed der Entfernung der 
Flüchtlinge. Gleihwohl war gefammte Preffe des Auslandes voll 
von der „Schweizerfrage®. Glüdlicherweife war dießmal die Schweiz 
Flüger und Fühler ald im Sommer von 1849. Das große Auf- 
gebot war noch nicht vergefjen. Niemand trieb zu neuer Macht: 
entfaltung. Der Bundesrath befchränfte fi auf den Gebraud 
der wohlfeileren Feder, verordnete durch neues Kreisfchreiben 
(4. Februar) die Entfernung von eilf badifchen Nevolutions- 
häuptern, die in Folge früherer Befchlüffe längft fchon hätten 
entfernt fein follen, und verlangte von den Kantonen Bericht 
über den Bollzug; er mahnte insbefondere die Regierung von 
Genf durch den eben damals der Feltungswerke halber dort mei- 
lenden Kommiffär Siegfried zu gehöriger Einhaltung der völfer- 
rechtlichen Prlichten und Verhinderung von Unternehmungen, welche 
die Schweiz gegenüber von Frankreich hätten fompromittiren kön— 
nen; er ließ in Paris und Wien durch die Gefchäftsträger der 
Schweiz belehrend und beruhigend auf dortige Regierungen eins 
wirken, that ein Gleiches gegenüber den bei der Schweiz affre- 
ditirten Gefandtfchaften der auswärtigen Mächte, und trat in 
Verbindung mit Franfreih, um einem Theil der Flüchtlinge den 
Eintritt in eine franzöfifchsalgierifhe Fremdenlegion zu ermög— 
lihen. An die Stände endlich erließ er (15. Februar) ein Kreis- 
Schreiben, worin er Kenntniß gab von den Nachrichten aud dem 
Ausland, ‚denen er übrigens eine wirklich gefahrdrohende Bedeu— 
tung nicht beilegen könne; er erfuchte insbefondere die Grenz- 
fantone um Kenntnißgabe von allfälligem Zufammenzug fremder 
Iruppen in der Nahbarfchaft, und verfiherte alle, daß er in 
Uebereinfimmung mit den Gefinnungen der Schweiz für ihre 
Nechte wachen, mie Bedacht darauf nehmen werde, daß fie ihre 
völferrechtlichen Verpflichtungen erfülle; fchließlich verwahrte ex 
fih gegen jegliche Anfchuldigung, „ald habe er ſich den Befehlen 
der Diplomatie unterworfen oder fei er ihren Forderungen ent- 
gegen gefommen“. Die friegerifhen Wolfen verzogen fich als: 
bald. Frankreich gab feine Gefinnungen dem Bundesrathe fchriftlich 
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fund: die Schweiz möge auf die guten Dienfte Frankreichs rech- 
nen, fo lange fie ihren Verpflichtungen treu bleibe; aber gefähr- 
ih wäre ed für fie, auf die Uneinigfeit der großen Mächte 
bauend, gerechte und vernünftige Forderungen ablehnen zu wollen, 
denn in folhem Falle würde vermeinte Uneinigfeit nicht vor- 
handen fein. Das war verftändlich gefprochen, um fo mehr, ala 
die deutfche Preſſe felbft fhon vorangehend den entichiedenen 
Willen des Präfidenten Ludwig Napoleon Bonaparte, den fozias 
tiftifchen NRevolutiondtendenzen wirffam entgegen zu treten, offen 
gerühmt hatte. Demonftrationen der andern zwei Kontinental- 
mächte, denen übrigens Rußland feine Billigung zugefagt hatte, 
blieben nun aus; Frankreich felbit Tieß fich durch Lahitte, feinen 
Minifter ded Auswärtigen, in der Kammer vernehmen: der 
Bundesrat habe vollfommen Genüge geleiftet (1. März). Eng— 
land war zu den Konferenzen nicht geladen; bei Gelegenheit 
jedoch Sprach Palmerfton gegen eine Sintervention. Standen auch 
beträchtliche öfterreichifche Truppen in Vorarlberg, Tirol und der 
obern Lombardei, 20,000 Mann Preußen in Baden, und wur—⸗ 
den augenblidlich die öftlihen franzöfifchen Garnifonen verftärft, 
fo find doch diefe Thatfachen keineswegs als wirkliche Vorbe— 
veitungen zu einem projektirt gemwefenen Kriegszug gegen die 
Schweiz anzufehen. Der ehemalige römifche Triumvir Mazzini 
verließ die Schweiz im Frühjahr 1850 und z0g nad England. 
Der Bundesrath mühte fich lange noch für die Entfernung der 
übrigen Flüchtlinge ab; am 20. Auguft waren ihrer nur noch 
900 anmefend (jene in Tefftn nicht gerechnet); auf Anfang Sep- 
tember’d fündete er den Kantonen die Leiftung fernerer Unter 
ftügungsbeiträge aus der Bundesfaffe ab. Die Klagen der Deuts 
hen wurden von nun an feltener; um fo eindringlicher erneuerten 
fih jene Frankreich's während den legten drei Monaten von 
1850; Genf wurde befchuldiget, franzöfifche Flüchtlinge zu dulden, 
welche hätten internirt werden ſollen; diefe hinwieder wurden auf: 
rührerifcher Verbindung mit Verſchwörern oder Agitatoren in Lyon | 
angeklagt; die franzöfifche Regierung wollte felbft von dem Bor: 
haben eines bewaffneten Einfalles derfelben wiffen, welchen zu 
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verhindern fic ein Regiment nach der Grenze von Genf marfchiren 
ließ. Die Regierung von Genf fhritt ein und verfügte Einiges. 
Aber die franzöfifchen Klagen verftummten doch nicht; der Bundes— 
rath beftellte endlich einen eidgenöſſiſchen Kommiffär in der Perfon 
des früher genannten Oberſten Siegfried, und ließ, nach deffen 
Ablehnung, den Nationalrath Sidler nah Genf abgehen, defjen 
Bethätigung fih bis in die Mitte des Jahres 1851 erſtreckte. 
Der Bundedrath veranlaßte hierdurch polizeiliche Ausweifungs- 
befhlüffe der Regierung von Genf gegen Flüchtlinge, die dort 
entdeckt wurden; er felbit fahte einen ſolchen gegen eine Anzahl 
diefer Fremden, welche gegen die Internirung in den Kanton 
Waadt eine freche Proteftation veröffentlicht hatten. Nach Langem 
hörten die Anftände auf und es fand der Bundesrath: er habe 
Urfache, mit Frankreich ganz zufrieden zu fein, und rühmte deffen 
bei verfchiedenen Anläffen gegen die Schweiz bemwiefene „wohl- 
gewogene Stimmung“. * So ftand " Schweiz nun mit aller 
Melt wieder in Frieden. 

Das ausländifche Spionirwefen Mn zu jener Zeit in voller 
Thätigfeit geweſen fein. Der Bundedrath klagt jelbft ** über Ans 
geber, die ein bevorftchended Attentat gegen die Ruhe Deutfch- 
lands voraudgefagt, welches Ende Februard hätte audbrechen 
ſollen; Kolonnen von Flüchtlingen, fo Tauteten jene Audfagen, 
würden fich in der Schweiz bewaffnen und bei gleichzeitig in 
den benachbarten Ländern ausbrechender revolutionärer Bewegung 
einen Einfall dorthin machen. Gerade um jene Zeit wurde eine 
Generalverfammlung der deutfihen Arbeitervereine auf 20. Fer 
bruar 1850 in Murten angeordnet. Solches erfuhr Bundesrath 
Furrer, der damalige Borftand der Bundespolizei, „durch einen 
Ihweizerifhen Beamteten“. Am 19. Abends wurde feitend des 
örtlichen Komite’3 die nöthige vorberathende Verhandlung ge- 
pflogen. Furrer, aller revolutionären Propaganda gründlich ab— 
hold, ließ die Mitglieder verhaften, die Vereinspapiere mit 


* S. den angeführten Bericht im Bundesblatt, Bd. II von 1851, S. 435, 
** A. a. D. Seite 390. 
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Beſchlag belegen. Das war unhöflih, aber fehr nüglich und 
verdienftlih. Nach jenem erften polizeilihen Akt wurde eine ge- 
naue Unterfuchung gepflogen und es trat nun endlich zu Tage, 
was die Gegner der ausländifchen Propaganda ſchon längft als - 
vorhanden erklärt und beklagt hatten: ein über die ganze Schweiz 
verbreiteted Vereinsnetz, mittelft deffen von wahnwitzigen Führern 
und DBerführern die deutfchen Arbeiter in der Schweiz gefangen 
wurden, um ald Schreihälfe und Kämpfer zugleich in Gemein- 
ſchaft mit Gleichgefinnten in Deutfchland der fozialiftifhen Um— 
mwälzung und Neugeftaltung aller gefellfchaftlihen Zuftände auf 
die Beine zu helfen. Der Bericht meifet die DOrganifation diefer 
Bereine aus, ihre bald da bald dort gehaltenen Berfammlungen, 
die Beder’fchen und andere Aufrufe zu den früher befprochenen miß- 
glüdten Zügen nach Deutfchland, die Betheiligung der Vereinsmit⸗ 
glieder an den dreimaligen Aufftänden dafelbft, und verbreitet fich 
auch umftändlich über Grundfäge und Ziele der Affoziation, fo wie 
die Mittel, welche fie für ihre Zwede in Anwendung zu fegen gedacht 
oder auch wirklich in Anwendung gefegt habe; Geſang- und ähnliche 
‚Bereindfreude erfcheint dabei ald ganz unfhuldig und diente als ſchöne 
Hülle wie zum Zeitvertreib. Mit den deutfchen Vereinen ftanden jene 
in der Schweiz durch Briefmechfel und Mittheilung der Vereins— 
berichte in thätiger Verbindung. Daß diefe Arbeiter ein befjeres 
2008 wünfchten, wird man ihnen nicht zum Schlimmen anrechnen, 
gegentheild ift ihnen ein folches zu wünſchen; allein fie firebten 
dadfelbe durch Mittel und Wege an, welche jeden Staat und fie 
felbft mit verderben würden. „Der Arbeiter war von jeher ein 
Pladefel, um unverfhämte Faullenzer durch die Welt zu fchleppen, 
das foll und muß einmal aufhören!“ So liedtman in ihren Papieren. 
Zu jenem Ende wollten fie nicht bloß eine Republik, fondern eine 
Sozialreform, und zwar eine ſolche, bei der nicht mehr die Gelehrten 
herrſchen, fondern die Arbeiter felbftz denn jene pflegen nur ihre 
Privatintereffen, fagten fie, und zudem verftcehen fie wenig oder 
nichts vom praftifchen Leben; fie, die Arbeiter, müffen fih Plag 
ichaffen in der gefepgebenden Berfammlung, „denn mit einem 
Arbeiter-Minifterium ift wenig geholfen“. Die Sache der Freiheit 
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wollten fie nicht bloß gegen alle Fürften-, fondern auch gegen 
die „Bourgeoifie-Gelüfte mit allen zu Gebote ftehenden Mitteln« 
unterftügen. Die „Bluthunde und Tyrannen® wurden felbftver- 
ftändlih in den gegenfeitigen Zurufen und Mahnungen auch nicht 
verfchont, und was den Arbeitern nicht felbft einfiel, das trich— 
terten ihnen die geweſenen revolutionären deutſchen Regierungs- 
bäupter ein; fo wurde der Arbeiterverein in Bafel durch Germain 
Metternich und Fenner v. Fenneberg mit „fanatifhen Reden ers 
baut, wenn es erlaubt ift, die Aeußerung: „„man follte die Hälfte 
der Deutichen aufhängen““, mit diefem Ausdrud zu bezeichnen“.* 
Bom Einfluß der Flüchtlinge auf die Arbeitervereine ‘und der 
angeblichen Bildung, die fle ihnen beigebracht, fagt der Bericht: 
pman wird überall finden, daß fich diefe politifche und foziale 
Bildung darauf befchränft, bei den Arbeitern die Leidenfchaften 
zu entfeffeln und die Gefühle des Haſſes und der Rache nicht 
nur gegen die Regierungen, fondern gegen den ganzen Stand 
der Befigenden und gegen alle flaatlihe und foziale Ordnung 
der Dinge zu entflammen; man wird feiner Spur einer wirk— 
lichen Belehrung begegnen, einer wifjenfchaftlichen oder populären 
Erörterung der fehwierigen fozialen Fragen, weder in den Proto- 
follen noch in den Korrefpondenzen“. Statt deffen fand ſich in 
den Akten das Mufter einer fozialiftifchen Verfaſſung vor; laut 
derjelben foll fein Beamter höher befoldet fein, als ein Arbeiter 
durchgängig verdient; aller Grundbefit Staatdeigentbum werden; 
in den Schulen der Religionsunterriht wegfallen, damit Jeder 
erft in reiferem Alter fich entfehließen fönne, ob er einer Relis 
gionsgeſellſchaft fih anfchliegen molle oder nicht, und welcher; 
ftatt der Zölle foll eine Progreffiuftener vom Vermögen und eine 
GErbfchaftöfteuer bezogen werden; aller Handel fol Staatsſache 
fein, der Staat aber Alled fo wohlfeil verkaufen, daß er nur 
feine Spefen (ohne Profit) herausbringe; im Staat foll über- 
haupt fein Gefchäft ausgeführt werden, wodurch ein Bürger ſich 


* Bericht des eidg. Juſtiz- und Polizeidepartements an den Bundesrath, 
im Bundeöblatt, IL, 1850. 
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auf Unkoſten ſeiner Mitbürger bereichern könnte; der Ueberſchuß 
ſoll allen Arbeitern in gleichen Theilen zufallen. Das war der 
Entwurf einer Verfaſſung für Deutſchland. Aber auch der ſchwei— 
zerifchen Politik blieben die Bereine mit den Flüchtlingen Feines- 
wegs fremd: „Bon übrig gebliebenen Flüchtlingen, die wir jebt 
in der Schweiz noch find, werden bei Ausbruch einer Revolution 
die republifanifche Garde bilden, um die Regierung (den Bundes- 
rath) zu ſchützen oder zu flürzen, nachdem fie fih nun verhalten 
wird; fo jchrieb einer der Bereinsmänner.* Solcher Arbeiter- 
vereine waren in Genf, Laufanne, Vivid, La Chaux⸗de⸗Fonds, 
Locke, Fleurier, Freiburg, Bern, Pruntrut, St. Immer, Burg⸗ 
dorf, Thun, Bafel, Zürih, Winterthur, Schaffhaufen, Aarau, 
Luzern, Glarus, Chur, Herisau; nach Abzug der fünf legten 
Bereine, die nicht unter der Zentralleitung flanden, zählten jene 
Vereine zufammen ungefähr 560 Mitglieder, unter ihnen vers 
hältnigmäßig wenige Schweizer. Der Bericht fehließt mit der 
Bemerkung, daß diefe revolutionäre Propaganda (fie nannte fich 
felbft fo) weder in der Schweiz entftanden, noch ihr eigenthümlich 
fei; ihr Herd und ihre Quelle feien vielmehr Deutfchland, Franke 
reih und England; die Affoziation in der Schweiz fei nur ein 
Glied in der großen Kette des fozialsdemofratifchen Bundes. Der 
Bundesrath verfügte die Ausweifung ſämmtlicher ausländifcher 
Mitglieder, mit einziger Ausnahme jener der deuifchen Arbeiter 
vereine in Yarau, Quzern, Glarus, Chur und Herisau, die er 
einftweilen nur unter polizeiliche Aufficht ftelte (22. März 1850). 
Die Bollziehung fand feitens des Bundesrathes mit großer Scho— 
nung ſtatt, damit die Ausgewiefenen nicht den Bolizeibehörden 
ihrer Heimathftaaten zur Maßregelung in die Hände fallen. Baden 
und Württemberg hatten die Mittheilung von Namendverzeichniffen 
der Betroffenen verlangt, was aber der Bundesrath ablehnte. Genf 
und Neuenburg vollzogen fo wenig ald möglich oder gar nicht. 
Doch trat die Bundesverfammlung in einen Rekurs von Neuen- 
burg gegen den Hauptbefchluß nicht ein. Die Unverfchämtheit jener 
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Ausländer, welhe fih als Verführer der Arbeiter herausftellen, 
zeichnet die Läfterung, welche der Flüchtling Karl Heinzen öffent 
ich gegen die Schweiz und ihren Bundesrath audftieh: „Die 
Schweiz, diefe Republif, welche unter dem Mantel der Neu- 
tralität bisher jede politifhe Schandthat ungeftraft verborgen 
bat, müßt und nichts mehr, da fie uns fein Aſyl mehr fichert. 
Sie wird und nur dann erft wieder nügen, wenn fie den Lohn 
ihrer Feigheit und ihres Egoismus durch Unterjochung empfängt. 
Die Schweiz muß unterjocht werden. Die Schweizer werden erft 
mwirfliche Nepublifaner werden, wenn es Feine Schweiz mehr gibt. 
Kein Defpotenftaat konnte fich tiefer erniedrigen, als fich die repus 
blifanifhe Schweiz durch ihre Bürgermeifter und namentlich durch 
diefen feigen, ehrvergeffenen, infamen Bundesrat erniedrigt hat, 
Die große Majorität der Schweizer billigt nicht bloß die Politik 
des Bundedrathes, fondern fie theilt entjchieden deſſen bomirten, 
gemeinen Polizeifanatismus gegen die deutfche Freiheit und Sins 
telligenz, ſoweit fie fich mwillenlos in ihren Dienft begibt. Alfo 
Haß und Krieg gegen die Schweiz, die feige Schweiz, die ehrlofe 
Schweiz, die pflichtvergeffene Schweiz.“ * Diefer Zorn erklärt fich, 
wenn man bernimmt, was im Januarheft „ded Galeerichen 
Bölferbundes! zu leſen gemwefen: „Die Schweiz den Mächten 
(Defpoten) gegenüber zu fompromittiren und eben dadurch bei 
der Revolution zu affreditiren, ift jest der höchſte Staatszweck, zu 
dem wir durch diefe Zeitfchrift nach Kräften beizutragen fireben.“ 

Während der geräufchvollen Abwidelung diefer Mißverhälts 
niffe zum Ausland wand fi in befcheidener Stille das fouveräne 
Volk von Zug los aus den Banden der ihm zu Ende 1847 auf- 
gedrungenen Bundesbevogtung. Die Zeit der verfaffungsmäßigen 
Totalerneuerung ded Großen Rathes war gefommen: das Bolt, 
nun frei, wählte einen Großen Rath von anfehnlicher Mehrheit 
nad feinem Sinn und Willen (6. Januar), befeitigie die miß— 
beliebigen Häupter, ©. N. Kaifer und Andere, fegte den bewähr- 
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ten Bofjard wieder in das Landammann-Amt ein, den biedern 
Altlandammann Hegglin an die Spitze des Großen Rathes. Das 
war freilich fein europäifches Ereigniß; aber es hatte feine große 
ſchweizeriſche Bedeutung, diefe nämlich, daß der freie Schweizer 
feine Baterlandöliebe auch in anderer Stellung, ald eben am 
Schweif einer herrſchenden Bundesmehrheit, zu bethätigen befugt 
fei und daß jeder Kanton in feinem Innern fich nach eigenem 
Sinn und Geift zu regieren berechtiget, zu Mehrerem hinwieder 
nicht verpflichtet fei, ald den Vorfchriften der Bundeöverfaffung 
Genüge zu thun. So fahen ed auch andere Kantone in jener 
Zeit an. Uri nahm im Mai ebenfalld einen ihm gefälligen Per- 
fonalwechfel vor; die Landsgemeinde fepte den ehemaligen Iuzerni« 
hen Regierungsraty und Kommandanten der St. Gottharde- 
expedition, K. Emanuel Müller, mit ihm die Landammänner 
Schmid und Vinzenz Müller, in die höchften Landesämter ein, 
unbefümmert um den luzernifhen Landesverrathöprozeß. Schwyz 
beharrte auf der eingefchlagenen Bahn, die alte Ehrenhaftigkeit 
mit der Pflege der neuen Zeitbedürfniffe zu vereinbaren. 

In diefer Zeit brachten Unterwalden ob und nid dem Wald 
ihre neuen VBerfaffungen zur Garantie ein, beide beftimmt, früher 
beftandene Landeseinrichtungen mit den neuen Zuftänden der 
Schweiz in Uebereinftimmung zu bringen (Frühjahr 1850). Die 
Bundesverfammlung vermochte in diefen beiden Urkunden nichts 
Bundeswidriged, wohl aber Mipfälliges, zu entdeden, nämlich die 
Zuficherung des Fortbeftandes der Klöfter und die Unverlegbar- 
keit ihres Eigenthums, weßhalb die Garantie der genannten Ders 
fafjungen nur bedingt und unter Vorbehalt der dem Bund nad) 
Art. 44 und 46 der Bundeöverfaffung zuftehenden Rechte ertheilt, 
die Klöfter ausdrüdlih außer die Garantie geftellt, d. h. der 
Willkür der Bundesgewalt überantwortet wurden (Bundesbeſchlüſſe 
vom 19. Juli 1850). Den Schlüffel zu diefer Verfügung gibt 
der nationalräthliche Bericht an die Hand: der betreffende Kans 
ton, fagt er, möge, falls er ſich die Hände ſelbſt binden wolle, 
ſolches für fih thun. „Allein es könnten, wie die abgethane 
Sefnitenfrage beweist, möglicherweife Verhältniſſe eintreten, in 
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denen die Erhaltung des konfeffionellen Friedend und der öffent: 
lihen Ordnung dem Bunde das Recht und die Pflicht auflegen 
würden, von fich aus gegen einzelne Klöfter einzufchreiten.“ Solche 
Willfür für die Folge vorzubehalten, geben jene Defrete den 
Ausfpruch: der Artikel betreffend die Klöfter „kann nicht Gegen« 
‚ fand eidgenöffifher Garantie fein“. Folgerecht böte irgend ein 
lärmended Borgeben, daß diefe Unterwaldner Klöfter den Frieden 
Hören, genügenden Anlaß zu ihrer Aufhebung. Uri mußte fich 
eine noch einläßlichere Zenfur und felbft das gefallen laffen, daß 
man feine revidirte Derfaffung, wie Dubs fi ausdrüdte, mit 
„Mißtrauen® prüfte. Die Verhandlung wurde übrigens erfchwert 
durch Klagefchriften des Bezirks Urfern, welche der Autonomie 
des Kantons als folchen unberechtigten Eintrag thun wollten; 
auch war die Redaktion nicht genügend modernifirt, was zu 
vielen, zum Theil Eleinlichen Ausftellungen Beranlaffung gab. 
Die Bundesgarantie fonnte erft erhalten werden, nachdem meh— 
vere Beränderungen vorgenommen worden; der Klöfter halber 
gleicher Ausfpruch, wie gegenüber Ob- und Nidwalden (Bundes- 
befchluß vom 11. Auguft 1851). Die Bundesbehörde fah diefe 
Urkantone fcheel an, weil fie gewagt, jenen Korporationen gleich 
andern gerecht zu fein, wozu fie ihre Souveränetät unzweifelhaft 
von jeher berechtiget hat und zur Stunde noch berechtiget. Mit 
einer neuen Berfafjung erhielt Nidwalden, aus dem Bundes- 
archiv, eine Anzahl Kriegsfahnen zurüd, welche die Franzofen im 
Sahr 1798 dem tapfern Völklein abgenommen; ed waren auch 
Schwyzer Fahnen dabei. Glüdlicher als die Nevifionen der Ur: 
fantone waren die früher gemeldeten Berfaffungsänderungen von 
Zürich und Thurgau; fie erhielten unbedingte Garantie, da fie 
nichts enthalten, das mit der Bundesverfaffung in Widerfpruch 
fände (30. April 1850). 

Aber nicht bloß die Eleinern Kantone, auch der größte und 
mächtigfte von allen raffte fi) wieder auf zum Beſſern. Das 
„irreifchaarenregiment®, wie Johann Schnell, der Burgdorfer, die 
Berner-Regierung von 1846 benannt hat, hatte fich raſch ver- 
braucht. Die Zeit der betäubenden Feldzüge mar vorüber, die 
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neue Bundedordnung aufgeftellt. Das Berner Volk fand wieder 
Muffe zum Ueberlegen und zum Rechnen. Es ſah Berfchleuderung 
im Staatshaushalt, eine höchſt unerbauliche Beamtenwirthfchaft, 
die Grundlagen der Sittlichfeit und religidfer Gefinnung frechen 
° Angriffen audgefegt, dad zudringlihe Fremdenthum mit feinem 
abfprechenden Wefen und feiner Lüfternheit nach Uebergriffen in 
auswärtige Angelegenheiten in unverdienter und verderblicher Gunft. 
Dft hatte die Oppofition, vor Allen Blöfch, gewarnt, aber ver- 
geblih. Die vierjährige Amtsdauer des Großen Rathes und der 
Regierung nahte ihrem Ende. Schon Anfangs des Jahres wurde 
die öffentlihe Stimme laut, daß die Volfsmehrheit jener Regie— 
rung und Negierungsweife fatt fei. Von einer Verſammlung in 
Boltigen gelangte im Februar eine Vorftellung an den Großen 
Nath, welche energifch auf Erfparniffe im Staatödienfte drang, 
eine Berminderung der Ausgaben im Ganzen um Fr. 466,700 
verlangte, indem fie ungefcheut fagte, daß im Militärwefen Groß- 
thuerei, im Bauweſen arge Berfhwendung herrſche. Bon Aarberg 
her erfchien am 9. März ein Aufruf, in dem neben Anderm zu 
lefen: „Wir wünſchen chriftliche Großräthe; wir wollen ein chriſt— 
liches Volk fein und bleiben, d. h.: wir fehen die heil. Schrift 
ale das wahre Wort Gotted und als die einzige Richtfcehnur aller 
Religion an; wir wollen daher Großräthe, die diefen Glauben in 
Kirche, Schule und Hochfchule pflanzen und pflegen, ohne jedoch 
dem Gewiſſen und der Freiheit Andersdenfender irgend ein Hinder- 
niß in den Weg zu legen. Wir wollen Großräthe, die der frem— 
den Wühlerei den Nagel fteden; die Schweiz ift voll Gefindels 
aus allen Rändern, das fich bei und eingehaust, unfere Zeitungen 
fchreibt, die Leute gegen einander hebt, Verfhwörungen gegen 
Nahbarftaaten anzettelt“, u. f. w. Als die Zeit der Wahlen her- 
annahte, dachte die Großrathsminderheit auf gehörige Organi- 
fation ihrer Kräfte, beftellte ein Zentralfomite, ließ durch dieſes 
auch die nöthigen Bezirkskomite niederfegen und durch diefe hin» 
wieder allüberall Gemeindeausfhüfle ernennen. Sie war hiezu 
um fo eher berechtiget, als Aehnliches die Regierungspartei bes 
veitd im eigenen Intereſſe gethan hatte. Die Oppofition entwarf 
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ihr Programm und gedachte ſolches an einer in Münfingen abzu- 
haltenden Verſammlung der allfeitig beftellten Ausſchüſſe zur Ver— 
handlung zu bringen, dann erft dad Ergebniß der Abfchlüffe ala - 
BWahlprogramm der Konfervativen dem Bolf zur Beherzigung zu 
übergeben. Münfingen war in lebhafter Erinnerung als: der klaſ— 
fiche Ort jener Volksverſammlung von 1831, welche die ehe- 
malige Patrizier-Regierung zum Abtreten veranlaßt hatte.* Kaum 
war jene Abficht befannt, verfiel die Regierungspartei auf den 
feden Einfall, für ihre Zwecke eine Volksverſammlung nad 
Münfingen audzufchreiben; fie hoffte dadurch Herr der Bewegung 
zu werden, im ungünftigften Fall die Ausführung des gegnerifchen 
Borhabend zu flören. Die fonfervativen Gegner aber, den Streich 
unwirkſam zu machen, mietheten alabald in befter Form Nechtend 
die „Leuenmatte*, auf welche es beide Parteien abgefehen hatten, 
und verzehnfachten nun ihre Bemühungen, um eine möglichft 
große Zahl Anhänger auf den Plab zu bringen. Angenblidlic 
mußte man in Bern felbit und allerwärt3 die größte Beforgniß 
hegen, daß es zu bedenklihen Auftritten oder dann mindeftend 
zu einem Scheitern der Oppofitiondbeftrebungen fommen merde, 
denn ed war fehr in Frage, ob die Radikalen die befugte Be— 
nugung einer rechtlich gemietheten Wiefe zu politifchen Zwecken 
mehr achten werden, ald vor nicht langer Zeit die Territorial— 
und Hoheitsrechte benachbarter Kantone. Neun Männer, an ihrer 
Spitze Eduard Blöfh, der mit Nachdrud feit Fahren Gefeplich- 
feit, Ordnung und Recht in und außer dem Großen Rathe ber 
harrlich vertheidiget hatte, veröffentlichten nun das Wahlprogramm 
noch vor der Berfammlung. Es enthielt im Wefentlihen Fol— 
gendes: 1) Anerfennung und Unterftüßung der Bundesverfaffung 
vom Jahr 1348 und der Bundesbehörden in Allem, was ihrer 
Kompetenz überantwortet worden; 2) gleihmäßige Anerfennung 
und Beachtung der Kantonsverfaffung vom 31. Juli 1846; 
3) eine Revifion der Tegtern foll dermal nicht vorgenommen 
werden; würde fpäter zu einer folchen gefchritten werden, fo foll 
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ed im Geifte der Demokratie und auf die Grundlage der foms 
munalen GEriftenz geſchehen; es follen die Gemeinden möglichit 
frei und unverfümmert in ihren VBerwaltungsrechten bleiben, ihre 
politifhen Rechte noch mehr ausgedehnt werden; 4) Ehre und 
Unabhängigkeit der Schweiz foll behauptet, aber audy alle Ob— 
liegenheiten gegen die auswärtigen Nachbarn erfüllt werden. Keine 
Einmifhung in die Angelegenheiten Anderer; dagegen wird man 
auch keine folche in. die fchweizerifchen Dinge geftatten; 5) Zehn— 
ten und Grundzinfe follen abgefchafft bleiben und felbft im Fall 
einer DBerfaffungsrevifion nicht hergeftellt werden dürfen. Die 
gegen einige Landestheile übernommenen ökonomiſchen Verbind— 
lichkeiten follen in Kraft bleiben. Die Armenhülfe hat jedoch mit 
Rüdfiht auf die Bedürfniffe der Ordnung zu gefchehen, mit Be— 
achtung der Eigenthumsrechte und mit Befämpfung aller kommu— 
niftiihen Tendenzen; 6) der Staatshaushalt ſoll eingefchränft, 
die Gefepgebung den Bedürfniffen eines einfachen und republi= 
fanifchen Volkes angepaßt werden. In allen Zweigen der Ver— 
waltung follen Erfparniffe gefchehen, insbefondere durch Herab— 
fegung der Beamtengehalte; 7) Fortichritt zwar im Gebiete der 
intelleftuellen Bildung; allein vor Allem aus follen die Grund- 
füge des Chriftentyums und „der Glaube unferer Väter“ in 
Schule und Gefepgebung und durch das Beifpiel der Vorgefegten 
unverlegt erhalten werden; in diefem Sinne wird die Reorgani— 
fation der Kirchenordnung folgen; 8) für den Jura werden bie 
befondern Berhältniffe, die in der Gejepgebung, in der Sprache 
und theilweife in der Religion ihren Grund haben, beachtet 
werden; insbefondere follen die Rechte und die Anſprüche der 
fatholifchen Bevölkerung berüdfichtiget werden. Diejes Programm 
enthüllt in mildefter Form das Sündenregifter der herrfchenden 
Partei; ed bot den Vortheil, den Kanton vor neuer Ummwälzung 
zu bewahren, und war zugleich ſtich- und kugelfeſt gegen allfälligen 
Borwurf von Reaktion in Sachen der aufgeftellten Bundesord- 
nung, jo daß namentlich ein Konflift mit den Bundesherren nicht 
entftehen Fonnte. Die „Freifinnigen® verzichteten auf Erflürmung 
der „Reuenmatte* und Störung der Berhandlungen ihrer Gegner, 
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veröffentlichten ebenfalls ihr Programm und Iuden ihre Leute auf 
die der Leuenmatte zunächft gelegene „Bärenmatte® ein. Was 
wollten fie fchreiben? Die Bundesverfaffung, die fie im Ueber: 
muth verworfen hatten, durften fie nicht angreifen; in auslän— 
difhen Sachen hatten fie fi ſchwer fompromittirt; daß fie haus— 
hälterifhem Wefen entgegen feien, mochten fie nicht felbft fagen, 
eben fo wenig den offenen Krieg gegen das Chriſtenthum erklären. 
Sie brachten daher ihrerfeitd ein Programm, das zum Theil nur 
eine Baraphrafirung des gegnerifchen war, doch mit Seitenhieben 
gegen „Ariftofraten, Sonderbündler, Jeſuiten und Royaliften“, 
verfprachen auch Erfparniffe im Staatshaushalt, doch follen die 
Beamtengehalte nicht dermaßen herabgefeht werden, daß die 
Aemter nur für Reihe zugänglich wären; fie wieſen die Ver— 
dächtigung zurüd, ald wollten fie Aufhebung des Eigentums 
und Einführung ded Kommunismus; fie lobten fich jelbft, indem 
fie, wie fie fagten, nicht fähig wären „zu einem Waldshuterver- 
rathe, zu Anrufung ausmärtiger Hülfe zum Schuß eined Sonder- 
bundes und zu Dienereien und Gunftbublereien bei fremden Fürften 
und an fremden Höfen“, und betonten fchließlih, daß es ſich 
wefentlih um einen Perfonenftreit handle, fie aber, „die Frei- 
finnigen®, befonderd das Geſchick befäßen, das Volk glüdlich zu 
maden. j 

Als der Tag der Münfinger Berfammlung herangefommen, 
faß die Regierung in Permanenz; fie ordnete die Regierungsräthe 
Stofmar und Ymoberfteg als Kommiffäre nah Münfingen ab; 
den Aerzten und Abwärtern des Inſelſpitals wurde befohlen, auf 
ihren Poften zu bleiben, Ein Arzt ging fogar mit Ambulance 
nach Münfingen felbft. Auch der Bundesrath traf Anftalten zur 
Handhabung der Ruhe. Die Kolonne der Konfervativen zog zus 
erft aus der Stadt, troß heftigen Schneegeftöberd 2000 bis 2500 
Mann ftarf, unter Kommando des Oberften Kurz, dem zwei 
andere Offiziere fich ald Adjutanten beigegeben hatten; die Ord— 
nung ar eine vollftändig militärifche. Als fie in Münfingen 
angefommen, zogen dafelbft gleichzeitig die Schaaren von Ober: 
hasle, von Snterlafen, von Frutigen und Sanenland, von 
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Simmenthal und von Thun ein; Zuzug war ebenfalld gefommen 
aus den Amtsbezirfen Seftigen und Konolfingen, aus dem See- 
land und dem Emmenthal, von überall herz; zehn» bis zwölf— 
taufend Männer fchaarten fih um die Rednerbühne. Knechten- 
hofer, Nöthlisberger-Anderegg und Oberfilieutenant Straub be- 
grüßten zunächft die imponirende Berfammlung. Alsdann fprach 
der noch in gefeiertem Andenken ftehende, ehemalige Profeffor 
Johann Schnell; er verwahrte fih gegen den Vorwurf, ale bes 
fenne er fich jeßt zu andern Grundfägen ald vor zwanzig Jahren, 
zur Zeit ald er zu jener erfien Münfinger Berfammlung ge— 
fprochen; er zog eine einfchneidende Parallele zwifchen der ehe— 
maligen patrizifhen und der jeßigen Regierung; zur Zeit der 
erftern, als noch fein Vereinsrecht beftand, haben die Männer 
des Volks von damals frei in der Kirche fich verfammeln können, 
jeßt, bei garantirtem Vereinsrecht, fei ihnen die Kirche zu gleichem 
Zweck verfagt worden ; die frühere Regierung fei freiwillig ab— 
getreten, als fie wahrgenommen, daß fie dad Vertrauen des Volkes 
nicht mehr befige; die jegige flehe mit ihren Anhängern drüben 
(in der „Bärenmatte®), felbft ald Partei verfammelt, zur Partei 
berabgefunfen; im Jahr 1831 habe man gleihes Recht ver 
langt und errungen; jet herrfche ein verderbliches Ausfchließungs- 
foftem, fo zwar, daß man.eine Beamtung nicht erhalten könne, 
ohne fih unbedingt der Partei verfchreiben zu müffen; im Jahr 
1831 habe man das Chriſtenthum erhalten wollen und er 
wolle es jegt noch feſthalten; „ich glaube an die hriftliche Lehre 
und an die göttlichen Wahrheiten und Offenbarungen, wie fie in 
den Evangelien enthalten find, und bemwahre fie in meinem Herzen 
als mein höchftes Gut. Wie fieht es jetzt damit aus? hat man nicht 
verfucht, elende Afterweisheit an die Stelle jener ewigen Wahr— 
heiten zu feßen? Man follte nicht glauben, daß ed möglich fei, 
ein Fahr ohne Chriſtenthum einen chriftlichen Staat zu regieren, 
»geſchweige denn vier Jahre lang“ (donnerndes Bra- 
vo!). Im Jahr 1831 habe man Freiheit verlangt, und er 
glühe noch dafür. Aber jest herrihen Zwang und Schreden; 
diefe aber fördern nicht die Freiheit, das thue nur Freundlichkeit 
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und ‚Liebe, das Betreten der Bahn der Ueberzeugung; „glaubt 
mir, Ihr Mannen, ohne Chriſtenthum gibt es feine (Freiheit, und 
wo jenes ausgerottet wird, wird die Freiheit mit audgerottet“ 
(abermald donnerndes Bravo, das fein Ende nehmen wollte). 
Der Redner fuhr fort: ſchwer treffe die Regierung noch ein 
anderer Vorwurf, der nämlih, daß fie fih in fremde Händel 
gemifcht, daß fie die Wohlfahrt des Landes in die Schanze ges 
Schlagen für Sachen, „die und nichts angehen, und für Unter« 
nehmungen, die uns in’s größte Elend hätten ſtürzen fünnen. 
Die Schweiz kann im europäifchen Staatenfyftem nicht durd 
ihre Macht imponirenz fie fol fich daher auch nicht ſowohl auf 
diefe fügen, ald auf ihre Unfhuld und ihr gutes Recht: Wer 
auf feine Macht pocht, fann leicht erfahren, daß ed noch viel 
Mächtigere gibt, die dann geneigt fein fönnten, ihn ihre Webers 
macht empfinden zu laſſen. Weifet fie daher fort, die falfchen 
Propheten, die Euch verführen wollen, und die fremden Spione, 
die fein Herz für Euch haben, und Euch für ihre Intereſſen zu 
mißbrauchen fuchen“ (fort, fort! wiederhallte es durch die ganze 
Maffe). Dann zum Schluß: haltet treu zufammen bei den Wahlen, 
„machet feinen andern Unterfchied zwifchen den bernerifhen Mit- 
bürgern als den zwifchen den „Ehrbaren® und den „Schuften“, 
„und wenn hr nicht zufrieden feid mit den Grundfäßen, nad 
welchen jest regiert wird, fo fahret fäuberlih ab mit dem Knaben 
Abfalon® u. ſ. w. — — — „und jest b'hüet Ech der lieb’ 
Gott!«. Nach Schnell ſprach in langer gehaltvoller Rede Land» 
ammann Eduard Blöfch. Auch er erntete vielfachen Beifall, bes 
ſonders alsdann, wenn er dem Volk allverftändlihe Wahrheiten 
vor Augen führte; er betonte das Fefthalten an der Berfaflung, 
ebenfo auch die Achtung vor derfelben; Verführer feien jene, welche 
dem Bolf vorgeben, daß ihm Alles erlaubt fei; er wies auf die 
Nothwendigkeit erweiterter demokratiſcher Einrichtungen hin, tadelte 
das übergroße Beamtenheer, die veriworrene Gefeggebung, die nut 
eine Fundgrube für Advofaten und Gefchäftdagenten geworden. 
Lauter Jubel erfholl, ala Blöfh ausrief: „die Schule muß wies 
der auf den hriftlichen Grund und Boden geftellt werden; unfere 
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Kinder müfjen wieder beten lernen, und flatt all des unnügen 
Afterwiffens, das ihnen dermal beigebracht wird, follen fie wieder 
lernen die Senfe handhaben und den Pflug führen.“ Die Ver— 
fiherung, daß die Revifion in Kirhe und Schule nicht zur 
Schmälerung des Glaubens, fondern zur Stärfung und Belebung 
deöfelben vorgenommen werden folle, fand ebenfalld einſtimmigen 
Anklang , fo wie der Schluß der Rede: „Bor 1831 hatten wir 
in unferm Land viel Drdnung, aber wenig Freiheit; feit 1831 
hatten wir viel Freiheit, aber wenig Ordnung; jetzt wünfchen 
wir Freiheit und Ordnung“! Das Programm wurde genehmiget 5 
e8 folgten noch einige Reden, dann fehrten die Berfammelten zu= 
rüd in ihre Heimath, ohne länger in Münſingen zu weilen. Durch 
diefe Enthaltfamfeit wurden Streit und Thätlichfeiten vermieden. 
Denn bald nad Abgang der Kurzichen Kolonne waren auch die 
Radikalen von der Stadt Bern aud- und unter den Klängen der 
Marfeillaife, des fremden Revolutionsliedes, nach Münfingen ge- 
zogen, langten dort eben während der Rede Johann Schnell’s 
an und verhandelten, etwa 4000 Dann an Zahl, auf der Bären- 
matte auch ihr Programm, welches wohl von einem Dugend 
Rednern (unter ihnen Stämpfli, Niggeler, Weyermann, auch Pro- 
feffor Henne von St. Gallen) empfohlen wurde. Am Schluß 
diefer Berfammlung wurden der „Oberländer Anzeiger“ und ber 
»ſchweizeriſche Beobachter“, die zwei Fonfervativen Zeitungen von 
Bern, als Berräther an Bolf und Baterland erklärt. Das ift die 
Preßfreiheit in den Augen der Nadikalen, wenn fie fih nicht zu 
ihrer Handlangerin erniedriget. Das Gigenthümliche der beiden 
Berfammlungen war: drüben auf der „Leuenmatte“ in ſchönem 
Bereine mit zahlreichen Stadibernern der Kern des Landvolfes, 
die habliche Bauerfame; auf diefe nun vereinten Elemente flüßte 
die Oppofition den beabfichtigten heilfamen Umfchwung der öffent: 
lichen Ordnung. Zunächſt der Leuenmatte, auf der „Bärenmatie“, 
war dad Bolf der Beamten, Aemter⸗- und Aemtli-Inhaber und 
YAemtli-Hungrigen, das Büreaufratentbfum mit dem Anhang der 
Rechtsagentenfhaft, der Koryphäen und Anbeter der Freifchärlerei, 
nebfi dem Schlamm, der fih an die ausländifche Revolutions- 
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propaganda angehängt, vom alten Kernvolk der Berner, den 
„elben EChutten“, die „Schnäuzler“ und „Naffauer® genannt. 
Der moralifhe Sieg war auf Seite der „Leuenmatte‘; 
Stadt und Land waren wieder verföhnt, denn beide Theile 
hatten im Laufe langer Sabre verderblichen Zmiftes gelernt, daß 
Berföhnung nothiwendig geworden, „wenn nicht Mutter und 
Kinder von dem Gefinde zum Haufe hinaudgeworfen werden 
follten!; — — „ohne aufrichtigen Anfchluß der Stadt an dag 
Land ift für diefed Fein Heil zu erwarten, und ihr Ausschluß 
von der Landesvertretung durch die Radifalen war ein eben fo 
arger Mißgriff, ald es feiner Zeit der Rücktritt der Ariftofratie 
von der Sache des Volkes mwar“.* Die Macht der radikalen 
Regierung war gebrochen; die Freunde derfelben in und außer 
dem Bundesrathe fonnten mit Händen greifen, daß alles Ein- 
fhreiten gegen die mwiedererwachte ächte und rechte Volkögeſinnung 
vergeblich fein merde. Was an trüben Beforgniffen früher be- 
gründet fein mochte, zerrann jebt wie Seifenblafen. Eine Adrefje 
„liberaler! MWaadtländer aus Morfee belobte das Fonfervative 
Komite von Münfingen. Die Erhebung ded Berner Volkes im 
Sahr 1850 hatte in Urfprung und Ziel viel Achnliches mit jener 
von Zürich im Jahr 1839, doch mit dem gewichtigen Unterfchied, 
daß in Bern auf dem firengen Boden des Geſetzes gewirkt, in 
Zürich hingegen das gefährliche Mittel des Aufftandes in An— 
wendung gebracht wurde. Eben war die Bundesverfammlung in 
Bern. Was hier gefhehen und noch zu fommen verfprach, war 
den extremen Radikalen der beiden Räthe nicht genehm; fie er- 
ließen eine Adreſſe an dad Berner Volk, empfahlen ihm Wahlen 
im bisherigen Geifte und fjchleuderten arge Verdächtigung auf 
die Leuenmatten-PBartei: „verbunden mit den fremden Real 
ttonären würde diefe Partei Cflegend) zunächft Euere eigenen Frei— 
heiten, fpäter auch jene Euerer Miteidgenoffen dem Untergang 
ausſetzen.“ Sprache und Haltung der Adreffe war die „des 


® 
* ©. die Schrift: „Meine Erlebniffe unter dem Berner-Freifchaaren- 
Regiment, von Dr. 3. Schnell.“ Burgdorf, 1851. S. 144. 


- mn — 


Berges! in Frankreich. Das Schriftftüd trug die Unterfchriften 
von 36 National» und Ständeräthen, Diefe Einmifhung Dritter 
in eigene fantonale Dinge wollte den Bernern nicht gefallen; es 
verfammelten ſich 1800 Einwohner ihrer Hauptftadt, verfaßten 
eine Gegenadreffe und reichten diefe der Bundesverfammlung 
felbit ein; in dem beißenden Briefe hieß ed unter Anderm: am 
mwenigften ſtehe ſolche Einmifhung den, Freiburgern zu, den Ab⸗ 
geordneten eined Kantons, wo dem Bolf fogar die Abflimmung 
über Annahme oder Nichtannahme der Kantondverfaffung vor- 
enthalten worden; „mas die. Freiburger Regenten fagen würden, 
wenn die Männer von Bern Adreffen über diefes heifle Kapitel 
an das Freiburger Volk erlaffen wollten?“ Das Schreiben wurde 
bei lautlofer Stile am 4, Mai im Nationalrath verlefen, dann, 
nachdem fich diefer von erſter Berlegenheit erholt, an die Eins 
fender zurüdzuftellen befchloffen. Einer der Unterzeichner der 
erften Adreſſe hatte entfchuldigend bemerkt, fie hätten lediglich 
ald freie Bürger gehandelt, wozu fie berechtiget gewefen. Es 
folgten die Wahlen 5. Mai); die Zudringlichkeit jener Sechs— 
unddreigig war für die Konfervativen ein Sporn mehr zum Durch 
greifen. Die Regierung ſaß am Wahltag in Permanenz, in der 
Kaſerne; traf, höchſt überflüffig, militärifche Sicherheitämaßnahmen. 
Es betheiligten fich bei dem Wahlgefchäft mehr denn 70,000 
Bürger; mit Ausnahme des Oberlandes, wo arge Schlägereien - 
vorfamen, lief es ruhig ab. Cine Anzahl ehemaliger Patrizier 
fanden fi unter den Gemwählten, unter ihnen hervorragend der 
würdige Altihultheiß Fiſcher. Das „Haus Naſſaus war geftürzt. 
Am 11. Juni waren jene Männer nicht mehr am Ruder, welche 
das Aus- und Inland zu beherrſchen vermeinten, ganze Kantone 
unbefugt unter f£lavifchem Joche darniederhielten, in Freiburg 
eine Klubbregierung einfegen halfen, die Gefangennehmung und 
Deportation eines Bifchofes leiteten und unterftügten; von ihnen 
find zu nennen: Stämpfli, Med. Dr. Schneider, Stodmar, Revel, 
. Smoberfteg, Funk (der gewefene Tagfagungspräfident). An ihre 
Stelle wurden vom neuen Großen Rathe gewählt: Blöſch, Oberft- 
lieutenant Straub, Nationalrat) Fiſcher von Reichenbach (ches 
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maliger Patrizier), Mofchard in Münfter, Nationalrath Fueter 
aus Bern, Elfäßer aus Pruntrut, mit einigen andern weniger 
befannten Männern. Oberft Kurz erhielt die Präfidentfchaft des 
Großen Rathed. Die Mehrheit der Konfervativen war eine foms 
pafte, aber das Marimum ihrer Stimmenzahl nur 117, jene 
ihrer Gegner im Marimum 101; das war die Stimmenzahl, 
mit der Stämpfli unterlag. Bern mechfelte im Jahr 1850 das 
ganze Perfonal feiner Regierung, wie ed Quzern im Yahr 1841 
gethan. Blöfh wurde als erſter Ständerath bezeichnet; zahlreiche 
Stimmen wollten ihm einen Fonfervativen Katholiken beigeben, 
der alle für folhes Amt erforderlihen Eigenfchaften befaß, drans 
gen aber nicht durch; der Münfinger Geift machte hier plötzlich 
Halt. Freudenfchüffe auf dem Land verfündeten die Wahl der 
neuen Regierung, dad Borhandenfein einer genügend erachteten 
Mehrheit in ihrem Sinn; in der Hauptitadt begrüßte ein Fadel- 
zug mit 2 bis 3000 Fadeln die neue Regierung unmittelbar 
nad ihrer Uebernahme der Staatöleitung (12. Juni); in einer 
Antrittöproflamation verfprah fie gute und treue Verwaltung 
und ſetzte bei: „Höher aber noch, wir fagen ed mit Stolz, höher 
aber als die materiellen Bortheile der ftaatlihen Ordnung, ftehen 
dem Bernervolfe feine geiftigen Güter: die chriftliche Kirche und 
die hriftlihe Schule, der heimische Sinn und die heimifche Sitte. 
Wie Fönnte eine bernifche Negierung deffen je nicht eingedenf 
fein!“ Am 16. Juni wohnte gefammter Regierungsrath nebft 
dem Großrathspräſidenten dem Gottesdienft in der Münfterfirche 
bei. Baggefen hielt die Fellpredigt, die als cin Akt Firchlicher 
Inauguration der neuen Staatsbehörde erfchien. Das franzöfifche 
Minifterium ließ durch deſſen Gefandten mündlich der neuen Res 
gierung feine Befriedigung über den glüdlichen Umfchmwung der 
Dinge in Bern bezeugen. Der Bundesrathy mitterte alfogleich 
bundeswidrigen Verkehr zwifchen diefem Kanton und dem Aus— 
land, ftellte den Regierungsrath zur Nede, mußte fich jedoch mit 
den alsbald von demjelben gegebenen Aufichlüffen beruhiget er— 
flären. 

Am gleichen Tage wie in Bern wählte das Volk von Züri) 
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feine neue Stellvertretung. Vorangehend mar durch Geſetz die 
ganze Drganifation der Regierung, ihrer Direftionen und der 
übrigen Spezialverwaltungen beftimmt worden. Es folgte die 
Wahl der neuen, auf neun Mitglieder befchränften Regierung, 
aus nachgenannten Männern beftellt: Dr. Alfred Efcher, Dr. Zehn: 
der, 3. J. Rüttimann, Eduard Ziegler, Bollier, Benz, Billeter, 
Streuli und Felix Wild; der legte war früher Mitglied der foge- 
nannten September-Regierung. Zehnder wurde zum erften, Eſcher 
zum zweiten Regierungspräfidenten gewählt. Eduard Sulzer, Mel: 
hior Sulzer und Heinich Hüni, von denen befonders die erfien 
beiden feit 1831 großen Einfluß geübt und Treffliches geleiftet 
(Eduard Sulzer mwefentlich im Fache der Finanzen) wurden ver- 
abfchiedetz in Folge diefer unangenehmen republifanifchen Erfah- 
rung verlangten fie Andbezahlung ihres Gehaltes für den Reſt 
ihrer noch nicht audgelaufenen Amtsdauer; diefed Begehren wurde 
vom Großen Rathe abgelehnt. Die neue Kirchenorganifation ber 
friedigte Jene nicht, welche der proteftantifchen Kirche ein ſchick— 
liches Maß von Selbftftändigfeit gegenüber der Staatögewalt zu 
fihern wünfchten. Der von der Geiftlichfeit felbft ausgegangene 
Antrag auf eine gemifchte Synode wurde mit 104 gegen 13 
Stimmen verworfen; dem Kirchenrath entzjog der Große Rath 
die gewünfchte Selbftftändigfeit, indem er die Wahlen von vier 
feiner Mitglieder fich felbit vorbehielt, nur zwei der Synode über: 
ließ, für die Wahl des Antifted fih das Recht der Beftätigung 
einräumte (Februar). In diefer Zeit farb ein proteflantifcher 
Bürger und Bewohner der Stadt Zürich, David Kitt, der durch 
feine Gelehrfamfeit in kirchlichen Dingen fi einen Namen ge 
macht; er hatte unter Anderm eine „Beleuchtung der Vorurtheile 
wider die Fatholifche Kirche“ gefchrieben, ein Werk, durch welches 
ihm das unzweifelhafte Berdienft eines freien und felbfiftändigen 
Forſchers auf religiöfem Gebiete gefichert bleibt. 

Die Räthe verfammelten fich wieder in Bern. Efcher, aber- 
mals als Präfident des Nationalrathes, eröffnete diefen, indem 
er in längerer Rede (5. April), ohne Rüdficht darauf, daß auch 
ein Bundesrat und ein Ständerat da fei, für die Schweiz 
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nad innen und Außen das Wort führte. Es war eine Thron: 
vede, mit dem ganzen Schwergewicht einer folchen, aber ohne daß 
fie vorher die Seile befonnener Borberathung in einer Verſamm⸗ 
fung einfichtiger und treuer Rathgeber beftanden hätte. Eſcher 
hielt Mufterung über die VBerhältniffe zum Ausland wie über 
Inneres; feine Rede war, wenn auch ungelucht, ein fcharfes 
Gegenftüd zu jener von Johann Schnell. Eſcher betonte, daß 
„die Neaktion in Europa“ etwas der Schweiz gegenüber im 
Schild geführt habe, aufgefhoben nicht aufgehoben ſei. Es fei 
nun einmal der Neaftion „das Land vor allen ein Aergerniß, 
das nicht etwa durch eine wühlerifche Propaganda, fondern einzig 
durch die ruhige Macht des Beifpieled mit den Anftoß zu der 
legten denfwürdigen Erhebung der Völker gegeben, und das 
hinwieder aud dem Sturme, der den Welttheil erfehüttert, die 
dauerhafteften Errungenfchaften gerettet habe: „die Schweiz ala 
gefräftigter Freiftaat ift der Dorn in dem Auge der europäifchen 
Reaktion“. Wie habe die Schweiz fidy gegenüber folder Stim- 
mung der europäifchen Reaktion zu verhalten? In ausländifche 
Händel fol fie fih ohne dringende Noth nicht einmifchen. Aber 
gleichwohl zähle fie, wenn es fih um ihre Einwirfung auf den 
Gang der politifchen Verhältniſſe in andern Ländern handle. 
Man verfpotte zwar, von freifinniger Seite felbft, die „Völker: 
folidarität“; aber er erblide in der Bölferfolidarität eine der 
fhönften Ideen, welche man den politifchen Denkern der Gegen- 
wart zu verdanken habe. Daraus folge übrigend nicht, daß die 
Schweiz, fo oft in einem andern Lande ein Kampf um die 
Bolföfreiheit entbrenne, die Waffen zu ergreifen und denen zu 
Hülfe zu eilen habe, „die in diefem Kampfe für die gute Sache 
fireiten®. Die Begeifterung für die Verwirklichung herrlicher poli- 
tifher Sdeale möchte wohl zu dem Wunfche hinreißen, die Schweiz 
fraft der Völkerſolidarität diefe Stellung einnehmen zu fehen. 
Aber die Klugheit verftatte diefes nicht; die Pflicht der Selbft- 
erhaltung verbiete ihr vielmehr, ſolche Politit zu verfolgen. Wie 
foll denn die Schweiz „ihrerfeitd die Völkerfolidarität bethätigen?“ 
Darauf antwortet der Redner: „die Schweiz ift dazu berufen, 
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durch die Macht des Beifpield der heiligen Sache der Freiheit 
Borfhub zu leiten. Fa, unfer Alpenland foll der Hochaltar der 
Freiheit in Europa fein. Diefen Hochaltar rein und unbefledt 
zu erhalten, ihn zu erhalten in feiner vollen Würde und in feiner 
ganzen Erhabenheit, das ift die ſchöne Aufgabe, welche die Vor— 
fehung unferm Bolfe in der Reihe der Kämpfer für die Demo- 
fratie zu löfen übertragen hat.“ Um den Freiheitdaltar herum 
möge fih dann fpäter ein europäifcher Freiheits empel erheben, 
und follte fich je „die Reaktion“ an jenem Hochaltar, „an unferm 
freien Alpenlande mit frevler Hand vergreifen wollen“, fo würde 
das allgemeine Bewußtfein, daB das innerfie Heiligtum der 
Bölferfreiheit bedroht fei, der natürliche Verbündete unfered Bater- 
landes fein und als furchtbare Macht zu ihrem Schuß ſich er- 
heben. Das fei Sinn und Wefen der Völferfolidarität. Nah 
innen berührte der Redner bevorftehende oder ſchon durchge— 
. führte politifche Veränderungen in den Kantonen; mit freude 
blidte er auf die Berfaffungsrevifion des Kantons Thurgau, der 
pnach wie vor zu dem treueften Stügen der freifinnigen Inſti— 
tutionen“ des Gefammtvaterlandes gezählt werden dürfe; mit 
‚ Unmuth auf Zug und deſſen Regierungswechſel, welcher treu 
gefinnte Schweizer vom Ruder entfernt, Männer ded Sonders 
bundes an deren Stelle geſetzt; habe das Volk dort freilih nur 
ein unbeftreitbared Recht geübt, fo ftehe hinwieder nun der 
Bundesbehörde dad Recht zu, ihre Verhalten gegenüber dem 
Kanton Zug diefen neuen Beziehungen gemäß einzurichten. In 
der gleichen Biertelftunde alfo, in welcher der Redner für euros 
päifche Demokratie ſchwärmte, ſchwang er drohend dad Szepter 
der Defpotie über einem Bölklein, das zu Beſſerem berechtiget ift, 
ala bloß eine Parteidomäne der Eſcher'ſchen Nationalrathsmehrheit 
zu fein. Den Kanton Bern, eben damald von der Wahlagitation 
ergriffen, melde dem Sechdundvierziger Regiment bereits den 
Sturz drohte, zog der Nedner ebenfalls in den Bereich feiner 
Erörterung, indem er die zeitigen Machthaber allein als die Ge: 
eigneten erklärte, die Grundfäße der Demofratie im Leben zu 
erhalten, im Gegenfage Derjenigen, die fie, nach feiner Meinung, 
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früher bekämpft hatten. Gegenüber Solothurn und Aargau, in 
Berfaffungsrevifion begriffen, ſprach er die beften Erwartungen 
aus. Und fchließlich rief er nochmals die Männer des „Fort— 
fchrittes® zur Sammlung. Die Rede war Propaganda nach Außen, 
Unitarismus nah Innen. 

Die gefehgebenden Räthe nahmen ihre vielen Aufgaben wie— 
der zur Hand. Aus ihren Berathungen ging die neue Militär- 
organifation vollendet hervor (Bundesgefeß vom 8. Mai). Bei 
Grlafjung desſelben machten die Räthe von der ihnen durdy die 
Bundesverfaffung eingeräumten Befugniß, „die Zentralifation 
des Militärunterrichts nöthigenfald durch die Bundesgefepgebung 
weiter zu entwideln“, Gebrauch in Bezug auf die Scharfihüßen; 
ihr Unterricht wurde. zentralifirt; Anregungen zu gleichem Zwecke 
bezüglich der Infanterie blieben in Minderheit, Ein Schritt zur 
Zentralifation geſchah auch in der Militärrechtöpflege, indem feſt— 
gefeßt wurde, daß das zu revidirende eidgenöſſiſche Militärftraf- 
geſetzbuch in Zukunft nicht bloß im eidgenöffifhen Dienft, fondern 
aud auf die im Kantonalvienfte ftehenden Truppen Anwendung 
finden foll, dur melche Verfügung die einjchlägigen Fantonalen 
Strafgefege befeitiget wurden. Die Wehrpflicht wurde ſchließlich 
auf das Alter vom angetretenen 20ſten bis zum vollendeten 
Adften Altersjahr befchränkt, doch in der Weife, daß gefammte 
militärpflichtige junge Mannfchaft in den Auszug eintreten müſſe 
und erft nach vollendetem Dienft in Auszug und Reſerve der 
Landwehr einverleibt werden dürfe. Das beabfichtigte Verbot der 
Abtragung der Feſtungswerke in Genf gab noch Stoff zu ver- 
fchiedenen Berhandlungen. Als der Nationalrath eine Berfügung 
in jenem Sinne getroffen, lud der Bundesrath die Regierung 
ein, mit den Demolitiondarbeiten einzuhalten. Genf aber machte 
amtliche Einrede. James Fazy gab überhin eine Schrift heraus, 
in welcher die Bundesfompetenz beftritten und zugleich die poli— 
tifche Seite der ei befprodhen wurde.* Das Berbot, fagte 


* „Die Bedeutung der Feſtungswerke von Genf.’ Von Pieutenant Sieg. 
fried und James Fazy. Genf. 1850, 
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bier Fazy, wäre eine Kontrerevolution gegen die, welche der 
Schweiz die Stimme Genf’3 zu den neueften „Reformen“ ges 
bracht haben, d. h. gegen die Genfer Ummwälzung von 1846. 
Der Bundesrath ließ fih belehren; auf feinen Antrag haben 
fpäter beide gefeßgebenden Räthe fih zu dem Befchluffe ver- 
einiget, das Verbot aufzugeben; die neue Großſtadt Genf legt 
Zeugniß ab von den Wirkungen diefes Beſchluſſes. Demnach 
befteht » zwar. ein Gefegesartifel (142), welcher der Bundesvers 
fammlung das Recht einräumt, die Zerftörung fehon beftehender 
Feftungswerke im militärifchen Intereſſe der Eidgenoffenfchaft zu 
unterfagen; fie fand aber feine genügenden Gründe, um von 
diefer Befugniß gegenüber von Genf Gebrauh zu machen. Diefe 
Republik machte bald nachher ihrem Haupt, James Fazy, aus 
dem Schanzenterrain ein glänzende Nationalgefchent. * Den 
fatholifchen Bewohnern von Genf wies der Große Rath auf 
eben demfelben Gebiet unentgeltlih den Pla zum Bau einer 
nothwendig gewordenen Kirche an. ** 

Sm Laufe eined halben Jahrhunderts find die Militärein- 
richtungen der Schweiz in einer Progreffion geftiegen, bei welcher 
ihre Staatdmänner nicht gedanfenlod vorübergehen können. Zur 
Zeit der helvetifhen Republik waren die fchmweizerifchen Truppen 
nur für franzöfifche Eroberungszwede beflimmt. Im Jahr 1803 


* Durch Großrathabeichluß vom 22. Zuni 1850, in Lebereinftimmung mit 
der Stadtbehörde, ehrend, wie der Antragfteller Beillard in feinem Bortrage 
fagte, das doppelte Verdienft Fazy's um die Einführung der Demokratie in der 
Republit Genf und um die glänzende Förderung ihrer materiellen Intereffen, 
behufs welcher er den Widerftand der Bundesbehörden gegen die Abtragung 
der Feitungswerke bekämpft und überwunden. Das Geſchenk beftand in 200 
„toises* Schanzenland, nad den Verfaufspreifen ähnlich gelegener Parzellen 
im Ganzen zu Fr. 210,000 anzuichlagen. 

** Gefeg vom 2. November 1850, Die Ueberlaffung geichah „A perpe- 
tuit& et à titre gratuit — — aux citoyens catholiques de la ville de 
Gendve*, für den Bau einer zweiten Kirche „consacree & l’exereice du 
eulte de Péglise catholique, apostolique et romaine*. Es waren 3 Tau= 
fend und 264 Quadratmeter. Da das diefem Kirchenplaß zunächft gelegene 
Schanzenterrain zu Fr. 100 der Quadratmeter verfauft wurde, fo würde nach 
diefem Anſatz die Vergabung auf Fr. 326,400 anzuſchlagen fein. 
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wies Napoleon Bonaparte, der Bermittler, die Schweiz zur Hal⸗ 
tung fantonaler Milizlontingente in einer Gefammtftärfe von 
15,203 Mann an. Dem Bundesvertrgg von 1815 gemäß wurde 
die Gefammtftärfe der Kantonsfontingente auf 33,000 Dann 
geitellt, zu 2 Dann auf 100 Seelen der Bevölkerung. Aber die 
Tagſatzung erlaubte fih, über den Bundesvertrag hinaus, noch 
eine Referve von gleicher Stärfe anzuordnen. Im Jahr 1831 
riefen Kriegsbeforgniffe die Organifation einer Landwehr hervor, 
doch ohne daß entjchieden worden wäre, ob fie bleibende Pflicht 
der Kantone fei oder nicht. Bald nachher glaubte man die nöthige 
Uebereinftimmung in Ausbildung und Waffenfähigkeit ded Bundes- 
audzuges und der Referve zu vermijjen und verlangte ihre Ver— 
einigung und Berfchmelzung; nad langen Tagſatzungswehen wurde 
das eine Heer von 64,000 Mann gefchaffen (1841); die Frage 
der Landwehr aber blieb im alten Stand. Einmal in die militär- 
ſtaatliche Richtung eingerannt, glaubte man des Guten nocdy nicht 
genug zu haben. Bei Feſtſetzung der neuen Bundesverfaffung 
holte man die in myſtiſchem Dunkel gebliebene Landwehr aus 
ihrer Zwittereriftenz; heraus, ſchuf fie zur Reſerve, und behielt 
fi) den meitern Reft der Mannfchaft ala Landwehr vor. So 
entftand ein Bundesauszug von 69,569 Mann, mit einer Re- 
ferve von 34,785 Mann, oder ein Gefammtbundesheer von 
104,354 Mann, mit verhältnigmäßigen Gefhügen, die von 304 
auf 474 vermehrt wurden, * und anderem Kriegäbedarf, die vor: 
behaltenen Anfprühe an die Landwehr ungerechnet. Mehr denn 
dreimal fo ftarf als die Mannſchaftszahl, die man im Jahr 1815, 
bei Verdoppelung des mediationsmäßigen Kontingents, zu ftellen 
ſich eidlich gelobt hatte, ift demnady dad nunmehrige Bundesheer, 
und dasfelbe, ehedem in ganz ausgefchiedenen Kantonskontingenten 
vorhanden, fteht jet als völlig zentralifirtes, in Divifionen ein- 
getheilted Schweizerheer vor und. An den fantonalen Urfprung 


* Bergl. Bd. II; ©. 150 und 151. Die dort angeführten 340 Stüde 
groben Gefchüges beruhten auf einem Beſchluß der Tagfagung von 1835, wurden 
jedoch im Verlauf der nächſten Jahre und durch das im Jahr 1841 promulgirte 
eidgendffiiche Militärreglement auf 304 ermäßiget. 
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und an die (auch noch) Fantonalen Pflichten der Milizen erinnert 
daher nur noch die Kantonalfofarde, welche übertriebener Zen- 
tralifationdeifer ihnen ebenfalld hatte entziehen wollen. Durd 
diefe Anordnungen wurde die Milttärlaft des Volkes mindeftend 
vervierfacht, felbit wenn man die neuen Snftruftionsmittel, die 
vielen gemeinfchaftlihen Militärübungen, die weiten Märfche zu 
denfelben, das flarf vermehrte Kriegsmaterial, mit gleichfallfiger 
Bermehrung der Spezialwoffen, nicht in Anfchlag bringt. Solche 
Mehrbelaftung erregte früher fchon Bedenken; aber man hatte 
den Muth nicht zur Mäßigung. Als es fih im Jahr 1851 um 
die Nepartition der Mannfchaft überhaupt, dann der Spezial: 
waffen und des Kriegdmateriald auf die Kantone handelte, kamen 
auch die zu Laſten der letztern entſtehenden Mehrkoſten zur Sprache 
und es wurde genaue Vorberechnung verlangt. Allein der National- 
rath ging auf diefed Begehren nicht ein, defretirte vielmehr ohne 
Rückſicht auf die Koften, „weil Rechnen dem Berwerfen gleich 
käme“, hieß es. Bei diefer Berathung vernahm man gleihwohl, 
daß die Kantone für Anfchaffung ded Materiellen eine Laſt von 
13 Millionen Franfen zu tragen befamen, feitherige häufige 
Aenderungen nicht in Anfchlag gebracht. Gleichzeitig wurde in 
der Diskuſſion des Nationalrathed unummwunden geftanden, daß 
man fich bei Berathung des Militärgefeges von 1850 ftarf von 
momentanen Eindrüden habe beherrfchen lafjen, die Quelle der 
großen Belaftung im Gefeg zu fuchen fei. Man fuhr nun fort 
auf der betretenen Bahn der Belaftung, ohne zu erwägen, wo— 
hin die eingefchlagene Militärpolitif der Schweiz ſchließlich führen 
müſſe und werde. 

Die Münzfrage brachte lautes politifches Leben in einen 
großen Theil der Schweiz. Die eingetretene Verſchiebung ſchien 
den Freunden des Neichäfußes fi zu Gunften zu wenden; in 
Zürih vermehrten fih die Stimmgebungen für feine Bevor: 
zugung, im Publikum felbft fiel eine gewiffe Schüchternheit hin- 
weg, feit der Ständerath Fiſcher aus Aargau in feinem Min: 
derheitöberichte dem ſüddeutſchen Münzfuß gewiffermaßen das 
fchweizerifche Bürgerrecht zu vindiziren gewußt hatte. Die 
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St. Galler regten fich zum zweitenmal. Nachdem die Regierung 
mit ihrer Eingabe nicht glücklich geweſen, verfuchte man noch 
den Weg der Bolfädemonftration. In Folge einer Einladung 
von 24 Bürgern meift aus der Stadt St. Gallen verfammelten 
fi) dort (6. Februar) eine anfehnliche Anzahl Gegner des fran- 
zöfifchen Münzfußes, befchloffen unter Vorſitz des Regierungs- 
rathes Eurti, eine Petition an die Bundesverfammlung entwerfen 
zu laſſen, foldhe im Kanton und über deffen Grenzen hinaus zur 
Unterzeichnung zu verbreiten, auch eine populäre Schrift zur Ber 
lehrung des Volles über den Gegenftand herauszugeben; ein 
Fünfzehner-Komite wurde mit diefen Arbeiten betraut. Das Bor: 
haben fand Beifall; es gelangten an die Bundesverfammlung 
Petitionen für den Schweizerfranken zu 40 Reichöfreuzern mit 
ungefähr 100,000 Unterfhriften, von denen die Hälfte aus den 
Kantonen Zürich und Aargau, während für den franzöfifchen 
Münzfug kaum 300 Unterfchriften abgegeben wurden. In den 
Räthen trieb man zum Entfcheid. Indeſſen hatte die national- 
räthlihe Kommiffion zu acht Mitgliedern Berathung gepflogen 
und fpaltete ſich in zwei an Zahl gleiche Hälften, von denen 
die eine aus Pioda, Stämpfli, Blanchenay und Peyer im Hof 
beftehend, fich für den franzöfifhen Münzfuß, die andere (Efcher, 
Bavier, Peter Bruggiffer und Hungerbühler) für den früher ſchon 
von St. Gallen empfohlenen Schweizerfranfen von 363/, auf 
die kölniſche Mark ausfprah; Peyer und Hungerbühler erfchöpf- 
ten fich, mittelft überaus einläßlicher Gutachten die Anfichten und 
Anträge je der Kommiſſionsabtheilung, der fie angehörten, zu bes 
gründen. Drei Tage lang (23. bis 25. April) dauerte die Vers 
handlung, in welcher neben den beiden Berichterftattern mehrere 
andere Redner, befonders Efcher für den deutfchen, Trog für den 
franzöfifchen Münzfuß, fih vernehmen ließen; die Bedeutung der 
Petitionen drücte diefer mit der Bemerkung herab, es feien die 
vielen Unterfchriften für den deutfchen Münzfuß wefentlih nur 
dem Umftand zu verdanken, daß man fie für einen angeblichen 
» Schweizerfranfen“ gefammelt habe, während es fih im Grunde 
um einen nichtfehtweizerifchen, den deutſchen Münzfuß gehandelt 
Die Schweiz. IV. 31 
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habe. Weder trat mit dem gemüthlichen Antrag auf: dem Kanton 
St. Gallen und denjenigen andern Kantonen der Oſtſchweiz, welche 
ed verlangen follten, für ihren innern Verkehr den Guldenfuß zu 
geftatten, im Uebrigen den franzöfiihen Münzfuß grundfäglich 
anzunehmen. Diefer Antrag fiel dur. Bei der Hauptabftimmung 
erklärten fich 64 Mitglieder für den franzöfifchen, 36 Stimmen 
für den deutfchen Münzfuß. Die Minderheit beftand aus 8 Ab— 
geordneten von Zürich, 7 von St. Gallen, 4 von Aargau, 4 von 
Thurgau, 3 von Appenzell, 3 von Graubünden, 2 von Luzern, 
2 von Schwyz, 1 von Bern, 1 von Zug, und 1 von Schaffe 
haufen. Somit war Uebereinftimmung beider Räthe vorhanden 
und die Streitfrage endgültig entjchieden. Die Mehrheit blieb 
grundfäglich feit: fie Ichnte auch die von den öftlihen Abgeord- 
neten geforderte Tarifirung, d. h. geſetzliche Zulaffung der deut— 
fhen Münzforten ab. Der Berathung des Geſetzes über den 
Münzfuß folgte unmittelbar jene über die Einführung des Be— 
fchloffenen: vergeblich beantragte Hungerbühler, die vorgeſchla— 
gene Prägung von 500,000 Fünffranfenftüden zu unterlaffen, 
da fie vorausfichtlih doch außer Land gehen werden; auch diefer 
Theil der Speifer’fhen Anträge wurde genehmiget, ſomit in der 
MWefenheit der urfprünglihe Münzplan vermittelt der Bundes— 
gefepe vom 7. Mai 1850 durchgeführt. Das erfte derfelben be= 
ſtimmt den Münzfuß und die verfchiedenen neuen Münzforten, 
wie fie feither in’s Leben getreten; es entband Jedermann, andere 
ald die neuen gefeglichen Münzſorten oder folche, die in genauer 
Uebereinftimmung mit denfelben ftehen, anzunehmen; es ver- 
pflichtete die Kantone, noch im gleichen Jahr den Reduftionsfuß 
für die in älterer Währung abgefchloffenen Seldverträge feſtzu— 
ſetzen, fchrieb vor, daß Lohnverträge nur auf den gefehlichen 
Münzfuß abgefhloffen und Löhnungen nur in gefehlihen Münz- 
forten ausbezahlt werden follen; es unterfagte, an den öffent- 
lichen Kaffen der Eidgenoffenfchaft andere als gefeglihe Münz- 
forten an Zahlung anzunehmen. Durch folche und ähnliche ftrenge 
Vorſchriften hoffte man die Reform durchzuführen. Das zweite 
Geſetz enthielt die Maßnahmen zur Vertilgung der alten und 
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Herbeifhaffung der neuen Münzen; es verordnete, daß fämmt- 
liche bisherige Schweizermünzen eingezogen und eingefchmolzen 
werden follenz daß den daherigen Verlurſt die Kantone felbft, je 
nach dem Betrag ihrer eigenen Münzen, zu tragen haben, daß 
hinmwieder der Gewinn aus den neuen Münzen nach der Geld- 
ffala vom Jahr 1838 unter die Kantone zu vertheilen fei. Neue 
Schmeizermünzen follen geprägt werden im Betrage von 12 Mit 
fionen neuer Franken, darunter jene 500,000 Fünffrankenſtücke, 
von allen Münzſorten zufammengerechnet 62,250,000 Stüde; 
bald fam eine Mehrprägung von 7,750,000 Stüden im Nenn» 
werthe von Fr. 5,500,000 hinzu, und abermals eine folhe von 
4,250,000 St. im Nennwerthe von Fr. 3,020,000 (im Jahr 1851); 
für Prägung der neuen und die Einlöfung der alten Münzen 
wurde der Bundesrath ermächtiget, ein temporäres Anleihen bis 
auf vier Millionen Franken abzufchließen, das aus dem Produfte 
der Münzliquidation zu tilgen fein werde; für die Uebergangs— 
zeit, aber nur für diefe, fand Zarifirung der gangbarften aus . 
wärtigen Silbermünzen ftatt. 

Der alten Münzen waren eine große Zahl einzulöfen; der 
Einlöfungstarif nennt fünf Goldforten, voran die alten ftatt- 
lichen Berner Dublonen mit ihren Bervielfahungen, dreizehn 
grobe Silberforten, unter ihnen die Zehnfranfenftüde von Genf, 
welche diefer Kanton feit eigener Einführung des franzöfifchen 
Münzfußed hatte prägen laffen und die nun ebenfalld in den 
Zigel wandern mußten, dann die glänzenden Neuthaler verfchie- 
dener Kantone, neunerlei kleine Silberforten; endlich dreißig ver- 
fchiedene Billon- und Kupfermünzen (die Basen, Schillinge, 
Blupger, Soldi, Kreuzer, Rappen, Denari und Pfenninge der 
Kantone, von welchen Stüden mehrere, fo die Batzen, in Dugen- 
den von Abarten vorhanden waren), ein treues Mufterbild kan— 
tonaler Selbftherrlichkeit und patriarchalifchen Reſpektes vor den 
alten Gewohnheiten jedes der vielen Voͤlklein, welche neben ein- 
ander Pla auf Schweizerboden genommen. Obige Zahlen bieten 
jedoch noch nicht eine vollftändige Ueberficht der ehemaligen ältern 
ſchweizeriſchen Münzen, da feit 1803 einzelne Kantone theilweife 
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oder ganze Münzreformen vorgenommen und im Berlaufe der 
felben ältere Münzen außer Kurs erflärt und eingelöfet hatten. 
Ein belehrendes Bild gewähren in diefer Beziehung die verſchie— 
denen Münzfabinete, befonders die zur Zeit der Haupteinlöfung 
von 1851 und in den folgenden Jahren angelegten Sammlungen 
der frühern Schweizermüngen. Eigene Reglemente ordneten Weis 
tered für die Einlöfungsoperation; man fing damit im Sübd- - 
weften der Schweiz an, um fie im Oſten derfelben zu endigen;z 
in jedem Kanton wurden zwei Monate Zeit zur Einlöfung be= 
ſtimmt; diefe felbft gefhah gegen Ablieferung gefeglicher Sorten 
des neuen Münzfußes, fo daß die Befeitigung der alten Münzen 
und die Erſetzung derfelben durch neue mit einander verbunden 
waren. Den ehemaligen „helvetifhen“ Münzen, welche vom Fünfs 
bapenftüd abwärts ſchon durch Tagſatzungsbeſchluß vom Jahr 1828 
demonetifirt worden, gab man den letzten Todesſtoß, indem die 
Einlöfungsfaffen nur noch zur Annahme der Münzen vom hel— 
vetiſchen Gepräge vom alten Franfenftüd aufwärts ermächtiget 
wurden. Nach folcher Einfammlung der alten Münzen traten die 
„‚Schmelzungstommifjarien“ in Funktion und ließen aus jenen 
zunächft Metallbarren fchaffen. An der Spite der Münzfom- 
miffion fand Negierungsrath Fueter von Bern. Die Einlöfung 
der alten Münzen nahm im Ganzen ungefähr ein Jahr in An— 
ſpruch; fie begann in den Monaten Auguft und September 1851 
und war Ende Auguft 1852 vollendet; mit Ende Oftober gl. J. 
waren die legten alten Münzen eingefchmolzen. Die erften Liefe- 
rungen der neuen Münzen wurden in den Münzflätten von Paris 
und Straßburg geprägt. Der für die Billonmünzen erforderliche 
Nikel wurde aus Sachſen beigefchafft, nachdem fich gezeigt, daB 
der urfprünglichen Abficht, dieſes Metall aus den Nikelwerken 
von Wallis zu beziehen, aus technifchen und öfonomifchen Gründen 
nicht Folge gegeben werden könne. Für die zentrale Münzverwaltung 
wurde das Münzgebäude in Bern in Anfprud genommen, Dortige 
Kantondregierung überließ dasſelbe der Eidgenoffenfchaft für fo 
lange, ald die Stadt Bern Bundesfig bleibt, unentgeltlich zur 
freien Benugung, gegen theilweife Unterhaltspflicht (Vertrag vom 
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4. November 1854). Die ganze großartige Operation der Ein- 
führung der neuen Münzen wurde’ in merfwürdiger Rafchheit 
und Ordnung durchgeführt, obwohl fie einen Gefammtgefchäfts- 
verfehr von 300 Millionen Franken veranlaßte. Das Volk ge- 
wöhnte fich leicht in die neuen Werthzeihen; vom Bankier in 
Bafel und Genf bis hinab zu den Gemüfefrauen von Thurgau 
und ihren weiblichen Kunden hatte fich bald die ganze Bevölke— 
rung mit denfelben vertraut gemacht und die Meußerungen der 
Zufriedenheit waren meit häufiger ald das Gegentheil, obgleich 
eine etwelche Preiserhöhung in Folge der Münzreduftion in den 
feinen Verkehrsverhältniſſen unvermeidlich war; felbft der früher 
fo warm für das deutfche Münzweſen eingenommene Oſten ließ 
feine Klagen verftummen. Nur dem „irauenzimmer“ auf den 
neuen Silbermünzen konnte das Schweizervolf feinen Geſchmack 
abgewinnen. * Einzelnen Kantondfaffen fiel die Neuerung ſchwer. 
An alten Münzen wurden für ungefähr Fr. 15,000,000 einge- 
zogen; der Berlurft auf denfelben (Differenz zwifchen Nenn» und 
Metallwerth) betrug Fr. 2,265,000. Der Gewinn auf den neuen 
Münzen ftellte fi) auf Fr. 1,622,000; von diefer Summe famen 
aber die Gefammtunfoften der Münzreform in Abzug, fo daß 
fih gefammte Kantone in einen Nettoverlurft von ungefähr 
5. 1,160,000 zu theilen hatten. ** Die ftärfften Verlurſtſummen 
fielen auf Waadt: Fr. 300,000; auf Luzern: Fr. 198,000; und 
auf St. Gallen: Fr. 176,000; Folge ihrer früheren Prägungs- 
fpefulationen. Einzelne Kantone trugen etwelchen Gewinn aus 
der Operation hinweg, fo Thurgau und Nargau, *** 


* Der bundesräthliche Beichluß Tautete: „Der Avers der Silbermüngen 
fol eine weibliche Figur vorftellen (das Sinnbild der Helvetia), welche mit der 
Hand des ausgeſtreckten rechten Armes auf die Berge hinweist, injofern dieſe 
auf dem Gepräge fich beſſer darftellen laſſen, als fie in der Zeichnung erfcheinen. 
Die Fasces find wegzulaſſen.“ 

** Schlußbericht der fchweizerifchen Münzkommiffion über Durchführung 
des Münzreformgefchäftes. Bundesblatt, 1853, Bd. IL 

xxx Am Schluffe diefer Darftellung ift paffend dem Leſer zu jagen, daß die im 
vorliegenden Gejchichtäwerke bis zur Münzzentralijation vorfommenden Zahlen: 
angaben in der Regel nach dem alten Schweizermünzfuß zu nehmen find. 
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Mit dem 1. Februar 1850 fielen in der ganzen Schweiz die 
innern Zölle (inbegriffen die Rheinſchifffahrtszölle von Schweizer⸗ 
ſchiffen und Schweizerflößen), erhob ſich aber die Mauthſchranke 
rings um dieſelbe. Das Ereigniß war eines der wichtigſten ſeit 
Einführung der neuen Bundesverfaſſung. Das Entftehen dieſes 
Grenzzolles fällt in das Jahr 18175 nad dem Bundeövertrage von 
1815 follte mit Hülfe des Ein» und Zweibatzen-Zolles eine baare 
Kriegskaſſe gebildet werden, meil die im gleichen Jahre nöthig ges 
weſenen Geldfontingente einen allgemeinen Schreden verbreitet 
hatten. Der Bundesentwurf von 1832 verbot ausdrüdlich die Er- 
höhung jenes Grenzzolles, hob alle ältern Kantonalzölle auf, und 
bewilligte dagegen den Kantonen ein gleichförmig feflzufeßendes 
Straßengeld (Weggeld) durch die ganze Schweiz. Der Bundes» 
entwurf von 1833 ftürzte diefen Plan, verbot zwar ebenfalls die 
Erhöhung des ſchweizeriſchen Grenzzolles, garantirte aber nebſt⸗ 
bei gefammte Zollgebühren. Die Bundesverfaffung von 1848 
endlich lieferte das Zollmefen ganz in die Hände der Zentral» 
regierung, bemilligte ihr freie Feftfegung des Grenzzolltarifed nad) 
Gutfinden, und zugleich Aufhebung aller Fantonalen Zölle, Weg- 
gelder u. f. w. gegen Entfchädigung. Um diefe Entihädigung 
an die Kantone handelte es fih nun noch. Die Unterhandlungen 
mit den meiften Kantonen führte der in folhen Dingen wohl- 
erfahrene Nationalrath Achilles Bifhof von Bafel, mit einigen 
Kantonen der Bundesrat Freisherofee; Sidler, der ehevorige 
Zolltevifor, war Berichterftatter der Kommiffion. Die Kantone 
gingen in ihren Forderungen fo hoch wie möglich und brachten 
ein Gefammtguthaben von Fr. 2,132,920. 84 Rp. zufammen; 
die Unterhändler drüdten zu Gunften der Bundeskaſſe die Ge— 
fammtforderung auf Fr. 1,700,000 herab. Mit acht Kantonen 
(Zürich, Luzern, Schwyz, Unterwalden, Glarus, Zug, Appenzell 
und Neuenburg) war wegen der Geringfügigkeit ihrer früheren Zoll— 
gebühren eine Unterhandlung nicht nothiwendig; fie wurden zu 
4 Bapen auf den Kopf entfchädiget. Der Kommiffionalbericht rühmt, 
daß die durch die Verträge negozirte Entfhädigungsfumme weniger 
betrage, als der ducchfchnittliche Reinertrag der losgefauften Gebühren 
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aus den Normal-Fahren 1842 bis und mit 1846. Eigenthümlich 
it, dab fich die Kantone eine Entfhädigung auf Widerruf ges 
fallen. ließen. Die Bundesverfaffung, dann das Zollgefeb vom 
30. Juni 1849 verbeißen in allgemeinftem Ausdrud Entſchädi— 
gung, ohne Bedingungen. Als es fich dann um die Genehmigung 
der Auslöfungdverträge handelte, ſchlug der Bundesrath die räthfel- 
hafte Natififationsformel vor: „daß die in Vertragsform ftatt- 
findende Ausführung der auf die Zollverhältniffe bezüglichen Ver— 
faffungsbeflimmungen die rechtliche Stellung de8 Bundes und 
der Kantone, wie fie im Sinn und Geift der Bundesver- 
faffung liegt, in feiner Weife verändere u. f. wm.“ Die national- 
räthliche Kommiffion löste das Räthſel in ihrem Beriht vom 
April 1850 durch die Zuftimmung zu jener Faſſung, „weil fie 
dafür hält, es fei durch felbe ausdrüdlich vorgebogen, daß nicht 
in irgend einer Zufunft aud den Konventionen gefchloffen wer—⸗ 
den wolle, ald wären fie privatrechtliher Natur und es dürfe 
felbft im Fall einer Bundesrevifion nichts an den daherigen ver- 
tragdgemäß eingegangenen Verpflichtungen ohne Beiftimmung der 
Kontrahenten geändert werden. Darüber darf fein Zweifel bleiben; 
diefe Konventionen ruhen auf der Bafis ded Bundes; ändert 
diefe, jo werden auch die Ableitungen daraus berührt®. Die 
Auslöfungsverträge mit den Kantonen wurden dann feitend der 
Bundesgewalt wirklich nur unter obigem Vorbehalt ratifizirt. Die 
Kantone find aljo weit entfernt, eine fichere Rente zu befigen, 
fondern laufen vielmehr Gefahr, daß turbulente Bundesmehr- 
heiten nad Laune daran rütteln und mindern, Die oben er- 
wähnte Auslöfungsfumme zu Gunften der Kantone erhöhte fich 
im Lauf der Jahre noch durch einige nachträgliche Verein— 
barungen, 3. B. über Brüdengelder, die in dem erſten Ver— 
tragsabjchluß nicht inbegriffen gewefen. Für das Jahr 1854 be— 
trug die Zollauslöfungsjumme Fr. 2,450,814, 36 Rp. n. W. 
Gegen Entjtehung neuer zollartiger Gebühren fehritt der Bundes- 
vath ein, wo immer er Anlaß dazu fand. Uri wollte, zweifeld- 
ohne aus forfipolizeilichen Gründen, einen Holzausfuhrzoll bes 
ziehen. Der Bundesrath verbot ſolches unter Hinweifung auf 
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den geichehenen Loskauf aller rechtlich beftandenen Zollgebühren 
(13. Mai 1850), 

Mit Eifer und Genauigkeit wurde die von den Räthen an« 
geordnete Volkszählung in der ganzen Schweiz vorgenommen; 
den Anordnungen des Bundesrathed zufolge fand fie in allen 
Kantonen zu gleicher Zeit, in derfelben Wohe vom 18. bis 
23. März 1850 ftatt. 

Es ergaben fih an hriftliher Bevölkerung: 


a) Katholiken 971,809 
b) Proteftanten 1,417,786  2,389,595 
STEReLIIeR: 5.0: — 3,145 


—— Einwohner 2,392,740 
Die in den Jahren 1836 und 1837 vors 
genommene Zählung hatte ergeben 2,190,258 


Die Vermehrung betrug demnab . . . 202,482 


Sm Fahr 1850 waren noch ald ar eingefchrieben 2,198, 
Ausländer wurden gezählt . . . . 71,570, 
von denen die weitaus größte Zahl in Genf: 15, 142. Schwei⸗ 
zeriſche Niedergelaſſene zählte man in allen Kantonen zufammen: 
157,382, von denen 21,131 in Neuenburg, 18,233 in Bern, 
17,214 in Waadt, 15,410 im Kanton St. Gallen, in allen 
übrigen Kantonen weniger. Franscini, damald Borftand des 
bundesräthlichen Departements des Innern und GStatiftifer von 
Haus aus, gab fi große Mühe, eine weitere möglichft ergiebige 
Ernte von Ergebniffen aus der Volkszählung, zu ziehen, fo daß 
in verfchiedenen Tabellen die Einwohner der Schweiz auch nad 
den Gelchlechtern, nach der Herkunft, nach den Glaubenäbefennt- 
niffen, nach dem Yamilienftande (ledig, verehlicht, oder verwitt- 
wet), aud nach den Sprachen angegeben find. Nach den Eprachen 
zählte man: 


Deutiche 1,680,896 
Franzöſiſch Sprechende 540,072 
Stalienifch s 129,333 
Romanifch , 42,439 


2,392,740 


- 
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2,392,740 

Ein durch die Bundesverfammlung am 3. De- 
zember 1850 berichtigtes Verzeichniß zieht von diefer 
Gefammtfumme ab: 

a) durchreifende Ausländer 1085 

-b) politifche Flüchtlinge 1539 2,624 
Blieben ald Gefammtbevölferung . . . . .  2,390,116* 
von denen 68,946 Ausländer. 

Die Bundedverfammlung feßte zu verfchiedenen Zeiten des 
Sahres ihre Berathungen fort. Ihre erfte dießjährige Seſſion 
Ihloß fie am 9. Mai; fie war Fortſetzung und Ende der am 
16. April 1849 begonnenen Seffion. Eſcher ermangelte nicht, 
feine Kollegen des Nationalrathes mit einem rednerifchen Nüd- 
blick auf diefe Periode der Wirkfamkeit zu entlaffen, inden er 
diefelbe mit Recht die organifatorifche nannte, wie denn wirklich 
eben diefer Zeit die Ausarbeitung und Erlaffung der Gefepe über 
die wichtigften Zweige der neuen Bundesverwaltung, mit andern 
Worten, der aus der Bundesverfaffung hervorgegangenen Zen- 
tralifationen, angehören. Dabei vermochte er indeffen Beforgniffe 
gegenüber dem Volke noch nicht zu unterdrüden. Er fagte: „wohl 
haben wir nun die eingreifendften Gefege erlaffen, die nach der 
neuen Bundedverfaffung von der Bundesverfammlung auszugehen 
haben. Sie find aber erft theilweife in Vollziehung geſetzt und 
gerade diejenigen unter ihnen, deren Einführung in der Bevöl- 
ferung auf die größten Schwierigkeiten ftoßen und die Kaffen 
der Kantone am meiften in Anfpruch nehmen wird, find noch 
nicht in's Leben getreten.“ Er ſprach darum die Erwartung gegen 
feine Kollegen aus: fie werden, welches auch die Stellung, die 
jeder einzelne bei der Berathung eingenommen haben möge, nuns 
mehr, nachdem jene Gefete erlaffen feien, eine aufrichtige und 
rückhaltloſe Vollziehung derfelben unterflügen. Der Berner Wah— 
len gedachte er mit feiner Sylbe; hatten Zug und andere aus 


* Die feitherige Volkszählung vom 10. Dezember 1860 brachte eine Ein: 
wohnerzahl von 2,510,494;5 Zuwachs feit 1850; 120,378. 
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der Reihe der Kleinen eine fcharfe Beurtheilung über fih ergehen 
laffen müjfen, fo wagte ſich Eſcher hinwieder nicht an die flarfen 
und großen Berner; die doppelte Elle trat fo zu fagen in allen 
Dingen hervor. Bon fich felbft ſprach Eſcher gang parteilos: er 
nannte fich einen „PBarteimann“, der er fo lange bleiben werde, 
bis die Grundfäße, denen er huldige, zu allgemeiner Anerkennung 
gekommen fein werden, eine Berechtigung, die im Freiſtaate feinem 
Bürger abzufprechen ift, aber unter der Bedingung, daß er Mäns 
nern anderer Meinung ein gleiches Recht einräume, ohne fid 
anzumaßen, fie ald Feinde ded DVaterlandes in Acht und Bann 
zu erklären. Solches gethan zu haben, ift, was dem mehrge- 
nannten Präfidenten ded Nationalrathes mit Recht zur Laft fällt. 
Mit dem 1. Juli 1850 begann die jeweilige ordentliche Eröff- 
nung der Bundesverfammlung auf erſten Montag im Juli, nad) 
Analogie der frühern Tagſatzung, doch nicht mit gleicher Regel: 
mäßigfeit in Bezug auf den Schluß. Während die Tagſatzung 
in der Negel ihre Verrichtungen in einer Jahresſeſſion fchloß, 
fingen ihre Nachfolger, die neuen gejeßgebenden Räthe, bald an, 
ihre Berathungen in mehrere Zufammenfünfte des Jahres zu 
zerftücdeln, was der Defonomie in Bezug auf Zeit und Koften 
nachtheilig ift. Die Stelle eines Präfidenten ded Nationalrathed 
überging auf Kern, den Präfidenten ded Bundesgerichted, jene 
des Ständerathbed auf den Regierungsrath NRüttimann von 
Züri. In diefem Jahr 1850 fam zur Sommerfigung nod 
eine Winterfeffion hinzu. Bei dem Beginn der legtern eröffnete 
Kern den Nationalrat mit einer Rede, in welcher er feinen 
Kollegen empfahl, weiſe Defonomie einzuhalten „und nie zu 
vergeffen, daß neben den Koften der eidgenöffiihen Admini— 
ftration noch diejenigen von 25 Kantonalverwaltungen auf dem 
Bolfe laſten“. 

Die Volkszählung gab das Mittel an die Hand, die Geld- 
und Mannfchaftsffala zu revidiren und ein Wahlgeſetz für die 
Nationalrathöwahlen zu erlaifen. Bei dem bereits zu Tage ge- 
tretenen großen Aufwand, den die neue Bundesordnung verurs 
fachte, und dem Umfiand, dag jchon außerordentliche Geldfontin- 
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gente hatten eingehoben werden müſſen, war die Reviſion der 
Geldffala eine Aufgabe, auf deren Löfung man gefpannt mar, 
Den Gegenftand behandelten zuerft Experten, dann der Bundes» 
rath, ferner Kommiffionen der beiden Räthe. Im bundesräth- 
lichen Vorſchlag war zunächft Schwyz befonders hart mitgenoms 
men; es vertheidigte fih dur ein befonderes Memorial an die 
beiden Räthe und errang fich eine beziehungsmweife Verminderung. 
War Zürich bei einer früheren Vorberathung durch eine Tag- 
ſatzungskommiſſion im Jahr 1837 ausgefchloffen geweſen, weß⸗ 
halb es damals über Intrigue geklagt hatte, fo wurde ihm jebt 
eine weit günftigere Stellung zu Theil, indem der einflußreichite 
Mann des Nationalrathes, Alfred Efcher, an die Spike der 
nationalräthlihen Kommiſſion geftellt wurde. Im Uebrigen wieder⸗ 
holte ſich, was bei jenem Anlaß: die Kantone waren nie beſchei— 
dener, als eben jet, und feiner wollte der reiche glückliche Kanton 
fein, als den er ſich fonft nicht ungern preifen ließ. Selbſt die 
hohe Bedeutung des gewöhnlich vergätterten Fabrikweſens wurde 
gegenüber dem Landbau in Zweifel gezogen, indem ein aargaui« 
fher Abgeordneter im Ständerath zwar zugab, daß ed zur Bes 
reicherung Einzelner führen möge, die Maffe der Bevölkerung 
aber in Armuth ſtecken laffe, während der Landbau Allen eine 
folidere Eriftenz gewähre. Am Ende gelangte in beiden Räthen 
der Entwurf der nationalräthlichen Kommiffion zur Anerfennung, 
nach welhem zehn Klaffen zu 10, 14, 20, 25, 30, 40, 50, 55, 
70 und 100 Rappen vom Kopf der Bevölkerung feftgefegt wur— 
den und eine folhe Einreihung der einzelnen Kantone ftattfand, 
daß die Kantone Zürich, Luzern, Uri, Glarus, Freiburg, Schaff- 
haufen, Appenzell U. R., St. Gallen, Graubünden, Aargau, 
Thurgau, Waadt und Wallis fih einer etwelchen Berminderung 
erfreuten, die andern verhältnißmäßige Vermehrung fih mußten 
gefallen laſſen (Gefeg vom 9. Juli 1851). Die ftärffte Ver— 
minderung, dem Betrage nach, kam dem Kanton Zürich zu flatten, 
die größte Bermehrung fiel auf Bern. Gefammte Tarationen waren 
das Werk einer „jurysartigen® Ausmittlung, wie fih die Akten 
felbft ausdrüden, da genaue flatiftifche Grundlagen nicht zur Ver— 
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fügung fanden. Ein ganzes Geldfontingent wirft die Summe 
von 1,041,081 Franfen ab. 

Die Mannfhaftsffala im "Ganzen und für die einzelnen 
Kantone wurde durch Bundesgeſetz vom 27. Auguft 1851 feft- 
geſetzt; welche Einflüffe diefelbe auf den Stand und Umfang der 
Militäreinrichtungen geübt, ift bereit® oben angegeben worden. 

Laut Tagſatzungsbeſchluß vom 14. September 1848 mar 
den Kantonen die Feſtſetzung der Wahlfreife für die National» 
rathswahlen nur für damald überlaffen worden. Die blei- 
bende Regulirung diefed Gegenftandes durch Bundesgeſetz ftand 
noh aus. Auf Erinnerung eines Abgeordneten von Waadt 
befchäftigte fih der Bundesrath mit der Borarbeit. Bei den 
Anordnungen für die erften Wahlen in den Nationalrath war 
im Sintereffe der berrfchenden Partei und zur völligen Unter 
drüdung der Minderheiten in den Kantonen gefünftelt worden. 
Als es fih nun um Erlafjung eines definitiven Bundesgeſetzes 
handelte, war die Stimmung der Gefeßgeber nicht beifer. Sie 
tadelten an Andern, was fie felbft thaten.* Darum bewegten 
fih die Entwürfe abermals in der völligften Grundfaplofigfeit. 
Nah demjenigen des Bundesrathes follten je einen eidgenöf- 
fifhen Wahlkreis bilden die Kantone: Uri, Schwyz, Obwalden, 
Nidwalden, Glarus, Zug, Solothurn, Bafelftadt, Bafelland, 
- Schaffhaufen, Appenzell AU. R., Appenzell 3. R. und Genf; — 
je zwei Wahlfreife die Kantone: Quzern, Teffin, Freiburg, 
Graubünden, Thurgau, Wallis und Neuenburg; — je drei 
Wahlfreife: Aargau, Waadt und St. Gallen; — vier Wahl- 
freife follte bilden der Kanton Zürich, acht der Kanton Bern; 
die Umfchreibung der einzelnen Wahlkreiſe überlich diefer Ent- 
wurf den Kantonsregierungen; mit Ausnahme der Landsgemeinde— 
fantone fehrieb er überall geheime Abftimmung vor. Die Prio- 
rität der Berathung hatte der Nationalrath. Seine Kommiffion 


* Als Nidwalden feitiegte, daß der Landrath durch die Landsgemeinde, 
nicht mehr durch die Gemeinden beftellt werden jollte, tadelte folches die national- 
räthliche Kommiſſion, weil jene Vorfchrift die Minderheit von der Theilnahme 
an der Staatöleitung ausſchließe. Bundesblatt; IL. 1850, 
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wich in Einigem von der bundesräthlichen Anficht ab, fand neben 
Anderm namentlich für gut, die Umfchreibung der einzelnen Wahl: 
freife von Bundes wegen zu beitimmen, demnach Ddiefelbe in 
das Geſetz aufzunehmen, machte dann aber auch die Willkür zur 
Grundlage der Kreideintheilung; dem Kanton Bern gab fie ſechs 
Wahlkreiſe, von denen jeder vier Abgeordnete zu wählen hat, 
dem Kanton Zürich vier Kreife, von denen einer vier, die andern 
je drei Abgeordnete wählen follen; gleiches DBerfahren nah dem 
Berhältniß der Bevölkerung in den Kantonen Luzern, Freiburg, 
St. Ballen (das in drei Wahlfreife zufammengezogen werden 
follte); in Aargau ebenfo, wogegen Graubünden in vier Kreife 
getheilt wurde, von denen jeder nur einen Deputirten zu wählen 
hatte, fo daß je 20,000 Seelen eine eigene Wahl zuftand; ab- 
weichend von diefem und von jenem Verfahren wurden Thurgau 
und Neuenburg je zu einem Wahlkreis mit vier Wahlen, So— 
lothurn und Genf ebenfalld zu einem folchen einzigen Wahlkreis 
mit drei Wahlen erklärt. Diefe Anführungen allein genügen zur 
Würdigung ded Entwurfes und der Tendenzen, die ihm zu Grund 
lagen. Eicher war Wortführer und Berichterftatter. Gleich bei dem 
erften Erfcheinen des Entwurfes rief ein Eingeweihter aus: „wir 
finden feine Worte, um das Entrüftende und Empörende deö- 
felben zu zeichnen. Die Tendenz, wieder einige Hunderttaufende 
von Eidgenoffen ihrer Stellvertretung zu berauben, tritt offen an 
den Tag; die Wahlkreife find im Entwurfe ſelbſt umfchrieben, 
die Kantone Luzern, St. Gallen und Yargan auf eine Weiſe 
zerriffen, daß Konfervative jo wenig ald möglich gewählt werden 
fönnen®.* Eſcher beleuchtete und vertheidigte den Entwurf: nad 
dem Wortlaut der Bundesverfaffung felbit fei man frei, Kreife 
von bloß 20,000 Einwohnern oder größere Kreife zu bilden; die 
Kommiffion habe einflimmig die letztern vorgezogen, um den 
Wahlen mehr nationalen Charakter zu geben; ein von einem 
größern Wahlkreife gewählter Abgeordneter höre deßwegen nicht 
auf, die lokalen Intereſſen zu berüdfichtigen, fei aber zugleich 


* Schwyzersßeitung, vom 10, Dezember 1850, 
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geeigneter, den nationalen Anforderungen zu genügen. Lofaler 
Beichränktheit alfo wollte die Kommiſſion den Krieg erflärt 
haben. Deßhalb fei fie vom Grundfab ausgegangen, Wahlfreife 
von 80,000 Seelen zu vier Abgeordneten ald Regel anzunehmen, 
und habe Abweichungen fih nur dort erlaubt, mo die verſchie— 
denen geographifchen Berhältniffe der Kantone es erheifchten; die 
Umfchreibung der Wahlfreife habe die Kommiffion felbft zur 
Hand genommen, weil die Löfung diefer Aufgabe in den Kan 
tonen nur ein widerwärtiges Hin- und Hermarkten veranlaßt 
hätte. Der Entwurf erlitt ungeachtet diefer Rechtfertigung Wider- 
ſpruch. Segeſſer von Luzern verlangte Zurücdweifung, damit der 
Entwurf auf ganz andere Grundlagen geftellt werde, ald melde 
er bezeichnete :- fo viele Wahlfreife ald Abgeordnete; gemeinde- 
weile Abftimmung; Yernhaltung von Regierungseinflüffen. Für 
die erfte diefer Grundlagen führte der Nedner an, daß die Wähler 
ihren Mann nicht nur aus den Zeitungen, fondern perfönlic) 
fennen wollen; daß bei großen Wahlfreifen das Volk nur nad 
den ibm zur Hand geftellten Wahlliiten flimmen müffe, eine 
wahre Volfövertretung unmöglich fei. Ihn unterflügten Fueter 
und Fiſcher von Bern, Schuler von Schwyz und Luffer von 
Uri; fie wollten behufs der Pazififation des Baterlandes die 
wahre Volfövertretung fämmtlicher Landestheile, wie eine ſolche 
bis anhin noch nicht beftanden, welche aber mit allem Rechte 
auch durch Diejenigen fönne gefordert werden, welche, wenn auch 
in Minderheit ftehend, die öffentlichen Laften nicht weniger zu 
tragen hätten, als Diejenigen, von denen fie ald politifche Gegner 
behandelt werden. Efcher hatte Vertheidiger, fo Steiger von Lu— 
zern, der ohne befonders zugerichtete Kreiseintheilung in Luzern 
ſchweren Stand gehabt hätte, Stämpfli, dad Haupt der nun- 
mehrigen Berner Oppofition, und ähnlich Gefinnte. Zn der Er- 
wiederung war Eſcher Falt und hart, warf mit „Engherzigfeit® 
und „Kirchthurm-Politiks um fih. Segeſſer's Rath wurde nicht 
berüdfichtiget, jeglicher Gegenantrag abgemwiefen, auch der auf 
Einführung von Wahlfreifen von höchftens 40,000 Seelen. So 
fam jene Gintheilung des Kantons Luzern zu Stande, welde 
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als ein wahrer Hohn auf die Nechte der Wähler erfchien, jene 
andere Eintheilung von Aargau, welche der katholiſch gefinnten 
Bevölferung eine eigene Nepräfentation abfchnitt, die Beftätigung 
der früher ſchon gewürdigten Eintheilung von St. Gallen, frei- 
lich unter Verwerfung der vom Bundesrath und der Kommiffion 
ausgegangenen unnatürlichften aller Kombinationen für diefen 
Kanton, die denfelben in nur drei Kreife hatte ausfcheiden wollen 
und an Hungerbühler ihren Bertheidiger fand. Auch in Bezug 
auf die Wahlvorfchriften wurden alle Anträge verworfen, welche 
zum Zwecke hatten, bereits zu Tage getretene Willfür (man er- 
innerte unter Anderm an die Forderung der Eidesleiftung in 
Freiburg) zu verhindern. In diefe Klaſſe gehört der Vorfchlag : 
feine größern Wahlverfammlungen zuzugeben, als diejenigen find, 
in welchen die Wahlen für die Großräthe vorgenommen werden, 
Diefer Vorfchlag bezwedte Gewähr gegen den in Genf geübten 
PBarteiterrorismug, eine Gewähr, welche durch die Derwerfung 
des Antrages ebenfalld abgefchlagen wurde. Im gleichen Geifte 
wurde der Borfchlag ded Abgeordneten Labhardt von Thurgau 
abgemwiejen, daß in jedem Falle die Wahlverfanmlungen befugt 
feien, fih ihr Büreau ſelbſt zu wählen, obwohl der Antragiteller 
gezeigt hatte, wie verwerflich eö fei, wenn Regierungen fich here 
ausnehmen, an die Wahlverfammlungen Kommiffäre zu fenden, 
und jenen das Recht der Selbfifonftituirung zu entziehen. So 
entftand, da im Ständerath die gleiche politifche Tendenz über: 
wog, wie im Nationalrath, das Wahlgefeb vom 21. Dezember 
1850, weldes die Schweiz in neunundvierzig höchſt ungleiche 
Wahlkreiſe eintheilt, den Kantonen zu beflimmen überläßt, ob 
die Stimmgebung für die Nationalrathswahlen in den Gemein- 
den oder in Wahlfreifen, die für Kantonalwahlen beftehen, oder 
in andern Berfammlungen, dann au, ob fie geheim oder offen 
erfolgen foll, die Erneuerung des Nationalrathed jeweilen auf 
den legten Sonntag im Dftober anfegt und den Schluß feiner 
dreijährigen Amtsdauer auf den Sonntag ftellt, der dem erften 
Montage Dezemberd vorangeht. 

Auch dafür, daß die vorgefshriebene DVerantwortlichfeit der 
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Bundesbeamten (Art. 110 der Bundesverfaffung) in vorfommen- 
den Fällen eine Wahrheit werden könne, war die Bundesver- 
fammlung beforgt; fie erließ ein Gefeg, welches die höhern Be— 
hörden wie die Ginzelbeamten umfaßt (9. Dezember 1850). 
Sollten Mitglieder ded National» und des Ständerathed eines 
Verbrechens oder eined Vergehens bezüglich auf ihre amtliche 
Stellung angefchuldigt werden, fo kann nur in Folge Befchluffes 
der Bundesverfammlung eine gerichtliche Verfolgung eintreten. 
Gleiches gilt gegenüber von Bundesbeamten, welche von ihr ge 
wählt find (z. B. Mitglieder des Bundesrathes). 

Die Bundesbehörden waren befliffen, auch der Borfchrift 
der Bundesverfaffung für Einbürgerung der Heimathlofen Ge- 
nüge zu thun. Der Bundesrath wurde fhon Ende 1849 mit Ent- 
werfung des erforderlichen Geſetzes beauftragt; die Berrichtungen 
der vermöge Konfordated vom 30, Juli 1847 beftehenden Unter- 
fuhungsfommiffion wurden dem Bundesrath, jene des Schied3- 
gerichtes für Entfcheidung von Streitigkeiten zwifchen Kantonen 
über Zutheilung von Heimathlofen dem Bundeögericht übertragen. 
Die Ausarbeitung des Geſetzes übernahm Furrer gemeinfam mit 
einer Kommiffion, in welche Regierungsrath Feld von St. Gals 
len, Regierungsrath Bollier von Zürich und Alt-Regierungsrath 
Dr. Schneider von Bern berufen wurden. Bei den Kantonen hob 
der Bundesrath alles benöthigte ftatiftifhe Material ein. Die 
Arbeit war bald geliefert. In einem beleuchtenden Bericht vom 
30. September 1850 fcheidet der Bundesrath die Heimathlofen 
in zwei Klaffen aus. Sn die erfte Klaffe ftellt er die „Geduls 
deten oder Angehörigen“, d. h. folche, welche bis anhin in diefer 
Eigenfhaft von einem Kanton anerfannt wurden, feien diefelben 
eingetheilt oder nicht; folcher rechnete er ungefähr 11,600 Indi— 
viduen; in die zweite Klaffe ftellte er die „Daganten“, Marimum 
an Zahl 300. Die Verhandlungen der Räthe folgten bald und 
waren unfchwierig. Das Geſetz befaßt fih im erften Abſchnitt 
mit den Vorfchriften zur Anweifung von Bürgerrechten für die 
Heimathlofen, im zweiten mit den „Maßregeln zur Verhinderung 
der Entftehung neuer Fälle von Heimathlofigfeitt, Den Heimath- 
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lofen beider oben erwähnten Klaffen haben die Bundes», bezie- 
bungsmeife die Kantonsbehörden Kantons⸗ und Gemeindebürgers 
rechte anzumeifen. Der alfo Eingebürgerte wird in der ihm 
angewiefenen Heimathgemeinde in Bezug auf politifche und 
bürgerliche Rechte, Gemeinde-, Kirchen- und Schulgenöffigfeit 
und Armenunterſtützung den übrigen Bürgern gleichgeſtellt; für 
Mitgenuß am Gemeindegut bat er mäßigen Einfauf zu bezah— 
len. Bei Anftänden zwifchen einzelnen Kantonen über Anerfen- 
nung von SHeimathlofen entfcheidet der Bundesrath, im Falle 
Widerfpruched gegen deſſen Verfügung das Bundesgericht. Das 
Gefeß verpflichtet die Kantone im Fernern, den fogenannten 
pRandfaßen, ewigen Anfaßen“ oder andern MPerfonen, welche 
gegenwärtig ein Kantondbürgerrecht, nicht aber ein Gemeinde- 
oder Ortöbürgerrecht befigen, ein Gemeindebürgerrecht in oben 
erwähntem Sinne zu verfihaffen. Auch die Einbürgerung von 
Findelfindern ift nicht vergeffen; fie liegt dem Kanton ob, in 
welchem fie ausgefept worden. Die Maßnahmen zur Berhindes 
rung der Entftehung neuer Fälle von Heimathlofigfeit beftehen 
in feldftverftändlichen Bolizeivorfchriften. Die mit Mühe abge- 
fchloffenen und nur unvollftändig zur Ausführung gefommenen 
Konkordate aus den. Jahren 1819, 1828 und 1847 murden 
aufgehoben. Die Verfügung hat gut gewirkt. Die Meinung aber, 
die Eidgenoffenfchaft fei vor Erlaß dieſes Gefeged vom 3. Des 
zember 1850 ein Barbarenland geweſen, wäre gefdhichtlich unbe- 
gründet, Es ift für die erwähnte Klaffe von Landesbewohnern 
in Folge jener Konfordate und ſelhſt außerhalb derſelben Vieles 
für Einbürgerung oder doch Berforgung von Heimathlofen ge-: 
ſchehen. So hat, beifpieldmeife anzuführen, der Kanton St. Gallen 
allein in Folge Gefeßed von 1835 im gleihen Jahr 593 foge- 
nannten Geduldeten Staatd- und Gemeindebürgerrechte ange- 
wiefen, fpätere Nachzügler ungerechnet. Haben auch nicht alle 
Kantone fo rüftig eingegriffen, fo lag doch in den frühern Dar- 
ftellungen der Philanthropen von Profeffion über dad Heimath- 
lofenwefen viel Webertreibung. 

Anftände über die Berechtigungen der Iſtaeliten kamen ſchon 
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in diefer Zeit vor. Bier Krämern aus der aargauifhen Juden- 
gemeinde Oberendingen wurden in Quzern verlangte Jahrmarkt⸗ 
patente abgefchlagen, weil fie im Geruche fanden, früher die 
Käufer mit fchlechter Waare „getäufcht oder betrogen“ zu haben. 
Die Regierung von Aargau fehritt für die Abgewiefenen ein; 
jene von Quzern aber gab abweifenden Beſcheid; hierauf erfolgte 
eine Nefurdeingabe der erftern an den Bundesrath, dann eine 
Rechtfertigung feitens der Regierung von Luzern, in welcher fi 
diefe wefentlih darauf fußte, daß materiell im Kanton Aargau 
ganz diefelbe befchränfende Marktordnung beftehe wie in Luzern, 
die Gleichberehtigung aber zwifchen Quzerner Bürgern und den 
Dberendinger Juden nach Art. 29 der Bundesverfaffung fchon 
deßhalb nicht verlangt werden könne, weil legtere feine Schweizer- 
bürger feien. Der Bundesrath gab den Juden Recht, der Res 
gierung von Luzern Unrecht, indem er von der Anſicht ausging, 
daß jene Sfraeliten wirklich vollberechtigte Schweizerbürger feien, 
nur nicht auf die freie Niederlaffung Anſpruch machen können. 
Der Große Rath von Luzern aber ftellte fih auf Seite feiner 
Regierung, in Folge deffen diefe nun noch an die Bundesver- 
fammlung Refurd ergriff. Kommiffionen beider Räthe beleuchteten 
den Gegenftand. Aus dem Berichte der fländeräthlichen Kom- 
miffion gebt fonnenflar hervor, daß, wenn zu jener Zeit die 
Sfraeliten in Oberendingen zwar Duldung und Wohnfik im 
Kanton Aargau hatten und als dortige Landesangehörige nicht 
weggewiefen werden durften, diefelben hingegen die Eigenſchaft 
voll- und gleichberechtigter ‚aargauifcher Staatsbürger nicht be— 
faßen; nad aargauifchen Gefegen waren fie nämlich dort weder 
ſtimm- noch wahlfähig, waren vom Militärdienft ausgefchloffen, 
durften fih ohne Ermächtigung der Regierung nicht verheirathen 
und Eonnten nur unter gewiſſen Befchränfungen Liegenfchaften 
erwerben. * Auch die freie Niederlaffung im Kanton Aargau be— 
faßen fie nicht. Aargau hat alle diefe offizielen Angaben nicht 
widerfprochen. Obgleich nun jene Sfraeliten erwiefener Maßen 


* Bundesblatt, 1850, II. ©. 476 und 477. 


— 419 — 


feine verfafjungsmäßigen aargauifchen Staatöbürger waren, warfen 
Bundesrath, Nationalratd und Ständerath beharrlich mit der figen 
Idee um fih, fraglihe Krämer feien wirkliche Schweizer: 
bürger, folgerecht fei die Befchwerde der Regierung von Luzern 
gegen den bundesräthlichen Befhluß als unbegründet abgewiefen 
(Befchluß der Bundesverfammlung vom 11. Juli 1850), mit 
andern Worten, es feien jene Snduftriellen für Handel und Ge- 
werbe gleich Schweizerbürgern zu behandeln. 

Der Gang der Ereigniffe führt leider wieder zu Berhand- 
lungen, bei welchen fonfeffionelle Befehdung der Fatholifchen In— 
ftitutionen die Hauptrolle fpieltz fie wurden mit weniger günftigem 
Auge angefehen, ala das Volk Iſtaels. Bon gemifchten Ehen 
fprab man im Allgemeinen wenig; ihre Zahl war verhältniß- 
mäßig nicht groß, ihre Eingehung faft überall ohne Schwierig- 
feiten zu erzielen, da auch die Fatholifchen Firchlichen Behörden 
fo meit möglich entgegen famen, oder, wo dieſes meniger ges 
ſchah, ſich bereits ein fantonaler Ufus gebildet hatte, der billigen 
Wünſchen genügte. Nach den bereitd berichteten Verhandlungen 
der Fonftituirenden Tagſatzung über diefen Gegenftand konnte 
Niemand auch nur von fern her die Ahnung haben, daß der= 
felbe je zu ärgerlicher Kontroverfe in der Bundesverfammlung 
führen werde. Dennoch trat Solches ein. Schwyz hatte durch 
Gefe vom 3. Mai 1840 feinen Bürgern die Eingehung ge- 
mifchter Ehen unterfagt. Abgejehen von religiöfen Beweggründen 
fonnte diefe Borfchrift eine andere Abficht nicht haben, als zu 
verhindern, daß der Kanton afatholifche Bürger oder Bürgerinnen 
erhalte; das Gefeb war beftimmt, die Fonfeffionelle Einheit im 
Lande zu fihern. Dom gleichen Geift waren aber Gefeggebung 
und Praris der proteftantifchen Kantone, ihrer Hauptflädte ind - 
befondere, ebenfalld getragen; fo hatte Zürich ein Gefeb vom 
15. November 1820, nach welchem die Kinder aus gemifchten 
Ehen in der Religion der Bürgergemeinde des Vaters erzogen 
werden mußten, eine Beftimmung, welche bei dem Umftand, daß 
nahezu alle Gemeinden des Kantons proteftantifch waren, eben» 
falls entfchieden den Zwed hatte, die Eonfeffionelle Mifchung der 
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Bürgergemeinden, beziehungsweiſe des Kantons, zu verhindern. 
Drei Bürgern von Schwyz, namentlich dem Arzte Fridolin Benz, 
von Siebnen, der ſich mit einer Zürcherin verehelichen wollte, 
war es nun nicht genehm, ſich dem kantonalen Geſetz zu unter— 
werfen. Sie klagten bei dem Bundesrathe. Benz hatte einen 
unternehmenden Fürfprecher in der Perfon des Dr. Ludwig Snell 
gefunden, welcher mehr als einmal verhängnißvolle Thätigkeit in 
fonfeffionellen Angelegenheiten geübt; jebt trat er mieder ala 
Nathgeber und Agitator auf. In der an den Bundesrath gerich- 
teten Petition des Fridolin Benz wurde jenes Geſetz ald ein Alt 
pfonfeffioneler Unpuldfamfeit, würdig der Jeſuitenherrſchaft“ 
denunzirt und das Begehren geftellt, daß es ald unanwendbar 
erklärt und der Kanton Schwyz von Bundes wegen angehalten 
werde, dem Nefurrenten die Ehebewilligung zu ertheilen. Der 
Bundesrath wies diefen und die andern Refurrenten ab, aus— 
führlih aus Wortlaut und Wefen der Bundesverfafjung den 
Beweis führend, daß eine Bundesfompetenz in diefen Sachen 
nicht beftehe, fondern felbe vielmehr dem Bereiche der fantonalen 
Geſetzgebung angehören. Dabei berief fich der Bundesrath auf 
Art. 3 der Bundesverfaffung, der die Kantone ald fouverän er— 
flärt, infoweit ihre Souveränetät nicht durch die Bundeöverfaffung 
beſchränkt if. Er zeigte, daß eine folhe Beſchränkung in Be— 
zug auf die gemifchten Ehen nicht gefchehen, gegentheild förm— 
ih abgelehnt worden fei, indem er in Grinnerung brachte, 
daß bei Berathung der Bundesverfaffung im zwei verfchiedenen 
Malen (Mai und Yuni 1848) von den zwei Kantonen Glarus 
und Bern die Garantie der gemifchten Ehen in Antrag gebracht, 
beide Male aber von der Tagſatzung verworfen worden, weil in 
Minderheit geblieben ift. Er, der Bundesrath, wies auf die Ge— 
fahr hin, der Bundesverfammlung Befugniffe einzuräumen, die 
offenbar aus der Bundesverfaffung nicht hergeleitet werden fönnen, 
indem er erflärte: „fo wünſchbar ed bisweilen wäre, die Grenzen 
der Bundedbefugniffe zu überfchreiten, um grelle Uebelftände zu 
befeitigen, welche mit dem liberalen und humanen Geift der 
Bundesverfaffung im Widerfpruche ftehen, fo rechtswidrig und 
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gefährlich wäre es auf der andern Seite, dieſer Verſuchung Folge 
zu geben; rechtswidrig, weil das Grundgeſetz der Eidgenoſſenſchaft, 
wenn auch in edler Abſicht, gebrochen wird, gefährlich, weil das 
Vertrauen und die Achtung, die ihm gebühren, erſchüttert werden, 
und weil die jeweilige Bundesgewalt, welcher politiſchen Richtung 
fie immer angehören mag, bei weitern Uebergriffen in Antezeden- 
tien ihre Rechtfertigung fuchen wird“. Allein dem Bundesrath 
erging ed auch dießmal, wie bei Anlaß der Militärfapitulationen, 
Hatte er damals die den Kantonen nah Maßgabe der Bundes- 
verfaffung zuftehenden Rechte anerkennen wollen, und mußte er 
ſich gefallen laffen, daß die beiden Räthe, ihren politischen Zwecken 
zu genügen, ein abweichended Bundesrecht improvifirten, fo waren 
zu Gleichem die Einleitungen im vorliegenden Falle bald wieder 
getroffen. Ludwig Snell refurrirte für Benz mit einem weitläufigen 
Memorial gegen den bundesräthlichen Beſchluß an die Bundes- 
verſammlung; diefe mit reichlihen Schmähungen gegen die Res 
gierung von Schwyz und gegen die Inſtitutionen der fatholifchen 
Kirche auögeftattete Schrift wurde mit hohem Beifall aufgenommen 
und auf Anordnung des Nationalrathed zum Drud befördert. Der 
Bundesrath, um fein Gutachten angegangen, beharrte bei feinem 
Beichluß, ohne deßhalb eine Lanze mit deffen Gegnern zu brechen. 
Sodann behandelte eine nationalräthliche Kommiffion die Frage 
und wußte aus den angeführten Borverhandlungen fowie aus dem 
Tert der Bundesverfaffung felbft gerade das Gegentheil von dem 
herauszufinden, was der Bundesrath ald zu Necht beftehend an— 
erfannt hatte: unzweifelhafte Kompetenz der Bundesverfammlung, 
mit andern Worten Rechtlofigfeit der Kantone in der bezeichneten 
Materie. Jenen Umftand, dab eine zweimalige Anregung in der 
fonftituirenden Tagſatzung durchgefallen, wußte Eicher, der Be- 
richterftatter, für feine Meinung umzudeuten. Gilt fonft die wieder: 
holte Niederlage eines und deöfelben Antrages, wenigſtens wenn 
es fih um die pofitive Gefeßgebung handelt, ald vollgültiger . 
Beweis, daß die Kompetenz, welche einer Behörde durch den 
Antrag zugelegt werden wollte, nicht nur nicht an fie überge- 
gangen, fondern vielmehr Demjenigen geblieben fei, welcher fie 
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bis dahin inne gehabt: ſo argumentirte Eſcher mit ſeinen Ge— 
treuen ganz anders; denn es ſei Thatſache, daß bei den an jenen 
zwei verſchiedenen Anläßen geſchehenen Abſtimmungen das eine 
Mal dieſe, das andere Mal andere Kantone (freilich nie deren 
genug) zum Vorſchlage geſtimmt haben; zähle man nun die 
Freunde des Antrages aus beiden Abſtimmungen zuſammen, ſo 
ergebe ſich eine reglementariſche Mehrheit. Im Weitern ſagte der 
Eſcher'ſche Bericht, jene vom Bundesrath behauptete Verwerfung 
ſei nur deßwegen geſchehen, weil man die Kraft des andermei- 
tigen Artifeld über Handhabung des konfeffionellen Friedens (jet 
Artikel 44) nicht habe ſchwächen wollen, während aus dem Wort- 
laut der Verhandlungen gegentheild zu entnehmen ift, daß beide 
Male die Mehrheit der Stände der Meinung war: es fei des 
Konfeffionellen längft genug im Bundedentwurf und man molle 
nicht noch mehr Stroh zum Feuer legen. Abgefehen übrigens 
von jenen Antezedentien wollte Efcher die Kompetenz der Zen- 
tralgewalt aus dem inhalt des Art. 44 felbft folgern; diefer 
gebe dem Bunde (nicht bloß den einzelnen Kantonen) das Recht, 
für Handhabung des Friedend unter den Konfeffionen die geeig« 
neten Maßnahmen zu ergreifen. In diefen Worten liege die Be— 
fugniß, nicht erft dann einzufchreiten, wann der Friede gebrochen 
fei, fondern auch das Recht zum Einfchreiten, „um die Trübung 
des Fonfeffionellen Friedend zu verhindern“; mit einem Worte, 
„der Bund könne unmöglich bloß berechtiget fein, das Feuer des 
fonfeffionellen Haſſes zu löfchen, wenn dasſelbe unfer gemein 
famed Wohnhaus, das Vaterland, ergriffen habe, er müffe viel- 
mehr auch fchon die Befugniß haben, zu verhindern, daß diefes 
Feuer an diefed Wohnhaus gelegt mwerde*. In der Thatfache 
nun, daß einzelne Kantone die Proteftanten für unwürdig er- 
flären, Eheverbindungen mit Katholiten abzufchließen, liege eine 
Beleidigung der proteftantifchen Konfeffion,* Beleidigungen aber 


* Im Jahr 1808 beftand ein hoheitliches Dekret im Kanton Bafel, welches 
die Ehen zwifchen Katholiken und Reformirten unterfagte und zum Gegenftand 
der Berathung an der Tagſatzung wurde. Im Jahr 1813 (8. Juni) bezeugte 
Appenzell A. R. an der Tagſatzung, „daß bei ihm die gemifchten Ehen vers 
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feitend der einen Konfeffion gegen die andere trüben „den Fries 
den unter den Konfeffionen“, folgerecht könne auf Grundlage des 
Art. 44 gegen das Verbot von Schwyz und anderer Kantone 
(Wallis war laut Gefe vom Jahr 1837 im gleichen Fall wie 
Schwyz) von Bundes wegen eingefchritten werden. Schwerzmann 
von Zug brachte ein kurz und bündig gefaßted Minderheitägut- 
achten mit dem Antrag, daß Bewilligungen und Bermweigerungen 
von Ehen wie biöher Sache der Kantonalfouveränetät bleiben 
follen, Benz daher abzumeifen fei. Druey vertheidigte den An- 
trag des Bundesrathes, Schultheiß Kopp von Luzern ebenfo; 
Segefler machte die Beweisführung Eſcher's lächerlich, indem 
nach ihrem Zufammenhang felbit die Eriftenz der Konfeffionen 
ala eine Gefährdung des Friedend unter den Konfeffionen auf- 
gefaßt werden könnte. Eine überwiegende Mehrheit des Rathes 
beauftragte den Bundesrath zu Einbringung eines Geſetzes, das 
die ungehinderte Abfchliefung gemifchter Ehen im Umfange der 
ganzen Schweiz ermögliche. Einzelne Mitglieder der Mehrheit 
geftanden ein, „die Deutung der Bundesverfaffung fei etwas 
forcirt gemwefen“. Gleichviel. Das Eis war nun gebrochen, denn 
auch der Ständerath pflichtete bei und felbft die Beredtfamkeit 
feines Mitgliedes Eduard Blöfh von Bern vermochte nicht, der 
Neigung zur Willfür Einhalt zu thun (Juli 1850), 

In der Novemberfeifion fam der geforderte Gefehesentwurf 
zur Behandlung. Sämmtliche Bifchöfe der Fatholifchen Schweiz 
hatten. bei. der Bundesverfammlung Borftellungen gegen defjen 
Annahme und Durchführung eingereicht, indem ein ſolches Gefek 
gegen die Freiheit des Fatholifchen Kultus verftieße und als ein 
Eingriff in die firchlichen Rechte betrachtet werden müßte. Be- 
fonderd eingehend fprach der Bifhof von St. Gallen von den 
verderblihen Folgen der Begünftigung der gemifchten Ehen aud) 
für den Staat; fein Schreiben* machte die Bundesverfammlung 


boten bleiben“. Keine Fatholifche Standesgefandtfchaft hat jene proteftantiichen 
Berbote der gemijchten Ehen als Beleidigung der katholiſchen Konfeſſion erklärt. 
(S. Repertorium der Abfchiede der eidg. Tagfagungen von 1803 bis 1813, Bern, 
1842; — und den Abſchied von 1813.) 

* Derfaßt vom damaligen Domdekan Greith. 


u. 


aufmerffam, wie durch das Weberhandnehmen derfelben die Fa— 
milien in ihrer chriftlichen Grundlage gebrochen, die Gemeinden 
in ihrem bisherigen religiöfen Beftande auf das Tieffte erfchüt- 
tert, die chriftlichen Konfeffionen in ihrer Integrität aufgelöfet, 
im ganzen Volfe endlich dem religiöfen Indifferentismus Thür 
und Thor geöffnet. werden, alles zum größten Nachtheil des 
Staated in einer Zeit, in welcher die deftruftiven Doftrinen 
und Gelüfte die Grundveften der Sozietät geheim und offen 
untergraben und die Erfahrung bereits gezeigt habe, daß Men— 
fhen ohne Religion und Glauben eben fo gefährlihe Bürger 
als ſchädliche Glieder der Kirche feien. In einzelnen der bifchöf- 
lihen Eingaben waren hin und wieder Schriftterte angeführt, die 
in den Obren proteftantifcher Abgeordneten allenfalld unangenehm 
flingen mochten, aber, mit Unbefangenheit aufgefaßt, keineswegs 
verlegen fonnten. Eſcher war abermald Berichterftatter; er gab 
den Eingaben der Biſchöfe die gehäffige Deutung, als feien fie 
eine Demonftration gegen die Bundesbehörden, ald wollten die 
Bifhöfe den Fehdehandſchuh hinwerfen und die proteftantifchen 
Abgeordneten fammt und fonderd ald Kinder Beliald, ald von 
der Seligkeit ausgefchloffen, bezeichnen. Trog, der mit Schwerz- 
mann hauptfählih in Bezug auf die Frage der Kindererziehung 
Minderheit machte, tadelte Efcher’3 Eonfeffionelle Polemif, und 
Schwerzmann fagte, daß er den Eſcher'ſchen Bericht ſchon darum 
nicht habe unterzeichnen können, weil er gar zu „erzbifchöflich“ 
gehalten, eine Anfpielung auf die hohe Stellung, die Eſcher in 
Bezug auf Fatholifche Angelegenheiten einzunehmen bemüht war. 
Eicher fuchte indeffen feine Anficht auch für Katholiken genieß- 
bar zu machen; er führte an: die Fatholifche Kirche felbit fei von 
der ſtrengen Anwendung ihrer die gemifchten Ehen betreffenden 
Lehren abgegangen; die Erfahrung zeige, daß ed unter den ge— 
mifchten Ehen feine größere Zahl unglüdliher Ehen gebe als 
unter den andern ehelichen Verbindungen; daraus, daß durch 
die Bundesverfaffung die katholiſche Konfeffion gemährleiftet 
werde, fei nicht zu folgern, daß damit zugleich auch bejtehende 
Verbote gemifchter Ehen gewährleiftet feien. Durch den Geſetzes— 
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entwurf ſei worgeforgt, daß dießfalld den katholiſchen Geiftlichen 
fein Zwang angethan werde, indem nach der Anlage ded Ent: 
wurfes die zur Eingehung der gemifchten Ehe erforderlichen For- 
malitäten auch ohne Mitwirfung eines Fatholifchen Geiftlichen 
erfüllt werden können. Eſcher'n gegenüber vertheidigte Segeffer 
den Fatholifchen Standpunkt, berief fih auf die Autorität der 
Kirche, die bei den Katholiken maßgebend, auf dad Saframens 
talifche der Eheeinfegnung; den Eſcher'ſchen Mehrheitöbericht be— 
zeichnete er ald eine Höhnung der Katholifen und ald Ausfluß 
der Intoleranz und verlangte daher deffen Drud, damit man auch 
fpäter lefen könne, auf welcher Stufe religiöfer Duldung man im 
Jahr 1850 geftanden. In gleihem Sinne Quffer von Uri, das 
Bedauern audfprechend, daß die Kommiffionsmehrheit ihren Bes 
riht mehr gegen die Bifchöfe, als über die Sahe abgeftattet 
habe, daß der Berichterftatter fih auf den Standpunft eines 
proteftantifchen Paſtors geftellt und die Eingaben der Biſchöfe 
durch willfürliche Zufammenftellung einzelner Säße zu einer Vers 
dammungsbulle gegen Anderögläubige zu ftempeln gefucht habe. 
Hatten Efcher und proteftantifche Genoffen die Eingaben der Bis 
ſchöfe falfch aufgefaßt und einfeitig ausgelegt, fo äußerten fich 
hinwieder einzelne Katholiken, die den reißenden Strom der Zeit 
noch zu überholen bemüht waren, im Sinne ftaatlicher Allmadht, 
fo Waller, welcher fagte: „wir — der Nationalrat} — find die 
Landesbehörde, wir verfügen über diefe rein ftaatsrechtliche Frage 
der gemifchten Chen“; oder beleidigend wie der zürcher'ſche Ab- 
geordnete Sidler von Zug, welcher deflamirte: „Die Bifchöfe 
begnügten fih in ihrer Eingabe nicht mit der Sache ald folder; 
fie haben damit noch die Fraffeften Zuſätze verbunden. Ich miß- 
billige diefe Sprache ald die der frühern Jahrhunderte der ns 
toleranz. Das Konzert, welches die Bifchöfe in der Aargauer 
Klofterfrage angeftimmt haben, fcheinen fie fortipielen zu wollen. 
Die Sprache der Bifchöfe ift, gelinde gefagt, ein fihreiender 
Mißton in die Bildung unferer Zeit und Zivilifation.“ Die 
Verhandlungen wurden mit Bitterfeit geführt; für die glaubend- 
treuen Katholifen waren fie peinlich; diefe mußten durchaus jede 
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Hoffnung aufgeben, daß Fonfeffionelle Fragen mit billiger Rück— 
fiht auf Fatholifhe Rechte und Anfhauungen je würden behan- 
delt werden. Bei der artifelmeifen Diskuſſion trat die Frage in 
den Vordergrund, in melcher Konfeffion die aus den gemifchten 
Ehen bervorgehenden Kinder erzogen werden follen. Trog und 
Schwerzmann hatten den Antrag geftellt und verfochten, daß die 
Kinder der Konfeffion des Vaters zu folgen hätten. Diefe Anſicht 
fiegte mit dem Beifage, daß abweichende Verträge ungültig fein 
follen. Sie war entfprechend einem Schreiben der Regierung des 
Kantons Appenzell U. R., welche fih, vom proteftantifhen Stand- 
punft aus, in gleiche Stellung verfehte, wie die Bifchöfe Fatho- 
fifcherfeitd. Sie wollte insbefondere ihren Kanton gegen katho— 
liſchen Nachwuchs ficher ftellen dadurh, daß fie die Aufnahme 
jened Artifeld in das Gefeg befürmortete; gegen diefe prote— 
ftantifche Fonfeffionelle Beharrlichkeit haben Waller, Sidler 
und Andere ihrer Gefinnung Feine Ausfälle gemadt. Im 
Ständerath wurde vorzüglich die eben befprochene Frage aus: 
führlich behandelt. Camperio war dort Berichterftatter; er fagte 
freimüthig, daß er, obwohl Katholif, feine Kinder proteftantifch 
erziehen zu laffen gedenfe; man werde ihm doch nicht zumutben, 
folhe einer „Jesuitisre® * anzuvertrauen. Bundesrath Furrer 
ſprach in ausführlichen, fcharf dialektiſchem Votum für den freien 
Willen des Vaters. Diefe Anfiht fand Beifall und führte den 
Geſetzesvorſchlag zum zmeitenmal in den Nationalrat. Dort 
drangen nun Eicher und Furrer mit der gleichen Anficht gegen 
Hungerbühler und Trog durch, welche den frühern Beſchluß feſt— 
halten wollten, daß die Kinder in der Konfeffion des Vaters 
erzogen werden ſollen; derfelbe wurde zurüdgenommen. Hunger: 
bühler mußte ſich bei diefem Anlaß einige Hiebe feined St. Gal- 
lifchen Kollegen Weder gefallen laffen, der mit Eſcher ftimmte 
und jenem vorhielt, daß eben dasfelbe, wad nun Hungerbühler 
empfehle, die Bifchöfe befürwortet hatten. Das Geſetz, am 3. De- 
zember 1850 erlaffen, fichert die gemifchten Ehen gegen allfällige 

* Damals übliche Bezeichnung in der weftlichen Schweiz für Fatholifche 
Anftalten, fprachliche Erfindung Druey's. 
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fantonale Verbote, räumt auch der weltlichen Behörde das Recht 
zur Promulgation ein, verbietet, die Bewilligung zur Promul- 
gation oder Kopulation einer gemifchten Ehe an Bedingungen 
zu fnüpfen, denen andere Ehen nicht unterliegen, und ftellt den 
Entfheid über das Glaubensbefenntniß, in welchem die Kinder 
zu erziehen find, dem Bater oder feinem gefeglichen Stellvertreter 
anheim. Das Geſetz hat faum ein anderes Verdienft, ald daß es 
die bei gewiſſen Klaffen der untern Volksſchichten bereitd vor- 
handene Gleichgültigkeit in religiöfen Dingen von Oben herab 
ermuntert und begünftiget, eine Politik, welche die Gefchichte der 
Melt feit Jahrtaufenden als eine der Wohlfahrt jeglichen Volkes 
verderbliche bezeichnet. — Noch beftanden da und dort Fantonale 
Geſetze, nach welchen Nichtkantonsbürgerinnen Ginheirathungs- 
gebühren zu bezahlen hatten. Der Bundesrat unterfagte, in 
Folge Anregung von Glarus, den Kantonen Uri und Schwyz, 
wo folches noch ftattfand, den fernern Bezug jener Gebühren 
(Art. 48 der Bundesverfaffung). 

Und noch einmal hatte fih die Bundesverfammlung mit 
den Militärfapitulationen zu befaffen. Der Bundesrath erftattete 
den geforderten Bericht (13. November 1850). Ein neued Ans 
finnen an die Megierung Beider Sizilien um Aufhebung der 
Kapitulationen auf dem Wege des Einverftändniffes hatte die— 
felbe ald vertragsmäßig ganz unftatthaft erklärt, Drohungen 
energifcher Befchlüfje gegen eigenmächtiges Vorgehen der Schweiz 
beifügend (12. Dftober 1849), eine Antwort, auf melde der 
Bundesrath nicht angemeffen fand, „etitwad zu ermiedern®. Er 
legte eine Berechnung über die enorme Summe vor, welche bei 
einfeitiger Aufhebung der Kapitulationen an die Schmeizerregi- 
menter in Neapel bezahlt werden müßte, zeigte, daß die Bundes» 
faffe fein Geld, die Kantone feinen Willen zu ſolcher Leiftung 
hätten, führte nebenbei auch an, daß zur Zeit überwiegende poli- 
liſche Gründe zur Aufhebung jener Verträge nicht mehr vor= 
handen feien, und gab fihließlih den Befund und den Antrag 
ab: diefe Sache den betheiligten Kantonen bis zum Ablauf der 
Verträge zu überlaffen und den proviforifhen Bundesbefchluß 
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vom 20. uni 1849 außer Kraft zu erflären. Unfelbftftändig, 
wie der Bundesrath fich bei manchem Anlaß benahm, hielt er 
aber einen zweiten Antrag in Vorrat, den nämlich, falls die 
Bundesverfammlung jenen erften nicht genehmigen würde, ein 
wirkſames Strafgefeb gegen die Werbung zu erlaffen, da nad 
gemachter Erfahrung das bloße bisherige Verbot nicht wirkffam 
gewefen fei. Die beiden Räthe verhandelten den Gegenftand aber- 
mals, wobei es zeitweife fchien, daß die Gegner des Aufhebungs- 
‚befchluffes ald Sieger aus dem Kampfe hervorgehen würden ; 
allein im Nationalrath überwog, wenn auch mit ſchwacher Mehr: 
heit, die vorgefaßte Meinung und das fogenanannte Chrgefühl, 
“an einmal Befchloffenem nicht rütteln zu laffen. Mit einem ab— 
meichenden Beichluß, zwar die Unterhandlungen für Auflöfung 
‘der Kapitulationen fortzufegen, aber dad Werbeverbot zurüdzu- 
nehmen, blieb der Ständerath allein. Jener Beſchluß vom 20. Juni 
1849 blieb daher auch ferner in Kraft. In den folgenden Jahren 
brachte der Bundesrat den Gegenftand mieder zur Sprache, ala 
der ehemalige Bundesrath Ochfenbein * eine frangöfifche, andere 
Schweizeroffiziere eine englifhe Fremdenlegion zu bilden fich 
anfchieten. In Folge deffen wurde durch Beſchluß der Bundes- 
verfammlung vom 24. Juli 1855 das Verbot der Anwerbung 
für fremden Kriegsdienſt beftätiget. Endlich wurde durch Bundes- 
gefeb vom 30. Juli 1859 nicht bloß die Werbung, fondern auch 
der Eintritt in ausländifche Truppenförper (falld es nicht National» 
truppen feien) bleibend und allgemein verboten. Der Schweizer 
wurde durch diefed Geſetz um eine wichtige individuelle Freiheit 
ärmer; das bewied in ausgezeichneter Rede am 25. Juli 1859 
Nationalratd Segeffer. Der lebte Kapitulationdvertrag mit Neapel 
erlofh am 15. Juli gl. J. Kurz vorher hatte der Bundesrath 
die Abfchaffung der eidgendffifchen und der Fantonalen Feld— 
zeichen bei den Regimentern verlangt; fie erfolgte; hierauf, durch 
diefe und andere DVeranlaffung, Meutereien in den Regimentern, 
dann Auflöfung derfelben, den wiederholt vorgetragenen Wünfchen 


* Dchfenbein war im Dezember 1854 nicht wieder gewählt und im Bundes 
rath durch Stämpfli erfeßt worden. 
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des Bundesrathed gemäß, durch die Regierung in Neapel. Die 
friegerifhen Greigniffe jener Zeit in Stalien hatten im September 
gleichen Jahres auch die Auflöfung der Schmweizertruppen (rich— 
tiger Fremdenregimenter) im Kirchenftaat zur Folge. 

Im Kanton Waadt waren die ZToleranzverhältniffe noch 
unbefriedigend. Von 1832 her beftand ein Geſetz, welches die 
Berlefung obrigfeitlicher Berordnungen über firchliche Gegenftände 
von der Kanzel befiehlt, ebenfo der Beichluß der Tagſatzung, 
welcher einen allgemeinen Bettag anordnete. Es wurde diefer 
nun auch in den Fatholifchen Pfarreien von Waadt gefeiert; von 
der bezüglichen Befanntmahung verlafen die Seelforger diefer 
Konfeffion den wirklichen Regierungsbefhluß über die Bettags- 
feier, nicht aber den paftoralen Theil der Bekanntmachung, welcher 
die religiöfe Ermahnung (exhortation) enthielt. Damit begnügte 
ſich die Regierung während fechdzehn Jahren. Anderd von 1848 
an; der Staatsrath verlangte von den fatholifhen Pfarrern Ver— 
Tefung auch des Firchlichereligiöfen Theiled des Bettagsmandates, 
was jenen nicht zufagte, weil eine folde Bekanntmachung er- 
fahrungsgemäß in Wefen und Ton nad proteftantifcher An- 
ſchauungsweiſe abgefaßt ift. Die Pfarrer verlafen daher bloß den 
rein regiminellen Theil des Mandate. Die Mehrheit derfelben 
erhielt einen Verweis; einer wurde abgefeht. Gleicher Befehl im 
Jahr 1849, obwohl ſich die Geiftlihen durch Vorftellungen bei 
der Regierung bemüht hatten, die Wiederholung von Anftänden 
zu vermeiden; dann gleiche, auf frühere Praxis und das Recht 
freier NReligionsübung der Katholiten begründete Einfpracdhe und 
Handlungsweife der Pfarrer, mobei fie jedoch keineswegs er= 
mangelt hatten, den Pfarrgenofjen eine religiöfe Mahnung (ex- 
hortation) wefentlih auf Grundlage derjenigen des Staatsrathes 
vorzutragen. Sie wurden auf fünf Wochen lang in ihren feel 
forglihen Verrichtungen, wie im Bezug ihrer Einkünfte, einges 
ſtellt. Vorſtellungen der katholiſchen Pfarrgemeinden fruchteten 
nicht. Doch lieh fich der Staatsrath für die Folge herbei, der 
fatholifhen Geiftlichfeit die Bezeichnung folcher Stellen im Man- 
dat zu erlauben, welche allenfalld mit der Fatholifchen Lehre nicht 
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übereinftimmen, behielt ſich aber den Entfcheid über die Abände- 
rungswünfche vor, und verfügte fodann, im Jahr 1850, in einer 
Weife, welche die Befchwerdeführer von ihrem religiöfen Stand» 
punft aus nicht befriedigen fonnte. Sie lafen daher die Erhor- 
tation wieder nicht. Der Staatsrath fodann entſetzte fie ihres 
firchlichen Amtes, neun an Zahl (30. Dftober 1850). Die Katho: 
lifen aber machten befannt, daß fie nicht aufhören werden, um 
Freiheit für die Fatholifche Kanzel in ihren Kirchen, und um freie 
Ausübung des Priefteramtesd für ihre Geiftlichkeit zu rufen. * Die 
abgefegten Geiftlihen fonnten auf ihren Pfarreien ald Vikare 
bleiben und bezogen auch nur Bifariatsgehalte; fpäter folgten 
Unterhandlungen zwifchen der Regierung und dem bifchöflichen 
Drdinariat und eine Verfländigung, in Folge deren der Staatö- 
rath für gefammte Pfarreien eine Neuwahl vornahm und die 
frühern Bepfründeten mit Ausnahme eined Ginzigen wieder 
wählte, der feinerfeit3 die Refignation eingab. 

Die Verfolgung gegen die proteftantifhen Freunde freier 
Religionsübung im Kanton Waadt blieb mittlerweile diefelbe, 
wie früher. Ein Bauer und ein Prediger wurden privatgotteö- 
dienftlicher Handlung befchuldiget. Der Staatsrath ließ gegen fie 
einfchreiten; das Bezirfägeriht von Lavaur fprac fie freiz die 
Regierung legte Berufung ein; Staatsanwalt Martin verweigerte 
die Betheiligung bei der Appellation und gab die Demiffion ein, 
die vom Staatsrat) angenommen ward. Advofat Pellis fagte 
unter Anderem vor dem Kantonsgeriht: „Das Land foll es 
wiſſen, daß ein armer Landmann hieher gefchleppt wurde vor 
Euere Schranken, ohne Unruhe, ohne Unordnung in feinem 
eigenen Haufe; in einem republifanifchen, proteftantifchen Lande 
erlaubte er fich in Gefellfchaft einiger Freunde Gott anzubeten.“ 
Das Kantonsgericht verurtheilte die beiden Angeklagten zu Geld- 
bußen und zu Bezahlung der Prozeßkoſten. 

An die frühern willfürlihen Entſetzungen katholiſcher Be— 


* S. M&moire concernant la destitution des curés catholiques du 
Canton de Vaud. Carouge, 1850. 
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pfründeten im Kanton St. Gallen reihte fih im Jahr 1850 
jene des geweſenen Domvifard Klaus, nunmehrigen Pfarrer in 
Dberriet, „wegen Mißbrauches der Kanzel und feiner pfarramt- 
lihen Stellung zu politifhen Zmweden“; er verantwortete fich 
gegen den Machtipruch der Regierung mit einem bewunderungs— 
würdigen Muthe und mit der freimüthigen Aeußerung: es werde 
jeder Unbefangene in dem gegen ihn eingehaltenen Verfahren 
»nichts, ald eine leidenfchaftliche, ſyſtematiſche Verfolgung im 
Intereſſe einer politifchen Partei erfennen müfjen“, und er hoffe 
noch die Zeit zu erleben, „wo der Herr aller Herren entweder den 
Entfhluß des Kleinen Rathed oder aber das biäher eingehaltene 
Syftem ändern“ werde; die jüngfte DBergangenheit liefere der 
Beweiſe genug, „wie fehr auch die Herrfcher und Mächtigen dem 
Plazet des Emwigen unterworfen find, der es ihnen jeden Augen 
blid entziehen fann“ (Schreiben vom 16. Juli 1850). Der 
Kleine Rath, der in foldher Schrift den gemwünfchten Unterthanen- 
finn nicht fand, verhängte Kriminalunterfuhung über deren Ber: 
faffer, wurde jedoch von der zweiten Inſtanz mit einem ablehnen- 
den Urtheil zurecht gewiefen. Diefer Deplazetirungähandel endete 
mit einer dem Pfarrer vom forreftionellen Gericht auferlegten 
Geldbuße und, in Uebereinftimmung mit der bereitd eingetretenen 
Uebung, mit der Refignation deöfelben auf die Pfarrei Oberriet. 

In Genf fiegte die radifale Partei unter ihrem Haupte 
Samed Fazy bei der Iintegralerneuerung des Großen Rathes 
wieder vollftändig. Solches erregte große Freude bei den Partei- 
genofjen in Bern. Zwei bis dreihundert Mann ſtark brachten fie, 
Studenten, Handwerkögefellen und andere politifche Freunde, dem 
eben in der Bundesftadt anmwefenden Genfer Ständeratb Tourte 
einen Fadelzug; der Kommunift Goullery, Redaktor einer im 
Revolutionsgeſchmack gehaltenen Zeitung, hielt die übliche An— 
rede. Tourte, ftatt in feinen Danfworten bei den Genfer Wahlen 
ftehen zu bleiben, ergoß fich in beleidigenden Ausdrüden gegen 
die Berner Regierung. Solches lag dem alten ächten Bernerthum 
nicht recht. Der Ruf: „Nafjau fort! erfcholl abermals durch 
das Voll. Eine Verfammlung von 1700 Bürgern der Haupt- 
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ftadt unter Lauterburg und Bitzius beſchloß, eine Ergebenheits- 
adrefje an die Regierung zu erlaffen, in der diefelbe erfucht wurde, 
mit ftarfer Hand die Drdnung aufrecht zu erhalten und den 
„Fremden“ unnachfichtlih das Handwerk zu legen. Dem anmaß— 
lihen Ständerath wurde der Zutritt zu der Muſeumögeſellſchaft 
unterfagt; feine zahlreichen Freunde in beiden Räthen faßten den 
Entihluß, ſolches Eril aus jener Gefellfchaft mit Tourte zu theilen. 
Man erbitterte ſich gegenfeitig. Die fonfervative Preffe von Bern 
hieb fcharf ein auf jene Fraktion der Bundesverfammlung, was 
mit Adreſſen zu ihren Gunften an die beiden Näthe erwiedert 
wurde. Bom Berner Landvolf aber langten auch noch Adrefjen 
an die Berner Regierung ein, in welchen die entfchiedenfte Ab- 
neigung gegen das geflürzte Negiment und defjen fchweizerifche 
Freunde auögefprochen if. So ein Schreiben aus dem Emmen- 
thal, in welchem es hieß: „Die gegenwärtige Regierung des 
Kantons Bern iſt gottlob weder durch eidgenöffifche Bayonnete 
eingefeßt, noch beruht ihr Fortbeſtand auf eidgenöffifhen Sym— 
pathien; fie ift aus dem Herzen des Volkes hervorgegangen 
u. ſ. w.s; eine Regierung, die nicht bei jedem mißfäligen Wort, 
das gegen fie falle, die bewaffnete Macht der Nachbarftände an- 
rufe; Unfpielung vorzüglich auf die Freiburger Regierung. In 
Bafelland wurde ein alter Forderungsftreit abgethan; die Lieftaler 
‚Freifchärler von 1845 verlangten beharrlih Ausbezahlung des 
ihnen feiner Zeit von der Gemeinde zugeficherten Taggeldes; es 
wurde ihnen unter Herabſetzung entſprochen, doch mit Abrech- 
nung der Tage, welche fie ald Gefangene in Luzern zugebracht 
hatten, 


Vierter Abfchnitt. 


Eifenbabnen. Telegraphen. Maß und Gewicht. Poſtſachen; Entfchädigung an 
die Kantone; Schaffhaufen gegenüber von Thum und Taxis ausgelöst. Hoch— 
ſchule. Polvtechniftum. Bau des Bundespafaftes. Kantonales aus St. Gallen 
und Solothurn, (Aus den Jahren 1848 bis 1857.) 


Sprach man von Eifenbahnen in der Schweiz, fo fhüttel- 
ten die Meiften den Kopf. Man fuhr zu Anfang diefer ‘Periode 
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mittelft Dampf von Zürih nah Baden, von frankreich herein 
in einen Bahnhof auf Bafeler Gebiet. Weiter hatte man ed nicht 
gebracht. Vorläufig aber bewiefen doch größere Projekte, daß man 
den Muth zu Mehrerem babe. An den geiehgebenden Näthen 
war ed, die Schleufen zu öffnen, damit fruchtbringente Thätig— 
feit fi der Aufgabe bemächtigen möge. Alfred Efcher mit drei— 
zehn andern Mitgliedern ded Nationalrathes ging voran mit einem 
Antrag, förderlih alle für den Bau eines fchweizerifchen Eifen- 
bahnneges erforderlichen Einleitungen zu treffen. Die ganze An- 
lage diefer Motion verrieth den Zwed raſchen Vorgehens, indem 
fie bereitd auch auf die Ernennung einer Eilfer-Rommijfion ab— 
ftellte, welche die Gutachten der Techniker und jene des Bundes— 
rathes zu prüfen und darüber zu berichten hätte. Die Begrün- 
dung übernahm Peyer von Schaffhaufen. Zauderer oder Miß— 
trauifche, die vor Bundesfchwindeleien warnten (fo Hoffmann 
von St. Gallen) wies der feurige Erpf, fein fantonaler Kollege, 
zurüd. Die Oppofition wollte höchſtens technifche Studien vor— 
nehmen, alled Weitere noch unbejprochen und unentfchieden laffen. 
Die Mehrheit aber war folher Berichleppung entgegen, gedachte 
vorzugehen und ſprach diefen ihren Willen in einläßlihem Bes 
ſchluß aus, der den Bundesrath beauftragte, unter Zuziehung 
unbetheiligter Experten den Plan zu einem allgemeinen ſchweize— 
rischen Eifenbahnneg, deßgleichen den Entwurf zu einem Bundes— 
gejege betreffend die Erpropriation für fchweizerifche Eifenbahn- 
bauten, endlich Gutachten und Anträge über die Betheiligung 
des Bundes bei der Ausführung des Baues ſowie über die Kon— 
zelftonsbedingungen für den Fall der Erftellung der Eifenbahnen 
durch Privatgefellfchaften, der Bundesverfammlung beförderlichft 
vorzulegen. Im Ständerath, wo die beiden St. Galler Steiger 
und Aepli ebenfalld mißtrauifche Oppofition erhoben, kämpften 
Munzinger und Ochfenbein für die nationalräthlihe Schluß— 
nahme. So entitand der gemeinfame Beihluß vom 18. Dezem— 
ber 1849 obigen Inhalted. Die Kommiffion des Nationalrathes 
wurde gewählt, Eicher zu ihrem erften Mitglied. Der Bundes- 
rath freute fich des Auftrages und war emfig in jeiner Erfüllung. 
Die Schweiz. IV. 33 
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Bald reichte er einen Gefekedvorfchlag über Erpropriation ein, 
empfahl deſſen fürderlihe Behandlung, damit einerfeits die fünf- 
tigen Eifenbahnunternehmungen in Bezug auf Erpropriationen 
einen fihern Boden gewinnen, anderſeits die Grundeigenthümer 
die Beruhigung erhalten, daß das Eigenthum nur im Falle wirk— 
lihen Bedürfniffes angegriffen werden dürfe und nur gegen volle 
Entſchädigung abzutreten fei. Es galt, die Eiſenbahn-Freunde zu 
ermutbhigen, allfällige VBolfsbeforgnijje zu beſchwichtigen. Darım 
wurde im Entwurf die Verpflichtung der Bauunternehmer aus: 
gefprochen, nicht bloß für das Eigenthum an fich, fondern über- 
haupt für alle Nachtheile, welche dem Grundbefiger erwachſen 
fönnen, Entihädigung zu leiten. Kantonale Behörden für Ent- 
ſcheidung von Erpropriationgftreitigfeiten glaubte der Bundes— 
rath aus wichtigen Gründen ausfchließen zu follen, damit Ein- 
heit und Gleichförmigfeit in das Ganze fomme. Dabei ftellte 
fein Entwurf dad Bundesgericht als einzige, erfte und lebte In— 
ftanz auf. Die nationalräthlihe Kommiffion unterwarf den Bor: 
ſchlag einer mefentlihen Umarbeitung und brachte die vom Bundes- 
gericht, vom Bundesrath und von der Regierung des betroffenen 
Kantons zu beftellenden Schagungsfommiffionen als erfte Inftanz 
in denfelben. Diefed Bundesgefeb wurde am 1. Mat 1850 er- 
lafjen, it in feinen Vorzügen und Gebrechen längſt befannt und 
hat eine Bollziehung erhalten, bei welcher die Grundeigenthümer 
in der Negel ausgezeichnet gute Gefchäfte gemadht haben. Dem 
Befunde der nationalräthlihen Kommiffion gemäß wurde es nicht 
bloß für die Eifenbahnen, fondern für alle öffentlihen Bauten, 
die von der Zentralgewalt oder mit deren Autorifation ausge— 
führt werden, ald anwendbar erklärt. Für den technijchen Theil 
der Aufgabe berief der Bundesrath eine europäifche Gelebrität, 
den englifchen Ingenieur Robert Stephenfon, M. P. (Parla- 
mentömitglied), der fih bald mit einem andern Ingenieur, Hein- 
rih Swinburn, "im Schweizerland einfand und ſolches in Begleit 
des Bundesrathes Näff, Vorftand des Baudepartements, im Fluge 
durcheilte. Der Experte hatte Inſtruktion, alle zu bauenden Haupt- 
Jinien, dann die Reihenfolge ihrer Ausführung, die möglichen 





— 515 — 


Konkurrenzlinien, d. h. folche, bezüglich derer fich lokaler und 
fantonaler Hader ergeben fünnte, endlich den Alpenübergang über 
den Rufmanier zu begutachten. Der große Erperte war nicht 
Enthufiaft für ein fchmeizerifches Eiſenbahnnetz, zeigte ſich er- 
ftaunt über den hohen Grad der Bolllommenheit der ſchweize⸗ 
rifhen Straßen, da er, England ausgenommen, nirgends fo au$- 
gezeichnete Straßen gefunden habe, und ließ ferner die Neußerung 
fallen: wäre nicht die Herftellung von Eifenbahnen rund um die 
Schweiz fchon fo weit vorgefchritten, fo möchte e8 einigem Zweifel 
unterliegen, ob der Bevölkerung aus der Anlage von Eifenbahnen 
an der Stelle jener trefflichen Straßen irgend ein Vortheil er- 
wachfen würde. Er rühmte dann übrigens die Energie, mit der 
die Schweiz ſich nun gleihmwohl auf das Eifenbahnmwefen merfe, 
behandelte den Gegenjtand nach allen Seiten und entwarf ein 
Eifenbahnnes, welches aus einer vom Genferfee nach dem Boden- 
fee führenden Stammlinie mit Nebenlinien nah Bafel, Bern, 
Thun, Luzern und Schaffhaufen, und aus einer von Rorſchach 
nad Chur mit Zmweigbahn nach Wallenftadt führenden Südbahn 
beftand, die Stammlinie von Zürich über Frauenfeld und Romans 
horn nad) Rorfchach zu bauen empfahl, die Winterthur⸗St. Galler- 
Linie als unpraftifh darftellte. Die Rorſchach-St. Galler-Linie 
beurtheilte er als eine foldhe, bei welcher die Anwendung der 
Lokomotive feinen guten Erfolg verfpreche, daher eher die Waffer- 
fraft benugt werden müſſe. Stephenfon ſprach fih auch über das 
Zufmanierprojeft aus, doch unabfchließlich, da die technifchen Bedin- 
gungen feiner Ausführung ihm noch nicht hinlänglich klar vorzuliegen 
fhienen. Jenſeits der Alpen erwähnte er der Linie Bellinzonas 
Lugano, aber ald einer finanzielleruinofen Bahn. Auf den Linien 
diehfeitd der Alpen, mo Wafferftraßen vorhanden, empfahl er 
vorläufig deren Benutzung, ftatt Eifenbahnen in ihrer Richtung 
zu bauen. Diefed aus Genf vom 12. Dftober 1850 datirte Gut— 
achten war in feiner Durbführung und in feinen Abfchlüffen 
zu unbeftimmt gehalten, ald daß e8 maßgebenden Einfluß hätte 
ausüben können. Der Bundesrath ließ fich indeffen nicht ab— 
fchreden. Den Rathsherrn C. Geigy von Bafel und den In— 
33 * 
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genieur J. M. Ziegler von Winterthur beaufiragie er mit der 
Prüfung der finanziellen Seite der ganzen Aufgabe; diefe zweiten 
Experten hatten ihren Bericht zu geben über allfällige Zweck— 
mäßigfeit einer Betheiligung des Bundes bei dem Eifenbahnbau 
und über die Art, wie ſolche ftattzufinden hätte. War das Gut— 
achten Stephenfon’d wenig erımunternd, jo lautete dasjenige der 
eben genannten Schweizer um fo lodender: fie empfahlen mit 
großer Wärme den GEijenbahnbau; das Beifpiel der andern 
Staaten ſei entjcheidend und maßgebend auch für die Schweiz; 
das neue Verkehrsmittel folle man ſich aneignen, wie es feiner 
Zeit mit dem Scießpulver, der Bucdıuderfunft, den Spinn- 
und Webmaſchinen geſchehen ſei; Berddung der biöherigen 
Straßen habe man keineswegs zu befürchten, gegentheild werde 
fi) der Verkehr namentlich auf. den Seitenftraßen heben, denen 
die Gifenbahnen nicht Konkurrenz machen ; auch werde das ganze 
Volt in Maffe, nicht bloß der induftrielle Theil desfelben, an 
den Bortheilen der Eifenbahnen Theil nehmen. Ueber das Mittel 
zur Ausführung erklärten fich diefe Experten übereinftimmend: 
die Staatöbetheiligung fahen fie ald unerläßlich an; ein Drittheil 
derfelben folle vom Bund, die andern zwei Drittheile follen die bei 
jeder einzelnen Linie näher betheiligten Kantone übernehmen (Be— 
riht vom 31. Oftober 1850). Ueber die Ausführung diefer Be— 
theiligung zerfielen die beiden Erperten: Geigy wollte die Eifen- 
bahnen als ein gemeinfchaftlihhes Unternehmen des Bundes und 
der Kantone ausführen, die nöthigen Gelder mittelft Ausgabe 
von Eifenbahnpartialen aufbringen laffen, diefen ein Minimum 
von 31/, %/, Zins, Antheil am Gewinn und die Bahn als Unter- 
pfand zufihern; Ziegler dagegen empfahl Ausführung durdy Pri— 
vatgefellfchaften, Doch mit Zinsgarantie für beſchränkte Zeit und 
unter Staatöfontrole, welche durch eidgenöffiihe Rechnungsrevi— 
foren zu üben wäre; Ziegler beabfichtigte auf diefe Weife, die 
Kreirung einer eigentlichen Staatefchuld zu umgehen. Der Bundes» 
rath ging in die Anficht des Rathsherrn Geigy ein und entwarf 
einen Gejegesvorfchlag, welcher die oben angeführten Haupt- und 
Nebenlinien, mit Ausfchlug einer Bahn von Winterthur über 
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St. Gallen nach Rorſchach und mit Hinzugabe einer Linie Biasca— 
Locarno, umfaßt, Bau und Betrieb jeder der einzelnen Linien ala 
gemeinfchaftliches Unternehmen des Bundes und der Kantone er- 
klärt, „die fich bei Ausführung einer Linie befonders betheiligen“, 
durch beide Haupttheilnehmer für jedes Unternehmen einen ges 
meinfchaftlichen Berwaltungsrath beftellen läßt, die nöthigen 
Baufummen durch Ausgabe „Ichweizerifcher Eifenbahnpartialen“ 
beifchaffen will, den Inhabern derfelben die erwähnten Vortheile 
zufichert, einen Refervefond bildet und der Verwaltung nach Ver: 
fluß von 50 Jahren die Einlöfung der PBartialen zum Nenn- 
werthe vorbehält. Im Texte ded Geſetzesvorſchlages lefen wir den 
Artikel 6: „Die Bundesverfammlung wird beflimmen, wann und 
in melder Ausdehnung die in Art. 2 bezeichneten Eifenbahnen 
ausgeführt werden dürfen.“ In diefen Worten liegt die Beran- 
laffung eines Mißtrauens, welches auf ſpätere Entjcheide wefent- 
lich einwirkte. Namentlich fürchtete die öftliche und die jüdöftliche 
Schweiz, die Bundesverfammlung werde ihr nur Stiefmutter fein, 
Mittel- und Weftfchweiz werden zunächſt auf eigene Linien be- 
dacht fein, vielleiht fpäter dann erlahmen und für die andern 
Theile der Schweiz nicht oder nur Ungenügendes leiften wollen. 
Diefe Beforgniffe, dann auch grundjäßlide Anfchauungen an fih, 
brachten in den Kommiffionen der gefebgebenden Näthe wie in 
diefen felbft eine Spaltumg hervor. In der Kommiljion des Na- 
tionalrathes ſprachen ſich Pioda, Biihoff, Stämpfli, Peyer im 
Hof, Siegfried und Steiger von Luzern, alfo die Mehrheit, für 
den Staatöbau und Staatöbetrieb aus, doch fo, daß Bau und 
Betrieb gemeinfchaftlihe Sache des Bundes und der Kantone 
wären, bezeichneten ald zu bauende Linien: 1) die Linie von 
Genf über Morfee nach Yferten, mit der Seitenbahn nad Ouchy; 
2) die Linie von Sferten nah Bern; 3) die Seitenbahn nad 
Thun; 4) die Linie von Bern nah Dlten; 5) die Seitenbahn 
nad Solothurn; 6) die Linie von Olten nah Zürich; 7) die 
Linie von Zürich über Winterthur, Frauenfeld, Wyl und St. Gal- 
len nach Rorſchach; 8) jene von Winterthur nah Schaffhaufen; 
9) die Linie von Rorſchach nah Chur mit der Seitenbahn nad 
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MWallenftadt; 10) die Linie von Rapperſchwyl nad Weefen, mit 


der Seitenbahn nah Glarus; 11) jene von Dlten nad) Luzern; 
12) von Dlten nah Bafel, und 13) von Biasca nah Locarno. 
Aufnahme noch anderer Linien blieb vorbehalten. Der von der 
Kommiſſionsmehrheit verfaßte Gefegesvorfhlag gab der Bundes- 
verfammlung wieder das Recht, die Neihenfolge der Bauten zu 
beftimmen, wollte die Baufoften-durh Anleihen gegen Obliga- 
tionen zu höchftens 4 9%, Zins deden, den Kantonen die Hälfte 
der betreffenden Zindlaft überbinden, gemeinfame Verwaltungen 
mit diefen für die einzelnen Bahngebiete, für die Beauffichtigung 
des Ganzen eine Generaldireftion beftellen. Ein zweiter Gefeßes- 
vorfchlag bezeichnete die Reihenfolge für die Ausführung der einzel- 
nen Bauten. Begründung und Beleuchtung diefer Borfchläge durch 
den Berichterftatter Peyer im Hof wurde allgemein ald ausge: 
zeichnete Arbeit anerkannt. Jenen Kommiffionsmitgliedern gegen- 
über ftanden Efcher, Kern, Blanchenay, Bavier und Hungerbühler, 
eine Minderheit, die fich ganz auf Seite des Privatbaues ftellte 
und ihre Anfiht durch einen ebenfalld fehr gelungenen Bericht 
von Hungerbühler vertheidigen ließ. Für den Privatbau wurde 
neben manch Anderm angeführt: vor Allem foll in demofratifchen 
Republifen die Privatthätigkeit vormwalten, die Staatsgewalt erft 
dann einfchreiten, wenn öffentliche Zwede nur von ihr gehörig 
erreicht werden fönnen; dann der Satz, daß die Kontrahirung 
einer Nationalfhuld, ausgenommen für Zwede der Landesver- 
theidigung,, vermieden werden fol. „Hüte fih die Eidgenoffen- 
haft“, fagt der Minderheitäbericht, „vor dem erften Schritt, der 
zum Abgrund des Staatsſchuldenweſens führt. Mögen die Laften 
bei Kontrahirung folcher Nationalfchulden, fei ed durch Schaffung 
von Papiergeld, fei e8 mittelft Abfchliegung von Anleihen, auch 
vorübergehend, die Vortheile bleibend fein, fo viel ift ficher, daß 
fogenannte produftive Staatöfchulden nur zu häufig deftruftiv 
werden, und daß die Ungunft der Zeiten, daß Theurung, Kriegs— 
gefahren u. f. mw. die Laften verlängern und erhöhen und neue 
Laſten auf die alten wälzen können“. Den bisherigen Wohlftand 
der Schweiz verdanfe man dem Fernhalten der Staatsfchulden. 
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Wenn die Mehrheit des Ausſchuſſes dieſen Punkt nicht ſo ängſt— 
lich aufnahm, ſo rührt es zum Theil daher, daß die Voranſchläge 
für das projektirte Netz damals ſehr gering lauteten; ſie berech— 
nete den mittelſt Anleihen zu deckenden Geldbedarf zu 125 Mil- 
lionen Franken, fo daß, wenn die Eifenbahnunternehmung gar 
nichts rentirte, doch nur 21/, Millionen Franken Zins zu be— 
zahlen, wäre, eine Summe, welche nach ihrer Anficht weit ge— 
ringer fein würde, ald die Erfparniß, die das Schmweizervolf auf 
den Transportfoften machen würde. Nebenbei wollte die Mehr: 
heit nichts von dem Aftienfchwindel, welcher, nach ihrer Anficht, 
das Entjtehen vieler Eifenbahngefellfhaften in das Land brächte, 
ſprach Beforgniß aus vor ihrer drohenden Uebermächtigfeit gegen- 
über Behörden und Volk, und beftritt auch die Meinung, daß 
‚die. Gefellfhaften beifer und mohlfeiler bauen und verwalten, 
befjer und billiger bedienen würden ald der Staat. Unftreitig 
waren beide Gutachten ganz erfchöpfend, daher am Tage der 
Entfcheidung über die Hauptfrage, ob Staates oder Privatbau 
eintreten folle, feine mündlihe Erörterung mehr ftattfand. Der 
Staatebau wurde mit 68 gegen 22 Stimmen verworfen (8. Juli 
1852). Gleiche Schlußnahme im Ständerat mit 33 gegen 9 
Stimmen. Das nahhin am 28. gleichen Monats vereinbarte 
Bundesgeſetz ift feinem Inhalt nah dem Entwurfe der Minder> 
heit faſt gleichlautend. Furht der einen Landestheile gegenüber 
den andern, bei der Feſtſetzung der Linien oder in der Neihen- 
folge ihres Baues den Kürzern zu ziehen, Abneigung gegen eine 
Nationalfhuld® und ein aus der Zentralifation der Eifenbahnen 
hervorgehendes Beamtenheer, auch politiſche Beforgniß, daß durch 
folde Riefenunternehmen, wie der Staatdbau der Eifenbahnen 
gewefen wäre, der Beltand der neuen Bundedordnung jehr ges 
fährdet, wenigſtens fehr mißfällig werden könnte, find als die 
zufammenwirfenden Urfachen für jenen Entfcheid anzuſehen. Als— 
bald nad der Promulgation des Geſetzes bildeten ſich mehrere 
Geſellſchaften oder Fonftituirten fich definitiv folche, die bereits 
im Entſtehen begriffen waren, langten bei der Bundesbehörde 
mit Gefuhen um Konzeffionen ein, waren in der Regel will 
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kommen und erhielten fie unſchwer, machten ihre finanziellen 
Dperationapläne und fohritten, bald mit Gefhid, bald mit Miß— 
gefhid, zur Ausführung. Aus der Konfurreng ermuchfen auch 
zwifchen einzelnen Eifenbahnfoterien giftige Händel, die doch das 
Gute hatten, daß fie hier und da einen heilfamen Riß in die 
verhärtete politifhe Parteiung brachten. Im Ganzen wurde mit 
Glück und mit überrafhendem Erfolg gebaut. Ende des Jahres 
1857 waren bereits Eifenbahnen 
in einer Ränge von 3611/,, Schweizerftunden im Betrieb, 
s 4261/46 ⸗ = Bau begriffen, 
: = , « 1502/68 ⸗ zwar konzeſſionirt, 
aber noch nicht in Angriff genommen; unter dieſen letztern ge— 
hörte namentlich noch die Alpenbahn zu den unerfüllten Wünſchen. 
Während den Berathungen über das Eiſenbahnweſen wurde 
vom Bundesrath erwogen, welche Fortſchritte der elektriſche Telegraph 
bereits in Europa gemacht, indem ſich deſſen verſchiedene Staaten 
außerhalb der Schweiz bis zu Ende des Jahres 1850 ein Tele— 
graphennetz von 6000 Schweizerſtunden Länge errichtet hatten. 
Er gelangte mit Bericht und Anträgen an die Bundesverfamm- 
fung zur Errichtung der Telegraphen in der Schweiz. Den erften 
Impuls dazu gab das faufmännifche Direktorium von St. Gallen, 
unterftüßt von angefehenen Kaufleuten in Zürich, und eine Ge- 
ſellſchaft in Genf, die alle fih dur Eingaben an den Bundes— 
rath für Gründung der Telegraphen verwendeten. Mit den Wün— 
fhen brachten fie auch Geld; fie hatten bald ein unverzingliches 
Anleihen von Fr. 200,000 zu Gunften der Bundeskaſſe gezeichnet, 
was den Bundesrath zum Vorgehen ermunterte. Er machte in 
jenem Aftenftüd die Bundesverfammlung aufmerffam, wie Un: 
glaubliches fchon die Eifenbahnen für den Perfonen- und Waaren- 
verkehr geleiftet, und fette bei: „noch merfwürdiger ift aber die 
Schnelligkeit, mit welcher mittelft der Telegraphen die Mitthei- 
lung der Gedanfen ftattfindet. Der Raum verfchwindet und eine 
Nachricht, die an der Nordfee dem galvanifirten Drahte anver- 
traut wird, kann in derfelben Minute dem Beobachter am Mittel- 
meer befannt gemacht merden.“ Er fchilderte dann umftändlich 
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den Nutzen der Telegraphen in Krieg und (Frieden, in allen Ges 
ſchäfts- und Lebensverhältniſſen, und verficherte, daß die Kantons— 
regierungen und die Gemeinden geneiat fein werden, das Unter- 
nehmen beftens zu unterftügen. Die Berechtigung des Bundes 
für die Ausführung glaubte er fehon in dem Umſtande zu finden, 
daß die telegrapbifche Beförderung von Nachrichten nicht? anderes 
ald ein rafchered Korrefpondenzmittel fei, fomit in den Bereich 
des Poſtregals gehöre. Er berechnete für ein Telegraphenneß bon 
2295/, Stunden Ränge einen Geldbedarf von Fr. 300,000, die 
vor der Hand durch unverzinsliche und im Kaufe von fünf Jahren 
zurüdzuzablende Privatvorfhüffe gededt würden, fo daß die 
Bundeskaſſe erft nah Erftellung der Linien werde bezahlen 
müffen, übrigend auch die Ausficht habe, daß ein Theil der Er- 
ftellungsfoiten aus dem Betriebdergebniß gededt werden könne 
CBotichaft vom 10. Dezember 1851). "Die Anregung fand Bei- 
fall und Unterftüßung in beiden Räthen. Die Kommiffion des 
Nativnalrathes anerfannte nicht nur den Nuten, jondern bewies 
aud die Nothiwendigfeit der Telegraphen; die Unterlajjung ihres 
Baues, jagte fie in ihrem Bericht, wäre nicht nur eine „Gefähr— 
dung aller unferer größern Induſtrien“, fondern unter Umftänden 
auch eine „unverantwortliche Gefährdung der Selbititändigfeit 
unjered VBaterlandes felbft, wenn namentlich in Kriegszeiten der 
Feind mit Bligesfhnelle über feine Streitfräfte verfügen Fönnte, 
während wir höchſtens mit der Schnelligkeit eined Pferdes nach— 
fommen würden“. Sie warnte daher vor alfälliger Ueberlaſſung 
des Baued und Betriebes der Telegraphen an einzelne Kantone 
oder an die. Privatinduftrie und hielt auch das aus dem Poſt— 
regalrecht hergenommene Motiv für den Bundesbau in Betracht 
jener allgemeinen materiellen Nothwendigfeit für überflüffig. Die 
Einwendung, daß „wieder ein neues Heer eidgenöſſiſcher Beamten 
aufgeftelt, die Bundesverwaltung mehr fomplizirt, das Budget 
mehr belaftet werde“, fei allerdings richtig, aber im gegebenen 
Falle ald untergeordnet anzufehen. Alſo zum Werk gejchritten ! 
vieth fie an. Das bald nachher erlaffene Gefek vom 23. De— 
zember 1851 fpricht dem Bunde das ausichießlihe Recht zu, 
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eleftrifche Telegraphen in der Schweiz zu errichten oder die Be— 
willigung zur Erftellung derfelben zu ertheilen, bezeichnete ala 
erfte zu eritellende Telegraphenlinien: 1) jene von Nheined über 
St. Ballen, Frauenfeld, Winterthur, Zürich, Aarau, Bern, Raus 
fanne nach Genf, mit Zweiglinten von St. Gallen nach Herisau, 
von Winterthur nah Schaffhaufen, von Herzogenbuchſee nad) 
Solothurn, von Murten nach Freiburg, Neuenburg, La-Chaur- 
de-Fonds und Locke, von Laufanne nad Vivis; 2) die Linie 
von Zürich über Bellinzona nach Chiaffo, mit Zweiglinien nad 
Glarus und Chur und von Bellinzona nad Locarnoz 3) die Linie 
von Bafel über Zofingen und Quzern, zur Berbindung mit ber 
in Ziffer 2 bezeichneten Linie. Andere Linien blieben vorbehalten. 
Zur Ausführung mwurde ein Kredit von 400,000 Franken be> 
williget, die durch das Mittel eines unverzinslichen und bis zum 
Jahr 1859 aus der Bundeskaſſe zurüdzubezahlenden Anleihens 
aufzubringen feien. Die Orte, wo die Telegraphenftationen zu 
errichten fein werden, murden mittelbar zu Beitragsleiftungen 
verpflichtet; den Kantonen wurde auferlegt, die unentgeltliche 
Eigenthumsbenugung für die Anlegung der Telegraphen zu vers 
mitteln. Mit folhen gefeglihen Vollmachten ausgerüftet, berief 
der Bundesrath den Minifterialratb und Profeffor Steinheil in 
MWien zur Leitung der erften technifchen Einrichtungen, ordnete 
die Direktion und Verwaltung, theilte die Schmweiz in fünf Te 
legraphenfreife mit eben fo viel Inſpektoren ein, eröffnete einen 
Lehrfurs für Afpiranten zum Telegraphendienft, fchloß die nöthigen 
Verträge mit den Unterzeichnern der befprochenen Geldvorfchüffe, 
mit den Kantonen und Gemeinden ab, und fehritt-endlih, nad 
diefen und übrigen nöthigen Vorbereitungen, zum Bau. Mit 
Ende 1857 waren Telegraphenlinien gebaut und in Betrieb in 
einer Totallänge von 5122/, Stunden, unter ihnen folche mit 
Doppelleitung, drei-, vier- und mehrfacher Leitung. Im gleichen 
Sabre wurden 192,664 interne, 45,768 internationale und 21,732 
tranfitirende Depefchen befördert. Die Taren wurden billig ge- 
halten, für eine Depefche bis auf 25 Worte 1 Fr., von 26 bie 
50 Worten 2 r., von 51 bis 100 Worten 3 Fr., was fofort 
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eine allgemeinere Benutzung des Telegraphen berbeiführte, ala 
in manden andern Ländern. Bon 1852 an unterhandelte und 
fchloß der Bundesrat mit den auswärtigen, zunächſt mit den 
angrenzenden Staaten eine Reihe von Verträgen zur Regulirung 
des internationalen Telegraphendienfted. 

Mar die Anlegung von Eifenbahnen und Telegraphen durch 
das Vorgehen im Ausland der Schweiz nahe gelegt worden, fo 
hatte fie hinwieder für Gleichförmigfeit in Maß und Gewicht 
fchon nach Vorſchrift der Bundesverfafjung zu forgen, und zwar 
„auf die Grundlage des beftehenden eidgenöffifchen Konfordates®. 
Auch in diefem Zweig der Verwaltung wurde bald eingeſchritten. 
Der Bundesrath empfing den Entwurf zu einem Geſetz aus der 
Hand feined Departements ded Innern ſchon im Dftober 1849, 
Da aber eben damald die Münzreform vorlag, fo verfchob er 
den Gegenftand noch für einige Zeit, aus Beforgniß, ed Fönnte 
dem Volke ded Guten zu viel werden, oder, wie er fich amtlich 
ausdrüdte, „um die Anhäufung von Verfügungen zu vermeiden, 
welche eine tief in's Leben eingreifende Aenderung bisheriger Ge- 
mwohnheiten ded Volkes erfordern‘. Vom Nationalrath, der mit 
folher Verſchleppung nicht einverftanden war, fpäter gemahnt, 
erftattete der Bundesrath Bericht und Antrag am-20. Juni 1851. 
Borangehend hatte er fih mit Kreiäfchreiben an jene Kantone 
gewendet, welche dem Konfordat über Maß und Gewicht von 
1835 nicht beigetreten waren, in deren Gebiet alfo das fchon 
damald fo geheißene „eidgenöffifhe Maß- und Gemwichtäfyftem 
noch nicht eingeführt war. Solcher Kantone waren zehn: Uri, 
Schwyz, Unterwalden, Appenzell, Graubünden, Teffin, Woadt, 
Wallis, Neuenburg und Genf. Der Bundesrath fand auf 
deren Gebiet mehr denn dreißig vom eidgenöffifchen abweichende 
Maß- und Gewichtäfyfteme vor, von denen nur ſechs Kantonal- 
fufteme waren, die übrigen fih auf engere bloß lokale Gültig- 
keit befehränften; die Grundeinheit weitaus der meiften war größer 
ala die des eidgendffifchen Maßes und Gewichtes; übrigend hatte 
das letztere in einem Theil jener diffentirenden Kantone, wenn 
nicht gefeglich, fo doch thatfächlih Eingang gefunden. Der Bundes- 
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rath erwog dann, ob zur Vollziehung der erwähnten Bundes— 
vorfhrift fchlechterdingd das Konfordatsiyitem auch in jenen 
Kantonen, in welchen es nicht bereitö gefeßlich beftehe, einge: 
führt werden müffe, oder ob dem MWunfche mehrerer außer dem 
Konkordate ftehenden Kantone entfprochen werden dürfe, Ver— 
änderungen an jenem Syftem vorzunehmen oder folches vollende 
gänzlıh umzugeftalten. Die Antwort gab er fih aus den Ber: 
bandlungen der Tagſatzung vom Juni 1848. Er ſchöpfte aus 
denfelben die Ueberzeugung, daß das damals vorgeichlagene fran- 
zöſiſche Dezimalfyftem ausdrüdlich verworfen, dagegen jener Ans 
trag genehmiget worden fei, welcher die obligatorifhe Einführung 
des mehrerwähnten Konkordatsſyſtems für die ganze Schweiz ver 
ordnete. Das fei damals verbindliche Vorfchrift der Bundesvers 
faffung geworden.* Es fünne daher keineswegs von der Schöpfung 
oder Annahme eines neuen oder andern Maß- und Gewichtsſyſtems, 
fondern nur mehr von der Einführung des fchon durch die Bundes- 
verfaffung beftimmten Syftemd in denjenigen Kantonen die Rede 
fein, in welchen es bisher noch nicht beftanden habe. Würde es 
fih aber auch anders verhalten, fo wäre doch nicht zu überfehen, . 
daß das Konfordatsfyftem bereit? in zmölf Kantonen befiche, 
weldhe eine Bevölferung von 1,630,000 Seelen, alfo zwei 
Dritttheile der Bevölkerung der Schweiz inne haben; daß jenes 
Konfordatsfyften bereits feit 1836 in Zoll-, Poſt- und andern 
fchweizerifhen Verhältniſſen Anwendung gefunden, endlich daß 
eine Aenderung jened Syſtems „die große Mehrheit des Volkes 
unangenehm berühren, fo mie beträchtliche fantonale und eidge- 
nöffifhe Koften verurfahen müßte.“ Der Bundesrath mies in 
feinem Berichte zum Ueberfluß auf die Schwierigkeiten hin, melde 
die Einführung des metrifhen Syſtems in Franfreich ſelbſt ges 
funden, wie dortige Regierung Abweichungen von demfelben für 
das gewöhnliche Verkehrsleben habe geftatten müfjen, wie das 
ſchweizeriſche Konkordatsſyſtem im Gegenfage zum metrifhen Sy— 
ftem keineswegs ohne reife Ueberlegung bei den Berathungen von 
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1834 und der folgenden Jahre vorgezogen worden fei. Mit diefer 
Rechtfertigung brachte der Bundesrath einen Gejegeövorjchlag ein, 
welcher vielfeitigen Widerfpruch bervorrief. Aus den Kantonen 
Waadt und Neuenburg liefen Petitionen mit 13,198 Unterichriften 
ein, welche die Befeitigung des bundesräthlichen Entwurfes, da- 
gegen die unbedingte Einführung des franzöſiſchen Syſtems ver- 
langten. Gleiches Begehren ſtellte augdrüdlich die Regierung von 
Neuenburg jelbft in einem an die Bundesverfammlung gerichteten 
Schreiben; mindeftend möge diefe, falls fie nicht entiprechen könnte, 
den Statusquo handhaben und den Entjcheid in Sachen verſchie— 
ben, was nach Anficht der Regierung von Neuenburg beffer wäre, 
„ald mit Verlegung des Prinzips und unter Verurſachung dop— 
pelter Koften für eine doppelte Reform, den bundesräthlichen 
Entwurf zum Gefege zu erheben‘. Man fieht hieraus, daß in 
der Weitfchweiz die Meinung waltete, das franzöfifhe Syitem 
werde fpäter, ungeachtet aller Abneigung gegen dasfelbe in dem 
weitaus größern Theile der Schweiz, dennoch durchdringen. Dem 
Begehren von Neuenburg ſchloß fich eine Minderheit der national- 
räthlichen Kommiffion an (Lambelet und Soldini), melde die 
vom Bundesrath behauptete Auslegung der Bundesverfafjung 
nicht ald die richtige anerkennen wollte, wogegen die Mehrheit 
(Brunner, Hungerbühler und Fueter) die fcharfe Bemweisführung 
bortrug, daß nur das Konkordatsſyſtem, und fein anderes, der 
Bundesverfaffung gemäß fei.* Diefe Mehrheit war im 
Fexnern bemüht, auch deſſen Zwedmäßigfeit nachzumweifen, und 
berichtete anläßlih, daß, in fcharfem Gegenfag zur Regierung 
von Neuenburg, jene von Wallis das franzöfifche metriſche Sy— 
ftem ald „abjurd und irrig* erflärt und, geſtützt auf die Auto— 
rität des fcharffinnigen Mathematifers Berthold von Sitten, 
ein Map- und Gewichtsſyſtem empfohlen habe, welches auf der 
„Metrologie der Natur“ beruhe. Die Kommiſſionsmehrheit em: 
pfahl Schließlich die Annahme, doch mit Bewilligung einer längeren 
Sit zur Einführung. Die mündliche Verhandlung war lebhaft; 
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vom Weften her waren die Anhänger des Konfordatsfyitemd als 
» Barbaren“ bezeichnet worden; Bernold trat hHumoriftifch ald ein 
folher „Barbar® in die Schranken gegen dad „Kultur und 
Civiliſationsſyſten“ des Meterd und zählte die befannten und 
anerkannten Mängel diefer theoretifchen Schönen auf, in welche 
die Kultur- und Givilifationsretter fo verliebt feien. Hungerbühler 
feinerfeitö vertheidigte auch in mündlichem Vortrag den Satz, 
daß das -mehrerwähnte Konkordatsfyftem das nah Art. 37 der 
Bundesverfaffung allein zuläffige fei. Diefe Anficht erhielt eine 
glänzende und unzmeifelhafte Anerkennung, indem mittelft Namens- 
aufrufes durch 65 gegen 24 Stimmen der Mebrheitsborichlag zur 
Grundlage des Gefeged genommen wurde; die Abgeordneten aus 
den mejtlihen Kantonen, mit Ausnahme derer von Genf, waren 
getheilter Meinung. Im Ständerath ergab ſich ebenfalld eine 
Mehrheit von 26 gegen 12 Stimmen im gleichen Sinn mie im 
Nationalrath. Am 23. Dezember 1851 trat das Geſetz in Rechts— 
fraft, mit einer längeren Einführungsfrift bi8 Ende Dezember 
1856. Der Baundesrath verordnete alles Nöthige zur Vollziehung, 
namentlih die Zuftellung der Muftermaße und Muftergemichte 
an die Kantone, welche diefelben nicht bereits in Folge des Kon— 
fordated von 1835 bezogen hatten. Allein es entzogen fi den 
Folgen des Geſetzes manche Kantone fo lang ald.möglih und 
der Bundesrath hatte mit deffen allfeitiger Einführung große 
Noth. Ald erwähnte Frift dem Ablaufe nahe war, hatten Teffin, 
Waadt und Neuenburg für die Einführung der bundesgefeglichen 
Maße und Gewichte noch nichts gethan und verlangten meitere 
Berfchtebung derfelben; aud Genf war damit noch im Rückſtand; 
für den Fall, daß die Bundesverfammlung nicht angemeffen fände, 
feinem Begehren zu entiprechen, trug Waadt auf Annahme des 
rein metrifchen Syſtems an; die Bundeöverfammlung lehnte 
Beides ab (18. Juli 1856). 

Nicht bloß mit Defterreih, von dem früher die Rede ge— 
wefen, wurden die Poftverhältniffe neu geregelt. Auch mit Frank— 
reich beitunden von früher her verfchiedene Fantonale Verträge, 
und die fchmweizerifchen Poft-Annalen, wären deren herausgegeben 
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worden, hätten von Pilgerzügen kantonaler Poſtabgeordneten nach 
Paris, wie nach Wien, zu melden, mit dem Unterſchiede jedoch, 
daß gegenüber und mit Frankreich (fo im Jahr 1845) feine ge— 
meinfamen Konferenzen zu Stande gefommen waren , fondern 
vielmehr jede ſchweizeriſche Poftadminiftration, melde dort ſich 
repräfentiren. ließ, für fich allein handelte. Auch diefen unerbau: 
lihen Berhältniffen, bei welchen die einflußreicheren Kantone im 
eigenen fisfalifchen Intereſſe die andern überflügelten, wurde durch 
einen allgemeinen fchmeizerifchen Poſtvertrag mit Frankreich ein 
Ende gemacht (25. November 1849). Raroche-Stehelin war auch 
bei diefem Anlaß Unterhändler für die Schweiz und brachte Gün- 
fliged, namentlich in Bezug auf richtige Inſtradirung der Briefe 
und Berechtigung zum Tranſit, zu Stande; in diefem Vertrage 
wurde die gemeinjchaftliche Tare für den einfachen Brief (über 
den kleinen nachbarlichen Rayon hinaus) zu 40 Gent. feftgefegt 
und von diefem Betrag der Schweiz ein Antheil von 15 Gent. 
zugejchieden. Diefelbe Verſtändigung wurde durch einen Poftver- 
trag mit Belgien getroffen, welches aus feinem Antheil von 
25 Gent. die an frankreich zu leiftende Tranfitgebühr zu bezahlen 
übernahm; bier trat mwefentlihe Ermäßigung der Brieftagen ein. 
Gleiche Tarbeftimmung gegenüber von Sardinien durch neuen 
allgemeinen Bertrag, laut welchem jedoch der Schweiz aus ent» 
ferntern Poſtkreiſen Sardiniend die Hälfte der gefammten Brief- 
tare von 40 Gent. zuerfannt wurde (21. Dftober 1850). Diejen 
Vertragsabſchlüſſen folgten im Laufe der Jahre eine Reihe anderer 
Konventionen mit den deutfchen Poftgebieten und auch entfern- 
teren Ländern. Da fchmeizerifcherfeitd Alles in eine Hand ger 
gefommen, wurde die Beforgung ded Poſtdienſtes von diefer 
Zeit an, im Gegenfab zu früher, ſehr vereinfacht und es ift er- 
Härlih, warum im Auslande die neuen fchmweizerifchen Bundes- 
einrichtungen, welche ein fo leichtes Abfinden mit der Schweiz 
über gegenfeitige Verkehrs- und Verwaltungsverhältniffe ermög— 
lichten, namentlich bei der höhern Beamtenwelt, ganz willfommen 
waren. In Bezug auf die innere Verwaltung der Poſten hatte 
man übrigens nur erft einen Verſuch gemacht. Kaum war der 
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neue Münzfuß anerkannt, fo machte deffen Einführung eine neue 
Tarordnung nothwendig. Die Verwaltung wagte nun ſchon vinen 
Schritt weiter zu gehen, verminderte die vier Anſätze auf drei; 
Rofaltare mit Ausdehnung bie auf 2 Stunden 5 Rp., für den 
nächſten Rayon bis 10 Stunden Entfernung 10 Rp., für größere 
Diftanz 15 Rp. Gleichzeitig wurde das ganze übrige Taxweſen 
neu geordnet. Diefer ueue Tarif fam vom 1. Januar 1852 an 
zur Ausführung. Das verfehrende Publikum war damit zufrieden. 
Eine große und fchmierige Aufgabe für die Bundesverwaltung 
war, auch die Kantone für den Verlurft des Poſtregals zufrieden 
zu ftellen. Der Bundesverfaffung zufolge waren fie zu entſchädi— 
gen und zwar nach Maßgabe ihres durchſchnittlichen Reingewinns 
während der Jahre 1844 bis und mit 1846. Es erforderte dieß 
eine genaue Aufnahme der poftamtlichen Erträgnijie und Aus— 
gaben aller jener Kantone, die eigene Berwaltungen hatten, Sich- 
tung der Einnahmen und Ausgaben, Würdigung der aus den 
Rechnungen durch die einzelnen Kantone zu ihren Gunften ge— 
zogenen Anfprüde, Berichtigung derfelben, Werthung des Poſt— 
erträgniffed von folhen Kantonen, deren Poſtregal theilweiſe 
oder ganz verpachter war, endlich Berückſichtigung auch folcher 
Kantone, die ihr Poftregal weder felbit ausgeübt noch verpachtet 
hatten, fondern jtillfehmweigend durch einen Nachtarfanton aus: 
beuten ließen. Aus den Vorarbeiten des Bundesrathed und dem 
Befunde namentlich einer jtänderäthlichen Kommiffion, dann den 
Berathungen beider gefeßgebenden Räthe ergab fich der Beſchluß 
der Bundeösverfammlung vom 24. Suli 1852, weldyer, vorbe— 
hältlich der dem Bundesrath anheim geftellten gänzlichen Berei- 
nigung der einzelnen Summen, die Gefammtheit der Poftent- 
ſchädigungen feftfegte, den Kantonen, welche ſich mit den ihnen 
zugefchiedenen Betreffnifjen nicht befriedigen würden, für die Frift 
eines Jahres den Rechtsweg zum Bundeögericht eröffnete, in 
diefen Fällen aber aud der Bundesverwaltung vorbehielt, auf 
bereits zugeftandene Anſätze im Intereſſe der Bundeskaſſe zurüd- 
zukommen. Nah Maßgabe diefer geſetzlichen Borfchrift erfolgten 
wirklich einige Prozeffe über Poftentfhädigung oder Antheil an 
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berfelben, die ſich durch lange Jahre Hinfchleppten. Die durch 
Beſchluß vom 1. Dftober 1852 vom Bundesrath bereinigte und 
definitiv feftgefeßte Entfchädigung brachte zu Handen aller Kantone 
eine jährliche Gefammtentfhädigungsfumme von Fr. 1,481,428. 
77 Rp. Die flärkiten TIheilnehmer an diefem firen Einfommen 
find Bern mit 249,252 Fr., Züri) mit 232,138, Waadt mit 
207,812, Aargau mit 146,694, Bafelftadt mit 127,485, Genf 
mit 97,281, St. Gallen mit’ 89,084 Franken; es waren dieß 
die Kantone, die vorzugsweife das Poftregal mit Erfolg betrieben 
hatten, begünftiget durch zahlreiche Bevölkerung, oder durch die 
Dertlichkeit, oder durch großen Geſchäftsverkehr, oder durch die 
Sleihgültigkeit ihrer Tantonalen Nachbarn, oder durch mehrere 
diefer Urfachen zufammengenommen. Die Bundespoftverwaltung 
hatte fpäter in einzelnen Sahren Mühe, fich zu dem für obige 
Zahlungsfeiftung erforderlichen Reinertrag zu erfehwingen; in 
neuerer Zeit ift fie zahlungsfähig und macht Vorſchüſſe, aus 
denen frühere Rüdftände zu Handen der Kantone vergütet wer- 
den fünnen. Für Schaffhaufen mußte doppelt bezahlt werden, 
einmal an den Kanton felbft (Fr. 3181. 82 Rp), ald Betrag 
des jährlichen Kanond von GI. 1500, welchen Fürft Thurn und 
Taxis, ald Inhaber der Schaffhaufer Poſten, an die Kantonskaſſe 
zu entrichten hatte, fodann an Thurn und Taris für Einlöfung 
feiner Betriebärechte (inbegriffen das Poftmaterial) die Kapital- 
fumme von fr. 150,000, laut dem in Franffurt a. M. zwifchen 
beidfeitigen Bevollmächtigten (Hoffmann von Rorfchach war Untere 
händler für die Schweiz) am 12. März 1853 abgefchloffenen Vers 
trag. Der Fürft Marimilian Karl erflärte fih auf erwähnte Weife 
befriediget für alle und jede Anfprüche, die ihm aus feiner bis— 
herigen Rechtsſtellung zufommen mochten. Da das Bundesgefeß 
für Uebernahme der Voften allgemein lautete, fo war auf Schaff- 
hauſer Gebiet, gleich wie in den übrigen Kantonen, die Poft ſchon 
vom 1. Januar 1849 an für Rechnung der Bundesfaffe betrieben 
worden. 

„Der Bund ift befugt, eine Univerfität und eine polytech- 
nifhe Schule zu errihten.* Diefer Ausfpruc liegt in der Bundes: 

Die Schweiz. IV. 34 
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verfaffung. Bei dem Bundesrath lag der früher erwähnte Antrag 
Dchfenbein’d; aus dem Schooße des Nationalrathes folgten Mah—⸗ 
nungen zu deſſen Behandlung. Franscini gab fich mit den nöthigen 
Einleitungen viel zu thun; ald Folge derfelben fehen wir die Auf- 
ftellung einer Erpertenfommiffion von neun Mitgliedern: Rudolph. 
Blanchet, Vizepräfident des Erziehungsrathes von Waadt,* General 
Dufour, Regierungspräfident Eſcher von Zürich, Pfarrer Federer 
in Ragatz, Peter Merian, Rathsherr und Profeffor in Baſel, 
Regierungsrath Mofchard in Bern, Profeffor Rauchenftein in 
Aarau, Profeffor Alerander Schweizer in Zürich und Profeſſor 
Trorler in Bern (7. Mai 1851). Auch Kafimir Pfyffer in Luzern 
war berufen, lehnte jedoch ab. In diefer Kommiffion waren die 
Akademie von Laufanne, die Hochfchulen von Bafel, Zürih und 
Bern, die Kantondfchule in Aarau, die franzöfifhe Schweiz ale 
folche, die italienifche ebenfalld, Bern und Zürich als mächtige 
und tongebende Stände, die Fatholifhe Bevölkerung und die 
fatholifche Theologie Cbeide durch Pfarrer Federer), endlich auch 
die proteftantifche Theologie (durch Profeffor Schweizer) reprä— 
fentirt. Die Kommiffion verfammelte fih und arbeitete unter 
Vorſitz des Bundesrathes Franscini. Die ihr gegebenen Aufträge 
umfaßten nicht bloß die Hochfchule, fondern auch das Polytech- 
nifum. Die Kommiffton war fehr getheilter Meinung, empfahl 
jedoch in Mehrheit die Errichtung beider Anftalten, und, wollte 
man zur Zeit nur eine derfelben gründen, jene der Hochſchule 
mit Priorität. Sie erinnerte, wie die Aufgabe nicht neu fei, 
fhon der helvetifche Minifter Stapfer im Jahr 1799 fih mit 


* Verdankte die Ernennung feinen perfönlichen Beziehungen zu Drucy; er 
hatte zur Zeit der Waadtländer Revolution von 1845 thätigen Antheil an der 
Redaktion des Blattes genommen, welches fie begünftigte, und fand aus gleicher 
Beranlafjung zu Delarageaz und Fornerod in nahem Verhältniß. Dabei widmete 
er fich vorzugsweife dem Schulweſen und ter Landwirthichaft. Er gab eine 
lange Reihe wenig bedeutender Flugichriften heraus, unter andern auch folgende: 
„Les &vöches de la Suisse en 1859 par R. Blanchet, Lausanne, 1859." 
Sie bezweckt Entfernung der Nuntiatur, Errichtung eines ſchweizeriſchen Erz- 
bisthums und Abjchluß eines Konkfordates fettens der Bundesgewalt mit dem 
heil, Stuhl für das ganze Fatholifche Gebiet der Schweiz. 
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dem Plane getragen, im Jahr 1832 eine Ständefonferenz den- 
felben in förmliche Berathung genommen habe, in Folge welcher 
ein ausführliches Projekt für die Gründung einer eidgendffiichen 
Hochſchule entworfen worden, zu deren Gründung und Erhaltung 
ein Kapital von Fr. 4,000,000 a. W. hätte gefammelt werden 
follen;* diefen letztern Entwurf habe fie, die nunmehrige Kom— 
miffion, bei ihrer eigenen Arbeit benutzt, immerhin mit Rüdficht 
auf die mefentlich veränderten Berhältniffe, da die projeftirte 
Hochſchule nun für die ganze Schweiz berechnet fei. Für die Er— 
richtung der Hochſchule führte fie zunächft Gründe der Politik 
an: „Der neue Bund müffe einen höchſt nöthigen Halt und Be— 
feftigung haben; ohne die Hochſchule wären die Bundesbehörden 
vereinfamt, würde die Fantonale Abgefchloffenheit und Selbſtſucht 
fortbeftehen; die Hochfchule gebe der Schweiz die Gelegenheit, mit 
den übrigen Staaten auch im Gebiet der Wiffenfchaft zu fon- 
furriren, in ihrem Innern deutfche und romanifche Willenfchaft 
in einen Organismus zu verbinden, in der Zufunft das Lehrer: 
perfonal wefentlih aus einheimischen Gelehrten zu beftellen, end» 
lich auch die Fonfeffionellen Gegenfäge zu mildern, denn die bid« 
herige abfolute Trennung in Bezug auf Bildung der Geiftlichen 
fei ein großer Uebelftand und es fei Bundespfliht, „dem Tatho- 
lifchen Volk für durchſchnittlich beffere und volksthümlichere Bil- 
dung feiner Geiftlihen zu forgen“, als es bis jet in nicht 
wenigen Kantonen der Fall gewejen. Zur Begründung des Unter- 
nehmens wurde im Weitern angeführt: dad höhere Unterrichts» 
weſen in der Schweiz befinde fih in einer gedrüdten, unbefriedis 
genden Rage, die Kräfte feien zerfplittert, die Refultate ungenügend, 
ein dem Baterlande zu voller Befriedigung gereichendesd Ziel werde 
nicht erreicht und könne unter diefen Umftänden nicht erreicht wer= 
den; dazu fomme die widerwärtige Erfahrung, daß gleihwohl allzu 
weit gehende Ansprüche an die öfonomifchen Kräfte der einzelnen 
Kantone für fantonale Anftalten müffen gemacht werden, in Folge 
defien bald in diefem bald in jenem Kanton die Preiögebung diefer 


* Band I, S. 344, 
34* 


— 532 — 


Inſtitute im Intereſſe der Finanzen zur Sprache gefommen fei. 
Träten Nothftände ein, fo wäre der Beftand der dermaligen Hoch— 
ſchulen gefährdet. Der Bericht fprach endlich auch noch zu Gunften 
der öfonomifchen Ausführbarfeit. Profeſſor Schweizer ift Berfaffer 
desjelben. Beigefügt waren zwei von Alfred Efcher entworfene 
Geſetzesvorſchläge über die Einrichtung der Hochfchule und eines 
Polytehnifums. Es jollten für die Hochfchule jährlich Fr. 400,000 
ausgefeßt werden, wovon Fr. 80,000 vom Kanton zu liefern 
wären, in welchem die Hochichule ihren Sitz erhielte; im Laufe 
der Zeit folle ein Univerfitätsfond von zehn Millionen Franken 
gefhaffen werden; fünf Fakultäten würden errichtet: die philo- 
fophifche, die katholiſche theologische, die proteftantifche theologifche, 
die juriftifche und die medizinische Fakultät; es würden eine An— 
zahl Lehrfächer mit Rüdficht auf die franzöfifchen und italienifchen 
Theile der Schweiz in diefen beiden Sprachen beftellt; Zahl der 
Profefforen 83, mit Affiftenten, Profettoren und Sprachlehrern 
im Ganzen 90 oder 9. Die nächſte Leitung würde einem Unis 
verfitätsrath übergeben, der hinwieder unter dem Bundesrathe 
ftünde. Für unbemittelte Studirende follen eidgenöffifhe Stipen— 
dien audgefegt werden. Federer fhrieb einen befonderen Bericht 
zur Beleuchtung des Fonfeffionellen Standpunktes; er fagte unter 
Anderm: die Bereinigung der fludirenden SJünglinge beider hrift- 
lihen Konfeffionen des Baterlanded an einer und derfelben höch- 
ften Lehranſtalt fei die leßte und höchſte Vollendung des natio= 
nalen Gepräges, das die fehmeizerifhe Hochſchule auszeichnen 
werde. Die Bereinigung werde für beide Konfeffionen erſprießlich 
fein; die Geeinigten jeder Konfeffion werden innerlich erftarken, 
in diefer Erftarfung fich gegenfeitige Achtung erwerben. „Huma— 
ned Zufammenleben wird die Frucht diefer Erftarfung fein. Nur 
abgefchloffene, einfeitige Bildung macht intolerant und verwendet 
ihre Kraft auf Befchdung, Verfolgung und Profelytenmacherei.“ 
Aus diefem Bericht erfährt man dad von Luzern her eingegan- 
gene Begehren, daß dort von Bundes wegen eine getrennte 
deutfche theologische Fakultät errichtet werde, daß diefe Anficht 
jedoeh nur eine Stimme in der Kommiffion für ſich gehabt 
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habe. Merian, Dufour und Mofchard reichten einen eigenen Minders 
heitöbericht ein; fie ſprachen gegen das Projeft einer ſchweize— 
rifchen Hochſchule: Gentralifirung der Wiſſenſchaft fei überall vom 
Uebel und würde es auch in der Schweiz fein; fie würde nur 
zur Berftärfung der Büreaufratie dienen, die man gegentheils 
befämpfen müſſe; die beftehenden Anftalten feien mit der Ge— 
fchichte unferer Freiftaaten enge verknüpft; diefed beftehende ung 
eigenthümliche Gute folle man wahren und fördern. Erwähnte 
Minderheit gedachte auch der Schwierigkeit der Ausführung, 
namentlich wegen Berfchiedenheit der Sprachen und Konfeffionen: 
die in diefen beiden Beziehungen beabfichtigten Zwede würden 
nicht erreicht werden; thatlählih und dem Weſen nad würde 
die projektirte Hochfchule fich „zu einer deutfchen proteftantifchen 
Anftalt geftalten, an welcher Fatholifche Theologen, und franzö- 
fifh und italienifch fprechende Schweizer nur in höchſt unter- 
geordnetem Maße Antheil nehmen werden“. Weberhaupt dürfe 
man nicht auf eine große Frequenz hoffen, und es wäre felbft 
nicht wünſchbar, daß die ſchweizeriſchen Studirenden aufhören, 
fih „dur den Beſuch der großen Unterrichtsanftalten des Aus— 
landes in Ausbildung und Weltanfhauung zu vervollfommnen“, 
Das Borgehen des Bundesrathed und feiner Erpertenfommiffion 
veranlaßte große Aufregung, zumal in der franzöfifchen Schweiz, 
wo man je länger je weniger Luſt zeigte, fich germanifiren zu 
lafjen und lofale Einrichtungen und Anftalten, die man als eben 
fo viele Borzüge anfah, zum Frommen der Gentralifationgideale 
aufzugeben. Die radikalen Waadtländer und Genfer waren die 
lauteften Gegner. Aber auch anderswo war nicht Jedermann ein- 
verfianden. Eine in Bern erfchienene Kluafchrift * fchilderte Die 
Schattenfeite des Unternehmens viel einfchneidender, als ed im 
Minderheitäbericht zu lefen. Sie wies auf die großen bieherigen 
wiffenfchaftlichen Leiftungen der Schweiz hin, auf die ausgezeich- 


* „Die eldgenöſſiſche Univerfität. Bern, bei K. U. Jenni, Vater.“ Ohne 
Jahrzahl. Wir haben dem Berfaffer nachgefragt, ohne ihn mit Sicherheit er- 
fahren zu können; die Angaben ſchwankten zwifchen einem Berner und einem 
Basler, 
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neten Männer aller Fächer, die aus den kantonalen Anſtalten 
hervorgegangen oder an denſelben gewirkt haben; ſie zeigte, wie 
das Alles der Verkrüppelung anheimfiele, falls man das höhere 
Unterrichtsweſen zentraliſiten würde, und ſchloß mit folgendem 
Urtheil: „daß die Errichtung einer Geſammtuniverſität für För— 
derung der Wiſſenſchaft nur nachtheilig wirken könnte, daß ſie 
der wahren Bildung unſerer ſchweizeriſchen Jugend Schaden 
bringen und das geiſtige Leben im geſammten Schweizervolke 
in hohem Grade gefährden würde; wir haben geſehen, daß die 
vermeinte Ausgleichung der Sprachverſchiedenheit ein Unding iſt, 
und der konfeſſionelle Friede, ſtatt dadurch gefördert zu werden, 
ohne Zweifel nur neue Störungen erleiden würde; wir haben 
uns überzeugt, daß durch dieſelbe die verderblichſte Krankheit 
unſerer Nachbarſtaaten, die Büreaukratie, in erſchreckendem Maße 
gepflanzt und groß gezogen würde und daß endlich wir Gefahr 
laufen, auch durch dieſe Einrichtung mehr in das unglückliche 
Schutzzollſyſtem hineingetrieben zu werden.“ Das Letztere hat 
Bezug auf die finanzielle Seite des Unternehmens, das eine 
große Summe erfordere, die unter ſonſtigen ungünſtigen Ver— 
umftändungen kaum anders als mittelſt einer Zollerhöhung bei— 
zubringen wäre. Im Januar 1854 kam es zum Entſcheide. Der 
Bundesrath ſprach ſich im Sinne der Eſcher'ſchen Kommiffions- 
mehrheit aus. Der Nationalrath nahm, nach viertägiger Redeſchlacht, 
mit 59 gegen 39 Stimmen das Univerſitätsgeſetz ebenfalls an 
(27. Sanuar). Aber dießmal blieb er nicht Herr des Schladht- 
feldes; der Ständerath beſchloß nah ihm, mit 27 gegen 15 
Stimmen, dad Gegentheil und verwarf die Hochſchule. Seine 
Mehrheit wied das zubereitete geiftige Joch zurüd; das war der 
Sinn ihres Votums, vom bürgerlihen und religiöfen Stand» 
punft aus; in ihrer Zahl fanden fih fünfzehn Fonfervative Ka— 
tholifen zufammen, aus deren Mitte vornehmlih Landammann 
v. Reding-Biberegg dad Wort geführt hat. Da der Ständerath 
dann gleichzeitig fich mit 24 gegen 17 Stimmen für das Poly— 
technifum erklärte, fo verzichtete der Nationalrath auf fein Schooß— 
find und ließ fich die Niederlage oder die Abfindung gefallen, 
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zumal in den Lehrplan der polytechnifchen Schule nun auch philo- 
fophifche und flaatswirthichaftliche Lehrfächer aufgenommen wur—⸗ 
den. Dad Gefep für Errichtung des Polytehnitums war am 
7. Februar 1854 zwiſchen den beiden Räthen vereinbart. Es ver- 
legte die Anftalt nach Zürich, beftimmte, daß die jährlichen Ge- 
fammtausgaben der Bundesfaffe für diefelbe Fr. 150,000 nit 
überfleigen dürfen, und verpflichtete den Kanton zur Leiftung 
eined Baarbeitragd von Fr. 16,000, ihn und die Stadt zur 
unentgeltlihen Anmeifung der erforderlichen Gebäude und wiffen- 
fchaftlihen Sammlungen, nebft botanifchem Garten. Im Herbft 
1855 wurde die ſchweizeriſche polytechnifhe Schule in Zürich er- 
öffnet, nachdem ihr ein halbjähriger Vorbereitungsfurd voran- 
gegangen. 

Auf materiellem und geiftigem Gebiete waren nun jene 
nationalen Schöpfungen und Zentralifationen befchloffen oder 
vollends durchgeführt, welche bei Gründung der Bundesver- 
faffung ald hervorragend verdienftlich angefehen und beabfichtigt 
worden, mit einziger Ausnahme der Hochſchule, bezüglich deren 
der Selbitftändigkeitäfinn der Fantonalen Einzelrepublifen noch 
die Oberhand behalten hatte; der neue ſchweizeriſche Bundesftaat 
glitt in die Drganifationen und igenthümlichkeiten hinüber, 
durch melche fich große und Heine Monarhien Namen und Glanz, 
jene auch Macht, nach Innen und Außen verfchafft haben. Noch 
fehlte ein äußeres Zeichen: ein Acht fürftlihes Wohnhaus für 
die Herrfiher, der Bundespalaft. Bon einem foldhen fprach der 
Beichluß der gefebgebenden Räthe von 1848 nicht ausdrüd- 
ih; er verlangte in allgemeinen Ausdrüden bloß die ers 
forderlihen Räumlichkeiten für die Bundesbehörden, was einer 
ganz befcheidenen Auslegung jenes Befchluffes Raum ließ. Die 
pBurgergemeinde* von Bern bemilligte aldbald auf Rechnung 
einer vorzunehmenden Vermögensausſcheidung zwifchen ihr und 
der Einwohnergemeinde einen Kredit von Fr. 200,000 a. W. zu 
den Koften; die Einwohnergemeinde fprah dem Bunde Dant 
für die Erhebung der Stadt zum Bundesfiß aus, übernahm die 
ihr zugedachten Berpflichtungen und ſah aud den Fall vor, daß 
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für den Bedarf der Bundesbehörden felbft die Errichtung neuer 
öffentlicher Gebäude erforderlich würde, indem fie ſich für diefen 
Fall das Eigenthum derfelben, und, „falld deren Beſtimmung 
dahinfiele", auch die freie Verfügung über folhe Gebäude vor— 
behielt (18. Dezember 1848). Die Bundesbehörden waren hier- 
mit zufrieden und der Handel war gefchloffen. Zur Ausführung 
des Befchlufjes der Bundesverfammlung fhreitend, gab ihm der 
Bundesrath eine beftimmtere Tragweite: er ftellte das Programm 
der „für die Bundesbehörden erforderlichen Räumlichkeiten" auf 
und übergab es der Stadtbehörde zur Beachtung, wobei er die 
Porausfegung ausfprah, daß Alles in einem und demfelben 
Gebäude angewiefen werde, weil nur in diefem Fall ein ſchleu— 
niger, geregelter und einheitlicher Gefchäftsgang möglich fein 
werde; auch fügte er den Wunfch Hinzu, daß „das neue Bundes- 
gebäude eine nach allen Seiten und befonderd gegen Mittag freie 
Lage erhalte“. Anfängliche Bedenken und Einreden bezüglich; diefes 
Endzieles der Forderung wichen hier der Macht der Umftände: 
der Gemeinderath und die Einwohnergemeinde ließen ſich in das 
Begehren ein, verlangten und erhielten etwelche Mitwirfung ſei— 
tens der Rantondregierung in Bezug auf Anweiſung des erfor- 
derlichen Bauplatzes, eröffneten einen Konfurs für den geforderten 
Neubau, ſchritten nach erhaltener höherer Genehmhaltung zur 
Ausführung. EI fand eine Ausschreibung ftatt; von 37 Plänen 
ertheilte das Preisgericht demjenigen des Architekten Ferdinand 
Stadler von Zürich den Vorzug; die Pläne der Architekten Kubli 
von St, Gallen und Dähler von Bern erhielten den zweiten 
und dritten Preis. In Folge befondern Erpertengutachteng Fam 
jedoch Feiner derfelben zur Ausführung, fondern ein neued von 
Baumeifter- Friedrih Studer von Bern verfaßtes Projekt; im 
Sommer 1851 begannen die erften Arbeiten; Anfangs 1852 
wurde Studer zum leitenden Architeften gewählt; am 21. Sep» 
tember desſelben Jahres fand unter angemefjener Feier die Grund» 
fteinlegung ftatt; am 5. Juni 1857 die Uebergabe an den Bundes» 
rath, morüber eine Urkunde vorliegt, welche die Gemeinde als 
Eigenthümer des Gebäudes, den Bund als den berechtigten Nuß- 
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nießer bezeichnet und feftfeht, daß, falld die dermalige Beftimmung 
diefed Bundesrathshauſes, „fei ed durch Verlegung ded Bundes- 
fies oder durch Aenderungen im Bundesorganismus dahinfiele“, 
dasfelbe der Gemeinde in gutem Stande zur freien Verfügung 
zurücdgegeben werden foll. VBollendet land der monumentale Ban, 
der ſchweizeriſche Bundespalaft in der alten Zähringer— 
ftadt, dem himmelhohen Alpenkranz gegenüber, um die Mitte des 
Sahres 1858. Der Bundesrath hatte diefe Reſidenz fchon am 
26. Mai 1857 bezogen; der Nationalratd und der Ständerath 
hielten ihre erften Sigungen in demfelben am 5. Juli 1858, 
und von dann an verfündet die auf den Zinnen des Palaftes 
flatternde Nationalfahne die Anweſenheit der beiden gefebgeben- 
den Räthe. Eine Urkunde ſprach der Stadt Bern die Befriedigung 
der Bundesbehörde über den Bau aus; die Nation anerfennt und 
lobt ihr großartiges Werf für und fürz ihre Repräfentanten end» 
lich feierten durch ein eben fo gemüthliches als prachtvolles Feft- 
mahl gefammter Bundesbehörden zu Ehren der Stadtverwaltung 
deren Berdienfte (22. Januar 1859). Die Stadt Bern hat laut 
Rechnung auf Ende eben diefes Jahres für den Bau das große 
Dpfer von Fr. 2,145,471. 24 Rp. gebradht. 

Kaum war der jüngfte Revifionsftreit der St. Galler in den 
Hintergrund getreten, wurde er von Neuem angehoben. Die 
radikalen Katholifen, geleitet und angetrieben von Weder und 
Eurti, machten einen neuen Berfuch, dem Großen Rath und dem 
Volk die Berfaffungsrevifion genehm zu machen. Sie vereinigten 
77 Mitglieder des Großen Rathes in einer Sonderverfammlung, 
an welcher befchloffen wurde, dem Volke die Vornahme der Re- 
vifton zu empfehlen und deſſen abermalige Abftimmung zu vers 
anlafjen. Da fie felbft fhon mehr als die abfolute Mehrheit des 
Großen Rathes bildeten, war deffen Beſchluß auch fhon gemacht; 
er mußte nur noch in deffen Mitte in Form einer Motion vor- 
getragen werden. Dazu. ließ ſich der eidgenöffifche Oberſt Ritter, 
ein populärer Mann, bereden. Gegen etwaigen Abfall Solder, 
welhe dem Borgehen nicht aus Weberzeugung gewogen waren, 
wurde durch übliche Drohungen vorgeforgt, Der Große Rath 
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ging wirflih mit 84 gegen 58 Stimmen auf das Anfinnen ein 
(16. November 1850). Dad Programm war ungefähr dasfelbe 
wie achtzehn Monate früher; der Kampf aber war heftiger. Pro- 
teftantifcherfeitd machten Steiger (nun Regierungdrath) und Pfarr: 
rektor Wirth Einſprache, indem fie ihren Glaubensgenoffen bes 
fonderd die Beibehaltung der Fonfeffionellen Zrennung, mit 
Inbegriff der Fonfeffionellen Leitung ded Schulweſens, ald drin» 
gend empfahlen. Steiger wollte durch feine DOppofition „ein ge— 
fiherted evangelifches Wefen“ im Kanton erhalten, Unruhe und 
neue Steuern, die nach feiner Anfiht den Kanton heimfuchen 
würden, abwenden. Wirth befämpfte die Bereinigung des Schul- 
weſens noch firenger vom religiöfen Standpunft aus: er wollte 
feine „Staatserziehung mit dem erften und letzten Glaubens— 
artifel: „nich glaube an einen allein felig machenden Staat, 
darinnen nur Bürger, ohne Konfeffion, d. h. ohne firchliches 
Slaubendbefenntniß erzogen und die alle bürgerlih ein Herz 
und eine Seele werden follen“«, Weiter fagte er: „Das dhrift- 
lihe Volk, reformirter und Fatholifcherfeits, verlangt von der 
Schule mehr ald bloß eine bürgerlihe, es verlangt eine chrift- 
lihe Beſchulung.“ Die gleichgefinnten Katholiken fchrieben und 
ftimmten ebenfalld in diefem Sinn; mit 19,659 gegen 13,609 
Stimmen wurde das radikale Projekt, zu deſſen Durchführung 
zwei katholiſche konſervative Bezirke durch „Annerion“ ihrer 
einzelnen Gemeinden an reformirte Bezirfe hätten zertrümmert 
und mundtodt gemacht werden follen, abermald verworfen 
(19. Sanuar 1851), in Beahtung der Warnung eined Revi- 
fiondgegners, daß „von einem Dornbufh feine Trauben fommen 
fönnen®. Weder nahm alsbald den Nüdtritt aus der Regierung, 
heftig Elagend über „die von fogenannten Liberalen ausgegan- 
genen maßlofen Berdächtigungen und Berläfterungen der frei= 
finnigen Katholifen und ihrer Führer“. Leonhard Gmür aber 
rief im „Wahrheitöfreund® den Unterlegenen Johannes v. Müls 
ler's Sprud in Erinnerung: „Gott ift zu Gericht gefeffen über 
den muthwilligen Trotz der Herren.“ 

Das Wefen der politifhen Ordnung im Kanton Solothurn 
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haben mir früher gefchildert.* Die Ausdehnung der radikalen 
Herrfhaft über die ganze Schweiz in Folge der Ereigniffe von 
1847 und 1848 war dem Streben nicht günftig, aus dem folos 
thurniſchen Beamtenftaat einen freiheitlichen Volksſtaat zu fchaffen. 
Als die Verfaffung von 1840 im zehnten Lebensjahr ftand, leitete 
der Große Rath ihre Revifion ein; das Volk Tieß fich wieder 
vernehmen, um einige demofratifche Zugeftändniffe zu erhalten; 
aber feine alte Energie, durch die Kafernenregierung gebrochen, 
war doch nicht wieder zurüdgekehrt. Um fo beharrlicher wirkte 
die Beamtenpartei, ohnehin allmächtig im Großen Nath, ihre 
Herrfchaft wieder auf ein langes Dezennium und darüber zu 
fihern. Die aus dem Revifiondwerf hervorgegangenen Abändes 
rungen waren entweder unweſentlich oder nicht befriedigend. Die 
neue Berfaffung ließ die aus mehren Verfammlungen hervor: 
gegangenen „Volfdwünfche“ um größere Unabhängigfeit der Ges 
meinden, Verminderung der Beamtengehalte, Ausfhluß der 
höhern Beamten aud dem Großen Rath, Erleichterung ded Wahl: 
rechts durch Eleinere Wahlkreife, und Anderes mehr, unberückſich— 
tiget; nur die indireften Wahlen wurden abgefchafft und dur 
unmittelbare Wahlen für die Gefammtzahl der Großrathämits 
glieder erfeßt. Dagegen blieben die großen Wahlkreife, die All 
macht des Großen Rathes; es enthält die Berfaffung fein Wort 
für Sicherung und Förderung der Gemeindefreiheit, überantwortet 
demnach das Gemeindewefen gänzlich der Willfür des Großen 
Rathes und feiner Gefebgebung**; die Volfsrechte befchränfen 
fih auf die felten vorfommende Wahl der Großräthe und auf 
die Abſtimmung über die Verfaffungsrevifion. Diefe Verfaffung 
verheißt der Ausübung der chriftlichen Religion nad) dem römifch- 
fatholifchen (und evangelifch-reformirten) Glaubensbefenntniß den 


* Vergl. Band II, Seite 414 bis 427. Band III, Seite 66 und 67. 

** Bine mehr demofratiihe Verfaffung und durch fie das Necht der Wahl 
fämmtlicher Gemeindevorfteher, alſo auch jener des Ammanns oder Ge: 
meindepräfidenten, erhielt dad Volk von Solothurn erft im Jahr 1856. Gleich— 
wohl bewunderte man dieſen Kanton zwanzig Jahre lang als einen „freifin- 
nigen“, 
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„befondern Schuß des Staates“ und unterfagt im gleichen Athem- 
zug (jelbftverftändlih den Katholifen) die Errichtung geiftlicher 
Korporationen. Am legten Tage des Jahres 1850 war der Große 
Rath mit diefem Werk zu Ende; ein zünftiges Beamtenheer, die 
Schullehrer und befonderd die vielen radikalen Geiftlichen boten 
Allem auf, für dasfelbe die Volksgenehmigung zu erhalten; fie 
wurde mit 6140 gegen 4394 Stimmen ausgefprochen (19. Ja— 
nuar 1851). Seit dem Uebergang Munzinger’d in den Bundes— 
rath wurde Trog als das leitende Haupt angefehen. 

Lange Jahre hatte diefer Kanton auf den Entfcheid über 
“feine Forderung an Bern, von der bifhöflich bafel’fchen Schuld 
herrührend, zu harren; die Forderung betraf ein Anleihen von 
Fr. 64,000 a. W., welche Summe der Fürftbifhof von Bafel 
im Jahr 1792, kurz vor der Invaſion der Franzofen in’s Land, 
von Solothurn erhoben hatte und als Flüchtling fi baar nach 
Konftanz hatte fenden laffen. Die Forderung wurde abgemiefen, 
wefentlih auf den Grund geftüßt, daß das Anleihen ohne Mit» 
wirkung und Zuflimmung der Landſtände Fontrahirt worden, in 
ſolchem Falle aber Frankreich felbft, der erſte Erwerber der fürft- 
bifhöflichen Lande, laut Inhalt des Friedendvertrages von Lüne— 
ville, nicht belaugt werden Fonnte, um fo weniger dann Bern, 
an welhen Kanton fpäter der größere Theil jener Landfchaft 
überging. Bei gleich getheilten Stimmen der Schiedsrichter ſprach 
der Obmann, Bundesrath Furrer, das Urtheil (16. Mai’ 1854). * 


Fünfter Abfchnitt. 


Die Rechnung über die Sonderbundsfriegstoften. Endlicher Nachlaß des Kontri- 

butionsreftes. Der Landesverrathsprozeß. Die Spoliation der Luzerner Großräthe. 

Die Bolfsherrfhaft im Wallis neu begründet; Friede mit der Kirche dafelbft. 

Der Kontributionähandel von Freiburg; die Rückkehr des Biſchofs; Befreiung 
des Freiburger Volkes von der Bundesvogtei. (1850 bis 1857.) 


Nachdem wir erzählt, wie die ehevorige Eidgenoſſenſchaft 
in die neue Schweiz umgewandelt worden, geben wir Bericht, 


* Vergl. Bd, III, S. 81 und S. 402. 
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wie die aus, der Lebergangszeit herrührenden Anflände und Zer— 
würfniffe größtentheils ihre Beilegung gefunden. 

Trugen die ehemaligen fogenannten Sonderbundsfantone 
ſchwer an der Zahlung der Kriegsfoften, fo laftete faum meniger 
ſchwer die Rechnungsftellung über diefelben auf dem wie gewöhn— 
lich viel getadelten Oberkriegskommiſſariat. Es ift wohl diefem 
Umftand beizumeffen, daß der Oberſtkriegskommiſſär Abys ſich 
bewogen fand, in ausführlicher Schrift über Organifation, Schid- 
fale und Leiftungen der Armeeverwaltung während ded Krieges 
zum gefammten Bolfe zu fprechen; * in derfelben fchildert er 
ausführlich, wie fehwierig insbefondere die erfte Bethätigung ded 
Oberfriegsfommiffariats gewefen: „Ohne mefentlihe Dorbereis 
tungen, ohne ein verfügbares eingeübtes Perſonal für die Zen— 
tralleitung, gedrängt von der plößlichen Gegenwart einer Armee 
von 50,000 Mann, die eben fo ſchnell durch das Aufgebot der 
Neferven fich verdoppelte, und gegen deren mannigfache Bedürf— 
niffe und Forderungen fich Feinerfei Zögerungd- oder Abweiſungs— 
gründe anmenden ließen, waren die erften Tage feines Dafeind 
einzig in ihrer Art; man mußte vorwärts um jeden Preis und 
durfte weder Bedenklichkeiten Raum geben, noch weniger fich 
dur dergleichen aufhalten laffen“ (4. April 1850). In die 
Alltagsfprache überfegt hieß das, man habe fich über die Regle- 
mente je nach Umftänden hinwegſetzen müffen. Das Zotal der 
Kriegsfoften gab die Rechnung auf Fr. 6,140,305. 12 Rp. a. W. 
an, unter welchen für „geheime Ausgaben“ die verhältnißmäßig 
fleine Summe von Fr. 1329. 57 Rp. vorfommt. Zur Prüfung 
der Rechnung hatte der Ständerath die Priorität; feine Kom— 
miffion war mit der Form derfelben nicht zufrieden; es folgte 
daher Nüdweifung der Rechnung, damit fie nah dem Mufter 
derjenigen über die Bewaffnung vom Jahr 1845 umgearbeitet 
werde. Dad gefhah, und Abys freute fih in einem Nachtrag 
zu feiner Schrift (vom 1. November 1850), daß die Umarbeitung 


* „Erinnerungen aus dem Dienft der Kriegsverwaltung bei der eidgendf 
fiichen Armee in Feldzuge gegen den Sonderbund. Bon R Abys, eidg. Oberft- 
kriegskommiſſarius“. Zürich, 1850. 
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die vollſtändigſte Uebereinſtimmung mit den frühern Abſchlüſſen 
gezeigt habe. Die bezahlenden Stände wollten aber auch ein Wort 
zur Sache ſagen. Luzern verlangte und erhielt, für ſich und ge— 
ſammte betheiligte Kantone, Einſichtnahme in die Rechnung; ſie 
übergaben ſolche dem genaueſten Rechner und Beleg-Anatomen 
geſammter Eidgenoſſenſchaft, dem ehemaligen eidg. Oberſtkriegs— 
kommiſſär Schinz von Zürich. Dieſer erſtattete feinen Kommit— 
tenten einen ausführlichen Bericht, aus dem wenigſtens für jede 
künftige Heeresverwaltung viel zu lernen iſt; er rügte mancherlei 
wahrgenommene Unordnung, willkürliche und unreglementariſche 
Vorkommenheiten, mangelhaften Ausweis über viele Ausgaben. 
Im Namen der VII Stände ſodann und in Folge einer kon— 
ferenziellen Verſammlung derſelben übermittelte Luzern den em— 
pfangenen Befund des Experten an den Bundesrath mit dem 

rfuchen „um eindringende Würdigung“, unter Anderm auch zu 
dem Zweck, „für die Zufunft alle jene Anordnungen treffen zu 
fönnen, wodurch die gefährdete Moralität im eidgenöfjiichen 
Militärverwaltungswefen gründlich gefichert und geſchützt wird“ 
(Schreiben vom 21. Juli 1852). Kurze Zeit nachher folgte der 
Nachlaß, den wir allernächft erzählen werden. Schinz aber er= 
wartete noch immer eine eingehende Verhandlung der Näthe über 
feine Unterfuchungsergebniffe und ſchrieb (8. Dezember 1852) an 
die Konferenz Mitglieder einläßlich, wie nothiwendig die Berei— 
nigung wäre, denn wenn in Bezug auf alle von ihm befonders 
ausgehobenen Punkte nicht volle Aufklärung zu gewinnen fei, 
„worauf follte dann“, fagte er, „die Armeeverwaltung künf— 
tig ihren guten Ruf ftüßen?!“ Auch dem Bundespräfidenten 
fhrieb er, und machte ihn aufmerffam auf die Gebrechen der 
Rechnung, wie auf „die dringende Nothwendigkeit einer Reform 
der Armeeverwaltung“. Aus feinem Bericht erfährt man, daß der 
Betrag von Fr. 25,542 a. W. Koften des Truppenaufgebotes, 
zu welchem Bern in Folge des Schredend der Yargauer Regie— 
rung im Dftober 1847 * gefchritten, in die Rechnung über den 


* Dergl. Band III, Seite 543, 
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Feldzug aufgenommen und der Regierung von Bern vergütet 
worden. 

Während diefen Rechnungsverhandlungen gelangten wieder: 
holt Nachlapgefuhe der gedrüdten Kantone an die Bundesver- 
fammlung. Für die Angefprochenen wie für die Anfprecher war 
diefe Nadylefe aus den frühern Kämpfen gleich bemühend. Ein 
erftegmal war Freiburg Anfangs 1848 mit einem Nachlaßgeſuch 
eingefommen; es wurde abgewiefen; im Laufe des gleichen Jahres 
ftellten gefammte fieben Stände die Bitte um Ermäßigung der 
ihnen auferlegten Kriegs- und Okkupationskoſten; die Tagfasung, 
jest gewöhnlih „die alte“ genannt, gab einen Abfchlag. Als an 
die Stelle diefer Alten die neuen Räthe getreten, regte fich Frei- 
burg wieder; eine vom Bundesrath angetragene, vom National- 
rath und vom Ständerath genehmigte Tagesordnung war die 
Antwort (Februar und Mai 1849). Bei dieſen dreimaligen Ber: 
ſuchen hatte e8 fein Bewenden nicht: Schwyz ftellte fein früher 
befprochened Gefuh um Bewilligung, eine nächſte Nate feiner 
Schuld für den Bau ded Hauptftraßenzuged zu verwenden; die 
Näthe wollten nichts hievon willen (Dezember 1849). Im Früh: 
jahr 1850 erneuerte Freiburg fein Einzelbegehren und wurde 
abermal abgemwiefen. Ihm folgte Uri mit dem Gefuh um Ber: 
längerung einer Zahlungsfrift; harter Abfchlag feitend des Natio- 
nalrathe3; nur der Ständerath überging zu einiger Milde, indem 
er eine verlängerte Zahlungsfrift, wenn nicht für die in Frage 
geftellte, fo doch mwenigftens für eine fpätere Rate gewährte, ein 
Beſchluß, der erfolglo8 war, weil der Nationalrath die Zuftims 
mung verweigerte (ebenfalld im Frühjahr 1850). Nah diefen 
ſechs fruchtlofen Bitten wiederholten Uri, Schwyz, Unterwalden, 
Zug und Freiburg dad Erfuhen um theilweifen oder ganzen 
Nachlaß der Schuld; der Ständerath wied das Hauptbegehren 
ab, wollte aber doch unterfuchen laſſen, ob nicht günftigere Zah— 
fungsbedingungen gewährt werden könnten; der Nationalrath 
lehnte aber auch diefes ab, und die Bittfteller gingen abermals 
leer aus (Ende 1850). Neue Berathung im folgenden Jahre: 
auf Antrag ded Bundesrathes wurde Berzinfung der auf Abs 
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ſchlag gefchehenen Vorauszahlungen und Annahme auch von guten 
Ziteln, flatt bloß Baarſchaft, bewilliget; das follte Großmuth 
fein (Auguſt 1851). Endlich Flopften mehrere der VII Kantone 
neuerdings an, zuerft Schwyz, Luzern und Freiburg (Dezember 
1851), dann Ob- und Nidwalden; es war dieß die Veranlaffung 
zur neunten und abfchließlihen Berathung. Luzern gedachte in 
feinem Schreiben der großen Summe, welche es bereitö an die 
Bundeskaſſe bezahlt, dann der Koften der eigenen Kriegsführung 
und der aus der Kriegäzeit herrührenden Reflamationen wegen 
GEigenthumsentfhädigungen; erwähnte, daß die finanzielle Noth 
des Landes nur durch Inanſpruchnahme der größern Stifte und 
Klöfter und durch die Belaftung der Gemeinden mit dem mehreren 
Theil der eigenen Kriegsfoften erleichtert werden konnte; daß das 
durch die Tagſatzung felbit vorbehaltene Rüdgrifferecht „auf die 
Schuldigen" jedenfalld unzureihend, die Hülfsmittel ded Landes 
nun erfchöpft feien. Schwyz bezifferte ebenfalld feine Leiftungen, 
die erwacfenen Schulden zumal für Verbefferung des Straßen- 
weſens; meldete, wie ed nun für Gemeinde, Bezirf und Kanton 
zu dem früher faft unbekannten Mittel der Befteuerung habe Zus 
fluht nehmen müffen, und verwies auf die früher unbekannten 
Anfprüche feitend ded Bundes für die aus der Zentralifation hers 
vorgehenden Neuerungen; ed betheuerte endlich wiederholt fein 
rückhaltloſes Eingehen in die neue Bundedverfaffung. Freiburg 
berief fi auf die großen Reformen, zu denen es „für die innigere 
Verbindung ded Kantons mit der Eidgenoffenfhaft“ gefchritten, 
dann (in einer zweiten fpätern Eingabe) auf die bereits in Folge 
der neuen Steuern ſtark hervorgetretene Unzufriedenheit (ed war 
inzwijchen die Bolföverfammlung von Poſieux gehalten worden), 
ließ durhbliden, daß wenn in Folge einer Nachlaßverweigerung 
pdie Inftitutionen von Freiburg fallen follten, die Reaktion fich 
nicht mit diefem Zriumphe begnügen, fondern ihre Augen auch 
auf Waadt, Genf, Neuenburg u. |. mw. richten würde“, endlich 
felbft die neue Bundesordnung gefährdet wäre. Die beiden Unter- 
walden verwiefen auf erfchöpfte Kaffen, Nidwalden noch befonders 
auf den in der ganzen Schweiz „laut gewordenen Wunſch, daß 


der alte Bruderzmwift gänzlich vergeffen und durch einen Akt der 
Milde eine aufrichtige Verſöhnung unter allen Ständen befiegelt 
werde.“ 

Dieſen Vorſtellungen kam ein hehrer Genfer Gedanke zu 
Hülfe. Rilliet-Conſtant, der die Noth der Bittenden nicht nur in 
nächſter Nähe mit angeſehen, ſondern ſie zum Theil auch ſelbſt 
verſchuldet und vergrößert hatte, empfahl im „Cercle national“ 
zu Genf die Aufnahme einer Nationalunterzeichnung, die fofort 
auch befchloffen wurde (31. Januar 1852); die Schuld der 
Sonderbundäfantone, fo hieß es in dem von jenem Berein er- 
lafjenen Aufrufe, betrage 2,300,000 Franken; fpende jeder Schwei- 
zer einen Franken, fo fei fie getilgt, „in unferm lieben Vaterland 
dann weder Schuldner noch Gläubiger“ mehr. Die Subffription 
übernahm der Verein unter der einzigen Bedingung, daß wenn 
nicht die ganze Summe zufammengebracht werden fünne, die 
Bundesbehörde den betheiligten Kantonen wenigſtens fo viel ers 
laffe, als die Subffription betrage, d. h. gleich viel hinzulege, 
als die Privaten. * Aus diefem erften Schritt ging ein ſchweize— 
rifches Zentralfomite für erwähnte Nationalfubffription hervor; 
Alt-Regierungsrath PeftalozzirHoffmeifter von Zürich mar defjen 
Borftand. Es fammelte und ftellte der Bundesverfammlung als 
Beitrag zum großen Werke der Berföhnung 265,000 Fr. zur 
Berfügung, ** mit diefer Gabe das Erfuchen um gänzlichen Nach- 
laß des noch ausftehenden Gejammtreftes der Kriegsfoften und 
um allgemeine Amneftie jowohl von Seite der Bundes- als der 
Kantonalbehörden verbindend (2. Juli 1852). Eben damals faßen 
die Räthe. Glüdliher Weife für die fieben Kantone hatte der 
Ständerath die Jnitiative, wie auch fchon früher. Die Mehrheit 
feiner Kommiffion (Fazy, Stehlin von Bafel, v. Schorno aus 
Schwyz und Aepli von St. Hallen) beantragte übereinftimmend 
den ganzen Nachlaß; das leptgenannte Mitglied begründete diefen 
Borfchlag durh ein mit Fleiß, Gefhik und Muth abgefaßtes 

* Aufruf vom 6. Februar 1852, unterzeichnet von 3. Challet-Venel. 

** Die Subjkription betrug Schließlich Fr. 268,259. 76 Mp., wovon 
Fr. 28,628. 25 Rp. von Schweizern im Ausland eingegangen, 
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ausführlihes Gutachten; denn Muth bedarf ed, um in vers 
fnöcherte PBarteianfchauungen einen heilfamen Riß zu bringen. 
Ammann von Schaffhaufen, das fünfte Mitglied, hinkte neben 
bei mit dem Antrag auf Nachlaß einer Million, gleich als ob in 
großen Fragen Eleinlihe Entfheide auf Erfolg Anfpruch machen 
fönnten. Aus dem Mebrheitöbericht ift zu entnehmen, dab fich 
bei der Nationaljubjfription neben einer Anzahl Gemeinden, Ges 
jellfchaften und Vereine mehr denn 24,000 SBerfonen, unter diefen 
600 Schweizer im Ausland, betheiligt haben. Ueber Forderungen 
und Leitungen enthält jenes urkundliche Aftenftüd Folgendes: 
Die urfprüngliche Hauptforderung an die Bundesfaffe beitrug 
Fr. 5,526,639. 57 Rp.; dazu fam ald Folge von Nachtrags— 
rechnungen die Summe von fr. 652,987. 12 Rp., fo daß fi 
eine Gelammtforderung von Fr. 6,179,626. 69 Rp. ergab. Ber 
zahlt hatten die VII Kantone big damals (Ende Juli 1852) 
Fr. 3,962,185. 90 Rp., mit Zinfen zufammen Fr. 4,523,693. 
10 Rp.; fie hätten an Kapitalreftang von der Hauptforderung 
und an Nahtragsforderung im Ganzen noch Fr. 2,217,440. 
7I Np. zu bezahlen gehabt. * Mit Hinzurechnung der angeführ- 
ten Zinfe hätte fih demnah, ohne Nachlaß, eine Geſammtkon— 
tribution von Fr. 6,741,133. 97 Rp. ergeben. Alle Summen 
find in alter Schweizermährung angegeben. Die Kriegdrehnung 
hatte übrigens danıald die Pafjation noch nicht erhalten, und je 
nach Befund der Bundesbehörde wäre nah den Anträgen des 
Revifors Schinz eine nicht unerheblihe Summe in Abzug ge— 
fommen. Die Berichterftattung ermangelte nicht, den Beweis 
zu führen, daß der Nachlaß ohne Gefährdung der Bundesfinanzen 
gewährt werden fünne, daß das politiiche Intereſſe der Eidge— 
noſſenſchaft ihn empfehle, die öfonomifche Lage der petitionirenden 
Kantone denfelben erheifche, das endlich nur ein gänzlicher Nach— 
laß den wünjchbaren moralifchen Einfluß zu üben vermöge. Ein- 
wendungen, daß in einem Nachlaß nur die Aufmunterung reafs 
tionärer Beſtrebungen läge, ſchlug Aepli mit der Aeußerung aus 


* Yus dem Bundesblatt, Band II, 1852, Seite 693. 
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dem Feld, »daß es in der Republik überhaupt keine beſſere Waffe 
gegen einen wirklichen oder vermeintlichen innern Feind geben 
könne, als, wenn man die Macht beſitzt, hart zu ſein, groß— 
müthig zu verfahren“. Mit Wärme unterſtützte Fazy in münd— 
lichem Vortrag dieſes Gutachten; würden die Bundesfinanzen 
ſolches erlauben, ſagte er, ſo hätte er die Rückzahlung der ganzen 
Kriegsſchuld beantragt. Als Redner für den Nachlaß ließen ſich 
auch Peter Conradin v. Planta, Kurz, Jeanrenaud-Beſſon, Och— 
ſenbein und Munzinger vernehmen. Die Gegner ſchoben meiſt 
Finanzbeſorgniſſe vor; einer aber, Peſtalutz von Zürich, rückte 
mit dem wahren Grund der Oppoſition aus; er verwies auf die 
politiſche Regſamkeit der Bevölkerungen in Freiburg, Wallis und 
Luzern, die ſich damals wieder zu ermannen ſchienen, um unbe— 
fugten Druck abzuwenden; Solches war ihm „Ultramontanismus«“, 
dem man kein Geſchenk zu neuer Bekämpfung der „liberalen“ 
Partei zu machen habe. Die Mehrheit aber ging ſelbſtſtändig 
neben dem abgedroſchenen Schlagwort vorbei und bewilligte mit 


27 gegen 13 Stimmen den gänzlichen Nachlaß. Die Minderheit 


beſtand aus eilf Reformirten und zwei radikalen Katholiken, 
Weißenbach aus Aargau und Würth von St. Gallen (Lichten- 
fteig). Im Nationalrath wollten die Gegner des Nachlaſſes fih 
mit Berfchiebung behelfen und inzwifchen Bericht vom Bundes» 
rath über die finanzielle Seite der Frage einholen. Eicher, Stämpfli, 
Kern, Drucy, unterftügt durch Dubs und Häberlin, fhlugen diefen 
Meg ein, um der biöherigen ertremen Parteipolitit das Leben zu 
friften. Bon den vielen Nednern für das unverweilte Eintreten 
ernteten Siegfried und Gamperio den meiften Beifall. Diefe An- 
fiht fiegte mit 54 gegen 27 Stimmen. Als e3 in der folgenden 
Situng zur Behandlung der Nachlaffrage felbft fam, wurden 
verjchiedene Kommiffionsanträge eingebracht: Tourte und Sieg— 
fried empfahlen gänzlihen Nachlaß, Kern 1 Million wie Ammann 
im Ständerath, Stämpfli und Efcher den Nachlaß bloß der Nach— 
tragsforderung; leßtere beide Gegenanträge fanden feine Beach— 
tung. Trog befämpfte die bisher vorherrfchend gewefene Partei: 
Politik, ald deren Hauptträger Efiher und Kern fich geltend 
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zu machen gewußt hatten. Er brach eine Lanze mit dem Syftem 
der Ausfchließlichkeit, das fich allein für patriotifch ausgab; „die 
wahre Vaterlandsliebe ift nicht das audfchließliche Eigenthum der 
Partei, und „id anerfenne fein politifhes Papſtthum, woher 
ed auch Fommt“; fo fprah Trog, fehr verftändlich für Eicher 
und feine Vertrauten. Trog und Siegfried gingen in ihren Vor— 
trägen auch auf das Wefen des vieljährigen Kampfes ein und 
[hoben die Schuld auf beide Theile, weßhalb nicht der cine 
allein deſſen drücdendfte Folgen zu tragen habe. Die große Mehr: 
heit gab diefer Anficht Beifall, indem fie mit 63 gegen 26 Stim- 
men den Reſt der Kriegsſchuld zu ftreichen beſchloß. Es ergab 
fi) hieraus der Bundesbefhluß vom 13. Auguft 1852, welcher 
den Nachlaß für den gefammten noch nicht bezahlten Betrag aud- 
ſpricht, die Kantone, welche fih gegenüber den andern in Vor— 
Ihuß befanden und daher Rüdzahlungen erhielten, verpflichtet, 
ſolches Betreffnig für Tilgung befannter Zwangsanleihen an ihre 
Angehörigen, fonft aber für dad Schul» oder Armenwefen, für 
Eifenbahnen, Landſtraßen oder Kanäle, oder für ähnliche Zwecke, 
zu verwenden, endlich die Rechnung über die Kriegskoften, fo 
weit fie die Kantone des ehemaligen Sonderbundes betrifft, als 
erledigt erklärt. Durch legtere Beſtimmung waren genannte Kans 
tone der widerwärtigen Mühe enthoben, die von ihrem Beauf- 
tragten Schinz ausgegangenen Nechnungsbemängelungen durch— 
zufechten. Schinz bat in feinem früher erwähnten Schreiben die 
Anficht audgefprochen, daß fein Bericht zum Nachlaß ebenfalls 
beigetragen habe. Der Ertrag der Nationaljubffription wurde der 
Bundesfaffe einverleibt; das Komite, welches ihn eingefammelt, 
erhielt feitend des Bundesrathes einen amtlichen Aft der Aner- 
fennung. Ueber den Betrag, welchen die einzelnen der VII Kan— 
tone an den ihnen in Gefammtheit zu Laften gebliebenen Theil 
der Kriegsfoften zu leiften hatten, geriethen fie fpäter unter ſich 
in Prozeß. Die neuen Regierungen von Luzern und Freiburg, 
ſchroffe Gegenfüßler ihrer Vorgänger, gaben fih gern dem Wahn 
hin, daß fie von dem, was leßtere gethan, nicht die geringfie 
Notiz zu nehmen hätten; fie überfahen, daß die Nechtäverbind- 
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lichkeiten eines Staates wegen des bloßen Wechjeld der Regierung 
nicht aufhören. Auch Zug wollte fih nicht einlaffen. Als Uri, 
Schwyz, Unterwalden ob dem Wald und Wallis die Regierungen 
jener drei Kantone zur Abrechnung aufforderten, lehnten dieſe 
jegliche Mitwirkung zu diefem Zwede ab. Bon jenen erfterwähn- 
ten Kantonen fodann vor Bundesgericht belangt, ftellten fie neben 
andern folgende Einrede: „Der Sonterbund qualifizire jih ala 
ein Vertrag zur Empörung und Rebellion gegen die Eidgenoffen- 
fchaftz der Ausdrud „„Schugbündnig®® fei fimulirt; in der That 
fei den Sonderbundäfantonen die Sphäre ihrer Souveränetät zu 
enge gewefen; ihre Beftrebungen feien dahin gegangen, die Marchen 
ihres Gebietd auszudehnen und den Proteftantismus in der Schweiz 
zu unterdrüden; es fomme demnach pactum illieitum (seu turpe) 
in Frage; bei einem folchen feien Komplottanten für ihre Hand- 
lungen wohl verantwortlich gegenüber Dritten, nicht aber können 
fie hieraus unter fich Rechte herleiten." Das Bundesgericht aber 
erflärte, dab das „Separatbündniß nicht in die Kategorie eines 
unfittlichen oder verbreiherifchen Unternehmens falle“, und ver- 
pflichtete die ftörrigen Kantone Luzern, Zug und Freiburg zur Ab- 
rehnung (Urtheil vom 3. Juli 1858). In Folge dieſes Spruches 
murde zur Abrechnung gefchritten, welches Gefhäft jedoch zu neuem 
Prozeſſe zwifchen den Kantonen Uri, Schwyz, Unterwalden ob und 
nid dem Wald, Zug und Wallis einer, Luzern und Freiburg 
anderjeits über Rechtöfragen führte, welche abermals durch Ur— 
theil des Bundesgerichtes beantwortet wurden (d. Dezember 1863); 
e8 bezeichnet dasfelbe die verfchiedenen Arten von Koften, welche 
die Kantone gegenfeitig in Abrechnung bringen mögen, dann 
Anfang und Ende der gegenfeitigen Haftungszeit, und erflärt die 
eidgensfjiiche Geldffala vom Jahr 1838 ald Maßſtab zur Feſt— 
fegung des auf jeden Kanton fallenden Betreffniffed an dem aus 
der Abrechnung fich ergebenden Gefammtkoftenbetrag. Der lebte 
Akt der Ausgleihung zur Bollziehung diejes Urtheild fand ftatt 
durch gütliches Einverftändniß unter den Beiheiligten im Jahr 1865. 

Noch hatten fich die Bundesbehörden mit der Rechnung über 
den Sonderbundsfeldzug in Folge ihrer eigenen Verwaltungs— 
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pflichten zu befaſſen. Der Bericht einer ſtänderäthlichen Kommiſſion 
vom 9. Juli 1853 anerkennt die Verdienſte, die der Experte der 
VII Kantone ſich dadurch erworben, daß er alle Blößen der 
Kriegsverwaltung, abgeſehen davon, ob fie den handelnden Per— 
fonen oder der Drganifation zur Laft fallen, ungefcheut aufge- 
dedt habe; fie bezeugte, daß er durch diefe Kontrole dem Wehr: 
weſen und der Adminiftration felbit den mefentlichiten Dienft er— 
wiefen habe, fügte jedoch mildernd bei, daß er dem „Leben“ im 
Kriege gegenüber den Reglementen doch zu wenig Rechnung ge— 
tragen. Die Kommilfion ging dann in den ganzen Detail der 
Bemängelungen ein und veranlaßte über manche Poften nähere 
Unterfuhungen, die fpäter durch eine Erpertenfommiffion ge— 
pflogen wurden. Es erfolgten Aufflärungen und Berichtigungen, 
endlich die Gutheißung der Gefammtrechnung feitend der Bundes» 
verfammlung unter Vorbehalt des einem Divifiondfommiffär auf- 
erlegten Erſatzes einer zu viel berechneten Summe (2. Februar 
1854), ſechs Jahre nach Beendigung ded Feldzugs. 

Die zweite Bitte des Zentralfomite’d, welches die National» 
fubffription aufgenommen, um allgemeine und fantonale Amneftie, 
fand fein Gehör. Nody waren die von der neuen Staatsgewalt 
Luzern’ gegen die Mitglieder der ehemaligen Regierung und jene 
des Großen Rathes gefchleuderten Reaftionsdefrete thatfächlich in 
Kraft, wie Gegenftand wiederholter Einfprachen. Gegen das früher 
erwähnte Defret vom 24. Dezember 1847, welches die ehemaligen 
Regierungsräthe zum Erſatz der in Luzern verwalteten, dann 
theilweife für die Ausgaben des Sonderbundes verwendeten eid— 
genöſſiſchen Kriegsgelder verpflichtete, ergriffen fie Rekurs an das 
Dbergericht, damit dasfelbe erkenne: es habe der Regierungsrath 
unbefugt verfügt und für Geltendmachung einer allfälligen Erfag- 
forderung an die Refurrenten den Zivilrechtsweg zu betreten. 
Gleichzeitig erfuchten fie, um ernften Kompetenzkonflift zu ver— 
meiden, die Regierung um Rücknahme ihres Beichluffes. Ders 
geblih. Ein Dekret des Großen Rathes genehmigte die Ver— 
fügungen der Regierung (18. Januar 1848). In Folge deffen 
lehnte das Dbergericht das Eintreten in jenen Rekurs ab, da 
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num eine höhere Behörde gefprochen habe. Im Großrathsbeſchluſſe 
werden felbjt jene Altregierungsräthe, melde erwiefener Maßen 
den Sigungen und Berhandlungen ded Negierungsrathes, in 
denen fragliche Kriegdgelder, unter folidarifcher Haftbarkeit der 
fieben Stände, ihrem gemeinfamen Kriegsrath überlaffen wor— 
den waren, nicht beigewohnt hatten, ala haftbar erflärt, jedoch 
mit Negreß gegen ihre Kollegen, welche die Beichlüffe mwirffich 
gefabt hatten. Die Angefprochenen, für einmal hülflos, mußten 
fih in das Unvermeidliche ergeben; fie thaten die nöthigften 
Schritte, den Staat, nachdem er ihnen eine Reduktion der ab— 
geforderten Summe beiwilliget, zufrieden zu ftellen, haben aber 
eine rechtliche oder auch nur moralifhe Schuld gegen denfelben 
nie anerfannt. Sie leifteten durch Vermittelung befreundeter Bank⸗ 
häufer Bürgfchaft und murden in Folge deſſen der Haft enthoben. 
Auf freiem Fuß gaben fie der neuen Regierung Dedung in wirf- 
lihen Schuldtiteln. Aufgefordert zur Zahlung (Juli 1848), lei- 
fteten fie folche theild aus dem Ergebniß eines Anleihens, welches 
fie auf eigene Rechnung in Bafel abgefchloffen, theild aus den 
von einigen Sonderbundäfantonen empfangenen Rüdzahlungen. 
Gedrängt nämlich von der Luzerner Regierung, hatten fie fich 
früher fchon an einzelne jener Kantone mit dem Begehren um 
Refundation der erweislich zu eigener Verwendung aus den eid- 
gendffiichen Kriegägeldern empfangenen Beträge gewendet, ein 
Begehren, dem Ob- und Nidwalden freiwillig, Uri und Schwyz 
aber erft in Folge gerichtlicher Urtheile enifprachen. Immerhin 
ſahen fih nun die Alt-Regierungsräthe doch noch mit einer be= 
deutenden Summe belaftet, und hat man Zeit und Leben in 
guten Treuen dem Staatödienft gewidmet, fo läßt man fich nicht 
gutwillig darüberhin noch „für das gemeine Befte“ ausplündern. 
Bon der rechtlichen Meberzeugung ausgehend, daß nicht fie, fon- 
dern die fieben Sonderbundsjtände, vermöge übernommener ſoli— 
darifcher Haftbarfeit, für den Betrag einzuftcehen haben, belangten 
fie die Regierung von Luzern für den Neft ihres Guthabeng, 
d. b. fie forderten Vergütung des felbit Bezahlten, inwiefern fie 
folche nicht bereit3 auf anderm Wege gefunden hatten (November 
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1856); zu dieſem Schritt waren fie um fo eher berechtiget, als 
das Defret vom 24. Dezember 1847 fchließliche gerichtliche Aus— 
tragung nicht vorenthalten hatte. Nach friedendrichterlihem Bors 
ftand fand der gejegliche Schriftenmwechfel ftatt und im Mai 1858 
konnten die Aften als gefchloffen erklärt werden. Nun vermen- 
deten fich die Alt-Regierungsräthe bei der Regierung zu dem 
Zweck, daß der Entfcheid dem Bundesgericht übertragen werden 
möchte. Sie lehnte ab, der Große Rath aber befchloß dad Gegen 
theil mit 37 gegen 36 Stimmen. Dad Bundesgericht fand die 
Haftbarkeit auf Seite gefammter Sonderbundsftände, inbegriffen 
Luzern, und verfällte demnach die beflagte Kantonsregierung zum 
vollen Erfaß der in Frage geftellten Summe von Fr. 119,669. 
38 Rp. an die Alt-Regierungdräthe, fammt Zinfen feit Anfang 
1857, Gerichte: und außergerichtlihen Koften (Urtheil vom 
16. Dezember 1859). Erbielten die Sieger, gleich andern Pro— 
zeßgewinnern, auch nicht volle Shadloshaltung für erlittene Be— 
drängniß und beftrittene Auslagen, fo hatten fie hinmwieder eine 
glänzende und lehrreiche Genugthuung gegenüber ihren Berfol- 
gern errungen; denn in Folge jenes Urtheils erſcheinen alle und 
jede aus dem oft angeführten Titel feitend der proviſoriſchen 
und der nachherigen verfaffungsmäßigen Regierung gegen fie er= 
laffenen Defrete als eben fo viele unbefugte Gemwalthandlungen, 
die von Anfang an befjer unterblieben wären. 

Noch beſtand das Luzerner Großrathedefret vom 3. Februar 
1848, welches die Mitglieder des chemaligen Großen Rathes, 
die Beamteten und andere Gönner des Sonderbundes zu Bei- 
trägen an die Kriegsfoften und zu Einjtellung im Aktivbürger- 
recht verurtheilt, auch unter befondere politifche Aufficht geftellt 
hatte; ebenfalla noch das fpätere Vollziehungsdekret, welches den 
Großrathsmitgliedern zufammen eine Kontribution von Fr. 313,500 
a. W. auferlegte. Die Mitglieder des Großen Rathes, in ihrer 
Mehrzahl, machten Einfprache bei dem Großen Nathe: des. Vers 
foffungsbruches und der Rebellion gegen die Eidgenofjenfhaft 
beichuldiget, werden wir „mit dürren Worten Verbrecher genannt; 
wir find feine Verbrecher" 5 fagten fie. Sie hätten nach beftem 
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Wiffen nichts Anderes gethan, als zu Maßnahmen bevollmädh- 
tiget, welche zur Handhabung der politifchen und der fonfeffionellen 
Rechte des Kantons und des beftehenden Bundeövertrages noth— 
wendig geworden. Laut Berfaffung und Gefeb dürfe der Große 
Rath Niemanden im Aftivbürgerrecht einftellen, und was die 
Kontribution betreffe, fei fie entweder eine Strafe oder eine 
außerordentliche Steuer; ald Strafe fünne der Große Rath Feine 
Kontributionsdefrete erlaffen, und zu einer Kontribution ale 
Steuer ermächtige ihn fein Geſetz. Der Bittfteller waren ſechs— 
undfiebenzig. Sie fprachen die Erwartung aus, ed werde der 
Große Rath die gegen fie erlaffenen Defrete in allen Theilen 
aufheben. Der Große Rath aber jchritt zur Tagesordnung; er fühlte 
fich ftarf genug, um gegen -Andere formaliftifche Strenge anzu— 
wenden, während er felbft Machtvollkommenheit übte und Bes 
ſchlüſſe faßte, zu denen eine Befugniß weder in Berfaffung noch 
in den Gefegen gefunden werden fonnte, die vielmehr zu beiden 
in offenem Widerfpruch flanden. Der Abfchlag wurde auf er- 
neuerte Borftellung wiederholt. Die betroffenen Alt-Großräthe 
erhielten Mahnung zur Zahlung und es wurde ihnen das erfte 
Rechtsbot angelegt, wogegen fie Nechtsvorfchlag einlegten. Dem 
Staate gefiel es num nicht, gegen fie den Zivilrechtäweg zu be= 
treten; fie wurden vielmehr vor den Staatdanwalt geladen, der 
fie über die vermeinten Unthaten. einvernahm. Hierauf folgte die 
Einleitung zur Kriminalunterfuchung, dann erneuerter Refurd an 
den Großen Rath, unter Nachweis, daß diefes Berfahren in 
Widerſpruch fiehe mit den Großrathäbefhlüffen vom Februar 
und Auguft 1848, und abermalige Abweifung feitens der Be— 
hörde. Das Kriminalverfahren hatte nun feinen weitern Forts 
gang. Gefchichtlih merfwürdig find einige Antworten, die der 
gewefene Großrathspräfident Joſeph Mohr bei diefem Anlaß in's 
Berhörprotofoll niederlegte: „Sch Fenne feinen Sonderbund. Ein 
diegfälliger At ift mir nie zu Gefiht gefommen. Das Schlag- 
wort „„ Sonderbund““ wurde von den Feinden der am Bundes 
vertrag von 1815 fefthaltenden Stände erfunden. Dieſes Schlag: 
wort und der Jeſuitenlärm mußten die beabfichtigte Bundes- 
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revolution erwirken. Von einem Schutzbündniß der bundesgetreuen 
Kantone habe ich hingegen Kenntniß wie noch Viele; es war ein— 
geleitet durch den Regierungsrath, in Folge einer allgemeinen 
Vollmacht des Großen Rathes, um die beſchworene Bundesver⸗ 
faſſung, die Souveränetät des Kantons und die politiſchen und 
konfeſſionellen Rechte desſelben in allweg zu wahren.“ Und auf 
die allgemeine Schlußanfrage antwortete der Biedermann: „Mich 
kränkt der Vorwurf von Rebellion gegen die Eidgenoſſenſchaft. 
Von Rebellion kann nur die Rede ſein, wo die Bürger eines 
Staates ſich gegen ihre rechtmäßige Obrigkeit empören. Die 
Tagſatzung, und zumal die befannten 122/, Stände, waren nicht 
die rechtmäßige Obrigkeit der an dem beſchworenen Bundesver- 
trage von 1815 ſich haltenden Stände. Diefe waren fo gleich» 
berechtiget und fo fouverän ald jene. Jene durften den Bundes— 
vertrag nicht nah Willfür auslegen, und diefe waren rechtlich 
nicht verbunden, fich gegen ihre beſſere Ueberzeugung einer ſolchen 
Auslegung zu unterziehen. Man muß die fiaatörechtlichen Zu- 
fände der Kantone von damals nicht mit den jegigen verwech- 
jeln, wo die fouverän genannten Stände nichts anderes mehr 
find, ald Provinzen eines Einheitöftaates“ (Spezialverhör vom 
18. Zuli 1849). Das Kriminalgericht erfannte; die Alt-Großräthe 
ſeien fchuldig des Verbrechens des Mißbrauches der Amtsgewalt 
und des Eidbruches, daher zum Erſatze des durch ihre Hands 
lungsmeife geftifteten Schadens unter folidarifcher Haftbarkeit 
verpflichtet (4. Januar 1850). Vergeblich hatten fie fih in den 
Berhören und vor Gericht auf ihre laut Verfaffung nicht-verant- 
wortlihe Stellung berufen. Unterdeſſen hatte der Bertheidiger 
der Alt-Großräthe, Fürfprech Vinzenz Fiſcher, die Rechtsgutachten 
der juriftifchen Fakultäten an den Hochfchulen in Zürich und 
München eingeholt, welche beide übereinjtimmend dahin lauteten: 
daß die Angeklagten laut Luzerner Verfaſſung und Berantwort- 
lichfeitögefeg wegen ihrer amtlichen Verrichtungen nicht beurtheilt 
werden können, die Eonftituirten Gerichte ded Kantond in dieſer 
Angelegenheit nicht Eompetent feien.* Ungeachtet diefed rechtlichen 


* ©, „Zwei Nechtögutachten der Zuriftenfafultäten von Zürich und München 
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Befundes unparteiifcher Drittlente und einer ausgezeichneten Ver⸗ 
theidigungsrede Fiſcher's vor Dbergericht beftätigte dieſes im 
Mefentlihen und gegen die meiften Angeklagten das erftinftanz- 
liche Urtheil, verfällte jie zu Einftellung im Aftivbürgerrecht, zum 
Schadenserfag und in die Koften (13. April 1850). Das Ober: 
gericht machte unter Anderm die Anficht geltend, die Großraths— 
mitglieder feien Beamtete, die Beamteten nah der Berfafjung 
aber verantwortlih. Nun gedachte die Regierung zum Vollzug 
des Kontributionddefreted zu fehreiten. Dagegen wendeten fich 
die Alt-Großräthe an die oberfte Landesbehörde mit dem Geſuch, 
von der Durhführung des Defreted wie von der Bollziehung 
jenes Urtheild zu abftrahiren und auf ſolche Weife den Weg der 
Wiederherftellung des Wohlvernehmend unter den Bürgern des 
Kantons anzubahnen. Der Große Rath antwortete mit Tages— 
ordnung, wie er es bei allen frühern Eingaben diefer Art ges 
than hatte. Die Verurtheilten thaten nachhin einen legten Schritt. 
Sie gelangten (fiebenundfünfzig an Zahl, abgefehen von der 
Solidaritätsfrage mit Fr. 200,000 belaftet) noch an die Bundes— 
behörde, beriefen fih auf den allgemein anerfannten Grundfag, 
daß eine oberſte gejeggebende Behörde” für ihre Handlungen nicht 
verantwortlich jei, jo mie auf den einfchlägigen Luzerner Ver— 
faffungsartifel, der da fagt: „Der Große Rath als folcher ift 
nur Gott und feinem Gewiffen verantwortlich.“ Sie beriefen fich 
auch auf erwähnte Rechtögutachten der Fakultäten in Zürih und 
Münden. Mit folder Begründung baten die Refurrenten bei der 
Bundesbehörde um Schuß ihrer flaatdbürgerlichen fo wie ihrer 
Bermögensrechte gegenüber dem Kontributionsdekret (23. No— 
vember 1850). Segeffer ſprach im Nationalrath mit einer Fülle 
von Beredtfamkeit und Sachkunde für die Petenten, wied auf 
die Berfehrtheit des eingehaltenen prozeffualifhen Verfahrens; er 
zeigte die Lächerlichkeit der Beichlüffe des Großen NRathes: Ber: 
urtheilung zur Sühne begangenen Unrechtes in die Bezahlung 
von Sr. 315,000, mit dem Beifag: „feid Ihr damit nicht zu— 
über die flrafrechtliche Verfolgung des Großen Rathes von Luzern, nebft Be: 
legen.” Schaffhaufen, 1850. 


— 56 — 


frieden, fo ruft den Richter an“. So habe der Staat gefprochen, 
»Aber wo in aller Welt fagt der Staat“, fo bemerkte Segeffer 
weiter, „zu einem prätendirten Verbrecher, der fich zudem dieſes 
Titels höflich bedankt: „„Aus angeftammter Großmuth applizire 
ih Dir vor der Hand diefe oder jene Strafe; bift du nicht zu— 
frieden, fo Klage gegen mich!“ Das aber fei im vorliegenden 
Falle geſchehen. Aber — „die Alt-Großräthe Flagten nicht und 
zahlten nicht, der Staat hatte für feine Zivilforderung feinen 
Klaggrund: weder war eine Vertrags-Obligation vorhanden, noch 
ein Delift gerichtlich erwiefen; da fam der Große Rath auf feine 
Schritte zurüd und fchlug den Kriminalweg ein“ (wie oben be- 
rihtet worden). Der Redner ermangelte nicht, fein Thema noch 
weiter durchzuführen. Doch auch die gründlichfte Darftellung 
ſolcher Amtswillkür verfing nicht; der Nationalrath lehnte mit 
Tagesordnung ab (19. Dezember 1850), wie ed fchon früher 
der Ständerat) gethan Hatte. Die Anregung zur Nationalfubs 
jfription gab der Sade eine günftigere Wendung. Bon den 
68 Alt⸗Großräthen, welche ftrafrechtlich beurtheilt worden, hatten 
fih achtzehn ſchon vorangehend an den Großen Rath gewendet 
und erlangten Umwandlung ihrer Kontribution in ein Zwangs— 
anleihen. Im oberwähnten Zeitpunfte folgten die übrigen fünfzig 
Betroffenen mit einem Gefuh an den Großen Raih um gänz- 
lichen Verzicht auf die Kontribution oder gleiche Umwandlung. 
Dr. Steiger machte einen Antrag in leßterem Sinn. Darauf er- 
folgte der Großrathäbefchluß vom 5. März 1852: Die den Alt: 
Großräthen auferlegten Kontributionsfummen feien indgefammt 
in unverzinslihe, auf die Dauer von fünf Jahren zu leiftende 
Zwangsanleihen umgewandelt, unter Vorbehalt ihrer Einzahlung 
bis 1. Mai gleichen Jahres und mit der Zufage: follte in Folge 
der Nationalfubffription die noch reftirende Sonderbundsſchuld 
der Kantone gänzlich getifgt werden, fo werden auch den Alt 
Großräthen die Kontributionsfummen erlaffen und das Zwangs— 
anleihen, jedoch ohne Zins, zurüdbezahlt werden. Von jept an 
geihuhen auch die bisanhin verweigerten Zahlungen. Der oben 
borgejehene Fall trat nun zwar nicht buchftäblich ein, ſondern 
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der Nachlaß feitend der Bundesbehörde. Der Gegenftand kam 
dann im Herbft gleichen Jahres im Großen Rathe noch einmal 
zu ernftlicher Verhandlung, veranlaßt durch eine zahlreich unter- 
zeichnete Bolfspetition zu Gunften der Alt-Großräthe. MWollten 
auch einzelne ftarre Parteimänner nicht oder nur theilweife ein- 
gehen, fo fprachen fih hinwieder andere Mitglieder, fo Segeſſer 
befonders fräftig, dann auch Schultheiß Kopp und Kafimir Pfyffer, 
im Sinne der Petition aus und eine Mehrheit des Großen Rathes 
ſchloß fih ihnen an. Die Alt-Großräthe wurden in ihre bürger- 
lihen-NRechte wieder eingefehtz e8 wurde im Fernern die Nüd- 
zahlung der erlegten Kontributionsfummen auf 1. Januar 1854, 
doch ohne Zins, befhloffen und fpäter auf eben erwähnten Zeit: 
punkt auch wirklich geleiftet Geſchluß vom 28. Dftober 1852); 
es war dieß ein Gefammtbetrag von 248,500 Fr. a. W. 

Bon den Luzerner Magiftraten und Beamteten waren Ein- 
zelne bei den Reaktionsdekreten des Großen Rathes doppelt be- 
theiliget: bei der erwähnten Kontribution und bei dem „Landes— 
verrathsprozeß". Es waren dieß Siegwart und Bernhard Meyer. 
Als geweſene Mitglieder des Großen Rathes waren fie durch 
die angeführten Urtheile betroffen. Als Siegwart die von ihm 
geforderten Fr. 20,000 nicht bezahlte, wurde gegen ihn der Kons 
kurs eröffnet, er felbft in Folge deflen als Fallit erklärt. Betroffen 
waren fie aber auch in Folge ihrer Betheiligung bei dem ge- 
wefenen Kriegsrath der VII Kantone; neben ihnen Abyberg und 
Dberftlieutenant Kafpar Müller von Schwyz; Schmid, Lauener 
und Vinzenz Müller von Uri; Spichtig von Obwalden und Oberft 
Nikolaus Zelger von Nidwalden, Oberft Zenflufen aus Wallis, 
In den Blättern diefes Gefchichtbuches mußte mancher politifchen 
GStrafprozejfe erwähnt werden, deren Anhebung, Berlauf umd 
Ende auf die Warntafel jebiger und fünftiger Regenten und 
Suftizbehörden gehören. Sie alle aber werden in diefer Beziehung 
übertroffen dur den Landesverrathsprozeß. Der langen Unter 
brehungen der Unterfuhung ift fehon früher gedacht worden. 
Ihre Verfchleppung erregte Auffehen in vielen Kreifen der Schweiz 
und dießfallfige Unzufriedenheit gab fih auh in den Räthen 
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fund. Auf Anregung des bündnerifchen Ständeraths Ganzoni 
beauftragte die Bundesverfammlung den Bundesrath zu nöthigem 
Einfchreiten, auf daß die Unterfuchung alsbald wieder aufgenom- 
men, ohne weitere Unterbrechung fortgefegt und mit möglichfter 
Beförderung zu Ende gebracht werde (Juli 1850). Nach einigen 
Monaten traf dann der außerordentlihe Verhörrichter Müller 
von Muri wieder in Quzern ein. Auf feinen Antrag erfannte die 
Luzerner Zuftizfommiffion, wie es ſchon früher gegen Siegwart 
und Meyer gefchehen, auch gegen die übrigen Betheiligten die 
Spezialunterfuhung und die Einleitung des Kontumaztalver- 
fahrens. Zenklufen aber war inzwifchen im Elfaß gejtorben. Die 
Regierungen von Uri und Nidwalden verweigerten die amtliche 
Beröffentlihung der Ediftalladung bezüglich ihrer betroffenen 
Magiftraten. BVerhörrichter Müller aber war wieder unſichtbar 
geworden, denn er war ald Mitglied des Obergerichts und des 
damaligen Berfaffungsrathed von Aargau ein unentbehrlicher 
Mann in feinem heimathlihen Staat. Im Juli 1851 lag von 
ihm eine Berichterftattung über den Stand der Unterfuhung noch 
nicht vor. Die Mahnungen an diefen außerordentlihen Unter: 
ſuchungsbeamten mußten erneuert werden und auch die Regierung 
von Luzern wurde vom Bundesrath an Schliegung des Prozeſſes 
erinnert. Als die Unterfuhung endlich als gefchloffen vorlag 
und nichts mehr fehlte, ald die Einvernahme des geweſenen 
Minifterse Guizot, welche die Regierung von Luzern lächerlicher 
Weiſe dem franzöfifchen Miniftertum in Paris zugemuthet hatte, 
beantragte die Suftizfommiffion des Quzerner Obergerichts: es 
folle der Prozeß den Luzerner Gerihten abgenommen und dem 
Bundesgericht zur endlichen Erledigung übertragen werden. Die 

egierung unterftügte das Anfinnen bei dem Bundesrath (1852); 
der Bundesrath aber lehnte folches ab, obwohl fein Bundesbe— 
ſchluß vorlag, welcher den Luzerner Gerichten nebft der Unter: 
ſuchung auch die Beurtheilung des Falles zugewieſen hätte. Hier— 
auf erflärten fi) die Luzerner Gerichte Fompetent, und nad) 
weitern Umzügen erfolgte endlich der friminalgerichtlihe Spruch: 
Konftantin Siegwart, des doppelten Verbrechens des Hochverrathe 
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und des Landesverraths fihuldig erfunden, fei in contumaciam 
zu zwanzigjähriger Kettenftrafe und vorheriger halbftündiger öffent- 
licher Ausftellung verurtheilt; gegen die übrigen Mitbeflagten 
fei der Prozeß vertagt; bezüglich der letztern hatte der öffentliche 
Anfläger auf Entlaffung von der Inſtanz angetragen (21. März 
1854). Gegen diefes Urtheil wurde die Appellation nicht ergriffen, 
offenkundig ſchon deßwegen, weil namentlich die nichtzluzernifchen 
Magiftraten von vornherein gegen das Iuzernifche Forum protes 
flirt hatten. Dagegen gelangte das Urtheil bezüglich des Alt 
Schultheißen Siegwart von Geſetzes wegen zur Beflätigung an 
die höhere Inſtanz. Aber ſolche Beftätigung erfolgte nicht, fon- 
dern vielmehr der Ausſpruch feitend des Obergerichtd: es fei der 
Prozeß bezüglich der Perfon Siegwart's vertagt (Erkanntniß 
vom 26. Mai 1855). Dieſes verfchiebende Urtheil füllt 99 Drud- 
feiten, deren Inhalt jedem unbefangenen Leſer die Ueberzeugung 
aufdringt, daß Siegwart eine Intervention weder angerufen, noch 
dazu je die Abficht gehabt hat, dag deßhalb rechtliche Gründe zu 
einer Berurtheilung nicht vorhanden waren. Das Obergericht felbit 
fagt, daß im gegebenen Falle ein Hochverrath weder gegen den 
Kanton Luzern noch gegen die Eidgenofjenfchnft vorliege. Betrefz 
fend den Landesverrathb, jo fonnte das Obergeriht aus dem 
ganzen fhriftlichen und mündlichen Verkehr des Angeklagten mit 
den auswärtigen Mächten und ihren Repräfentanten einen folhen, 
namentlich ein nterventionsbegehren, welches allein in Frage 
lag, ebenfall® nicht herausfinden. Einzig aus ein paar höchſt 
zufälligen irrelevanten Handlungen oder Aeußerungen des Anges 
flagten auf feiner Flucht in Wallis will das Obergericht einiger 
maßen abweichende Schlüffe ziehen, indem es fagt, daß die ver- 
fhiedenen zu Gunſten des Angeflagten vorliegenden Beweis— 
momente doch „den hoben Verdacht, als habe C. Siegwart-Müller 
in den legten Tagen des jogenannten Sonderbundäfrieges fremde 
bewaffnete Intervention herbeizuführen geſucht und fih dadurd) 
des Verbrechens des Landesverraths ſchuldig gemacht, nicht zu 
entfräften® vermögen. Andere werden hinwieder bei Leſung des 
- Urtheils finden, Siegwart habe höchſtens in jenen „letzten Tagen“ 
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des Sonderbundäfrieged, welche die erften feines Erild und feines 
Elendes waren, [hwahe Hoffnung einer Intervention gehabt, 
was von einem Snterventionsbegehren fehr weit entfernt ift. Das 
Geriht warf fein Auge auf einen Artifel ded Strafverfahreng, 
welcher fagt, daß, wenn fich gegen den fontumazirten Beklagten 
nicht hinlängliche Beweife ergeben, um ein Schuldurtheil zu be— 
gründen, das Gericht den Prozeß zu vertagen habe. Er ift num 
vertagt, und er blieb vertagt. Am Großen Rath von Luzern war 
ed zu erwägen, ob die mangelnden „hinlänglichen“ Beweife ſpäter 
würden beigebracht werden, im verneinenden Fall den Prozeß 
durch Abolition zu beendigen. Er hat dieſes unterlaffen. Darum 
haben Männer, denen angelegen war, den zur Unehre der Schweiz 
ftet8 hängenden Prozeß an ein Ende zu bringen, fih an die 
Bundesverfammlung gewendet, zuerft Nationaltath Luſſer von 
Uri. Er trug an, vom Bundesrath Bericht über den Stand des 
Prozeſſes abzuverlangen, damit zu definitiver Erledigung diefer 
Angelegenheit gefchritten werden könne (21. Juli 1855). Mit 
ihmacher Mehrheit ftimmte der Nationalrath in erfter Beziehung 
bei: der Bundesrath wurde angewiefen, den geforderten Bericht 
zu erftatten (24. Juli gl. 3.), was geihah. Der Nationalrath, 
nah Empfang zweier Gutachten demjenigen des Auguftin Keller 
folgend, welches eine unverföhnliche Parteiauffaffung an der Stirne 
trug, befchloß: es fei feine Veranlaffung vorhanden, in Saden 
eine Schlußnahme zu faſſen (15. Juli 1856). Bloß eine ſchwache 
Minderheit erklärte fich für Niederfchlagung des Wrozeffes. So 
blieb die Erledigung der Angelegenheit auch ferner der kanto— 
nalen Jurisdiktion und Amneftiebefugniß überlaffen. Diefe Ber: 
handlungen blieben nicht ganz ohne Nüdwirfung auf Luzern, 
indem der Große Rath noch im gleichen Jahr die gerichtliche 
Berfolgung gegen die Mitglieder des ehemaligen Kriegsrathes 
wegen Landesverrathb, mit einziger Ausnahme von Siegwart, 
aufhob. Zu Gunften des Leptern, als des einzigen noch Ver— 
folgten, trat dann fpäter Nationalratd Segefjer von Luzern auf, 
ein Dann, der ald junger Regierungsbeamteter in den Vierzigers 
jahren Alles mitangefeben und mitgelebt, wad Giegwart und 
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die übrigen Magiſtraten Luzern's gewollt und angeſtrebt hatten. 
Er ftellte im Dezember 1860 an den Nationalrath den Antrag, 
den Prozeß, infoweit er noch anhängig, niederzufhlagen und als 
folgenlos zu erflären. Dagegen machte die Regierung von Luzern 
aus dem Standpunkte fouveräner Stellung Einrede, wie fie es 
früher gegen den Luſſer'ſchen Antrag gethan. Segeſſer aber be- 
wies aus dem ganzen Hergang des Prozeſſes, feit feiner formellen 
Entjtehung durch) den Tagſatzungsbeſchluß vom 14. Februar 1848, 
daß Luzern nur in Folge von Delegation gehandelt und die 
Unterfubung im Namen des Bundes geführt habe, daher diefem 
auch die Kompetenz zuftehe, das legte Wort zu fprechen. Segeffer 
that noch mehr; er ſprach die Ueberzeugung aus: niemals habe 
Siegmwart die bewaffnete Intervention des Auslanded angerufen, 
auch fie niemald anrufen wollen. Im Laufe der Ereigniffe in 
jener mühevollen Zeit habe er, Segeffer, ihn felbft einmal dar— 
über zur Rede geftellt, und die denfwürdige Antwort erhalten: 
pDie Mächte fünnen und nicht unterliegen laffen, es tft eine 
Eriftenzfrage für fie wie für und. Aber wir dürfen niemals ihren 
Beiftand herbeirufen, denn wenn wir dieſes thun, fo ift aud 
der Sieg für ung fruchtlos; die Fremden find dann Meifter im 
Land, nit wir. Wir würden eben fo gut Alles verlieren, wie 
unfere Gegner, und dazu noch den immerwährenden Borwurf zu 
tragen haben, daß wir die fchmweizerifche Freiheit geopfert haben. * 
Das waren Siegmwart’d Worte. * Und auf Segeſſer's Rede beſchloß 
der Nationalratd mit 53 gegen 25 Stimmen neuerdingd: „ed 
fei feine Veranlaſſung vorhanden, in Sachen eine Schlußnahme 
zu fallen.“ Beyer im Hof hatte ald Berichterftatter das Mißge— 
hi, für den Ausfpruh des Nationalrathes diefe Falte Form 
abermals in Anwendung zu bringen. Bei der Diskuffion ließen 
radifale Mitglieder von Luzern dem Parteihaſſe ungezügelten 
Lauf. Rod jest im Jahr 1865, alfo achtzehn Jahre nad der 
Anhebung des Prozeſſes, ift diefer unansgetragen; Luzern wollte 


* „Rede des Herrn Nationalrath Dr. Ant, Ph. Segeffer in Angelegenheit 
des Landesverrathsprozeſſes“. Schwyz, 1861. 
Die Schweiz. IV, 36 
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feither von feiner „Amneftiebefugniß® feinen Gebrauch machen. 
So ſchwer laften Juſtiz und PBarteipolitif auf einem unglüdlichen 
Staatsmann, der für Recht und Ehre feines heimatlichen Kantons 
nicht weniger warm gefühlt hat, ald irgend Einer feiner Gegner, 
und, gleich ihnen, das Befte ded gemeinfamen Vaterlandes zu 
fördern glaubte, 

In Wallis erfannten die Behörden nach einer Wirkfamfeit 
von etlichen Jahren, daB fich in bisheriger Weife nicht länger 
regieren laffe, die öffentlichen nflitutionen den Meinungen und 
Bedürfniffen des Volkes näher gebracht werden müſſen. Es wal- 
tete Unzufriedenheit über das neue Erziehungsſyſtem und über 
den Staatshaudhalt, indem jenes als demoralifirend, diefer als 
verfchwenderifch bezeichnet wurde; unmwilllommen war auch die 
neu eingeführte direkte Steuer (vom Bermögen und Einkommen). 
Zu diefer Mipftimmung trug der Berfauf der Kirchengüter das 
Seinige bei, fo wie die Wahrnehmung, daß fie gegen niedrige 
Preife zum Theil in die Hände von Männern übergingen, welche 
bei der Staatöverwaltung nahe betheiliget waren *; vollends die 
Berabreichung einer Entfhädigung von Fr. 150,000 an die auf- 
ftändifhen Jungfchweizer von 1844, eine Entfhädigung, die zum 
Theil durch Anweifung von Kirchengütern geleiftet wurde. Dabei 
vermißte das Volk die Garantie für eine unverfümmerte Aus— 
übung feines Abftimmungsrechted über Finanzgeſetze. Unter folchen 


* Anfangs 1848 waren die Güter des Bisthums, des Domkapiteld, der 
Domtirche, inbegriffen die Zahrzeitfonde, dann die des St, Bernhards: und 
SimplonsHofpiged und der Abtei St. Moriz, zu 3,548,064 franz. Franken 
gewertbet, Auf einem offiziellen gedrudten Verzeichniß der Erwerber Diefer 
„biens nationaux" bat der Verfaſſer felbft die Namen angefehener Negenten 
von 1848 gelefen. Eine ihm ebenfalls mitgetheilte Zufammenftellung des Ver: 
faufsergebnifjes zeigt einen jehr beträchtlichen Mindererlös auf der Gefammtheit 
der verkauften Liegenfchaften, da der wirkliche Erlös und dad, was an die 
Stiftungen fpäter zurüderftattet wurde, zufammengenommen nicht einmal die 
Hälfte ded oben angeführten Werthanfages erreichten; es war dieß, wenigftens 
tbeifweife, eine Folge der Ueberftürzung der Verfaufsoperation. Der Verkauf 
geſchah zu „Spottpreifen”, wie die Vergleichung zwilchen den laufenden und 
den wirklich erlösten Kaufpreifen zeigt. 
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Umftänden ergriff der Große Rath felbit die Snitiative zur Res 
vifion jener Verfaſſung von 1848, die unter dem Drud der 
zivilifirenden Bajonnete des Bundes eingeführt worden; er ließ 
die Unterfhriften für die Revifiondbegehren einfammeln, dann 
die allgemeine Volksabſtimmung darüber ergeben, die bejahend 
audfiel, endlih die Wahl eined Berfaffungsrathes vornehmen, 
aus deffen Berathungen am 23. Dezember 1852 eine neue 
Kantondverfaffung hervorging, und dem zugleich, durch eigen- 
mächtige Verfügung feitend ded Großen Rathes, dad Vorrecht 
eingeräumt wurde, ohne Neuwahl auch ald Großer Rath für die 
nächfte vierjährige Amtödauer zu gelten. Diefe Berfaffung fchaffte 
Abhülfe in zwei Hauptrichtungen: fie unteriwarf jede Abänderung 
des gegenwärtigen Finanzſyſtems und jede Steuererhöhung der 
Sanktion des Volkes, und verfündete den Willen des Staates, 
gegenüber der Kirche ein friedliches Bernehmen einzuhalten, indem 
fie fich jeder einfeitigen Verfügung über das Verhältniß zwifchen 
Kirche und Staat enthielt und beifügte: „diefes Verhältniß iſt 
durch ein befondered Konkordat feitzufegen“. ine verftändige. 
Mehrheit ließ fih durch den Trotz einzelner Unterwallifer nicht 
beugen, welche neuerdings mit Trennung zwifchen Ober und 
Unterwalliß gedroht hatten, wenn der Verfaffungsrath von den 
„Prinzipien von 1848 abginge und einem Konfordat mit der 
firchlihen Behörde das Wort reden würde. Nachdem die Ber: 
faffung mit 8233 gegen 832 Stimmen vom Bolfe gutgeheißen 
worden, erhielt fie auch die Garantie der Bundeöbehörde (16. Zuli 
1854), doch mit dem ufurpatorifchen Vorbehalt für letztere, daß 
ihr jened Konkordat zur Einfiht und Prüfung vorgelegt werde. 
Von nun an fehrte allmälig der Friede in das Land zurüd, 
Bon Ende 1852 hinweg hatten die Radikalen nur nod eine 
Ihwahe Mehrheit; bei der folgenden Erneuerungswahl erhielten 
die Konfervativen eine Mehrheit von 20 Stimmen. Bei fold 
günftigeren Berhältniffen leitete der Staatsrath im Jahr 1857 
eine freundliche Unterhandlung mit dem Bifchof zur Regelung 
der Verhältniffe zwifchen Staat und Kirche ein; der Bifchof er- 
Härte zu gleichem Zweck auch feine Bereitwilligfeit, der Zuftims 
36 * 
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mung des päpſtlichen Stuhls unvorgegriffen. Der Staatsrath ließ 
durch ſeinen Präſidenten, Alexis Allet, dem Großen Rath die 
Grundſätze verkünden, welche er bei der Unterhandlung einhalten 
werde: von der Anerkennung der Theorie der vollendeten That⸗ 
fachen fo wie der Folgen von Handlungen, die nicht den neuen 
Behörden zur Laft fallen, wolle der Staatsrath nichts willen; der 
freiwillige und ausdrüdliche Widerruf („desaveu*) der Grund» 
fäbe, welche im Dezember 1847 und im Januar 1848 gegen 
Kirche und Geiftlichkeit zur Anwendung gefommen, müſſe Grund— 
lage der Unterhandlungen fein; e8 folle der Grundfag, daß das 
Kirhengut Staatdeigenthum fei, zurüdgenommen, der Geiftliche 
feit eine in allen Beziehungen ehrenhafte Stellung gewährt, der 
würdige Beftand und die nützliche Bethätigung der religiöfen 
Korporationen gefichert werden und zwar in dem Sinne, daß fie 
fich bei dem öffentlichen Unterricht betheiligen fünnen, als wo— 
durh dem Bolfe ein größtmögliches Maß von Garantien in 
religidfer Beziehung verfchafft würde, Alles übrigens unter Vor— 
behalt der Rechte und Intereffen des Staates, die mit jenen 
der Kirche im Konkordat ihre Berüdfichtigung finden würden, * 
Ein folder Vertrag ift bisher nicht abgefchloffen worden; aber 
dad Verhalten des Staates gegenüber der Kirche ift den verfün- 
deten Grundfägen gemäß: die Defrete vom 11. und 29. Januar 
1848, welche alled Kirchen- und Kloftergut zum Staatdvermögen 
fohlugen, wurden zurüdgenommen, die großen und fleinen Jahı- 
zeitfonde an der Kathedrale zu Sitten ihrer urfprünglichen Ber 
ffimmung wiedergegeben; ed. wurde die Kirche in den Beſitz der 
Liegenfchaften und Rechte, die nicht bereitd durch den Staat 
veräußert worden, wieder eingefegt (Befchluß des Großen Rathes 
vom 24. Mat 1859. Durch diefe Verfügung waren, wenigſtens 
im Grundfage, auch die Anftände mit dem St. Bernharde- 
Inftitut gehoben; es befteht feither wieder felbfiftändig, mie ches 
dem. Blieben auch die durch die erwähnten religidfen Inſtitute 

* „Communication faite au Grand-Conseil en seance du 23 No- 


vembre 1857, par M. le President du Conseil d’Etat;* auf Befehl des 
Großen Rathes den Drud übergeben. 
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in Folge der Maßnahmen vom Jahr 1848 erlittenen Berlürfte 
fehr beträchtlih, fo war nun doch der Friede mit der Kirche 
nicht nur eingeleitet, fondern auch gefichert. Die Regierung ſchritt 
auch zu mwohlthätiger Reform des Erziehungsweſens (1857), und 
rief nügliche Einrichtungen im Gebiete der Verwaltung in's Leben, 
fo eine Kantonalbank, die Nhoneforreftion, den Bau der Eijen- 
bahn. Staatsrathspräſident Allet war bei Allem der einfichtige 
und mit glüdlicher Hand ausgeftattete Leiter und Vollſtrecker, 
dem ed auch gelang, von früher und von Andern herrrührende 
Eifendbahn- Schwierigkeiten entfprechend zu heben. 

Mehr noch ald durch Luzern wurde die Bundesverfammlung 
durh die Zuftände ded Kantons Freiburg in Anfpruch genom- 
men. Solches hatte fie felbft verfchuldet. Das Kontributions- 
defret vom 20. Mai 1848 mit einfchlägigem Vollziehungsbefchluß 
wollte feitend der Regierung vollzogen werden; fie hatte den erften 
Zahlungstermin auf 31. Oktober gleichen Jahres angefegt. Im 
eigenen Kanton konnten die Betheiligten Fein Gehör finden; un: 
gefähr vierzig derfelben wendeten fich deßhalb an den Borort mit 
dem Geſuch, ed wolle derfelbe die Vollziehung unterſagen, bis 
die oberſte Landesbehörde gefprochen haben werde (12. Dftober). 
An diefe richteten fie dann gleichen Tages eine umfaljende Vor— 
ſtellung, des mefentlichen Inhalts: die Bundesbehörde habe die 
Pflicht zur Abhülfe, einmal in Folge der Kapitulation, durch 
welche Sicherheit der Perfonen und ded Eigenthums garantirt 
worden, jodann in Folge der unter der Garantie der Eidgenofjens 
haft ſtehenden Berfaffung von 1831; vermöge diefer habe der 
Große Rath jouverän:d Recht ausgeübt, und ein unter der Herr 
haft der gleichen Verfaſſung erlaffened organifches Geſetz von 
1833 ſchütze die Mitglieder des Großen Rathes vor jeder gericht: 
lihen Verfolgung bezüglich ihrer Stimmgebung, ſpreche ſonach 
ihre Nichtverantwortlichkeit aus. Folgerecht falle die Berantwort- 
lichkeit der Handlungen ded ehemaligen Großen Rathes auf den 
ganzen Kanton, dieß um fo mehr, als feine Bejchlüffe in der 
Gefinnung und Abfiht der ungeheuern Mehrheit des Volkes ges 
legen haben. Wie aber das eingeflagte Dekret in den Grundlagen 
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vermwerflich, fo feien ed auch deffen einzelne Beftimmungen. Ohne 
alle gerichtliche Form fpreche es Konfisfationen, Berbannungen 
und Entziehung der politifhen Rechte aus, Das verftoße fich 
gegen alle durch die (jeither in Ausführung gefommene) neue 
Kantonsverfaſſung aufgeftellten befannten Grundrechte der Bürger: 
Garantie der perfönlichen Freiheit, dad Necht der Anrufung des 
zuftändigen natürlichen Richters, Unverlegbarkeit des Eigenthums 
und Trennung der Gewalten. Die Eidgenoffenfhaft dürfe nicht 
dulden, daß diefe durch erwähnte Berfaffung geheiligten Garans 
tien fhonungslos vernichtet werden, wie ed in dem bewußten 
Dekrete gefchehen. Die Eingabe fchlieft mit dem Geſuch, daß 
der Beichluß vom 20. Mai 1848 mit feinen Folgen aufgehoben 
und die dem Kanton Freiburg auferlegten Kriegskoſten in billigem 
Verhältniß auf das ganze Rand verlegt werden, eventuell („subsi- 
diairement“), daß den Bittitellern der Rechtsweg („recours aux 
tribunaux“) eröffnet werde. Zwei Dinge find hier bemerfenswerth: 
das Vertrauen, mit dem die Berfolgten ſich an die neuen Bundes- 
behörden wendeten, obwohl ihnen nicht unbefannt, daß ihre Mit- 
glieder meift politifche Gegner ſeien; die Entſchloſſenheit fodann, 
mit der fie, falld ihr Hauptbegehren nicht Anerfennnng fände, 
ihre Angelegenheit dem Gntjcheide des freiburgifchen Richters zu 
unterftellen bereit waren, obwohl die Mitglieder auch diefer Ge- 
richte aus einer Umwälzung hervorgegangen, welche die Klagen- 
den zu Ueberwundenen machte; fo ftarf wirkte ihr Vertrauen auf 
ihr gutes Recht. Der Nationalrath rechtfertigte diefes Vertrauen 
nicht. Er ließ die ſchwere Klage auf dem Kanzleitifh liegen und 
ſelbſt Mahnungen aus feiner Mitte vermochten nicht ihn vor» 
wärts zu bringen. Eine Einftellung im Bollzug wurde feitend 
des inzwifchen in’d Amt getretenen Bundesrathes ebenfalld nicht 
gewährt, unter dem Vorwande, folched hieße dem Entfcheid der 
Kompetenzfrage vorgreifen. Unterdeffen befhäftigte fich der Frei— 
burger Große Rath mit der Auffindung neuer Spoliationsformen : 
er fchuf die Kontribution in ein Zwangsanleihen um, rüdzahlbar 
ohne Zinfe (Befhluß vom Dezember 1848). Eine unmittelbar 
nachher folgende Proflamation ſagte dem Bolfe, die Rüdzahlung 
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werde erft an die Nachkommen der Betroffenen gefchehen. Ein 
fpäteres Geſetz hielt Wort, indem es das fünfunddreißigfie Jahr 
als dasjenige bezeichnete, nach deffen Verlauf die Nüdzahlung 
beginnen, dann, im Laufe der nächſten fünf Jahre, ratenweiſe zu 
vollenden fein werde (Gefeb vom 14. März 1850). Bei der erften 
Petition an die Bundeöverfammlung hatte es fein DBerbleiben 
nicht. Auch die Freiburger Frauen Flopften an (5. Januar 1849), 
Sie klagten noch gegenüber dem ältern Dekret; es fei unerhört, 
Frauen für den Ausgang und Erfolg von Schlachten oder Staatd- 
marimen verantwortlich zu machen; im Privatverkehr feien fie 
gefhügt gegen die Schulden der Männer, nun wolle man ihnen 
aber die Schulden aufbürden, welche diefelben im öffentlichen 
Leben fontrahirt haben; wenn man nur ihr Bermögen haben 
und dad Recht ded Stärfern gegen fie anwenden wolle, jo jage- 
man es lieber rund heraus, ftatt fih auf die unbeugfamen Ber 
fchlüffe „einer höheren Gerechtigkeit“ zu berufen. Endlich fanden 
die petitionirenden Frauen es fonderbar, daß man ihnen die 
politifchen Nechte entziehe, die fie nie mißbraucht, weil fie feine 
foldhe haben. Zum Schluß wiefen fie auf die Abfurdität, daß der 
Nachlaß einer Frau betroffen werde, die vor 19 Jahren verftorben, 
dann das Vermögen einer andern, 87jährigen Frau, ferner einer 
Dame, die feit mehr ald fieben Sahren außer der Schweiz lebe. 
Sie verlangten gänzlihe Befreiung von der Kontribution, und 
empfahlen darüberhin Nachlaß der gefammten enormen Kriegd- 
foften zu Gunften der VII Stände. Eine neue Eingabe der mit 
dem Zwangsanleihen Betroffenen überhaupt verlangte im April 
1849 wiederholt Schuß, indem im Grunde durch die Umwand— 
lung der Kontribution in ein Zmangsanleihen die Sache fih 
nicht geändert, jondern nur einen andern Namen erhalten habe. 
Fest endlich gefiel ed dem Nationalrath, die Klage dem Bundes- 
rath zu überweifen, der hinwieder die Vernehmlaffung des Staat3- 
rathes von Freiburg darüber einholte. Diefer proteftirte gegen 
jeded Eintreten feitend der Bundesbehörde: ald fouveräner Staat 
habe der Kanton Freiburg die für feine Rettung erforderlichen 
Mapregeln ergreifen müſſen; das erfte Gebot aber fei das der 
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Selbſterhaltung; von dieſem Standpunkt aus haben die neuen 
Behörden handeln müſſen. Das Schreiben des Staatsrathes 
ſchildert dann, wie die Bevölkerung von den Ideen der geſtürzten 
Regierung beherrſcht geweſen, äußerſt ſchwierig daher die Lage 
ihrer Nachfolger geworden. Die neue Regierung hätte nun aller— 
dings einen Kriminalprozeß anheben können, denn Hochverrath 
wurde nun einmal verübt, und die Gerichte wären nicht bei einem 
beſchränkten Zwangsanleihen ſtehen geblieben, ſondern hätten viel— 
mehr den Erſatz der geſammten Kriegskoſten auferlegt. Indem die 
Regierung nun den Rieſenprozeß nicht anhob, „habe fie in einem 
allgemeinen humanen und politifhen Intereſſe das Recht der Sou— 
veränetät angewendet und die Petenten, weit entfernt, ihre Rechte 
zu verlegen, gegen die Strenge der Strafgefehe in Schuß ge— 
nommen“, Webrigens, da der Bund den VII Kantonen die Kriegd- 
foften durch eine Adminiftrativ-Maßnahme auferlegt habe, müffe 
ein gleiches Recht dem Kanton gegenüber den Schuldigen zu= 
ftehen. Die Schrift ergeht fih fodann in den bald, nach 1830 
begonnenen und feither fortgefesten Wahlumtrieben gegen „das 
demofratifche Prinzip" zu Gunften „der Ariftofratie und Theo— 
fratie"; fie führt an, wie Erlaffe des Bifchofs an die Pfarrer 
„immer von Religionsgefahr gefprochen und das Bolf ermahnt 
haben, nur für Männer zu flimmen, deren religiöfe Grundfäge 
und Ergebenheit für die Kirche ganz befannt feien“, dann „die 
Trauensperfonen in den Familien eifrige und hartnädige Apoftel 
des alten Regiments geworden ferien“; auch zur Beflehung Zu— 
flusht genommen, zur Zeit der Wahlen Gelder der Lyoner Pro— 
paganda verwendet, durch folche und ähnliche Mittel „unter dem 
Schuß der Jeſuiten“ endlich eine Mehrheit zu Gunften des Sonder- 
bundes gebildet worden fei. Das ſei der Grund, warum die Re— 
gierung nun auf Diejenigen greife, die all Das verfchuldet haben. 
In gleicher Weife wird die Verbannung der „Haupturheber" ge= 
rechtfertigt, „damit fie das Land nicht durch neue Intriguen in 
eine endlofe Bewegung verfegen können“. Zum Schluß wurde 
„das Prinzip des Alterthbums“ angerufen: „Salus reipublic® 
suprema lex esto“, unbefümmert darum, daß „die Sonderbündler* 
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es mindeitend mit eben fo viel Grund für ihre Handlungsweife 
hätten anrufen mögen. Nach fehr langem Verzug erft erftattete 
der Bundesrath Bericht und Gutachten an die Bundesverfamms 
lung, fprah den Befund aus, daß der Große Nath laut 
der Berfaffung von Freibung weder Strafen noch Kontribu- 
tionen aufzuerlegen befugt fei, das erwähnte Zmangsanleihen 
aber durch feine -Unverzinslichfeit und durch Nüdzahlung erft in 
ferner Zukunft, wobei der Berlurft dem Kapital aleichfommen 
fönne, don einer Kontribution nicht mefentlich abmweiche Nur 
dem Richter ftehe ein Entfcheid zu; daher beantragte der Bundes— 
vath: es fei die Negierung von Freiburg einzuladen, bewußte 
Defrete „in dem Sinne zu modifiziren, daß den betheiligten 
Perfonen während einer zu beflimmenden Friſt der Rechtsweg er- 
Öffnet werde“ (7. März 1850). Ob folhem Gutachten erfchraden 
die radikalen Freunde der Regierung von Freiburg; fie hielten 
Berfammlungen in Freiburg, Bulle, Chatel St. Denis, und er⸗ 
liegen Begehren an die Bundesverfammlung für Aufrechthaltung 
der Zwangsdefrete; eine Berfammlung von Murten lehnte mit 
1700 Unterfchriften jeglihe Solidarität für die Sonderbunds— 
kriegskoſten ab. Auch die Regierung betrat noch einmal den Kampf 
plag, indem fie eine Denkſchrift an die Näthe erließ, in welcher 
fie ſich beſonders energifch gegen den Befund ded Bundesrathes 
ausſprach, die Nichtverantivortlichfeit der Großrathemitglieder ald 
eine Abfurdität, die Ueberweifung der Angelegenheit an den Ent- 
jcheid des Richters als eine baare Unmöglichkeit darzuftellen fuchte, 
daher ihre Schrift mit dem Motto erfchien: summum jus, summa 
injuria (27. März). Nun endlich trat auch die Bundesverfamms 
fung ein, neunzehn Monate nah Eingang der erften Klagſchrift. 
Mehrheit: und Minderheitägutachten von nationalräthlichen Kom— 
miffionen wurden gefertigt, jenes durch Weder (vereint mit Stämpfli 
und Pioda), diefed durch Trog und General Dufour. Dad Weder’fche 
Gutachten anerkennt die Regierung und den Großen Rath von 
Freiburg in ihrem vollen Recht. Allerdingd dürfe nur der Richter 
Strafen ausfüllen; aber der oberften Polizeibehörde könne gleich- 
- wohl die Befugniß nicht abgefprochen werden, in außerordentlichen 
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Zeiten, zumal nach einem Bürgerfriege, einzelne Bürger im Aktiv— 
bürgerrecht einzuftellen und ihre Entfernung aus dem Land an 
zuordnen; „die Praxis in allen Staaten, wo politifche Unruhen 
oder Bürgerfriege ftattgefunden, fpricht dafür. So rechtfertigte 
Weder willfürlihe Verbannung und es fehlte ihm nur ein Si— 
birien, um feine fo oft gerühmten „liberalen“ Grundfäße felbft 
oder durch Andere recht wirkſam zur Vollziehung zu bringen. 
Die Kontribution anlangend, fagte fein Gutachten ferner, fönne 
foldhe weder ald Zivilforderung noch ald Strafe angefehen wer> 
den; die Petenten mögen vielmehr ſchon aus dem Grunde zu 
der Bezahlung der oft befprochenen Fr. 1,600,000 rechtlich ange» 
halten werden, weil die Tagfagung dem Kanton Freiburg dur 
ihren befannten Kontributionsbefchluß den Regreß auf die Schul- 
digen „nach Kriegdrecht“ gegeben habe. Diefed Recht fei dem 
Kanton unbedingt, ohne allen Vorbehalt, zugeftanden worden; 
unter den Schuldigen aber feien eben Diejenigen zu verftehen, 
welche Urheber und Beförderer des Sonderbundes und des bes 
waffneten Widerftandes gegen die Tagfagung geweſen. Deßhalb 
habe auch keineswegs der Nichter über ihre Schuld zu urtheilen; 
die Tagfasung habe darüber fchon entjchieden und es bleibe da 
nichts mehr übrig, als die Kriegdfoften auf die Schuldigen zu 
verlegen, welche „Operation“ nun allerdings in der Kompetenz 
ded Großen Rathes liege. Diefe Kommiffionsabtheilung trug 
daher auf Tagesordnung über alle vorliegenden Bejchwerden an, 
eben fo in Bezug auf die oben nur theilweife erwähnten Peti— 
tionen, weldhe den Geſammtnachlaß der Kriegsfhuld und die Vor— 
lage der Kantondverfafjung an das Volk zu beliebiger Annahme 
oder Berwerfung verlangten, endlich über die Murtener Begehren, 
infoweit fie die befprochene Ausnahmäftellung zum Zwecke hatten. 

Ganz anderd beurtheilten jene großräthliche „Operation“ die 
Nationalräthe Trog und Dufour. Sie hielten fih im Allgemeinen 
zur Rechtsanſchauung des Bundesrathes, fprachen diefe aber viel 
fräftiger aus, und es ift ihr Gutachten durch mehr als ein Zeichen 
von Entrüftung belebt. Dasfelbe ftügt fih auf die Kantondver- 
faffung: „Diefe Verfaſſung, obfhon die Form ihrer Entftehung 
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wenig geeignet iſt, ein ächt republikaniſches Herz zu befriedigen, 
enthält jedoch eine Reihe von Beſtimmungen, die die Rechte des 
Inviduums gegenüber der rohen Gewalt garantiren“s. Die Kom— 
miffionsminderheit zählt fie auf und verlangt ihre Beachtung. 
Sie ruft aus: wie fönnet ihr eure Gegner wegen Berfaffungs- 
bruch ftrafen, „wenn ihr in einer Zeit des tiefften Friedend euch 
über die von euch felbft gemachte Berfaffung hinwegſetzt? Sie 
fragt weiter: „ift etwa nur das Volk an die Berfaffung gebun- 
den; bürdet die Verfaſſung dem Vol nur Pflichten auf, hat es 
damit nicht beftimmte Rechte erworben?“ und fpreche man vom 
Volke, fo fei darunter nicht bloß „eine Partei mit einer beftimm- 
ten politifchen Färbung“, fondern die Gefammtheit aller Staats— 
bürger verftanden. So murde die Parteiftellung der Regierung 
von Freiburg amtlih an’d Tageslicht geftellt. Aber noch mehr. 
Dad Gutachten von Trog und Dufour befpricht die Kontribution, 
dad Zwangsanleihen und die Tarationen auch materiell: ob die 
Berurtheilten je angehört worden, woher die Berechtigung genom- 
men worden, Wittmen und Waifen und ganze Gemeinden zu 
tariren? „Darüber ſchweigen die. Akten“, fagen die Meferenten; 
pwir haben darüber nichts vor und liegen, als die Argumenta- 
tion der freiburgifchen Staatsfchrift, die und, um und des mil- 
deften Ausdruds zu bedienen, mit dem größten Erftaunen er- 
füllte. Da wird von Volksjuſtiz, Wiedervergeltung, Einziehung 
von Bermögen ald Präventivmaßregel gegen künftige Revolutionen, 
von Rechten der Gefellfchaft gegenüber dem Individuum in einer 
Weiſe gefprochen, die am Schlagendften beweist, wie unerläßlich 
e3 tft, die verfaffungsmäßigen Zuftände mit eiferner Hand feft- 
zuhalten, wenn nicht die Grundfeften aller gefellfchaftlichen Ords 
nung zufammenbrechen und Deſpotismus, Kabinetöjuftiz und nadte 
Willkür an ihre Stelle treten follen.“ Diefe Kommiffionsabthei- 
lung behandelte. den Gegenftand aud) aus dem Standpunft der 
Bundesbefchlüffe und der Bundesverfaffung. Sie widerfpricht, daß 
die Tagfagung je die Abficht gehabt habe, den Kantonen das 
Recht einzuräumen, dortige „Schuldige" nad Kriegsrecht zu be— 
handeln und „ohne Dazwifchenkunft des verfaffun gsmäßigen Rich— 
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ters aus der Anzahl der Bevölkerung nach Belieben herauszulefen®, 
und behauptet, daß vielmehr Recht und Pflicht der Bundesbehörde 
vorhanden fei, in Gemäßheit des Artikels 5 der Bundesverfaffung 
„die Rechte des Volkes und die verfaffungdmäßigen Rechte der 
Bürger®, in vorliegendem Falle alfo die Beichwerdeführer, zu 
ſchützen. Sie ſchloß fih daher in ihrem Antrag an denjenigen 
des Bundesrathed an, aber mit dem wefentlichen Zufaß, daß die 
Exekution gegen die Betheiligten inzwifchen eingeftelt bleibe. Wie 
in der Kommiffion, fo fanden fich im Nationalrath die Meinungen 
fcharf gegenüber. Die bisher unangefochten gebliebenen Bundes» 
herrfcher hielten ihr Syftem für gefährdet; man fland eben in 
der Zeit ded Umſchwunges im Kanton Bern und anderer Er— 
ſcheinungen republifanifchen Selbftitändigfeitsfinnes; nun fürdh- 
teten fie vollends eine Schlappe gegenüber der Freiburger Oppo— 
fition und eine Schwädung der geireuen politifchen Freunde 
dafelbft. Daher ein dreitägiger Nedefampf im Nationalrath, wo— 
bei der Bundespräfident Drucy, der im Bundesrath in Minder- 
heit geblieben, ſich ausfchließlich auf den Parteiftandpunft ftellte, 
gegen die anrüdende Reaktion donnerte, mit grelften Farben ihren 
Sieg verfündete, falls den Befchmwerdeführern entfprochen würde, 
mit der drohenden Rückkehr des verbannten Biſchofs um fich warf, 
ihn jhon in den Gaſſen von Freiburg fah, wie er Segen nad 
rechts und nad) links fpende, und fchon dad Glodengeläute hörte, 
das zur feier diefer Wiedereinfegung erfchallen werde. In feinen 
Augen war die Strenge der Regierung von Freiburg gegen die 
„Sonderbündler“ nicht nur gerechtfertiget, jondern ed waren diefe 
vielmehr zu milde behandelt worden; im Sturm der Rede rief 
er aus: „wenn man gefehlt hat in Freiburg, jo war es darin, 
daß man dieſes Jeſuitenneſt nicht in Brand geftedt hat“; * nad 
anderer Berfion: „Druey's Rede ftürmte wie ein Waldbach gegen 
die Reaktion, die man viel zu mild behandelt habe; man hätte 
die Sefuitenburg in Aſche legen follen, rief er in einem der 


* Si on a eu tort & Fribourg, e’est de n’avoir par incendi6 cette 
jesuitiere.* Bajeler Zeitung, vom 6. Mai 1850. 
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pathetifchen Momente aus, die Niemand mie er zu betonen ver: 
fteht.* * Groß war die Entrüftung, die folcher Ausfall auf alles 
Recht in der Republik hervorrief; die Entrüftung über die Theorie, 
daß man den politifchen Sympathien Alles unterordnen müffe, 
und über eine Politif, die ed offen herausfage, daß man das 
Geld da nehmen müffe, wo man es finde; in diefem tadelnden 
Sinne fprahen fih neben Andern Oberft Ziegler und Bundes- 
rath Furrer aus. Aber die moralifhe und rhetorifche Entrüftung 
macht noch feine Mehrheiten, wenn die Inhaber der Gewalt eins 
mal auf Abwege gerathen find. Kern ftellte den Mittelantrag : 
die Angelegenheit an den Bundedrath zurücdzumeifen, damit er 
wenn möglich eine gütlihe Erledigung derfelben erziele, einem 
fpätern Entfcheid der Bundesverfammlung unvorgegriffen, wenn 
ein folcher noch nothwendig werden follte; dafür 44 gegen 44 
Stimmen; der Präfident der Berfammlung (dad war Kern felbft) 
gab fein Votum zu Gunften feines Antrages; genehmiget auch 
vom Ständerath, wurde er zum Bundesbefhluß (8. Mai 1850). 
Die fchwierige Aufgabe der Bergleichdunterhandlung wurde den 
Nationalräthen Kern und Pioda zu Theil. Sie nahmen foldhe 
mit Beförderung zur Hand, hielten in Freiburg wiederholte Kon- 
ferenzen mit Abgeordneten des Staatdrathed und den Beauf- 
tragten der „Befteuerten® und gelangten nah vielen Mühen zu 
einem Abſchluß. Der Vergleich ſagt im Wefentlihen: Die im 
Bollziehungsbefhluß vom 7. September 1848 bezeichneten Per: 
fonen erflären fih „zu Geldopfern bereit, um der Regierung des 
Standes Freiburg die Mittel zu verfchaffen, einen Theil der 
durch die Waffenergreifung ded Jahres 1847 entftandenen Koften 
zu deden“; fie entrichten Die Summe von Fr. 1,600,000 Franken 
a. W., die Hälfte davon in Baarfchaft binnen drei Monaten, die 
andere Hälfte nah Verlauf von ſechs Monaten, Alles abzüglich, 
von Fr. 100,000, die als ſchon erlaffen oder ald uneinbringlich 
geftrichen wurden; der Staat verfihreibt Staatswaldungen in 
Hypothek zu Gunften der Einzahlenden, damit fie gegen fauft- 


* Neue Zürcher Zeitung, aus gleicher Zeit. 
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pfändliche Hinterlegung dieſer Urkunde nöthige Gelder aufnehmen 
können; die Rückzahlung des Zwangsanleihens ſeitens des Staats 
an die Beſteuerten geſchieht in jährlichen Zehntheilen, deren Ver— 
fall nach Verlauf von fünfzehn Jahren ſeinen Anfang nimmt; 
der Staat verzinſet das Zwangsanleihen zu 1%/, für die erſten 
fünf Sabre, zu 11/2 9/, für die folgenden fünf jahre, zu 20/, 
für die fpäteren Jahre; allfälliger Nachlaß auf den dem Stand 
Freiburg zu Laften fallenden Kriegskoften feitend der Bundes— 
behörde foll zur Hälfte der dortigen Staatskaſſe, zur Hälfte den 
Befteuerten zu Gute fommen; die an die Bundesverfammlung 
gerichteten Befchwerden werden zurüdgezogen. Den Beauftragten 
der Zahlungöpflichtigen wird nachgerühmt, daß fie bei der Unter- 
handlung weniger für ſich als für abweſende Unglücliche forgten: 
fie verwendeten fich angelegentlih für die Aufhebung der will 
fürlihen Verbannung, namentlih zu Gunften des Schultheißen 
Fournier und des Pfarrerd Aeby; die Kommifjarien des Bundes 
rathes lernten bei diefem Anlaß einen Edelfinn kennen, den fie 
im Kreife ihrer eigenen Parteigenofjen faum hätten finden fönnen. 
Die Befteuerten ließen fi zur Genehmigung des Bergleiches her= 
bei, nachdem fie ſich überzeugt, daB durchaus zur Zeit nichts 
Günftigeres für fie zu erhalten feiz Regierung und Großer Rath 
aber, weil fie beforgten, daß der Rechtöweg, wenn er endlich doch 
bewilliget würde, zur Entlaftung der Betroffenen führen würde. 
Der Große Rath genehmigte den Vergleich Ende Mai, nicht ohne 
MWiderftand, mit 51 gegen 17 Stimmen. Der Nationalrat) nahm 
Kenntniß vom Gefchehenen, belobte das Wirken der Kommifjarien 
und erflärte den Gegenftand duch den Vergleich ald abgethan 
(11. Zuli 1850). Nur Weder mit einigen Getreuen machte fehroffe 
Einrede, im Geift feines frühern Gutachtend. Kern berechnete das 
Dpfer an Zinsverlurft, welches die Befteuerten dem Staate bei 
diefem Anlaß gebracht, zu Fr. 697,000 a. W. Bei Anlaß der Ab 
findung, welche die Tagſatzung zu Gunften der aargauifchen Klofter= 
aufhebung fich gefallen ließ, fchrieb der ſchweizeriſche Dichter Fröhlich: 
„Bedrängten Schuß nicht fein, ded Drängers aber fchonen, 
Das nennt befhönigend man heut Transaktionen, « 
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Das ift ein Urtheil, welches auch auf jenen Freiburger Bergleich 
Anwendung finden mag, ungeachtet der fchönen Worte, mit denen 
er damals befobt wurde. Trog hatte am Schluß feines Gutachtens 
gefchrieben: „Kann Freiburg Zwangsanleihen defretiren, die alle 
Sicherheit von Beflb und Eigentum in Frage ftellen, fo wird 
e8 anderwärtd auch erlaubt fein, auf beliebige Termine unzins- 
bare Gelder bei politifhen Gegnern zu erheben“; dann habe man 
aber nur einen „Herrenbund“ gemacht. Der Unterfchied zwifchen 
Zwangdanleihen ohne Berzinfung oder zu 19/, fann vor dem 
Recht nicht entfcheidend fein. Die Aufftändifhen vom Oktober 
1348 amneftirte der Große Rath von Freiburg auch in feiner 
Art: er legte ihnen die Koften auf und ließ ihnen die Auswahl, 
entweder zu bezahlen oder klagend fich an die Gerichte zu wenden. 

Kern hatte mit feinem Vergleich Eines erreicht: eine große 
Zahl einflugreicher Gegner der Regierung zum Schweigen ger 
bracht, dadurch ihr freien Athem verfchafft. Uber die Hauptfache 
fehlte immer noch: die Wiedereinfebung des Volkes in fein freies 
Konftituirungsreht; ohne diefe war fein Friede möglich. Die 
Unzufriedenheit war eine allgemeine; dreimal ſchon hatte fie fich, 
im Jahr 1848, durch vereinzelte mißglüdte Aufftände fundgegeben; 
die Staatdmänner im Lager der Gegner der faktiſchen Herrfchaft 
fahen ein, daß die Anwendung diefes Mitteld das Unglüd des 
Volkes nur noch fteigere; ohnehin war ed ihren Grundſätzen 
gänzlich zumider: fie waren Feine Aufrührer, wie Julian Schaller 
und feine Freunde es geweſen; DBertheidiger der geſetzlichen Ord— 
nung und des Nechtes von jeher, wollten fie es auch in diefer 
Zeit fein. Zurüdgemiefen und niedergetreten durch die fantonalen 
Behörden, ſuchten fie mit dem Volk und für das Volk Schuß 
für feine Rechte bei der Bundesbehörde. Gegründet auf die dem 
Bolfe jedes Kantons durch Art. 6 der Bundesverfaflung ver- 
fprochene Garantie, dab ed nur nach Berfaffungen regiert werden 
dürfe, welche vom Volke angenommen find und auf Begehren 
des Volkes zu beliebigen Zeiten revidirt werden fönnen, ftellten 
fie durch mafjenhaft unterzeichnete Petition das Alternative Begehren 
an die Bundesverfammlung : entweder mit Abfchaffung des Art. 4 


— 5716 — 


der Uebergangäbeftimmungen zu verordnen, daß die Kantondver- 
faffung dem Volk zu freier Annahme oder Verwerfung vorgelegt 
werde, oder aber unter Aufficht eidgenöſſiſcher Kommiſſarien neue 
und ganz freie Wahlen vornehmen zu lafjen, oder endlich auf jede 
andere der Bundesbehörde beliebige Weife eine Refonftituirung 
des Kantons zu veranftalten. Was fie verlangten, war demnach 
MWiedereinjegung des Freiburgervolfes in die ihm durch den oft 
erwähnten Art. 4 jener Uebergangsbeftimmungen in Wideripruch 
mit Art. 6 der Bundesverfaffung entjogene Souveränetät. Re— 
formirt Murten nicht gerechnet, wo ein Theil der Bevölkerung 
von gleichen Wünfchen belebt war, erhielt die Petition 14,724 
Unterföhriften und wurde durch eine zahlreiche Abordnung dem 
Präfidenten des Nutionalrathes zu Handen der Bundesverſamm— 
lung überreicht (November 1850). Ungeduldiger ald die Kührer 
und ihren Abfichten gänzlich zuwider, hatten mittlerweile in der 
Naht vom 4. auf den 5. Dftober zwei bis dreihundert Bauern 
aus der Gegend von Romont dur Aufbrudy gegen die Haupt» 
ftadt einen neuen Aufftandeverfuh unternommen, felben aber 
alsbald wieder aufgegeben, als fie fih ohne alle weitere Unter- 
fügung fahen. Die Regierung nahm davon Beranlaffung zu 
abermaligen zahlreichen Berhaftungen, unter denen namentlich 
jene des angejehenen Fürfprehs Ludwig Wuilleret, und zur Ein— 
leitung einer großen Kriminalprozedur, mahnte wieder die Nach— 
barregierungen von Waadt und Bern zu allfälligem Zuzug, er— 
hielt aber von legterer die Erinnerung, daß es zweckmäßiger wäre, 
wenn fie von fih aus die Hinderniffe von Ruhe und Gefeplich- 
feit wegräumen würde; dabei hatte es in Bezug auf diefen Gegen— 
ftand fein Bewenden, da der Regierung fein weiterer Anlaß zu 
Gewaltmaßregeln gegeben war. Die Verhandlung wurde nun 
vor dem NRichterfiuhl der Bundesverfammlung geführt. In Folge 
bundesräthlichen Gutachtens und wefentlih darauf begründet, 
daß auf die neue Kantonsverfaſſung von Freiburg noch das alte 
Bundesrecht Anwendung finde, indem diefelbe noch unter dem 
Bundeövertrage von 1815 die Garantie der Tagſatzung erhalten, 
und daß gegenüber foldher Garantie der Art. 6 der Bundedvers 
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faſſung nicht angerufen werden könne, zumal deſſen Anwendung 
durch erwähnte Uebergangsbeſtimmung, welche übrigens nicht allein 
zu Gunften von Freiburg feſtgeſetzt worden fei, als rechtliche Un- 
möglichkeit erfcheine , ertheilte der Nationalrat mit der ftarfen 
Mehrheit von 72 gegen 15 Stimmen den hohen Befcheid: es 
fei dem Begehren feine Folge zu geben (14. Dezember 1850), 
und der Ständerath pflichtete Beifall. Die formellen Gründe find 
oben angeführt; der wahre und wirkliche Grund war, weil die 
Mehrheit die fatholifch gefinnte Bevölkerung nicht wieder zu freier 
Bewegung fommen lafjen wollte. Der Bundesrath und die Redner 
der Mehrheit fagten unverblümt: die Revifion der Verfaffung 
werde nur verlangt, um die mißfälligen Beftimmungen derfelben 
über Kirchen» und Erziehungsangelegenheiten zu befeitigen, „das 
faum erft befiegte Panner der Religionsgefahr? neuerdings zu 
entfalten und die alten fonderbündlerifhen Zuftände wieder her— 
zuftellen. Auch bei diefem Anlaß führte Alfred Efcher das große 
Wort und herrifh rief er am Schluß feiner Berichterftattung aus: 
gegen Bedrohung der öffentlihen Ordnung im Kanton Freiburg 
würden geeignete Maßnahmen ergriffen. Vergebens hatten kon— 
fervative Gegner beider Konfeffionen erinnert: die Negierung habe 
feinen andern ald revolutionären Boden, um fo mehr zieme, dem 
Bolt das unveräußerliche und unzerfiörbare Necht der Souveräne- 
tät, das Recht der Selbflfonftituirung, zurüdzugeben. Die gleiche 
Mehrheit, welche noch vor Kurzem für das Eelbftkonftituirungs- 
echt der Staliener, der Römer zumal, geſchwärmt hatte, fchlug 
es den Freiburgern ab. War fie infonfequent? Nach ihren Zwecken 
nicht: in Rom follte mit dem Papſtthum die fatholifhe Kirche, 
wenn nicht vernichtet, doch in ihrer Wirkſamkeit wefentlich geſchwächt 
werden; in Freiburg wollte die Bundesmehrheit den berechtigten 
Einfluß jener Kirche nicht wieder auffommen laffen. Aber infon> 
fequent, unmwahr, ſyſtem- und grundfaßlos war der „Liberalid- 
mus“, indem er feit 1830 jederzeit, fo oft er fein Syſtem zu 
fördern glaubte, jenes Selbfllonftituirungsrecht gewähren ließ, im 
gegebenen Fall dagegen deffen Geltendmachung mit dem ganzen 
Gewicht der materiellen Macht der zentralifirten Bundesgewalt 
Die Schweiz. IV. 37 


— 5718 — 


niederhielt. Der Bundesrath fuchte letztere durch eine falbungs- 
volle Proflamation rein zu waſchen, in welcher Druey verficherte, 
daß in der Freiburger Kantonsverfaffung von 1848 die Keime 
»ächt chriftlicher Freiheit“ Liegen, und zum Schluß die Mahnung 
an das dortige Volk enthalten war, fih „um das heilige Sinn- 
bild unfered Glaubens, um das eidgenöffifche Kreuz® zu ſchaaren 
(30. Dezember 1850). 

Das Freiburger Volk blieb alfo bevogtet: ein bevogtetes 
Volk hatte es bei oben erzählter Verhandlung Oberſt Ziegler 
genannt, Aber der beharrliche Wille, der Bundesbevogtung los 
zu werden, fonnte in diefem biedern und fräftigen Volke nicht 
zum Schweigen gebracht werden. Bon feinen 14,700 Unterfehriften 
hatte die Regierung 5700 als falfh oder unbefugt gegeben er 
klärt. „Wil man unfere Schriftzüge nicht anerkennen, fo ftellen 
wir und felbft in Reih' und Glied auf; fo fprachen die Frei- 
burger nach weiterer Ueberlegung und nachdem fie noch ein Jahr 
unter der Herrfchaft der Bundesvögte vertrauert hatten. Dem 
Programm feiner ireuen und durchaus uneigennüßigen Führer 
folgend, wanderte e8 Montags den 24. Mai 1852 aus nah und 
fern, ja aus weitefter ferne, nach Poſieux, zog dort in wohl- 
geordneten, nicht enden wollenden Schaaren, unter dem erheitern- 
den Begleite der Muſik und mit flatternden eidgenöffifchen Fahnen 
auf dem amphitheatralifch fich erhebenden zur Landsgemeinde er- 
forenen Plaß auf, fiebenzehntaufend Mann an Zahl, und laufchte 
dem Worte Derer, die es mit Necht ald feine Helfer und Retter 
verehrte. Alfred Bonderweid eröffnete die Verhandlung; zum Prä- 
fidenten wurde Charles, obwohl abwefend, weil durch die Negie- 
rung an den Schatten gefegt, dann für ihn zum aftiven Leiter 
der Berfammlung Wuilleret ausgerufen. In Betracht, daß die 
Derfaffung des Kantons nicht vom Volk ausgegangen, indem 
fie ihm nie zur Annahme vorgelegt worden; in Betracht, daß fie 
fich gegen wichtige Beftimmungen der Bundesverfaflung von 1848, 
namentlich diejenigen des Art. 6 derfelben verftößt, beſchloß das 
alfo verfammelte Volk durch raufchende Zuftimmung zu den An- 
trägen des Komite, von der Bundesverfammlung dad Recht 
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freier Verfaſſungsreviſion und neuer Konftitwirung mittelft freier 
Wahlen, und durch Wahlen unter der Leitung felbftgewählter 
(nicht von der Regierungsgemwalt aufgedrungener) Wahlbüreaug zu 
verlangen. „Sol ich Gegenanträge abftimmen laffen?“ fragte 
bedeutfam Alfred Bonderweid den durch die Staatögewalt zur 
Polizeiaufficht entfendeten, dem großen Emanzipationdafte bei- 
wohnenden, von den Leitern der Verſammlung felbft „auf den 
Stuhl® gerufenen Oberamtmann U. Thorin. Diefer antwortete: 
„Es wäre überflüffig; die Mehrheit ift nicht zweifelhaft.“ Noch 
großartiger ald am 22. November. 1830 in Ufter, entfaltete fich 
in Poſieux die Majeftät des Volkes. Der Verfaſſer freut fi, 
von diefer zahlreichiten und entfchloffenften aller fchmweizerifchen 
Bolföverfammlungen der Neuzeit das Wort wiederholen zu kön— 
nen, welches er früher über die Berfammlung in Ufter gefchrieben: 
„Ernit, doch ohne Uebermuth“ firömten die Taufende herbei; ihre 
Berfammlung „verlief und endigte würdevoll, unbeleidigend gegen 
die Obrigkeit, frei von Ausfchweifungen oder auch nur roher An- 
reizung zu folder“. * Und was thaten die Behörden in Freiburg 
und in Bern? Der Freiburger Staatsrath vwerhaftete vorangehend 
den Alt-Staatsrath Charles und eine Anzahl anderer der treueften 
Rathgeber des Volkes, irrthümlich hoffend, deffen Berfammlung 
zu hindern ; er waffnete, berief feine Prätorianer, die Bürgergarden 
- (gardes civiques), zum Theil gemiethete PBarteiföldlinge, aus ver: 
fchiedenen Landestheilen in die Stadt ein, deßgleichen aus den 
Milizen mehrere Kompagnien Infanterie nebft Spezialwaffen, ſetzte 
die Hauptitadt tharfählich in Belagerungsftand, nachdem er ver- 
geblich alle Mittel der Einfhüchterung gegenüber dem mißhandelten 
Volke erfhöpft hatte. Der Bundesrath hinwieder ſchickte den Oberft 
Kurz von Bern und den Staatsrath Delaragenz ald Kommiffarien 
nad Freiburg ab; fie hatten Vollmacht zur bewaffneten Inter— 
vention und auf erften Angriff .gegen die Regierung wären zu 
ihrem Schuß und zu ihrer Aufrechthaltung die Kontingente von 
Waadt und Bern abermald in den unglüdlichen Kanton eins 


* Dergl, Band I, S. 38 und 39, 
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marfchirt. Aber die Freiburger Oppofition hatte fich deffen ges 
hütet, dazu auch nie die Abfiht gehabt. Die Kommiſſarien weilten 
beinahe eine Woche in Freiburg und empfingen dort noch den 
Dank der angefehenen Gefangenen, die in Folge ihrer Vermitt— 
lung, mehr noch wegen Abgang jeden gefeglichen Grundes zur 
Haft, freigelaffen wurden. Regierung und Großer Rath fanden 
fih getroffen und ſchickten fih endlich zu einigem Einlenfen an. 
Durch Gefeg vom 23. Januar 1849 hatte der Große Rath die 
frühern inzelverfügungen betreffend den Wahleid generalifirt 
und verordnet, daß zu den Verfammlungen für eidgenöffifche, 
fantonale und fommunale Wahlen Niemand zugelaffen werden 
dürfe, ald wer. zuvor den Eid auf die Bundes- und Kantondver- 
faffung geleiftet habe. Jetzt, nad dreijähriger Anwendung, hob 
der Große Rath diefes Geſetz auf; er beftellte eine außerordent- 
lihe Kommiffton für Bereinfahung der Verwaltungsmaſchine, 
Herabfegung der Gehalte, Abänderung oder Einftelung gewiſſer 
dem Volke befonders läftiger Gefepe, und gab dem Staatdrath 
den Auftrag zur Wiedereröffnung des Priefterfeminard und zum 
Abſchluß eines Konkordates für Regelung der Verhältniffe zwifchen 
Kirche und Staat. Die Männer von Pofteur fonnten in diefen 
Befhlüffen, meift bloße Einleitungen zu möglichen fünftigen Maß— 
nahmen, diejenige gründliche Abhülfe nicht finden, welche fie ver- 
langt hatten. Bald rathichlagte die Bundesverfammlung über die 
Freiburger Bolföpetition. Der Bundesrath legte den Ausſpruch 
zu ihren Füßen: die VBolföverfammlung von Pofteur bringe aller- 
dings den Beweis, daß die Mehrheit des Bolfes mit dem Inhalt 
der Eingabe einverfianden; dadurch aber habe fich die Frage aus 
dem ftaatsrechtlichen Standpunkt nicht im Geringften geändert; 
fo wenig mie früher geftatte das beftehende Bundesftaatörecht 
eine Intervention der Bundesbehörden; Heilung könne für den 
Kanton Freiburg nur aus feinem Innern erwachfen. Ihrerſeits 
hatte die Regierung dem Bundesrath zu Handen der Bundesver- 
fammlung gefchrieben: Der „Charakter des Rückfalles (diefes 
neuen Berfuches), die Kühnheit und Ausdauer der Wühler, der 
Umfang der Hülfsmittel, über welche fie gebieten, die Untere 
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ſtützung, welche fie bei der auswärtigen Neaftion finden, die tiefe 
Erfhütterung, melde die Verſammlung von Pofieur veranlaßt 
bat, Iegen und die Pflicht auf, fie unschädlich zu machen und 
ihre verbrecherifchen Anfchläge zu unterdrüden.“ Das fchrieb die 
Regierung, nachdem fie, wenige Wochen vorher, die angeblichen 
„Wühler“ und „BVerbrecher“ freigelaffen hatte. Die Bundesver« 
fammlung mar unterdeffen die alte geblieben. In drei langen 
Tagen flojfen für und wider die Neden im Nationalrath, ftroßend 
von Unmwille und Herrſchluſt ſeitens der Efcherrfhen Mehrheit, 
deren Haupt auch bei diefem Anlaß das Wort führte für die 
Bertheidigung der Legitimität der freiburgifchen Zuftände und 
für Bändigung reaktionärer Beftrebungen; denn die mancherlei 
Agitationen neuerer Zeit hätten, fagte der Redner, fein anderes 
Ziel, ald die aus den Ereigniffen von 1847 und 1848 hervor- 
gegangenen Errungenfchaften wieder in Frage zu jtellen. Mit 
79 gegen 18 Stimmen befchloß der Nationalrath, der Petition 
feine Folge zu geben (5. Auguft 1852); die Minderheit hatte 
für den Antrag des Wallifers Allet geftimmt: das Freiburger 
Bolf frei, nun in amtlicher Weife, über die Frage der Verfaffuugs- 
revifion abftimmen zu laffen. Gleiche Schlußnahme im Stände— 
rath wie im Nationalrath. 

Die oberfte Bundesbehörde hatte gefprochen. Charles, vom 
Bolfe mit Vorliebe der „Ehrenpräfident von Pofieug genannt, 
erachtete, daß es in der Schweiz noch eine höhere Inſtanz gebe. 
Er erflärte Namend des Freiburger Volfes Berufung an die 
ihmeizerifhe Nation. In einer ausgezeichneten Schrift vom 
10. Dezember 1852 * erzählte er den ganzen Hergang der Revo» 
Iutionirung Freiburg's vom Tage ded Einmarfches der Tagſatzungs— 
truppen und vom Kapitulationäbruch hinweg bis in die jüngften 
Zeiten unmittelbar vor und nad der Berfammlung von Poſieux, 
zeigte dad Unhaltbare und Nichtige der in den Berichten des 
Bundesrathes über die Freiburger Petitionen fo wie in den Reden 


* „Appel du peuple Fribourgeois & la nation suisse.“ Neuchätel, 
£shez J. J. Kissling; 1852, 
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Eſcher's und Anderer willkürlich angenommenen thatſächlichen 
Grundlagen, die Grundſatzloſigkeit und Widerrechtlichkeit des 
gegen das Freiburger Volk in handgreiflichem Parteiwerk eigens 
erfundenen und aufgeſtellten ausnahmsweiſen (angeblichen) Bun⸗ 
desſtaatsrechtes, und ſchloß mit dem warnenden Ausruf: „Seid 
auf Eurer Hut; kann man heute Freiburg unter bekannten Vor⸗ 
mwänden in Unterjohung halten, fo fann ein andermal und unter 
andern Umftänden die Unterdrüdung Euch Andere treffen. Es 
ereignen fich in der Welt bisweilen erfchütternde Wiedervergel- 
tungen. Es gibt feinen fihern Halt ald die Gerechtigfeit.“ 

Der Abſchlag der Bundesverfammlung fhüchterte dad Bol 
nicht ein; von der Pofleur-Berfammlung hinweg gab es weitere 
Beweiſe thatfächliher Emanzipation: Charles ward im Auguft 
mit flarfer Mehrheit zum Mitglied ded Nationalrathed gewählt, 
während das Haupt der Negierung felbft in demfelben Wahlaft 
unterlag; fpätere Gemeindewahlen fielen zum größern Theil in 
gleihem Sinne aus. Meberhaupt hatte die radifale Partei durch 
die Befeitigung des MWahleides, den fie nicht länger zu halten 
vermocht hatte, ihre Operationsbaſis verloren: die oppofitionell 
gefinnten Bürger, in Großzahl namentlih die glaubenstreuen 
Katholiken, betheiligten fih von dann an mafjenhaft bei allen 
Wahlen, fo daß in den Gemeinde: und in den Kantonalbehörden 
allmälig ein einflußreicher Perfonalmechfel ftatt fand, im Jahr 
1854 bereit? die ganze Freiburger Stellvertretung im National» 
rath aus Männern der Pofieur-Bartei beftand, im folgenden Jahre 
zwei ihrer Führer, Vonderweid und Bondallaz, in den Staats— 
rath gewählt wurden. 

Auftrags und pflihtgemäß begann die Regierung wenige 
Monate nach der Poſieux-Verſammlung die Unterhandlungen mit 
der firchlichen Behörde zur Beilegung der Anftände. In ihrem 
Auftrag begaben fih, in befonderer Sendung, die Großräthe und 
Kantonsrichter Froffard und Comte-Baudaur zum Bifhof nad 
Divonne, der dann bald fchriftlich feine Bereitheit zu einer pro- 
viforifchen Konvention vernehmen ließ. Nach diefem erſten Schritt 
erfuchten die Regierungen von Freiburg und Genf zufammen, 
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im Namen aller Diözefankantone, den heil. Stuhl um Abfendung 
eines befondern Bevollmächtigten zum Abfhluß eines Konfors 
dated. Ein Erfolg war für einmal nicht abzufehen, da im Auf: 
trage des Papſtes der Gefchäftsträger Bovieri ald Vorbedingung 
jeglichen Eintretend die Rückkehr des Biſchofs in die Diözefe und 
die Aufhebung der der Kirchenverfaffung zumiderlaufenden Geſetze 
und Defrete anlündigte, die Regierung dagegen dergleichen feined- 
wegs beabjichtigte, fondern gegentheild fih die Gründung eines 
neuen Bisthums ald Gegenftand der Unterhandlung dachte und 
deßhalb gegenüber dem Papft die naive Erwartung ausgefprocden 
hatte, es werde derfelbe zur Unterhandlung einen Prälaten aus— 
wählen, „deifen Stimmung und Anfchauungen mit der gegen- 
wärtigen Organifation der Schweiz in Hebereinftimmung gehen“. * 
Die Regierung felbft brach dann die faum eröffneten Unterhands 
lungen wieder ab (1853), unterließ jedoch bei feiner Gelegenheit 
die Schuld der eingetretenen Berjögerungen auf die päpftliche 
Kurie zu werfen. Dem zu begegnen, fand fich im Frühjahr 1854 
im Auftrage Sr. Heiligkeit der Defan v. Haller, Pfarrer in Gal- 
genen, Sprößling der berühmten Berner Familie diefed Namens 
und bald nachher Koadjutor des Biſchofs von Chur, in Freiburg 
zu Konferenzen ein, an welchen er die Eröffnungen und Wünfche 
der Regierung ausführlich entgegen nahm. Aus dem Berichte diefes 
Delegirten hatte der päpftliche Stuhl nichts Befferes zu vernehmen, 
als daß die Regierung zwar allerdings ein Konkordat abzufchließen 
wünfche, aber beharrlih ald conditio sine qua non die unbe- 
ſchränkte Unterwerfung des Bifchofs unter die befannte Berfaffung 
verlange. ** Es fehlte fomit an einer annehmbaren Bafld, und 
beide Theile ſchwiegen abermal ein Jahr lang. Nun fing das 
Volk an zu fprechen. In einer Eingabe vom Frühjahr 1855 an 
den Großen Rath verlangten die Familienväter des Saanebezirfes 


* Siehe: Bericht des Staatsrathed an den Großen Rath vom 14. No: 
vember 1856. 

** Siehe die Schrift: „Les aflaires ecelösiastiques du Diocèse de 
Lausanne et de Geneve etc. en 1855 et jusqu’& ce jour.“ Fribourg, 
1856. i 
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nöthiged Einfchreiten des Großen Rathes zum Zwecke ungehin- 
derter Rückkehr des Bifhofs und freier Ausübung feines geift- 
lichen Amtes; fie klagten in diefer Schrift: noch ift unfer Biſchof 
im Eril, von den Gaben hriftlicher Liebe lebend; noch das Se— 
minar gefchloffen und find unfere Fünglinge, die noch den Muth 
haben, fich dem geiftlihen Stande zu widmen, genöthiget, zu 
dießfälliger Vorbereitung ihr Geld im Ausland auszugeben ; 
unfern Geiftlihen fehlt die unerläßliche Aushülfe in der Paſto— 
ration; Taufende von Kindern mwachfen auf ohne dad Saframent 
ter Firmung zu empfangen; die noch beftehenden Religiofen 
fterben allmälig ab und die Jugend, welche in ihre Fußftapfen 
treten fönnte, darf es „in unferm angeblichen Lande der Frei- 
heit nicht thun“; anderer Mebelftände der jegigen Qage der Dinge 
nicht zu gedenfen. Die Katholifen in den andern Theilen des 
Kantons fchloffen fich diefen Befchwerdeführern an; ed waren 
zufammen bei 14,000; ebenfo 202 freiburgifhe Priefter. In 
gleicher Weife ließen fih die Fatholifchen Neuenburger vernehmen; 
die Genfer Katholifen proteftirten vollends gegen weitere konfe— 
renzielle Einmifchungen der übrigen Diözeſan-Kantone nah Art 
jener von 1848; eine imponirende Mehrheit der Bisthumsange— 
hörigen verlangte mit fichtbarer Ungeduld die Rückkehr des ver- 
bannten Bifchofed. Ueber diefe Begehren und’ bezügliche Anträge 
des Staatsrathes Sprach dann der Große Rath ab (18. Mai 
1855), in erheblicher Abänderung der flaatsräthlichen Anträge 
günftig für die Rüdfehr des Bifchofs, ſobald ein Konkordat oder 
auch nur ein bloßer modus vivendi zwifchen beiden Theilen ver- 
einbart fein werde. Die Minderheit hatte unbedingte und unver- 
weilte Rückkehr angetragen. Es war dieß der feierliche Tag, an 
welchem der Nationalratb Charles, in einer Nede voll Ernft und 
Humor zugleich, die ganze traurige Gefchichte der gegen den Bis 
hof verübten Ungerechtigfeiten und Rohheiten, inbegriffen die 
bodenlofe Anfhuldigung, daß er Anftifter und Förderer des Auf- 
ſtandes vom Oftober 1848 gewefen, vor der beinahe vollzählig vers 
fammelten oberften Zandesbehörde in folcher zermalmender Wahr: 
heit vortrug, daß aller Reichthum radifaler Schlagwörter von nun 
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an nicht mehr verfangen konnte. Als die Dinge dann gleichwohl 
noch nicht vorwärts gehen wollten, befahl der Große Rath Fürs 
derung der Unterhandlung (November 1855). Im folgenden Mai 
ging aus perfönlicher Verhandlung von Delegirten des Staatd- 
rathes und des Bifchofd der Entwurf einer proviforifchen Kon— 
vention hervor (den Abfchluß einer folchen hatte der päpftliche 
Stuhl der Unterhandlung über ein Konfordat vorgezogen). Nach 
bedeutfamen und vielen Veränderungen, die der Entwurf nach 
Wunſch des Bifchofs erhalten, und nach vielfeitig ausgleichender 
Bethätigung des neuen Aultdirefiors, ded Staatsrathes Vonderweid, 
gelangte die Konvention endlich (17. November 1856) zur Sanf- 
tion des Großen Nathes, erhielt beiderfeitige Zuflimmung und 
trat in Kraft. * Diefelbe ordnet in fünfunddreißig Artikeln das 
Berfahren bei Pfründenbefegungen, die Verwaltung der Kirchen- 
güter, Beſtand, Leitung und Verwaltung des bifchöflichen Se- 
minard (fie ift gänzlich dem Bifchof übergeben), die Stellung das 
Bischofs in Bezug auf Firchliche Erlaffe und gegenüber der Kan- 
tondverfaffung, die Verminderung der Feiertage; in allen Bes 
ziehungen, in welchen nicht volle Freiheit der Kirche gewährt ift, 
waltet billiges Abfommen vor.** Im Laufe diefer Verhandlungen 
hatte der Schaller/fhe Staatsrath noch zwei ohmmächtige Ver— 
fuhe gemacht (11. April 1355 und 27. Februar 1856), durch 
Konferenzen mit den übrigen Kantonen der Diözefe die Gewalt- 
maßnahmen von 1848 feitzuhalten; Bern erfchien bei feiner von 
beiden; Waadt und Neuenburg bei der zmeiten nicht mehr; fo 
ftand Freiburg mit Genf noch allein; aber auch Genf hatte ſich 
fhon mit dem Gedanken an eine Nüdfehr des Bifchofed vertraut 
gemacht. 

Bifhof Marilley hatte inzwifchen, während langen acht 


* Die bijchöfliche Zuftimmung wurde brieflich ausgeſprochen, ift aber auch 
auf einer durch den -Staatsrath unter'm 19. November angeordneten Fertigung 
der Urkunde durch die Unterſchrift des Bifchofes beftätiget. 

** „Convention provisoire entre le Conseil d’Etat du Canton de 
Fribourg et l'Autorité diocesaine de Lausanne et de Geneve, concernant 
le mode de vivre entre l’Etat et l’Autorit6 ecelesiastique.“ 
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Jahren, von Divonne aus fein Bistum nah Möglichkeit vers 
waltet und wurde dabei durch die in Freiburg gebliebenen General» 
vifar Jendly und Kanzler Chaffot beftens unterftügt; er hatte 
auch Hirtendriefe an feine Didzefanen erlaffen, den erften während 
feiner Verbannung im Jahr 1851 bei Anlaß eines Jubiläums, 
Begleitet von Staatsrath Bonderweid und dem Generalvifar, die 
dem Bifchof nah Divonne entgegen gefommen, traf diefer am 
19. Dezember 1856, aller Orten durch Beweife ungeheuchelter 
Freude des Bolfed empfangen, wieder an feinem Bifchofafig in 
Freiburg ein. Waadt hatte inzwifchen feine Zufriedenheit mit 
diefer Rüdfehr erflärt. Anfangs des gleichen Monats war vers 
faffungsmäßige Gefammterneuerung des Großen Rathes von 
Freiburg vorangegangen; die alte radifale Mehrheit hatte ein 
Ende, mit ihr die Zeit fehwerer Leiden des Freiburger Volkes; 
die Bundeövogtei war ſchon im Laufe der Ereigniffe gebrochen. 
Eine neue Verfaſſung befeitigte die Ungeheuerlichkeiten der frühern, 
verwied die Regelung der Berhältniffe zwifchen dem Staat und 
der Fatholifchen Kirche an ein Konkordat, und fehte das Volk in 
fein Souveränetätdrecht ein (7. Mai 1857); es genehmigte die— 
felbe mit 14,355 gegen 1262 verwerfende Stimmen. Die Bundes- 
garantie für die neue Derfaffung erfolgte am 30. Juli 1857 unter 
dem gleichen unberechtigten Vorbehalt wie gegenüber von Wallis, 
daß nämlich das im Artifel 2 befprochene Konfordat zwiſchen 
Kirche und Staat der Einfiht und Prüfung der Bundesbehörde 
unterftehe. Bedächtig und Flug, auch in diefer Hinficht der Gegen- 
fat zu ihren Vorgängern, fihritten der neue Große Rath und die 
von ihm eingefegte Regierung nur langfam mit den wünfchbaren 
Veränderungen vor, ließen vollends unangefochten, was das radi- 
fale Element Nüplihes und Praktifches gefchaffen, nahmen da= 
gegen unverfchoben zur Hand, was zur Pazififation ded Landes 
als dringlich erfchien, oder was die Gerechtigkeit und die ſchul— 
dige Rüdfiht auf den religiöfen Sinn und die religiöfen Be— 
dürfniffe des Volkes erheifchte. Der Große Rath ſprach eine all- 
gemeine Amneftie für politifche Vergehen aus, trat ein in die 
Mevifion der Dekrete über die Aufhebung der klöſterlichen Kor- 
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porationen zum Zwed ihrer Wiederherftellung,, fo weit fie noch 
ald ausführbar erfcheinen mochte, nachdem ihr Vermögen feit Ans 
fang des Jahres 1848 unter der Berwaltung der radikalen Re— 
gierung einen namhaften Rückſchlag erlitten; * verjagten und 
fpolürten religiöfen Genoffenfhaften wurde ihr Eigenthum zu— 
rüderftattet, Er unterwarf das höhere Unterrichtsweſen jener Re— 
organifation, aus welcher zur Befriedigung des Volks die jegigen 
Anftalten hervorgegangen find; der Bifchof ernennt in Folge folcher 
Revifion zwei von fünf Mitgliedern der Studienfommiffion für 
das Kollegium St. Michael und das Primarſchulweſen; der fyfte- 
matifche Ausfchluß der Geiftlihen von den Gemeindefhulräthen 
wurde aufgehoben. Der Große Rath gab der Kirche die eigene 
und freie Berwaltung ihrer Güter zurüd; in andermweitigem Ber: 
hältniß zur Kirche hatte die Verfaffung ſelbſt durch Streichung 
aller frühern mißfälligen Artikel entiprochen; fo fiel faktifh auch 
außer Bedeutung, was an der erwähnten Konvention dem Bifchof 
wie der neuen Regierung nicht genehm fein mochte; ein Kon- 
fordat, ohne welches fih auch leben läßt, wurde bis dahin nicht 
abgeſchloſſen, was die befte Antwort auf die beabfichtigte unbe- 
fugte Bundedeinmifchung in diefe rein Fantonale Angelegenheit 
war. 


Sechster Abfchnitt. 
Aufftand in Neuenburg. Kriegäbereitfchaft gegen eine preußiiche Invafion. Des 


Königs von Preußen Verzicht auf fürfttiches Recht in Neuenburg. 
(1856 und 1857.) 


Noch war ein andered Bundesglied frank: der Kanton Neuen 
burg; er hatte gleid den andern Kantonen republifanifche Orgas 
nifation, aber rechtlich betrachtete der König von Preußen fich 
noch immer als Herrn des Fürſtenthums Neuenburg. Diefer Zu: 
ftand hatte höchſt nachtheilige Folgen; er unterhielt ein ununter- 
brochenes Mißtrauen zwifchen der fchweizerifchen Bundesregierung 


* Derjelbe wurde auf 1. Januar 1859 zu Fr. 1,735,088, 29 Gent. be 
ziffert, 
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und der Krone Preußen; im Innern des Landes nährte er den 
Parteigeiſt; er machte die Kantonsregierung argwöhniſch, weßhalb 
manche ihrer Handlungen aus jener Zeit weit mehr das Gepräge 
der Gewalt trugen, als es ſonſt, bei normalen Verhältniſſen, der 
Fall geweſen wäre. Der Bundesrath ſuchte in den erſten Jahren 
ſeiner Wirkſamkeit den ſchweren Uebelſtand zu heben, indem er 
gelegentlich eines Anſtandes über die Legaliſation der von Neuen— 
burger Behörden ausgeſtellten Amtsſchriften dem preußiſchen Mi— 
niſterium ſeine Geneigtheit eröffnete, die neuenburgiſche Frage 
einer freundſchaftlichen Erledigung entgegenzuführen; allein der 
Verſuch mißglückte, da der preußiſche Miniſter v. Schleinitz, ſtatt 
in die Materie einzutreten, vielmehr die bundesräthliche Note als 
Geſtändniß ausbeutete, daß der Bundesrath ſelbſt die thatfäch- 
lichen Zuſtände von Neuenburg als rechtswidrig anſehe (Ende 
1849). Preußen blieb alſo zu dieſer Zeit bei ſeinen Verwah— 
rungen von 1848 ſtehen und handelte in Gemäßheit. Mittelſt 
Patents vom 12. Juli 1850, gegengezeichnet durch den „Kanzler 
des Fürſtenthums Neuenburg“ (Favarger, der fich feit feinem 
Abgang aus Neuenburg fortwährend in Berlin aufhielt und eben 
dafelbft noch im gleichen Jahre ftarb), proteftirte der König gegen 
ausgefündigten Verkauf von fürftlihem Staatsgut und von Kirchen- 
gut. Die neuenburgifhen Anhänger der frühern Verfaſſung und 
Ordnung ihrerfeitö hofften auf Reftauration, und ihr Benehmen 
entfprach diefer Geſinnung; fie gaben derfelben Ausdrud bei An— 
laß eines glüdlih abgemwendeten Attentates auf das Leben des 
Königs durch zahlreich unterzeichnete Adreffen an denfelben im 
Frühjahr 1850, welche der Fürft mit der Berfiherung erwiederte, 
daß er die treuen Neuenburger nicht verlaffen werde. Im Auguft 
des folgenden Jahres reisten ſechszig Anhänger des Fürften, von 
Stadt und Land, zu deffen Begrüßung perfönlih nah Baden— 
Baden und murden, vorgeftellt dur den Gefandten v. Sydow, 
freundlichft empfangen. Der König ſchickte fih an, das gegebene 
Wort zu halten. Bei Anlaß der Londoner Konferenzen wegen 
der dänifchen Erbfolge Tieß er feine Anſprüche auf Neuenburg 
durh ein Protokoll vom 24. Mai 1852, welchem die Geneh- 
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migung aller Großmächte zu Theil wurde, zur Anerkennung 
bringen und erhielt entfprechende Zufage, daß zu deren Geltend- 
machung fobald thunlich die geeigneten Schritte gegenüber der 
Schweiz vorgefehrt würden, wogegen Preußen das DBerfprechen 
ablegte, nicht eigenmächtig gegen die Schweiz vorzugehen, fondern 
die Aktion ſämmtlicher Mächte abzuwarten. War Preußen fpäter 
am Barifer Kongreß, an melchem es die Neuenburger Frage 
abermald zur Behandlung bringen wollte, nicht fo glüdlich 
ala in London, fo blieb gleihmwohl jenes erſte Protokoll noch 
aufrecht und galt ald Ermunterung für die royaliftifche Partei 
in Neuenburg; eine ſolche mochten fie auch fchöpfen aus den 
Zerwürfniffen, die eben damals unter der herrſchenden republis 
kaniſchen Partei ded Kantons ausgebrochen; endlich glaubten 
fie in allen Fällen auf die ihnen befannten wohlmwollenden Ger 
finnungen des Fürften zählen zu können. Unter ſolchen Umftänden 
wagten die Häupter der royaliftifchen Partei einen Handftreich, viel 
leicht in der trügerifchen Hoffnung, durch diefen Aft der Selbft- 
hülfe die europäifche Diplomatie zu einer Intervention für die 
verfehriebenen Rechte des Fürſten moralifch zu nöthigen. Die 
fpäter im Ständerath vorgetragene Behauptung, daß in Berlin 
zuvor eine ausdrüdliche Zuftimmung geholt, dann gegeben wor« 
den fei, wird von angefehener Seite widerfprochen.* Wie dem 
auch fein mag: im Sommer 1856 bereiteten jene Häupter einen 
bewaffneten Aufftand; am 2, September wurde er in 2a Sagne 
organifirt, in der folgenden Nacht ausgeführt. Die militärifche 
Leitung übernahm Graf Karl Friedrich v. Pourtaled, gemwefener 
eidgenöffifher Oberft, wohnhaft in Muri bei Bern, von dem ein 
amtlicher Bericht fagt, daß er Ende Auguft aus Berlin zurüd- 
‚gefommen. ** Zweck der Bereinbarung war die Wiederherftellung 


* S. die Schrift: „Des negociations diplomatiques relatives à Neu- 
chätel. Par le Colonel fed6ral Barman, ancien ministre plenipoten- 
tiaire*. Geneve et Paris, 1858. 

*%* Vergleiche: Bericht der eidg. Kommifjarien im Kanton Neuenburg, vom 
20. September 1856. Und: Rapport du Conseil d’Etat au Grand-Conseil 
de Neuchätel sur l’insurreetion royaliste du 3 Septembre. Neuchätel, 
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der fürftlichen Regierung; das Mittel hiezu, der bewaffnete Auf- 

ftand, ein höchſt unbeſonnenes, weil vorausfichtlich die Bundes- 
tegierung mit ihrer gefammten Militärmaht einem allfälligen 
Gelingen gegenüberftand und vollendete Thatfachen fehaffen Fonnte, 
welche einer auswärtigen diplomatifchen Intervention gleich einer 
unüberfteiglihen Mauer fich entgegengeftellt hätten. Mit und neben 
Pourtalès war einer der militärifchen Leiter ded Unternehmens der 
ehemalige eidgenöffifche Oberftlieutenant Heinrich Friedrich v. Meu- 
ron-Teriffe; den Alt-Staatsrath Georg Friedrich von Petitpierre 
Graf v. Wesdehlen, früher Gefandter an der Tagſatzung, bezeich- 
net der offizielle Regierungsbericht ald politifches Haupt der Un— 
zufriedenen. Proflamationen zum Aufftand wurden vorbereitet, 
dann veröffentlichet; im Gebirge fammelte fih die Mannfchaft, 
namentlich jene von La Brevine, la Sagne, la Chaug-du-Milieu; 
daß gleichzeitiger Aufbruch auch in andern Abtheilungen, nament- 
lih des obern Landes gefchehe, dafür waren ebenfalld Anord⸗ 
nungen getroffen worden. In der Nacht vom 2. auf den 3. Sep- 
tember brach die Hauptfonne von La Brevine auf; ed wurde ein 
Unterpräfeft abgefet, die preußifche Fahne aufgepflanzt, das Fürften- 
thum audgerufen und die Einfeßung von Behörden aud den roya= 
liftifhen Bürgern verordnet. Hierauf marfchirte die Kolonne unter 
‚ dem Befehl des Grafen v. Pourtalès nad Loele, befehte dort 
den Marktplatz und öffentliche Gebäude, verhaftete den Präfekten 
nebft andern republifanifch gefinnten Bürgern und den Land— 
jägern; ein royaliftifches Komite ſetzte fih auf dem Rathhaus 
feft, pflanzte die preußifche Fahne auf dem Kirchthurm auf und 
erklärte Zocle in Belagerungszuftand. Während dieſes hier geſchah, 
erfolgte Aehnliches in Neuenburg; der Oberftlieutenant v. Meuron 
nahm mit wenig zahlreicher Mannfchaft, die zum Theil von La 
Sagne bergefommen, das Schloß ein, welches von einem einzigen 
Landjäger bewacht war. Vier Mitglieder ded Staatsraths, alfo 


1856. Nach zuverläffigen Privatmittheilungen ift K. Zr. v. Pourtales damals 
wirffich in Berlin geweien und hatte dort den Prinzen von Preußen geiprochen, 
den König nicht. 
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defien Mehrheit, und der Landjägerhauptmann, wurden gefangen 
gefegt und zufammen im Schloß eingefperrt, in welchem ohnehin 
der Präfident der Regierung, Piaget, und der Staatsrath Aime 
Humbert ihre Wohnung hatten. Die übrigen Mitglieder waren 
abweſend oder fonnten fich flüchtig machen. Es wurde das ftäd- 
tifhe Rathhaus beſetzt, die aufftändifhe Garniſon des Schloffes 
aus dem Zeughaus bewaffnet; ed wurden Kanonen aufgeführt, 
Barrifaden errichtet. Früh Morgens wurde auch hier das Fürften- 
thum audgerufen und wurden an allen Eden der erftaunten Stadt 
die Proflamationen angefchlagen, welche ſolches verfündeten. Ein 
Bülletin vom 3. meldete die bereitö erfochtenen Siege und vers 
breitete das Gerücht, es werde alsbald ein föniglicher Kommiffär 
eintreffen, „was ein Einverftändniß unter den Mächten in Bezug 
auf Neuenburg vorausfegen laſſes. Ließ in der Hauptitadt felbft 
Rathlofigkeit oder Haß gegen die neue Ordnung einen Wider: 
ftand gegen die Inſurgenten nicht auffommen, fo verhielt es ſich 
anders auf der Landichaft. Dort hatten nämlich die Anordnungen 
zum Aufftand nicht in jenem weiten Umfang Ausführung ges 
funden, für den fie entworfen worden waren. Pourtales zog mit 
einer Kolonne von mehrern hundert Mann nah La Chaur-der 
Fonds, wollte hier wiederholen, was ſchon in Locle gefchehen, 
dann triumphirend auf dem nädhften Weg nach der Hauptftadt 
-hinabziehen. Allein die Republikaner erhoben fich in jener volf- 
reihen Ortſchaft mit ungeahnter Raſchheit unter Leitung des 
eidgenöffifchen Artilleriemajord Girard, und zwangen die Roya- 
liften, jenes Vorhaben aufzugeben und fi zunächſt nah La 
Sagne zurüdzuziehen, von wo Pourtales ſich mit feiner Kolonne 
und zwei von Locle mitgebrachten Bierpfündern über Les Ponts 
nad Neuenburg wendete, wo er am Abend des 3. September 
ebenfalld im Schloß einrüdte. 

Während diefen Borgängen hatte der Bundesrath. Kenntniß 
vom Aufſtand erhalten; er ſah den in Art. 16 der Bundesver- 
faffung vorgefehenen Fall ald vorhanden an, der die Bundes- 
behörde, wenn die Kantondregierung außer Stand ift, die Bundes- 
hülfe anzufprechen, berechtiget, beziehungsweife verpflichtet, von 
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fih aus einzufchreiten; er entfendete zu diefem Behuf feine Mit- 
glieder, die Bundesräthe Fornerod * und Frey-Heroſee, ald Kom— 
miffarien nach Neuenburg mit dem Auftrage zur Wiederherftellung 
des verfaffungsmäßigen Zuftandes und mit der Vollmacht zum Auf- 
gebot der nöthigen Truppen, ald deren Kommandanten er den 
eidg. Oberften Bourgeois-Doxat beftellte. Die Kommifjarien kün— 
deten ihre Ankunft durch Proflamation an und verlangten von 
den Führern im Schloß die Freilaffung der gefangenen Staats— 
räthe und die Verabſchiedung der Inſurgenten in Neuenburg und 
anderswo. Es fand dann perfönliche Verhandlung zwifchen den 
Kommiffarien und den beiten Chefs v. Pourtales und v. Meuron 
ftatt; das Unternehmen fahen Iehtere zwar bereits als gefcheitert 
anz fie verficherten daher freimilliged Zurücktreten; fie beftanden 
aber auf Gewährung einer allgemeinen Amneftie, wie ed im 
Jahr 1831 zu Gunften der damaligen Theilnehmer am republi- 
fanifchen Aufftand gehalten worden fei.** Diefem Begehren 
gegenüber machten die Kommiffarien bemerflih, „daB gegen» 
wärtig in der Eidgenoffenfchaft ein anderes Staatsrecht beftehe 
und andere Gefege erlaſſen feien, ald damals“, weßhalb die Bes 
rufung auf jenen Vorgang nicht paſſe, abgefehen davon, daß fie 
fih ohne Vollmacht zu ſolchem Zugeftändniß befänden. Die Be- 
fprehung zerfchlug fihb und jene beiden Häupter Tehrten, ohne 
unbedingte Erfüllung der .an fie geftellten Begehren zugefichert, 
zu haben, in das Schloß zurüd. Solches trug fi während der 
Naht vom 3. auf den 4. September zu. 

Aber nicht bloß in La Chaux⸗de-Fonds, fondern auch im 
Zraversthal fchaarten ſich die Republikaner zur Rettung der neuen 
Drdnung. Oberft Denzler fammelte bier im Laufe ded 3. Sep- 
tember ein Korps von 400 Mann; von La Ehaur de-Fonds rückte 
Girard, nahdem er in Locle dem Fürſtenthum ein Ende gemacht, 
mit beiläufig 1000 Mann aus dem Gebirge herab; oberhalb 
Neuenburg gefchah ihre Verbindung; Denzler übernahm den Ober- 

* Nachfolger des am 29. März 1855 verftorbenen Bundesrathes Druey 


und, wie dieſer, früher Staatsrath des Kantons Waadt. 
** Band I, S. 223, 
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befehl, Teitete den gemeinfamen Angriff auf das Schloß, drang 
in dasfelbe nach einem heftigen Gewehrfeuer am 4. Morgens 
bei Tagesanbruch ein und befreite die gefangenen Staatsräthe, 
an deren Stelle Bourtales und andere Führer der Inſurgenten 
ergriffen und in die Gefängniffe abgeführt wurden. Die Ein- 
nahme des Schloffes Tief nicht ohne ſchweres Unglück und viel 
Blutvergießen ab; mit Mühe fonnten die Häupter des Auf- 
ftanded vor der Volksrache gefchügt werden; mit Inbegriff der 
an ein paar andern Drten Gefallenen und der im Krankenhaus 
Geftorbenen belief fi die Gefammtzahl der Todten auf 17, jene 
der Berwundeten beider Parteien auf 35. Bei der Einnahme des 
Schloffes fielen 530 Gefangene in die Hände der Republikaner. 
Die Buchdruderei Wolfrath, aus welcher Proflamationen der 
Inſurgenten und ihr Bulletin hervorgegangen, wurde bon einem 
Pöbelhaufen aus der fiegenden Partei geftürmt, ihr ganzer In— 
halt zerfchlagen oder verbrannt. * Der Bundesrath verfügte ges 
vichtliche Verfolgung der Urheber des Aufftandes durch den eidge- 
nöffifhen Staatsanwalt; groß war ihre Anzahl; vierzehn derfelben 
faßen gefangen in Neuenburg, unter ihnen Graf v. Pourtales, 
v. Meuron-Teriffe und Petitpierre Graf v. Wesdehlen, dann der 
ſchon bei einem andern Anlaß genannte 3. Alphons Guillebert, 
gemwefener Profeffor und Paſtor von Neuenburg, mit weniger 
Ausnahme Männer von vorgerücdtem Alter; Anfangs Dezember 
wurde ihre Haft bedeutend verſchärft; achtunddreißig andere bei 
dem Aufftand Betheiligte wurden proviforifch auf freien Fuß ge- 
ftellt; vierzehn Angeklagte waren flüchtig oder hatten ſich auf 


* „Auf das Allergründlichfte” zerftört, fagen die Kommiffarten in ihrem 
Bericht, ohne ein Wort des Tadels beizufegen. Die Zerftörung fand ftatt troß 
der Anwefenheit jener Kommiffarien und des Oberften Denzler, die dem fchänd- 
lichen Werke augenblicklich Einhalt gethan und einige Wachen aufgeftellt hatten, 
dann aber fich entfernten, worauf die Zerftörer die Wachen verjagten, von vorn 
anfingen und ihre Arbeit noch ganz vollendeten. Der Eigenthümer, der eben 
damals im Schloß als Gefangener ſaß, reflamirte für feinen Schaden nad 
eigener Werthung Fr. 46,673. 09 Rp., wurde aber von der Regierung wie von 
der Bundesbehörde mit Berufung auf die jpäter garantirte allgemeine Amneſtie 
abgemwiefen. 
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erfte Vorladungen nicht geftellt; nach längerer Unterfuchung wur⸗ 
den fie Alle in Folge Befchluffes der Anklagefammer des Bundes- 
gerichts vom 16. Dezember auf 19. Jänner 1857 vor die Bundes» 
affifen geladen, deren Berhandlungen in Neuenburg gepflogen 
werden follten. Auf Anordnung des Bundesrathes wurde das 
Land dur eidgenöffifche Truppen beſetzt (4. und 5. September), 
gleichzeitig die Kämpfer der Negierungspartei entlaſſen; mit der 
Einquartirung wurden vorzüglich Jene belaftet, welche im Ber- 
dacht „royaliftifcher“ Gefinnung fanden; Regierung und Großer 
Rath eröffneten wieder ihre amtliche Thätigkeit; jene ftellte die 
Derwaltungsbehörde der Bourgeoifie von Neuenburg ein; der 
Große Rath traf verfchiedene Ausnahmsverfügungen, ließ die 
Milizen derjenigen Landestheile entwaffnen, welche fi) dem Auf- 
ftande günftig gezeigt hatten, verftärfte die Bewaffnung der 
übrigen Gebietötheile und ließ die groben Gefchüge an verfchie- 
dene Orte verlegen; er befahl dem Staatörath, bei dem aufge- 
fielten Strafgeriht auf Bergütung aller Interventions- und 
Dffupationdkoften durh die Schuldigen zu Flagen, verordnete 
eine Unterfuhung gegen die Milizoffiziere, welche zur Zeit des 
Aufftandes fih weder für die Herftellung der geſetzlichen Drdnung 
noch für die Handhabung der Ruhe in ihrer Umgebung bethätiget 
hatten; er erklärte, daß fich die Bürger, welche in den Tagen 
des 3. und 4. September für die Vertheidigung „unferer Frei- 
heiten und der Berfaffung® die Waffen ergriffen, um den Neuen 
burger Freiftant verdient gemacht haben, und befchenfte die ge- 
wefenen Anführer der republifanifchen Truppen, Denzler und 
Girard, mit Ehrenfäbeln; ftellte auch die Verwaltungen einiger 
Landgemeinden in ihren PVerrichtungen ein; erhob die Stadt 
Neuenburg zur Munizipalität (Einwohnergemeinde); verfügte 
die Abfegung jener Staats- und Gemeindebeamteten, der Mit- 
glieder der Firhlihen und Schulbehörden, fo mie der @eift- 
lichen, welche in irgend einer Weife am Aufftand Theil ge— 
nommen haben; Geiftlichen, welche in Folge diefer Berfügung 
eingeftelt oder abgefegt werden oder die Leiftung des Ver— 
faffungseides verweigert haben, wurde jedes Auftreten auf der 
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Kanzel wie die Wirkfamkeit in den öffentlichen Unterrichtsanftalten 
unterfagt. 

Die Ereigniffe von Neuenburg zogen aller Augen in der 
* Schweiz, aud die Aufmerffamfeit des Auslandes auf fih. Der 
Bundesrath erftattete Bericht den geſetzgebenden Räthen, welche, 
die Wichtigkeit der Lage und ihren Einfluß auf eine glücliche 
Löfung der Neuenburger Frage erfennend, den Beſchluß faßten, 
daß „die Neuenburger, von welchen aus eigener Kraft die repu- 
blikaniſche Berfaffung ihres Kantons aufrecht erhalten und da— 
durch auch die Integrität gefammter Eidgenoffenfchaft behauptet 
worden ift, fihb um das Vaterland verdient gemacht“ haben; 
gleichzeitig fprach die Berfammlung auch gegenüber dem Bundes- 
rathe volle Billigung feiner Schritte aus. Bon diefem aber war 
ſchon angedeutet, daß er, in allfälligen Unterhandlungen mit dem 
Ausland, nur auf die Grundlage der Anerkennung vollftändiger 
Unabhängigkeit des Kantons Neuenburg von jedem auswärtigen 
Derband fich einlaffen, jede auf abweichender Baſis beruhende 
Eröffnung zurücdweifen werde. Für den König von Preußen mar 
die Niederlage feiner getreuen Anhänger, unter denen vieleicht folche, 
die feine Achtung und fein Wohlwollen in befonderem Maße ge- 
noffen, ein ſchwerer Schlag. Sein Gefandter v. Sydow fam eilig 
aus Sigmaringen herbei, erneuerte die Proteftationen von 1848 
gegen die in Neuenburg eingetretene Veränderung, verlangte Ein- 
ftellung des Strafprozeffes und, jeder allfälligen weitern Verhand— 
lung vorgängig, unbedingte Freilaffung der Gefangenen. Franf- 
reich befürwortete das Begehren in befonders dringlicher Weife; 
Defterreih und Rußland unterftügten dasfelbe, wenn aud in 
verfchtedenen Formen und Wendungen; der deutiche Bund fchloß 
fih an. Die guten Freunde hatten fih alfo leicht und bald zu- 
fammengefunden; nur England war etwas zurücdhaltend, indem 
ed die Frage der Freilajjung in das fouveräne Ermefjen der 
Schweiz ftellte. In Folge folher Kundgebungen waren die all 
feitigen Stellungen leicht erfennbar: der König von Preußen 
hatte mindeftend moralifche Pflicht, feine neuenburgifchen, in 
ſchweres Unglück gerathenen Freunde zu retten; die Schweiz fand 
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in diefem Umftand das wirkſamſte Mittel zu erfolgreicher An— 
vegung der Hauptfrage;s den Großmächten überhaupt bot fich 
eine ſchickliche Gelegenheit, zugleich dem König von Preußen ge- 
fällig zu fein und feiner wiederholten Anfprüche auf das Fürften- 
thum Neuenburg, welche für fie eine mwiderwärtige internationale 
Berlegenheit waren, los zu werden; für Frankreich insbefondere 
war ein erwünfchter Anlaß geboten, die Stellung der übrigen 
Großmächte gegenüber der Schweiz auf einem wichtigen Punkt 
zu ſchwächen, felbft ald Erbe in daherigen Einfluß einzutreten 
und fih die Schweiz für lange Zeit verbindlich zu machen; zu 
den durch folche Verhältniffe begründeten Stimmungen fam noch 
die allgemein herrfchend gewordene Anficht, daß die Zwitterftellung 
Neuenburg’s ein in die Länge unhaltbared Erzeugniß der Diplo- 
matie von 1815 fei, Niemandem Bortheil, allen Betheiligten nur 
Schwierigkeiten gebracht habe. Der Bundesrath handelte nun ganz 
diefen Umftänden und dem wohlverftandenen Intereſſe der Schweiz 
gemäß: er verhieß Amneſtie und Freilaffung der Gefangenen, ſo— 
fern „gleichzeitig ein Verzicht des Königd von Preußen auf feine 
behaupteten Rechtsanfprüche auf Neuenburg“ erfolge, „oder das 
Eintreten eines folchen Verzichtes ald gefichert betrachtet werden 
fönne“, Allein in Paris war man nicht geneigt, auf diefe Er— 
flärung und Forderung in bezeichneter Weife einzugehen, fondern 
fah darin vielmehr eine dem Ausgleichungswerke nachtheilige Schroff- 
heit, Der Kaifer ließ durch den General Dufour den Bundesrath 
auf diefen Uebelſtand aufmerffam machen, was jene Behörde vers 
anlaßte, den gefeierten Vertrauensmann in außerordentlicher Miffion 
nach Paris abzuordnen, durch ihn die Wünſche des Bundesrathes 
empfehlen und erläutern zu laffen. Der Kaifer ging in die ge— 
meinfamen Borftellungen des Generals Dufour und des ſchweize— 
rifhen Minifterd Barman doch nur in befchränfter Weife ein, 
indem er für den Fall der Freilaffung der Gefangenen verfprechen 
ließ, alle Anftrengungen zu machen, daß ein Verzicht des Königs 
von Preußen erfolge. * Die Formel der Ausgleihung war nun 

* Note des franzöfifchen Minifters des Auswärtigen an den franzöflichen 
Gefandten in Bern (vom 26, November), 


— 597 — 


gefunden; fie mußte nur noch in folche fihernde Beftimmtheit 
gebracht werden, daß die Unterhandlung nicht mit einer bittern 
Täuſchung für die Schweiz enden könne. Der Bundesrath hielt 
wirflih die empfangene Zuficherung für ungenügend, gab in 
diefem Sinne neue nftruftionen an den Minifter Barman und 
zog durch eine ablehnende Erklärung vorübergehend das Miß— 
fallen des franzöfifchen Kabinets auf fidh. 

Unterdeffen entwidelte der König von Preußen einen Ernft, 
der fih von feinem Charakter erwarten ließ; er eröffnete den 
Landtag mit einer ritterlihen Rede, welche jenen Ernſt verfün- 
dete und die von den „getreuen Ständen“ mit dem Zuruf patrio- 
tifher Erregung erwiedert wurde (29. November); er brach den 
diplomatifchen Verkehr mit der Schweiz ab und ließ die Ber- 
muthung oder vollends die Beforgniß aufkommen, daß er dur 
militärifche Gewalt, indbefondere durch raſche Beſetzung einzelner 
nördlich gelegenen Gebietötheile der Schweiz, zu erzwingen fuchen 
werde, was ihm bis dahin durch das Mittel bloßer Borftellungen 
nicht hatte gelingen wollen.* Für die Geftattung allfälligen Durch— 
marfches preußifcher Truppen hatten die füddentfchen Staaten ihre 
Zufage gegeben, doch ohne andere eigene Betheiligung, ald dur 
Aufftellung von Obfervationdforps an den Grenzen; eine Sendung 
Furrer's an die füddeutfchen Höfe, welche von jener Zufage abhalten 
follte, war erfolglos geblieben. Nun waffnete der Bundesrath, rief 
zwei Heereödivifionen in aktiven Dienft, ftellte gefammte übrige Trup⸗ 
pen des Auszuged und der Neferve auf das Piket (20. Dezember) 
und lud die Bundesverfammlung zu neuer Berathung ein. Diefe 
ermächtigte zwar den Bundesrath zu fortgefegter Unterhandlung 
für ehrenhafte friedliche Ausgleihung, fahte aber zugleich in voll- 
ftändiger Einhelligfeit den hochherzigen Befchluß, daß, falls jenes 
Ziel nicht erreicht würde, alle Anftalten zum Kriege, und zwar 
zu der Vertheidigung ded Baterlandes „bis auf das Aeußerfte“, 
zu treffen feien. Zu ſolchem Zweck gab die Bundedverfammlung 
dem Bundesrath, ftatt einer Berwilligung bis auf 30 Millionen, 


* Gefchäftsbericht des Bundesrathes an die Bundesverfammlung über das 
Jahr 1856; im Bundesblatt; II. 1857. 
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wie er felbft angetragen hatte, einen völlig unbefchränften Kredit 
(30. Dezember); von legterm machte der Bundesrat Gebrauch, 
indem er ein außerordentliches Anleihen von 11 Millionen Franken 
abſchloß. Schon vorangehend hatte die eingetretene Verwickelung 
den fchweizerifchen Minifter in Paris in nicht unbegründete Sorge 
verfeßt; außer allem Zweifel im Einverftändniß mit dem frane 
zöfifchen Kabinet, war er nach Bern geeilt, um nachgiebigeres 
Verhalten dafelbft einzuleiten. Sm Zufammenhang mit diefer 
perfönlihen Erfheinung, namentlich aber zur Bollziehung der, 
feitend der Bundesverfammlung empfangenen Aufträge, in wie 
weit fie fich auf die zu erzielende Vereinbarung bezogen, ordnete, 
der Bundesrath in außerordentliher Sendung den Ständerath. 
Kern nach Paris ab, der. fich eiligft in Gefellfchaft des ſchweize— 
rifchen Minifterd Barman in jene Hauptfladt begab, dort zueift, 
gemeinfam mit diefem, fpäter allein die Unterhandlungen führte, 
Zwed der Sendung war weſentlich, für wirkliche Berzichtleiftung, 
ded Königs von Preußen mehrere Sicherheit zu erhalten, als in, 
der früheren franzöfifchen Note gewährt zu fein fchien, überhaupt, 
zu einem in allen Beziehungen der Schweiz entfprechenden Ber, 
trag zu gelangen. 

Mittlerweile war die Schweiz in ein großes Kriegslager um—⸗ 
gewandelt; die Bundesverfammlung hatte den bewährten Dufour 
neuerdings zum Oberbefehldhaber, den Bundesrath Frei⸗Heroſee 
zum Chef des Generalſtabs ernannt. Es wurden im Ganzen 
29,300 Mann unter die Waffen gerufen, mit 1660 Pferden, 
dieſe Truppen von Rorſchach bis hinab nach Baſel verlegt, mit, 
Raſchheit Befeſtigungswerke in Kleinbaſel audgeführt, * Verſchan⸗ 
zungen bei Schaffhauſen und Eglisau angelegt, nöthige Ponton⸗ 
trains nach Baſel und Schaffhauſen transportirt, in jedem dieſer 
Plätze ein beſonderer Kommandant der Attillerie aufgeſtellt; es 
wurden die Poſitionsgeſchütze (mehr denn 300 Roͤhren) zur Ar⸗ 


* Für ein verſchanztes Lager nach dem Muſter desjenigen, in welchem im 
Jahr 1799 eine franzöſiſche Diviſion fünf Monate lang die Operationen der 
Franzoſen begünſtiget und die Unternehmungen. des Erzherzogs Karl gewaltig 
genirt hatte. (Aus den „hiſtoriſch-politiſchen Blättern“ vom Jahr 1857.) 


— 599 — 


mirung der Werfe bei Bafel, Schaffhaufen und Eglisau in Ber 
reitfchaft gefebt, auch die Bewaffnung einiger Bodenfee-Dampf- 
ichiffe eingeleitet. Das ganze Heer (aufgebotene und zur Zeit 
noch nicht aufgebotene Truppen hatten zufammen eine Gefammt- 
ftärfe von 104,500 Dann mit 9000 Pferden und 252 Feldge— 
ſchützen) wurde in neun große Divifionen abgetheilt; es wurden 
die Divifionsftäbe vollſtändig befegt, zu den zwei erſten noch fünf 
andere derfelben in aktiven Dienft berufen. Freudig zog die Mann- 
fhaft von überallher in den „Preußenkrieg“s; andere Schweizer: 
bürger im In- und im Ausland ftellten namhafte freiwillige 
Geldbeiträge für die Kriegsführung dem Bundesrath zur Ber: 
fügung; volle Eintracht über das, was für das Vaterland zu 
thun, waltete bei Milizen und Bürgern, bei Vielen lobenswerthe 
Begeifterung. Berfchiedenheit der Anficht war höchſtens darüber 
zu vernehmen, ob Preußen wirklich Friegerifche Abfichten habe, 
ja oder nein; dann darüber, ob die übrigen Mächte, bejahenden 
Falles, ein feindliches Vorgehen desfelben zugeben würden. Die 
einmüthige Erhebung des fchmeizerifchen Volkes in diefer Zeit war 
um fo ruhmreicher, als die innern Verhältniffe noch fehr Bieles 
zu wünfchen ließen, insbefondere die zur Staatspraxis erhobene 
politifhe und Fonfeffionelle Partei-Ausſchließlichkeit noch immer 
im Slor war; „ed war ehrenhaft, daß ihrem Baterland auch die 
Männer fich nicht entzogen, die fonft dem radikalen Syftem nicht 
freundlich geftimmt waren.“ * 

Was der Bundesrath gewünfcht, wurde von Frankreich auf 
die Vorſtellungen der beiden ſchweizeriſchen Abgeordneten gewährt: 
in einer neuen Note vom 5. Januar 1857 nahm es die förm— 
liche Berbindlichfeit auf fich, eine der Schweiz entfprechende Aus- 
gleichung. herbeizuführen, d. h. eine foldye, welche die gänzliche 
Unabhängigkeit Neuenburg’s ficher ftellen werde. Die übrigen Groß— 
mächte: verhießen in verfchiedener Ausdrudsmweife ihren Beiftand, 
und zu gleicher Zeit vernahm der Bundesrath auch Verficherungen 
von friedlicher Gefinnung Preußens, von dem Kunde gekommen, 


* Hiftorifchepofitiiche Blätter, vom Jahr 1857. 
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daß es einen Mobilifirungsbefhluß bis zum 15. Januar verfchoben 
habe. Die Sachlage war nun eine folche geworden, daß die An— 
erfennung der Unabhängigfeit Neuenburg's als gefichert erfchien 
und ein Eingehen auf den Wunfch der Großmächte fein Wag- 
niß mehr war. Abweichende Meinung hatten bloß der Große Rath 
von Genf, eine dortige Volksverſammlung und die Abgeordneten 
diefes Kantons in beiden Räthen. Die wieder einberufene Bundes- 
verſammlung ließ fich jedoch durch diefe Kundgebung von der ges 
wonnenen Ueberzeugung nicht abwendig machen und befchloß gegen- 
theile, mit beinahe einmüthiger Stimmgebung, die Niederfchlagung 
des Strafprozeffed gegen die September-Angeklagten, mit dem 
einzigen Vorbehalt, daß die in Anklagezuftand verfegten Perfonen, 
fo weit dieß nicht bereit gefchehen, das Schweizergebiet auf fo 
lange zu verlafjen haben, bid die Neuenburger Angelegenheit ihre 
vollftändige Erledigung werde gefunden haben * (16. Januar). 
Am Schluß der Verhandlung fprach Alfred Efcher die denfwür- 
digen Worte, die wie aus dem Mund eines ergrauten Weifen 
klingen: „Die wahre Kraft eines Volkes offenbart fih nicht zum 
mindeften durch die Mäßigung, die es in feinem Auftreten an 
den Tag zu legen weiß. Ein kleiner Staat aber vollends wird 
nur dur eine ruhige Haltung und dur befonnenes Handeln 
der Welt Achtung einflößen und fie feine Sleinheit vergeffen 
machen.“ Der Beihluß erhielt unverweilte Vollziehung; die 
Gefangenen wurden über die Schweizergrenze begleitet.** Der 
Bundedrath entließ noch im Laufe Januars die Truppen und 
Sedermann fehrte vergnügt zu den Gefchäften des Friedens 
zurüd, 

Nach langen Vorbereitungen folgten endlih, im März und 
April, die Konferenzen theild zwifchen den Großmächten unter 


* Die zeitweilige Verbannung aus dem ganzen Schweizergebiet war ein 
Akt überflüfflger Strenge und ift geeignet, ein jehr gefährliches ae für 
die Freiheit der Schweizer zu werden. 

*x Bon dort gingen fie „nicht nach Berlin, fondern nad Paris, um den 
Dank für ihre Befreiung auszufprechen”, jagen neckend die „hiftorifchpolitifchen 
Blätter”. 
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ſich, theils gemeinfhaftfih mit der Schweiz. Der König von 
Preußen hatte anfänglih auf Bezahlung einer Summe von 
2 Millionen Franken an ihn feitend der Eidgenoſſenſchaft, ala 
Aequivalent für die aus Neuenburg bezogenen Einkünfte, abge- 
ftelt, in der Abficht Übrigens, den Betrag, wie er es früher mit 
jenen Einfünften gethan, abermals nur wieder im Intereſſe von 
Neuenburg zu verwenden; im Laufe der Unterhandlung war diefe 
- Summe im finalen Bertragsentwurf auf 1 Million berabgefebt; 
im entfcheidenden Zeitpunkt aber, ald es fih um die Unterzeich- 
nung desſelben handelte, wied der König die Summe zurüd, da 
fie ihm nicht unter dem angeführten Titel, fondern überhaupt 
als Schadloshaltung, gegeben werden wollte. , Sein befonderd 
nachdrüdliches Beſtreben ging dahin: die ftiftungsgemäße Erhal- 
tung und Berwendung der Kirchen- und anderer Fonde für milde 
Zwede, fo wie feinen biöherigen Anhängern eine erträgliche polis 
tifche Stellung im Lande zu fichern, zu letzterm Zweck eine allzu 
eilige Revifion der Berfaffung zu verhindern. Auch die Beibe- 
haltung des Titeld eined Fürften von Neuenburg war Fönigliches 
Begehren; die unbetheiligten Großmächte vermittelten ſolche in 
eigenem Protokoll mit Preußen. Im Ganzen waren jene Mächte 
billig und geduldig zugleich, der Schweiz fo günftig wie möglich, 
wenn fie auch nicht in alle ihre Einwendungen gegen die preußi- 
fhen Wünfche eingingen. Hier der Wortlaut des Vertrages, durch 
welchen die Unabhängigfeit Neuenburg’d von dem Föniglichen 
Haufe der Hohenzollern ausgefprochen und gewährleiftet wurde: 
„Art. 1. Se. Majeftät der König von Preußen mwilligt ein, auf 
ewige Zeiten für fich, feine Erben und Nachfolger auf die Sou- 
veränetätdrechte zu verzichten, welche ihm der Art. 23 ded am 
9. Zuni 1815 in Wien abgefchloffenen Vertrags auf das Fürften- 
thum Neuenburg und die Grafjchaft Balangin einräumt. Art. 2. 
Der Staat Neuenburg, fortan ſich felbft angehörend (relevant 
desormais de lui-möme), fährt fort, ein Glied der fehweizerifchen 
Eidgenofjenfhaft zu bilden, mit den gleichen Rechten wie die 
übrigen Kantone, und gemäß dem Art. 75 des obgedachten Ber- 
traged, Art. 3. Der ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft bleiben alle 
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Koften zur Laſt, welche ihr durch die Ereigniffe im September 
1856 verurfacht worden find. Der Kanton Neuenburg fann nur 
wie andere Kantone und nad Verhältniß feines Geldfontingentes 
angehalten. werden, zur Dedung derfelben beizutragen. Art. 4. Die 
Ausgaben, mit welchen der Kanton Neuenburg belaftet bleibt, 
werden auf alle Einwohner nah dem Grundfage genauer Ver- 
hältnigmäßigfeit vertheilt, ohne daß auf dem Wege einer Aus: 
nahmöjteuer, oder auf irgend eine andere Weile eine Klaſſe oder 
Kategorie von Familien oder Perſonen ausfchließlich oder vor« 
züglich damit. belaftet werden dürfen.* Art, 5. Für alle politi- 
hen und militärifchen Verbrechen und Vergehen (delits ou con- 
traventions politiques ou militaires), welche zu den lebten Er- 
eigniffen in Beziehung ftehen, wird volle und gänzliche Amneftie 
ertheilt, und zwar zu Gunften aller Neuenburger, Schweizer oder 
Fremden, und namentlich auch zu. Gunften der Miligen, welche fich 
durch Entfernung in’d Ausland der. Waffenpflicht entzogen haben. 
Eine friminelle oder forreftionelle Klage, eine Klage auf Schaden- 
erfag Fann weder durch den Kanton Neuenburg, noch durch irgend 
eine Korporation oder Perfon gegen Diejenigen angehoben wer- 
den, welche unmittelbar oder mittelbar an den September-Ereig- 
nifjen Theil genommen. haben. Die, Amneftie ſoll fih gleichfalls 
auf alle politifhen und Preßvergehen erſtrecken, welche vor den 
September-Ereigniffen ftattgefunden haben. Art. 6. Die Einkünfte 
der Kirchengüter, die im Jahr 1848 dem Staatövermögen eins 
verleibt worden find, können ihrer urfprünglichen Beftimmung 
nicht entfremdet werden. Art. 7. Die Kapitalien und Einfünfte 
der frommen Stiftungen, der, gemeinnügigen Privatanftalten, fo 
wie das von Baron dv. Pury der Bürgerfchaft von Neuenburg 
vermachte Bermögen werden gewiffenhaft refpeftirt; fie werden: 
den Abfichten der Stifter und der Stiftungdurfunden gemäß auf- 
recht erhalten, und fünnen niemals ihrem Zweck entfremdet wer⸗ 
den? (Paris, 26. Mai 1857). Diefer Vertrag iſt unterzeichnet 

* Eine mittelbare europäifche Verurtheilung der Freiburger und Luzerner 
Kontributionen und Spoliationen, zu welcher die Schweiz ihre eigene Unter: 
fehrift hergeben mußte. 


— 60 — 


durch die Bevollmächtigten von Defterreih, Franfreih, Groß- 
britannien, Preußen, Rußland, nebft demjenigen der Schweiz. 
König Friedrich Wilhelm IV. ratifizirte aus Sand-fouc am 
8. Juni, und erließ aus Marienbad (19. Juni) ein freundliches . 
Abichiedsfchreiben an die Neuenburger, in welchem mörtlich zu 
fefen: „In der Unterhandlung, welche der Unterzeichnung diefes 
Vertraged vorangegangen, war und vorzugsweife angelegen, das 
Glück ded Landes durch befondere Garantien für die Erhaltung 
feiner Kirche und jener Stiftungen, welche ed dem frommen Sinn 
und der Baterlandsliebe großmüthiger Bürger verdankt, zu fichern; 
haben auch in diefer Beziehung. durch den Inhalt des Vertrages 
nit alle unfere Wünfche Erfüllung gefunden, fo wollen wir 
gleihwohl hoffen, daß deſſen Ausführung der wohlwollenden 
Sorgfalt entfpredhen werde, welche unfere Beftrebungen geleitet 
bat; in diefem DBertrauen haben wir den. Bertrag. genehmiget; 
indem wir feine Befanntmahung anordnen, entbinden wir unfere 
Unterthanen: von Neuenburg des uns geleifteten Eides der Treue. * 
Ausdrüde des Dankes an Jene, welche bis zur lebten Stunde 
Beweife ihrer Anhänglichkert und Treue dem Fürften gegeben, 
fhließen das Föniglihe Wort. Der Große Rath des Kantons 
befchloß ungefäumt die Amneftie, fo weit folhe zum Vollzug des 
Bertraged erforderlih. Dem Lande Neuenburg war endlich auf 
gründliche Weife geholfen, der Schweiz ebenfalld; Royaliſten 
fonnte ed vernünftiger Weife in Neuenburg von nun an nicht 
mehr geben; war ihre Abficht umerreicht geblieben, fo fahen fie 
doch ihre Ehre gerettet, denn Efcher felbft, der bei allen oben 
erzählten wichtigen DBerhandlungen den Borfis im Nationalrath 
und in deſſen begutachtendem Ausſchuß führte, hatte ihre Häupter, 
die noch vor Kurzem ald Hochverräther in den Gefängniffen faßen, 
ale Männer bezeichnet, welche, „was wir nach unferer Auf- 
faffung für ein Berbrehen oder Vergehen anfehen, nah ihrer 
Anſchauungsweiſe in guten Treuen fogar für ein Gebot der Pflicht 
halten“ konnten. * Der Neuenburger Gefchichtfchreiber aber fagt 


* Kommiffionalbericht an den Nationalrath, vom 10. Zuni 1857, im Bundes: 
blatt von 1857, Bd. I. ©. 853. 
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von ihnen und ihren Anhängern: »von nun an iſt unſer Land 
eine ſchweizeriſche Republik; wir ſind Republikaner; die ehe— 
maligen Royaliſten, wir find deſſen gewiß, werden ihrem Vater— 
land auch in ſeiner neuen Geſtaltung mit Treue und Ergebenheit 
dienen, gleichwie ſie ihm gedient haben unter dem wohlthätigen 
Szepter ihres Fürften.“* Der große Emanzipationsakt koſtete die 
ſchweizeriſche Bundeskaſſe an Ausgaben für die Grenzbefegung 
und für die militärifche Offupation von Neuenburg Fr. 2,783,564. 
66 Rp. 
Mit wohlbegründeter Freude begrüßte die ganze Schweiz den 
Vertrag; wer zu jener Zeit in die Bundesftadt ging, verließ fie 
nicht wieder, ohne die ftattliche Urkunde nebſt den Faiferlichen 
und königlichen Natififationsinftrumenten fich zu befehen, und 
Jeder trug die Ueberzeugung mit fi von dannen, daß der In— 
halt auch dem feurigften Patrioten nichts zu wünſchen übrig laſſe. 


* Louis Junod: Histoire populaire de Neuchätel, etc., 1863. 


Shlußwort. 


Der Verfaſſer ift am Ziele diefer gefchichtlichen Darftellung 
angelangt. Er fühlte früher einige Verlockung, der Erzählung 
der Ereigniffe, aus welchen die neue Bundesverfaffung hervor- 
gegangen, eine Beurtheilung der Borzüge und Gebrechen derfelben, 
fo wie eine Vergleihung deffen anzureihen, was die neue Schweiz 
nad Inhalt diefes Grundgeſetzes und nach den Vorausſetzungen, 
welche die Kantone bei deffen Annahme geleitet haben, hätte wer- 
den follen und dürfen, und was fie in Kolge allzu freien, oft 
willfürlichen, im einzelnen Fällen felbft den Flaren Vorſchriften 
und dem unzweideutigen Sinn und Zwed der Bundedverfaffung 
widerfprechenden Vorſchreitens der Zentralbehörden in Wirklich- 
feit geworden ift. Allein ed würde die gründliche und vollitän- 
dige Ausführung eined ſolchen Vorhabens den Umfang einer 
eigenen Schrift erfordern, und überhin zieht der Verfaſſer vor, 
das freie Urtheil feiner Lefer felbft walten und die Erfahrungen 
fprechen zu laffen. Am Wenigften möchte er Unglüdöprophet fein; 
gegentheild gehört er zu den menfchlichen Naturen, die nie an 
der Möglichkeit guten Ausganges verzweifeln; auf einen folchen 
darf auch die neue Schweiz hoffen, wenn fie den Bedingungen 
desfelben fich nicht waghalfig entgegen ftemmt. Freiftaaten find 
heikle Organismen. Wenn fie aus ihrer Sphäre heraustreten und 
ihrem innerften Wefen und fcharf begrenzten Zwecke fih ents 
fremden, laufen fie Gefahr, vom Strom der Ereigniffe hinweg— 
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geſchwemmt zu werden. Die Schweiz foll von ihren Eigenthüm- 
lichkeiten retten und behaupten, was noch übrig; was fie vor- 
eilig binweggegeben, mieder zu gewinnen oder auf angemeffene 
Weife zu erfegen ſuchen. Sobald fie fein würde, was und wie 
andere Staaten ringsum find, fo droht ihrer begünftigten Sonder- 
erifteng hohe Gefahr; je mehr fie von Wefen und Form monardi- 
fcher Staaten in fi aufnimmt, deſto mehr ift ihr republifanifcher 
Fortbeftand bloßgegeben. Dem Schweizervolf, dann feinen Kan- 
tond= und Bundesvorfländen, fann nie genug empfohlen werden, 
von Allem ſich fern zu halten, was die kosmopolitiſirende Ver— 
trödelung der nationalen Eigenthümlichfeiten an das Fremden 
thum fördert; fi) zu hüten, der TZummelplag fremder Spekulation 
und Nachäffer ausländifcher Sitte in Familie und im Staate- 
leben zu werden. Die Fremdherrſchaft, die ſich auf Umwegen 
in das Herz des Landes einſchleicht und in demſelben ſich feſt— 
ſetzt, wäre nicht weniger gefährlich als jene, welche uns mit 
Waffengewalt könnte aufgedrungen werden wollen. Laſſe das 
Volk unter keinerlei Titel und Vorwand, den einzigen und 
ernſten Kriegsfall ausgenommen, eine Nationalſchuld auf— 
kommen; beſchränke ed die Geldmittel der Bundes- und der 
Kantonalgewalt auf das Maß des Unerläßlichen; bekämpfe es 
allen Schwindel, alles Großthun und alle Vielregiererei, die ſich 
in Alles und Uebriges miſcht und Jedem eine Welt voll gol- 
dener Herrlichkeit verheißt; lege es Proteft ein gegen eine heran- 
rückende Minifter-Regierung, gegen das zu Gunften der öffent- 
lihen Beamteten im Werden begriffene Penſions- und Ver—⸗ 
jorgungäfuftem ; dulde es nicht, daß unter dem Schein progreffiver 
Berbefferung der Miligordnung ſich ein ftehended Heer entmwidele, 
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die Schtweiz zu einem Militärftaat emporgefchraubt werde; fündige es 
feine Freundfchaft den Kafernen auf, welche dereinft die Zwingburgen 
gegen feine Freiheit fein würden; erhebe es fich gegen die bereits 
eingeriffene Aemterfumulation in den Kantonen und im Bund, 
gegen die verderblichfte Aemterhäufung auf denfelben Häuptern 
insbefondere, welche fich die gleichzeitige Leitung und Verwaltung 
im Bund und in den Kantonen in die Hände legen läßt, und 
fteure e8 diefem Unfug für die Folge durch eine verftändige Ber: 
theilung der öffentlichen Stellen unter möglichit Viele; hüte «3 
fih, durch hohe Gehalte ein Heer von Lohnmagifiraten zu fchaffen, 
denen dad Geld Alles, die Ehre nichts mehr fein würde. 

Das find zuverläffige Mittel für die Erhaltung der Unab- 
hängigfeit eines Verbandes Kleiner Freiftaaten, einzeln oder in 
Gefammtheit ald Nation aufgefaßt; Alles jedoch unter Voraud- 
ſetzung jened Schutzes von Oben, welchen zu verdienen das 
Schweizervolf nicht vergeffen wird. 

Gecſchrieben in St. Gallen am 10. März 1865. 


Berichtigungen und Zufäage. 


Seite 32, Zeile 4, ftatt: Coratrix“ lies: Gocatrir, 


40, letzte Zeile, ftatt: „eines Motto's“ Lies: feines Motto’s. 

47, Zeile 25 und 26, ftatt: „Ihre Anftalt wurde” lies: Ihre Anftalten wurben. 

#8, „8: Nicht 80, fondern 8 Movigen waren es. Sie ftellten fih aus eigenem 
Antrieb in Iffenheim. Jene größere Zahl, dem Buß'ſchen Gefhichts- 
werf entnommen, war in biefem ohne Zweifel nur Drudfehler. 

113, „ 6, flatt: „nichts“ Ties: nicht. 

’ „Zerftörungen” lies: Störungen. 


8, u 
116, „ 15, „ „auf andere” lied: auf Anderes. 
118, „ 8 „ eingedenk“ lies: uneingedenk. 
16, „ 6, nah „Wohnung", ein Komma zu fegen. 
138, „ 9, ftatt: „vorausfehen” Ties: vorausfegen. 
19, „ 30, „. „viemehr" lies: vielmehr. 
m, u 2, „ „gegen die" lies: für bie. 
29, „ 17, „ „nur“ lies: num, 
324, 18, „ „der Staatsrath”, lied; der Große Rath. 


419. Zu der bier und in ben frühern Bänden befprohenen Reform ber Berfaffung 
von Graubünden wirkte Peter Gonrabin v. Planta befonders thätig; von 
ihm war bie Gründung bed Reformvereins beantragt worden, deſſen Mitglied 
er gewefen; ben Bortritt überließ er jenen ältern Staatsmännern, bie fih 
damals vorzügliher Popularität erfreuten. x 

565, Zeile 20, ftatt: „Landesbehörde“ lied: Bundesbehörde. 

578, „ 19, „ „wanderte ed“ lied: wanderte das Volk. 
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